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I. Abhandlangen. 



Überproduktion — oder Uebervölkernng? 



Von Knut Wioksell (Stockholm). 



I. 

Unter dem Titel: »Die wirtschaftliche Ueberproduktion 
und die Mittel zu ihrer Abhilfe« hat Herr Eb. D'Avis im 
5. Hefte des 17. Bds. der »Jahrbücher für Nationalökonomie 
und Statistik« einen Artikel geliefert, der, meines Erachtens 
in sehr schätzbarer Weise verschiedene Seiten dieses vielbe- 
sprochenen Problemes beleuchtet. Die Ergebnisse, die sich 
als theoretisches Resultat der Ausführungen UAvis darstellen, 
stehen itait den thatsächlichen Phänomenen der jetzigen Wirt- 
schaftsperiode in auffallender Uebereinstimmung. Wenn dazu 
kommt, dasB seine Beweisführung auf beinahe allen Punkten 
durch logische Strenge sich auszeichnet, so scheint kaum an- 
deres möglich zu sein, als dass auch seine praktischen Schluss- 
folgerungen, seine Kritik der üblichen Vorschläge zur Besei- 
tigung des Uebelstandes, bezw. seine eigenen Mittel zu dessen 
Abhilfe ohne weiteres acceptiert werden müssen. 

Und dennoch : eben diese praktische Konsequenzen seiner 
Theorie scheinen mir derart zu sein, dass sie von Männern 
des Faches kaum anders als mit leisem Kopfschütteln erwiedert 
werden können. Herr D'Avis spricht zuerst von den vielen 
Vereinbarungen zwischen den Fabrikanten, um durch er- 

Zeltochr. f. Staats*. 1890. L Heft. J 
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2 Knut Wickseil: 

raässigte Produktion höhere Warenpreise zu erzielen, und sucht 
die Ursache ihres Misslingens darin, dass »die Einschränkung 
der Produktion als solche für unsere Welt überhaupt kein 
Mittele wäre, »eine allgemeine Ueberproduktion, d. h. eine 
solche, welcher nicht an anderer Stelle eine Unterproduktion 
entgegensteht, zu beseitigen c 

In dieser Fassung kann man natürlich seinem allgemeinen 
Satze nur beistimmen. Wenn er aber behauptet, die jetzige 
Ueberproduktion, zumal in Deutschland, wäre eben eine solche, 
»wo so zu sagen in allen Gewerbszweigen zu viel, in keinem 
zu wenig geschaffen wird«, so fehlt, so viel ich sehe, für diese 
Behauptung, jeder Grund. Er selbst spricht von »Kohlen und 
Erzen, Eisen, Stahl, Jute, Papier, Branntwein« u. s. f. deren 
Produktion den wirklichen Bedarf übersteige; aber das alles 
sind ja Waren und Rohstoffe die zum grossen Teil auf frem- 
den Export berechnet sind. Dagegen dass die Produktion 
Deutschlands in den gemeinen Verbrauchsgütern und deren 
Rohstoffen, in Fleisch, Getreide, Wolle, Bauholz u. s. f. auch 
den wirklichen Bedarf übersteige, wird schwerlich irgend 
Jemand behaupten wollen, und so fehlt denn auch die erste 
Voraussetzung für die Applikation jenes an sich ganz richtigen 
Satzes. Die Wahrheit ist wohl vielmehr, dass die Produktion 
von allen den genannten Gütern in Deutschland hinter dem 
Bedarf weit zurückbleibt, so dass Deutschland notwendiger- 
weise einen Teil dieses Bedarfes von dem Auslande beziehen 
muss. Hätte nun in irgend einem Produktionszweig Deutsch- 
land ein natürliches oder sonstiges Monopol für die Her- 
stellung gewisser Waren, so könnte es sehr wohl zutreffen, 
dass eine Einschränkung in eben dieser Fabrikation, wenn 
früher allzugross, durch gesteigerte Preise im Auslande einen 
grösseren Bruttoertrag herbeizuführen vermöchte und somit 
auch volkswirtschaftlich von Nutzen wäre (wie z. B. die Er- 
fahrung von der Holzausfuhr Schwedens und der übrigen 
nordischen Länder das zu beweisen scheint) ; oder doch einen 
erhöhten Nettoertrag, in welchem Falle wenigstens die Fa- 
brikanten einen grösseren Gewinn erzielen würden. 

Wenn Monopol- Vereinbarungen erfahrungsmässig wenig 
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Glück haben, so liegt die Hauptursache wahrscheinlich darin, 
dass ein Monopol thatsächlich unmöglich, im Gegenteil die 
inländische und ausländische Konkurrenz in allen Industrie- 
zweigen schon übergross ist. 

Dagegen mit Herrn D'Avis zu glauben, dass eine Ein- 
schränkung der Produktion schon deshalb ihr Ziel verfehlen 
muss, weil die infolge der Einschränkung verabschiedeten 
»Beamten und Arbeiter um gerade so viel weniger Güter 
kaufen und verbrauchen können, als die Gesamtmasse der 
Güter infolge der Minderung der Produktion abgenommen 
hat«, — halte ich für ganz unberechtigt. Es ist dies ein 
bekanntes sozialistisches Argument, das jetzt, wie es scheint, 
auch in die eigentliche ökonomische Litteratnr Deutschlands 
aber ohne genügende Kritik Eingang gefunden bat. Erstens 
richtet sich ja, wie wir gesehen haben, die Konsumtion der 
Arbeiter eben nur in sehr geringem Masse auf die Güterarten,, 
deren Herstellung jetzt unter Ueberproduktion leidet. Aber 
zweitens : wie kommt man dazu »die Konsumtion der Arbeiter 
und Beamten« mit dem Wert der ganzen Summe, der mit 
ihrer Hilfe fabrizierten Güter gleichsetzen zu wollen?! Was 
bliebe dann für die Konsumtion aller derjenigen übrig, die 
nicht allein von ihrer Arbeit, sondern direkt und indirekt 
aucb vom Kapital leben: Rentiers, Pensionierte, Soldaten, 
Witwen und Waisen, Civilbeamte u. s. f. um von den Fabri- 
kanten selbst nicht zu sprecben? Wahrscheinlich wird man 
nicht sehr irren, wenn man annimmt, es falle von der Ge- 
samtsumme der Produkte reichlich die Hälfte den von dem 
Kapital Lebenden zu. Die andere, kleinere Hälfte bleibe dann 
für den Arbeitslohn übrig. Und noch mehr: je kleiner der 
Anteil der Arbeiter ausfällt, desto grösser wird selbstver- 
ständlich der Anteil der Nichtarbeiter. Könnte man die Ar- 
beiter um gar nichts haben, so wäre ja die Situation sowohl 
der Fabrikanten wie der nichtarbeitenden Konsumenten am 
allerherrlichsten. Ich halte somit den Gedankengang D'Avis 
hier für einen ganz verfehlten. In einzelnen Produktions- 
zweigen kann es wohl mitunter zutreffen, dass der Wert der 
Produkte nur den Arbeitslohn und nichts weiteres ersetzt, 

1* 



Digitized by LiOOQ IC 



4 Knut WickneH : 

dann aber ist, wie dies Herr UAvis auch zuzugeben scheint, 
eine Einschränkung eben dieser Produktion das geeignetste 
Mittel um bessere Preise zu erzielen; für die Gesamtproduk- 
tion ist ein solcher Zustand einfach unmöglich, wenn nicht 
das Kapital so reichlich vorhanden wäre, dass es geradezu 
umsonst ausgeboten würde, und somit sich ohne jeden Anteil 
an dem Ertrag der Produktion begnügen müsste. 

IL 

Betreffend den Güterabsatz nach dem Ausland ist die 
Stellung Herrn D'Avu? etwas schwankend. Er sagt zuerst 
dass eine Vermehrung dieses Absatzes »erst rechte kein Mittel 
wäre, eine allgemeine Ueberproduktion zu beseitigen — er 
setzt zwar zu: »f&r sich alleinc, aber der Sinn dieser Worte 
will mir nicht recht klar werden. 

Sodann erklärt er aber, dass es mit dieser Vermehrung 
doch »nicht ganz so schlimme stände (wie mit einer Ein* 
schränkung der Produktion). Indessen steht es nach der 
Meinung Herrn D'Avis auch mit jenem Ausweg schlimm ge- 
nug. Und hierin kann man ihm leider nur beistimmen. 

Den wahren Grund des Uebelstandes aber scheint er 
auch hier nicht ganz richtig getroffen zu haben. Er spricht 
von der Arbeitslosigkeit im Auslande und von der hieraus 
entspringenden übergrossen Konkurrenz des Auslandes mit 
Deutschland. Allein der eigentliche Zweck des internationalen 
Handels ist ja, wie jedermann weiss, die eigenartigen Pro- 
dukte verschiedener Länder gegen einander zu tauschen. Die 
Konkurrenz an sich würde also gar nichts schaden ; im Gegen- 
teil : es könnte der Wetteifer der Völker ihr Arbeitserzeugnis 
abzusetzen und ihren Arbeitern Beschäftigung zu geben, allen 
den Beteiligten nur förderlich sein, wenn nämlich die ver- 
schiedenen Länder des Weltmarktes auch in der Art ihrer 
Gütererzeugung wirklich verschieden wären, so dass sich 
mehrere unter ihnen vorzugsweise dem Ackerbau und der 
Viehzucht widmeten, und nur einige überwiegend industriell 
lebten. 

Der eigentliche Uebelstand ist nun, da98 dies in unserem 
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Zeitalter nicht mehr der Fall ist; sind ja die Länder Europas 
mit wenigen Ausnahmen sämtlich nach und nach in die 
Reihe der überwiegend industriellen Völker eingetreten. Da 
nun ein Tausch zwischen Industrie und Industrie, zwischen 
Eisen und Eisen, Kohlen und Kohlen u. s. f. mehr oder we- 
niger sinn- und zwecklos ist, so müssen jene Länder sämt- 
lich mehr und mehr ihren Absatzmarkt in den überseeischen, 
noch überwiegend ackerbaulichen Ländern aufsuchen, was schon 
an sich sehr misslich ist, einen beinahe verzweifelnden Zustand 
aber hervorrufen muss, wenn mehrere von diesen Kolonial- 
ländern, wie z. B. die Vereinigten Staaten Amerikas, mit dem 
Heranwachsen ihrer Bevölkerungen sich mehr und mehr geneigt 
erweisen, ihre eigenen reichen Hilfsmittel für das Aufkommen 
einer einheimischen Industrie benutzen zu wollen. 

Man wendet vielleicht ein, dass auch das Getreide im 
Preise gesunken ist und dass es noch keine Schwierigkeiten 
bietet, den Bedarf Europas an Getreide zu decken. Allein 
man vergisst dabei, dass der sog. » Bedarf t Europas an Ge- 
treide nicht das ist was es zu brauchen, sondern einfach 
was es zu kaufen vermag. Das Getreide ist zwar im 
Preis gesunken. Allein so tief, dass sich jeder Kossäte, jeder 
Taglöhner Deutschlands, Oesterreichs, Italiens u. s. w., auch 
wenn »voll beschäftigte, sich mit Brot sättigen könnte, ist 
es nicht gesunken und wird es voraussichtlich nicht sinken — 
von einem wirklichen Ueberfluss an Nahrungsmitteln in unserem 
Weltteil ist somit gar keine Rede 1 ). 

m. 

Wenden wir uns jetzt zu den positiven Vorschlägen IfAvis. 

Nicht Einschränkung der Produktion, aber auch nicht 
fortgesetzter Wettkampf mit dem Auslande, sondern eine Auf- 
munterung des inländischen Handels wäre nach 



1) Nicht zu sprechen davon, dass ein grosser Teil dieses »Bedarfesc 
zumal in England nioht durch Waren liquidiert wird, sondern durch Zah- 
lung von Rentenforderungen die aus früheren blühenderen Zeiten stam- 
men, jetzt aber wie es scheint zum letzten Farthing eingezogen werden. 
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ihm das geeignete Mittel die schlechten Zeiten zu überwinden. 
Hören wir seine eigenen Worte: »Es braucht also nur das 
zur Verfügung stehende ersparte Geld irgendwie im Austausch 
gegen irgend etwas ausgegeben zu werden, und allen, die da 
gelitten haben, ist geholfen« (s. 485). 

Ja* wer das nur glauben könnte! Wie hoch beziffert sich 
denn dies »ersparte Geld«, das nach den Ansichten von Herrn 
D'Avis »dazu dienen könnte« allen jetzt leidenden »Beschäf- 
tigung und Verdienst zu bringen« ? Herr D'Avis spricht von 
»Hunderten von Millionen« Mark. Das ist nicht viel. Eine 
solche Summe würde wohl höchstens genügen, den jetzt Arbeits- 
losen oder nur Halbbeschäftigten Deutschlands »Beschäftigung 
und Verdienst zu bringen« während eines halben oder 
vielleichteines ganzen Jahres. (Man bedenke nur 
eine wie geringe Zeit die französischen Milliarden ausgereicht 
haben). Aber während des nächsten Jahres und der darauf 
folgenden, mit was sollen alle diese Leute dann beschäftigt 
und gelohnt werden? Ja wenn nur jährlich einige Hun- 
derte von Millionen Mark zusammengespart würden, ohne eine 
Anwendung finden zu können ! Allein davon ist keine Bede, 
denn in diesem Falle wären ja jetzt nicht Hunderte, sondern 
Tau 8 ende von Millionen Mark ledigen Kapitals vorhanden, 
da ja eben nach der Aussage D'Avis* die jetzigen Zustände 
des Kapital- und Arbeitsmarktes schon seit zehu oder vier- 
zehn Jahren da sind. 

Herr D'Avis scheint indessen vorauszusetzen, es würde 
gleichsam von selbst das ledige Geld, wenn nur für »irgend 
etwas« ausgegeben, bald wieder in der Form neuer Erspar- 
nisse auf dem Geldmarkt zum Vorschein kommen müssen. 
Ich halte diese Voraussetzung für eine ganz irrige. Wenn 
das Geld in fruchtbringenden Anlagen untergebracht wird, 
dann freilich mag es in einigen Jahren wieder zusammenge- 
spart sein und somit wieder Arbeit kaufen können. Wenn aber 
ersteres nicht geschieht, bezw. nicht geshehen kann, weil keine 
derartigen Anlagen zu finden sind, sondern das Geld einfach 
für mehr oder weniger unproduktive Luxuszwecke ausgegeben 
wird, dann kommt es offenbar auf dem Geldmarkt in der 
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Form neuer Ersparnisse nimmermehr zum Vorschein. Denn 
wie und von wem sollte es erspart werden ? Dasselbe wandert 
einfach in der Zirkulation weiter oder fliesst vielmehr, da es 
zur gesteigerten Konsumtion von Nahrungsmitteln und dgl. 
dient, die im eigenen Lande nicht in genügender Menge pro- 
duziert werden, dem Auslande zu. 

IV. 

Es liegt nach meiner Meinung der Hauptfehler des Auf- 
satzes D'Avis darin, dass der Verfasser die Bevölkerung s- 
frage, diesen überaus wichtigen ökonomischen Faktor, in den 
Ereis seiner Betrachtungen überhaupt nicht gezogen hat. Er 
fasst, um mit J. St Mül zu sprechen, das Problem des öko- 
nomischen Gleichgewichtes lediglich wie ein statisches 
auf, während doch in unserem Jahrhundert und in den Volks- 
wirtschaften der arischen Bevölkerungen nur von einem dy- 
namischen Gleichgewicht die Rede sein kann, oder doch 
thatsächlich bisher die Bede gewesen ist. 

In jedem Land, wo die Zahl der Einwohner sich vermehrt, 
(und seit einem Jahrhundert war ja das beinahe überall in 
Europa und Amerika der Fall) muss selbstverständlich auch 
eine stetige Vergrösserung der Nahrungs- und Einkommens- 
quellen Platz greifen, wenn nicht eine allgemeine Verarmung 
der Bevölkerung die unausbleibliche Folge sein soll. Eine 
derartige Erweiteruug der Nahrungsquellen, wenn überhaupt 
möglich, erfordert aber, zumal in den alten Kulturländern, 
eine entsprechende Menge mehr oder weniger langwieriger und 
kostspieliger Vorarbeiten, die, da sie unmittelbar nichts ab- 
werfen, nur durch die jährlichen Ersparnisse eines Teils der 
Bevölkerung ermöglicht werden können. 

Wenn also Herr D'Avis die Ersparnisse, die gemacht, 
und die neuen Kapitalgüter, die während des Zeitraumes 
1850 — 75 hergestellt wurden, als ausserordentliche Vor- 
gänge bezeichnet, so mag er allerdings darin ganz recht 
haben, allein aaf der andern Seite ist man dann auch genötigt, 
die Schlussfolgerung zu ziehen, dass auch die Vermehrung 
der Volks zahl Europas, die damals und unmittelbar 
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nachher noch stattfinden konnte, eben eine ausserordent- 
liche war, und jetzt durch einen Zustand der Bevölkerung, 
der sich dem stationären ziemlich nähert, ersetzt werden muss. 

Nun ist aber für's erste zu bemerken, dass nach aller Er- 
fahrung unter allen sozialen Veränderungen die genannte eben 
diejenige ist, zu welcher ein ganzes Volk sich am allerschwersten 
entschliesst. Dazu kommt zweitens: wenn auch die Zahl der 
Eheschliessungen und der Zeugungen sich sofort nach den 
veränderten ökonomischen Bedingungen richten würde, so sind 
doch die schon geborenen Kinder da, und die Grösse der Al- 
tersklassen, die mit jedem neuen Jahre das erwerbsfähige, 
heirats- und anstellungslustige Alter erreichen, wird noch viele 
Jahre hindurch unaufhörlich wachsen, wie früher, auch dann 
wenn die Bevölkerung im ganzen nicht mehr so schnell wie 
früher oder überhaupt nicht mehr wächst. 

Diese beiden Umstände werden dann notwendigerweise 
eine Reihe von Erscheinungen herbeiführen, die mit den von 
Herrn D'Avis geschilderten zwar äusserlich übereinstimmen, 
deren innerer Grund aber bedeutend tiefer liegt, als er es zu 
glauben scheint. 

Nehmen wir z. B. an, es seien während der blühenden 
Zeiten Jahr aus Jahr ein etwa 10°/o der vorhandenen Arbeits- 
kräfte mit den erwähnten vorbereitenden Arbeiten beschäftigt ; 
und zwar wachse hierdurch, wollen wir weiter annehmen die 
Gesamtproduktion des Landes im Wert durchschnittlich l°/o 
jährlich; eine ebenso grosse Zunahme der Bevölkerung kann 
dann ohne jede Unannehmlichkeiten stattfinden, und sie wird 
wahrscheinlich auch stattfinden. Jetzt aber kommt die Zeit, wo 
solche vorbereitende Arbeiten nicht in demselben Masse wie 
früher lohnend werden. Die nötigsten Eisenbahnen, Kanäle, 
Schiffe sind schon gebaut, die am meisten versprechenden Erd- 
verbesserungen oder Fabrikanlagen schon bewerkstelligt u. s. w. 
Dergleichen Arbeiten hören wohl nicht ganz auf, allein sie 
werden nur noch in sehr beschränktem Massstabe fortgesetzt ; 
sagen wir: sie werden künftig nur die Hälfte gegen früher 
d. h. nur noch ö°/o der Arbeitskräfte beschäftigen können. 
Die nächste Folge hiervon wird natürlich sein, dass die andere 
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Hälfte, somit 5% der sämtlichen Arbeiter für den Augen- 
blick beschäftigungslos werden. Allein d i e s e Eonsequenz ist 
weder die einzige, noch bei weitem die schlimmste. 

Alle diese Arbeiter könnten ja zunächst, wie dies D'Avis 
befürwortet, mit der Verfertigung von Konsumtions-(Luxus-) 
gegenständen beschäftigt werden, oder eine Verminderung der 
Arbeitszeit konnte Platz greifen ; und in einer stationären 
Bevölkerung würde , wenn die »ausserordentlichen € Ar- 
beiten schon fertig wären, unzweifelhaft der eine oder andere 
von diesen Auswegen (oder auch beide zugleich) ergriffen wer- 
den und sich als ausreichend erweisen. Ganz anders aber, wenn 
die Zahl der Bevölkerung und speziell die Grösse der heran- 
wachsenden Altersklassen immer zunimmt! Mit dem notge- 
drungenen Aufhören eines Teiles der vorbereitenden Arbeiten 
ist ja eine mindestens ebenso grosse Einschränkung der 
künftigen Produktions- und folglich auch der Kon- 
sumtions-Möglichkeiten verbunden, was unter der ge- 
machten Voraussetzung notwendig ein stetiges Ueberzählig- 
machen der Arbeiter und der Konsumenten hervorrufen muss. 
Mag diese Ueberzahl anfangs eine ziemlich geringe sein — 
nach dem obigen Zahlenbeispiel würde sie etwa Va°/o jährlich 
betragen, sie ist doch eine stetig anwachsende, sie würde in 
zehn Jahren ö°/o, in zwanzig gar 10% (genau gerechnet noch 
etwas mehr) der ganzen Arbeiterzahl ausmachen — und sie 
wird unserer Voraussetzung zufolge durch nichts kom- 
pensiert. Es ist sehr zu befürchten, oder vielmehr, es unter- 
liegt kaum einem Zweifel, dass die jetzige Arbeitslosigkeit und 
die Leiden der Arbeiter Deutschlands eben aus dieser Quelle 
herrühren und demnach ganz andere, kräftigere Heilmittel er- 
fordern, als das von Herrn D'Avis besprochene. 



Auch vom Standpunkte der Ersparer aufgefasst, steht die 
Sache nicht anders. Es könnte wohl scheinen , als ob die 
Geldbesitzer, anstatt ihre Geldkapitalien »nutzlose liegen zu 
lassen, oder in fremden Wertpapieren anzubringen, das Geld 
lieber auf dem heimischen Markt »für irgend etwasc ausgeben 
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mochten, um es wenigstens wieder in die Zirkulation zu bringen. 
Es ist dieser Gedanke keineswegs neu, haben ja schon die 
Engländer Malihus und Chalmers sich in derselben Richtung 
ausgesprochen, wie jetzt Herr IPAvis, freilich mit einem weit 
eingreifenderen Yerständniss för die Notwendigkeit einer 
gleichzeitigen Einschränkung des Bevölkerungszuwachses, als 
ihr deutscher Nachfolger. 

In einer » fortschreitenden « — das soll hier nur heissen : 
einer die Kopfzahl vermehrenden — Gesellschaft wird jedoch 
dieser Rat ungehört verklingen müssen. Die Ersparer wollen 
nicht ihr (mehr oder weniger) sauer erworbenes Geld wieder 
für Luxusgegenstände ausgeben. Nicht aber, wie das Herr 
D'Avis glaubt, darum weil ihnen nicht »was Rechtes Passen- 
des gebotene wird, sondern einfach, weil sie im allgemeinen 
viele Kinder haben und deren künftiges Loos nicht schlechter 
gestaltet wissen möchten, wie ihr eigenes. Sie wollen nicht 
Verbrauchsgüter, wenn auch so »schöne, feine, schmuckvolle, ge- 
nussreichec sie wollen Kapitalgüter haben, die Geld ab- 
werfen, oder in der Zukunft abzuwerfen versprechen, und 
wenn solche nicht mehr zu haben sind, weder in der Heimat 
noch im Auslande, wollen sie wenigstens das Geld selbst aufbe- 
wahren um es ihren Nachkommen zur Verfügung stellen zu 
können. 

Ist das nicht einleuchtend genug? Und sollten sie hier- 
durch in Widerspruch mit den wahren Interessen der ^ Arbeiter 
gelangen? Ich glaube nicht. Bis zu einem gewissen Punkte 
gehen offenbar die Interessen sämtlicher Volksklassen Hand 
in Hand, wenn es gilt, die beweglichen Kapitalien lieber in 
der einheimischen Produktion zu verwerten, als sie in aus- 
ländischen Wertpapieren jeglicher Art anzulegen, die ausser 
einem gewissen (oder auch ungewissen) Zins, dem eigenen 
Lande nichts weiter zuführen werden. Die grosse Menge der 
»Kapitalisten« sind ja keine Rothschilds, sie leben nicht nur 
von dem Ertrag ihres Eigentums sondern grossenteils auch 
von dem Lohn ihrer Arbeit. Es wird daher offenbar in ihrem 
eigenen Interesse (oder wenigstens in ihrem »Klasseninteresse«) 
liegen, die vaterländischen Geldanlagen den ausländischen 
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vorzuziehen, auch dann wenn der unmittelbare Ertrag 
jener ein etwas kleinerer ist. Wenn aber der erwähnte Punkt 
schon überschritten ist, wenn die Ersparer, von dem geringen 
Erfolg der einheimischen Kapitalanlagen oder K.- Anlagever- 
suche zurückgeschreckt, sich mehr und mehr den ausländischen 
Effekten zuwenden , auch dann erscheint es sehr fraglich, ob 
nicht diese, für den Kapitalisten nunmehr als »natürliche 
erscheinende Anwendung der ledigen Gelder, sich im grossen 
und ganzen als die für die gesamte Volkswirtschaft nützlichste 
erweisen dürfte. Wenigstens wenn man bedenkt, dass die 
Länder, die mit dem grössten Erfolg die Kapitalüberschüsse 
der alten Kulturländer verwerten können, dieselben sind, gegen 
die der Strom der Auswanderung aus eben diesen Ländern 
sich richtet, wird man sich sagen müssen, dass es doch schliess- 
lich besser ist, wenn auswandernde Arbeiter, von auswandernden 
Kapitalien unterstützt, sich in der Fremde einer ergiebigeren 
Wirksamkeit widmen, als wenn sie fortwährend den meistens 
schon voll in Anspruch genommenen Hilfsquellen des eigenen 
Landes einen spärlichen Mehrertrag abzuringen sich bemühen. 

Wenn auch dieser Ausweg zuletzt verschlossen wird, weil 
ja die Kolonialländer sich der Lage der alten Kulturländer 
mehr und mehr nähern, wird es sich allerdings vielfach ereignen, 
dass das ersparte Geld zunächst einfach aufbewahrt werden 
muss, um nach und nach durch Ermässigung des Leihzinses 
und erhöhte Luxuskonsumtion in die Zirkulation wieder ein- 
zutreten; dass aber dieses verzögerte Ausgeben der Gelderden 
Arbeitern einen wirklichen Vorteil raube, der ihnen sonst in 
irgend einer Weise zuteil werden könnte, ist wenig ersichtlich. 

Jedenfalls würde dieser Vorteil, wie ich das oben aus- 
einander zu setzen versucht habe, ein nur einmaliger, bald 
vorübergehender sein. Ohne produktives Ersparen — um 
mich kurz auszudrücken — ohne eine stetige Erweiterung der 
Nahrungs- und Einkommensquellen kann einer wachsenden 
oder schon überzähligen Bevölkerung nicht dauerhaft geholfen 
werden. Und so thun denn die Arbeiter (so wie auch die 
ganze Bevölkerung) unter den geschilderten Umständen wahr- 
haft um besten, wenn sie lieber heute als morgen auf Ein- 
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schränkung der Zahl ihrer Nachkommen und wo möglich auch 
auf Auswanderung bedacht sind. 



Mit einem Worte : nicht Ueberproduktion sondern Ueber- 
völkerung ist die wahre Signatur unserer jetzigen Wirtschafts- 
periode. Was als allgemeine Ueberproduktion erscheint, erweist 
sich, näher betrachtet, nur als eine Ueberfttllung jener Güter- 
arten in deren Produktion die Länder Europas immer mehr 
Konkurrenz finden. Sie selbst bedurften jener Güterarten in 
solcher Menge nicht, deren Vermannigfachung erschien aber 
am leichtesten. Man wurde sich der Unmöglichkeit eines Ab- 
satzes nicht bewusst. 

Und so ist auch das Vorhandensein grosser lediger Geld- 
kapitalien, der scheinbare »Ueberfluss au Geld«, nur die Kehr- 
seite der Schwierigkeit, neue zinstragende Kapitalgüter her- 
zustellen, somit ein sicheres — wenn leider oft missverstandenes 
— Zeichen des annähernden stationären Zustandes. Je mehr 
diese Wahrheit, von den Männern des Faches ausgesprochen, 
in das Volk dringen wird — desto besser. 
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Ein Beitrag zur Grund ungsgeschich te des 
belgischen Staates 1 ). 



Von W. ttossrau. 



L 

Wenn wir bente die Augen rückwärts lenken und die 
Geschichte der dreissiger Jahre betrachten, wenn wir uns der 
Leidenschaften erinnern, die damals Europa bewegten, und der 
schweren Nachwehen, die mit dem Sturze Napoleons I. keines- 
wegs vollständig beseitigt waren, so müssen wir bekennen, 
dass die Gründung der neuen belgischen Monarchie wie ein 
wahres politisches Wunder erscheint. Das kleine Holland 
war eine Zeit lang das Zentrum und der Knotenpunkt der 
gesamten europäischen Politik gewesen. Seine Geschichte 
erfüllt das Ende des 15. und einen grossen Teil des 16. und 
17. Jahrhunderts. Und wie es dann zu geschehen pflegt, 
wenn eine Nation in das volle Licht der Geschichte tritt und 
eine hervorragende Bolle im politischen und geistigen Leben 
der Völker spielt, dass ein besonders begabtes Herrscherge- 
schlecht die Interessen, Bedürfnisse, Hoffnungen des Volkes 

1) Vgl. Ghoix d'opuaculea philoaophiques, hiatoriquee, politique* 
et littlraires de Sylvain van de Weyer, 2 vol. Londres 1862. — Hi- 
stoire des Rotations exterieures de la Belgiqne depuis 1830, par 8. 
van de Weyer, miniatre dMtat ; Bruxellea 1874. — ßylv. van de Weyer 
d'aprea des dooumenta in&lita par Th. Jurte, 2. vol. Bruxellea 1871. — 
Revue des deux mohdea 15. Novbr. 1874 Aug. Langel: Un fondateur 
de 1a Monarchie beige. — 
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als die seinigen aufnimmt und kräftig vertritt, so geschah 
es auch in Holland. Man kann nicht an Holland denken 
und von seiner politischen Bedeutnng reden, ohne der Namen 
Wilhelm des Schweigers, Moritz von Nassau, des Prinzen 
Friedrich und Wilhelm III. zu gedenken. Was aber das 
Haus Nassau-Oranien für die Niederlande, das ist — aller- 
dings unter wesentlich anderen Verhältnissen und in ganz 
anderer Weise — das Haus Koburg für die belgischen Pro- 
vinzen geworden. Das neue Königreich ist aus den Provinzen 
gebildet, die nach einander den Herzogen von Burgund, Spa- 
nien, Oesterreich, dem republikanischen und kaiserlichen 
Frankreich angehört hatten. Jahrhunderte lang war Belgien 
der blutige Schauplatz der Kämpfe, die um die Herrschaft 
Europas gestritten wurden ; — jetzt ist es neutrales Land. 
Grosser und berühmter Kriegsleute bedurfte es nicht mehr, 

— es brauchte eine staatskluge und friedliche Dynastie, die 
durch Allianzen verbunden mit den grossen Herrscherhäusern 
Europas das Schiedsrichteramt zwischen den Parteien in den 
inneren Kämpfen auszuüben und Belgien zu einem konstitu- 
tionellen Musterstaate zu erheben befähigt war. 

Das war aber noch nicht hinreichend: Weder Verträge 
noch Könige hätten Belgien selbständige feste Lebenskraft 
garantiert, wenn es nicht in der Zeit, da es sich von den 
Niederlanden frei machte, bedeutende tüchtige Männer ge- 
funden hätte, die bereit gewesen wären, der neuen Dynastie 
mit gewissenhafter Treue zu dienen und sie nicht ihrem 
eigenen Ehrgeiz zu opfern, Männer, die eben so mutig ge- 
wesen wären, eine Revolution auszuführen, als stark, sie in 
Schranken zu halten, und tüchtig, sie von Europa anerkennen 
zu lassen. Unter diesen Mäuuern hat keiner eine bedeuten- 
dere einflussreichere Rolle gespielt, als Sylvain van de Weyer, 

— man kann ihn wohl ohne Uebertreibung einen der Haupt- 
begrüuiler der belgischen Monarchie nennen. Als Mitglied 
der provisorischeu Regierang, als Minister des Aeusseren 
nahm er teil an den Verhandlungen der Londoner Konferenz 
und vertrat später die Regierung Leopolds I. als Gesandter 
in London bis zum Tode des Königs und in den ersten Jahren 
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der Herrschaft Leopid II. Indem wir sein Leben und seine 
politische Wirksamkeit in den folgenden Blättern zu schildern 
versuchen, entwerfen wir das Lebensbild eines Staatsmannes, 
der unbeirrt durch das Drangen der Parteien mit gewissen- 
hafter Treue und edelster Selbstverleugnung stets das Wohl 
seines Vaterlandes und das Interesse seines Königs im Auge 
gehabt hat. — 

Sylvain van de Weyer wurde zu Löwen am 19. Januar 
1802 geboren, zu Amsterdam erzogen. Im Alter von 9 Jahren 
sah er Napoleon 1. seinen glänzenden Einzug in diese Stadt 
halten, im Alter von 11 Jahren war er Zeuge der Erhebung 
der Holländer. Molitor muste sich aus der Stadt zurückziehen, 
die Napoleon stolz die dritte Stadt seines Kaiserreiches zu 
nennen pflegte. Wintzingerode folgte Molitor auf dem Fusse, 
proklamierte die Unabhängigkeit der Niederlande und rief den 
Prinzen von Oranien zurück. Diese Ereignisse führten Weyer 
wieder nach Löwen, wo er seine juristischen Studien beendigte 
und zum Doktor juris kreirt wurde. Im Alter von 19 Jahren 
wurde er zum Bibliothekar der Stadt Brüssel und zum Konser- 
vator der Manuskripte der Herzöge von Burgund ernannt. 
Im Jahre 1826 gab er die Werke von Hemsterhuis heraus. 
Sein Lieblingsstudium war damals die Philosophie und es 
schien, als ob er niemals sein der Arbeit und dem stillen Stu- 
dium geweihtes Leben aufgeben und unterbrechen werde. 
Allein schon ward, ohne dass Europa etwas davon wusste, 
Belgien von neuen Unabhängigkeitsgelüsten ergriffen. Yan 
de Weyer studierte nicht bloss Philosophie, er kannte und 
liebte die Geschichte seines Landes. Er wusste, dass die 
Union zwischen den batavischen und belgischen Provinzen 
niemals recht fest und tief gewesen war; die alte Grafschaft 
Flandern war stets in zwei Teile geteilt. Während die eigent- 
lichen Niederlande, die batavischen Provinzen, noch den Kampf 
wider Spanien fortsetzten, hakten die belgischen Provinzen eine 
nach der andern die Waffen niedergelegt, der Prinz von 
Parma brachte sie glücklich und geschickt wieder unter die 
spanische Herrschaft. Was war denn die Utrechter Union, 
dies glückliche Werk Wilhelms von Oranien, anders, als das 
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Lebewohl Hollands an Belgien ? Natur, Sitten, Instinkte eines 
Volksstammes lassen sieh auf die Lange nicht zwingen und 
bemeistern : der protestantische Glaube hatte seine festen 
Hauptsitze auf den Inseln, in den mit Wasser und Dämmen 
umgebenen eigentlichen Niederlanden gefunden, der Katholi- 
zismus dagegen hatte die grossen Ebenen zwischen der Maas 
und dem Meere mit seinen prächtigen Bauwerken und seinem 
wunderbaren Pomp erfüllt Diese Provinzen fielen bald wieder 
unter das kaum abgeworfene politische Joch und schliefen 
lange Zeit ruhig unter dem milden Scepter der österreichi- 
schen Statthalter. Dies stille Land ohne^Namen, ohne Ruhm, 
fortwährend der Schauplatz der Kämpfe Europas, ein Land, 
das als Mitgift von Familie zu Familie vererbt wurde, hatte 
indes ein dunkles Gefühl seiner alten freien Rechte: es be- 
wahrte seine kommunalen und provinziellen alten Freiheiten, 
— der alte flandrische Geist erwachte von Zeit zu Zeit in 
furchtbar-blutigen Aufständen. Oranien war glücklicher ge- 
wesen, als Egmont und Hörn ; allein das Blut dieser edlen 
Märtyrer war nicht umsonst geflossen, und die Erinnerung an 
sie war der Nation stets lebendig und teuer gewesen. 

Die Reformversuche Josephs II. hatten den revolutionären 
Zündstoff in Belgien bedeutend vermehrt ; als die franzosische 
Revolution ausbrach, jagte man die kaiserlichen Truppen da- 
von und proklamierte den Abfall vom Kaiser. Die österreichi- 
schen Niederlande bildeten eine republikanische Konföderation 
und baten um franzosischen Schutz. Die Stunde vollständiger 
Unabhängigkeit hatte indes noch nicht geschlagen. Eine 
Schar 'Jakobiner breitete sich über Belgien aus, man brachte 
die Klubs, die Assignaten, die Konfiskationen und' Proskrip- 
tionen ; die Kirchen wurden entweiht und geschändet. Du- 
mouriez meldete vergebens diese tollen Ausschreitungen nach 
Paris. Durch die Schlacht von Neerwinden verloren gegangen 
war es nach der von Fleurus wieder erobert. Allein es war 
kein freies Land mehr, es verlor sogar die Namen seiner 
.Provinzen und ward nach republikanischer Schablone wie 
Frankreich in Departements eingeteilt, ein Schicksal, das 
bald auch über Holland kam. Die alten Niederlande waren 
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solchergestalt iu der allgemeiDen republikanischen Willkür- 
herrschaft untergegangen. Als Napoleon fiel, wollten die ver- 
bündeten Herrscher diese Verbindung nicht auflösen ; ein 
Staat sollte aus beiden Landschaften gebildet werden, die 
»schon die Natur zu solcher Vereinigung gebildet zu haben 
schien«. — 

Wem sollte man die Souveränität des neuen Staates an- 
bieten? Das Recht der Eroberung kann alte Traditionen und 
Erinnerungen nicht auslöschen. Es gab nur einen Fürsten, dessen 
Namen mit dem der Niederlande eng verknüpft war. Das 
Glück seines Hauses war mit dem des Landes aufgeblüht und 
mit demselben auch wieder abgestorben. Das war der Erbe 
der Stathouders, der Prinz von Oranien. 

Van de Weyer hat uns die Bewegung der orang istischen 
Partei zu Ende des französischen Kaiserreichs in allen ihren 
Einzelnheiten geschildert. Der Bericht findet sich in einem 
an Lord Aberdeen gerichteten Briefe von 1832 und ist als 
Broschüre unter dem Pseudonym Viktor de la Marre erschienen. 
Man weiss nur wenig von dem, was sich fern von dem Schau- 
platz, auf dem sich Napoleon selbst befand, ereignete: die 
dumpfe Gährung, die unter den so lange und so schwer be- 
drückten Völkern sich regte, die verborgenen kleinen Ge- 
schehnisse, die die grossen Katastrophen vorbereiteten. Diese 
unscheinbaren kleinen und meist vergessenen Thatsachen aber 
beweisen gerade, dass die Geschichte sich nicht täuschen 
läset in ihrem ehernen Weltgerichtsschritte; weder von den 
paar Jakobinern, die, nachdem sie die batavische Republik 
erklärt hatten, in den Vorzimmern Louis Bonapartes oder 
Napoleons antichambrierten, noch von den Souveränen, die ein 
neues Europa errichten wollten, hing es ab, in den Herzen 
der Holländer das Bedauern und die Treue zu ersticken, die 
sie nach so langen Unglückszeiten dem berühmten Hause 
Nassau-Oranien wieder zuführte. Seit 1813 bildeten die An- 
hänger der Oranier geheime Gesellschaften in Holland; bei 
der ersten Annäherung der Verbündeten erhob sich die Be- 
völkerung in Haag. M. v. Styrum entfaltete das gelbe Banner 
der Oranier und eine provisorische Regierung ward gebildet. 

ZolUohr. f. Staat«*. 1800. I. Heft, 2 
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Die alten Gegner des Stathouders, einige von denen, die seine 
Absetzung mitdekretiert hatten, vereinigten sich mit den alten 
Orangisten. Am 30. Novbr. 1813 kam der Prinz von Oranien 
auf einem englischen Kriegsschiffe an, er unterzeichnete seine 
ersten Proklamationen: > Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz 
von Oranien- Nassaut. Das war also schon die Sprache eines 
Souveräns und Fürsten. Die Komissäre der provisorischen 
Regierung redigierten eine Proklamation, in der sie dem 
Volke verkündeten : »die Unsicherheit und Unklarheit, die 
früher in Betreff der Exekutivgewalt herrschte, wird eure 
Bemühungeu durchaus nicht lähmen. Nicht Wilhelm VI. ist's, 
den die Nation zurückruft, ohne zu wissen, was sie zu er- 
warten und welche Hoffnung sie auf ihn zu gründen hat. 
Wilhelm I. ist's, der sich als Fürst der Nation vorstellt, und 
der den Wünschen desselben Volkes gemäss regieren wird, 
das ein anderer Wilhelm I. einst von dem schmählichen Joch 
der Fremdherrschaft befreit hat«. Van de Weyer urteilt 
übrigens sehr streng über diese Königsmacher, deren grösster 
Teil die von der Republik und dem Kaiserreiche geforderten 
Eide geschworen und unter anderen den Eid, »ewigen Hasses 
gegen das verfluchte Haus Oranien c (ein Eid, der 1795 von 
allen Verwaltungs-, Gerichts- und Kultusbeamten gefordert 
wurde) geleistet hatten. Man versammelte die Notabein, man 
legte ihnen ein Konstitutionsprojekt vor; bei 475 Stimmen 
ergaben sich nur 26 Stimmen von Gegnern der Verfassung, 
die am 30. März 1814 als Grundgesetz der in eine Monarchie 
des Hauses Oranien verwandelten Niederlande verkündet wurde. 
»Der Waffenherold, der schon nacheinander die batavische 
Konstitution von 1795, das Exekutiv-Direktorium, den Rats- 
pensionär Schimmelpenninck, den König Louis und den Kaiser 
Napoleon proklamiert hatte, rief nun dreimal Wilhelm I., 
souveränen Fürsten der Niederlande aus; allein kein Beifalls- 
geschrei antwortete ihm.c Van de Weyer führt bei dieser 
Gelegenheit die Stelle aus Richard III. an, in der Buckingham 
Richard von seinen Bemühungen, ihn zum König auszurufen, 
berichtet : 
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»Und als die Redekunst zur Enge ging, 
Sagt ich: Wer seinem Lande wohl will, rufe: 
Gott schütze Richard, Englands grossen König! 

— Und thaten sie'a? — 
Nein, helP mir Gott, sie sagten nicht ein Wort. 
Wie stumme Bilder, unbelebte Steine, 
So sab'n sie starr sich an und totenbleiche. 

Wenn Holland unbeschränkt sein Geschick in der Hand 
gehabt hätte, es hätte wohl die Republik vorgezogen und 
die Exekutivgewalt wieder den Stathoudern übertragen. 

»Ohne allen Zweifel«, sagte Lord Aberdeen am 26. Januar 
1832 im Hause der Lords, »hätte Holland am liebsten seine alte 
Existenz fortgeführt und sich wieder ein republikanisches 
Regiment gegeben ; allein das gefiel den europäischen Mächten 
nicht, und sie zogen es vor, die belgischen Provinzen mit 
Holland zu vereinigen.« Dies Geständnis ist von Wichtigkeit: 
Holland so gut wie Belgien waren, wie man sich erinnern 
wird, in den Händeu der Sieger Napoleons. Wenn auch die 
Rechte der Gewalt und der Eroberung nicht gerade mit offener 
Brutalität geltend gemacht wurden, so wurden sie doch geltend 
gemacht und übten eine unwiderstehliche Macht. Die Ver- 
bündeten hatten die besiegten Völker zwar befreit, aHein re- 
publikanische Staatsformen gedachten sie nicht ihnen zu 
belassen. Die konstitutionelle Monarchie wurde Holland auf- 
oktroyiert und die Dynastie Nassau-Oranien trat in den Bund 
der europäischen Monarchen. Die einzige Schwierigkeit bildeten 
die belgischen Provinzen. Sollte man sie Oesterreich zurück- 
geben ? Die Belgier gedachten noch in dankbarer Erinnerung 
des milden österreichischen Regiments unter Maria Theresia, 
allein Oesterreich selbst dachte nicht an sie und konzentrierte 
all seine ehrgeizigen Bestrebungen auf Italien. Sollte man 
sie Preussen antragen ? Pitt hat daran ganz ernstlich gedacht. 
Allein Preussen war vor allem darauf bedacht, die neuen 
sächsischen Provinzen zu erhalten. Als Wilhelm I. am 2. Mai 
1814 die erste Session der Generalstaaten der Niederlande 
eröffnete, machte er auch nicht die geringste Andeutung über 
die zukünftige Gestalt der Gesamtmonarchie. Wenige Tage 
darauf reiste der König nach Paris ab, und der 6. Artikel 
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des Pariser Traktats vom 30. Mai bestimmte, dass >Holland, 
unter die Souveränität des Hauses Oranien gestellt, eine Ver- 
grösserung seines Territoriums erhalten werde«. Im folgenden 
Monat schlössen die Verbündeten in London einen Vertrag 
aus 8 Artikeln, der später der grossen Wiener Schlussakte 
als Zusatz angefügt wurde ; eine besondere Konvention zwischen 
England und Holland vervollständigte dies diplomatische Kunst- 
werk. Die Belgier mussten einen Teil der gewaltigen hollän- 
dischen Staatsschuld übernehmen; Holland dagegen verlor 
das Kap der guten Hoffnung und die Insel Ceylon. 

Kaum hatte Wilhelm seine neue Würde den General- 
staaten Hollands verkündet, so kehrte Napoleon von Elba 
zurück. Am 20. März 1815 zog er in Paris ein, am 30. März 
hielt Wilhelm mit seiner Gemahlin seinen Einzug in Brüssel. 
»Dies Königtum, sagt Weyer, fand sich so von ähnlichen 
Umständen umgeben, wie sie den Ursprung der Souveränität 
in den vereinigten Niederlanden begleitet hatten. Geboren 
in mitten klirrenden Waffenlärms, proklamiert ehe es gesetz- 
lich konstituiert war, gültig durch die Thatsachen, nicht formell 
rechtlich anerkannt, gab die improvisierte Würde dem Fürsten, 
der sich damit bekleidet hatte, eine diktatorische Gewalt«. 
Der Prinz von Oranien verteidigte sie übrigens tüchtig bei 
Waterloo auf belgischem Grund und Boden. Er glaubte damit 
wahrscheinlich, für sein Haus eine Souveränität auf ewig 
erkämpfen zu können, die ihm von Europa bereits übertragen 
war. Man setzte eine Kommission ein, die für die beiden 
durch den Willen Europas vereinigten Länder eine gemein- 
same Verfassung ausarbeiten sollte; man stellte eine Liste 
der Notabein Belgiens zusammen. »Am 18. August, sagt 
Weyer, versammelten sich die Deputationen der belgischen 
Notabein auf dem Stadthause zu Brüssel. Es fand sich, dass 
von 1323 Notabein 527 f ü r das neue Staatsgrundgesetz, das 
das neue Königreich der Niederlande schuf und als König 
den Prinzen von Oranien anerkannte, stimmten ; 796 stimmten 
dagegen, — somit war das ganze Projekt verworfene. Die 
Bedeutung dieser Abstimmung entging den Diplomaten, die 
damals die Geschicke der Welt zu ordnen vereinigt waren : 
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wer waren diese unbekannten Notabein, die lediglich der 
Form wegen zusammen berufen waren? Kam es ihnen zu, die 
Pläne, die in dem Olymp der Souveräne gefasst waren, zu 
verwirren und seheitern zu machen ? 

Belgien war für das neue Königreich notwendig, aus dem 
man eine Vormauer Europas wider Frankreich machen wollte. 
Gab es überhaupt eine belgische Nation ? Wenn sie existierte, 
so musste sie dafür gestraft werden, dass sie sich so schnell 
und so vollständig dem revolutionären Frankreich in die Arme 
geworfen hatte. In den Generalstaaten Hollands war übrigens 
das neue Staatsgrundgesetz einstimmig angenommen worden, 
und unter den 769 oppositionellen Notabein Belgiens waren 
126, die formell erklärt hatten, ihr oppositionelles Votum 
sei lediglich um der den Kultus betreffenden Artikel willen 
abgegeben worden. Es schien also, dass wenigstens ein grosser 
Teil der Belgier sich weniger gegen die Vereinigung der beiden 
Länder an sich sträubten, als dass sie die Interessen der ka- 
tholischen Konfession über die Staatsinteressen stellten. Man 
zog sich sehr einfach aus der bedenklichen Affaire : man fügte 
die holländischen Stimmen zu denen der Belgier. Konig 
Wilhelm erklärte, es könne kein Zweifel bestehen über die 
Wünsche und Gefühle der grossen Majorität seiner Unter- 
thanen, und bedrohte mit der Strenge der Gesetze alle die, 
die in Zukunft wagen würden, die obligatorische Geltung der 
Verfassung in Zweifel zu ziehen. 

Van de Weyer tadelt aufs schärfste dieses trügerische 
Vorgehen König Wilhelms, »des geschicktesten Rechners 
Europas«, und nennt diese Einberufung und die Abstimmung 
der Notabein eine Komödie, eine leere Paradehandlung. Heute 
würde man vielleicht weniger streng darüber urteilen; man 
würde unter ähnlichen Verhältnissen wahrscheinlich von der 
Einberufung der Notabein oder der Votierung einer Verfassung 
gänzlich absehen. Belgien und seine Notabein waren nicht 
in der Lage, dem Willen des vereinigten Europa Widerstand 
zu leisten. Nichtsdestoweniger war das Werk der vereinigten 
Souveräne ebenso unbedacht als unklug. Wenn die beiden 
Nationen, deren Geschichte seit dem Ende des 16. Jahrhunderts 
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stets getrennt geblieben, deren Sitten und Gebräuche, deren 
Sprache und Religion so sehr verschieden waren, wirklich sich 
eng und für immer vereinigten, so konnte sie ein energischer 
tüchtiger französischer Herrscher, etwa von der Art Hein- 
richs IV. oder Richelieu's, leicht zu seinen Interessen hinüber- 
ziehen und das neue Königreich zu seinem treuen Verbündeten 
machen. Wenn dagegen die Fusion nicht hergestellt werden 
konnte, so hatte Europa ganz unnütz Holland geschwächt und 
Hess hart an der französischen Grenze einen Zündstoff sich auf- 
häufen, der gar leicht durch französische Funken entzündet 
und in Brand gesteckt werden konnte. Freilich konnte man 
damals noch nicht ahnen, dass die religiösen Leidenschaften, 
die länger als ein ganzes Jahrhundert unbeachtet geschlummert 
hatten, in kurzer Frist erwachen und eine solche Gewalt er- 
langen würden, dass sie die mit so vieler Kunst und so 
vielem diplomatischem Geschick konstruierten politischen Neu- 
gebilde zu zerstören im stände sein würden. Und wenn man 
den Sachen auf den Grund geht, so war ja der eigentliche 
Streit zwischen Belgien und Holland zunächst durchaus nur 
religiöser Natur. — 

Die Idee nationaler Unabhängigkeit trat zuerst wenig 
hervor. Van de Weyer gesteht es selbst zu. »Wenn das 
Haus Oranien, schreibt er, Belgien nicht wie eine Kriegsbeute 
betrachtet und es nicht mit Steuern überbürdet hätte, um 
die alte batavische Schuld abzutragen, .... wenn der Fana- 
tismus des protestantischen Königs Wilhelm gegen eine Re- 
ligion, der er vor den Augen der Welt schmeichelte, die er 
aber im Geheimen ungerecht angreifen Hess, ihn nicht schliess- 
lich zu offenbaren Ungerechtigkeiten und schmählichen Ver- 
folgungen fortgetrieben hätte, . . . mit einem Worte, wenn 
die Bestimmungen des Londoner Traktats für ihn nicht leere 
Buchstaben, und die wenigen Garantiesätze der Verfassung 
Fallstricke für den guten Glauben seiner katholischen Unter- 
thanen gewesen wären, so wäre es vielleicht mit der Zeit 
möglich gewesen, trotz der Verschiedenheit der Sitten, der 
Sprache und der Religion eine langsame Verschmelzung der 
beiden so verschiedenen Nationen herbeizuführen.« Heute 
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dünkt es uns überflüssig zn sein, die vielen Beschwerden Bel- 
giens aufzuzählen. Das Uebel war von der Art, dass es 
weder durch Konstitutionen noch durch Gesetze geheilt 
werden konnte. Vier Millionen Belgier hatten in der Kammer 
nicht mehr Vertreter als zwei Millionen Holländer. Die 
meisten Stellen im Lande wurden durch Holländer besetzt. Die 
Presse wurde verfolgt und unterdrückt. Van de Weyer machte 
sich dadurch bekannt, dass er zweimal für de Potter, der den 
Conrrier des Pays-Bas redigierte, vor den Gerichten plädierte; 
er verteidigte desgleichen in Gent den Herausgeber des katho- 
liehen Blattes Le Catholique — Liberale und Katholiken waren 
damals durch den Gedanken der nationalen Unabhängigkeit 
vereinigt. Van de Weyer wollte indes, obwohl man ihm seine 
Stelle als Konservator der burgundischen Manuskripte ge- 
nommen hatte, nichts von Revolution wissen; er begnügte 
sich, für sein Land die verfassungsmässigen Freiheiten zu er- 
streben. Er verliess die Redaktion des Courrier des Pays-Bas 
nach der Publikation eines heftigen Artikes über das skanda- 
löse Privatleben des Prinzen von Oranien. 

Allein die Ereignisse drängten sich: die Julirevolution 
1830 brach nicht allein in Frankreich an, revolutionäre Emis- 
säre verbreiteten sich über Belgien. Man schrie in den 
Strassen Brüssels: Lasset uns den Parisern nachahmen! Die 
Fahne von Brabant wurde entfaltet, man verbrannte das Haus 
des unpopulären Ministers van Maanen, plünderte die Wohnung 
eines ministeriellen Journalisten. Ueberall riss man die Zeichen 
des Königtums herunter und zertrümmerte die Wappen des 
Hauses Oranien. 

Von Widerstand gegen diese Erhebung war nichts zu 
spüren, doch zog der Prinz von Oranien mit 6000 Mann könig- 
licher Truppen gegen Brüssel heran. Die Notabein der Haupt- 
stadt hatten in einer Versammlung am 28. April im Stadt- 
hause eine Deputation erwählt, deren Mitglied auch van de 
Weyer war, um dem Könige die Klagen Belgiens vorzutragen. 
Weyer hatte eine Adresse verfasst, von Trennung wurde 
darin noch gar nicht gesprochen. Der Prinz von Oranien 
schickte seinen Adjutanten de Vilvorde nach Brüssel, um den 
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Baron Vanderlinden , der Kommandanten der Bürgergarde, 
die zur Aufrechterhaltung der Ordnung organisiert war, auf- 
zufordern, zu einer Unterredung bei ihm zu erscheinen. Herr 
d'Hogvoorst brach mit van de Weyer und vier andern Abge- 
sandten zu einer Besprechung mit dem Prinzen auf. Nach 
einigem Hin- und Herreden ging der Prinz auf die Bitten 
derselben ein, nach Brüssel ohne Truppen, nur von seinem 
Generalstabe begleitet zu kommen. Der Prinz kam am 1. Sep- 
tember über die Brücke von Laeken und sah die Banner von 
Brabant, die Barrikaden und eine — ruhige ernste Bürger- 
schaft. Er blieb drei Tage in Brüssel und hatte mit Van 
de Weyer mehrere Unterredungen. Dieser bat ihn, sich an 
die Spitze der Belgier zu stellen und in Brüssel zu bleiben. 
Der Prinz fürchtete aber, seinen Vater zu beleidigen; das 
Schauspiel, das er vor Augen sah, die Sprache, die er horte, 
alles Hess ihn befürchten, dass die Belgier entschlossen waren, 
wenigstens eine durchaus von Holland getrennte Verwaltung 
zu erlangen. Lüttich, Löwen, Namur, alle grösseren Städte 
des Landes waren dem Beispiele Brüssels gefolgt. Van de 
Weyer schmeichelte dem Helden von Quatre-Bras, er wies 
ihn auf die Vorteile hin, die durch eine geschickte politische 
Kombination zwei Kronen auf das Haus Nassau vereinigen 
und zu gleicher Zeit den Wünschen der Holländer, wie der 
Belgier Genugthuung schaffen würde. Der Prinz verlangte 
vierzehn Tage Bedenkzeit. Van de Weyer sagte sie zu und 
verpflichtete sich so lange den jetzigen Status quo zu erhalten. 
Nach Ablauf der Zeit aber sollte er seiner Verpflichtungen 
ledig sein. 

Vom ersten Tage der Revolution an sehen wir ihn an 
der Spitze der Bewegung eine hervorragende Stellung ein- 
nehmen, nicht sowohl durch die grobe Art eines Tribunen 
oder eines populären Agitators, als durch die Klarheit seines po- 
litischen Blickes, durch mutvolle und scharfsinnige Bestimmtheit, 
durch die Autorität eines hellen, und so zu sagen propheti- 
schen gesunden Menschenverstandes. Van de Weyer warf 
sich entschlossen in die Revolution, die einen hervorragend 
nationalen Charakter trug; allein er wusste sehr wohl, dass 
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sie in den Augen Europas nur als einfacher Abklatsch der 
französischen Julirevolution gelten würde, er kannte genau 
den hochfahrenden, ausdauernden und um die Wahl der Mittel nie 
verlegenen Charakter Königs Wilhelm ; er ahnte, wie schwierig 
es sein würde, einen König für Belgien zu finden, oder eine 
kleine Republik zwischen so vielen und so mächtigen Mo- 
narchien zu bilden, und er dachte, eine Art von Personal- 
union der beiden Königreiche sei die sicherste und beste 
Bürgschaft der belgischen Freiheit und Unabhängigkeit. Er 
zögerte daher keinen Augenblick, am 3. September die Prok- 
lamation zu unterzeichnen, nach welcher sich die Offiziere 
der Bürgergarde auf Ehrenwort verpflichteten, keinen Wechsel 
der Dynastie zu dulden und die Ordnung aufrecht zu erhalten. 
Allein König Wilhelm sah in den Belgiern nichts an- 
deres, als Rebellen gegen seine Person und Herrschaft; er 
dachte nicht daran, eine Revolte zu krönen, sei es auch in 
der Person des eigenen Sohnes; hegte er doch alten Groll 
wider diesen Sohn, dessen Launen, dessen ehrgeizigen und 
verwegenen Sinn er fürchtete. Als er peine Generalstaaten 
eröffnete, sprach er wie ein erzürnter Herr und Meister, ob- 
wohl er doch andererseits durchblicken Hess, dass eine Trennung 
der Verwaltung zwischen den holländischen und belgischen 
Provina&en nicht zu den Unmöglichkeiten seiner Politik gehörte. 
10000 Mann holländischer Truppen näherten sich Brüssel. 
Bei dieser Nachricht kannte der Zorn des Volkes keine Gren- 
zen. Man entwaffnete die Bürgergarde als verdächtig ^der 
Schwäche und des Verrates, man stürmte das Stadthaus. 
Brüssel bedeckte sich mit Barrikaden. Es gab keine Regie- 
rung mehr. Die Holländer rückten unter dem Befehl des 
Prinzen Friedrich in Brüssel ein und verschanzten sich im 
Parke. Drei Tage lang erwiederten ihre Kugeln das Feuer der 
Aufständischen. Endlich zogen sie sich zurück. Dieser un- 
nütze Angriff, der eben so schwachmütig durchgeführt als 
grausam begonnen war, zerriss mit einem Schlage das Band 
zwischen Belgien und dem Hause Nassau-Oranien. Der Traum 
einer Personalunion mit dem Prinzen von Oranien war zu 
Ende. Es konnte keine Rede mehr von blosser Trennung der 
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Verwaltung sein. Das bewaffnete Belgien hatte keine Lust 
mehr, mit einem verbassten Souverän zu verhandeln ; es wollte 
nur mit Europa sich auseinandersetzen. — 

Die provisorische Regierung war am 26. September er- 
nannt und bestand aus van de Weyer, aus M. d'Hogvoorst, 
Felix von Merode, Gendebien und Charles de Rogier. »Die 
provisorische Regierunge, sagte später Gendebien im Kongress, 
»hat sich im Stadthause eingerichtet. Ihr ganzes Mobiliar be- 
stand aus einer weissen Holztafel, die einer Wachtstube ent- 
nommen war, und zwei leeren Weinflaschen, in deren jeder ein 
Licht steckte. Die Stadtkasse enthielt — 10 Gulden 36 Cents, 
und mit diesen geringen Mitteln haben wir doch niemals am 
Siege verzweifelt.« In seinem Briefe sur la revolution beige 
erzählt van de Weyer selbst diese ersten Tage des Kampfes 
und der Gefahr. »Eine provisorische Regierung bildete sich 
am 25. September mitten im Getöse der Bomben und des 
Eleingewehrfeuers ohne Geld, ohne Archive, ohne Beamte, 
die ein Land im vollen Aufstande, im vollen Kriege regieren 
wollte, mit einigen Federn, etwas Tinte und einigen Blättern 
Papier, allein mit einem Mut und einer Hingebung, die nur 
die Liebe zum Vaterlande geben kann. Nun, — und fünf 
Tage nach ihrer Einsetzung war ihre Autorität in den meisten 
Städten Belgiens anerkannt; am 1. Oktober bildete sie eine 
neue Magistratur und Recht und Gerechtigkeit nahmen wieder 
ihren regelmässigen und natürlichen Lauf; sie gibt der Presse 
die lang entbehrte Freiheit, stellt das Versammlungs- und 
Vereinsrecht fest, hebt die Lotterien auf, bestätigt die die 
personliche Freiheit verletzenden Verhaftungen, organisiert eine 
Armee, schafft sich finanzielle Hilfsquellen durch die ruhige 
Forterhebung aller bestehenden Steuern und dekretiert voll 
Vertrauen. auf die Weisheit des Volkes die Einberufung eines 
National-Kongresses nach einer so populären Wahlweise wie 
sie Belgien bisher nie gesehen hatte, t 

Man wird sich erinnern, dass van de Weyer, wie wir 
oben erwähnten, M. de Potter zweimal vor den Gerichten 
verteidigt hatte. Nach den Septembertagen kam Potter, der 
verbannt war, von Valenciennes herbei und wurde im Triumph 
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vom Volke Brüssels in die Stadt getragen. Die provisorische 
Regierung, in der Felix von Merode neben van de Weyer sass, 
repräsentierte die nationale Allianz der Katholiken und Libe- 
ralen. Potter verlangte einen Sitz und man wagte nicht, 
ihm denselben zu verweigern, obwohl er aus seinem Exil 
allerlei hirnverbrannte politische Theorien und revolutionäre 
Gelüste mitbrachte, die wirklichen Staatsmännern nicht ge- 
nehm sein konnten. Am Tage seiner Ankunft redete er zum 
Volke in einem Ton, der M. Plaisant, dem Chef der öffent- 
lichen Sicherheit, nicht geringes Entsetzen einflösste. Dieser 
begab sich sofort zum Sitze der Regierung, während Potter in 
der Zeit sich ins Königliche Schloss begeben und sich zum 
Diktator ausrufen lassen wollte. Van de Weyer, der seinen 
alten Klienten hinlänglich kannte, fragte Plaisant; »Haben 
Sie eine Wohnung in Ihrem Hause frei?« — Ja, mein ganzer 
zweiter Stock. — »Kehren Sie sofort zu Potter zurück und 
bieten Sie ihm Ihre zweite Etage als Wohnung an. Er wird 
sie dankbar annehmen und — einen Diktator gibt's nicht 
im zweiten Stock.« Wie Bismarck heute, fand van de Weyer 
immer in seinem Leben treffende Worte, die geistreich nicht 
bloss den Nagel auf den Kopf trafen, sondern wie Blitze die 
ganze Sachlage klar und hell beleuchteten. 

König Wilhelm versuchte jetzt, nachdem er sehr zur Un- 
zeit seine Macht gebraucht hatte, vergeblich, eine Versöhnung 
herbeizuführen. Er schickte den Prinzen von Oranien nach 
Antwerpen, der in Erinnerung an seine letzte Unterredungen 
mit van de Weyer an diesen einen Adjutanten abschickte 
und ihn zu einer Unterredung auffordern Hess. Van de Weyer 
hatte einen Augenblick Lust, die Einladung anzunehmen. 
»Kommandiert der Prinz, fragte er den Adjutanten, in der 
Citadelle von Antwerpen die Truppen ?< — Nein, erwiderte der 
Offizier. — »Dann kehren Sie zum Prinzen zurück und sagen 
Sie ihm, ich wäre auf dem Punkte gewesen, seiner Einladung zu 
folgen ; ich hätte aber einen instinktiven Horror vor Gitadellen, 
wo Se. Königl. Hoheit nicht selbst kommandiert.« Darauf 
wurden offizielle Botschafter an ihn abgesandt, besonders Fürst 
Koslowski, die sich auch mit Merode besprachen. Allein es 
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war — zu spät. Das Volk Brüssels begann über diese Ver- 
bandlangen unruhig und erregt zu werden, und Merode und 
Van de Weyer glaubten eine Note veröffentlichen zu müssen, 
in der sie die Eröffnungen, die man ihnen gemacht hatte, 
offen kund gaben. Sie erklärten dabei zu gleicher Zeit, sie 
glaubten kein Recht zu haben, im Namen Belgiens zu ver- 
bandeln ; dieses Recht gehöre einzig und allein dem National- 
kongress, der bald zusammenberufen werden würde. Der 
Prinz von Oranien, der wider alle Hoffnung doch noch hoffte, 
richtete nichts destoweniger eine Proklamation an die Belgier, 
in der er sagte: »Ich erkenne Euch als unabhängige Nation 
an.« Er lud sie ein, Deputierte zu wählen. »Ich stelle mich, 
sagte er, in den Provinzen die ich beherrsche, an die Spitze 
einer Bewegung, die Euch zu einem neuen und festbegrün- 
deten Staatswesen führen wird, dessen Kraft und Starke die 
Nationalität bildet.« Die provisorische Regierung, machtlos 
der erregten öffentlichen Meinung gegenüber, ward gezwungen, 
die dargebotene Versöhnungshand zurückzuweisen ; sie prote- 
stierte mit Entrüstung gegen die verhängnisvolle Freundschaft, 
die sie selbst vernichten konnte. Der Prinz, in seinem eigenen 
Lande verdächtig, den Belgiern unbequem oder gar verhasst, 
zog sich nach England zurück, um den Ausgang der Krise 
abzuwarten. Zwei Tage nach seiner Abreise ertönte Kanonen- 
donner von den Wällen der Citadelle von Antwerpen und 
das vom General Chassl anbefohlene Bombardement der Stadt 
vollendete das Werk, das die Septembertage begonnen hatten. 

IL 

Die Julirevolution beunruhigte das monarchische Europa, 
allein sie änderte nichts wesentliches an den Verträgen von 
1815 ; die belgische Revolution dagegen schien diesen Ver- 
trägen Abbruch zu thun, stellte sie doch das Schicksal 
derjenigen Provinzen in Frage, deren Souveränität schon immer 
ebenso beneidet als gefährdet gewesen war. Der König Louis 
Philipp, der nur mit Mühe die revolutionären Strömungen, 
die ihn auf den Thron gebracht hatten, bändigen konnte, 
sah mit mehr Bangen als Freude die Ereignisse, die zwar 
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ein ans Hass gegen Frankreich gebildetes Königreich zer- 
trümmerten, die aber auch einen allgemeinen Krieg und eine 
neue Koalition der Grossmächte zur Folge haben konnten. 
König Wilhelm hatte sich sehr beeilt, den neuen Herrscher 
von Frankreich anzuerkennen. Louis Philipp kannte ganz 
genau die Stimmung an den Höfen, er wusste, dass der russi- 
sche Selbstherrscher über den Sturz Karls X. um so aufge- 
brachter war, als er seine Pläne im Orient durchkreuzte. 
Preussen war nicht weniger missgestimmt über die Ereignisse 
in Frankreich, und Oesterreich hielt beharrlich an der Auf- 
rechterhaltung der Verträge von 1815 fest. Einzig und 
allein England hatte seiner Freude über die Geschehnisse des 
Jahres 1830 Ausdruck gegeben. Allein, damit seine Sympa- 
thien Frankreich und Belgien erhalten blieben, durfte man 
mit einer Annexion oder nur einer Anlehnung Belgiens an 
Frankreich nicht seine Wege kreuzen. In der Umgebung 
Louis Philipps herrschten viel Illusionen und krasse Igno- 
ranz der europäischen Verhältnisse. Die durch ihren Sieg 
berauschten Liberalen dachten ganz naiv, jetzt, da sie an's 
Ruder gekommen seien, sei nichts mehr für Frankreich un- 
möglich, und meinten, ganz Europa hänge nur an dem Faden 
ihrer eigenen Weisheit. M. Gendebien war belgischerseits 
in Paris, er schrieb jeden Tag an van de Weyer und bestürmte 
ihn mit der Forderung, ibm Vollmachten zu Verhandlungen 
mit Frankreich zu erteilen. »Das Mittel, schrieb er im Ok- 
tober 1830, das mir passend scheint, uns fest zu konsolidieren 
und selbst die bewaffnete Unterstützung Frankreichs zu sichern, 
ist, dass wir den König von Frankreich und die französische 
Nation um einen seiner Sohne bitten, speziell um den Herzog 
von Nemours, dem als Generalgouverneur die Erbfolge in 
männlicher Linie garantiert wird.c Der König selbst that 
nichts, den Eifer Gendebien's anzuspornen, in Belgien gab's 
jedoch eine ganze Masse Leute, die an eine vollständige Unab- 
hängigkeit des Landes nicht glaubten und meinten, es sei besser 
sich einer Macht zu ergeben, als von ihr genommen zu werden, 
und dass in diesem Falle Frankreich allen andern Mächten 
vorzuziehen sei. Doch gab es eigentlich im Lande keine aus- 
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gesprochene grosse französische Partei. Der Kampf wurde 
lediglich zwischen den Patrioten, die eine belgische Nationalität 
begründen wollten , und den Orangisten geführt, die sich 
aus den grossen Industriellen des Landes rekrutierten und 
beim Hause Nassau-Oranien zu bleiben vorzogen. Der katho- 
lische Klerus, der einen so thätigen Anteil an der Revolution 
genommen hatte, fürchtete die Doktrinen der liberalen fran- 
zösischen Schule. Die provisorische Regierung war selbst im 
Geheimen uuter sich uneinig. M. de Potter war Republikaner. 
Es begann ein lebhafter Antagonismus zwischen den Anhängern 
Frankreichs und Englands hervorzutreten. Preussen hatte 
zuerst dem König von Holland seine Hilfe angetragen; der 
französische Ministerpräsident Mole hatte dagegen rund heraus 
erklärt, sobald eine deutsch-preussische Armee sich in Belgien 
zeige, würde sofort eine französische Armee einrücken. König 
Louis Philipp hatte übrigens schon seinen Entschluss ge- 
fasst, als er Talleyrand zu seinem Botschafter in London er- 
nannte: es galt ihm, das Vertrauen Englands zu gewinnen 
und zu erhalten, die belgische Frage Europa zu unterbreiten, 
ohne zu unternehmen, sie allein und einseitig zu lösen, um 
jeden Preis die bewaffnete Intervention Preussens oder der 
anderen Mächte zu hindern ; das war das Programm, das seine 
politische Weisheit gebildet hatte und das er von den wech- 
selnden Ministerien durchführen Hess. Van de Weyer war 
in besonderer Sendung nach England gesandt ; die Torys waren 
noch am Ruder und nur die Opposition zeigte eine Belgien 
günstige Haltung. König Wilhelm hatte in einer Note vom 
5. Oktober 1830 die Hilfe aller Signaturmächte für die Auf- 
rechterhaltung des Status quo ante in den Vereinigten Nieder- 
landen angerufen. Lord Aberdeen hatte infolge dieser Note 
eine Vereinigung der Botschafter der Mächte, England's, Frank- 
reich^, Russland's, Preussen's und Oesterreich's, nach London 
zusammenberufen. Der König von England hatte bei der 
Eröffnung des Parlaments am 2. November »bedauert, dass 
die innere Verwaltung des Königs der Niederlande seine Länder 
nicht vor einer Revolution hatte bewahren können«, und seine 
schweren Bedenken über die Lage der Dinge in Europa aus- 
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gesprochen. Van de Weyer kam gerade an dem Tage, als 
diese Eröffnungsrede gehalten wurde, nach London. 

Sir John Hobhouse verschaffte ihm eine Zusammenkunft 
mit Lord Aberdeen. Er erklärte dem englischen Minister klar 
und ehrlich, Belgiens Entschluss sei gefasst, die Belgier würden 
sich niemals wieder unter das verhasste Joch beugen lassen 
und würden sich, wenn man sie zur Verzweiflung triebe, in 
die Arme einer Nachbarmacht werfen. Lord Aberdeen erwiderte 
ihm, Frankreich sei mit den anderen Mächten einig, und 
machte ihn auf die Mission Gendebien's und auf das dem 
Herzog von Nemours gemachte Anerbieten der belgischen 
Krone aufmerksam. Der diplomatische Fallstrick war fein und 
gut gelegt, allein van de Weyer fiel nicht hinein. Er wusste 
genau, dass Gendebien keine Vollmachten zur Kronenanbietung 
erhalten hatte; er teilte dem Lord Aberdeen ganz offen seine 
geheimen Instruktionen mit, und versicherte ihn auf Ehren- 
wort, dass die Gendebien's mit den seinigen identisch seien. 
»Sie sehen also wohl ein, sagte er ihm, dass von der Kronen- 
frage noch gar keine Rede ist.« Er hatte bald bemerkt, dass 
England weniger durch Sorge und Eifer für Holland, als 
durch Eifersucht auf Frankreich in seinen Handlungen be- 
stimmt wurde. Am Tage darauf drückte der Prinz von Oranien 
den Wunsch aus, van de Weyer zu sehen und zu sprechen, 
der es nie an Respekt und Ehrfurcht vor den Prinzen des 
Hauses Oranien hatte fehlen lassen. Hatte er doch selbst 
einige Zeit der Hoffnung gelebt, dass diese berühmte Familie 
Belgien die Unabhängigkeit gewähren und sichern könne. 
Er begab sich also zum Prinzen von Oranien, verhehlte ihm 
aber nicht, dass mit den letzten Ereignissen jede Hoffnung 
auf ein belgisches Königreich unter einem Gliede des Hauses 
Nassau dahingeschwunden sei. Viele Männer der näheren 
Umgebung des Prinzen suchten nämlich dessen Illusionen zu 
schmeicheln und unterhielten ihn gern mit ihren Plänen auf 
die Erwerbung der belgischen Krone. Er wollte die Wahrheit 
aus kompetentem Mund hören und hörte sie von Weyer, 
dankte ihm für seinen Freimut und drückte ihm unter Thränen 
die Hand. »So ist's also das letzte Mal, dass wir uns sehen ?« — 
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>Ja, es ist das letzte Mal, Königl. Hoheit, und Sie dürfen 
versichert sein, dass mein Herz nicht weniger als das Ihrige 
darüber betrübt und erschüttert ist.« 

Van de Weyer befand sich in einer ausserordentlich 
schwierigen Lage. Als Gesandter eines noch nicht anerkannten 
Staates, der soeben aus dem Dunkel hervorgetreten und durch 
eine Revolution gebildet war, galt es eine Stellung unter den 
meist diesem Staate feindlich gesinnten Vertretern der Mächte 
zu erringen. Allein durch seinen feinen Takt, durch seine 
Loyalität und durch eine ihm fast angeborene Autorität seines 
Wesens wusste er in kürzester Zeit sich allgemeine Beachtung, 
ja herzliches Wohlwollen zu erwerben. An alle Thüren 
klopfte er, um Hülfe und Unterstützung zu finden, allein er 
bettelte nicht darum, — von jeder Grosssprecherei hielt er 
sich ebenso fern, als von unnützer Schwachherzigkeit. Obwohl 
liebenswürdig und angenehm in der Unterhaltung, sparte er 
doch jetzt seine Worte sorgfaltig. Ernsthaft ohne salbungs- 
voll zu sein, höflich und doch beharrlich, erfüllt von der 
Grösse der Aufgabe, die er übernommen hatte und mit seinem 
Herzblute verteidigte, ohne doch die Schwierigkeiten zu über- 
sehen, die er zu überwinden hatte, wusste er bald den rechten 
Ton für seine grosse Sache zu finden. Nächst Lord Aberdeen 
sah er auch den Herzog Wellington, der damals Ministerprä- 
sident war. Er brachte aus seiner Unterredung mit ihm die 
Ueberzeugung heim, dass Wellington befriedigt sein würde, 
wenn das Schlachtfeld von Waterloo nicht französisch und 
Belgien keine Republik werden würde. Uebrigens waren die 
Tage des Tongkabinetts gezählt. Wellington und Aberdeen 
mussten bald ihre Stellen an Lord Grey uud Palmerston 
abgeben. — 

Während seiner Abwesenheit war van de Weyer in Löwen 
und Brüssel zum Deputierten in den Mationalkongress gewählt 
worden. Sobald der Eongress zusammengetreten war, gab er 
Rechenschaft über den Erfolg seiner Mission nach London 
und liess, soweit seine Stellung es erlaubte, alle die Hoffnungen 
durchblicken, die er während seines Aufenthaltes in England 
gefasst hatte. Diese Rede, ein Meisterstück an diplomatischer 
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Feinheit, Eleganz and Umsicht machte einen tiefen Eindruck 
auf den Kongress. Van de Weyer wurde zum Präsidenten 
des diplomatischen Komitees des Kongresses erwählt, das aus 
dem Grafen von Celles, Nothomb, dem Grafen d'Arschot, Lehon 
und Destriveaux gebildet wurde. Die Präsidentschaft in diesem 
Komitee machte ihn somit eigentlich zum Minister des Aus- 
wärtigen. Der erste Akt der Konferenz war ara 4. November 
gewesen, einen Waffenstillstand vorzuschlagen und als Waffen- 
stillstandslinie die holländische Grenze vom Vertrage des 30. 
Mai 1814 festzusetzen. Den Vorschlag annehmen hiess von 
vornherein die Grenzen Belgiens bestimmen; ihn ablehnen 
ganz Europa und selbst Frankreich vor den Kopf stossen, das 
die Unterwerfung unter die Beschlüsse der Konferenz ange- 
raten hatte. Die lebhafteste Diskussiou entspann sich über 
diese Frage im Schoose der provisorischen Regierung. Gen- 
debien wollte nichts von einem Waffenstillstand wissen, wäh- 
v rend van de Weyer seine Kollegen zu überzeugen suchte, 
dass der Waffenstillstand für Belgien nur Vorteile bringe, 
das verloren sei, wenn man die Grossmächte grundlos belei- 
dige. Als der Akt unterzeichnet war, gab er seine Entlassung. 
Allein Gendebien bat ihn jetzt selbst, sein Entlassungsgesuch 
zurückzuziehen. Van de Weyer konnte ohne starke moralische 
Unterstützung vonseiten seiner Kollegen seinen Platz nicht 
ausfüllen ; seine Stellung war schwieriger als je. Von der 
einen Seite beanspruchte die Konferenz die Zukunft Belgiens 
zu regeln; andererseits beschloss auch der Nationalkongress 
ganz nach seinem Gutdünken und schien wenigstens absoluter 
Souveränetät sich zu erfreuen. Es galt also langsam und 
ohne Erschütterungen diese ihrem Wesen und ihrem Ursprünge 
nach so verschiedenartigen Willensäusserungen zu gemein- 
samen einheitlichen Entscheidungen zu führen, es galt sowohl 
den Stolz und den Starrsinn der Hofe als das Misstrauen des 
belgischen Volkes zu schonen, allem ungeduldigen Drängen 
auch den noch so berechtigten Zornesausbrüchen den Mund 
zu schliessen, die Freiheit durch die Unterwürfigkeit, die Unab- 
hängigkeit durch »une sorte dMquilibre de dependances«, wie 
Weyer sich ausdrückte, zu erringen. — 

ZelUohr. 1 Stutiw. 1890. I. Hell, 3 



Digitized by LiOOQ IC 



34 W. öoserao! 

Ueber einen Prnikt war allerdings eine Einigung bald 
erzielt. Weder die Konferenz noch der Kongress wollten 
eine Republik. Potter, das einzige republikanisch gesinnte Mit- 
glied der provisorischen Regierung, hatte bald all' seine frühere 
Popularität eingebtisst. Er hatte am 10. November die Rede 
bei der Eröffnung des Kongresses gehalten, sich aber bald 
darauf in Aufsehen erregender Weise von seinen Kollegen ge- 
trennt, weil er sich weigerte, die Akte zu unterzeichnen, durch 
die die provisorische Regierung ihre Gewalt an die gesetzge- 
bende Versammlung zurückgab. Er hatte mit Felix Merode 
und van de Weyer peinliche Diskussionen geführt. Er hatte 
die oberste Stellung im Staate einnehmen wollen, und war 
nun schmerzlich betroffen, dass die Volksmeinung ihn nicht 
zum Präsidenten der Republik auserkor. Er Hess sich des- 
halb von der Regierung zur gehässigsten Opposition treiben, 
griff seine Kollegen von gestern in der wegwerfendsten Weise 
an, und musste sich von van de Weyer folgende wohlverdiente 
Rüge erteilen lassen: »Sie wissen, schrieb ihm Weyer, zwei 
Jahre und länger habe ich Ihnen meine Ruhe, meine Zeit, 
meine Gesundheit und mein Geld geopfert. Ich that's mit 
Freude und aus vollem Herzen, weil ich in Ihnen einen treuen 
Freund und einen überzeugten Patrioten zu sehen glaubte. 
Jetzt aber, da Sie mich missbrauchen wollen, da Sie sich als 
ebenso schlechten Freund wie schlechten Bürger erwiesen haben, 
will ich von Ihnen nichts mehr hören und verschmähe jeden 
ferneren Rat Ihrerseits. c 

Potter gehörte zu der zahlreichen Klasse von Männern, 
die Politik mit dem Munde treiben, die die Interessen der 
Nationen ihrer hohlen Eitelkeit, ihrer unruhigen mitleidslosen 
Ehrsucht opfern. Was wäre aus Belgien geworden, wenn es 
Potter zum Leiter seiner Geschicke erwählt, wenn es sein 
junges Glück allen Stürmen einer republikanischen Regierungs- 
form ausgesetzt hätte? Die Bürger waren hinsichtlich ihrer 
politischen Tüchtigkeit zwar der republikanischen Staatsforra 
nicht unwürdig, allein sie hielten viel zu viel auf ihre Frei- 
heiten, als dass sie sie übermütig in Gefahr bringen wollten, 
und dachten mit Recht, dass sie weniger durch ein Wort, 
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das Europa alarmiere, geschützt seien, als durch eine monarchi- 
sche Institution, die kraft ihrer erhabenen Stellung sowohl das 
Schiedsrichteramt zwischen den inneren Parteien übernehmen 
und die nationale Einheit repräsentieren, als freundschaftliche 
Bande mit den Höfen der Grossmächte knöpfen würde. Potter 
ist fast vergessen, sein Name ist in der Geschichte versunken, 
wie ein Stein in der Tiefe des Wassers versinkt, und man 
erinnert sich heute kaum, dass im Jahre 1830 auf dem ersten 
belgischen Kongress einige Stimmen für die Republik abge- 
geben wurden. Eine überwältigende Mehrheit sprach sich 
für die konstitutionelle Monarchie aus. 

In diesem Punkte war also die Konferenz zufriedenge- 
stellt; über alle übrigen aber herrschte Uneinigkeit. Am 
23. November wurde das Absetzungsdekret des Hauses Oranien 
vor den Kongress gebracht, und van de Weyer zögerte nicht, 
es auf der Tribüne zu verteidigen. Man stimmte an dem 
Tage nicht darüber ab, und am Tage darauf empfing das dip- 
lomatische Komitee Herrn v. Langsdorff, den Gesandten Louis 
Philipps, und Bresson, damaligen Sekretär der französischen 
Botschaft. Langsdorff erklärte wörtlich im Namen des Königs 
von Frankreich, die Ausschliessung des Hauses Oranien könne 
den Frieden Europas stören und Frankreich kompromittieren, 
und sprach den Wunsch auf Zurückziehung des Absetzungs- 
dekretes aus. Der König schien wirklich von wohlwollenden 
Gesinnungen gegen das Haus Nassau erfüllt und unterdrückte 
sorgfältig jeden egoistischen Gedanken an Belgien, um vor 
allem den allgemeinen Frieden zu sichern. Van de Weyer 
berief eine geheime Sitzung des Komitees und machte darin 
von den Eröffnungen Langsdorff 1 s Mitteilung; er selbst war 
der Meinung darüber zur Tagesordnung überzugehen. Das 
einseitige Vorgehen LangsdorfTs zu einer Zeit, als Belgien 
seine Sache vor ganz Europa verteidigte, hatte ihn ein wenig be- 
unruhigt ; obwohl es ihm ungelegen war, die vom besten Geiste 
getragenen Vorschläge zurückzuweisen, so* verlangte er doch, 
dass die Absetzung noch am nämlichen Tage votiert werde. 
Die ewige Absetzung des Hauses Oranien ward mit 161 gegen 
28 Stimmen zum Besohl uss erhoben. 

3* 
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Einige Tage nach diesem Votum plauderte Weyer mit 
Lord Ponsonby, der immer noch für die Ideen seiner Regie- 
rung eintrat, die einer friedlichen Einigung des Prinzen von 
Oranien mit den Belgiern das Wort redete. Weyer behauptete, 
das belgische Volk wolle von keinem Mitgliede des Hauses 
Oranien hören. »Ach was, Volk, Volk, schrie Ponsonby, nach 
8 Tagen könnte ich Sie durch dasselbe Volk, von dem Sie 
stets reden, aufhängen lassen !c Warum nicht? In einiger Zeit 
und mit viel Geld, erwiederte van de Weyer ruhig, könnten Sie 
das vielleicht fertig bringen, Mylord ; allein ich versichere Sie, 
ich würde Sie in fQnf Minuten und noch dazu gratis hängen 
lassen können ! Lassen Sie uns doch nicht mit solchen Worten 
spielen, c Beide lachten herzlich und reichten sich die Hände. 
Der Empfang, den van de Weyer in London gefunden, und 
die Dienste, die er Belgien daselbst geleistet hatte, machten 
ihn von vornherein zum geeignetsten Mann, Belgien bei der 
Londoner Konferenz zu repräsentieren. Vor nllen Dingen 
lag es ihm aber daran, das Terrain genau in Paris zu son- 
dieren und in die geheimsten Gedanken der französischen 
Regierung über die Wahl des zukünftigen Königs einzudringen. 
Vom Grafen von Celles, der mit Fräulein von Valence, einer 
Enkelin der Madame de Genlis verheiratet war, Hess er sich 
Empfehlungsbriefe für die Pariser Salons geben. Graf Gelles 
war selbst Präfekt vom Zuiderzee gewesen und war jetzt 
Mitglied des Kongresses und des diplomatischen Komitees. 
Van de Weyer reiste mit Gendebien ab, der uns einen ge- 
nauen Bericht Ober diese Mission hinterlassen hat in den 
Räv£lations historiques sur la revolution beige de 1830. »Weyer 
und ich reisten in der Nacht vom 16. zum 17. Dezember ab. 
Wir kamen nach Paris während des Prozesses gegen die Mi- 
nister Karls X. . . . Das Ministerium war in Unruhe; Se- 
bastiani, unaufhörlich von den Repräsentanten der Grossmächte 
belagert, war noch unruhiger und aufgeregter als seine Kol- 
legen. In dieser für uns ungelegenen und erregten Zeit be- 
willigte er uns die erste Audienz. Er war sehr zerstreut und 
schien gar nicht aufgelegt den Gegenstand unserer Mission ins 
Auge zu fassen. Bei einer zweiten Zusammenkunft fanden wir Se- 



Digitized by VjOOQ IC 



Sylvain van de Weyer. 37 

bastiani ruhiger: der Prozess der Minister war beendigt und 
man hatte ihr Leben vor der Wut des Volkes retten können. 
Der Empfang war ziemlich kühl und die Unterhaltung stockte 
bisweilen. Sebastiani war offenbar entschlossen, jede ernst- 
hafte Auseinandersetzung zu vermeiden. Van de Weyer führte 
ihm höflich Grund und Zweck unserer Mission vor die Augen, 
die er auf eine ebenso einfache als überzeugte Weise darlegte, 
wie wenn sie zu gar keinem wichtigen Widerspruch heraus- 
fordern könne. Sebastiani hörte ihn mit ernster und wohl- 
wollender Aufmerksamkeit an und erwiederte ihm darauf: 
>Ich bin durchaus Anhänger der Allianz Frankreichs mit 
England, ich bin weit entfernt die Tripelallianz mit Belgien 
zu verwerfen, allein die Sache ist verfrüht und kann nicht 
eher ins Werk gesetzt werden, als bis das provisorische Re- 
giment durch eine Regierung ersetzt worden ist, auf deren 

Dauer man rechnen kann Was die Familienallianz 

zwischen England und Frankreich betrifft, um Belgien eine 
Dynastie zu geben, so ist die Frage noch zarter und delikater ; 
sie kompliziert sich zudem noch mehr durch die Intervention 
des Familienvaters und auch die Sympathien und Antipathien 
einer Mutter, die wenig gewillt ist, ihre Kinder der Politik 
zu opfern. Zeit, viel Zeit wird nötig sein, um die überaus 
schwierigen Fragen, die Ihre Mission erhebt, reifen und be- 
antworten zu lassen. c Sebastiani ging dann noch auf Einzel- 
heiten ein und sprach von einem Sohne des Prinzen von Ora- 
nien als zukünftigem König Belgiens, als habe er von dem 
gegen das Gesamthaus Oranien ausgesprochenen Absetzungs- 
dekrete gar keine Kenntnis oder als habe er es vergessen. 

Gendebien, der Frankreich leidenschaftlich ergeben und 
über die kalten Aeusserungen Sebastian is betroffen war, schrieb 
an die provisorische Regierung, man müsse durch den Kon- 
gress die Vereinigung mit Frankreich aussprechen lassen und 
dadurch den König zum ernsthaften Vorgehen zwingen. Van 
de Weyer wollte von solchen äussersten Schritten nicht« 
wissen, er sah den Minister des Auswärtigen wiederum und 
zwar allein und versuchte vergebens ihn auszuhorchen. Schliess- 
lich reiste er ohne Ergebnis ab und nahm die Ueberzeugung 
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mit, da» London der eigentliche Knotenpunkt aller Schwie- 
rigkeiten sei, die überwunden werden mössten. Der König 
wünschte aufrichtig ein freies und neutrales (?) Belgien ; allein 
unier seinen Ministern und seinen Botschafkern gab es Leute, 
die es nicht so eilig hatten, Belgien zur Buhe kommen zu 
lassen, weil sie hofften, die Ereignisse zum Vorteil Frank- 
reichs ausbeuten zu können. Sebastian! hatte 1829 die Un- 
klugheit begangen, Lord Palmerston in Gegenwart des Grafen 
Flahaut zu sagen, dass Frankreich seine Grenzen bis zum 
Rhein ausdehnen müsse, und Talleyrand hatte in seinem Leben 
zu viel Beiche zerschnitten, als dass ihm die Gewohnheit dazu 
abhanden gekommen wäre. So wunderbare Aenderungen, die 
das Geschick unter seinen Händen hervorgezaubert hatte, 
konnten seinen Skeptizismus in Betreff Belgiens entschuldigen 
lassen. Das kleine Belgien schien ihm ein gar geringer 
Einsatz und die Idee einer Teilung der alten österreichischen 
Niederlande hatte sich mehr als einmal seinen Gedanken dar- 
geboten. — 

Jeder Hof hatte seine eigenen Gesichtspunkte und seine 
geheimen Bedenken: Der König Wilhelm zog aus dieser 
Disharmonie der Mächte Vorteil und unterhielt sie sorg- 
faltig. Die Konferenz hatte zwar am 20. November erklärt, 
dass das Königreich der Niederlande getrennt sei, allein sie 
hatte sorgsam hinzugefügt, dass die neuen Arrangements in 
keiner Weise die Rechte berühren könnten, die der König 
der Niederlande und der deutsche Bund über das Herzogtum 
Luxemburg besässen und ausübten. Der belgische National- 
kongress hatte dagegen an demselben Tage, an dem er die 
Unabhängigkeit Belgiens proklamiert hatte, Sorge getragen 
eine Reserve über die Beziehungen Luxemburgs zum deutschen 
Bunde auszusprechen. Im Grunde bot die Luxemburger Frage 
den Hauptgegenstand aller Schwierigkeiten. Belgien wollte 
das ganze Herzogtum behalten und es nötigenfalls durch eine 
Beschränkung seiner eigenen Souveränetät erkaufen. Talley- 
rand und Sebastiani wünschten, dass etwas für Frankreich 
abfallen möchte, besonders falls Europa die Belgier verhinderte, 
einen französischen Prinzen zu ihrem Herrscher zu wählen. 
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Deutschland wiederum wollte Luxemburg im Verbände mit 
dem deutschen Bunde erhalten. Lord Palmerston endlich 
wollte weder einen Landzuwachs für Prankreich noch einen 
französischen König der Belgier. Sobald sich nur derartige 
Eventualitäten seinem Blicke zeigten, schlug er sich sogleich 
auf die Seite des Hauses Oranien; sobald sie sich entfernten, 
ereiferte er sich für die Sache Belgiens, das er übrigens jedem 
französischen Einflüsse zu entziehen gedachte. 

Van de Weyer reiste am 1. Januar 1831 mit Vilain XIV. 
nach London zurück. Eine schwere Aufgabe harrte seiner: 
es galt einen König von Europa und feste gute Grenzen für 
das neue Königreich zu erlangen, die verschiedenen Stim- 
mungen der Höfe zu schonen, sich gegen Holland zu vertei- 
digen, in geschickter Weise aus der Bolle eines Ministers 
der Revolution in die «eines Repräsentanten der europäischen 
Ordnung überzutreten. Van de Weyer war dieser Aufgabe 
vollständig gewachsen. Er durchschaute bald die treibenden 
Gedanken des Whigministeriums. Kurz nach seiner Ankunft 
schrieb er dem Grafen Gelles: »Alles was wir in den zwei 
Tagen haben erfahren können, lässt sich kurz also zusammen- 
fassen: England will, dass Belgien nicht bloss unabhängig, 
sondern auch stark und glücklich werde. Das ist in Eng- 
lands Augen das einzige Mittel zu verhindern, dass es nicht 
französisch wird. Von dieser Grundanschauung aus werden 
wir mit unseren weiteren Angelegenheiten schon fertig werden, 
selbst in der Luxemburger Frage; allein ich bin mehr als je 
überzeugt, dass die Königsfrage zuerst und zunächst in An- 
griff genommen und entschieden werden muss. Darin liegt 
alles.« Er führte weiter aus, dass Frankreich zweifellos daran 
interessiert sei, Belgien nicht zu stark werden und Luxemburg 
in seinen Händen bleiben zu lassen. »Ich kann mich täu- 
schen, schreibt er, allein ich habe so ein unbestimmtes Ge- 
fühl, dass Frankreich uns in dieser Sache nicht günstig 
gesinnt ist.« 

Er tauschte sich darin nicht : Frankreich wünschte bei dieser 
Gelegenheit Luxemburg in seine Gewalt zu bringen ; allein dass 
es diesen starken Platz lieber in den Händen der Belgier, 
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als in denen des deutseben Bandes sehen mochte, ist wohl 
auch zweifellos. 

Van de Weyer sah ganz richtig, dass alle Territorial- 
fragen mit der Wahl des künftigen Herrschers in engster 
Verbindung standen. Nun war aber nichts unsicherer, als 
diese Wahl. Graf Gelles schrieb am 31. Dezember an van 
de Weyer: »Wir müssen den Herzog von Nemours und un- 
sere Unabhängigkeit haben, oder wir sind durch die Not ge- 
zwungen, den Wünschen nachzugeben, die sich für eine 
Vereinigung mit Prankreich aussprechen^ Lord Ponsonby 
schrieb dagegen zwei Tage darauf an Palmerston : »Die Mei- 
nung des Landes ist nicht für Frankreich.« Van de Weyer 
hatte lange und eingehende Unterredungen mit Palmerston; 
er fand ihn zuerst schwankend und unsicher, wenigstens schein- 
bar: der Herzog von Nemours sei miporenn, es bedürfe aber 
einer starken Hand, um den neuen Staat zu regieren ; warum 
Belgien nicht lieber den Prinzen Leopold von Sachsen* Koburg 
nehmen wollte? Er könne ja eine Tochter Louis Philipps 
heiraten. Man könnte dagegen etwa die Konfession des Königs 
als Einwand geltend machen, allein der päpstliche Internun- 
tius Cappocini sei bereits sondiert. Der Vertreter des päpst- 
lichen Stuhles habe formell erklärt, er betrachte die Wahl 
eines katholischen Fürsten durchaus nicht für unumgänglich 
nötig, man müsse vielmehr von einem protestantischen Fürsten 
mehr Neigung die Rechte der Majorität des Volkes und der 
katholischen Kirche zu respektieren erwarten. Der römische 
Hof fürchtete offenbar den Herzog von Nemours mehr, als 
den Prinzen Leopold. 

Diese Erklärungen hatten eine schwerwiegende Bedeutung; 
gingen sie doch von einem Manne aus, der genau wusste, 
was er wollte, und solche Indiskretionen nicht ohne wichtige 
Gründe zu verlautbaren pflegte. Palmerston ging noch weiter 
in einer Unterredung am 4. Januar; er erklärte einfach und 
trocken, die Verbündeten würden den Herzog von Nemours 
nicht anerkennen. »Und wenn ihn der Kongress nun doch 
möchte ?c fragte Weyer. — Dann würden wir Frankreich 
auffordern, seine Zustimmung zu verweigern, und wenn es 
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das ablehnte, konnte ein Krieg zwischen ganz Europa und 
ihm ausbrechen, c 

Van de Weyer schwankte in der Zeit noch zwischen 
Frankreich und Europa. Er war oft ausser sich über die Hal- 
tung der Höfe und verzweifelte »auf den Ruinen eines König- 
reiches, das fünf Mächte geschaffen, einen neuen Staat auf- 
richten zu können,c (Brief an M. Rogier). Wen sollte man 
nehmen? Den Herzog von Nemours, von dem wie Weyer 
wusste Palmers ton nichts wissen wollte? Den Herzog von 
Leuchtenberg, den Verwandten der Bonaparte, dessen Wahl 
Frankreich niemals acceptieren würde? Den Prinzen Karl 
von Kapua, den Neffen der Königin Marie-Amalie von Frank- 
reich, oder den Prinzen Karl von Bayern, deren Namen in 
diesem Gewirr von Eifersüchteleien und geheimen Feind- 
schaften auftauchten? Weyer verliess London unruhig, unzu- 
frieden und geneigt, die Sache auf die Spitze zu treiben und 
Europa halb und halb zu zwingen. Graf Celles schrieb ihm 
fortwährend, Louis Philipp habe nur gleich im Anfang seinen 
Sohn nicht hervortreten lassen wollen und habe dem Drängen 
Talleyrand's Widerstand geleistet, allein Frankreich könne 
einen Leuchtenberg [an seinen Grenzen niemals dulden. Es 
würde im Kongress nicht um Stimmen werben, es könnte 
sich nicht im voraus engagieren ; allein wenn die Wahl voll- 
zogen sei, würde es mitfortgerissen und würde die Sache Bel- 
giens zu seiner eigenen machen. Bresson führte in Brüssel 
ungefähr die nämliche Sprache. Der Optimismus des Grafen 
Celles war ebenso verführerisch, als gefahrlich. Er schrieb 
am 28. Januar an d'Arschot: »Wenn Nemours erst gewählt 
ist, wird es ein wenig diplomatisches Gerassel geben, aber 
keinen Krieg, — und die belgische Revolution wird in sechs 
Monaten beendigt sein. England wird verhandeln und wün- 
schen, dass Antwerpen, Freihafen wie Hamburg wird. 

In dem nämlichen Augenblicke, da van de Weyer und 
das diplomatische Komitee sich so von allen Seiten bedrängt 
und in der Kandidatur des Herzogs von Nemours die einzige 
Rettung sahen, führte nun Palmerston den Hauptschlag, 
durch den sie für immer aussichtslos wurde. Am 1. Februar 



Digitized by LiOOQ IC 



42 W. Qonian: 

am Tage vor der Wahl, sah Talleyrand Palmerston and liess 
ihn merken, dass der Herzog wohl gewählt werden dürfte. 
Lord Palmerston erwiederte kurz angebunden und ohne zu 
zaudern, dass er das für eine einfache und klare Vereinigung 
Frankreichs und Belgiens ansehen werde und dass die fran- 
zosische Regierung alle Eonsequenzen der Annahme der bel- 
gischen Krone wohl überlegen möge. Das war ein harter 
Schlag für Frankreich, ein noch härterer aber für Belgien, 
das eben feierlich die Krone einem Fürsten anbieten wollte, 
der sie nicht annehmen konnte, ohne auf sein Vaterland und 
auf das Land, das sich ihm antrug, alles Unglück und alle 
Leiden und Gefahren eines bevorstehenden Krieges herauf- 
zubeschwören. 

Der Herzog von Nemours wurde am 2. Februar zum 
König gewählt, nachdem van de Weyer in einer glänzenden 
überzeugungsvollen Rede die Gründe dargelegt hatte, die 
Frankreich ewig hindern würden, die Wahl des Herzogs von 
Leuchtenberg zu acceptieren. »Einerseits, sagte er, kennet 
ihr die herrschende Meinung in Frankreich, die Frankreichs 
Grenzen bis zum Rhein ausdehnen will. Die französische Re- 
gierung wird nun die Anhänger dieser Ansicht beruhigen, 
wenn sie uns den Herzog von Nemours gibt ; durch seine Er- 
wählung wird die Kriegspartei jeden Einfluss verlieren 

Meiner Ansicht nach ist das einzige Mittel Belgien die Unab- 
hängigkeit und die Nationalität zu retten die Wahl eines 
Königs, den der König von Frankreich und Frankreich selbst 
annehmen können.« Wenige Minuten später war der Her- 
zog von Nemours mit 97 Stimmen gegen 95, die auf den 
Herzog von Leuchtenberg fielen, zum Könige der Belgier 
erwählt. 

Palmerston konnte nicht wenig stolz auf seinen Triumph 
sein, als Sebaetiani ihm zu gleicher Zeit mit der Meldung 
der Erwählung des Herzogs von Nemours auch den Entschluss 
des Königs mitteilte, für seinen Sohn den belgischen Königs- 
thron abzulehnen (4. Februar 1831). Sein Sieg wäre nicht 
so vollständig gewesen, wenn er nicht ausserhalb der diplo- 
matischen Kreise bekannt und in wahrstem Sinn des Wortes 
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vor aller Welt erfochten wäre. Seine kühnsten Wünsche waren 
übertroffen ; denn die Konferenz sprach, um die Eigenliebe 
Frankreichs zu schonen, zugleich mit der Entgegennahme des 
Versprechens des Königs Louis Philipp in der Sitzung vom 
7. Februar die Ausschliessung des Herzogs August von Leuchten- 
berg von der belgischen Königswürde aus. Allein wie staud's 
mit der embryonalen Souveränetät Belgiens, wie mit der Unab- 
hängigkeit seines Nationalkongresses ? Man versagte den Bel- 
giern den König, den sie erwählt, und zugleich den, den sie 
nicht gewählt hatten. Die Kongressdeputation, die nach 
Frankreich gegangen war, um die Krone Belgiens anzubieten, 
war nicht wenig erstaunt, als man sie in den Vorzimmern 
stehen uud warten Hess. In Paris am 6. Februar angekommen 
wurden sie erst am 17. vom Könige Louis Philipp empfangen, 
um aus seinem eigenen Munde zu erfahren, dass der Herzog 
von Nemours nicht über Belgien herrschen werde. 

Van de Weyer hatte trübe Ahnungen: »Die Unruhe ist 
allgemein, schrieb er an Brouck&e, ein Mitglied der Depu- 
tation. Die Weigerung Frankreichs wird sehr schlimme Kon- 
sequenzen mit sich bringen. Unsere Lage ist verzweifelt 
traurig. Wir werden dem Sturm die Spitze bieten, allein 
wie sollen wir die Ausgaben decken? Unsere Kassen sind 
leer .... die Steuern gehen nicht ein, wenn Belgien ohne 
König bleibt .... die Orangisten machen Fortschritte. Die 
Papiere sind auf 39 gefallen. c — 

Die öffentliche Meinung richtete sich in heftigster Weise 
gegen van de Weyer. Man klagte ihn an, unklugerweise die 
Zustimmung Frankreichs versprochen, zu grosses Vertrauen 
ungeschickten Agenten geschenkt und die Würde des Kon- 
gresses kompromittiert zu haben. Er Hess den Sturm ruhig 
vorüberziehen; denn er gehörte zu den Männern, die nur mit 
ihrem Gewissen rechnen. Er Hess sich durchaus nicht ver- 
blüffen und blieb überzeugt von der Notwendigkeit, einen 
König und zwar sofort zu suchen und zu finden. Auf seinen 
Vorschlag ernannte man eine Regentschaft, um dadurch an- 
zudeuten, der Thron sei nur zur Zeit unbesetzt, und Europa 
zu zeigen, dass Belgien mit der provisorischen ^Regierung zu 
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Ende zu kommen sich beeile. Surfet de Chokier ward zum 
Regenten gewählt und van de Weyer, als Minister des Aus- 
wärtigen in sein erstes Ministerium berufen, entfaltete gleich 
durch seine ersten Akte den ganzen Reichtum seiner Findig- 
keit und seines festen Charakters. Er rief aus Paris den 
Grafen de Gelles, seinen persönlichen Freund, zurück, weil 
der gar zu vertrauensselige Optimismus dieses Gesandten zu- 
meist dazu beigetragen hatte, den Eongress über die Absichten 
der französischen Regierung zu täuschen. Er liess in Zeit 
von 24 Stunden einen alten russischen Diplomaten, Erüdener, 
ausweisen, der sich in orangistische Intriguen eingelassen 
hatte. Er stritt im Eabinete wider seinen Freund Brouckere, 
der immer noch bei seiner Meinung verharren wollte, Belgien 
könne sich nur dadurch retten, dass es sich in Frankreichs 
Arme werfe. Die Sympathien des Regenten selbst waren aus- 
gesprochenermassen französisch. Van de Weyer dagegen setzte 
seine Hoffnungen nicht sowohl auf Frankreich, als auf Eng- 
land und die Eonferenz ; er verzweifelte durchaus nicht, einen 
Eönig zu bekommen. Die belgische Revolution war zwar 
ein kühnes Unternehmen, allein Europa hatte sich bereits mit 
der Idee eines unabhängigen Belgien abgefunden und ver- 
traut gemacht. Man muss in dem wechselnden Spiele der 
menschlichen Dinge vor allem einen festen Punkt im Auge 
behalten. Van de Weyer begriff, dass die englische Kandi- 
datur des Prinzen Leopold von Sachsen-Eoburg-Gotha das 
einzige Mittel für das Heil des Landes sei. Er hatte sich 
wohl zuerst mit Eifer für eine Lösung der Schwierigkeiten 
im französischen Sinne engagiert, jetzt aber wagt^er sich mit 
gleicher Energie auf die Lösung im englischen Sinne; er 
wollte der Unsicherheit um jeden Preis ein Ende machen, 
und war, wenn man Belgien auch den Prinzen Leopold ver- 
weigerte, entschlossen mit Gendebien und einigen anderen 
hervorragenden Mitgliedern des Kongresses die Proklamierung 
der Republik im Kongresse zu beantragen. Lord Palmerston 
that zuerst, als wenn er sich nötigen lassen wollte. Auf 
seinen Befehl musste Ponsonby weiter von den Aussichten 
des Prinzen von Oranien reden, allein er sprach darüber in 
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Ausdrucken, die erkennen Hessen, England sei mit Allem 
einverstanden, was nicht eine Vereinigung oder eine Suve- 
ränetät Belgiens und Frankreichs bedeute. Man wollte in 
London einzig das Glöck, das Gedeihen und die Unabhängig- 
keit Belgiens. Lord Palmerston Hess durchblicken, Marschall 
Soult sei geneigt, an England Antwerpen und Ostende abzu- 
treten, wenn man Frankreich erlaubte, sich nordwärts aus- 
zudehnen. Van de Weyer unterzeichnete am 25. Mai mit 
9b anderen Deputierten eine Proposition, die die augenblick- 
liche Wahl des Prinzen Leopold zum Eonige von Belgien 
verlangte. Er legte die Proposition in ihren Einzelheiten 
dem Kongresse vor und gestand, dass diese Kombination 
schon lange von ihm gehegt und erwogen sei: der Prinz, 
der in einem konstitutionellen Lande lebe und konstitutio- 
nelles Wesen gewohnt sei, würde am besten die Freiheiten 
seines Adoptivlandes respektieren und erbalten. 

Am 4. Juni nach London gesandt, um nach geschehener 
Wahl dem Prinzen die Krone anzubieten, schrieb er gleich 
nach seiner Ankunft in 48 Stunden den berühmten Brief 
sur la revoltdion belge^ son origine, ses causes et ses con- 
sSquences, der ganz dazu geeignet war, auch die letzten Illu- 
sionen derer, die noch zur oranischen Fahne schwuren, zu 
zerstören. Er sah den Prinzen Leopold und versicherte ihn, 
er würde, wenn er nur erst den Thron . bestiegen habe, sich 
der Tyrannei der Konferenz entziehen, Frankreich schonen 
und durch seine Haltung die Würde Belgiens wieder her- 
stellen können. Er ahnte zugleich, dass das Anerbieten der 
Krone Belgiens an Leopold der energischesten Unterstützung 
Lord Palmerstons sicher sei. 

Prinz Leopold zeigte bei dieser Gelegenheit schon die 
umsichtige Tüchtigkeit und den vorsichtigen Scharfblick, die 
später seine ganze Regierung charakterisierten. Er Hess sich 
sozusagen bitten, stellte seine Bedingungen und Hess sie sich 
gewähren, um sie zum Nutzen Belgiens zu verwerten. Er 
nahm von vorneherein eine imponierende Haltung an und 
machte sich dadurch gewissermassen zum Schiedsrichter zwi- 
schen der Konferenz und dem Nationalkongress. Er wollte 
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nicht etwa eine Krone um jeden Preis — das hatte sein 
Verhalten in der griechischen Frage bewiesen — und doch 
waren die Bedingungen, die er stellte, begreiflicherweise keines- 
wegs blosse Hindernisse, die er zwischen seinem Ehrgeiz und 
der gefahrlichen Rolle, die ihm das Geschick darbot, eigen- 
willig auftürmte. Die Grundlinien der Trennung zwischen 
Belgien und Holland, die die Konferenz in den sogenannten 
18 Artikeln festgesetzt hatte, bildeten gewissermassen die 
Mitgift, die der Prinz Belgien mitbrachte. Diese Mitgift 
mochte, wie das ja in den meisten Eben zu sein pflegt, zuerst 
dem Kongress ungenügend erscheinen ; allein der König nahm 
die angebotene Krone nicht eher an, als bis er sich der Zu- 
stimmung der Mächte zu den 18 Artikeln vergewissert hatte. 

Die Konferenz aber brachte dem Prinzen wahrlich kein 
kleines Opfer : sie hatte zu Anfang gedroht, ganz Luxemburg 
Belgien zu nehmen. Der Vertrag der 18 Artikel gab den 
Belgiern nicht die Gewissheit, aber doch die Hoffnung, das 
ganze Herzogtum zu behalten, da die Luxemburger Frage 
durch einen Separatvertrag zwischen dem deutschen Bunde 
und dem Konige von Holland geregelt werden sollte. Die 
Friedenspräliminarien sicherten den Belgiern ferner einen 
Teil von Limburg und Hessen die Frage Ober die Souveräne- 
tat in der Stadt Maastricht zunächst offen, die durch Aus- 
tausch von Enklaven 'in einem Separatvertrage der beteiligten 
Mächte direkt entschieden werden sollte. 

Van de Weyer sprach sich über die Friedenspräliminarien 
des weiteren aus und verteidigte sie in einer kleinen Flug- 
schrift »Jean le Braban£on au bon peuple de Belgique.« 
Der Kongress nahm sie am 9. Juli an und am 21. Juli zog 
Leopold als Konig in Brüssel ein. 

III. 

Ein neues Leben begann jetzt für van de Weyer. Die 
Zeit der Prüfungen und Gefahren, der verzweifelten Kämpfe, 
die heroische Zeit seines Lebens war dahin, — das Wort 
dünkt mich wahrlich nicht zu hoch, wenn ich bedenke, dass 
er so oft nicht bloss mit Ruhe und Glück und Freiheit, nein 
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mit dem Leben selbst für die Unabhängigkeit seines Vater- 
landes gekämpft hatte. Das Geschick hatte ihm in den 
wenigen Monaten seiner Jagendzeit die Stürme eines ganzen 
Lebens bescheert, es schuldete ihm jetzt das, was es gewöhn- 
lich nur Schwergeprüften zuteil werden lässt. Doch gab es 
ihm nicht alsbald das otiutn cum dignitatc, das besonders 
dem Greise so wohlgefallt. Drei Tage nach seiner Thronbe- 
steigung ernannte ihn Leopold I. zu seinem Gesandten am 
Hofe Ton St. James; der >ministre pl£nipotentiairec wusste, 
dass ihm die Konferenz wenig Zeit zur Ruhe lassen würde. 
Allein diesmal kam er nicht nach London, um einen König 
zu suchen, sondern um in seinem Namen zu reden, um die 
Rechte eines Volkes zu vertreten. 

Die erste Zeit war wiederum sehr schwer: Männer wie 
Talleyrand und Palmerston erkannten zwar bereitwillig die 
hohen Verdienste und Eigenschaften van de Weyer's an, die 
oberflächliche und frivole sogenannte grosse Welt aber sah 
nur die Aussenseite und mass den Mann nach der Grösse 
des Landes, das er vertrat. Lady Holland war damals ebenso 
gesucht als gefürchtet wegen ihrer Geistreichigkeit ; auch der 
neue Gesandte sollte eine Probe ihrer geistreichen Ironie er- 
fahren. Eines Tages trat sie zu van de Weyer und fragte 
ihn in leichtfamiliärem Tone: »Nun, was macht Leopold ?« 
— »Leopold, Madame? Sie wollten ohne Zweifel sagen, Leo- 
pold der König der Belgier ?« — »König der Belgier ? ! Ich 
habe wohl von Deutschen, Franzosen, Italienern reden hören, 
aber niemals von Belgiern. « »Haben Sie, Madame, vielleicht 
von einem alten berühmten Manne gehört, der Julius Cäsar 
hiess?« — »Gewiss, — allein was soll diese Frage ?c »Dann 
wissen Madame auch vielleicht, dass er ein Buch geschrieben 
hat: Kommentare über den gallischen Krieg?« »Nun, natürlich 
weiss ich das.« »Schön, Madame, wollen Sie so freundlich 
sein und die erste Seite dieses berühmten Buches aufschlagen ? 
Da steht geschrieben, dass die Belgier eine der drei Völker- 
schaften Galliens sind, und setzt Cäsar wörtlich hinzu: »Die 
Belgier sind das tapferste der drei Völker, weil sie in be- 
ständigem Kriege mit den Germanen leben, c Diesen Ruf 
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haben sich die Belgier stets erhalten, Madame, und ich hoffe, 
sie werden ihm auch ferner Ehre machen.« — Lady Holland 
hatte genug, — und van de Weyer war von dem Tage an 
einer der gerngesehensten Gäste in Holland-House. 

Ernste Gefahren bedrohten noch Belgiens Geschick. Der 
König von Holland verteidigte noch mit eiserner Energie die 
Rechte, die er durch die Verträge von 1815 besass. Er war 
keineswegs gewillt, ohne weiteres eine neue Souveränetät der 
seinigen gegenüber aufkommen zu lassen. Der König, der, 
als man davon sprach, den Prinzen von Oranien zum Könige 
von Belgien zu machen, ausgerufen hatte: »Lieber einen 
Potter auf dem Thron«, konnte es nicht verwinden, einen 
Koburger in Brüssel herrschen zu sehen wie einen neuen 
grossen »Schweiger«, den das blosse Stathouderat nicht be- 
friedigen konnte. Er beschloss daher, das Gewebe der euro- 
päischen Diplomatie mit Gewalt zu zerreissen, und Hess seine 
Truppen gegen Belgien vorrücken. Kaum war Leopold in 
Brüssel angekommen, so brach Wilhelm den Waffenstillstand. 
Er hatte zwar die ersten Protokolle der Konferenz anerkannt, 
allein er Hess erklären, die 18 Artikel hätten die Abmachungen 
der Protokolle null und nichtig gemacht. Die holländische 
Armee ging in drei Kolonnen von Maastricht bis Breda vor. 
Die Belgier hatten nur zwei kleine Armeen. König Leopold 
brach eilends am 8. August nach Arschot auf, um das 
Kommando der Scheidearmee selbst zu übernehmen. Er er- 
wartete daselbst die Maasarmee, die aber auf dem Marsche 
von Hasselt nach Tongres unvermutet angegriffen und zu 
unordentlichem Rückzug gezwungen war. Der König selbst 
musste bis hinter Löwen zurückweichen, wo die Holländer 
alsbald einzogen. 

Leopold hatte sich beeilt, Frankreich um Hilfe zu bitten : 
Marschall Gerard war in Belgien eingerückt. König Wilhelm 
gab zornig und missgestimmt seinen Truppen den Befehl, 
sich nach ihren leichten Erfolgen zurückzuziehen. 

Ein merkwürdiges politisches Schauspiel wurde nun auf- 
geführt : Die Konferenz beschäftigte sich mit nichts anderem, 
als damit, die entscheidungsvolle Intervention Frankreichs auf 
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ihre eigene Rechnung zu schreiben und sie zugleich einzu- 
schränken, ihr ihre Bedeutung zu nehmen und den Belgien 
dadurch erwiesenen Dienst herabzusetzen. Es wurde bestimmt, 
die Franzosen dürften die alten Grenzen Hollands nicht über- 
schreiten, dürften weder nach Maastricht noch nach Venloo 
vorrücken. Nachdem Belgien befreit war, kehrte die fran- 
zösische Armee ruhig nach Frankreich zurück, und die Kon- 
ferenz liess sich über ihre Märsche und ihren Rückzug Be- 
richt abstatten. Leopold, der, kaum König geworden, Zeuge 
der Panik bei Löwen gewesen war, den seine in Unordnung 
geratenen Truppen willenlos mitfortgerissen hatten, der ge- 
zwungen war, um Hilfe zu bitten, um sich gegen einen über- 
mächtigen Angriff zu verteidigen, — eine Erniedrigung, die 
doppelt schwer auf ihn selbst und sein neues Land fiel, musste 
naturgemäs8 in dieser kritischen Lage sein Heil und seine 
vornehmste Stütze in der Konferenz suchen. König Louis 
Philipp hatte keinen Augenblick geschwankt, Holland den 
Fehdehandschuh hinzuwerfen; allein er missbrauchte, ja er 
gebrauchte die errungenen Vorteile durchaus nicht. Konnte 
es ihm doch nicht lieb sein, den Glanz einer Krone zu trüben, 
die bald das Haupt einer seiner Töchter schmücken sollte. 
Er hatte die Kammern eröffnet und ihnen mit Stolz ver- 
kündet, dass die Konferenz darein gewilligt habe, dass die im 
Jahre 1815 gegen Frankreich errichteten Festungen demoliert 
werden sollten. Im übrigen aber gab er nur seinen herzlichen 
Wünschen für das Glück und Gedeihen des belgischen Volkes 
Ausdruck. — 

Die Konferenz war zwar im höchsten Grade über das 
Vorgehen König Wilhelms entrüstet gewesen ; sie empfand 
aber doch eine Art von Befriedigung über die kräftige De- 
monstration des Königs von Holland. Ihr Eifer für König 
Leopold und Belgien liess augenscheinlich nach. Das Be- 
nehmen Hollands war zwar wenig korrekt gewesen, allein es 
ging mit unwiderstehlichen Argumenten vor. Holland hatte 
seine Kraft durch sein Vorwärtsgehen, seine Achtung vor 
Europa durch seinen Rückzug bewiesen. Der Schutz Frank- 
reichs gereichte dem neuen Königreich durchaus nicht zum 

Zeltsohr. f. SUaUw. 1890. I. Heft 4 
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Vorteil. Man ging mit der Zulassung solcher Massnahmen 
offenbar über die Bestimmungen der 18 Artikel hinaas und 
dachte daran, die Mitgift, die Leopold Belgien zu bringen 
gehofft hatte, zu beschneiden. Van de Weyer durchschaute 
mit dem scharfen Auge des Moralisten und des erleachteten 
Patrioten diesen Wechsel der Willensäusserungen und Sym- 
patien Europas. Er machte die grössten Anstrengungen, sie 
zu Gunsten Belgiens zu lenken ; allein vergebens. Er wies 
auf das unqualifizierbare Vorgehen des Königs von Holland 
hin, der den Waffenstillstand in schmählichster Weise ge- 
brochen habe ; allein König Wilhelm konnte Briefe beibringen, 
die vonseiten Russlands ihn aufzureizen, wenn nicht geradezu 
aufzufordern schienen, gegen Belgien angriffsweise vorzugehen. 
Preussen blieb stumm und schien nicht ohne geheime Genug- 
thuung die Beleidigung des neuen Königreichs, das ganz 
Luxemburg zu behalten wünschte, mitanzusehen. Talleyrand 
liess die Hoffnung durchblicken , eine Territorialvergrösserung 
für Frankreich zu erreichen, und wünschte Belgien bis zum 
Ende aller Schwierigkeiten besetzt zu halten. Lord Paliner- 
ston selbst, der der lebhafteste Verteidiger des neuen Königs 
geworden war, hatte zwar voll Ungeduld die gänzliche Be- 
freiung des belgischen Territoriums reklamiert, allein die 
18 Artikel konnte er nicht retten. Die Konferenz formulierte am 
15. Oktober in 24 Artikeln ihre »letzten und unwiderruflichen« 
(»finales et irrevocables)« Entscheidungen mit dem Zusätze, 
die fünf Grossmächte würden vereint die Ausführung der- 
selben durchsetzen. Diese 24 Artikel lassen sich mit kurzen 
Worten also beschreiben: sie schufen den Staat Belgien und 
straften ihn zu gleicher Zeit. Und zwar straften sie ihn 
deshalb, weil er sich hatte überraschen und schlagen, weil 
er sich von Frankreich hatte unterstützen lassen. Sie Hessen 
Belgien nur die Hälfte von Luxemburg, nahmen ihm den 
Teil Limburgs auf dem rechten Moselufer und Hessen seine 
Ostgrenze beständig von Holland bedroht sein. Aber nicht 
Belgien allein hatte den Groll Europas zu empfinden, auch 
Frankreich erhielt seinen Teil. Die Festungen Menin, Ath, 
Mons, Philippeville und Marienburg sollten zwar geschleift 
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werden. Allein die Konferenz wollte nicht zugeben, dass die 
Festungsfrage Gegenstand einer direkten Verhandlung zwischen 
Frankreich und Belgien würde. England, Preussen, Oester- 
reich und Russland verhandelten mit dem Vertreter Belgiens 
ohne Hinzuziehung Frankreichs. Louis Philipp zeigte sich 
sehr erbost, als er erfuhr, dass man die Konvention über die 
Festungen unterzeichnet habe. »Sie werden, schrieb er an 
Leopold L, die Konvention nicht ratifizieren, die Ihr Ver- 
treter sich erlaubt hat zu unterzeichnen und die wir für 
unsere Abmachungen nicht konform halten können.« Talley- 
rand drohte sogar einen Augenblick, den Vertrag vom 15. 
November nicht unterzeichnen zu wollen. Allein dieser Zorn 
verflog schnell. Die Schleifung der Festungen war eine That- 
ßache, die länger vorhielt, als die Erregungen einer Stunde. 
König Louis Philipp sowohl, als König Leopold standen auf 
der Höbe ihrer politischen Aufgaben. Frankreich empfand 
wohl das Misstrauen, das Europa noch immer — und nicht mit 
Unrecht — zu seinen Gefühlen hegte, allein es wollte doch die 
Dienste, die es Belgien geleistet, um nicht zu teueren Preis 
dem befreundeten und benachbarten Staate verkaufen. Van 
de Weyer aber erkannte besser als jeder andere, wie das 
Terrain, auf dem er zu handeln berufen war, noch gar zu 
schwankend und unsolide war, als dass er sich gegen die 
Entscheidung Europas hätte auflehnen können. Er wusste, 
dass die Generosität Frankreichs eher erlahmen würde, als der 
kaltherzige, hochmütige, oft schwankende Beistand der Kon- 
ferenz. Russland , das den 18-Artikelvertrag unterzeichnet 
, hatte, liess auf die Ratifikation des neuen Abkommens sehr 
lange warten und gab sie erst nach Verlauf von sechs Mo- 
naten am 4. Mai 1832 unter gewissem Vorbehalt. 

Wir kommen hier zu dem schwierigsten Wendepunkte 
der politischen Laufbahn van de Weyers. Sechs Monate lang 
erschöpfte er sich in Anstrengungen, die unsichere Meinung 
zu Gunsten Belgiens umzustimmen. Er hatte an Lord Aber- 
deen einen Brief gerichtet, ein Meisterstück nach Form und 
Inhalt, in dem der höchste Patriotismus seinen Triumph 
feiert. »Glauben Sie mir, schreibt er, wenn die Parteien, ihre 
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heftigen Kämpfe, ihre elenden Streitereien längst im tiefsten 
Meere der Vergessenheit ruhen werden, wenn alles, was mensch- 
licher und aristrokatischer Stolz mit so viel Glanz und Pomp 
errichtet hat, längst Staub und Asche sein wird, dann wird 
die Nachwelt noch die Namen derer bewahren, die die Unab- 
hängigkeit Belgiens befördert und durchgesetzt haben. Es 
ist keine geringe Ehre, seine Unterschrift unter einen Akt 
der politischen Wiedergeburt einer Nation zu setzen, die viele 
Jahrhunderte lang vergebens um das Wiederaufleben ihres 
Volkstums gekämpft hat.« Die Unterschriften Europas kamen 
endlich an, allein die russische Ratifikation enthielt einen 
Vorbehalt, der Belgien beleidigen konnte. Van de Weyer 
hatte schon einmal gedrängt von Palmerston eine grosse Ver- 
antwortlichkeit auf sich genommen, als er sub spe rati die 
Festungskonvention unterzeichnet hatte, weil die Bevollmäch- 
tigten der Nordmächte erklärt hatten, sie würden die 24 Ar- 
tikel, die Anerkennung des belgischen Staates, nicht eher 
unterschreiben, als sie seine Zustimmung zur Festungskon- 
vention erlangt hätten. Er hatte damals dem König ge- 
schrieben: »Bei der Lektüre des Schriftstückes, das man mir 
zur Unterschrift reichte, sah ich zu viel nützliche und zu viel 
bedeutungsvolle Punkte, als dass ich mich nicht beeilt hätte, 
sie durch meine Unterschrift festzuhalten und anzuerkennen: 
zuerst eine neue feierliche Bestätigung unserer Anerkennung 
seitens der Mächte und sodann die Erklärung, dass Ew. Ma- 
jestät in alle Rechte des Königs von Holland als Nachfolger 
eintreten.« Dieses Mal verlangte man von ihm , er solle 
im Namen Belgiens einen Vertrag ratifizieren, den Russland 
nur bedingungsweise ratifizierte. *) Seine Lage war ausser- 
ordentlich verantwortungsvoll und schwierig. Das Ministerium 
Grey war stark bedroht, und jeden Augenblick konnten die 
Torys ans Ruder kommen und eine orangistische Politik inau- 



1) Rassland hatte folgende Worte eingeschaltet: »sauf les modi- 
ficatioDB et amendements & apporter, danß an arrangement döfinitif, 
entre la Hollande et la Belgiqne.« Die russischen Bevollmächtigten 
erklärten mündlich, dieses definitive Arrangement solle «an arrangement 
de gri ä grU sein. 
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gurieren. Er hatte keine Instruktionen für den besondern 
Fall , so unterzeichnete er denn. An demselben Tage schrieb 
er seinem Könige: »Ich weiss wohl, Sire, dass alle Deklara- 
tionen der Welt nicht einer einfachen und klaren Ratifikation 
gleich kommen, der einzigen, die Ew. Majestät mit Recht 
erwarten durften ; allein den Akt Russlands verwerfen würde 
zu den schwierigsten Inkonvenienzen geführt haben. Ich 
musste darauf halten, die vier grossen Hauptpunkte unserer 
politischen Existenz gesichert zu sehen: die Anerkennung 
Ew. Majestät , die Anerkennung unserer Unabhängigkeit , 
unserer Neutralität und des Belgien zugewiesenen Territoriums. 
Der Rest des politischen Gebäudes wird zwar nicht ohne 
Mühe, allein doch ohne fundamentale Schwierigkeiten aufge- 
führt werden.« — 

Wer würde wohl heute noch wagen zu behaupten, dass 
van de Weyer Unrecht gethan habe? Was ist aus den Vor- 
behalten Russlands geworden? Das Gebäude ist glücklich 
vollendet, und van de Weyer hatte die Ehre, den Grundstein 
dazu zu legen. Im ersten Augenblicke aber richtete sich 
alles voll Zorn und Erregung wider ihn. König Leopold 
schrieb selbst am 12. Mai an Lehon: »Die russische Ratifi- 
kation bat mit ihren Vorbehalten hier einen sehr bösen Ein- 
druck hervorgerufen ; ich muss sagen, ich war dadurch überaus 
schmerzlich berührt, weil ich darin eine Gefahr für die Rati- 
fizierung des Vertrages selbst erblickte. Van de Weyer hat 
vielleicht gut gethan, ihn zu acceptieren, allein er handelte 
wider seine Instruktionen und verlangte auch keiue vor der 
Auswechselung der Unterschriften. Ich habe ihn zu seiner 
Rechtfertigung hierher berufen.« Van de Weyer hatte^that- 
sächlich Belgien aus dem diplomatischen Abgrund gerissen, 
in dem es zu versinken drohte. Er gehörte nicht zu den 
Männern, die die Verantwortlichkeit für eine Kleinigkeit an- 
sehen und niemals Gewissensbedenken und Gewissensschmerzen 
fühlen ; in ihm lebte ein starkes Pflichtgefühl, die Sorge für 
sein Land, für seinen eigenen Namen, allein er hatte dazu 
auch das, was man Mut und Selbstvertrauen in schweren 
kritischen Lagen nennen kann, eine politische Tugend, ohne 
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die ein wahrer Staatsmann nicht gedacht werden kann. Lord 
Palmerston schrieb dem König Leopold, dass van de Weyer, 
wenn er die russische Ratifikation nicht acceptiert hätte, eine 
gar nicht zu entschuldigende Handlung sich hätte zu Schulden 
kommen lassen. 

Van de Weyer kam am 16. Mai in Brüssel an. Er 
machte den Ministern zunächst gar keinen Besuch, sondern 
las am 21. Mai in ihrer Gegenwart »dem Könige und seinem 
Beirat« ein Promemoria vor, dessen Schlusssatz also lautete: 
»Ich wiederhole die Versicherung, dass ich mir der Oeffent- 
lichkeit gegenüber Schweigen auferlegen werde. Ich werde 
Belgien und Europa nicht zu Schiedsrichtern zwischen der 
Kammer, dem Ministerium und mir aufrufen; ich beklage 
aber im Geheimen die fatale Eilfertigkeit, mit der man diese 
diplomatischen Verhandlungen den Kammern zur Diskussion 
vorgelegt hat, und die thö richten Worte, die dabei gefallen 
sind. Ich hoffe, dass die königl. Zustimmung Ew. Majestät 
eines Tages die trüben und schmerzlichen Gefühle, die mich 
jetzt durchziehen, mildern und versüssen wird.« Er bot dem 
Könige seine Entlassung an, allein Leopold, der sich auf 
Menschen verstand, hütete sich wohl, sie anzunehmen ; um 
aber der öffentlichen Meinung eine Art von Genugthuung zu 
gewähren, bat er ihn, für einige Zeit General Goblet als 
seinen Adjunkten in der Vertretung bei der Konferenz zuzu- 
lassen. Als kurze Zeit darauf der König nach Frankreich 
abreiste, um die Prinzessin Luise von Orleans zu heiraten, 
sagte er zu van de Weyer : »Sie sollen öffentlich Genugthuung 
erhalten. Sie werden mich nach Compiägne begleiten. Man 
wird so bald erkennen, dass Sie ganz mein Vertrauen be- 
sitzen.« Sie machten die Reise in ein uud demselben Wagen. 
In Compiegne wurde van de Weyer mit der grössten Herz- 
lichkeit aufgenommen. Bei all den Festen der Vermählung 
verlor er doch seine Zeit [nicht und hatte mit Louis Philipp 
wichtige Besprechungen über die Arbeiten der Konferenz. 
Er beklagt sich zuweilen in seinen Briefen über dessen Mi- 
nister, allein »der König Philipp hat sich mir gegenüber 
mit vollendeter Geradheit, Freimütigkeit und Loyalität be- 
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nommen.« (Brief vom 9. August). Von Compiegne reiste er 
direkt nach London ab, um seine Funktionen wieder aufzu- 
nehmen. 

Was blieb nun nach dem Vertrage der 24 Artikel noch 
zu thun, um alle Schwierigkeiten zu beseitigen, die Europa 
in Alarm hielten? Es musste zwischen Belgien und Holland 
ein definitives Abkommen de gre ä gre abgeschlossen werden. 
Belgien verlangte zuvor eine direkte Verhandlung über die 
Räumung von Antwerpen und all dem Gebiete, das durch die 
Konferenz dem neuen Königreiche zugesprochen war, zu er- 
öffnen. Der König Wilhelm erklärte sich zu Verhandlungen 
bereit und Hess in ganz Europa seinen lebhaften Wunsch zu 
verhandeln, ausposaunen. Die müde Konferenz beklagte sich 
schliesslich über den Starrsinn der Belgier. Van de Weyer 
bestand energisch bei dem Könige im Gegensatz gegen die 
Meinung der Minister auf der Notwendigkeit, der Konferenz 
Genugthuung zu geben und Holland die Vorteile der schein- 
baren Mässigung zu entreissen. Seine Anschauungen wurden 
geteilt durch das Ministerium Goblet, welches das Ministerium 
Muelenaere ersetzte, allein als sich der belgische Bevollmäch- 
tigte mit seinen neuen Instruktionen der Konferenz vorstellte, 
musste der holländische Bevollmächtigte überrascht gestehen, 
er habe gar keine Vollmacht zu Verhandlungen. 

Der Zorn der Konferenz wandte sich nun in seiner vollen 
Wucht gegen Holland und unter stillschweigender Anerkennung 
der Nordmächte schlössen England und Frankreich am 22 
Oktober 1832 einen Vertrag, kraft dessen sie die Bäumung 
des belgischen Territoriums mit Waffengewalt zu erzwingen 
sich vereinigten. Die Belagerung der Gitadelle von Antwer- 
pen wurde beschlossen, der französische Marschall Gärard 
wurde nichtsdestoweniger von den Belgiern misstrauisch ange- 
sehen. General Goblet schrieb an van de Weyer am 19. No- 
vember 1832 : »Ich habe hier viel Verdrießlichkeiten mit den 
Franzosen, sie wollen absolut in Antwerpen einrücken, obwohl 
doch kein vernünftiger Grund dazu vorliegt« König Leopold 
seinerseits schrieb: »Die englische Regierung kann sicher 
nicht mit freudigeu Blicken zuschauen, wenn man Antwerpen 
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besetzt, ohne dass es nötig ist Sagen Sie dem Fürsten 

Talleyrand von mir viele Grüsse und Sie können ihm auch 
sagen, dass ich zwar sehr ruhig, aber fest entschlossen bin, 
mich bis aufs äusserste gegen jeden zu verteidigen, der mich 
etwa angreifen würde.« Die Hoffnung, die Stadt Antwerpen 
zu schonen und sie sozusagen zu neutralisieren, war eitel und 
die Franzosen wollten auch thatsächlich nur einen Teil der 
Stadt besetzen, um die Belagerung desto lebhafter zu be- 
treiben. Lord Palmerston benutzte unter diesen Umstanden 
seinen persönlichen Einfluss, um die belgische Regierung zu 
bestimmen, den Marschall Gerard nicht weiter zu behelligen. 
Van de Weyer antwortete dem Könige: »Lord Palmerston 
denkt, dass jedes Hindernis, jede Schwierigkeit, die geeignet 
ist, die Uebergabe der Citadelle aufzuhalten, für uns von 
Uebel sein werden.« Lord Palmerston schrieb selber an den 
König, er möchte alles thun, um ein schnelles Resultat her- 
beizuführen. Um den Stolz der belgischen Armee zu schonen, 
bewilligte G&ard, dass sie in der Stadt bleiben dürfte; er 
selbst besetzte nur die Punkte, die sein Artilleriegeneral für 
unumgänglich nötig zum Angriff auf die Citadelle bezeichnet 
hatte. Am 23. Dezember musste General Chasse nach tapferster 
Verteidigung kapitulieren. 

Allein selbst dies folgenschwere Ereignis setzte dem 
Systeme starrsinniger Beharrlichkeit und berechneter Lang- 
samkeit König Wilhelms von Holland noch kein Ende. Er 
hoffte immer noch Belgien verderben, aus der Unklugheit der 
belgischen Kammern Vorteil ziehen und neue Schwierigkeiten 
zwischen dem neuen Königreiche und den Signatarmächten 
des Vertrages vom 16. November hervorrufen zu können. 
Er bewahrte eine Haltung, die man weder als Kriegs- noch 
als Friedensstand bezeichnen darf, schloss die Mündungen 
der Scheide und hielt immer noch zwei Forts von Antwerpen, 
Lillo und Liefkeoshoek. Die Kabinette von London und 
Paris zwangen ihm schliesslich am 21. Mai 1838 eine Kon- 
vention auf, kraft deren ein Waffenstillstand auf unbestimmte 
Zeit geschlossen , die Scheide freigelassen und an Belgien 
Limburg und Luxemburg ohne die beiden Hauptstädte über- 



Digitized by VjOOQ IC 



Sylvain van de Weyer. 57 

geben werden sollten. Sie war für Belgien offenbar sehr vor- 
teilhaft, nnd König Wilhelm ging einzig und allein deshalb 
darauf ein, weil ihre Bestimmungen abermals keinen defini- 
tiven Zustand schufen. Alles blieb provisorisch, und er brauchte 
keine seiner Prätensionen aufzugeben. Sechs Jahre lang liess 
er diesen anormalen Zustand bestehen, immer schwankend 
zwischen der Anerkennung Belgiens und den Vorteilen, die 
er durch einfache Zustimmung zu dem Vertrage der 24 
Artikel zu finden hoffte. Belgien hatte fast ganz vergessen, 
dass diese Artikel ihm die Hälfte Luxemburgs und Limburgs 
nahmen ; es freute sich seines Besitzes — beati possidentes — 
und vertraute auf den Stolz der Üranier. Endlich beugte sich 
dieser Stolz : am 14. März 1838 erklärte der König in Lon- 
don, er nähme den Vertrag vom 15. November 1832 an. 
Diese Zustimmung, schreibt Weyer in der »Histoire des r£vo- 
hitions extärieures de la Belgique« machte ganz den Eindruck 
einer Katastrophe für Belgien ; sie bedeutete die Zerstückelung 
des Territoriums, die Zahlung einer ungeheuren Schuld, die 
Zahlung aller Rückstände, die sich allein auf 142 Millionen 
Franks beliefen. Das Nationalgefühl sprach sich allerorten 
gegen diese Zumutung aus. .... Die Regierung fiel dem 
Sturme zum Opfer, das Heer ward auf Kriegsfuss gebracht.« 
Kurz darauf setzte er hinzu: »Hätte man die Sache kalt- 
blütiger angesehen, würde man bald erkannt haben, dass es 
unmöglich gewesen sei, diesem Schlag zuvorzukommen. Die 
24 Artikel waren der Grund unseres internationalen Rechtes 
geworden ; England und Frankreich hatten sie 1832 als Rechts- 
grand der Exekution angenommen; wir selbst hatten uns 
stete auf sie berufen. Hätte es sich nur um Holland ge- 
handelt, so wäre eine Transaktion vielleicht möglich gewesen; 
allein der deutsche Bund forderte kategorisch die Hälfte unserer 
beiden Provinzen, und hinter ihm standen Preussen und Oester- 
reicb, die von Russland mehr angetrieben, als zurückgehalten 
wurden. c Es hiess nachgeben und weichen: Palmerston blieb 
unerbittlich und unbeugsam. Kaum dass Frankreich die Bel- 
gien auferlegten schweren finanziellen Bedingungen etwas 
mildern konnte. Europa konnte unmöglich sein eigenstes 
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Werk vernichten lassen in dem Augenblicke, da Holland selbst 
sich seinen Bestimmungen fügte. Belgien musste den Vertrag 
vom 19. April 1839 unterzeichnen. »Nach einem Zeitraum 
von mehr als 30 Jahren, schrieb van de Weyer 1873, können 
wir unparteiisch ober diesen Vertrag urteilen, wie über die 
allgemeine diplomatische Lage, die er endgültig abschloss. Von 
1830 bis 1889 hat die belgische Revolution Europa gegenüber- 
gestanden : mit Europa hatte sie zu rechnen, von Europa Zug 
um Zug alle Rechte unserer Unabhängigkeit zu erobern. 
König Wilhelm war nur ein Feind von untergeordneter Be- 
deutung. Oesterreicb, Preussen, Russland waren unsere ge- 
fahrlichsten Gegner. Die Solidarität der dynastischen Inte- 
ressen mit Frankreich, die parlamentarische Revolution in 
England waren die einzigen moralischen Stützen, deren sich 
die belgische Diplomatie nach Aussen bedienen konnte.« Wenn 
van de Weyer im Geiste auf die schicksalschweren Jahre 1830 
bis 1838 zurückblickte, konnte er sich mit gerechtem Stolze 
sagen, das« er alle Hilfsmittel, über die sein reger Geist ge- 
bot, mit Geschick und Eifer gebraucht habe: er hatte den 
Zorn der belgischen Kammern ruhig über sich ergehen lassen, 
hatte sich bald gebeugt, bald bis zuha äussersten widerstanden, 
hatte Bundesgenossen allerorten gesucht und gefunden, hatte 
die Schwächen seiner Gegner erforscht und geschickt benutzt, 
hatte endlich — last not least — die Achtung Aller erworben 
und sie zum Nutzen seines Königs und seines Landes verwertet 

IV. 

Nach den erregten Zeitläuften, die wir im bisherigen zu 
schildern versuchten, folgte nun fftr van de Weyer eine ruhi- 
gere, weniger schwierige Lebensepoche: es galt für ihn, die 
belgische Neutralität nach allen Seiten hin kräftig zu wahren, 
da er wohl erkannt hatte, dass die Unabhängigkeit seines 
Landes wesentlich und grundsätzlich mit seiner Neutralitat 
verknüpft sei. Lord Palmerston freute sich der Energie, die 
van de Weyer in den vielen kritischen Lagen seiner diplo- 
matischen Laufbahn gezeigt hatte; er hatte mit ihm daran 
gearbeitet, die Konferenz »mürbe zu machen«, wie er sich 
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ausdrückte, und gab seinen Sympatien für das Land, das er 
schliesslich als sein eigenstes Werk anzusehen gewohnt war, 
lauten und beredten Ausdruck. Durch sein würdevolles Leben, 
die Sicherheit und Stetigkeit seines Charakters, Eigenschaften, 
die in England ganz besonders hochgeschätzt wurden, hatte 
van de Weyer schnell die Achtung der politischen Männer 
aller politischen Parteien gewonnen. Die Tories hatten sich 
nach und nach mit Belgien ausgesöhnt; sie waren 1834 auf 
kurze Zeit wieder zur Herrschaft gelangt. Van de Weyer 
fand den Herzog Wellington von den besten Gefühlen für 
Belgien beseelt und fest entschlossen, alles schleunigst zur 
Lösung der Fragen, die das vorherige Ministerium unbeendigt 
zurückgelassen hatte, beizutragen. Durch die Ratschläge des 
Königs Leopold geleitet stieg van de Weyer beim Herzog 
Wellington bald zur höchsten Gunst, indem er ihn niemals 
mit kleinen Angelegenheiten behelligte und sich stets von 
ihm rufen liess. »Ich wünsche, schrieb ihm sein König, dass 
Sie überaus umsichtig sind. Vernachlässigen Sie niemals und 
um keinen Preis diejenigen, die sich uns und unseren Inte- 
ressen geneigt gezeigt haben, an der Spitze Lord Palmerston ; 
allein zeigen Sie sich niemals offen als Parteimann.« Die 
Tories blieben übrigens nur vorübergehend an der Regierung, 
und Lord Palmerston trat bald wieder in die Leitung der Ge- 
schäfte. Bei dieser Gelegenheit schrieb der König Leopold 
an van de Weyer. »Man kann sich nicht verhehlen, dass 
unsere Feinde ganz besonders auf ein Ministerium, wie das 
gefallene, gerechnet hatten, die Einen um uns ganz zu ver- 
nichten, die Anderen, um unsere Differenzen mit Holland ganz 

auf unsere Kosten zu lösen Die aus der Regierung 

scheidenden Politiker müssen aus unseren guten Gesinnungen 
und unserer gemässigten Haltung erkennen, dass man nicht 
allein nicht über ihren Fall triumphiert, sondern dass man 
für ihre gutgesinnte Haltung dankbar ist und Vertrauen zu ihnen 

hat es ist für uns wichtig, dass die konservative Partei 

aufgehört hat, uns für einen Haufen von Rebellen zu halten. 
England muss und wird stets unsere Hauptstütze sein.« Van 
de Weyer brauchte nicht gedrängt zu werden, um dieser 
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Ueberzeugung Raum und Nachdruck zu geben; er liebte sein 
Land mit eifersüchtiger und etwas misstraui$cher Liebe; sein Geist 
blickte scharf nach allen Seiten und war besonders Frankreich 
gegenüber nicht ohne Grund von Besorgnissen erfüllt. Er 
Hebte die französischen Schriftsteller mehr, als die französi- 
schen Minister, und die französischen Philosophen mehr, als 
die französischen Generale. Lord Palmerston schmeichelte 
noch sorgfältig der Unruhe und dem Misstrauen seines Patrio- 
tismus. Die englische Gesellschaft unterstützte ihn dabei, 
denn sie zeichnet sich ganz besonders dadurch aus, das zu 
gewinnen und an sich zu ziehen, was ihr Interesse fördert. 
Vielleicht war van de Weyer auch mit sich selbst unzufrieden, 
dass er zeitweise Frankreich zu sehr getraut hat. Wer weiss ? 
Sicher ist nur, dass er niemals vollständig sicher war, ob 
nicht französischer Ehrgeiz sich einmal gegen Belgien wenden 
könnte, und dass er deshalb seiner natürlichen Hinneigung zu 
Frankreich niemals ohne Hintergedanken sich hingab. Der Cha- 
rakter des Herrschers, der über Frankreich gebot, war ja derartig, 
dass er denen Vertrauen einflösste, die über Wohl und Wehen 
des neuen Königreiches zu wachen die Pflicht hatten ; allein 
die Konferenz hatte den Charakter und die Rechte der bel- 
gischen Neutralität doch gar zu wenig streng definiert. Was 
van de Weyer ganz besonders beunruhigte, war, dass nicht 
klar und bestimmt die Unverletzlichkeit des Territoriums als 
Hauptgarantie dieser Neutralität festgesetzt war. 

Der Schlusstraktat vom 19. April 1839 stellte Belgien 
unter die Kollektivgarantie der Grossmächte; allein die De- 
finition dieser Garantie war überaus unbestimmt und unklar. 
Europa stand oftmals keinen Augenblick an, sich mit abso- 
luter Willensäusserung die Erlaubnis zur Okkupierung des 
belgischen Territoriums zu nehmen und sich in die inneren 
Angelegenheiten des von ihm geschaffenen Königreichs zu 
mischen. Kurze Zeit nach Abschluss dieses Traktats konnte 
man einen allgemeinen Krieg erwarten. Thiers hatte Miene 
gemacht, Krieg am Rhein zu führen, wenn Russland nach 
Konstantinopel, und England nach Alexandrien vordränge. 

König Leopold erklärte, ganz im Einverständnis mit Lord 
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Palm ers ton, Belgien würde eine »ehrliche, loyale und starke« 
Neutralität einhalten. So sah auch van de Weyer die belgi- 
sche Neutralität an, er betrachtete sie, um mich so auszu- 
drücken, nicht bloss als eine negative, sondern als eine posi- 
tive Kraft. Er wollte ein Belgien, da9 allzeit bereit und be- 
waffnet wäre, sein Land zu verteidigen ; es passte ihm gar 
nicht, dass es nur unter dem Schutze der Grossmächte stand. 
Er ahnte ganz richtig, dass diese Grossmächte sich über kurz 
oder lang in die Haare fallen würden : die Neutralität sollte 
Belgien wohl zu einem Asyl, nicht aber zu einem Kampfplätze 
machen. 

Diese grossen Probleme schlummerten, so lange die Herr- 
schaft eines Königs währte, dessen Leidenschaft der Friede 
war, der der enge Verbündete Konig Leopold's, zu guter Pa- 
triot und zu sehr erfüllt von den Erinnerungen an das Kaiser- 
reich war, als dass er das Glück und die Sicherheit Frank- 
reichsschuldvollem Ehrgeiz geopfert hätte. Wer aber garantierte 
für Louis Philipp? Die Gefahr brach aus, als die Revolution 
von 1848 alle Leidenschaften entfesselte, die Louis Philipp — 
oft anter den schwierigsten Verhältnissen — 18 Jahre lang 
niedergehalten hatte. Man konnte einen Augenblick glauben, 
alle Throne Furopas würden nach einander fallen. Van de 
Weyer wurde in der Nacht des 26. Februar aufgeweckt. Man 
schickte nach ihm, Lord Palmerston Hess ihn fragen, ob es 
wahr sei, dass in Brüssel die Republik erklärt und König 
Leopold auf der Flucht sei. »Sagen Sie Lord Palmerston, 
erwiederte Weyer, dass ich nichts weiss, allein dass die Nach- 
richt falsch ist.« Die Ereignisse gaben ihm Recht, aber 
welche schmerzlichen Gefühle mussten ihn ergreifen, als er 
in England die Mitglieder der französischen Königsfamilie 
ankommen sah! Sein Schwiegervater, Bates, gab dem Herzog 
von Nemours und seiner Familie einige Tage Unterkunft 
in Sheen. »Musste ich also den Prinzen wiedersehen , den 
ich zu meinem Könige machen wollte ?c schrieb Weyer. 
Claremont, das so bittern Trauerns voll war, öffnete seine 
Thore, um neue Trauer einziehen zu sehen. Während der 
allgemeinen Erschütterung, die diesen grossen Katastrophen 
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folgte, erschien Belgien allein in Europa als eine Friedensoase, 
als ein Land, in dem Weisheit und Gesetzlichkeit regierte. 
Man erstaunte, ein Gebäude so fest dastehen zu sehen, das erst 
vor so kurzer Zeit gebaut war. Man hätte nicht staunen 
sollen, es hielt eben fest, weil es neu gebaut war. Van de 
Weyer war stets für die politische Reife der Bewohner seines 
Vaterlandes eingetreten; alle seine Weissagungen fanden sich 
gerechtfertigt — ob er wohl jetzt noch das Gleiche behaupten 
würde? Belgien, um seinen Eonig geschaart, sah von ferne 
die schmachvollen Junikämpfe mit an und verfolgte im Geiste 
die Agonie einer Republik, die sich mit eigenen Händen zer- 
fleischte, ehe sie dem Staatsstreiche erlag. — 

Die Aufrichtung des Kaiserreichs beunruhigte König Leo- 
pold noch mehr, als es die Proklamierung der Republik in 
Frankreich vermocht hatte. Die Leidenschaften der Jahre 
1813 bis 1815 waren mit der Zeit in ihm erkaltet. Er 
erinnerte sich der grossen Kriege zu Beginn des Jahrhunderts, 
der Könige und Kaiser, die die Vasallen eines neuen Gäsars 
geworden waren. Er Hess sich durch das Wort von Bordeaux : 
»das Kaiserreich ist der Friede c nicht im geringsten ver- 
blüffen. Die Regierung eines Bonaparte nahm Frankreich 
die Freiheit, schuldete ihm dafür aber den Ruhmesglanz, 
grosse Glücksaufregungen und — Eroberungen. Zweifellos 
besass der neue Kaiser nicht den unversöhnlichen Geist und 
das kriegerische Genie seines Onkels; allein seine ruhige 
mephistophelische Sanftmut war noch gefährlicher. Er meinte, 
als göttliches Instrument zu grossen Plänen prädestiniert zu 
sein; sein träumerischer Blick glitt über die ganze Welt. 
Er suchte Gelegenheiten und erspähte den Glücksfall. Er 
sprach unaufhörlich von einem neuen Rechte, das die alten 
historischen Rechte bedrohe. Van de Weyer kannte besser, 
als die meisten Staatsmänner jener Zeit den Prinzen, der Europa 
beunruhigte ; er hatte ihn häufig im Hause seines Schwieger- 
vaters getroffen und freundschaftlich mit ihm verkehrt. Der 
eigenartige Geist des Prätendenten hatte ihm sein Vertrauen 
geschenkt zu einer Zeit, als seine Pläne nur sinnlose Träume- 
reien eines phantastischen Abenteurers zu sein schienen. Der 



Digitized by VjOOQ IC 



ßylvain van de Weyer. 63 

Staatsstreich vom 2. Dezember hatte van de Weyer nicht über- 
rascht. Seinem Könige zu Gefallen war er wenige Wochen 
nachher nach Paris geeilt und hatte dort Prinz Louis, Morny 
und andere Helden des Dramas getroffen, das ein blutiges 
Seitenstück zum 18. Brumaire darstellte. Er hielt ein Journal 
über diese vertrauliche Mission, das wohl noch lange nicht 
ans Licht treten wird. Seine Stellung erlaubte ihm nicht, 
offen seine Arme den Opfern zu öffnen, die ein Asyl in Eng- 
land suchten ; allein es gab viele unter ihnen, die seine zarte 
unerschöpfliche Güte zu rühmen wussten. Die trübe euro- 
päische Luft, die das Kaiserreich bei seinem Entstehen so 
missgünstig und missbilligend umhüllte, zerriss plötzlich wie 
ein düsterer Nebelstreif, als die orientalische Frage Napoleon 
Gelegenheit bot, seine Freunde und seine Feinde auszuwählen. 
Der Augenblick, den Leopold so lange gefürchtet hatte, war 
endlich gekommen; seit 1834 schon schrieb er an Weyer: 
»Wenn wir untergehen, so wird das nur in einer grossen 
Konvulsion Europa's geschehen.« Er machte alle möglichen 
Anstrengungen, um den Krieg zu verhindern, und Prinz Albert, 
den die nämlichen Gedanken beherrschten, setzte mutig seine 
Popularität in England aufs Spiel, um dasselbe Resultat zu 
erzielen. Lord Palmerston hatte sich die Ungnade der Königin 
zugezogeu, weil er sich beeilt hatte, das aus dem Staatsstreiche 
hervorgegangene Regiment anzuerkennen ; er hatte die öffent- 
liche Meinung in England verletzt ; — jetzt fand er bald die 
verlorene Popularität wieder, als er Napoleon III. in eine 
gemeinschaftliche Aktion wider Kaiser Nikolaus zog. Die 
grosse »Konvulsion« fand statt, ohne dass Belgien darunter 
zu leiden hatte, und als die Königin Viktoria zu feierlichem 
Besuche des Kaisers nach Frankreich reiste, erhielt van de 
Weyer den Befehl, sie nach Paris zu begleiten. Es würde 
überaus interessant sein, das Tagebuch dieser Reise zu lesen, 
die er in allen Einzelheiten genau beschrieb. Der Kaiser gab 
ihm über Belgien die formellsten und günstigsten Ver- 
sprechungen, sprach mit ihm freimütig über seine Erinnerungen 
an sein Exil in England, über die mannigfachen Verände- 
rungen, die mit Menschen und Dingen vorgegangen seien, und 
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ging sogar soweit, einen berühmten Liberalen (Thiers), der 
sich von ihm abseits hielt, mit einem Kutscher zu vergleichen, 
der auf ein Fahrzeichen warte. »Und werden Sie ihm dies 
Zeichen geben, Sire?c — »Nein, er fahrt zu schlecht.« — 

Van de Weyer, der stets in England lebte, unterlag dem 
Einflüsse der englischen politischen Ideen noch weit mehr, 
als König Leopold: er lebte unter den Augen und in steter 
Verbindung mit Lord Palmerston und hatte bei verschiedenen 
Gelegenheiten ein wenig gar zu lebhaft die Anschauungen des 
englischen Ministers zu den seinigen gemacht. Er freute'sich 
natürlich innig über den endlichen Triumph der englischen 
und französischen Waffen, obwohl diese Freude nicht ganz frei 
von Sorgen und Angst war. Wird die Allianz beider Mächte, 
die einen so gewaltigen Schutz Belgiens bildete, ewig dauern ? 
Kann das Kaiserreich, das die Pforten des Janustempels 
geöffnet [hatte, sie je wieder schliessen ? Nach dem Frieden 
um jeden Preis war der Krieg um jeden Preis das System der 
französischen Regierung geworden ; wie sollte Belgien heil 
und unversehrt aus den Konflikten hervorgehen, deren Ende, 
deren Gewalt und deren Zweck man so wenig berechnen konnte? 

Die Lorbeeren des Krirakrieges waren noch nicht ver- 
welkt, und schon mussten neue in Italien gepflückt' werden. 
Diesmal enthielt sich England der Teilnahme am Kampfe. 
König Leopold hatte seine Tochter dem österreichischen Erz- 
herzoge gegeben, der vergebens Venedig und die Lombardei 
mit Oesterreich zu versöhnen gestrebt hatte. Nichts konnte 
die bösen Ahnungen, die van de Weyer während des blutigen 
Schauspiels, das das Kaiserreich vor Europa aufführte, be- 
schlichen, aus seiner Seele bannen. Zuerst wollte er in dem 
neuen Italien gar keine Schwesternation anerkennen, die wie 
die seinige ihre Nationalität wiederzugewinnen strebte; sein 
gerader ehrlicher Sinn nahm an den Einzelheiten, an den 
angewendeten Mitteln, an den Annexionen gewaltigen Anstoss. 
Die zur Schau getragene Verachtung gegen die kleinen Kronen, 
die neue Diplomatie, die etappenartig vorgeht, niemals stille 
steht und heute nur eine Kleinigkeit zu verlangen scheint, 
um morgen mehr und alles zu erlangen, konnte er nicht ver- 



Digitized by VjOOQ IC 



Sylvain van de Weyer. 65 

stehen. Er glaubte, dass Belgien auf einem unangreifbaren 
Felsen — dem heiliger Verträge — sicher ruhe, und sah 
nun die Verachtung aller Verträge nicht etwa seitens der Natio- 
nen, sondej-n seitens der Herrscher und ihrer Minister. Er 
ahnte die letzten Eonsequenzen dieses neuen Rechtes, das die 
sprachverwandteu Nationen einander nähert und so zu sagen 
eine philologische politische Geographie bildet, — und fragte 
Bich, was eines Tages aus Belgien werden würde, wenn die 
grossen europäischen Staaten ihre stammverwandten benach- 
barten Provinzen an sich reissen würden, um sich gegen 
einander stark und fest abzugrenzen. 

England hatte sich langsam unter seinen eigenen Augen 
wesentlich verändert. Das war nicht mehr das Land, das er 
bisher gekannt hatte, repräsentiert durch den Sieger von 
Waterloo, das noch 1840 alle Staaten Europa's wider das un- 
ruhige und begehrliche Frankreich vereinigen konnte. Eine 
letzte Kraftanstrengung hatte es im Krimkriege gemacht, allein 
seitdem war es in einen Zustand der Schlaffheit und der In- 
differenz gesunken; zu stolz, um seine geheimen Sorgen er- 
kennen zu lassen, suchte es Beine schwächliche Politik mit 
neuen Theorien und neuen Prinzipien zu decken: es billigte, 
was es nicht hindern konnte, und schulmeisterte wohl noch 
Fürsten und Völker ; allein seine Ratschläge waren selten oder 
nie durch ernste Drohungen unterstützt, und seine Drohungen 
selbst glichen nur gar zu sehr schwächlichem Keifen altge- 
wordener Weiber. Vau de Weyer hatte sich an den Gedanken 
geklammert, England werde Belgien wider alle Gefahren 
schützen uud die Verteidigung des neuen Königreichs, das 
nur ein Meeresarm von England trenne, sei die heiligste Pflicht, 
die die Achtung vor der eigenen Ehre den Briten auferlege; 
— diese Idee machte ihm das Land so teuer und wert, das 
sein Adoptivvaterland geworden war. Tausend Bande fesselten 
ihn daselbst: Alles, was in Wissenschaft und Kunst, in der 
Politik und der Aristokratie irgend hervorragte, ehrte ihn mit 
seiner Freundschaft. Unsere Zeit gönnt den Herrschern keine 
Günstlinge mehr; allein je eisiger die Luft, die. in den höchsten 
Kreisen weht, um so mehr müssen, die auf den höchsten 
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Gipfeln der Menschheit thronen und ihre grosse Bestimmung 
recht verstehen, die Männer ehren, die mitten anter den ba- 
nalen Schmeicheleien der gewöhnlichen Menge ihnen eine 
sichere, feste und dauernde Anhänglichkeit entgegentragen. 
Die Herrscherin, die Tan de Weyer auf den englischen Thron 
hatte steigen sehen, schenkte ihm ein Vertrauen, dessen er, 
wie wenige würdig war. Mit der Zeit, in der langen und 
oft schmerzvollen Ausübung ihrer königlichen Macht, erwachs 
dies Vertrauen zu einer wahren innigen Freundschaft. Selbst 
von englischem Lande hatte er schliesslich Besitz genommen. 
Nicht weit von Windsor, hart am Rande des grossen könig- 
lichen Waldes, lebte er, wenn er nicht in London weilte, 
ganz das Leben eines englischen Edelmannes. Er liebte es 
in den Waldpfaden seines schönen Landsitzes herumzuwandeln, 
der dazu bestimmt war, das väterliche Gut seiner Kinder und 
Eindeskinder zu werden. Er hatte selbst den Grundstein zum 
Schlosse New-Lodge gelegt, das der Mittelpunkt seiner zahl* 
reichen Familie wurde und so viele hohe Gäste aufnehmen 
sollte. Jemehr er so zu sagen Engländer wurde durch die 
heiligen Bande der Ehe, durch alle die geheimnisvollen Be- 
ziehungen, die selbst aus dem materiellen Wohlsein, aus allem, 
was dem Menschen lieb und wert ist, erwachsen, um so schmerz- 
licher wurde ihm auch der leiseste Zweifel über die Gefühle 
Englands zu seinem geliebten Belgien. Würde England alle 
seine Versprechungen halten? Würde es allein gegen die 
Grossmächte des Kontinents die Unabhängigkeit Belgiens ver- 
teidigen? Würde die Nachgiebigkeit, die es seinem Verbündeten 
im Krimkriege allerwegen bezeigte, der den Handelsvertrag 
mit ihm geschlossen hatte, endlich bestimmte feste Grenzen 
haben ? Würde die wachsende Verachtung, die es den kleinen 
Staaten zeigte, sich nicht auch auf das belgische Königtum 
ausdehnen ? Wenn das ganze Werk der Diplomatie ein Pene- 
lopegewebe geworden, würde man Krieg um einige gerissene 
Maschen führen? 

Oftmals erhoben sich diese and ähnliche ängstliche Fragen 
vor dem Geiste van de Weyer's, wenn er sich im kühlen 
Schatten der mächtigen Bäume von New-Lodge erging. Sie 
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beunruhigten nicht weniger König Leopold. Er glaubte, wie 
sein Minister in London, fest und bestimmt, dass die belgi- 
sche Neutralität sich gewappnet zeigen mösse ; seit 1853 hatte 
er eine Militärreorganisation votieren lassen, die das belgische 
Heer auf 100 000 Mann brachte. Das Gesetz vom 8. September 
1859 bestimmte, dass im Kriegsfälle die nationale Verteidigung 
sich um Antwerpen konzentrieren müsse, und bestimmte öOMill. 
Frks. für die Fortifikationen dieser Festung. Der König sagte 
damals : »So lange ich lebe, bleibe ich Hort und Schutz Bel- 
giens; allein Belgien muss durch sich selbst leben können.« 
Den Ehrgeiz des Königs von Italien mit seinem ruhmredigen 
Worte: »L'Italia fara da se« teilte er nicht; er wollte nur 
im Falle einer Invasion eine Art Sicherheitscordon mit Eng* 
land und Europa um sein Land ziehen. Er hoffte Antwerpen 
uneinnehmbar zu machen und dadurch die Mächte Zeit ge- 
winnen zu lassen, um ihre Aktion zu konzentrieren. Im 
Grunde seines Herzens rechnete Leopold nur auf England: 
er wollte sich mit seinem Heere unter den Mauern Antwerpens 
festsetzen und erwartete die Engländer an der Mündung der 
Scheide. 

Van de Weyer beobachtete mit eifersüchtiger Sorge alle 
Wandlungen der kaiserlichen Politik. Mit einem durch das 
Glück gekrönten Spieler sah er nicht ohne geheime Unruhe 
andere Geister vereinigt, die feuriger und eigensinniger alle* 
zeit geneigt waren, die Ruhe Europas durch ihre dunkeln 
Projekte zu stören. Er ward mit Recht auch auf England 
miestrauisch, das bei den grossen Ereignissen, die sich in 
Europa vorbereiteten, nur die Rolle des Zuschauers zu spielen 
sich anschickte. 

Sein Zorn und seine Angst brachen endlich offen los. 
Gobden schrieb am 24. August 1862 in einem belgischen 
Journal einen Brief über die Befestigungen Antwerpens, 
»Wenn ich, sagte er, König der Belgier wäre, würde ich zu 
meinen mächtigen Nachbarn sagen: Ihr habt meine Neutralität 
proklamiert, und ich denke deshalb meinem Volke die Wohl- 
thaten dieser Situation zuteil werden zu lassen, indem ich 
mein Land zu dem am wenigsten besteuerten und zum glück* 

6* 
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lichsten Europas mache Das beste Mittel nun, ihm diese 

Wohlthaten zu erweisen, ist die Last schwerer Bewaffnungen 
zu meiden. . . . Das ist mein politisches Programm, und ich 
verstehe nicht, wie ein vernünftiger Staatsmann anders handeln 
kann.« Van de Weyer antwortete unter dem Namen Paul* 
Louis Courier auf diese englische Epistel mit einem kleinen 
Pamphlet: »Cobden, der König der Belgier,« ein Meisterwerk 
der Ironie wider den Friedensapostel. Pathetisch und heili- 
gen Zornes voll sagt er die ganze Wahrheit. In der Politik 
kann man sich nur auf etwas stützen, das selbst Stand hält. 
Hilf dir selbst, so hilft dir Europa, sagt er seinem Volke. 
»Die einzige Chance, die Belgien hätte, um seine Nationalitat 
zu verlieren, hatte Cobden geschrieben, wäre die, von Frank- 
reich annektiert zu werden, und heutzutage sei es nicht mehr 
möglich, Provinzen ohne die Einwilligung der Bewohner zu 
annektieren.« Van de Weyer erinnert daran, wie die Ein- 
willigung der Einwohner zur Zeit der französischen Revolution 
erlangt sei, was Belgien unter der Repubik und dem ersten 
Kaiserreich erduldet habe, »Elle, si fi&re de ses institutions, 
schreibt er, de ses antiques libertes communales et provin- 
ciales, de ses moeurs, de ses habitudes, de son indllebile 
caractöre national, eile qui avait 6te hypocritement conviäe 
ä user, pour son independance, de la souverainetä du peuple 
hautement reconnue, se voit enlever jusqu'ä son nom, et par 
la con8cription eile alimente de ses fils, qui ne sont plus 
Beiges, les bataillons mutiläs sur tous les champs de bataille 
pour une cause, qui n'est pas la sienne, qui n'est pas meme 
celle de la France.« Und mit welch edlem Stolze verurteilt 
er die elende Krämerpolitik, die Interesse und Nutzen an Stelle 
der Pflicht setzt und unsägliches Elend durch blindes eitles 
Vertrauen vorbereitet, wie zeichnet er die elenden Instinkte, 
die sich mit philanthropischen und kosmopolitischen Phrasen 
zu decken versuchen ! Wenn man von Interesse rede, gäbe es 
ein höheres Interesse, als das des Vaterlandes? Man versteht 
den Zorn van de Weyers erst recht, wenn man sich erinnert, 
dass Cobden sich nicht geniert hatte, zu sagen, die Befestigung 
von Antwerpen würde gegebenen Falles die Franzosen nicht 
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hindern, an den Rhein zu dringen, und die französische 
Annexion würde im belgischen Volke ganz gern gesehen werden. 
Ob er so ganz Unrecht hatte, wenn er annahm, dass Frank- 
reich bereit sei, seine Hände nach Belgien auszustrecken ? 
»Keine Idee, (man wolle sich erinnern, dass Frankreich be- 
kanntlich nur Krieg »für Ideen c führte) ist populärer, als 
diesec, schrieb van de Weyer. Die Historiker rechtfertigen 
sie durch das Studium der Vergangenheit, die Poeten be- 
singen sie, die Publizisten beweisen ihre Notwendigkeit, die 
Militärs wollen sie durch einen Handstreich ausfahren, die 
Journalisten durch moralische Mittel, das heisst durch geheime 
Agenten, verborgene Propaganda und Bestechungen durch- 
setzen.« Ob wohl van de Weyer Unrecht that, die ge- 
heimen Pläne der Tuilerien für die Absichten Frankreichs 
zu halten? 

Er vergass nicht so leicht. Er erinnerte sich, dass Talley- 
rand in einer seiner letzten Unterredungen mit dem Könige 
Leopold folgendes Regierungsprogramm entwickelt hatte. »Sire, 
hatte er ihm mit seiner süsslichen und ernsten Stimme ge- 
sagt, Sie werden über ein Volk regieren, dessen Hände eben- 
sowohl für Künste als für Handarbeiten geeignet sind.« Dann 
hatte er dem Könige geraten, in seiner Hauptstadt ohne Uni- 
form, ohne grosse Epauletten, im Frack zu erscheinen; ein 
einfacher schwarzer Anzug werde dem Volke einen neuen Me- 
dici aus einem besseren Hause verkünden. Keine Armee, die 
Quelle schwerer Auflagen, 4 bis 5000 Mann gute Polizei! 
Der König, erzählt van de Weyer, sah Talleyrand ruhig und 
fest an mit seinen tiefen Augen; er sagte gar nichts und — 
beschäftigte sich am Tage nach seiner Ankunft sofort mit 
seiner Armee und seinen Festungen. 

Van de Weyer hatte niemals gehofft, dass die belgische 
Neutralität für alle Zeiten respektiert werden würde, wenn sie 
sich nicht selbst verteidigen könnte: er wollte durch Kunst 
das erreichen, was die Natur für die Schweiz gethan hatte. 
Hatte er Unrecht? Wer möchte ihm heute vorwerfen, dass 
er auf sein liebes Belgien all' seine glühende Liebe, all' sein 
ängstliches Sorgen übertragen habe, und dass er zu seiner 
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Sicherheit und Unabhängigkeit noch etwas anderes, als das 
Gefallen Europas, nötig zu haben glaubte? Der Krieg näherte 
eich Belgien Schritt fflr Schritt. Erst die Krim, dann Italien, 
Dänemark, Deutschland. Das alte Gebäude des deutschen 
Bundes krachte an allen Ecken. Der König Leopold hatte in 
gerechtem Bangen um die Zukunft den neuen französischen 
Herrscher für ein Mitglied seiner eigenen Familie zu interes- 
sieren rersucht; er war ernstlicher und tiefer, als man von 
einem so umsichtigen Politiker hätte erwarten sollen, in die 
Projekte eingegangen, die seiner Tochter und seinem Schwieger- 
sohne die Krone Mexiko's aufs Haupt setzten. Er konnte 
wahrlich keine grössere Ehre für die Prinzessin Charlotte er- 
warten, als die war, mit Erzherzog Max vermählt zu sein; 
allein er hoffte, Napoleon III. an die Zukunft der Seinigen 
zu fesseln und für Belgien Zeit zu gewinnen. Van de Weyer, 
der die Verhältnisse in Mexiko durch seinen Schwiegervater 
Bates besser kannte, versuchte vergebens, der Prinzessin Char- 
lotte den Kaisertraum, mit dem man ihren romantischen Nei- 
gungen schmeichelte, auszureden ; er sah sie zum letzten Male 
in London, als sie der Königin Marie- Amelie Adieu sagte, 
mit Maximilian, den schon düstere Ahnungen bedrückten. 
Lord Palmerston, den Weyer als den treuesten Freund 
seines Heimatlandes verehrte, war im Oktober 1865 gestorben 
gerade zu der Zeit, als Bismarck Napoleon III. in Biarritz 
aufsuchte. Leopold, der schon lange an schwerer Krankheit litt, 
starb am 10. Dezember 1865. Einer der letzten Ueberlebenden 
einer schrecklichen Kriegszeit hatte er auf den Thron Frank- 
reichs wieder einen Bonaparte steigen sehen und hatte 35 
Jahre lang sein neues Königreich, das leichtzerbrechliche Werk 
der Diplomatie der dreissiger Jahre, wider alle Fährlichkeit 
im Innern und Aeussern geschützt. Niemand ist gross, der 
nicht grösser ist als sein Amt. Von Leopold darf man sagen, 
er war grösser sogar als sein königliches Amt. Er regierte 
so zu sagen von oben herab, ohne sich jemals ganz hinzu* 
geben. Yan de Weyer hatte mit ihm in ununterbrochenem 
direktem Briefwechsel die ganze Zeit seiner Regierung hin- 
durch gestanden. Ihm gegenüber Hess der König alle höf- 
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liehen Phrasen bei Seite, er ward fast zärtlich. «Mon bon 
et fiddle ministre, non, vous n'avez pas votre pareile, schrieb 
er und schenkte ihm ganzes unbeschränktes Vertrauen. Manch- 
mal liess er sogar die diplomatische Sprache ganz fallen. 
»Schiller <lit dans la Fiancee de Messine, avec une si terrible 
veritä: Avec le destin il n'y a pas de pacte. Cela m'avait 
souvent frapp&« Van de Weyer ging nach Brüssel, um an 
der Thronbesteigung Leopold's II. teilzunehmen. 

Als Herzog von Brabant war dieser mehrmals in Eng- 
land gewesen; mit Freuden hatte van de Weyer gesehen, 
dass das Werk seines ersten Königs in die Hände eines guten, 
tüchtigen Nachfolgers kam. Wenige Tage nach der Thron- 
besteigung schreibt er an van Praet: »Sie wissen, dass ich 
schon seit mehreren Jahren den Gedanken gefasst hatte, mit 
dem Tode des Königs von meiner politischen Laufbahn zurück- 
zutreten. Während meines letzten Aufenthaltes in Brüssel habe 
ich erkannt, dass mein Rücktritt nicht mit dem Tage der 
Thronbesteigung unseres zweiten Königs statthaben kann und 
dass ich noch Pflichten zu erfüllen habe. Ich habe seitdem 
Andeutungen gehört, deren Gewicht ich trotz meines Alters 
und meines Gesundheitszustandes nicht unterschätzen darf. 
Der Weise, sagt Lafontaine, ist stets bereit, abzureisen. Ich 
will versuchen, weise zu sein, und versuchen bereit zu sein.c 

Es ist immerhin keine Kleinigkeit, sich dem Wirrsal der 
grossen Welt zu entziehen. Alles lud Weyer zur Buhe ein, 
seine geschwächte Gesundheit, seine angenehme Häuslichkeit, 
der durch einen Unglücksfall plötzlich herbeigeführte Tod 
einer geliebten Tochter, die Schönheit seines Landsitzes, das 
melancholische Vergnügen, das mau beim Sinken des Lebens 
in den Büchern findet, die wenigstens auf Augenblicke die 
Aufregungen und Illusionen der Jugend wieder lebendig machen ; 
allein die Politik hielt ihn noch zurück : er gleicht den Menschen, 
die am Meeresufer die Flut aufsteigen sehen und sich diesem 
Schauspiel nicht entziehen können. Woge auf Woge stürmt 
ans Ufer und bricht sich dröhnend, aber eine andere naht 
rauschend, eine andere, noch höher und gewaltiger, als die 
verrauscht sind. Nach der Schlacht von Königgrätz erfuhr 
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Belgien, dass die französische Regierung Territorialentschä- 
digungen als Belohnung für ihre Neutralitat im deutschen 
Kriege fordere. La Valette schien in seinem berechtigten 
Cirkular vom 16. September 1866 das Todesurteil für alle 
Kleinstaaten zu Gunsten der grossen Mächte auszusprechen. 
»Man bietet uns als Köder an, sagte van de Weyer, wir sind 
keinen Tag unseres Lebens sicher, c Als zu Anfang des Jahres 
1867 Napoleon mit dem Könige der Niederlande über die 
Abtretung Luxemburgs verhandelte, ergriff Preussen alsbald 
die Gelegenheit, die Frage Europa zu unterbreiten, und der 
Krieg schien eine Zeit lang unvermeidlich. Damais bedauerte 
man, dass Luxemburg durch die Londoner Konferenz in zwei 
Teile zerteilt und nicht seit 1839 neutralisiert war. Frank- 
reich begnügte sich bekanntlich mit der vom Grafen Beust 
vorgeschlagenen Lösung der Frage : Autonomie und Neutrali- 
tat des Grossherzogtums und Schleifung der starken Festung. 
Endlich erhielt van de Weyer von seinem Herrscher die 
Erlaubnis, sich in's Privatleben zurückzuziehen. Fast 36 Jahre 
lang hatte er Belgien ohne Unterbrechung in London reprä- 
sentiert. Nur einmal war er nach Brüssel berufen, um ein 
Versöhnungsministerium zwischen Katholiken und Liberalen 
zu bilden. Allein das Kabinet hielt sich nur kurze Zeit. Von 
seinem Ruhesitze aus beobachtete er die Stürme, die über 
Europa dah er brause ten. Er kannte Berlin, er kannte die ge- 
waltige Macht, die in Deutschland ruhte, wenngleich er nicht 
deutschfreundlich genannt werden konnte. Die Stimme, die 
verhängnisvolle, die Napoleon so oft: Vorwärts, vorwärts, 
zugerufen hatte, — er wusste, dass sie ihn auch gegen 
Deutschland treiben würde. Gleich beim Beginn des Krieges 
1870 veröffentlichte die Times das Projekt eines geheimen 
Vertrages, der schon vier Jahre alt war. Nach diesem Pro- 
jekt lieferte Frankreich ganz Deutschland an Preussen aus 
und verlangte für sich nur das kleine Belgien. Wie vernichtend 
diese Veröffentlichung für Frankreich war, erinnern sich unsere 
Leser. Van de Weyer war durchaus nicht dadurch über- 
rascht, kannte er doch so viele geheime Komplotte, die gegen 
die Sicherheit befreundeter Staaten unter dem Mantel der 
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Freundschaft und herzlicher Beziehungen geschmiedet waren. 
Er ward gerächt, als er in England den geschlagenen Kaiser 
ankommen sab, den Kaiser, den er in seiner abenteuerlichen 
Jugend, auf dem Gipfel der Macht, als Schiedsrichter der Na- 
tionen gekannt hatte, und der nun Armee, Degen, Krone, 
Land, alles verloren hatte. 

Van de Weyer war alt geworden : sein herrlicher Lebens- 
stoff verlor seine Kraft und seine Farben. Er sehnte sich 
nach Ruhe und war. als Weiser bereit, abzureisen. Wie ein 
Weiser erwartete er den Tod mit derselben Seelenruhe, mit der 
er die Kämpfe seiner Jugend durchlebt hatte. Am 22. Mai 1874 
ging er heim. Er wollte bei den Seinigen in England in einer 
Kapelle ruhen, die er bei New-Lodge hatte errichten lassen. 
Er konnte seine Asche in England lassen ; seinem Lande hatte 
er ja ein langes Leben voll Arbeit und Treue gewidmet, — 
ein glänzendes Musterbild aller öffentlichen und privaten 
Tugenden. 
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Die Dynastie Holstein. 

Historisch-statistische Studie. 



Von Dr. Vlno. Goehlert, 



Unter den europäischen Dynastien tritt als eine der ver- 
breitesten und gliederreichsten das Herrschergeschlecht Hol- 
stein auf, dessen Nachkommen nicht nur in ihren Stammsitzen 
Dänemark und Oldenburg, sondern auch in Rassland und in 
neuester Zeit auch in Griechenland herrschen. Dieses Geschlecht 
ist seit 1490 in zwei Hauptlinien geschieden (Holstein-Glück- 
stadt und Holstein-Gottorp), deren jede sich wieder in mehrere 
Seitenlinien gespalten hat ; gegenwärtig bestehen nur noch 
die Linien Holstein-Gottorp (in Russland und Oldenburg), 
Holstein-Sonderburg- Augustenburg und Holstein-Sonderburg- 
(Beck-)J Glücksburg (in Dänemark und Griechenland.) 

Die Dynastie Holstein bat sich seit Dietrich im Verlaufe 
von 500 Jahren in einer Weise entwickelt, dass sie am Schlüsse 
des Jahres 1885 608 Nachkommen zählen konnte, von welchen 
zu dieser Zeit 87 gleichzeitig Lebende vorhanden waren. Die 
genealogische Entwicklung dieser Dynastie wird aus folgenden 
Nachweisen ersichtlich: 

A. Oldenburg. 
Aeltere (gräfliche) Linie *) . . . . 48 Glieder 
B. Schleswig-Holstein. 
I. Schleswig-Holstein-Glück- 
stadt, oder ältere dänische (könig- 
liche) Linie. l ) 120 » 

1) Im MannetiBtamme erloschen. 
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IL Schleswig- Holstein-Gottorp. 

Hauptlinie (herzogliche) 46 

Seitenlinie: 1) Russische .... 60 
2) Jüngere Oldenburgi- 
sche .... 43 
a) Schwedische ') 17 60 166 Glieder 
III. Schleswig-Holstein-Sonderburg. 
Hauptlinie (mit den Seitenlinien Glücks- 
burg l ) und Plön) ') 118 

Seitenlinie: 1} Augustenburg ... 60 
2) Beck-Glücksburg (jün- 
gere dänische (kgl.) 
Linie) ... 66 
a) Griechenland 6 72 
3) Franzhagen ') und 
Wiesenburg 1 ). . . 24 274 > 

Zusammen 608 Glieder. 
Von den männlichen Nachkommen dieser Dynastie haben 
143 rechtmässige Ehen geschlossen, wovon 22 oder 15.4 Pro- 
zent kinderlos geblieben sind. Die relative Zahl der kinderlosen 
Ehen steigt in der Dynastie Hohenzollern auf 20.7 und in 
der Dynastie Wettin (Sachsen) sogar auf 26.2 Prozent. In 
den 121 fruchtbaren Ehen wurden 608 (311 männliche und 
297 weibliche) Kinder geboren, so dass auf je eine fruchtbare 
Ehe 5 Kinder im Durchschnitte kommen. Die Zahl der 
wiederholten Ehen beträgt 18, wovon 14 zum zweiten Male 
und 4 zum dritten Male eingegangen wurden. Ausserdem 
fanden 15 Ehen zwischen Blutsverwandten statt, wovon 7 ohne 
Nachkommenschaft und zwei auf je ein Kind beschränkt ge- 
blieben sind. 

Für die Beurteilung der Ehelichkeitsverhältnisse vom 
statistischen Standpunkte hat das mittlere Alter der Heira- 
tenden eine besondere Wichtigheit und die genaue Ermittelung 
dieses Alters kann nur dann stattfinden, wenn die äussersten 
Grenzen desselben für beide Teile nach oben und unten be- 
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kannt sind. Das mittlere Heiratsalter stellt sich in der Dynastie 
Holstein auf 27.6 Jahre für den Gemahl und auf 21.9 Jahre 
für die Gemahlin und die Alters-Differenz zwischen beiden 
beträgt 5.7 Jahre. Der jüngste Bräutigam war 19 und die 
Jüngste Braut 17 Jahre alt; der älteste Bräutigam zählte 
dagegen 63 und die älteste Braut 47 Jahre, welche Ehen 
kinderlos geblieben sind. 

Das angegebene mittlere Heiratsalter unterliegt manchen 
Schwankungen von der berechneten Mittelzahl, je nachdem 
man die ersten oder wiederholten Ehen in Betracht zieht. 
Während dasselbe bei den ersten Ehen nur wenig von der 
obigen Mittelzahl abweicht, steigt es bei den wiederholten 
Ehen auf 40.5 Jahre für den Gemahl und auf 25.4 Jahre für 
die Gemahlin, so dass die Alters-Differenz zwischen beiden 
15.1 Jahre erreicht. 

Dass die Ehedauer mit dem Heiratsalter im Zusammen- 
hange steht, bedarf wohl keines weitern Beweises. In diesen 
Untersuchungen stellt sich die Grösse der Ehedauer auf 22.8 
Jahre und erscheint in den europäischen Regentenfamilien als 
eine der längsten ; nur in der Dynastie Hohenzollern erreicht 
dieselbe 22.9 Jahre, sinkt dagegen iu der Dynastie Wettin 
auf 19.4 Jahre. Die goldene Zeit der Ehedauer mit 50 Jahren 
erlebte kein Ehepaar in der Dynastie Holstein; die längste 
Ehe währte nur 49 Jahre. 

Die Ehedauer kann zugleich zur Bestimmung der mitt- 
leren Lebensdauer der Verheirateten dienen, wenn die Dauer 
der Witwer- und Witwenschaft bekannt ist. 

Dauer der 
Heiratsalter Ebedaner Witwer-, Witwenschaft Lebensdauer 

Gemahl 27.6 22.8 9.4 59.8 Jahre 

Gemahlin 21.9 22.8 11.3 56.0 > 

An die Ehedauer schliefet sich die Fruchtbarkeitsdauer an, 
welche die Zeit vor der Geburt des ersten bis zu jener des 
letzten Kindes umfasst und im Durchschnitte 14.1 Jahre be- 
trägt. Die Grösse der Fruchtbarkeitsdauer hat eine weitere 
Bedeutung dadurch, dass sie zur Bestimmung der Generations- 
dauer dient, welche sich aus dem Heiratsalter des Vaters und 
aus der Hälfte der Fruchtbarkeitsdauer zusammensetzt. Für 
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die Dynastie Holstein berechnet sich die Generationsdauer 
mit 34.65 Jahren (gewonnen ans 27.6 + 7.05). Die in dieser 
Weise berechnete Generationsdauer erreicht in der Dynastie Capet 
33.1 J., in der Dynastie Hohenzollern 33.2 J., in der Dynastie 
Wettin (Sachsen) 33.3 J., in der Dynastie Witteisbach (Bay- 
ern) 33.6 J., und in der Dynastie Habsburg-Lothringen 33.7 Jahre. 
Die Aufeinanderfolge der einzelnen Generationen der 
Dynastie Holstein nach den verschiedenen Linien erhellt aus 
folgender Uebersicht : 

Generation j Geb. Gest Generation: Geb. Gest 

Dietrich, Graf tod Ol- LWe goU-E. Gottorp. 

denbur * ? 1440 7 Chr. Aug. ■) Herzog 1673 1726 

I. Linie SohL-H. Glüokstadt, 8 Georg » 1719 1763 

Könige von Dänemark. Seitenlinie Oldenburg. 

1 Christian 1 1426 U81 9 p ete r I. Henog. . . 1755 1829 

2 Friedrich I M71 1533 10 Auguet Grosshewog 1783 1853 

8 Christian HL . . . . 1503 1559 n Peter II. » 1827 

4 Friedrich IL 1534 1588 12 August firbgrossh. 1852 

5 Christian IV 1577 1648 _ _. _ _ . . _ _ a v 

6 Friedrich HI 1609 1670 nL Lln1e WhWL 8oB *« rb ***- 

7 Christian V 1646 1699 4 J oh- d. J. •) Herlog 1545 1622 

8 Friedrich IV 1671 1730 5 Alexander » 1573 1627 

9 Christian VI 1699 1746 a) Linie Angustenbnrg 

10 Friedrich V 1723 1766 6 Ernst Günther, Herz. 1609 1689 

11 » VI 1753 1805 7 Friedr. Willi. > 1668 1714 

12 Christian VIII. . . . 1796 1848 8 Christ. Aug. » 1696 1754 

13 Friedrich VII 1808 1863 9 Fried. Christ, I. » 1721 1794 

H. Linie Sohl.-H. Gottorp. 1<> > » II. » 1765 1814 

3 Adolf«), Herzog . 1526 1586 U Cü ™ tiftn » l798 lm 

4 Job. Adolf , . 1575 1616 12 Friedrich * 1829 1880 

5 Friedrich III. > . 1597 1659 18 *"* öüntner * 18öS 

6 Chr. Albr. » . 1641 1694 b ) Lini * Beok-Glftoksburg. 

7 Friedrich IV. » . 1671 1702 6 Au g<"* PWU Herzog 1612 1675 

8 Friedrich Karl » . 1700 1789 7 Fried - Ludw - » lß 53 1728 

Seitenlinie Bassland. 8 Peter Au & U8 * » 1«W "W 

9 Peter UI. Csar 1728 1762 9 Karl Ani Aug. > 1727 1759 

10 Paul I. > 1754 1801 10 Friedr. Karl » 1757 1816 

11 Nikolaus 1. » 1796 1855 11 Wilhelm » 1785 1831 

12 Alexander II. > 1818 1881 12 Christ. IX. König von 

13 Alexander HL » 1845 Dänemark 1818 

14 Nik. Grossf. Thronf. 1868 13 Chr. Fr. Kronprinz . 1843 

l) Sobn Friedrich* I. S) Sohn Christians Albr. 9) Sohn Christians III. 
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Seit Dietrich sind sonach 13 Generationen auf einander 
gefolgt. Geht man jedoch erst von dem Könige Christian I. 
aus, dessen Geburtsjahr bestimmt ist, so ergeben sich im allge- 
meinen elf Generationen im Verlaufe von 380 bis 390 Jahren. 
Die mittlere Dauer einer Generation schwankt zwischen 33.1 
(in der Bussischen Linie) und 38.1 Jahre (in der Olden- 
burgischen Linie) und beträgt im Durchschnitte 35 Jahre, 
welche Zahl von der oben angegebenen und in anderer Weise 
berechneten Grösse (34.65) nur wenig abweicht. 

Wie aus der obigen Uebersicht hervorgeht, sind die Söhne des 
Czars; Alexander III. und des Königs von Griechenland Georg L, 
sowie jene des dänischen Kronprinzen Christ. Friedrich die 
Repräsentanten der vierzehnten Generation. 

Die Fruchtbarkeitsdauer dient nicht allein zur Bestimmung 
der Generationsdauer, sie gestattet auch einen Schluss auf die 
Kinderzahl, welche im Durchschnitte zwischen 4 und 6 auf 
je eine fruchtbare Ehe schwankt, in einzelnen Fällen sich 
jedoch innerhalb weiter Grenzen bewegt In der Dynastie 
Holstein kommen im Durchschnitte fünf Kinder auf je eine 
fruchtbare Ehe und die äussersten Grenzen liegen zwischen 
1 und 16, welch 9 letztere Zahl auf die Ehe Friedrichs, Herzog 
von Schleswig-Holstein-Gottorp, (geb. 1597, gest. 1659) entfallt 

Als besonders kinderreiche Ehen in der Regentenfamilie 
Holstein zeigen sich 
3 Ehen mit je 10 Kindern (17 männliche und 13 weibliche) 

> (25 

> (18 » 

> ( 6 > 
» (13 » 
» ( 8 > 

Ausserdem stammen von Johann Herzog von Schleswig-Hol- 
stein-Sonderburg (geb. 1545, gest 1622) 14 Kinder aus der 
ersten und 9 Kinder aus der zweiten Ehe, zusammen 23 Kinder. 
Unter den nachgewiesenen Geburten befanden sich fünf 
Doppelgeburten. Zwillinge stammen von Johann, Herzog 
von Schleswig-Holstein-Glückstadt (geb. 1455, gest. 1513) 
und von dessen Sohn Christian, ferner von Adolf, Herzog von 
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Schleswig-Holstein Gottorp, von Christian August, Herzog von 
Schleswig-Holstein S. Augustenburg, (geb. 1696, gest. 1754) 
und von dessen Enkel Fr. Karl (geb. 1767, gest. 1841). 

Mit der Grösse der Kinderzahl in einer Ehe steht das 
Sexualverhältnis der Kinder in einem gewissen Zusammen- 
hange; denn je hoher diese Zahl ist, desto niedriger gestaltet 
sich gewöhnlich dieses Verhältnis. In der Dynastie Holstein 
stellt sich das Sexual-Verh&ltnis der Kinder im allgemeinen 
auf 104.7 männliche gegen 100 weibliche Kinder; berechnet 
man jedoch das Sexualverhältnis der Kinder aus den oben 
angegebene^ 15 Ehen (oiit je 10 und mehr Kindern), so er- 
reicht dasselbe nur 95.6. In anderer Weise gestaltet sich 
dieses Verhältnis, wenn die Erst- und Letztgeborenen in Be- 
tracht gezogen werden; so finden sich in 27 Ehen mit je 
8 und mehr Kindern unter, den Erstgeborenen 16 männliche 
und 11 weibliche und unter den Letztgeborenen 13 männ- 
liche und 14 weibliche, wonach das Sexualverhältnis zu Gunsten 
der „Erstgeborenen erscheint. 

Die Sterblichkeit der Kinder (bis zu fünf Jahren) ist zu- 
nächst von der Zahl der Geborenen und in weiterer Beziehung 
von der ehelichen Fruchtbarkeit abhängig, denn wir finden 
in kinderreichen Ehen gewöhnlich auch eine grosse Kindersterb- 
lichkeit; dieselbe stellt sich in der Dynastie Holstein auf 25 
Prozent mit Zurechnung der Totgeborenen und der bald nach 
der Geburt Gestorbenen. Werden jedoch diese beiden Klassen 
der Geborenen bei der nachfolgenden Berechnung ausser acht 
gelassen, so ergeben sich nachstehende relative Zahlen; >on 
hundert Lebendgeborenen sind 





abgestorben 


aberlebend geblieben 


bis znm 1. Lebensjahre 


17.1 


82.9 


» > 5. > 


23.4 


76.6 


and im weiteren Yerlsafe 






bis zum 15. Lebensjahre 


27.3 


72.7 


» » 25. » 


34.4 


65.6 



Diese Zahlen lassen nicht nur eine geringe Kindersterblich- 
keit erkennen, sondern auch auf eine grosse Lebensdauer 
schliessen. 
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Dr. Vioo. Goehlert: 



Wie sich die Sterblichkeitsverhältnisse im allgemeinen 
gestalten, lässt sich zum Teile aus der prozentualen Verteilung 
der Gestorbenen nach Altersklassen ersehen. Von den Ge- 
storbenen entfallen 

Totgeborene 21 

bei und bald nach der Geburt Gestorbene 
bis zum 1. Lebensjahre . . . 
yom 1. bis zum 5. Lebensjahre , 
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Das höchste Lebensalter haben erreicht Anton Günther, 
Graf von Oldenburg (geb. 1683, gest. 1667) mit 84 Jahren 
und Karl Ludwig, Herzog von Schleswig-Holstein Sonderburg- 
Beck (geb. 1690, gest 1774) gleichfalls mit 84 Jahren, ferner 
zwei verheiratete Prinzessinnen aus der Glückstädter und 
Gottorper Linie mit je 88 Jahren. 

Die Dynastie Holstein zeichnet sich nicht nur allein 
durch die geringe Kindersterblichkeit, sondern auch durch die 
Langlebigkeit ihrer Glieder aus ; unter den Gestorbenen be- 
fanden sich 16 (3 Prozent), welche das achtzigste Lebensjahr 
überschritten hatten. Eine fast gleiche Langlebigkeit erscheint 
unter den europäischen Regentenfamilien nur noch in den 
Dynastien Hohenzollern und Witteisbach. 

Verfolgt man endlich die Zahl der Geborenen und Ge- 
storbenen von Jahrhundert zu Jahrhundert, so gestattet eine 
solche Zusammenstellung einen interessanten Einblick in die 
Entwicklungsverhältnisse der Dynastie Holstein, wie aus dem 
folgenden Nachweise ersichtlich wird: 
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Zeitperiode 




Am 
Anfange 
Lebende 


Im Verlaufe ron 
100 Jahren 


Am 

Ende 

Lebend 6 


Sterblich- 
keita- 




geboren 


gestor- 
ben 


Verh&ltniB 


bis 1470 


11 

28 
77 
40 


20 

48 

177 

173 

190 


9 

31 

128 

210 

143 


11 

28 
77 
40 
87 *) 




roo 1471 bis 1570 . 
- 1571 » 1670 . 
» 1671 » 1770 . , 
> 1771 » 1885 . 




62.4 °/o 
84.0 » 
62.2 » 



Die dieser Uebersicht beigefügten Prozentzahlen lassen 
erkennen, dass die Sterblichkeit, welche in der Periode von 
1670 bis 1770 ihren Höhepunkt erreicht hatte, in neuerer 
Zeit zurückgegangen und infolge dessen auch die Zahl der 
gleichzeitig Lebenden gestiegen ist. 

Wenn wir schliesslich die Resultate dieser Untersuchungen 
fiberblicken, so gelangen wir zu dem Schlüsse, dass die Lebens- 
erscheinungen in grossen Familien, sobald sie Jahrhunderte 
hindurch unausgesetzt verfolgt werden können, vom biorae- 
triechen Standpunkte dieselbe Regelmässigkeit erkennen lassen, 
wie sie die Bevölkerungsverhältnisse in grossen Staaten dar- 
bieten. Diese Untersuchungen lehren uns auch, dass selbst 
die mächtigsten Familien, wenn sie auch über Millionen 
hinausragen, der die menschliche Gattung beherrschenden 
Ordnung in demselben Masse unterliegen, wie es sich im 
Volkerleben kundgibt 

Graz, im Dezember 1889. 



1) Ausserdem zwei Töchter (Gräfinnen von Osternburg) des Herzogs 
Nikolaus von Oldenburg. Werden die bis Ende 1888 geborenen Kinder 
noch hinzugerechnet, so erhöht sich die Zahl der lebenden Glieder dieser 
Dynastie auf 96. 



Zettsonr. L Staatiw. 1SS0. I. Heft. 
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Die Arbeiteryersicherungsgesetze Österreichs toh 

1887 und 1888. 



Diese Gesetze schlagen bei vielfacher Nachahmung der Deutschen 
Gesetze doch auch wesentlich selbständige Wege ein, namentlich wag 
die Organisation betrifft. Wir teilen dieselben deshalb nach den 
Grundbestimmungen wörtlich in der leitenden Absicht mit, die teils 
in den Landesverhältnissen, teils in abweichenden Anschauungen der 
Gesetzgebung wurzelnden Unterschiede möglichst genau zur Anschauung 
zu bringen: 

I. Gesetz vom 88. Dezember 1887: betreffend die Unfallversicherung- 
der Arbeiter in 64 Paragraphen. 

Umfang der Versicherung. § 1. Alle in Fabriken und 
Hüttenwerken, in Bergwerken auf nicht vorbehaltene Mineralien, auf 
Werften, Stapeln und Brüchen, sowie in den zu diesen Betrieben ge- 
hörigen Anlagen beschäftigten Arbeiter und Betriebebeamten sind gegen 
die Folgen der beim Betriebe sich ereignenden Unfälle nach Massgabe 
der Bestimmungen dieses Gesetzes versichert. — Dasselbe gilt von 
Arbeitern, sowie von Betriebsbeamten, welche in Gewerbebetrieben, die 
sich auf die Ausführung von Bauarbeiten erstrecken oder sonst bei 
der Ausfuhrung von Bauten beschäftigt sind. Diese Bestimmung findet 
keine Anwendung auf solche Arbeiter, welche ohne in einem Gewerbs- 
betriebe der bezeichneten Art beschäftigt zu sein, lediglich einzelne 
Reparaturarbeiten an Bauten ausführen. Beim Bau ebenerdiger Wobn- 
und Wirtschaftsgebäude auf dem flachen Lande , sowie bei sonstigen 
landwirtschaftlichen Bauten findet eine Versicherungepflicht nicht statt, 
sofern dabei nur der Bauherr, seine Hausgenossen oder andere Be- 
wohner desselben Ortes, welche solche Bauführ an gen nicht gewerbe- 
mäesig betreiben, beschäftigt sind. — Den im ersten Absätze ange- 
führten Betrieben gelten im Sinne dieses Gesetzes gleich: 1. Jene 
Betriebe, in welchen explodierende Stoffe erzeugt oder verwendet 
werden; 2. jene gewerblichen oder land- und forstwirtschaftlichen Be- 
triebe, bei denen Dampfkessel oder solche Triebwerke in Verwendung 



Digitized by VjOOQ IC 



Die Arbeiterversicherungsgesetze Österreichs v. 1887 u. 1888. 83 

kommen, die durch elementare Kraft (Wind, Wasser, Dampf, Leucht- 
gas, Heissluft, Elektrizität u. s. w.) oder durch Tiere bewegt werden. 
Diese Bestimmung findet keine Anwendung auf solche Betriebe, für 
welche nur vorübergehend eine nicht zu der Betriebsanlage gehörige 
Kraftmaschine benutzt wird. — Wird in einem versicherungspflichtigen 
land- oder forstwirtschaftlichen Betriebe eine zu der Betriebsanlage 
gehörige Kraftmaschine in solcher Weise benützt, dass nur eine be- 
stimmte Anzahl von Arbeitern und Betriebsbeamten der mit dem ge- 
samten Maschinenbetriebe verbundenen Gefahr ausgesetzt sind, so be- 
schränkt sich die Versicherungspflicht auf die dieser Gefahr ausgesetzten 
Personen. — Die Versicherung der in Bergwerken auf vorbehaltene 
Mineralien und den dazu gehörigen Anlagen beschäftigten Arbeiter und 
Betriebsbeamten gegen die Folgen der beim Betriebe sich ereignenden 
Unfälle wird durch ein besonderes Gesetz erfolgen. — Als Arbeiter 
beziehungsweise als Betriebebeamte im Sinne dieses Gesetzes sind auch 
Lehrlinge , Volontäre , Praktikanten und andere Personen anzusehen , 
welche wegen noch nicht beendeter Ausbildung keinen oder einen 
niedrigeren Arbeitsverdienst beziehen. 

§ 3. Der Minister des Innern ist ermächtigt, für einzelne nach 
§ 1 versicherungspflichtige Unternehmungen, welche mit Unfallsgefahr 
für die darin beschäftigten Personen nicht verbunden sind, die Ver- 
sicherungspflicht auszuschliessen. — Desgleichen ist der Minister des 
Innern berechtigt, andere als die im § 1 bezeichneten Unternehmungen 
welche mit Unfallsgefahr, namentlich mit besonderer Feuersgefahr 
verbunden sind , der Versicherungspflicht zu unterwerfen. — Die in 
beiden Richtungen getroffenen Verfügungen sind dem Reichsrate all- 
jährlich mitzuteilen. — Dem Minister des Innern steht auch zu, erfor- 
derlichenfalls Vorschriften zu erlassen, welche mechanischen Vorrich- 
tungen als unter die im § 1, Absatz 8 erwähnten Triebwerke gehörig 
anzusehen sind. 

Gegenstand der Versicherung. Umfang uqA* ^ e- 
reohnung der Entschädigung: § 5. Den Gej»«ö*ßtand der 
im § 1 bezeichneten Versicherung bildet der durch dieses Gesetz be- 
stimmte Ersatz des Schadens, welcher durch ein«* 3 Körperverletzung 
oder durch den Tod des Versicherten entsteht. ^6- Im Falle einer 
Körperverletzung soll der Schadeners*^ 8 in «ner dem Ver- 
letzten vom Beginne der fünften Woche i* aCÜ Eintritt des Unfalles 
angefangen für die Dauer der Erwerbsu^^^^^ 6 ^* zu gewährenden 
Rente bestehen. — Für die Berechnung der Rente wird zunächst der 
Arbeitsverdienst ermittelt, welchen der 'Verletzte während des letzten 
Jahres seiner Beschäftigung in dem Betriebe, wo der Unfall sich ereig- 
nete, bezogen hat. War der Verletzt in dem Betriebe nicht ein volles 
Jahr, von dem Unfälle zurückgeref ihnet > beschäftigt, »o ist für die 
Berechnung der Rente jener Arb^ itsverdien «t massgebend, welchen 

6* 



Digitized by LiOOQ IC 



84 Gesetzgebung : 

während dieses Zeitraumes Arbeiter derselben Art in demselben Be- 
triebe oder in benachbarten gleichartigen Betrieben durchschnittlich 
bezogen haben. — Findet der Betrieb seiner Natur nach nicht während 
des ganzen Jahres, sondern nur während einer gewissen Betriebszeit 
statt, so wird demnach bei der Berechnung des durchschnittlichen täg- 
lichen Arbeitslohnes nur die Zahl der Arbeitstage während der Betriebs- 
zeit berücksichtigt. — Zufallige Betriebsunterbrechungen haben ausser 
Betracht zu bleiben. — Das Dreihundertfache des durchschnittlichen 
täglichen Arbeitsverdienstes gilt als Jahresarbeits verdienst. — Ueber- 
steigt der Jahresarbeitsverdienst eines Arbeiters oder Betriebsbeamten 
die Summe von zwölfhundert Gulden, so bleibt der Mehrbetrag ausser 
Berechnung. Der Jahresarbeitsverdienst von Lehrlingen , Volontären , 
Praktikanten und anderen Personen, welche wegen noch nicht been- 
deter Ausdildung keinen oder einen niedrigeren Arbeitsverdienst be- 
ziehen, ist in derselben Höhe wie der niedrigste Jahresarbeitsverdienst 
vollgelohnter Arbeiter, beziehungsweise Betriebebeamter jener Beschäf- 
tigung, für welche die Ausbildung erfolgt, jedoch höchstens mit einem 
Betrage von dreihundert Gulden zu bemessen. — Die Rente beträgt : 
a) im Falle gänzlicher Erwerbsunfähigkeit und für die Dauer derselben 
60 Prozent des Jahresarbeitsverdienstes ; b) im Falle teilweiser Erwerbs- 
unfähigkeit und für die Dauer derselben einen Bruchteil der unter a 
festgesetzten Rente, welche nach dem Masse der verbliebenen Erwerbs- 
fähigkeit zu bemessen ist, jedoch nicht über 50 Prozent des Jahres- 
arbeitsverdienstes betragen darf. 

§ 7. Im Falle der Tod aus dem Betriebsunfälle erfolgt ist , soll 
der Schadenersatz ausser in den Leistungen, welche nach § 6 dem 
Verletzten für die Zeit vor dem Eintritte des Todes etwa gebühren, 
noch bestehen: 1. in den Beerdigungskosten nach dem Gebrauche des 
Ortes, höchstens von 25 fl.; 2. in einer den Hinterbliebenen des Ge- 
öteten vom Todestage angefangen zu gewährenden Rente, für deren 
BeTäßbwpg die Bestimmungen des § 6, Absatz 2 bis 7, massgebend 
sind. Diesa-Jtente beträgt: a) für die Witwe des Getöteten bis zu 
deren Tode ode^sj^derverheiratung 20 Prozent ; für den Witwer, wenn 
und insolange er^rwerbsunfähig ist, 20 Prozent ; für jedes Hinter- 
bliebene eheliche KiritL bis zu dessen zurückgelegtem 15. Lebensjahre 
15 Prozent, und wenn dasselbe auch den zweiten Elternteil verloren 
hat oder verliert, 20 Prozent des Jahresarbeitsverdienstes; für jedes 
hinterbliebene uneheliche Kipd bis zu dessen zurückgelegtem 15. Lebens- 
jahre 10 Prozent des Jahresarteitsverdienstes. Die Renten der Witwe, 
beziehungsweise des Witwers un;d der Kinder können zusammen 50 Proz. 
des Jahresarbeitsverdienstes nicbt übersteigen; ergibt sich aus den 
obigen Sätzen ein höherer Betrag, ao werden die einzelnen Renten 
verhältnismässig gekürzt; b) für Ascendenten des Verstorbenen, wenn 
dieser ihr einziger Ernährer war, ffcr die Zeit bis zu ihrem Tode oder 
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bis zum Wegfall der Bedürftigkeit 20 Prozent des Jahresarbeitsver- 
dienstes. Dieser Betrag darf wegen des Vorhandenseins mehrerer Be- 
rechtigter nicht überschritten werden, nnd gebührt in diesem Falle 
den Eltern der Vorzug vor den Grosseltern. Im Falle der Wieder- 
verheiratung erhält die Witwe den dreifachen Betrag ihrer Jahres- 
rente als Abfertigung. — Hat die verletzte Person erst nach dem 
Unfälle eine Ehe geschlossen, so steht nach ihrem Tode der Witwe, 
beziehungsweise dem Witwer und den aus einer solchen Ehe ent- 
sprossenen Kindern ein Anspruch nicht zu. Auch den unehelichen 
Kindern , welche erst nach dem Unfälle erzengt wurden , sowie einem 
aus seinem Verschulden nicht in ehelicher Gemeinschaft lebenden Ehe- 
gatten steht ein Anspruch nicht zu. — Wenn Berechtigte der unter 
a bezeichneten Art mit Berechtigten zusammentreffen, welche unter b 
bezeichnet sind, so steht den letzteren ein Anspruch nur insoweit zu, 
als für die ersteren der bezeichnete Höohstbetrag der Rente nicht in 
Ansprach genommen wird. § 8. Als Gehalt oder Lohn im Sinne dieses 
Gesetzes gelten auch Tantiemen oder Naturalbezüge. Der Wert der 
letzteren ist nach den örtlichen Durchschnittspreisen in Ansatz zu bringen. 
Versicherungsanstalten. Mitglieder und Vor- 
stand derselben: §9. Die im § 1 vorgeschriebene Versicherung 
erfolgt durch besondere, zu diesem Zwecke zu errichtende Versiche- 
rungsanstalten , welche auf dem Grundsätze der Gegenseitigkeit be- 
ruhen. — In der Regel soll für jedes Land in der Landeshaupt- 
stadt eine solche Vers icherungsanstalt errichtet werden. Der Minister 
des Innern ist jedoch ermächtigt , entweder in einem und demselben 
Lande mehrere V ersicherungsanstalten , oder für mehrere benachbarte 
Länder eine Versicherungsanstalt zu errichten. Dem Minister des 
Innern ist ferner das Recht vorbehalten, unter Festhaltung der im 
zweiten Absätze bezeichneten territorialen Grenzen die Bezirke der in 
Gemässheit dieses Gesetzes errichteten Versicherungsanstalten zu ändern, 
mehrere solche Anstalten zu einer einzigen zu vereinigen, oder die 
Teilung einer solchen Anstalt anzuordnen. Zur Anstellung und Ent- 
lassung des leitenden Beamten, ferner des Versichernngstechnikers 
nnd des Buchhalters ist die staatliche Genehmigung erforderlich. § 10* 
Mitglieder, der im § 9 bezeichneten Versicherungsanstalten sind die Unter- 
nehmer der in dem Bezirke der Anstalt gelegenen versicherungspflichtigen 
Betriebe und die in demselben beschäftigten im § 1 bezeichneten Arbeiter 
und Betriebsbeamten. — § 12, Der Vorstand der nach § 9 zu errichtenden 
Versicherungsanstalten, welchem die gesamte Geschäftsführung nnd 
die Vertretung der Anstalt zusteht, ist als ein Kollegium in der Weise 
zu organisieren , dass derselbe aus einer durch drei teilbaren Anzahl 
von Mitgliedern gebildet wird, von welchen ein Drittel aus Vertretern 
der ßetriebsunternehmer, das zweite Drittel aus Vertretern der Ver- 
sicherten und das letzte Drittel aus solchen mit den wirtschaftlichen 
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Verhältnissen des Bezirkes vertrauten Personen besteht/ welche von 
dem Minister des Innern nach Einvernehmung des betreffenden Landes- 
au88chu88es in den Vorstand berufen werden. Der Vorstand wählt 
aus seiner Mitte den Obmann und dessen Stellvertreter. — Der Mi- 
nister des Innern ist berechtigt, den Vorstand einer Versicherungsan- 
stalt aufzulösen und die Geschäftsführung und Vertretung derselben 
provisorisch einem Verwalter zu übertragen. Jedoch ist der Minister 
gehalten, binnen vier Wochen nach der Auflösung die nötigen Ver- 
anlassungen behufs neuerlicher Konstituierung des Vorstandes zu treffen.' 

Vom StatutderVersicherungsanstalten handelt § 13. 

Von den Gefahrenklassen § 14: Sämtliche im Geltungs- 
gebiete des Gesetzes gelegenen versicherungspflichtigen Betriebe werden 
in Gefahrenklassen eingeteilt. — Das Verhältnis, in welchem die ver- 
sicherungspflichtigen Betriebe hinsichtlich des Durchschnittsmasse« ihrer 
Unfallgefahr zu einander stehen, wird ziffermässig in der Weise fest- 
gestellt , dass das Durchschnittsmass für- die gefährlichsten Betriebe 
gleich 100 gesetzt und darnach das Durchschnittsmass aller übrigen 
Betriebe in Prozentsätzen bemessen wird. — Auf Grund dieser Be- 
messung erfolgt die Einreihung der versicherungspflichtigen Betriebe 
in die einzelnen Gefahrenklassen in der Weise, dass jede Gefahrenklasse 
mehrere ziffermässig unmittelbar auf einander folgende Prozentsätze 
umfasst. — Einteilung der versicherungspflichtigen Betriebe in Ge- 
fahrenklassen und die Feststellung der Prozentsätze jeder Gefahren- 
klasse erfolgen auf Grund der Ergebnisse der Unfallstatistik im Ver- 
ordnungswege. — Die Einreihung der in eine Gefahrenklasse gehörigen 
Betriebe in die einzelnen Prozentsätze dieser Klasse erfolgt durch die 
Versicherungsanstalt nach Massgabe der Unfallsgefahr der einzelnen 
Betriebe und namentlich mit Rücksicht auf die bei demselben bestehen- 
den Einrichtungen zur Verhütung von Unfällen. Die Gefahrenklassen 
und die innerhalb derselben festgesetzten Prozentsätze werden mit 
einem Verzeichnisse der jeder Gefahrenklasse angehörenden Industrie- 
zweige und Betriebsarten Öffentlich bekannt gemacht. — Die Ein- 
teilung in Gefahrenklassen und die Feststellung der Prozentsätze sind 
auf Grund der Erfahrungen sämtlicher im § 9 bezeichneten Versiche- 
rungsanstalten von fünf zu fünf Jahren einer Revision zu unterziehen. 
Diese Revision hat im fünften Jahre der betreffenden Periode in der 
Weise stattzufinden, dass die infolge derselben verfügten Aenderungen 
mit Beginn des sechsten Jahres in Wirksamkeit treten können. — Die 
erste Revision ist jedoch schon in einem früheren Zeitpunkte vorzu- 
nehm en, wenn die bis dahin gesammelten Erfahrungen hiezu ausreichen. 

Reservefonde:§15. Bei jeder in Gemässheit dieses Gesetzes 
errichteten Versicherungsanstalt ist zur Bildung eines Reservekapitals 
jährlich ein Betrag zu verwenden, dessen Höhe vom Minister des Innern 
festgesezt wird. Demselben Zwecke sind auch die Ueberschüsse aus 
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der Geschäftegebahrung der Anstalt zuzuführen. — Das Reservekapital 
darf in keinem Falle mehr als zehn Prozent des zur Deckung der 
Verpflichtungen der Versicherungsanstalt erforderlichen Fondes be- 
tragen. — Von den gesamten , bei einer Versicherungsanstalt sich 
ergebenden Zuflössen zum Reservekapital sind zwei Dritteile zur Bil- 
dung eines Speziaireservefonds für die betreffende Versicherungsanstalt 
das letzte Dritteil zur Bildung eines gemeinsamen Reservefonds für 
sämtliche im Geltungsgebiete dieses Gesetzes errichtete Versicherungs- 
anstalten zu verwenden. — Die Reservefonde sind zur Deckung der 
Abgänge bestimmt, welche bei der Aufstellung der jährlichen Bilanz 
aus der Vergleichung der Höhe der nach versicherungstechnischen 
Grundsätzen berechneten Verpflichtungen der Anstalt mit den zur 
Deckung dieser Verpflichtungen bestimmten Aktiven sich ergeben. 
Hiebei ist in der Weise vorzugehen, dass für den bei einer Anstalt 
sich ergebenden Abgang zunächst der Speziaireservefond der betreffen- 
den Anstalt zu verwenden ist, und erst nach Aufzehrung desselben 
der gemeinsame Reservefond in Anspruch genommen werden kann. — 
Der gemeinsame Reservefond wird vom Staate als ein besonderer Fond 
verwaltet, lieber die Verwendung desselben zu den oben bezeichneten 
Zwecken entscheidet von Fall zu Fall der Minister des Innern. 

Kapitalsd eckung. Versicherunsbei träge: §16. Die 
Mittel zu der nach versichernngstechnischen Grundsätzen zu berech- 
nenden Deckung der von den Versicherungsanstalten nach Massgabe 
der §§ 6 und 7 zu leistenden Ersätze und der Verwaltungskosten , 
sowie des nach § 15 zur Bildung eines Reservekapitals zu verwendenden 
Beträges werden durch Beiträge aufgebracht, welche von den Mit- 
gliedern nach Massgabe des von den Versicherten bezogenen Arbeits- 
verdienstes zu entrichten sind (Versicherungsbeiträge). Ein Arbeits- 
verdienst, welcher den Betrag von zwölfhundert Gulden für ein Jahr 
übersteigt, kommt nur mit diesem letzteren Betrage in Anrechnung. 
Für die im § 6, Absatz 7 bezeichneten Personen ist der für die Höhe 
ihrer Versicherung massgebende Arbeitsverdienst in Anrechnung zu 
bringen. — Die Versicherungsbeiträge werden nach einem von der 
Versicherungsanstalt aufzustellenden, staatlich zu genehmigenden Tarif 
bemessen. Die Aufstellung des Tarifs hat auf Grund des Beitrags- 
satzes zu erfolgen, welcher für je ein Gefahrenprozent und einen Gulden 
des Arbeitsverdienstes als erforderlich ermittelt wird. Für das erste 
Betriebs jähr wird der Tarif im Verordnungswege festgestellt. — Der 
Minister des Innern ist berechtigt, auf Grund des Ergebnisses der 
Jahresgebahrung einer Versicherungsanstalt die Erhöhung oder Herab- 
setzung ihres Tarife anzuordnen. § 17. Von den tarifmäßigen Ver- 
sicherungsbeiträgen fallen dem Versicherten zehn Prozent, dem Unter- 
nehmer des versicherungspflichtigen Betriebes neunzig Prozent zur 
Last. — Die tarifmässigen Versicherungsbeiträge für jene Versicherten 
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welche einen Arbeitsverdienst in Geld nicht beziehen, fallen dem 
Unternehmer des versicherungspflichtigen Betriebes allein zur Last. 

Feststellung der versicherungspflichtigen Be- 
triebe und Einreihung derselben: §§ 18—20. 

Feststellung und Einhebung der Versicherungs- 
beiträge: § 21. Binnen 14 Tagen nach Ablauf jeder statuten- 
mässigen Beitragsperiode haben die Betriebsunternehmer (§ 11) die 
von ihnen und den von ihnen beschäftigten Personen zu leistenden 
Quoten des tarifmäßigen Versicherungsbeitrages unter Beifügung einer 
Berechnung über die Höhe des Versicherungsbeitrages für die abge- 
laufene Beitragsperiode bei der Anstalt einzuzahlen. § 22. Die Be- 
triebsunternehmer Bind verpflichtet, auch die den Versicherten zur Last 
fallende Quote des Versicherungsbeitrages an die Versicherungsanstalt 
zu entrichten. Sie sind jedoch berechtigt, den von ihnen beschäftigten 
Personen den Betrag, bei der Lohn- oder Gehaltszahlung auf den ver- 
dienten Lohn oder Gehalt anzurechnen und von demselben zurückzu- 
behalten. — Macht der Betriebsunternehmer von dem ihm zustehenden 
Rechte der Anrechnung und Zurückbehaltung bei einer Lohn- oder 
Gehaltszahlung keinen Gebrauch, so kann er bei späteren Lohn- oder 
Gehaltszahlungen dieses Recht bezüglich der seinerzeit nicht zurückbe- 
haltenen Quote nur insofern ausüben, als seit der betreffenden Lohn- 
oder Gehaltszahlung nicht mehr als ein Monat verflossen ist. — Nach 
Ablauf dieses Zeitraumes ist auch eine anderweitige Geltendmachung 
des Forderungsrechtes ausgeschlossen. 

Besichtigung der Betriebs anlagen: §28. — Pflicht 
zur Anzeige von Unfällen: §29. —Feststellung der 
Entschädigungsansprüche: § 31—36. 

Auszahlungder Entschädigungsbeträge: § 87. Die 
Kosten der Beerdigung (§ 7, Z. 1) sind eine Woche nach ihrer Fest- 
stellung zu zahlen. Die Renten der Verletzten und der Hinterblie- 
benen sind gegen Beibringung der Lebensbestätigung in monatlichen 
Raten im vorauB zu zahlen. Ueber die Erfordernisse der Lebensbestäti- 
gung, sowie über die Art der Auszahlung der Renten und der Beer- 
digungskosten hat das Statut die erforderlichen Vorschriften zu enthalten. 

Schiedsgericht: §38. Für jede in Gemässheit dieses Ge- 
setzes errichtete Versicherungsanstalt wird an dem Sitze derselben ein 
Schiedsgericht errichtet, welches zur Entscheidung über die gegen die 
Versicherungsanstalt erhobenen, von derselben nicht anerkannten Ent- 
schädigungsansprüche ausschliesslich zuständig ist. 

Das Schiedsgericht besteht aus einem ständigen Vorsitzenden, vier 
Beisitzern und den nötigen Stellvertretern. Der Vorsitzende und sein 
Stellvertreter wird vom Justizminister im Einvernehmen mit dem Mi- 
nister des Innern aus der Zahl der richterlichen Staatsbeamten er- 
nannt. Von den Beisitzern werden zwei, sowie ihre Stellvertreter, 
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welche sämtlich technisch gebildete Personen sein müssen, von dem 
Minister das Innern im Einvernehmen mit den beteiligten Ministern 
in das Schiedsgericht auf bestimmte Zeit berufen. Ein Beisitzer und 
sein Stellvertreter wird von den versicherungspflichtigen Betriebs- 
unternehmern, der letzte Beisitzer und sein Stellverteter von den Ver- 
sicherten gleichzeitig mit der Wahl in den Vorstand (§ 12) und zwar 
für die mit der Funktionsdauer des letzteren zusammenfallende Zeit 
gewählt. 

Veränderungen in den Voraussetzungen des Ent- 
schädigungsanspruches: § 39 und 40. 

Verzicht auf die Entschädigujngsrente:§41. Ein 
Uebereinkommen zwischen der Versicherungsanstalt und einem zum 
Bezüge einer Rente Berechtigten , wonach gegen Verzieh tleistung auf 
die Rente oder einen Teil derselben der derzeitige Rentenwert ganz 
oder teilweise in Kapital ausgezahlt werden soll, ist nur dann rechts- 
verbindlich, wenn diesem Uebereinkommen die zur Armenversorgung 
des Bezugsberechtigten verpflichtete Gemeinde zugestimmt hat. 

Ausländische Entschädigungsberechtigte: § 42. 
Ist der Berechtigte ein Ausländer und hält sich derselbe dauernd im 
Auslande auf, so ist die^ Versicherungsanstalt berechtigt, denselben för 
seinen Rentenanspruch mit einem nach den Verhältnissen .des Falles 
zu bemessenden Kapitalsbetrage abzufinden. — Diese Bestimmung 
findet auf Angehörige der Länder der ungarischen Krone keine An- 
wendung, wenn in« diesen Ländern durch eine analoge Gesetzgebung 
die gleich günstige Behandlung österreichischer Staatsangehöriger aner- 
kannt wird. 

Unzulässigkeit der Exekution auf Entschädi- 
gungsforderungen: §J43. 

Ausschluss v o*n Vereinbarungen: § 44. 
Haftung der Betriebsunternehmer und 'dritter 
Personen fü'r Unfälle: § 45. 
Staatliche Aufsicht: § 48. 

Versicherungsbeirat :';§ 49. Zur Unterstützung des Mi- 
nisters des Innern }bei der ihm nach diesem Gesetze vorbehaltenen 
Wirksamkeit wird ein Beirat aus Fachmännern, welche dem Gebiete 
der Industrie und der im § 1, Absatz 8, Z. 2 bezeichneten land- und 
forstwirtschaftlichen Betriebe, der industriellen und der Versicherungs- 
technik angehören, gebildet, .dessen Zusammensetzung und Wirkungs- 
kreis durch ein besonderes, im Verordnungswege zu erlassendes Reg- 
lement (inzwischen erlassen durch V.O. vom 30. März 1888, vergl. 
unten) bestimmt wird. Die Anhörung dieses Beirates ist namentlich 
erforderlich : 1. vor der Festsetzung und Aenderung der Bezirke der 
Versicherungsanstalten, sowie vor der Vereinigung und Teilung solcher 
Anstalten (§ 9) ; 2. vor Erlaseung der Verordnung über das Muster- 
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Statut für die Versicherungsanstalten (§ 13); 3. vor Erlassung der 
Verordnungen aber die Einteilung der versicherungspflichtigen Betriebe 
in Gefahrenklassen und die Feststellung der Prozentsätze innerhalb 
der Gefahrenklassen (§ 14); 4. vor jeder Verwendung aus dem gemein- 
samen Reservefond (§ 15) ; 5. vor der Festsetzung des Tarifes für das 
erste Betriebsjahr (§ 16, Absatz 3) und 6. vor der Anordnung einer 
Erhöhung oder Herabsetzung des Tarifes einer Versicherungsanstalt 
(§ 16, Absatz 4). 

Strafbestimmungen: § 51—54. 

Rekurse: § 55. 

Gebühren- und Stempelfreiheit: §56. Alle zur Be- 
gründung und Abwicklung der Rechtsverhältnisse zwischen den Ver- 
sicherungsanstalten einerseits und den versicherungspflichtigen Betriebs- 
unternehmern oder den Versicherten anderseits erforderlichen Verhand- 
lungen und Urkunden sind gebühren- und stempelfrei. Auf die nach 
diesem Gesetze errichteten Versicherungsanstalten finden die Bestim- 
mungen des Gesetzes vom 15. April 1885, R.G.B1. Nr. 51, Anwendung. 
Die von den Betriebsunternehmern zu entrichtenden Versicherungsbei- 
träge sind in die Besteuerungsgrundlage für die betreffenden versiche- 
rungspflichtigen Betriebe nicht einzubeziehen. 

Ausgenommene Betriebe. Berufs genossenschaft- 
liehe Versicherungsanstalten: § 57. Wenn bei einer 
versicherungspflichtigen Unternehmung ein Institut besteht, durch dessen 
staatlich genehmigte Statuten die in dieser Unternehmung beschäftigten 
im § 1 bezeichneten Personen gegen die Folgen der beim Betriebe sich 
ereignenden Unfälle mindestens in gleichem Masse versichert sind wie 
nach den Bestimmungen dieses Gesetzes, und wenn der Betriebsunter- 
nehmer zu diesem Institute mindestens gleich hohe Beiträge leistet, 
als er nach diesem Gesetze zum Zwecke der Unfallversicherung zu 
leisten hätte, so ist derselbe berechtigt zu begehren, dass die Unter- 
nehmung nioht in die nach § 9 zu errichtenden Versicherungsanstalten 
einbezogen werde. — Ueber dieses Begehren entscheidet der Minister 
des Innern nach vorhergegangener Untersuchung des betreffenden In- 
stitutes. Das Begehren ist abzuweisen, wenn der Vermögensstand oder 
die Geschäftsgebahrung des Institutes nicht volle Sicherheit für die 
Erfüllung der demselben gegen die Versicherten obliegenden Verpflich- 
tungen gewähren. — § 58. Wenn eine grössere Anzahl von Unter- 
nehmern versicherungspflichtiger Betriebe, gleichviel ob dieselben dem 
Bezirke einer und derselben oder mehrerer Versicherungsanstalten an- 
gehören ; sich zu dem Zwecke vereinigen , um die in diesem Gesetze 
vorgeschriebene Unfallversicherung durch Errichtung einer besonderen 
Versicherungsanstalt selbst zu bewirken, so kann die Bewilligung hiezu 
von dem Minister des Innern nach Anhörung der betreffenden Ver- 
sicherungsanstalten , sowie des im § 49 bezeichneten Beirates beim 
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Eintritte nachstehender Voraussetzungen erteilt werden: — 1. wenn 
der vorzulegende Statutenentwurf die Bestimmung enthält, dass die in 
den betreffenden Betrieben beschäftigten versicherungspflichtigen Per- 
sonen gegen die Folgen der beim Betriebe sich ereignenden Unfälle 
mindestens in gleichem Masse versichert sind, wie nach den Bestim- 
mungen dieses Gesetzes und zur Beitragsleistnng hiefür nicht in höhe- 
rem Masse herangezogen werden, als es nach diesem Gesetze gestattet 
ist; — 2. wenn durch die Ausscheidung der Betriebe der Gesuchsteller 
aus dem Verbände der betreffenden Versicherungsanstalten die dauernde 
Leistungsfähigkeit dieser letzteren nicht gefährdet erscheint ; — 3. wenn 
die von den Gesuchstellern zu gründende neue Versicherungsanstalt in 
jeder Hinsicht volle Sicherheit für die Erfüllung der ihr gegen die 
Versicherten obliegenden Verpflichtungen erwarten lässt. — Ueber 
die Organisation und innere Einrichtung, sowie über die Geschäfts- 
gebahrung einer solchen neu zu gründenden Versicherungsanstalt hat 
das der staatlichen Genehmigung unterliegende Statut derselben die 
erforderlichen Bestimmungen zu enthalten, und sind hiebei die bezüg- 
lichen Bestimmungen dieses Gesetzes zur sinngemässen Anwendung zu 
bringen. Dem Minister des Innern bleibt jedoch vorbehalten, in dieser 
Hinsicht die durch die besonderen Verhältnisse begründeten Ab- 
weichungen zu gestatten. — § 59. . Die im § 57 bezeichneten Institute 
und die in Gemässheit des § 58 gegründeten Versicherungsanstalten 
unterliegen der staatlichen Aufsicht. Ergibt sich bei einer späteren 
Untersuchung eines solchen in den §§ 57 und 58 bezeichneten Insti- 
tutes, dass es nach seinem Vermögensstande oder seiner Geschäftsge- 
bahrung nicht mehr volle Sicherheit für die Erfüllung der demselben 
gegen die Versicherten obliegenden Verpflichtungen gewährt, so ist 
der Minister des Innern berechtigt, die Einbeziehung der betreffenden 
Unternehmungen in die Versicherungsanstalt des Bezirkes anzuordnen. 
— Beim Eintritte eines Unfalles sind die in den §§ 57 und 58 bezeich- 
neten Institute verpflichtet, den Kapitals wert der dem Versicherten 
oder seinen Hinterbliebenen nach den Statuten gebührenden Rente der 
Versicherungsanstalt des Bezirkes ungesäumt auszufolgen , an welche 
letztere hiedurch die Verpflichtung zur ferneren Auszahlung dieser 
Rente übergeht. Für die Ausfolgung des bezeichneten Kapitalswertes 
welcher nach den für die Versicherungsanstalt des Bezirkes geltenden 
Grundlagen zu berechnen ist, haften die betreffenden Betriebsunter- 
nehmer als Bürgen und Zahler. Die Bestimmungen dieses Absatzes 
finden keine Anwendung auf solche Institute, welche bei einer vom 
Staate betriebenen versicherungspflichtigen Unternehmung bestehen. 

Berichte der Versic her ungsan stalten: § 60. 

Verhältnis zu Unterstützungskassen und zu Pri- 
vat versicherun gsan stalten: § 61. 

Uebergangsbestimmungen: §62. — §63. Dieses Gesetz 
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tritt drei Monate nach seiner Kundmachung in Wirksamkeit. Der Zeit- 
punkt, mit welchem die Wirksamkeit der im § 1 bezeichneten Ver- 
sicherung beginnt , wird jedoch erst nachtraglich durch den Minister 
des Innern im Verordnungswege festgesetzt. 

2) Gesetz vom 30. Min 1888, betreffend die Krankenversicke- 
nug der Arbeiter. 

I. Allgemeine Bestimmungen: § 1 ff. (Versiche- 
rungspflicht). Alle in Gemässheit des Gesetzes, betreffend die 
Unfallversicherung der Arbeiter gegen die Folgen der beim Betriebe 
sich ereignenden Unfälle versicherten Arbeiter und Betriebsbeamten 
werden nach Massgabe der Bestimmungen dieses Gesetzes für den 
Krankheitsfall versichert. Dasselbe gilt auch von allen Arbeitern und 
Betriebsbeamten, welche in Bergwerken auf vorbehaltene Mineralien 
und den dazu gehörigen Anlagen oder in einer unter die Gewerbeord- 
nung fallenden oder einer sonstigen gewerbsmässig betriebenen Unter- 
nehmung, ferner beim Eisenbahn- und Binnenschiffahrtsbetriebe be- 
schäftigt sind. — § 3. Die Krankenversicherung der land- und forst- 
wirtschaftlichen Arbeiter und Betriebsbeamten wird durch besondere 
Landesgesetze geregelt werden. So lange diese Regelung nicht er- 
folgt ist, tritt auch die im § 1 für die land- und forstwirtschaftlichen 
Arbeiter und Betriebsbeamten festgesetzte Krankenversicherungspfiicht 
nicht ein und hat der Unternehmer für die Verpflegung und ärztliche 
Behandlang jedes Arbeiters und Betriebsbeamten, welcher in seinem 
in die Unfallversicherung einbezogenen Betriebe verletzt wurde, unver- 
züglich Sorge zu tragen. Für die Kosten bis zum Ablaufe von vier 
Wochen nach dem Eintritte des Unfalles hat der Betriebsunternehmer 
aus eigenen \ Mitteln aufzukommen. — Die Unternehmer von land- 
und forstwirtschaftlichen Betrieben sind jedoch berechtigt, mit ihren 
Arbeitern, beziehungsweise Betriebsbeamten unter Zustimmung der- 
selben der Krankenversicherung in der in diesem Gesetze vorgesehenen 
Weise beizutreten. Soweit ein solcher Beitritt erfolgt, sind die be- 
zeichneten Unternehmer von der im ersten Absätze ihnen auferlegten 
Verpflichtung befreit. — Auch solche Unternehmer, in deren Auftrag 
und für deren Rechnung selbständige Arbeiter in eigenen Betriebs- 
stätten persönlich oder unter Mitwirkung der Angehörigen des eigenen 
Hausstandes, jedoch ohne anderweitige Hilfearbeiter mit der Herstel- 
lung oder Bearbeitung industrieller Erzeugnisse beschäftigt sind (Hans- 
industrie), sind berechtigt, mit diesen Arbeitern unter Zustimmung der- 
selben der Krankenversicherung in der in diesem Gesetze vorgesehenen 
Weise beizutreten. 

Den Gegenstand der im § 1 bezeichneten Versicherung bildet 
die Gewährung von Krankenunterstützungen und Beerdigungskosten 
in der durch dieses Gesetz bestimmten Art und Höhe. — Als Kranken- 
unterstützung ist mindestens zu gewähren : 1. vom Beginn der Krank- 
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faeit an freie ärztliche Behandlung mit Inbegriff des geburtshilflichen 
Beistandes, sowie die notwendigen Heilmittel und sonstigen therapeu- 
tischen Behelfe; 2. im Falle die Krankheit mehr als drei Tage dauert 
und der Kranke erwerbsunfähig ist, vom Tage der Erkrankung an für 
jeden Tag ein Krankengeld in der Höhe von 60 Prozent des im Ge- 
richtsbezirke üblichen Taglohns gewöhnlicher, der Versicherungspflicht 
unterliegender Arbeiter. — Die Krankenunterstützung ist, so lange 
die Krankheit dauert, und, wenn sie nicht früher endet, durch min- 
destens zwanzig Wochen von Beginn der Krankheit, und zwar wöchentlich 
im nachhinein zu gewähren. — Wöchnerinnen ist bei normalem Ver- 
laufe des Wochenbettes die Krankenunterstützung auf die Dauer von min- 
destens vier Wochen nach ihrer Niederkunft zu gewähren. — Für 
den Todesfall eines Versicherten sind den Hinterbliebenen die Beerdi- 
gungskosten wenigstens im zwanzigfacben Betrage des in Z. 2 bezeich- 
neten Taglohnes zu gewähren. — § 7. Die Höhe des in jedem Ge- 
richtsbezirke üblichen Taglohnes gewöhnlicher, der Versicherungspflicht 
unterliegender Arbeiter wird von der politischen Behörde erster In- 
stanz nach Anhörung von Vertrauensmännern und in denjenigen Län- 
dern, in welchen Bezirksvertretungen bestehen, auch nach Einverneh- 
mung des betreffenden Bezirksausschusses periodisch festgesetzt. Ergeben 
sich hiebei sehr erhebliche Verschiedenheiten, so kann der übliche 
Taglohn in mehreren Kategorien festgesetzt werden. Die Festsetzung 
findet für männliche und weibliche, für jugendliche und erwachsene 
Arbeiter besonders statt. Für Lehrlinge, Volontäre, Praktikanten und 
andere Personen, welche wegen noch nicht beendeter Ausbildung keinen 
oder einen niedrigeren Arbeitsverdienst beziehen , gilt die für jugend- 
liche Arbeiter getroffene Feststellung, — Eine Erhöhung und Erweite- 
rung der Leistungen über das in den Paragraphen 6 bis 8 bezeichnete 
liindestausinass ist durch Statut zulässig; jedoch kann die Kranken- 
versicherung nicht mit Invaliden-, Witwen- und Waisenversicherung 
verbunden werden und sind die Krankenkassen nachstehenden Be- 
schränkungen unterworfen: 1. Wird bei Berechnung des Krankengeldes 
anstatt des im Gerichtsbezirke üblichen Taglohnes gewöhnlicher, der 
Versicherungspflicht unterliegender Arbeiter (§ 7) ein anderer Lohn- 
betrag zu Grunde gelegt, so darf derselbe nicht geringer sein , als der 
bezeichnete Taglohn und darf anderseits den Betrag von zwei Gulden 
für den Arbeitstag nicht übersteigen. Ein diesen Betrag übersteigender 
Arbeitsverdienst hat ausser Berechnung zu bleiben. — 2. Das Kranken- 
geld kann nicht höher als mit 75 Prozent des bei der Berechnung 
desselben zu Grunde gelegten Lohnbetrages festgesetzt werden. — 3. Die 
Dauer der Krankenunterstützung kann höchstens auf ein Jahr bestimmt 
werden. — 4. Die Beerdigungskosten können höchstens mit dem Be- 
trage von 50 fl. festgesetzt werden. — § 11. Die im § 1 vorge- 
schriebene Versicherung erfolgt durch nachstehende Kategorien von 
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Krankenkassen: 1. durch Bezirkskrankenkassen, 2. durch Betriebs- 
krankenkassen, 3. durch Baukrankenkassen, 4. durch Genossenschafts- 
krankenkassen, 5. durch Brnd er laden (Knappschaftskassen), 6. durch in 
Gemässheit der geltenden Vereinsgesetzgebung errichtete Kranken- 
kassen (Yereinskrankenkassen). 

II. A. Bezirks krankenkassen:§ 12—41. § 12. In der Regel 
soll für jeden Gerichtsbezirk eine solche Krankenkasse am Sitze des 
Bezirksgerichtes errichtet werden. Die politische Landesbehörde ist 
jedoch berechtigt, mit Rücksicht auf die besonderen Verhaltnisse ein- 
zelner Bezirke den Sprengel dieser Kassen in anderer Weise festzu- 
stellen und namentlich anzuordnen , dass für mehrere Gerichtsbezirke 
eines und desselben Landes nur eine Krankenkasse, oder dass für einen 
Gerichtsbezirk mehrere Krankenkassen errichtet werden. — § 18. In 
Bezug auf die Mitglieder der Bezirkskrankenkassen haben nachfolgende 
Bestimmungen zu gelten : 1. Mitglieder einer Bezirkskrankenkasse sind 
zunächst die im Sprengel derselben beschäftigten , versicherungspflich- 
tigen Personen, welche nicht bei einer der übrigen im § 11 bezeich- 
neten Kassen in der in diesem Gesetze Torgeschriebenen Art und Höhe 
gegen Krankheit versichert sind (§ 61.) 2. Versicherungspflichtige 
Kassenmitglieder, welche aus der die Mitgliedschaft begründenden 
Beschäftigung ausscheiden und nicht zu einer Beschäftigung Übergehen 
vermöge deren sie Mitglieder einer anderen Bezirkskrankenkasse oder 
einer der sonstigen im § 11 bezeichneten Kassen werden, bleiben so- 
lange Mitglieder, als sie sich in den im Reichsrate vertretenen König- 
reichen und Ländern aufhalten und die vollen statutenmäßigen Bei- 
träge (§ 34, Absatz 3) bezahlen. Die Mitgliedschaft dieser Personen 
und mit derselben das Recht auf die Kassenleistungeu erlischt, wenn 
die Beiträge durch vier aufeinanderfolgende Wochen nicht geleistet 
werden. 3. Kassen mitglieder der vorstehend bezeichneten Arten , 
welche die Beiträge infolge eingetretener Erwerbslosigkeit nicht ein- 
zahlen 1 können, behalten die Mitgliedschaft und mit dereelben das Recht 
auf die Kassenleistungen für solange, als ihr Reserveanteil (§ 28) zur 
Bestreitung der vollen statutenmässigen Beiträge ausreicht , in jedem 
Falle aber durch mindestens sechs Wochen. 4. Personen , welche der 
Versicherungspflicht nicht unterliegen, sind wenn sie das 35. Lebensjahr 
nicht überschritten haben, berechtigt, der Bezirkskrankenkasse beizu- 
treten. 5. Von versicherungspflichtigen Personen darf beim Eintritt 
in die Kasse ein Eintrittsgeld nicht verlangt werden. Für Mitglieder, 
welche der Versicherungspflicht nicht unterliegen , ist durch das 
Statut ein Eintrittsgeld festzusetzen , welches mindestens den Betrag 
des vollen, für sechs Wochen zu leistenden Kassenbeitrages erreichen 
muss. Die Eintrittsgelder fliessen in den Reservefond der Kasse. 6. 
Wenn Mitglieder aus der Kasse ausscheiden, so ist ihr Reserveanteil 
(§ 28), so weit derselbe nicht etwa in Gemässheit der unter Ziffer 3 
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enthaltenen Bestimmung zur Bestreitung von Versicherungsbeiträgen 
verwendet worden ist, in dem Falle, als diese Personen innerhalb eines 
Jahres nach ihrem Ausseheiden in eine andere Bezirkskrankenkasse 
oder in eine Betriebs-, eine Genossenschafts- oder eine Vereinskranken- 
kasse eintreten , dieser letzteren Kasse zu überweisen. In allen anderen 
Fallen verbleibt der bezeichnete Reserveanteil der Kasse, aus welcher 
das Mitglied ausgeschieden ist. — § 14. Für jede neu zu bildende 
Bezirkskrankenkasse ist nach dem Vorbilde eines im Verordnungswege 
zu veröffentlichen Musterstatutes (seitdem erlassen durch Bekanntmachung 
des Minist, d. Innern vom 20. Oktober 1888) von der politischen Be- 
zirksbehörde , in deren Sprengel die Kasse errichtet wird, nach Ver- 
nehmung von Vertrauensmännern der Arbeitgeber und der versiche- 
rungspflichtigen Personen ein besonderes Statut zu errichten, welches 
sowie alle späteren Abänderungen desselben zur Qiltigkeit der Geneh- 
migung durch die politische Landesbehörde bedarf. § 16 über den 
Vorstand der Krankenkassen; § 17 über die General-Ver- 
sammlung. 

§ 18. Die Vertretung der Arbeitgeber im Vorstande ist durch 
Statut nach dem Verhältnis der von solchen Arbeitgebern aus eigenen 
Mitteln zu zahlenden Beiträge zu dem Gesamtbetrage der Beiträge zu 
bemessen. Mehr als ein Drittel der Stimmen darf den Arbeitgebern 
weder in der Generalversammlung noch im Vorstände, noch im Ueber- 
wachungsauschusse eingeräumt werden. § 19—21 : Staatsaufsicht. § 19 : 
Die Bezirkskrankenkassen unterliegen der staatlichen Aufsicht nach 
Massgabe der für andere Versicherungsvereine geltenden und der be- 
sonderen, in diesem Gesetze enthaltenen Bestimmungen. 

§22. Das Recht der Unterstützung beginnt für ver- 
sicherungspflichtige KasBenmitglieder mit dem Zeitpunkte, in welchem 
sie Mitglieder der Kasse geworden sind (§ 13, Z. 1, Absatz 2). Für 
Mitglieder, welche der Versicherungspflicht nicht unterliegen und frei- 
willig der Kasse beigetreten sind, beginnt das Eecht auf Unterstützung 
erst nach Ablauf einer im Statute festzusetzenden, von ihrer Anmeldung 
an zu berechnenden Frist, welche mindestens vier und höchstens acht 
Wochen betragen muss. Für eine bereits zur Zeit der Anmeldung 
eingetretene Erkrankung steht solchen Mitgliedern in keinem Falle 
ein Anspruch auf Unterstützung zu. 

Beiträge: § 26. Zur Deckung des gesetzlichen Mindesterfor- 
dernisses der Krankenversicherung dürfen die Beiträge, sofern sie den 
versicherungspflichtigen Mitgliedern zur Last fallen (§ 34, Absatz 1), 
nicht über drei Prozent des bei Berechnung des Krankengeldes zugrunde 
gelegten Lohnbetrages (§ 9, Z. 1) festgesetzt werden. Eine Erhöhung 
dieser Beiträge zu obigem Zwecke ist nur dann zulässig, wenn dieselbe 
in der Generalversammlung, sowohl von den Vertretern der zu Bei- 
trägen verpflichteten Arbeitgeber, als von denjenigen der Kassenmit- 
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glieder nach gesonderter Beratung und in gesonderter Abstimmung, 
und zwar bei jeder Abstimmung mit einer Majorität von drei Vier- 
teilen der Anwesenden beschlossen wird. — Sollen im Statute Leist- 
ungen festgesetzt werden , welche über das gesetzliche Mindestausmass 
hinausgehen, so dürfen die obbezeichneten Beiträge bei. der Errichtung 
der Kasse nicht , über zwei Prozent des bei Abrechnnng des Kranken- 
geldes zu Grunde gelegten Lohnbetrages festgesetzt werden. Eine spatere 
Erhöhung dieser Beiträge ist nur bis zur Höhe von drei Prozent dieses 
Lohnbetrages, und nur dann zulässig, wenn dieselbe in der General- 
versammlung sowohl von den Vertretern der zu den Beiträgen ver- 
pflichteten Arbeitgeber, als von denjenigen der Kassenmitglieder nach 
gesonderter Beratung und in gesonderter Abstimmung, und zwar bei jeder 
Abstimmung mit absoluter Majorität der Anwesenden beschlossen wird. 

Reserven und Reserveanteile. Reserven: §27. Bei 
jeder Bezirkskrankenkasse sind zur Bildung der Reserve jährlich 
mindestens zwei Zehntel des Jahresbetrages der Kassenbeiträge zu ver- 
wenden. Von diesem Betrage ist ein nach § 39 zu bestimmender 
Teil dem Reservefonde des Kassenverbandes zuzuführen ; der Rest dient 
zur Bildung des Reservefondes der Kasse, welcher mindestens im Be- 
trage der zweifachen durchschnittlichen Jahresausgabe anzusammeln 
und erforderlichenfalls wieder bis zu dieser Höhe zu ergänzen ist. 
Für die Anlage der Reservefonde sind die Bestimmungen über die 
Anlage von Pupillar vermögen massgebend. Reservea nteile: 
§ 28. Am Schlüsse eines jeden Jahres hat die Kasse das Verhältnis 
der Höhe ihres Reservefondes zu der Gesamt summe der von den am 
Jahresschlüsse verbleibenden Mitgliedern während der Dauer ihrer 
Mitgliedschaft geleisteten Einzahluugen in Prozenten festzustellen. Er- 
gibt sich in dem auf diese Feststellung folgenden Jahre die Notwen- 
digkeit der Ermittlung des Reserveanteiles einzelner Mitglieder (§ 13, 
Z. 3 und 6), so gilt als solcher der Betrag, welcher der festgestellten 
Anzahl von Prozenten der Gesamtsumme der von dem betreifenden 
Mitgliede während der Dauer seiner Mitgliedschaft geleisteten Ein- 
zahlungen entspricht. 

Anmeldepflicht der Arbeitgeber: § 31 f. 

Beitragszahlung: §33. Die Arbeitgeber sind verpflichtet, 
die vollen Beiträge zu den durch das Statut festgesetzten Zahlungs- 
terminen einzuzahlen. § 34. Von den statutenmäßigen Beiträgen 
(§ 25), sind zwei Drittel von dem Mitgliede und ein Drittel von dem 
Arbeitgeber, bei welchem das versicherungspflichtige Mitglied beschäftigt 
ist, aus eigenen Mitteln zu leisten. Für jene versicherungspflichtigen 
Mitglieder, welche einen Arbeitsverdienst in Geld nicht beziehen, ist 
der Beitrag in seiner Gänze von dem Arbeitgeber aus eigenen 
Mitteln zu leisten. — Das Verhältnis der Beitragsleistung der ver- 
sicherungspflichtigen Mitglieder zu jener der Arbeitgeber kann zu 



Digitized by LiOOQ IC 



Die Arbeiterversicherungsgesetze Österreichs v. 1887 u. 1888. 97 

Gunsten der ersteren geändert werden, wenn dies in der Generalver- 
sammlung vorerst von der Vertretung der Arbeitgeber und hierauf 
von derjenigen der Kassenmitglieder nach gesonderter Beratung und 
in gesonderter Abstimmung, und zwar bei jeder Abstimmung mit ab- 
soluter Majorität der Anwesenden beschlossen wird. — Mitglieder, 
welche nicht versicherungspflichtig und auch nicht nach § 3, Abs. 2 
und 3 versichert sind, sowie die im § 18, Z. 2 bezeichneten Mitglieder, 
ferner jene Betriebsbeamten, deren Jahresarbeitsverdienst 1200 Gulden 
übersteigt und die Volontäre haben die vollen statutenmäßigen Bei- 
träge aus eigenen Mitteln zu bestreiten und unmittelbar bei den 
Kassen zu entrichten. — § 36. Die Arbeitgeber sind berechtigt, den 
von ihnen beschäftigten Personen die für dieselben nach § 33 einge- 
zahlten Beiträge, soweit sie diese Beiträge nicht nach § 34 aus 
eigenen Mitteln zu leisten haben , bei jeder regelmässigen Lohn- oder 
Gehaltszahlung mit dem Betrage in Abzug zu bringen, welche auf 
diese Lohn- oder Gehaltszahlungsperiode anteil weise entfällt. — Macht 
der Arbeitgeber von dem ihm zustehenden Abzugsrechte bei einer 
Lohn- oder Gehaltszahlung keinen Gebrauch, so kann er bei späteren 
Lohn- oder Gehaltezahlungen dieses Recht bezüglich der seinerzeit 
nicht zurückgehaltenen Quote nur insofern ausüben, als seit der be- 
treffenden Lohn- oder Gehaltszahlung nicht mehr als ein Monat ver- 
flossen ist. 

BezirkskrankenkaBsen- Verbände: § 39. Die Bezirks- 
krankenkassen werden in Verbände vereinigt. Sämtliche Bezirkskranken- 
kassen, welche in dem Sprengel einer gemäss § 9 des Gesetzes, be- 
treffend die Unfallversicherung der Arbeiter, zu errichtenden Versiche- 
rungsanstalt liegen, bilden einen Verband. Die Verwaltung des Kassen- 
verbandes wird nach Massgabe eines besonderen Statutes von dem 
Vorstand der Unfallversicherungsanstalt besorgt. Das Statut, sowie 
alle Abänderungen desselben unterliegen der Genehmigung seitens der 
politischen Landesbehörde , in deren Verwaltungsgebiet der Sitz des 
VerbandsvorBtandes gelegen ist. Dieselbe politische Landesbehörde ist 
auch zur Uebung der staatlichen Aufsicht über den Verband berufen. 
— Den Kassenverbänden liegt jedenfalls ob: 1. Die Bildung und Ver- 
waltung eines Verbandsreservefonds (§ 27) ; 2. die gemeinsame Kapitals- 
anlage für die Verbandskassen ; 3. die Kontrolle der Verwaltung der 
einzelnen Verbandskassen nötigenfalls duroh Inspektoren; 4. die Be- 
sorgung der Statistik. — Ausserdem können diese Kassen verhände 
noch freiwillig andere Zwecke verfolgen, welche sämtlichen oder mehreren 
Verbandskassen gemeinsam sind , und zwar insbesondere: 1. Die An- 
stellung gemeinsamer Beamter ; 2. die Abschliessung gemeinsamer Ver- 
trage mit Aerzten, Apotheken und Krankenhäusern ; 3. die Anlage und 
den Betrieb gemeinsamer Heilanstalten und Apotheken. — Bei jedem 
Kassenverbande hat alljährlich eine Delegiertenversammlung Btattzu- 
Zeitschr. f. 8ta*tsw. 1890. I. Heft. 7 
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finden. Die Vertretung der einzelnen Verbandskassen in derselben ist 
nach dem Verhaltnisse der Mitgliedersahl in der Weise zu regeln, dass 
jede Kasse mindestens dnrch einen Delegierten vertreten ist Die Dele- 
gierten versammlang entscheidet über die Höhe, Aufbringung und Ver- 
wendung des Verbandsreserveföndes, sowie über die Bedeckung der 
Auslagen des Kassenverbandes und die Aufteilung derselben auf die 
einzelnen Verbandskassen. In ihren Wirkungskreis fällt auch die 
Besohlnssfassung über Angelegenheiten des freiwilligen Wirkungskreises 
des Kassenrerbandes. — Der Verbandsvorstand bat der Delegierten- 
versammlung über seine Gebahrung alljährlich Bericht zu erstatten 

— Das Schiedsgericht der Unfallrersicherungsanstalten hat auch als 
Schiedsgericht für die Kassenverb&nde zu dienen. Dasselbe ist zur 
Entscheidung über alle von einer Verbandskasse an die andere erho- 
benen Ansprüche ausschliesslich zuständig. Uiebei haben die Bestim- 
mungen des § 38, Absatz 4 und 5 des Gesetzes, betreffend die Unfall- 
versicherung der Arbeiter, Anwendung zu finden. — Die Ansprüche 
einer Verbandskasse gegen die andere sind bei Vermeidung des Aus- 
schlusses vor Ablauf eines Jahres nach Eintritt der Fälligkeit mittels 
Klage vor dem Schiedsgerichte zu erheben. 

m. Betriebskrankenkassen: § 42. Ein Unternehmer, welcher in 
einem oder in mehreren benachbarten Betrieben hundert oder mehr 
versicherungspflichtige Personen beschäftigt , ist berechtigt, eine Be- 
triebskrankenkasse zu errichten. — Die Errichtung einer Betriebs- 
krankenkasse kann einem solchen Unternehmer von der politischen 
Landesbehörde nur in dem Falle untersagt werden, wenn hiedurch die 
dauernde Leistungsfähigkeit der Bezirkskrankenkasse gefährdet würde. 

— Dem Unternehmer eines Betriebes, in welchem weniger als hundert 
Personen beschäftigt werden, kann die Errichtung einer Betriebs- 
krankenkasse gestattet werden, wenn die dauernde Leistungsfähigkeit 
der Kasse in einer von der politischen Landesbehörde für ausreichend 
erkannten Weise sichergestellt ist — § 43. Der Unternehmer eines 
für die von ihm beschäftigten Personen mit besonderer Krankheits- 
gefahr verbundenen Betriebes kann ohne Rücksicht auf die Zahl der 
beschäftigten Personen von der politischen Landesbehörde zur Errichtung 
einer Betriebskrankenkasse verpflichtet werden. — § 44. Die Bestim- 
mungen der §§ 42 und 43 finden keine Anwendung auf solche Betriebs- 
unternehmer , welche auf Grund des siebenten Hauptstückes der Ge- 
werbeordnung dem Verbände einer gewerblichen Genossenschaft ange- 
hören. § 45. Unternehmer, welche der ihnen auferlegten Verpflichtung, 
eine Betriebskrankenkasse zu errichten , innerhalb der von der politi- 
schen Landesbehörde zu bestimmenden Frist nicht nachkommen, sind 
verpflichtet, für die Zeit, als die von ihnen beschäftigten versicherungs- 
pflichtigen Personen infolge dieses Verhaltens Mitglieder der Bezirks- 
krankenkasse bleiben, ausser der in Gemässheit des 8tatuts dieser 
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letzteren zu leistenden Unternehmerbeiträgen bis zur doppelten Höhe 
derselben weitere Beiträge aas eigenen Mitteln an die Bezirkskranken- 
kasse zu leisten. Die Höhe der zu leistenden Beiträge wird von der 
politischen Landesbehörde nach Einvernehmung der ßezirkskranken- 
kasse festgesetzt. — § 47. Die Rechnungs- und Kassenfuhrung ist 
unter Verantwortlichkeit und auf Kosten des Betriebsunternehmers 
durch einen von demselben zn bestellenden Rechnungs- und Kassen- 
führer zu besorgen. — Reichen die Bestände einer Retriebskranken* 
kasse nicht aus, um die laufenden Ausgaben derselben zu decken, so 
sind von dem Betriebsunternehmer die erforderlichen Vorschüsse un- 
verzinslich zu leisten. — Werden die gesetzlichen Mindestleistungen 
der Kasse (§§ 6 biß 8) durch die Beiträge, nachdem diese für die Ver- 
sicherten drei Prozent des bei Berechnung des Krankengeldes zu Grunde 
gelegten Lohnbetrages (§ 9, Z. 1) erreicht haben, nicht gedeckt, so 
hat der Betriebsunternehmer die zur Deckung derselben erforderlichen 
Zuschüsse aus eigenen Mitteln zu leisten. — Das Vermögen der Kasse 
ist dem Betriebsunternehmer anvertraut. Im Falle der Betriebsonter- 
nehmer in Konkurs verfällt, gehört der Anspruch der Kasse, auf ihr 
von dem Betriebsunternehmer verwaltetes Vermögen, soweit dieser 
Anspruch nicht als Rückforderungsanspruch sich darstellt, in die erste 
Klasse der Ansprüche der Konknrsglänbiger und ist mit den im § 48 
der Konkursordnung vom 25. Dezember 1868 unter Zahl 1, 2 und 8 
angeführten Forderungen nach dem Verhältnisse der einzelnen Beträge 
zu berichtigen. 

Betriebs - Krankenkassen - Verbände: § 50. Die Be- 
triebskrankenkassen sind berechtigt, mit Zustimmung der betreffenden 
Betriebsunternehmer untereinander Verbände zu den im § 89 bezeich- 
neten Zwecken zu bilden. Das Statut eines solchen Verbandes, sowie 
alle Abänderungen desselben unterliegen der Genehmigung seitens der 
politischen Landesbehörde, in deren Verwaltungsgebiet der Sitz des 
Verbandsvorstandes gelegen ist. Dieselbe politische Landesbehörde ist 
auch zur Uebung der staatlichen Aufsicht über den Verband berufen. 
— Mit Einwilligung des Betriebsunternehmers kann eine Betriebs- 
krankenkasse auch in den Verband der Bezirkskassen eintreten, in 
dessen Sprengel, sie ihren Sitz bat. — § 51. Als Betriebskrankenkassen 
sind auch die in Gemässheit des § 85 der Gewerbeordnung vom 
20. Dezember 1859, R.G.Bl. Nr. 227, zur Unterstützung der Arbeiter in 
Fällen der Erkrankung errichteten Unterstützungskassen, sowie die in 
Gemässheit des § 89 des Gesetzes vom 8. März 1885, R.G.Bl. Nr. 22, 
von jenen Gewerbsinhabern , welche keiner Genossenschaft angehören , 
bei ihren Etablissements errichteten besonderen Krankenkassen anzu- 
sehen und finden die Vorschriften der §§ 46 bis 50 auch auf solche 
Kassen, jedoch mit der Abänderung Anwendung, dass für die beim 
Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehenden Kassen dieser Gattung statt. 

7* 
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der im § 49, Z. 2, genannten gesetzlichen Minimalzahl von hundert 
jene von fünfzig zn gelten hahe. — Soweit die Statuten dieser Kassen 
den gesetzlichen Bestimmungen nicht entsprechen, sind dieselben binnen 
einer im Verordnungswege festzusetzenden Frist der erforderlichen Ab- 
änderung zu unterziehen. — Erfolgt diese Abänderung der Statuten 
innerhalb der bezeichneten Frist nicht auf regelmässigem Wege, so 
ist sie durch die politische Landesbehörde mit rechtsverbindlicher 
Wirkung vorzunehmen. — § 52. Als Betriebskassen gelten ferner 
die bei Eisenbahn- und bei Dampfschiffahrtsbetrieben, welche dem öffent- 
lichen Verkehre dienen, jedoch nicht vom Staate verwaltet werden, 
bestehenden Unterstützungskassen, sofern: a) die statutenmäßigen 
Leistungen derselben in Krankheitsfällen den Betrag der in den §§ 6 
bis 8 festgesetzten gesetzlichen Mindestleistungen der Krankenversiche- 
rung erreichen; b) der Betriebsunternehmer zu der betreffenden Kasse 
mindestens gleich hohe Beiträge leistet, als er nach diesem Gesetze 
für die Krankenversicherung zu leisten hätte; c) die Mitglieder für 
den Fall ihrer Erwerbslosigkeit (§ 13 , Z. 8) , ferner in Bezug auf das 
Eintrittsgeld (§ 18, Z. 5), den Reserveanteil (§ 13, Z. 6. §§ 27 und 28), 
den Beginn des Unterstützungsanspruches (§ 22) und die wegen Simu- 
lation zulässigen Strafen (§ 85) nicht ungünstiger, als nach diesem Ge- 
setze gestellt sind und in Betreff ihrer Streitigkeiten mit den Arbeit- 
gebern und den Unterstützungskassen in Gemässheit des § 41 der 
Entscheidung der Aufsichtsbehörde, beziehungsweise des Schiedsge- 
richtes unterworfen werden. — Der Handelsminister bestimmt im 
Verordnungswege die Behörden , welche berufen sind, die staatliche 
Aufsicht über solche Kassen in dem in diesem Gesetze festgesetzten 
Umfange (§§ 19 bis 21) zu üben. Diesen Behörden steht das Recht 
zu, in sinngemässer Anwendung der Bestimmungen dieses Gesetzes 
jene Verfügungen zu treffen, sowie jene Aenderungen des Statuts an- 
zuordnen und nötigenfalls mit rechtsverbindlicher Wirkung vorzu- 
nehmen, welche zur gesicherten Erreichung des Zweckes der Kranken- 
versicherung als erforderlich sich darstellen. — An die Stelle des 
Vorstandes und der Generalversammlung können bei diesen Unter- 
stützungskassen mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde Ausschüsse treten, 
deren Obmänner, sowie die Hälfte ihrer übrigen Mitglieder von den 
betreffenden Betriebsunternehmern ernannt, die andere Hälfte dagegen 
von Kassenmitgliedern gewählt werden. Die Ernennung der Obmänner 
bedarf der Bestätigung durch die Aufsichtsbehörde. — § 53. Als 
Betriebskassen gelten endlich die bei Betrieben, welche vom Staate 
verwaltet werden, bestehenden, für die nicht unter § 2 dieses Gesetzes 
fallenden Personen bestimmten Unterstützungskassen, sofern: a) die 
statutenmässigen Leistungen derselben in Krankheitsfällen den Betrag 
der in den §§ 6 bis 8 festgesetzten gesetzlichen Mindestleistungen der 
Krankenversicherung erreichen ; b) der Staat zu der betreffenden Kasse 
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mindestens gleich hohe Beitäge leistet, als er nach diesem Gesetze für 
die Krankenversicherung zu leisten hätte; c) die Mitglieder für den 
Fall ihrer Erwerbslosigkeit (§ 18, Z. 8) , ferner in Bezug auf das Ein- 
trittsgeld (§ 13, Z. 5), den Reserveanteil (§ 18, Z. 6, §§ 27 nnd 28), 
den Beginn des Unterstützungsanspruches (§ 22) und die wegen Simu- 
lation zulässigen Strafen (§ 35) nicht ungünstiger, als nach diesem Ge- 
setze, gestellt sind. — Im übrigen finden auf solche Unterstützungs- 
kassen die Bestimmungen der §§ 5 und 9, sowie des zweiten und 
dritten Abschnittes keine Anwendung. Diese Kassen bleiben den für 
Bie geltenden besonderen Vorschriften und der Aufsicht der die Ver- 
waltung der betreffenden Staatsbetriebe leitenden Behörden unterworfen. 

IV. Baukrankenkassen: §§ 54—57. 

V. Genossenschaftskrankenkassen : § 58. Für die Mitglieder der 
auf Grund der Bestimmungen des siebenten Hauptstückes der Gewerbe- 
ordnung errichteten genossenschaftlichen Krankenkassen tritt die Ver- 
pflichtung, einer nach Massgabe der Vorschriften dieses Gesetzes er- 
richteten Krankenkasse anzugehören, nicht ein. Es müssen jedoch: 

a) die statutenmäßigen Leistungen dieser Kassen in Krankheitsfällen 
für alle Mitglieder den Betrag der in den §§ 6 bis 8 festgesetzten 
gesetzlichen Mindestleistungen der Krankenversicherungskassen erreichen; 

b) die Beiträge des Betriebsnnternehmers in die Kasse mindestens 
gleich hoch sein, als diejenigen, welche er nach 
diesem Gesetze zu leisten hätte; o) die Mitglieder für den 
Fall ihrer Erwerbslosigkeit (§ 13, Z. 3), ferner in Bezug auf das Ein- 
trittsgeld (§ 13, Z. 5), den Reserveanteil (§ 13, Z. 6, §§ 27 und 28), 
den Beginn des Unterstützungsanspruches (§ 22) und die wegen Si- 
mulation zulässigen Strafen (§ 35) nicht ungünstiger als nach diesem 
Gesetze gestellt und in Betreff ihrer Streitigkeiten mit den Arbeitgebern 
und den Unterstützungskassen in Gemässheit des § 41 der Entscheidung 
der Aufsichtsbehörde, beziehungsweise des Schiedsgerichtes unterworfen 
werden. — Die diesfalls erforderliche Abänderung der Statuten ist, 
soweit sie nicht innerhalb einer im Verordnungswege festzusetzenden 
Frist auf regelmässigem Wege erfolgt , durch die politische Landesbe- 
hörde mit rechtsverbindlicher Wirkung vorzunehmen. — Im übrigen 
finden auf genossenschaftliche Krankenkassen die Bestimmungen der 
§§ 5 und 9, sowie des zweiten, dritten und vierten Abschnittes keine 
Anwendung. 

VI. Bruderladen (Knappsohaftskassen). § 59. Für die Mitglieder 
der anf Grund berggesetzlicher Vorschriften bestehenden Krankenkassen 
(Brnderladen, Knappsohaftskassen) tritt die Verpflichtung, einer nach 
Massgabe der Vorschriften dieses Gesetzes errichteten Krankenkasse 
anzugehören, nicht ein. Die statutenmäßigen Leistungen dieser Kassen 
in Krankheitsfällen müssen jedoch, auf den Betrag der in den §§ 6 
bis 8 festgesetzten gesetzlichen Mindestleistungen der Kranken versiehe - 
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rungskassen erhöht werden. — Im übrigen finden auf Bruderladen 
(Knappschaftskassen) die Bestimmungen der §§ 5 und 9, sowie des 
»weiten, dritten und vierten Abschnittes keine Anwendung. 

VIL Vereinskrankenkassen. § 60. Für Mitglieder der in Ge- 
mässheit der geltenden Vereinsgesetzgebung errichteten Krankenkassen 
tritt die Verpflichtung einer nach Massgabe der Vorschriften dieses 
Gesetzes errichteten Krankenkasse anzugehören, in dem Falle nicht 
ein, wenn die betreffende Kasse auf Grund des Vereinsgesetzes vom 
26. November 1852, errichtet ist oder sich nach den Vorschriften desselben 
umgebildet hat und wenn: a) die statutenmassigen Leistungen der 
betreffenden Kasse in Krankheitsfällen den Betrag der in den §§ 6 
bis 8 festgesetzten gesetzlichen Mindestleistungen der Krankenver- 
sicherung erreichen : b) die M i t g 1 i e d e r für den Fall ihrer E r- 
w e r b s 1 o s i g k e i t (§ 13, Z. 3), ferner in Bezug auf das Eintritts- 
gel d (§ 13, Z. 5) den Reserveanteil (§ 13, Z. 6, § 28), und den B e g i n n 
des Unterstützungsanspruches (§22) nicht ungüns- 
tiger als nach diesem Gesetze gestellt sind. — . Kassen , 
welche freie ärztliche Behandlung, die notwendigen Heilmittel und 
sonstige terapeutische Behelfe nicht gewähren, genügen dieser Be- 
dingung durch Erhöhung des Krankengeldes um die Hälfte seines ge- 
setzlichen Mindestbetrages. Die Bestimmung findet auf jene Vereins- 
kassen, welche von den Betriebsunternehmern Beiträge in der Höhe 
von mindestens einem Drittel der Gesamtbeiträge beziehen, keine 
Anwendnng. — Die staatliche Bewilligung zur Umbildung einer be- 
stehenden Krankenkasse nach den Vorschriften des Vereinsgesetzes 
vom 26. November 1852 , darf beim Eintritte der oben bezeichneten 
Voraussetzungen nur dann verweigert werden : 1. wenn die Kasse 
neben der Krankenversicherung Zwecke verfolgt, welche nicht erlaubt 
sind und nach dem Gesetze nicht Gegenstand eines Vereines sein 
dürfen: 2. wenn der Plan der Kasse und dessen Belege den gesetzlichen 
oder versicherungstechnischen Anforderungen nicht genügen. — Die 
staatliche Aufsicht über die Vereinskrankenkassen ist nach den §§ 19 
bis 21 auszuüben. Im übrigen finden auf die Vereinskassen die Be- 
stimmungen der §§ 5 und 9, sowie des zweiten, dritten und vierten 
Abschnittes keine Anwendung. 

Vm. Gemeinsame Sohlnasbestimmungen. §§ 61—78 : Besondere 
Meldepflichten ; Freiheit der Bezüge von Exekution ; Ersatz an Ge- 
meinden für geleistete Krankenhilfe; Strafen; Gebühren- und Stempel- 
freiheit. 

Verhältnis zur Unfall-Versicherung. § 65: Die 
Verpflichtung der in diesem Gesetze bezeichneten Krankenkassen zur 
Leistung von Unterstützungen besteht auch in dem Falle, wenn die 
Krankheit die Folge eines Betriebsunfalles ist. Das Gleiche gilt von 
den bezeichneten Bauherren (§ 56), beziehungsweise Bauunternehmern 
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Hat eine Krankenkasse oder ein Arbeitgeber in einem ". solchen Falle 
Unterstützungen für einen Zeitraum geleistet, für welchen dem unter- 
stützten ein Anspruch an eine in Gemftssheit des Gesetzes, betreffend 
die Unfallversicherung der Arbeiter, bestehende Versicherungsanstalt 
zusteht, so geht dieser Ansprach bis zum Betrage der geleisteten Unter- 
stützung, und wenn die letztere ihn erreicht oder übersteigt, in seiner 
ganzen Höhe an die Krankenkasse, beziehungsweise an die Arbeitgeber 
über, welche die Unterstützung geleistet haben und ist die Kranken- 
kasse, beziehungsweise der Arbeitgeber allein zur Geltendmachung des 
übergegangenen Anspruches an die Versicherungsanstalt berechtigt. 
§ 66. Streitigkeiten, welche über die in den §§ 64 und 65 bezeichneten 
Ersatzansprüche zwischen den zur Armen Versorgung verpflichteten Ge- 
meinden, Stiftungen und Korporationen, den in GemftSBheit des Gesetzes, 
betreffend die Unfallversicherung der Arbeiter errichteten Versiehe* 
rungsanstalten und den in diesem Gesetze bezeichneten Krankenkassen 
entstehen, werden von der politischen Landesbehörde entschieden. 
Dasselbe gilt von Streitigkeiten über Ersatzansprüche der Kranken- 
anstalten gegen die in diesem Gesetze bezeichneten Krankenkassen, 
sowie von Streitigkeiten dieser Krankenkassen untereinander, sofern 
diese letzteren Streitigkeiten nicht durch § 89 dem VerbandsschiedB- 
gerichte zugewiesen worden sind. 

Strafen fürdie Arbeitgeber: §67. Wer der ihm nach § 81 
obliegenden Pflicht zur An- oder Abmeldung oder der ihm nach § 61 
obliegenden Anzeigepflicht gar nicht oder nicht rechtzeitig nachkommt, 
wird für jeden einzelnen Fall mit Geld bis zu zehn Gulden und im 
Nichteinbringungsfall mit Arrest bis zu zwei Tagen bestraft. § 68. 
Arbeitgeber, welche den von ihnen beschäftigten versicherungspflich- 
tigen Personen bei der Lohnzahlung vorsätzlich höhere als die nach 
den Statuten zulässigen Beträge in Anrechnung bringen, oder dem 
Verbote des § 62 entgegenhandeln, werden , sofern nicht der Thatbe- 
stand einer nach den allgemeinen Strafgesetzen zu bestrafenden Hand- 
lung vorliegt, mit Geld bis zu zweihundert Gulden und im Nichtein- 
bringungsfalle mit Arrest bis zu einem Monate bestraft. Dasselbe gilt 
von Mitgliedern des Vorstandes der Kasse, welche dem g 63 zuwider- 
handeln. 

Inkrafttreten: § 76. Dieses Gesetz tritt drei Monate nach 
seiner Kundmachung in Wirksamkeit 



m. Verordnung des Ministers des Innern vom 80. Man 1888, 
anm Erlass des Reglements für den Unf allversioherungs- 
Beirat: 

Stellung und Aufgabe des Versicherungsbei- 
rates: § 1. Der Versicherungsbeirat ist ein beratendes und begut- 



Digitized by LiOOQ IC 



104 Gesetzgebung: 

achtendes fachmännisches Organ, zur Unterstützung des Minister* des 
Innern bei der demselben durch das Gesetz vom 28. Dezember 1887, 
betreffend die Unfallversicherung der Arbeiter, sowie durch das Ge- 
setz vom 30. März 1888, betreffend die Krankenversicherung der Arbeiter 
vorbehaltenen Wirksamkeit. — § 2. Der Versicherungsbeirat ' ist im 
allgemeinen verpflichtet, sein fachmännisches Gutachten über alle jene 
Fragen abzugeben , welche ihm innerhalb seines im Nachstehenden 
bestimmten Wirkungskreises (§ 3) von dem Minister des Innern vor- 
gelegt werden. — § 3. In Angelegenheiten des Gesetzes , betreffend 
die Unfallversicherung der Arbeiter kann das Gutachten des Versiche- 
rungsbeirates vor der Erfassung aller jener Verfügungen eingeholt 
werden , welche nach diesem Gesetze von dem Minister des Innern 
auszugehen haben. — Die Anhörung des Versioheruugsbeirates ist 
nach den §£ 49 und 58 Absatz 1 deB bezogenen Gesetzes jedenfalls 
erforderlich: 1. vor der Festsetzung und Aenderung der Bezirke der 
Versicherungsanstalten, sowie vor der Vereinigung und Teilung solcher 
Anstalten : 2. vor der Erlassuog der Verordnung über das Musterstatut 
für die Versicherungsanstalten ; 3. vor Erlassung der Verordnungen 
über die Einteilung der versicherungspflichtigen Betriebe in Gefahren- 
klassen und die Feststellung der Prozentsätze innerhalb der Gefahren- 
klassen; 4. vor jeder Verwendung aus dem gemeinsamen Reservefonde ; 
5. vor der Festsetzung des Tarifes für das erste Betriebsjahr; 6. vor 
der Anordnung einer Erhöhung oder Herabsetzung des Tarifes einer 
Versicherungsanstalt; 7. vor der Erteilung der Bewilligung zur Er- 
richtung einer berufsgenossenschaftlichen Versicherungsanstalt. — In 
Angelegenheiten des Gesetzes, betreffend die Krankenversicherung der 
Arbeiter hat der Versicherungsbeirat im Sinne des § 71 dieses Gesetzes 
bei der nach demselben dem Ministerium des Innern vor behaltenen 
Wirksamkeit zu dessen Unterstützung zu dienen. 

Zusammensetzung: §4. Der VersicherungBbeirat besteht 
aus mindestens neun und höchstens fünfzehn ordentlichen Mitgliedern, 
welche von dem Minister des Innern aus hervorragenden Fachmännern 
auf dem Gebiete : a) der Industrie, b) der im § 1 , Absatz 3 , Z. 1 des 
Gesetzes vom 28. Dezember 1887, R.G.BL Nr. 1 ex 1888 , bezeichneten 
land- und forstwirtschaftlichen Betriebe , c) der industriellen Teohn ik , 
und d) der Versicherungstechnik auf die Dauer von drei Jahren er- 
nannt werden. — Die Ernennung der vorstehend unter a) bezeich- 
neten ordentlichen Mitglieder erfolgt im Einvernehmen mit dem Han- 
delsminister, die Ernennung der unter b) bezeichneten im Einvernehmen 
mit dem Minister für Ackerbau, und die Ernennung der unter c) be- 
zeicheten im Einvernehmen mit dem Handelsminister und dem Minister 
für Kultus und Unterricht. Die ausscheidenden Mitglieder können 
wieder ernannt werden. — Dem Minister des Innern bleibt vorbe- 
halten, zur Beratung über einzelne der in den §§ 1, 2 und 8 bezeich- 
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neten Fragen dem Versicherungabeirate von Fall zu Fall Spezialsach- 
verständige als ausserordentliche Mitglieder mit beratender Stimme 
beizuziehen. 

§ 5. Zorn Zwecke der Vertretung zeitweilig verhinderter ordent- 
licher Mitglieder bei den Beratungen des Versicherungsbeirates werden 
Ersatzmänner auf die Dauer von drei Jahren in der Weise ernannt, 
dass auf jede der anb a) — d) dieses Paragraphen angeführten Gruppen 
mindestens ein Ersatzmann entfällt. Die Ersatzmänner müssen ihren 
ordentlichen Wohnsitz in Wien haben. — § 6. Der Beirat ist be- 
schlussfähig, wenn mit Einschluss des Vorsitzenden oder dessen Stell- 
vertreters wenigstens die Hälfte der ordentlichen Mitglieder, beziehungs- 
weise deren Ersatzmänner anwesend ist. — § 7. Die Funktion der 
ordentlichen Mitglieder des Versicherungsbeirates und der Ersatz- 
männer ist ein Ehrenamt, mit welchem eine Entlohnung nicht ver- 
bunden ist. — Es können jedoch den als Spezialfachverständigen be- 
rufenen ausserordentlichen Mitgliedern für grössere fachmännische 
Arbeiten von Fall zu Fall Remunerationen bewilligt werden. Ordent- 
lichen Mitgliedern des Versicherungsbeirates gebührt die Vergütung 
für die mit der Besorgung besondererer Arbeiten verbundenen baren 
Auslagen. — Die nicht in Wien wohnhaften ordentlichen und ausser- 
ordentlichen Mitglieder haben Anspruch auf Diäten im Betrage täg- 
licher zehn Gulden und auf Vergütung der effektiven Reiseauslagen. 
Sind solche Mitglieder Staatsbeamte oder Personen des Heeres, der 
Kriegsmarine oder der Landwehr, so richtet sich ihr Anspruch auf 
Diäten und Vergütung der Reiseauslagen nach den bestehenden Ge- 
bührenvorschriften. 
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— e. Die gesamtamerikanisohe Wirtschaft«- und Zolleinigung. 

Der amerikaniBche Gesandtenkongrets , welcher für diesen Zweck in 
Washington tagt, bildet einen der hervorragendsten Gegenstände des 
Tagesinteresses. 

Die Idee ist sicherlich gross und för eine ferne Zukunft, da Mittel- 
nnd Sädamerika als das natürlichste Kolonialwaren- Bezngsland eines 
dichter bevölkerten Nordens diesem in volkswirtschaftlich ganz na- 
türlicher Weise angegliedert gedacht werden können, ist der Gedanke 
nicht so unbedingt aussichtslos, wie es der Gegenwart erscheint Ja 
schon jetzt wird Westeuropa um so mehr zuzusehen haben, dass es die 
mittelamerikanischen Märkte nicht verliere, als wie die folgende Mis- 
selle zeigt, die Union fortschreitende Industrieexporte aufweist; es 
wird deshalb sehr gut sein, wenn Europa an der Newyorker Aus- 
stellung von 1892 sich beteiligt, und seine direkte Schiffahrt naoh 
Mittel- und Südamerika pflegt Andererseits wird bis auf weiteres der 
panamerikanische Zollverein noch nicht als unmittelbare Gefahr für 
die europäische Industrie anzusehen Bein. Die politischen und nationalen 
Sympathien der neuspanisohen Staaten kommen dem Plane nicht ent- 
gegen ; vor allem wiederstrebt es dem Interesse Mittel- und Südamerikas, 
in Industrieerzeugnissen sich von den Verein. Staaten versehen zu lassen 
so lange diese bei dünner Bevölkerung viel höhere Löhne, höhere 
Industrie-Gestehungskosten, höhere Preise aufweisen werden. Diese letz- 
tere wirtschaftliche Seite des Planes findet eine gute Beleuchtung durch 
folgende vorausblickende Zusammenstellung , die wir einem der letzten 
Jahrgänge des »Deutschen Handelsarchivesc entnehmen : 

Eine Kommission der Vereinigten Staaten wurde nach Central- und 
Südamerika mit der Aufgabe entsandt, um über die Mittel zur Förde- 
rung intimerer Handelsbeziehungen zwischen den Vereinigten Staaten 
und den übrigen Staaten der westlichen Hemisphäre an Ort und Stelle 
Erkundigungen einzuziehen. Die Kommission hat der Regierung zu 
Washington verschiedene Berichte erstattet, von denen ein Teil ver- 
öffentlicht worden ist. Der nachstehende Auszug aus dieser Veröffent- 
lichung ist von besonderem Interesse : Die Ansiedelung und die Urbar- 
machung der weiten Gebiete in den westlichen Staaten, der Ausbau 
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des grasartigen Eisenbahnnetzes und die Errichtung der inländischen 
Industrieanstalten haben sowohl alles verfügbare Kapital, als auch alle 
vorhandenen Arbeitskräfte bis vor kurzem so sehr in Ansprach ge- 
nommen, dass zu einem erfolgreichen Vorgehen behufs Erwerbung aus- 
ländischer Absatzmärkte keine Kräfte frei blieben. Bis vor kurzem 
hat der industrielle Produzent in den Vereinigten Staaten nicht einmal 
das Bedürfnis empfanden, für seine Produkte einen Absatzmarkt ausser- 
halb der Greozen seines weiten Heimatlandes zu suchen. Ein bekannter 
Besitzer grosser Schiffswerften in Newyork sagte vor der Kommission 
aus: »Unsere Fabrikanten verstehen nicht die Notwendigkeit eines 
ausländischen Marktes und sie bedürfen eines solchen auch gar nicht 
so sehr , als die Leute glauben; sie haben alle Hände voll zu thun 
mit dem inländischen Markte.« Das Bestehen der in Bede stehenden 
Kommission kann allerdings als Beweis dafür dienen, dass in dem bis- 
herigen Zustande der Selbstgenügsamkeit der hiesigen Industrie eine 
Aenderung sich zu vollziehen beginnt. Aber diese Bewegung er- 
scheint noch ganz in ihren Anfängen begriffen und sie ist weit davon 
entfernt, eine allgemeine Teilnahme bei den hiesigen Industriellen zu 
finden. Für keine Thatsache finden sich in den vor der Kommission 
gemachten Aussagen zahlreichere Beweise als dafür, dass der nord- 
amerikanische Industrielle im allgemeinen ohne Verständnis, ja mit 
innerer Unlust den Erfordernissen eines internationalen Handelsverkehrs 
gegenübersteht; derselbe erscheint im Bilde seiner eigenen Aussagen 
durch die bisherigen Aussichten auf einen raschen Gewinn im Inland 
zu verwöhnt, um sich zu bemühen, den Anforderungen eines auslän- 
dischen Marktes sich anzubequemen, welcher ihm in der Herrichtung 
und in dem Geschmack seiner Fahrikate fremdartige Bedingungen auf- 
erlegen würde. »Der amerikanische Fabrikant«, sagt ein Zeuge, »er- 
hebt nicht den Anspruch, — does not pretend — , für den Geschmack 
des Auslandes zu arbeiten«. Die Bewegung, aus welcher die erwähnte 
Kommission hervorgegangen, ist in erster Reihe aus einer zeitweiligen 
Stockung der Geschälte in den Vereinigten Staaten entstanden, welche 
einen unverkäuflichen Ueberschuss an Waren in den Händen der Fa- 
brikanten liess. Dieser innere Zusammenhang findet darin seine Be- 
stätigung dass gegenwärtig, wo seit einigen Monaten ein Aufschwung 
des hiesigen Geschäftsverkehrs sich bemerkbar gemacht hat, das In- 
teresse an den Bestrebungen zur Beförderung des auswärtigen Handels, 
wie an den Ergebnissen dieser Kommission, bedeutend abgeschwächt, 
wenn nicht völlig erloschen erscheint. Ein vor der Kommission vor-* 
nommener Vertreter eines Hauses für den Export nach Südamerika 
sagte unter anderem aus : »Nur in Zeiten grosser Stockung wie wir sie 
seit 4 bis 5 Jahren infolge von Ueberproduktion hatten, beginnen die 
hiesigen Fabrikanten nach ausländischen Absatzmärkten unter jedem 
Opfer zu suchen. Sobald sie ihre Preise auf den Stand der englischen, 
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französischen and deutschen Preise sinken Hessen, fanden ihre Waren 
einen Markt. Sobald aber das Geschäft sich hier wieder belebte, ging 
dieser Handel wieder verloren, weil die einheimische Konsumtion das 
gesamte Produkt abnahm.« Sollte aber auch die in Rede stehende 
Agitation weiter fortgesetzt werden, so dürfte doch das Bestreben, für 
die hiesige Industrie Absatzmärkte im spanischen Amerika zu eröffnen 
einen entscheidenden Erfolg, wenigstens in der nächsten Zukunft, 
schwerlich erreichen. Aus der angestellten Enquete ergibt sich , dass 
der wesentliche Grund für die geringe Entwickelung des nordamerika- 
niachen industrieellen Exportes, neben welchem alle anderen Gründe 
als Nebenumstände erscheinen, in der rechnungsmäßigen Unfähigkeit 
der hiesigen Industrie , mit den europäischen Erzeugnissen auf einem 
auswärtigen Markte zu konkurrieren , zu suchen ist. Die durch die 
Höhe des Arbeitslohnes bedingte Höhe der hiesigen Produktionskosten 
würde eine für den europäischen Export bedrohliche Konkurrenz der 
hiesigen Industrie auf ausländischen Märkten auch dann ausschliefen, 
wenn sämtliche vor der Kommission zur Sprache gebrachten Wünsche 
zur Hebung des Ausfuhrhandels mit einem Schlage verwirklicht werden 
können. Aus den vor der Kommission gemachten Aussagen ergibt sich, 
dass durchschnittlich 80 Prozent vom Werte der Fabrikate in Arbeits- 
löhnen bestehen, und dass die hiesigen Löhne 60 bis 90 Prozent höher 
stehen als in Europa. Ein bedeutender kundiger Zeuge äusserte vor 
der Kommisson : »Wie könnt Ihr hoffen, mit Europa auf einem ausländi- 
schen Markte zu konkurrieren, wenn Ihr es auf eurem eigenen Markte nicht 
thun könnt ?< Wie die im Kommissionsberichte mitgeteilten Daten er- 
geben, hat die Ausfuhr der Vereinigten Staaten nach dem spanischen 
Amerika einen bedeutenden Umfang nur in Rohprodukten und in ge- 
ringerem Grade in denjenigen Spezialitäten gewonnen, in welchen die 
hiesige Industrie, wie namentlich in landwirtschaftlichen Werkzeugen 
und Maschinen, einen technischen Vorsprang vor den europäischen Pro- 
dukten erworben hat. 

Aus den von dem Sekretär der Kommission zusammengestellten 
statistischen Daten ergibt sich, dass der Gesamthandel Mittel- und 
Südamerikas (Ein- und Ausfuhr) 675 Millionen Dollars beträgt, welche 
sich wie folgt verteilen : 

Millionen Dollars. 

Mexiko , . . 55 

5 Centralamerikanische Republiken 24,42 

9 Südamerikanische Republiken . 348,64 

4 Europäische Kolonien .... 81,95 

Kaiserreich Brasilien 215 

An diesem Gesamthandel sind die Vereinigten Staaten mit 126,82 MilL 
Dollars, oder mit weniger als V» beteiligt Die Gesamteinfuhr der 
genannten Länder beträgt 303,81 MilL Dollars, wovon die Vereinigten 
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Staaten durchschnittlich 40 Millionen Dollars, oder etwa f /r liefern. 
Der Handel mit dem spanischen Amerika weist eine durchschnittliche 
passive Bilanz zu Ungunsten der Vereinigten Staaten von 45 Millionen 
Dollars jahrlich auf. In den zwanzig Jahren von 1865 bis 1884 ergab 
der Handel der Vereinigten Staaten mit der Argentinischen Republik, 
Brasilien , Peru, den Vereinigten Staaten von Columbien, Venezuela, 
Uruguay und mit Centralamerika eine passive Bilanz von 765,99 Mill. 
Dollars zu Ungunsten der ersteren, d. h. Nordamerikas; der einzige 
Staat, welcher in dem gedachten Zeitraum mehr aus den Vereinigten 
Staaten ein-, als dahin ausgeführt hat, ist Chile, welches den Ver- 
einigten Staaten eine Gesamtbilanz von 21.2 Millionen Dollars zu zahlen 
hatte. 

Mehl ist der bedeutendste Ausfuhrartikel der Vereinigten Staaten 
im Handel mit dem spanischen Amerika; die an der Pacifik- Küste 
liegenden Staaten werden von San-Francisko aus versorgt. Wie gering 
aber der Betrag dieser Ausfuhr nach den gedachten Staaten im Ver- 
hältnis zu der Gesamtausfuhr dieses Artikels ist, ergibt sich aus fol- 
genden Ziffern. Im Jahr 1883 wurden aus San Francisko an Mehl 
versandt: nach England 759 873, nach China 304 000, nach Mexiko 3 774, 
nach Centralamerika 74413, nach Südamerika 1377 Barrels. 

Derjenige Punkt, an welchem die Industrie und der Handel der 
Vereinigten Staaten zuerst den Hebel ansetzen konnten, um sich das 
spanische Amerika wirtschaftlich dienstbar zu machen, ist der E i s e n- 
b a h n b a u. Dieser Punkt ist im Schosse der Kommission wiederholt 
zur Sprache gebracht worden und verdient vielleicht von allen daselbst 
berührten Fragen am meisten Beachtung. Es ist dort darauf hinge- 
wiesen worden, dass in einem Gebiete von 8 Millionen Quadratmeilen 
bis jetzt nur 11000 Meilen Eisenbahnen vorhanden seien; diesen Welt- 
teil mit einem ausreichenden Eisenbahnnetz zu umspannen, sei eine 
des nordamerikanischen Unternehmungsgeistes würdige. Aufgabe, welche 
dem hiesigen Kapital reichen Gewinn verspreche. In Mexiko sei das 
Drängen der Bevölkerung nach Eisenbahnen (»a Mal toave of railtoay 
construction*) im Zunehmen begriffen, seitdem die Hauptstadt Mexiko 
mit den Vereinigten Staaten durch einen Schienenstrang verbunden 
worden, drei andere Linien seien bereits in Mexiko projektiert, und die 
Zeit sei nicht mehr ferne, wo das Projekt einer die sämtlichen 16 Re- 
publiken Amerikas verbindenden Eisenbahn zur Ausführung gebracht 
werden würde, woraus diejenige Intimität der politischen, sozialen und 
kommerziellen Beziehungen sich entwickeln müsste, welche der Gleich- 
heit der Staatsverfassungen dieser Länder entspräche. In Wirklichkeit 
ist Kapital aus den Vereinigten Staaten bisher nur in mexikanischen 
Bahnen angelegt worden. In Argentinien sind alle Bahnen durch eng- 
lische Kapitalisten gebaut worden und befinden sich ebenso wie die 
dortigen Docks und Wasserwerke in englischen Händen. 
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Am meisten wird weiter verlangt: Vermehrung grösserer Regel- 
mässigkeit der Dampferverbindungen mit den südamerikanischen 
Häfen. Der in dieser Hinsicht gerügte Mangel wurde von den ver- 
nommenen Zeugen mit dem allgemeinen Verfall des nordam. Schiffbaus 
und der Handelsmarine der Vereinigten Staaten seit dem Sezessions- 
kriege in Zusammenhang gebracht. Im Jahre 1848 trugen die Schiffe 
der Vereinigten Staaten 77,4 Pros, des eigenen Handels; gegenwartig 
werden von den Handelsgütern der Vereinigten Staaten nur noch 16 Pro*, 
auf eigenen Schiffen verfrachtet, wahrend 65 Proz. auf englischen Schiffen 
verladen werden. Noch in den Jahren 1855 und 1856 hatte der Anteil 
der amerikanischen Schiffe 75 Proz. betragen; vom Jahre 1862 beginnt 
ein rasches Sinken dieses Anteils; 1862 50 Proz., 1864/65 27,6 Proz., 
1866-1870 85 Proz., 1872 29 Proz., 1879 23 Proz., 1880-1882 16 Proz. 
Zur Begründung des Verlangens nach Subventionierung amerikanischer 
Dampferlinien wird insbesondere angeführt, dass die Kosten des Schiffs- 
unterhalts und die Höhe der Heuer auf nordamerikanischen Schiffen 
um 30 bis 40 Proz. grösser seien als auf europäischen Schiffen ; daher 
konnten die hiesigen Schiffe an Billigkeit der Fracht nicht mit den 
englischen, oder gar mit den schwedischen, norwegischen ond dänischen 
Schiffen konkurrieren. Auf diesen letzteren Schiffen erhalte z. B. der 
Kapitän 40 Dollars monatlich , während der Führer eines hiesigen 
Schiffes 100 Dollars monatlich beanspruche. Die nordamerikanischen 
Schiffe würden in ihren eigenen Hafenplätzen von der Konkurrenz der 
englischen Frachtdampfer verdrängt; eine grosse Anzahl englischer 
Dampfer sei Jahr aus Jahr ein auf der Fahrt: Liverpool— Südame- 
rika- -Newyork— Liverpool so beschäftigt, dass sie in Bio Kaffee nach 
Newyork laden, darauf hier eine Fracht Getreide, Petroleum oder 
Speck nach Liverpool nehmen, um wieder von dort mit einer Ladung 
englischer Baumwollenfabrikate etc. nach Brasilien zurückzukehren. 
Dieses Routensystem der englischen Dampfer, welches zugleich für den 
Ausschluss des Exportes der Vereinigten Staaten nach Südamerika mass- 
gebend sei, wird von dem Kommissionsbericht als »triangulär route* 
bezeichnet. Zwischen Venezuela, Newyork, Liverpool würden gleich- 
falls die bezeichneten Fahrten englischer Dampfer ausgeführt. Expor- 
teure in Newyork sagten aus, dass sie zu Zeiten für Centralamerika 
bestimmte Waren über Hamburg zu einem niedrigeren Frachtsatze 
senden, als es auf dem direkten Wege über A spinwall möglich wäre. 
Nach Peru bestimmte Waren würden von hier fast immer über Ham- 
burg oder Liverpool gesandt. Der allerdings geringe Passagierverkehr 
nach Südamerika nehme von hier häufig den Weg über England. 

Der Wunsch , mit den Central- und südamerikanischen Staaten 
Reziprozitätsverträge behufs Hebung des Handelsverkehrs abzaschliessen 
ist im Schosse der Kommission laut geworden , ohne dass jedoch be- 
stimmte und greifbare Vorschläge in dieser Richtung gemacht worden 
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wären; vielmehr haben Experte, welche mit den Verhältnissen des 
spanischen Amerikas bekannt sind, auf die zur Zeit unüberwindlichen 
Schwierigkeiten der Verwirklichung solcher Pläne hingewiesen. Noch 
weniger fassbare Form hat die gleichfalls zu Tage getretene Idee an- 
genommen, die Monroe-Doktrin auf das wirtschaftl. Gebiet auszudehnen, 
und vermittelst Handelsverträge die europäischen Nationen von den 
Märkten des spanischen Amerikas auszuschliessen. Soweit eine solche 
Idee den Vertretern der central- und südamerikanischen Regierungen 
gegenüber zur Sprache gebraht worden ist, scheint sie keinen Anklang 
gefunden zu haben. Dass ein Abschluss von Handelsverträgen mit jenen 
Staaten im Sinne der in der Kommission vertretenen nordam. Export- 
interessen noch lange ein unerfüllbarer Wunsch bleiben wird, erhellt 
schon aus der einen, von mehrern n Zeugen hervorgehobenen Thatsache 
dass die Ausfuhr- und Einfuhrzölle jener Staaten fast die einzige Quelle 
bilden, aus welcher die Bedürfnisse der staatlichen Verwaltung bestritten 
werden. Vielfach sind die Einnahmen aus den Einfohrzöllen jener 
Staaten an englische Gläubiger zur Verzinsung der Staatsschulden 
verpfändet. In Columbien z. B. sind die Einkünfte der Zollämter dreier 
Hafenplätze für den Baa zweier Eisenbahnen verpfändet. Mitglieder 
der Kommission haben einigen vernommenen Experten die Frage vor- 
gelegt, ob es nicht möglich wäre, in den südamerikanischen Staaten 
die Einfuhrzölle aufzuheben und den Staatsbedarf in Zukunft durch 
direkte Besteuerung der Bevölkerung zu decken ; sie erhielten aber zur 
Antwort, dass ein solches Steuersystem bei jenen Völkern auf unüber- 
windliche Abneigung stossen würde (>the have a decided öbjecHm to any 
taxaüon ihat they can see«). Abgesehen von dieser Schwierigkeit, wäre 
an den AbschlusB von Reziprozitätsverträgen nur zu denken, wenn die 
Vereinigten Staaten bereit wären, als Gegenleistung die zollfreie Ein- 
fuhr der Bobprodukte jener Länder zu gestatten. Da Kaffee, Häute, 
Indigo, Gummi, Kakao und Faibholz in den Verein. Staaten zollfrei ein- 
gehen, so würde es sich bei dieser Frage namentlich um die Einfuhr 
von Wolle, Rohzucker und Kupfererzen handeln. Wolle, (namentlich 
aus Argentinien, Chile etc.) zahlt jetzt 60 Proz. Zoll; der Zoll auf Roh« 
zucker, welcher die Znckerplantagen Louisianas schützen soll, beträgt 
bei den jetzigen niedrigen Zuckerpreisen 100 Proz. und bringt 45 bis 50 
Mill. Dollars jährlich ein; Kupfer wird, wie oft erwähnt ist, bei den 
gegenwärtigen Zollsätzen gar nicht eingeführt. In der Kommission ist 
nicht einmal der Versuch gemacht worden, die Eventualität dieser 
Zollaufhebungen ernstlich ins Auge zu fassen. Ein Zeuge äusserte, die 
Vereinigten Staaten seien nicht im Stande, für die gewünschte ' zollfreie 
Zulassung ihrer Fabrikate in Südamerika genügende Gegenleistung zu 
bieten. In einer an die Kommission gerichteten schriftlichen Eingabe 
wurde ausgeführt, dass in Mexiko auf alle aus den Vereinigten Staaten 
kommenden Waren durchschnittlich 80 Proz. Zoll erhoben wird, während 
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die Vereinigten Staaten alle sollpflichtigen Waren durchschnittlich mit 
43 Vs Proz. belegen; der Handel bestehe fast nur aus Waren, welche 
in den Ver. Staaten zollfrei eingingen. Der Konsul der Ver. Staaten 
in Mexiko äusserte hinsichtlich der in der mexikanischen Republik 
zwischen den Einzelstaaten noch bestehenden Zwischenzölle (ctfkabdUu) 
welche trotz Beschlusses des mexikanischen Kongresses wegen der 
herrschenden Finanznot nicht aufgehoben werden konnten, dass ein 
Vorschlag gemacht worden sei, die Vereinigten Staaten möchten Mexiko 
ein Darlehen von 20 Millionen Dollars zur Ablösung dieser Zölle ge- 
wahren, wobei dem Handel der Vereinigten Staaten besondere Privilegien 
ausbedungen werden sollten. Nach Ansicht des genannten General- 
konsuls wäre dieses nächst dem Eisenbahnbau das geeignetste Mittel, 
nm Mexiko zu »amerikanisieren«. 

Die Handelskammer von New-Orleans hat der Kommission Vor- 
schläge schriftlich unterbreitet , in welchen beantragt wird : 

1) Revision der Handels-, Post- und Auslieferungsverträge mit 
den central- und südamerikanischen Staaten, um die Be- 
ziehungen der vertragschlie8senden Mächte intimer zu gestalten ; 

2) Vereinbarung der Republiken Amerikas behufs Abwehr aller 
europäischen Eingriffe auf politischem Gebiete oder in Bezug 
auf Erlangung exklusiver Transitrechte ; 

8) Ermutigung von Kapitalanlagen in jenen Staaten; 
4) Abschluss einer Handels-Liga unter den gedachten Staaten 
zur Sicherung vorstehender Ziele. 

Der auswärtige Handel Mexikos befindet sich zum grossen Teil 
in deutschen Händen. Der Generalkonsul der Vereinigten Staaten in 
Mexiko gibt für die Vorherrschaft der Deutschen folgende Gründe an : 
»Der nach Mexiko zur Niederlassung kommende deutsche Kaufmann 
ißt meist gut vorgebildet und kennt die Sprache des Landes. Sein 
Unternehmen hat einen Rückhalt an Kapital im Heimatlande; er 
kommt, nicht um zu spekulieren, sondern in der Erwartung, langsam 
zu erwerben. Er kann anfängliche Missgeschicke ertragen und ab- 
warten. Er mischt sich nie in die Politik des Landes und bleibt mit 
den jeweiligen Regierungen auf gutem Fusse. Er bringt selten durch 
seinen Gesandten oder Konsul Klagen vor. Durch dieses Verfahren 
erlangt der Deutsche meist den gehofften Erfolg. Alle nordamerikanischen 
Unternehmungen dagegen, die begonnen wurden, traten als Versuche 
auf, um rasch in Trödlermanier gewisse Waren oder Spezialitäten dort 
abzusetzen. Nie ist ein Versuch gemacht worden , ein amerikanisches 
Haus in Mexiko bleibend zu begründen. 

Ueberaus zahlreich sind die über die Unfähigkeit und Unlust der 
nordam. Fabrikanten vorgebrachten Klagen, den lokalen Bedürfnissen, 
dem Geschmacke und denG ewohnheiten der spanisch-ame- 
rikanischen Nation Rechnung zu tragen. Die grosse Masse der 
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Bevölkerung jener Länder wechselt äusserst langsam die Mode ihrer 
Kleidung in Farbe und Zeichnung der Muster. Die seit Generationen 
gewohnten Muster müssen immer wieder geliefert werden , und schon 
eine geringe Aenderung der gewohnten Handelsmarke kann eine bis 
dahin gangbare Ware dort unverkäuflich machen. Die amerikanischen 
Industriellen nehmen für den inländischen Markt einen fortwährenden 
Wechsel der Muster vor und weigern sich, bei Nachbestellungen für 
Südamerika ältere Muster, die sie bereits ausser Gebrauch gesetzt haben, 
anzufertigen. Englische und französische Fabrikanten fabrizieren für 
den südamerikanischen Markt eigens dafür bestimmte Muster, und 
in Manchester werden die alten Muster seit 20 Jahren nach Nummern 
geordnet aufbewahrt und bei Bestellungen verwandt; hier werden die 
Walzen zum Drucke der Master meist gleich, nachdem eine neue Mode 
eingeführt worden, zerstört. Auch weigern sich die nordam. Indu- 
striellen, von einem bestellten Muster mehr als 500 Stück zu liefern, 
während der Engländer jede gewünschte Quantität anfertigt und eine 
Lieferung von 500 Stück mit 10 verschiedenen Mustern übernimmt; 
der Amerikaner weigert sich in einen Ballen bedruckter Baum wollen- 
ge webe von 500 Stück mehr als vier verschiedene Muster zu verpacken. 
Die hiesigen Kommissionshäuser für den Export nach Südamerika klagen 
über die Fabrikanten der Vereinigten Staaten: »They ahcays knoto 
heiter than you tohat you wanU. 

Eine zweite gegen die nordam. Exporteure vorgebrachte Klage 
bezieht sich auf die ungenügende, den lokalen Verhältnissen nicht an- 
gepasste Verpackung der Waren. Um Waren in das Innere Südame- 
rikas versenden zu können, müssen dieselben in Packen von je 100 bis 
125 Pfund geliefert werden, so dass sie entweder von einem dortigen 
Lastträger oder auf Maultieren, zu beiden Seiten des Sattels befestigt, 
in das Innere des Landes befördert werden können. Da die hiesigen 
Exporteure nicht, wie die europäischen es thun, auf diese Bedingungen 
Rücksicht nehmen, so müssen die Waren an den Hafenplätzen Süd- 
amerikas umgepackt werden, was unnütze Mehrkosten verursacht. 

Der amerikanische Exporteur lässt sich nicht bereit finden, dem 
Kommissionshause im spanischen Amerika den langen Kredit zu ge- 
währen, welchen dieses nach der lokalen Gewohnheit beansprucht und 
welcher seitens der englischen und deutschen Exporteure stets gewährt 
wird. Da die dortigen Kommissionshäuser aus den Hafenplätzen die 
Waren mit langsamen Transportmitteln in das Innere des Landes an 
Detailhändler senden , die letzteren aber von ihren Abnehmern meist 
erst nach der Ernte in Rohprodukten Bezahlung erhalten, welche sie 
wiederum zum Verkauf nach der Küste senden müssen, ehe das Kommis- 
sionshaus den Erlös der Waren bar erhalten kann, so sind lange Kredite 
zur Abwickelung der Geschäfte mit jenen Ländern unumgänglich. Die 
Exporteure der Vereinigten Staaten betreiben ihr Geschäft meist mit 

Zritsohr. f. Bturtiw. 1890. I. Heft. 8 
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zu wenig Kapital und sind zu sehr an das System des »schnellen Um- 
satzes bei kleinem Nutzen« gewöhnt, um dem Kreditbedürfnis jener 
Länder Rechnung tragen zu können. Die ungenügende Kreditgewährung 
wird als wesentliches Hindernis für die Entwickelung des Ausfuhr- 
handels nach dem spanischen Amerika bezeichnet. Ein Zeuge äusserte, 
die hiesigen Exporteure könnten selbst in Newyork nicht genügenden 
Kredit finden ; das Kreditwesen sei hier lange nicht so entwickelt wie 
in London, Paris oder Deutschland; das ganze flüssige Kapital werde 
in Newyork durch Spekulation an der Fondsbörse aufgesogen. Ebenso 
verhalte es sich mit dem Kredit, welcher seitens der südamerikanischen 
Exporteure verlangt wird. In London sei es leicht, auf 1000 Säcke 
Kaffe, weche noch schwimmen, beim Bankier gegen Hinterlegung der 
Versicherungspolice, des Frachtbriefes und der Ausfuhrdeklaration Geld 
zu bekommen. In Newyork würde selbst auf Waren , welche bereits 
gelandet sind, nur gegen hohe Kommission Geld zu erhalten sein ; ein 
Kommissionshaue in Newyork, welches nur 2 bis 2 Vi Proz. am Ver- 
kaufe der Waren verdient, könne die Unkosten der nordam. Kredit- 
gewährung nicht tragen und sei daher häufig nicht im Stande, den 
Wechsel des südamerikanischen Exporteurs nach 30 Tagen einzulösen, 
wie letzterer es im Handelsverkehr mit London gewohnt ist«. 

— e Die „Trusts" in England und in den Vereinigten Staaten, 
jene als centralisierte Rentner-, diese als centralisierte Unternehmer- 
Verbände. Die Trusts, geleitet von den Trustees, sind in beiden 
Ländern weder »Kartelle« in unserem, noch Ringe oder Corner*« 
in englisch-amerikanischem Sinne. 

Das Kartell ist ein schwacher, nicht centralisierter Preiskoalitions- 
verband gewerblicher Unternehmer von meist flüchtigem Bestand, 
schwerer innerer Kontrollierbarkeit und in der Hauptsache von recht- 
licher Unerzwingbarkeit der Koalitionspflichten. Der Ring ist eine 
ähnliche Koalition der Waren- und der Börsenspekulation. Beide er- 
streben allerdings thatsächlich Monopole der Preisstellung, wie der 
amerikanische Trust , und sind wesentlich begünstigt durch hohe 
Schutztarife. Der Trust aber ist in England wie in den Vereinigten 
Staaten eine Erscheinung der Centralisation, der that- 
sächlichen Fusion, dort zu Gunsten gleichmassigeren Renten- und 
Dividendenbezugs für die Wertpapier-Besitzer, hier centralisierte Zu- 
sammenfassung gleichartiger Unternehmungen für erhöhten und gleich- 
massigen Gewinn. 

1) »Trusts« in England: Nach dem Jahresbericht des öaterr. 
Generalkonsulates in London für 1888, sind schon im Jahr 1887« unter 
der Bezeichung »Trust-Kompagnien« (nicht zu verwechseln mit 
mit »Kartellen« oder »Ringen«) in ziemlich grosser Zahl Gesellschaften 
ins Leben gerufen worden, bei denen es sich in allen Fällen nicht um 
die Kreirung neuen Kapitals handelte. »Der Zweck einer Trust« -Kom- 



Digitized by VjOOQ IC 



Die Trusts in England und in den Vereinigten Staaten. 115 

pagnie besteht darin, Wertpapiere verschiedener Gattungen anzukaufen, 
und die hieraus erzielten Zinsen oder Dividenden zur Zahlung einer 
festen Dividende aufdie »Vorzugsaktien« des »Trust« 
zu benützen, während der etwaige Ueberschuss auf die gewöhnlichen 
Aktien zur Verteilung kommt. Das Prinzip solcher Gesellschaften ist 
offenbar ein sehr gesundes, indem die etwa in dem einen oder anderen 
Papier eintretenden Verluste nicht einen einzelnen Besitzer treffen, 
sondern sich auf die gesamten Anlagen des »Trust« verteilen. In 
dieser Hinsicht bieten diese »Trusts« namentlich für kleine Kapitalisten 
grosse Vorteile, wenn — und darauf kommt es hauptsächlich an — 
die Verwalter des »Trust« in der Auswahl der Investierungen mit 
Umsicht und Ehrlichkeit vorgehen. Sehr häufig geschieht es aber, 
dass solche »Trusts« einzig zu dem Zwecke gebildet 
werden, um den betreffenden Gründern eine Gelegenheit zu geben, dem 
»Trustcwertloseoderdochmindestens zweifelhafte 
Papiere zu einem teueren Preise aufzubürden. Ehe 
man daher einem »Trust« sein Geld anvertraut, sollte man sich abso- 
lute Gewissheit darüber verschaffen, ob die Gründer und demnächstigen 
Verwalter wirklich das Vertrauen verdienen, welches sie, wie schon 
der Name dieser Gesellschaften besagt, in so hohem Grade für sich 
beanspruchen.« Dem amerikanischen Vorbilde nach »hat man zuweilen 
auch jene Kombinationen , welche Preiserhöhungen von gewissen Ar- 
tikeln zum Zwecke haben, »Trusts« genannt. In der Regel sind jedoch 
diese Vereinigungen (Unions) unter dem Namen »Kartelle« oder »Ringe« 
bekannt. Ueber diese Vereinigung ist in englischen und namentlich 
in deutschen Zeitungen eine solche Menge unbegründeter Nachrichten, 
soweit England in Betracht kommt, erschienen, dass man ohne Ueber- 
treibung sagen kann, dass mindestens 90 Proz. der angeblich in Eng- 
land während des Jahres 1887 gegründeten Kartelle reine Er- 
findungen sind, und weitere Proz. nur in sehr beschränktem 
Sinne den Namen eines Kartells verdienen. Die Aussichten für den 
Erfolg eines »Ringes« in England, sind aber auch wegen des Mangels 
an Schutzzöllen so geringe, dass die meisten der hin und wieder ge- 
machten Versuche zur Errichtung solcher Vereinigungen gleich im 
Entstehen verunglückten nnd die wenigen, wirklich ins Leben getre- 
tenen (die »Salt Union« nicht ausgenommen) ohne Zweifel einer bal- 
digen natürlichen Auflösung entgegensehen.« 

2) Die amerikanischen Trusts (namentlich Oil Trust und 
Sugar Trust), welche in den letzten Jahren Gegenstand einlässlicher 
Untersuchung in Presse und Parlamenten geworden sind, ') haben eben- 
falls den Zweck, die Kapitale gleichartiger Unternehmungen zur ein- 
heitlichen Verwaltung und Verwertung in eine und dieselbe Hand zu 



1) Vgl. Braan's Archiv für sos. Geseteg. II, 8. 
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legen, d. h. einen ganzen Produktionszweig zn centralisieren, thatsächlich 
— wenn auch nicht rechtsförmlich zu fusionieren. Wir entnehmen 
hierüber einem Artikel Aschrotfa in Brauris Archiv (II, 3) das fol- 
gende : »Es ist schwer möglich, eine kurze, für deutsche Rechteanschau- 
ungen verständliche Definition des Begriffes Trust zu geben, da es 
sich um eine eigentümliche aus dem englisch-amerikanischen Rechte 
entstandene Rechtsbildung handelt, für welche sich eine irgendwie 
zutreffende deutsche Bezeichnung nicht finden lässt. Unter »Trustee« 
versteht man im englischen Rechte eine Person, welcher eine Vermögens- 
masse zur freien Verwaltung und Verfügung zum besten eines andern, 
welchem die Erträgnisse der Masse gebühren (benefidary oder cestuis 
que trust genannt), übertragen ist. Die Hauptanwendung findet dieses 
Rechtsinstitut in England im Familien- und Erbrecht, insbesondere in 
dem Falle, wenn einer Ehefrau Vermögen zufallt. Dieses Rechtsinstitut 
hat schon seit längerer Zeit in Amerika eine erweiterte Anwendung 
auf dem Qebiete des Geselle chaftsrechts gefunden. Den An- 
lass dazu gaben die häufig vergebens gemachten Bemühungen, bei 
Aktien-Gesellschaften eine feste dauernde Majorität herzustellen, welche 
die gesamte Geschäftsgebahrnng der betreffenden Gesellschafben, die 
Wahl der Direktoren u. 8. w. in der Hand behalten könnte. Zur Er- 
reichung dieses Zweckes hatte man zunächst den Weg beschritten, dass 
die betreffenden Interessenten , welche die Majorität bilden , eine für 
bestimmte Zeit unwiderrufliche Vollmacht auf einzelne Personen (proxits) 
ausstellen, welchen damit die ständige Leitung der Gesellschaft zu- 
fallen sollte. Die Gerichte haben die Unwiderruflichkeit derartiger 
Vollmachten jedoch nicht anerkannt, vielmehr jedem Interessenten das 
jederzeitige Recht der Kündigung gegeben. Auch das andre Verfahren, 
zu dem man alsdann überging, nämlich durch Vertragsbestimmungen 
eine Unveräusserlichkeit der Aktien der Majorität herzustellen, erwies 
sich für den ins Auge gefassten Zweck ungeeignet; denn, wenn einer 
der Kontrahenten entgegen dem Vertrage seine Aktien verkaufte, blieb 
den andern Kontrahenten nur eine Klage auf Schadenersatz gegen 
den Kontraktbrüchigen übrig. Nachdem diese Versuche, die Majorität 
dauernd zusammenzuhalten, gescheitert waren , kam man auf die Idee, 
sich zu dem gedachten Zwecke des Rechtsinstituts des Trust zu be- 
dienen. Die Majorität der Aktionäre übertrug ihre Aktien an bestimmte 
Personen, über die man sich alsTrustees geeinigt hatte und welche 
für die erhaltenen Aktien Empfangsbescheini- 
gungen (cerHficates) aushändigten. Diese certificate* waren über- 
tragbar, währenddieAktienselbstnnddamitdasRecht 
in den Generalversammlungen das Stimmrecht aus- 
zuüben, bei den Trustees festgelegt war. Die Gerichte 
haben anerkannt, dass es rechtsgültig sei, in dieser Weise Vermögens- 
massen zum eigenen Besten — nicht , wie bei der bisherigen 
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Anwendung buiii besten einer dritten Person — einem Trustee zu fiber- 
geben, und weiter , dass es zulässig sei , als Trustee eine Person zu 
wählen, welche selbst Aktienbesitzer ist. In der Regel wurden denn 
auch grosse Aktienbesitzer zu Trustees gewählt, sodass die ganze Sache 
im Effekte auf eine Vergewaltigung der kleinen Aktien- 
besitzer durch die Hauptaktionäre hinauslief. Die so 
gebildeten Trusts haben ihren Zweck , die dauernde Leitung grosser 
Gesellschaften, unabhängig von dem Wechsel der Aktienbesitzer, in 
die Hände einzelner zu legen, vollkommen erreicht.« 

Es lag daher nahe, »sich dieses Auskunftsmittels auch zu bedienen, 
als es aich darum handelte, aus denKartellen geschlossene 
Verbände herzustellen. Sobald sich die Majorität der Aktionäre 
von Unternehmungen einer bestimmten Branche dahin einigen können, 
ihren Aktienbesitz durch Uebertragung an Trustees festzulegen, ist 
thatsachlich die gesamte Verwaltung der Unternehmungen in den 
Händen der wenigen Trustees vereinigt, welche nunmehr einheitlich 
die betreffende Branche leiten können.« Der »Standard Oü Trust* war 
die erste Bildung dieser Art gewesen. 

Wie haben sich beim Oü Trust die Verhältnisse daraufhin in der 
Praxis gestaltet? 9 An die Spitze der grosseren in den Trusts vertretenen 
Unternehmungen ist Ober all einer der Trustees getreten; die Leitung 
der andern Unternehmungen ist abhängigen Beamten übertragen. Die 
Trustees selbst aber haben, nicht die Interessen des einzelnen Unter- 
nehmens, sondern der Gesamtheit aller in dem Trust vereinigten Unter- 
nehmungen wahrzunehmen. Es ist somit faktisch ein einziges, 
von 9 Trustees geleitetes Unternehmen geschaffen, 
bei welchen die formell selbständig gebliebenen 
Einzelunternehmungen nur als Agenturen aufge- 
fasst werden können. Auch die selbständige Buch- und Rech- 
nungsführung hat nur bei den wenigen Unternehmungen , bei denen 
nicht der Gesamtbetrag der Aktien den trustees überliefert ist, eine 
praktische Bedeutung ; für alle übrigen Unternehmungen ist die 
selbständige Rechnungsführung und die Erklärung einer Dividende 
des Einzelunternehmens nur eine reine Form. Die Inhaber von certi- 
ficate erhalten genau dieselbe Dividende, einerlei ob sie früher Aktio- 
näre der einen oder der andern Gesellschaft gewesen sind und ob die- 
selbe in dem betreffenden Jahre ein hohes oder ein niedriges Erträgnis 
gehabt hat. Ja, noch mehr, falle ein Unternehmen den Betrieb ganz 
oder zeitweise vollständig einstellt, erhalten die früheren Aktionäre 
desselben als Inhaber von Trust-Certificates dieselbe Dividende , wie 
die früheren Aktionäre der übrigen Unternehmungen, welche im Be- 
trieb geblieben sind«. 

Bei dem Sugar Trust hat man den an sich möglichen, wenn 
auch bei dem Standard Oü Trust nicht hervorgetretenen Schwierig- 
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keiten vorgebengt, welche durcji die Aufnahme von Einzelunternehmern 
in den Trust beim Todesfalle des betreffenden Unternehmers ent- 
stehen können, es ist in dem Vertrage mit Backsicht hierauf bestimmt, 
dass diejenigen Raffinerien, welche nicht Korporationen oder Aktien- 
gesellschaften sind, vor ihrer Aufnahme in den Trust sich in solche 
umzuwandeln und dann ihr gesamtes Aktienkapital den Trustees zu 
übergeben haben sollen. Weiterhin hat man sich auch nicht darauf 
eingelassen, mit einer einfachen Majorität von Aktionären den Ver- 
trag abzuschlieBsen , sondern als Kontrahenten fungieren die Gesell- 
schaften selbst. »Die auch beim Sugar Trust angeordnete selbständige 
Buch- und Rechnungsführung der einzelnen in dem Trust inbegriffenen 
Unternehmungen entbehrt hier somit selbst der geringfügigen Bedeu- 
tung, welche ihr bei dem Standard Oil Trust noch beigelegt werden 
konnte. Der Sugar Trust, welcher sich übrigens auffallender Weise 
selbst nicht als Trust bezeichnet, sondern den selbständigen Namen 
* Sugar Bafineries Company* führt, hat somit materiell ganz die Be- 
deutung einer Fusion von acht Unternehmungen, wenn auch juristisch 
eine Fusion nicht möglich war, weil die einzelnen Unternehmungen 
in verschiedenen Staaten belegen sind. Nach derselben Richtung hin 
ist es charakteristisch, dass in dem Vertrage des Sugar Trust jede 
Bestimmung über eine etwaige Auflösung des Trust fehlt, während in 
dem Vertrage des Standard Oil Trust bestimmt ist, dass derselbe vor- 
behaltlich früherer Kündigung oder etwaiger Verlängerung bis 21 Jahre 
nach dem Tode des längstlebenden der zuerst ernannten Truatees in 
Kraft bleiben und dass alsdann die Verteilung, resp. der Verkauf des 
Trust-Eigentums durch die bei der Auflösung im Amte befindlichen 
Trustees bewirkt werden soll.« Der Sugar Trust zeigt somit schon 
äusserlich in dem Gründungsvertrage weit mehr den Charakter einer 
selbständigen, dauernden Gesellschaft, als der Standard Oil Trust 

Eine Monopolorganisation, jedoch im Gegensatz zu den 
Kartellen eine durchaus centralisierte und thatsächlich fusionsartige, 
ist es, was sich in der amerikanischen Trustform des Unternehmens 
verhüllt. Die wirtschaftlichen und politischen Gefahren für Publikum 
und Staat werden nicht zu verkennen sein und ob mit der Staats- 
aufsicht gegen die Gefahren aufzukommen wäre, steht sehr dahin. Die 
Trusts selbst scheinen kein gutes Gewissen zu haben. »Es war be- 
hauptet, dass die Trusts auf eine Verschwörung (conspiracy) hinaus- 
laufen, um die freie Konkurrenz tot zu machen und ein Monopol zu 
begründen, und dass sie dann vermöge des Monopols ganz enorme 
Erträgnisse erzielten. Man beobachtete deshalb bei dem Sugar Trust 
zunächst die Vorsicht, einen etwa erzielten hohen Nutzen für die Nicht- 
Eingeweihten von vorn herein zu verdecken, indem man für die dem 
Trust einverleibten Raffinerien certificate* in flöhe von 45 000 000 Doli. 
ausstellte,^ während der thatsächliche Wert sich höchstens auf ein 
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Viertel dieses Betrages belief. »Die Verteilung einer an sich nicht 
hoch erscheinenden Dividende von 3 Proz. auf die certificate bedeutet 
somit in Wirklichkeit einen Nutzen von 12 Proz. Sodann fügte man 
dem Trust- Vertrage einen besonderen Paragraphen ein, in welchem die 
Zwecke des Trust ganz speziell unter fünf Nummern aufgeführt sind. 
Die Zwecke sollen nach § 2 des Vertrages folgende sein: 1) Die Spar- 
samkeit der Verwaltung zu erhöhen und die Kosten des Raffinierens 
zu vermindern , sodass der Preis des Zuckers so niedrig bemessen werden 
kann, wie es sich nur irgend mit einem angemessenen Nutzen verein- 
baren laset. 2) Jeder Raffinerie die Vorteile aller neuen technischen 
Erfahrungen und Prozesse zu verschaffen, welche andern bekannt, resp. 
von ihnen angewandt sind, und welche dazu dienen , die Qualität des 
raffinierten Zuckers zu verbessern und die Kosten desselben zu ver- 
mindern. 3) Schutz zu gewähren gegen ungesetzliche Verbindungen 
der Arbeiter. 4) Schutz zu gewähren gegen Bestrebungen, die Qualität 
des raffinierten Zuckers zu verschlechtern. 5) Allgemein die Interessen 
der Vertragschliessenden auf jede gesetzliche und geeignete Weise zu 
wahren. Das klingt ja unzweifelhaft alles recht hübsch, aber es bleibt 
doch die Frage, wie sich die Sache in der Praxis gestaltet, und wie 
weit man an dem in dem Vertrage aufgestellten Programm festhält. 
Es darf wohl ein Zweifel ausgesprochen werden, ob irgend welche 
Gegner der Trust-Bildungen durch die vertragen) ässige Bezeichnung 
der Zwecke des Trust veranlasst werden können , ihre Opposition 
aufzugeben.« 

ÄBchrott nimmt sonst die Trusts gegen ihre Gegner eingehend in 
Schutz (II, 3, S. 399 des -Braun'schen Archivs). 

— e. Das allgemeine Projekt der Zwangsversieherung in Eng- 
land. Die deutsche Zwangsversicherung hat — wer hätte es 1882 ge- 
dacht ! — selbst in England starke Propaganda gemacht. Der Geist- 
liche William Lawery Blackley hatte den in Deutschland schon Jahr- 
zehnte vorher gemachten Vorschlag des Ersatzes der Armenpflege durch 
Zwangsversicherung, und zwar gegen Krankheit und Altersschwäche 
schon im November 1878 im »Ninettenth Century € entwickelt und seit- 
dem wiederholt in der Presse vertreten. Sein kritischer Ausgangspunkt 
war der folgende: die Tradesunions leisten zwar viel, aber in der 
Hauptsache nur für die Elite des Arbeiterstandes; die friendly sodenes 
seien ebenfalls nicht geeignet, die Masse der gemeineren Arbeit sicher 
zu versorgen, ein Verein dieser Art um den anderen mache Bankerott, 
alle zusammen seien nicht gleichmassig über das Land verbreitet und 
können Mangels einheitlichen Zusammenschlusses dem Aufenthalte- 
Wechsel der hilfsbedürftigsten Volksschichten nicht gerecht werden ; in 
der Altersversorgung leisten sie fast nichts. Daher empfehle sich Ver- 
sicherungszwang und zwar nicht bloss gegen die Lohnarbeiter, sondern 
gegen alle Erwachsenen. Blackley verlangte eine allgemeine »natio- 
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nale Versicherung« (national insurance) mit Beitragsleistung 
in den Jugendjahren und mit den Postanstalten als Zahlungsstellen. 
Die Beitragsleistang jedes Individuums, — ohne Rücksicht auf Ver- 
niögensstand und Geschlecht — hätte innerhalb des 18. bis einschl. 
21. Lebensjahrs zu geschehen und 10 L. St zu betragen. Die Ein- 
zahlung hätten für die Lohnarbeiter die Arbeitgeber durch Einbehaltung 
der Prämie von 1. Sh. 3 p. am Wochenlohn zu besorgen, bei allen 
andern die Steuereinzugsorgane, wenn der Pflichtige säumig wäre. 
Auf Grund dieser Einzahlung hätte der Versicherte Anspruch auf 
wöchentlich 8 Sh. Krankengeld und vom 70. Lebensjahre ab, auf wöchent- 
lich 4 Sh. Altersrente. Die Gesamtorganisation bestünde in LocaSboards 
mit einer Centralstelle (Central B.) unter Benützung der Post als Ab- 
rechnungs- und Eassenorgans. Blackley nimmt die Möglichkeit der 
Kapitalanlage zu 4°/o (? ?) an. Noch bemerken wir, dass Blackley, indem 
er das Krankengeld auch bei dauernder Arbeitsunfähigkeit fortgezahlt 
wissen will, die sog. Invaliditätsversicherung in der Krankenversiche- 
rung mit umfasst. 

Dieses Projekt, ursprünglich wegwerfend behandelt, hat, nachdem 
Deutschland mit der Einfuhrung der Zwangsversicherung vorangegangen 
war, Dank dem dafür gebildeten sozialpolitischen Agitationsverein 
(National Providence League) Boden gefasst. Dasselbe ist 1885 in'* 
Parlament gelangt und hier Gegenstand dreier Kommissionsberichte 
(1885, 1886, 1887) geworden. Der Plan iat in der Kommission nicht 
durchaus abfällig beurteilt worden. Der Gedanke, dass in der Jugend 
für die höhere Kränklichkeit des Alters vorgesorgt werde, ist sogar der 
deutschen Gesetzgebung gegenüber als ein grosser Vorzug gerühmt 
und es ist über Blackley hinaus weiter gefordert worden, dass nicht 
bloss Lohnarbeiter, sondern alle Einzahlenden unterstützungsberechtigt 
sein sollen, da sonst die Einrichtung nur eine andere Form der Armen- 
steuer zu Lasten hauptsächlich der Arbeitgeber und der kleinen selbstän- 
digen Leute wäre. Die Annahme eines Ziusfusses von 4 °/o wurde all- 
gemein abgewiesen und die Zureichenheit einer Jugendeinzahlung von 
10 L. St. lebhaft in Zweifel gezogen. Die positiven Vorschläge der 
Parlamentskommission (2. August 1887) gipfeln in Beform der friendly 
SotieUes, in der grundsätzlichen Anerkennung der allgemeinen Alters- 
versorgung, in der Einführung der Beamtenpensionierung auf Grund 
von Gehaltsabzügen und in der Empfehlung aufmerksamster Beachtung 
der Weiterentwickelung der Zwangsversicherung in Deutschland. Sonach 
ist vorläufig — unter dem Einfluss der friendly Societies welcher sich 
gewaltiger erwiesen hat, als in Deutschand der Einfluss der gleich- 
artigen freien »eingeschriebenen« Hilfskassen — die Zwangskran ken- 
und mit ihr auch die Zwangsinvalidit.-Vereicherung bis auf weiteres 
bei Seite gesetzt und damit dem Blackley'aohen Projekt der Kern ge- 
nommen worden. (Vgl. Aschrott in Conrad? s Jahrb.) 
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Vom Standpunkt der deutschen Sozialpolitik ans hat man Black- 
ley und der Parlamentskommission gegenüber vier Einwendungen bezw. 
Verwahrungen einzulegen: 1} Der gesunde Gedanke, der tragfähigere 
und für das Kapitaldeckungsverfahren besonders versicherungswertige 
Jugendeinkünfte hauptsächlich heranzuziehen, hat in Deutschland schon 
lange Vertretung gefunden, z. B. im »korporativen Hilfskassenzwangt 
des Einsenders. Doch ist dieser Gedanke nur beschränkt anwendbar; 
die Erhebung der ganzen Beitragslast vom 18. bis 22. Lebensjahr würde 
den Arbeitsmarkt für die jugendliche, namentlich weibliche Arbeiter* 
bevölkerung sehr erschweren, bezw. die Versicherung verwickeln. Nur 
massige Zuschläge bis ins 80. bis 35. Jahr werden zulässig sein ; sie 
leisten genug, ohne denselben Nachteil zu ergeben. Allerdings steht 
schon massigen Jugendzuschlägen die formelle Erschwerung der Ver- 
sicherung entgegen, indem die Pflichtigen für die Beitragsbereohnung 
administrativ in zwei Klassen geschieden werden müssten; doch wäre 
bei Gentralisation der Prämien vorschreibung auf Lokalbureaux diese 
Schwierigkeit ohne besondere Kostspieligkeit zu heben. 2) Der zweite 
Gedanke, dahingehend, nicht bloss die Lohnarbeiter , sondern alle die 
in's 18. Lebensjahr eintreten, versicherungspflichtig und hilfeberechtigt 
zu machen, ist zwar an sich gesund, da auch Leute, die in der Jugend 
ja ihr ganzes Leben lang nicht in Lohnarbeit standen, hilfebedürftig 
werden könnten, abgesehen davon, dass die Scheidung der Bevölkerung 
in eine versicherte Lohnarbeiterklasse und die übrige nichtgelohnte 
Bevölkerung anstössig sein oder es werden kann. Allein die deutsche 
Versicherungsgesetzgebung, die hier das qui trop embrasse mal äreint 
mit Recht gefürchtet hat, ist nach dieser Richtung völlig entwicklungs- 
fähig, wie ich im »korporativen Hilfekassenzwang« und in dem diesem 
beigegebenen Gesetzesent würfe nachgewiesen habe. Formell braucht 
man nur die Schichten nichtgelohnter Bevölkerung in dem Masse als 
das Bedürfnis sich herausstellt, zu einem besondern Verbände oder 
zu einem Kranken- und damit auch zu einem Invaliditätskassen ver- 
bände pflichtig zu erklären. Dies kann auch so geschehen, dass durch 
einmalige Kapitaleinlage oder wenige Ratenzahlungen der Versiche- 
rungsanapruch ein für allemal erworben werden kann, bezw. erworben 
werden muss; reiche Eltern würden regelmässig ihren Kindern die 
dauernde Prämienzahlung abnehmen. Aus solchen Erbportionen, welche 
gewisse Beträge überschreiten, könnte der für Versicherung zureichende 
Kapitalbetrag im Wege der Verlassenschaftsabhandlung der betreffenden 
Kasse zugeführt werden. Das schlimme Proletariat, welche aus den 
höheren mnd wohlhabenden Ständen abbröckelt, fände hiedurch unter 
Entlastung der Armenkassen, ebenfalls Versorgung. Auch mit Hilfe 
der Steuerlisten Hessen sich für die nichtgelohnten Klassen durch 
Percentualzuschläge Beiträge solange einheben, bis das Deckungskapital 
für die Reichungen der Zwangs Versicherung vollständig da wäre. Die 
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Leute, welche Kranken- und Alters-Hilfe verschmähen würden, sei es 
dass sie reich blieben oder reich worden, haben dann nur eine ratio- 
nelle StandesanterstQtzangslast getragen. Die gegen Blackley erhobene 
Einwendung, dass wegen der vielen physisch oder moralisch ver- 
kommenen Subjekte, welche im Alter von 18 bis 22 Jahren nichts 
oder zu wenig verdienen, die allgemeine Versicherung undurchführbar 
sei, erscheint nicht stichhaltig. Sie könnten auf Widerersatz bei späterer 
Zahlungsfähigkeit in einem Armen Versicherungsverband vereinigt werden, 
an welchen weitere Armen verbände den Beitrag vorschussweise — sehr 
zur Entlastung der Armenpflege und der Gefängnisverwaltung — vor- 
schussweise leisten würden. 3) Die Zusammenziehung in eine einzige 
Centralanstalt (Nationalinswrance) aus lokalen Verwaltungsstellen (Locol- 
boards) ist entfernt kein Vorzug vor der Gliederung nach beruflichen 
und sonstigen Abteilungen, Schichten und Arten der verschiedenen 
Hauptzweige gelernter und ungelernter Arbeit. Die ungeheure Ver- 
schiedenheit der Risiken — nach der Statistik der deutschen Unfall- 
versicherung ist das schwere Unfallsrisiko des Steinbruch- und Holz- 
arbeiters ca. 20 mal grösser als jenes des Tabakarbeiters — würde 
unberücksichtigt bleiben, und es gäbe kein ausreichendes Mittel, der 
Simulation zu wehren. 4) Die Zwangsversicherung schliesst weder die 
freie Versicherung, noch diese die Zwangsversicherung aus. Die Zwangs- 
versicherung ist auf das absolut notwendige zu beschränken. Ver- 
sicherung darüber hinaus durch freie Gewerkschaftskassen oder friendly 
sodetiea oder »Rentensparkassen« ist nicht auszuschließen. W. L. Blackley 
geht daher in seiner Verwerfung der Freikassen viel zu weit. Andererseits 
ist von allen Personen die Zwangsmindestversicherung in den Zwangs- 
kassen zu erfüllen, und zwar nicht bloss die Alters-, Invaliditäts- und 
Unfalls- sondern auch die Krankenversicherung. Auch das Parlament 
ist daher nicht glücklich gegen Blackky verfahren, indem es nur die 
Alterszwangs Versicherung grundsätzlich annerkannte, und die Kranken- 
und Invaliditätsversicherung den freien Kassen vorbehielt. Eb wäre 
ihm sehr zu raten, bei der empfohlenen Aufmerksamkeit auf die Ent- 
wicklung deutscher Versicherungsgesetzgebung gerade den grossen 
Schaden der in Deutschland leider nicht vermiedenen Vermengung des 
freien und des Zwangskassenwesens recht angelegentlich zu beachten. 
Die »freien« oder »eingeschriebenen Hilfskasseu« fischen, indem ihre 
Mitglieder auch für die Mindestreichung vom Zwangskassenverband 
frei sind, in der Auswahl ihrer Mitglieder die günstigsten Risiken 
heraus und überlassen die ungünstigen den Zwangskassen. Diese von 
uns schon vor acht Jahren verworfene Exemtion der Mitglieder freier 
Hilfskassen von der Versicherung der Mindestreichung innerhalb der 
Zwangskassen hat in Deutschland anerkannt schlechte Früchte getragen. 
Versicherung über die Mindestbeträge der Zwangskassen hinaus und 
für Hilfszwecke, von welchen die Zwangskassen vorläufig oder für 
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immer absehen, ist das eigentliche Feld der freien Kassen , ob diese 
den Trade8union8 oder friendly aocieuea oder deutschen Gewerkvereinen 
und Genossenschaften angehören. Zwangskassen, welche über das ge- 
setzliche Mindestmass hinaus Hilfe reichen, sind ebeo in dieser »Ueber- 
versicherung« selbst freie Kassen und als solche su behandeln, d. h. 
die Ueber Versicherung muss von der Mindestversicherung in oder 
ausserhalb der Landesversicherungsanstalten getrennt aber auf Grund 
dieser formellen Trennung ihr auch grössere Freiheit gelassen 
werden. Ist die Entbehrlichkeit der freien Versicherung neben der 
Zwangs Versicherung eine haltlose Behauptung, so ist doch die gegen- 
teilige Ansicht der Ueberflüssigkeit der Zwangsversicherung neben den 
Freikassen noch viel haltloser. Ohne Versicherungszwang findet gerade 
die dürftigste und massigste Schichte gar keine Hilfe; ihre Ver- 
sicherung kann, da der Lohn nur bei Versicherungszwang um den 
Prämienbetrag allgemein sich höher. stellen kann, von dieser Schichte 
nicht durchgeführt werden, auch wenn die moralische Kraft dazu all ge- 
gemein vorhanden wäre. Die grundsätzlichen Gegner der Zwangskassen 
sehen nur auf die schmale Schicht hochgelohnter Arbeiter, welchen 
kein verständiger Anhänger des Versicherungszwanges die freie Ueber- 
versioherung sei es im Ansohluss an die Zwangskassen 
(Rentensparkassen u. dgl.) sei es in besonderen Verbin- 
dungen kann verkümmern sollen. 

— e. Heueste franaösisohe Gesetegebungsversuohe über Haft- 
pflicht und Unfallversicherung. — Die Staateunfallversicherungskasse 
des französischen Gesetzes vom 11. Juli 1866, für welche der Staat bis 
jetzt über 2 Mill. Frs. geleistet hat, hat nur geringe Benutzung ge- 
funden ; sie entbehrte des Versicherungszwanges. Die Bemühungen der 
gesetzgebenden Körperschaften , die Schwierigkeiten über Artikel 1383 
des Code civil, hinaus dem Arbeiter Unfall-Entschädigung zu sichern , 
haben 1880 bis 1889 zu einer ganzen Reihe von Gesetzentwürfen und 
parlamentarischen Vorschlägen geführt, deren Enderfolg noch schwer 
abzusehen ist. (Vorschläge von v. Mun, Fauee, Bouvier, Lagrange, Ma- 
daud, Lockray, Floquet u. s. w.) — Sehr bescheiden ist die beabsichtigte 
Gabe der Haftpflicht der Arbeitgeber für das »professionelle 
Risiko«, d. h. Entschädigunspflicht der Arbeitgeber 
nur der Industrie in beschränktem Umfang (7s bis 7s 
des Lohnes) , falls erstere das Verschulden des beschädigten Arbeiters 
nicht erweisen können. Es ist ungefähr das, was noch vor zehn Jahren 
in Deutschland als »erweiterte Haftpflicht« dem verlangten Unfall- 
Versicherungszwang entgegengesetzt worden ist. Bei der vorgeschlagenen 
Ausmessung der Entschädigungen an den Unfalhinvaliden und dessen 
Hinterbliebene hat die neueste deutsche Gesetzgebung sichtlich bestimmend 
eingewirkt In der Krankheitsentschädigung gingen Vorschläge bis 
zu 100 Mark für Pflege und bis zu 1 bis 27» Fr, Krankheitstaggeld 
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für drei Tage bis drei Monate, zu leisten vom Arbeitgeber. Auf Antrag 
hätten die Gerichte den Arbeitgeber zur Zahlung des Kapitalwertes 
der Rente an die Staats-Unfall- Versicherungs-Kasse zu verurteilen. — 
Die Tendenz der Unfallversicherung an Stelle der Haftpflicht 
fand mehr oder weniger lebhafte Vertretung. Aber den Versicherungs- 
zwang lehnte die letzte Kommission der Deputierten-Kammer ab. 
Redner bezeichneten ihn als »unrepublikanisch«, als »schmachvolle Nach- 
ahmung Deutschlands«, als Wiederaufleben der Korporationsreaktion 
und was dergl. allgemeine und wohlfeile Phrasen mehr sind. Anklang 
fand dagegen der Gedanke der Versicherung bei der Staats-Unfall- 
Versicherungs-Kasse für bestimmte Verunglückte je durch den einzelnen 
Arbeitgeber oder durch Vereine von Arbeitgebern — ein Zwitterding 
zwischen Haftpflicht und Versicherung. Von der allgemeinen zwangs- 
genossenBchaftlichen Versicherung ist man anscheinend weit entfernt. 
Die prenssischen Knappschaftsvereine 1886. — In einer Zeit, 
in welcher die Vorsorge gegen Krankheit, Invalidität, Verwitwung 
und Verwaisung im Vordergrunde des öffentlichen Interesses steht, 
Bind Nachrichten, welohe die bisherigen Leistungen auf diesem Gebiete 
veranschaulichen und damit zugleich einen gewissen Anhalt für er- 
weiterte Bestrebungen in dieser Richtung bieten, doppelt willkommen. 
Zu den verdienstlichsten Veröffentlichungen über jene Gegenstände 
gehören die alljährlichen Ueberaichten der Knappschafts vereine im 
prenssischen Staate, welche nach amtlichen Quellen bearbeitet und 
sodann in der Zeitschrift für das Berg-, Hütten- und Salinenwesen 
zum Abdruck gebracht werden. Einer der erschienenen Ueberaichten 
für das Jahr 1886 entnehmen wir bezüglich der lndividualstatistik 
der Knappschaftsvereine die folgenden Angaben: Die 75 Vereine mit 
insgesamt 1876 Berg-, Hütten- und Salzwerken, welche während des 
Berichtsjahres in Wirksamkeit waren, zählten durchschnittlich 182 624 
(meistberechtigte), 143 749 unständige, zusammen 826373 Mitglieder. 
Der Gesamtstand an Invaliden betrug zu Beginn bezw. zu Ende des 
Berichtsjahres 24 917 Ganz- und 862 Halb-, zusammen 25 779, bezw. 
27 053 Ganz- und 871 Halb- zusammen 27 924 Invaliden, d. i. 152,© 
auf je 1000 aktive ständige Mitglieder. Das durchschnittliche Lebens- 
alter beim Eintritte der Ganzinvalidität betrag 48,s dasjenige beim 
Eintritte der Halbinvalidität 45,8 Jahre gegenüber einem Durchschnitte 
von 48,06 bezw. 47,6 Jahren für die letzten 10 Berichtsjahre. Von den 
Ganzinvaliden starben jährlich im Durchschnitte dieser Jahre 697, von 
den Halbinvaliden 4,8» Proz., was — unserer Quelle zufolge — einer 
durchschnittlichen Lebensdauer von 15,86 Jahren im Ganz- und von 
20,76 Jahren im Halbinvalidenstande entspricht. Neben den 27 924 
Invaliden waren am Jahresschlüsse noch 30 049 Witwen und 52178 
Waisen, zusammen 110151 Personen oder 603, 1 6 auf je 1000 aktive 
ständige Mitglieder, zu unterstützen. Ausserdem waren am Jahres- 
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Schlüsse 80 144 Kinder vorhanden, für welche von Seiten der Knapp - 
schaftsvereine Schulgeld gezahlt wurde. Von den im Jahresdurchschnitte 
vorhandenen beitragenden Mitgliedern erkrankten ferner im Berichts- 
jahre 181 918, d.i. 557 auf je 1000. —Was die Pin anzstati stik 
der Knappschaftsvereine anbetrifft, so wiesen letztere Ende 1886 ein 
schuldenfreies Vermögen von 26751 950 M. auf. Die Einnahmen der Vereine 
beliefen sich auf 18 727 871 M. 9,4» Proz. mehr als im Vorjahre ; davon 
entfielen 48,m Prozent auf Beiträge der Arbeiter, 43,66 auf solohe der 
WerkseigentOmer, 4s*, auf Kapitalzinsen, 2,96 auf sonstige Einnahmen. 
Die Ausgaben beliefen sich auf 18 396 124 M. Es kamen hiervon auf 
Gesundheitspflege 28,66 Proz. , und zwar auf Honorar der Aerzte 4,»o 
auf Medizin und sonstige Kurkosten 8,97, auf Krankenlohne 14,49 Pros, 
auf laufende Unterstützungen für Invaliden 83, is, för Witwen 18,i7, 
für Waisen 10, zusammen 61,86 Proz.; auf Begr&bnisbeihilfen 1,06, auf 
sonstige ausserordentliche Unterstützungen 0,60 Proz. , auf Beihilfe für 
Schulunterricht 2,09, auf Verwaltungsaufwand 2,87 und auf sonstige 
Ausgaben 8,68 Prozent. Vergleicht man die Zahl der durchschnittlich 
im Jahre Unterstützten mit der Summe der gezahlten Unterstützungen , 
so kommt bei den 20 grössten Vereinen der Betrag von 232.04 M. auf 
einen Ganzinvaliden, von 112,9i M. auf eine Witwe und 35,86 M. auf 
eine Waise gegen 241, so bezw. 114,98 und 43,m M. im Vorjahre. (Ztschr. 
des K. preuss. Statist. Bur.) 

Landwirtschaftliche Pachtung and Selbstbewirtschaftung in den 
einzelnen Provinzen Preussens 1882. Während 1882 im Durchschnitte 
des Staates 66,oo Proz. aller Hauptbetriebe lediglich eigenen Grund 
und Boden und 6,io Proz. derselben ausschliesslich erpachtetes Land 
bewirtschafteten, 27,84 Proz. aber zum eigenen Besitze noch mehr oder 
weniger grosse Wirtschaftsfl&cben hinzugepachtet hatten, bewirtschaf- 
teten in den einzelnen Provinzen unter je 100 Hauptbetrieben : 

in *«» i>~v»4«. nur eigenen nur eigenes und 

in der Provlns Grnnd nn f Boden Pachtland gepachtetes Land 

Ostpreussen .... 91,6t 3,06 5,48 

Westpreussen .... 88,47 5,ai 5,7t 

Berlin 24,6i 42,ie 33,ss 

Brandenburg .... 72,u 3,74 24, ib 

Pommern 76,48 5,ei 17,«i 

Posen 88,77 2,84 8,8t 

Schlesien 68,» i 0,t4 30,76 

Sachsen 54,94 2,st 42,84 

Schleswig-Holstein . . 77,6i 6,6t 15,»7 

Hannover 7 50,n 17,68 32, 21 

Westfalen 55,t4 15,ot 29,04 

Hessen-Nassau . . . 62,56 1,24 86,11 

Rheinland 54,et 3,st 41,66 

Hohenzollern .... 52,68 0,ao 46, es. 
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Abgesehen von Berlin, welches mit 102 Hauptbetrieben und 919 ha 
Wirtschaf taflache hier ganz ausser Betracht bleiben kann, ist sonach 
die Selb8tbe wirtschaftung von ausschliesslich eigenem Grundbesitz in 
Ostpreußen, Westpreussen, Posen, Pommern, Brandenburg und Schles- 
wig-Holstein bei etwa drei Vierteln bis über neun Zehnteln aller land- 
wirtschaftlichen Hauptbetriebe die Regel. Die verwandte Form des 
Wirtschaftsbetriebes, die Zupachtung von Land zum eigenen Anwesen , 
erreicht indessen auch in den meisteu übrigen Provinzen einen so 
grossen Umfang, dass lediglich Hannover und Westfalen durch eine 
verhältnismässig grosse Anzahl von reinen Pachtwirtschaften ausge- 
zeichnet sind. Letztere finden sich am wenigsten in Hessen-Nassau, 
Schlesien und HohenzolJern vertreten. — Die in obigen Zahlen ge- 
schilderten Verhältnisse sind in sozialpolitischer Beziehung von hohem 
Interesse, nicht minder in agrar- und wirtschaftspolitischer Hinsicht. 
Wie sich die ersten festen gesellschaftlichen und staatlichen Ord- 
nungen an den Besitz von Qrund und Boden, an das Grundeigentum 
knüpften, so bildet letzteres noch jetzt — und vor allem das der 
Spekulation nicht so leicht zugängliche landwirtschaftlich benutzte — 
eine der festesten Stützen des heutigen Staats- und GesellBchaftslebens 
jener Trieb zur Selbstbewirtschaftung eignen Grundes und Bodens hat 
bei der Vielgestaltigkeit des modernen Erwerbslebens heute vielleicht 
sogar mehr als ehedem die Bedeutung einer staatserh alten den Kraft. 
In diesem Sinne ist die Thatsache Staats-, aber auch sozialpolitisch 
beachtenswert, dass im ganzen Staate 87,88 Proz. der gesamten Wirt- 
schaftsfläche der landwirtschaftlichen Hauptbetriebe von den Grund- 
eigentümern selbst bewirtschaftet werden, nicht eingerechnet die zu- 
gepachteten Flächen. In den einzelnen Provinzen schwankt dieser 
Prozentsatz — von Berlin (43,4t) abgesehen — zwischen 81, i» in der 
Provinz Sachsen und 93,76 in Ostpreussen; letzterem steht derjenige 
von Westpreussen mit 92,85 und ersierem der von Rheinland mit 81,86 
bezw. von Pommern mit 83, ia am nächsten ; in allen übrigen Provinzen 
ist das Verhältnis von selbstbewirtschaftetem Grundeigentume zur Pacht- 
landfläche dem Staatsdurchschnitte nahe. — Hierbei drängt sich nun 
von selbst die Frage auf, in welchem Umfange der Pachtbetrieb neben 
der Selbstbewirtschaftung in den verschiedenen Grössenklassen der 
landwirtschaftlichen Hauptbetriebe vorkommt; auch die andere Frage 
liegt nahe genug, ob und wie weit etwa zwischen diesem Verhältnisse 
und der Freiteilbarkeit des Grundeigentumes ein innerer Zusammen- 
hang, oder anders ausgedrückt, zwischen dem Kleinbesitze, dem bäuer- 
lichen Betriebe und dem Grossgrundbesitze ein Unterschied besteht. 
Richtig verstanden, können folgende Zahlen zur Beantwortung dieser 
Fragen einen Beitrag liefern. Von 100 Hauptbetrieben jeder der 
gebildeten Grössenklassen waren reine Pachtbetriebe, d. h. Betriebe 
mit ausschliesslich gepachteter Wirtschaftsfläche: 



Digitized by LiOOQ IC 



Landwirtschaft!. Pachtung u. Selbstbewirtschaftung u. s. w. 127 









anter den 








unter den 


unter den 


jrewöhnl. 
bäuerlichen 


nnter den 


unter den 


in 


Parzellen- 


Klein- 


Gross- 


Gross- 




betrieben 


wirt- 


Wirt- 


bauerwirt- 


wirt- 






schaften 


schaften 


schaften 


schaften 




(bis 2 ha) 


(2-5 ha) 


(5 -20 ha) { 


,20—100 ha) (ttb. 100 ha) 


Ostpreussen . . 


8,64 


3,44 


0,98 


0,56 


8,68 


Westpreussen 


10,74 


7,17 


4,69 


1,7. 


7,90 


Berlin .... 


50 y oo 


87,14 


37,04 


55,66 


— 


Brandenburg . . 


12,12 


2,08 


0,94 


0,60 


18,98 


Pommern . . . 


9,64 


4,88 


2,97 


4,18 


23,99 


Posen .... 


5,98 


2,« 


0,59 


1,04 


14,40 


Schlesien . . . 


10,86 


1,68 


0,60 


0,81 


18,61 


Sachsen . . . 


9,85 


1,08 


0,44 


0,69 


25,18 


Schleswig-Holsteii 


1 12,40 


5,60 


3,94 


7,01 


24,46 


Hannover . . . 


41,66 


16,71 


3,88 


5,88 


37,88 


Westfalen . . . 


39,0t 


9,18 


3,68 


4,84 


30,66 


Hessen-Nassau . 


3,08 


0,80 


0,88 


3,49 


50,79 


Rheinland . . 


5,14 


1,70 


3,09 


15,96 


32.91 


Hohensollern . . 


1,40 


0,19 


0,48 


4,47 


55,66 


im Sta ate . 


15,66 


4,61 


1,98 


3,19 


18,06. 



Wie im Staatsdurchschnitte, so beobachten wir auch in den einzelnen 
Provinzen im allgemeinen die Erscheinung, dass der reine Pachtbetrieb 
in der Parzellenwirtschaft und im Qrossbetriebe wesentlich häufiger 
vorkommt als in den drei andern Gruppen. (Ztschr. d. k. pr. stat. Bur.) 
— e. Sin skandinavischer Zollverein« Die Idee eines solchen ist 
in nordischen Blättern und Vereinen vielfach verhandelt worden. Der 
Direktor des Statist Bureau der Stadt Kopenhagen Marcus Bubin 
stellt dem Plane (in Conrad' 8 Jahrb. N. F. Bd. Xyil.) folgendes Ho- 
roskop : »Die drei Länder haben einen regen Warenverkehr der grössten- 
teils in Steigerung begriffen ist, eine bedeutende zwischenländische 
Schiffahrt — namentlich zwischen Schweden und Dänemark — und 
reich variierte Produktionsverhältnisse. Der Nutzen einer gegen- 
seitigen Konkurrenz und einer Erweiterung der Absatzgebiete um das 
drei- oder vierfache des jetzigen Gebietes würde zweifelsohne ein ausser- 
ordentlicher werden, namentlich den jetzigen europäischen handels- 
politischen Verhältnissen gegenüber. — Die bestehenden Zollgesetze 
sind, was die industriellen Sätze betreffen, nicht so verschieden, dass 
die Schwierigkeiten unübersteigbar wären : die Differenzen würden sich 
aber unleugbar bedeutend vermehren , wenn der schwedische Agrar- 
protektionismus einen absoluten Sieg nach Hause führen sollte. Die 
fiskalischen Zolldifferenzen wären gewiss nur durch Ausgleichungsab- 
gaben zu beseitigen. — Wäre der Zollverein erst gegründet, ist es 
nicht unwahrscheinlich, dass die Zollgesetzgebung vorläufig in protek- 
tionisüscher Richtung gehen würde. — Die drei Reiche zählen zu- 
sammen beinahe 9 Millionen Einw., ihre gesamte Einfuhr von den 
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ausser nordischen Ländern macht gegen V4 des deutschen Kaisserreichs 
aus, ihr gesamter (Jmsatz mit dem Auslände ist grösser als z. B. 
Spaniens, ihre gesamte Dampfschiffsflotte ist die fünfte in der Reihe 
der Damfschiffsflotten der Welt, ihre gesamte Segelschiffsflotte die 
zweitgrößte der Welt etc., so dass die drei Länder als Union dem 
Auslande gegenüber immer eine ökonomische Macht von Rang sein 
würden. Vorläufig ruht aber die Sache noch in der Welt der Theorien 
und Diskussionen. 

— e. Die Konkurrenz der Vereinigten Staaten in Industrieer- 
zengnissen nimmt auf dem Weltmarkte zu. Es betrug die Ausfuhr 
der Vereinigten Staaten an eigenen Erzeugnissen 

FiskltUahre des der ^VSSST ta 

en ÄnT Ackerbane8 Ind,lstrle derÄchSSi etc. ****** 

Doli. Doli. Doli. Doli- 

1860 . . . 256 560972 45 658 873 14022 578 316 242423 

1887 . . . 523 073 798 136 735105 43 214 020 703022 923. 
Während sich hiernach die Ausfuhr von Ackerbanprodnkten seit 1860 
verdoppelte, stieg diejenige sowohl von Erzengnissen der Industrie wie 
des Bergbaues, Waldes etc. auf das dreifache. Im Jahre 1860 betrug 
der Wert der ausgeführten landwirtschaftlichen Erzeugnisse 81,i Proz., 
1887 nur noch 74,4 Proz. der Gesamtausfuhr ; umgekehrt stieg der 
Anteil der Industrieerzeugnisse an der Gesamtausfuhr von 14,4 Proz. 
im enteren Jahre auf 19.4 im letzteren and derjenige der Bergbau- 
und sonstigen Produktion von 4,4 auf 6,1 Proz., nachdem er 1886 be- 
reits ll,t Proz. der Gesamtausfuhr betragen hatte. — Allerdings bilden 
den Inhalt des Exportes nicht vielfältige und hochfeine Industriewaren. 
Die Hauptgegenstände des Exportes waren dem Werte nach laut einer 
Zusammenstellung der Ztechr. des K. pr. stat. Bureaus: 

im Fiskaljahre 

1881 1887 

Zucker und Melasse 2 675 304 12 908 907 

Leder und Waren daraus 8 088 445 10 436 138 

Paraffin 487187 2 032 713 

Düngemitteln 612 941 1397 534 

Instrumente und wissenschaftliche Apparate . . 175 621 599 262 

Geschützpulver und Explosivstoffen 288 172 559 085 

platiei te Waren 310 577 547 408 

Lampen und Leuchter 309 022 541 872 

Juwelen, Gold- und Silberwaren 279 837 474 324 

Blei und Erzeugnisse daraus 39 710 141 154 

Tinte, Buchdruckerschwarze 8 449 105 785 

Seidenwaren 29 625 52513 

Wollenwaren 350 300 617 344 

irdene und Porzellanwaren 123 177 265 984. 
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Es lftsst sich hiernach anf einen entsprechenden, vorläufig für Europa 
noch nicht besonders gefahrlichen Aufschwung der betreffenden Ge- 
werbszweige schliessen. Demgegenüber gestaltete sich die Ausfuhr der 
vier wichtigsten landwirtschaftlichen Erzeugnisse , nämlich der Baum- 
wolle, Brotstoffe (Getreide und Mehl), Tabakblätter und Provisionen 
(Fleisch- und Milchprodukte) seit 1860 dahin, dass sich stellte 

der Wert der Aasfuhr 



im 
Fiskaljahre 




Baumwolle 


von 
Brotstoffen Tabakblatt. 


Pro Visionen 


1860 . . auf Doli. 


191806555 


24422 310 


15 906 547 


16934363 


1870 . . » 


» 


227 027624 


72 250 938 


21 100420 


SO 992 305 


1875 . . . 


» 


190688625 


111458265 


25 241549 


83100065 


1880 .. » 


> 


211585 905 


288036 835 


16 878107 


132488201 


1885 . . » 


» 


201962458 


160 370 821 


22025786 


107332456 


1887 . . » 


» 


206222057 


165 768662 


25 948277 


92783296. 



Während der Absatz von Baumwolle, Brotstoffen und Provisionen seit 
1880 also erheblich nachliees, erfuhr auch derjenige von Tabak seit 
1875 keine nennenswerte Steigerung. Das von der Konkurrenz Russ- 
lands und Asiens herrührende Zurückdrängen der amerikanischen Nah- 
rung»-, Brot- und Rohstoffe vom europäischen Markt kann auf die 
Dauer nur zu der Hebung der innern Verzehrung und zur Verar- 
beitung mittelst steigender Industrie hindrängen. 

— e. ArbeitsBohiedswesen, Lohnitand, Arbeitszeit und Lohnskala 
in der englischen Kohlenindnstrie. Ueber diesen Gegenstand finden 
sich in einer in »Schmoller's Jahrbüchern« erschienenen, im Separat- 
abdruck uns freundlich übersandten Abhandlung (»Verminderung und 
Beilegung von Arbeitsstreitigkeiten in England«), verfasst von Dr. 
Erhart v. Qchutee-Gävernitg schöne und überzeugende Nachweisungen. 
Indem wir dieselben hier für die in der Aufschrift angegebenen Ver- 
hältnisse benutzen, bemerken wir voraus, dass Herr v. Schütze-Qävernito 
nicht bloss die Kohlenindnstrie, sondern eine grössere Reihe nationaler 
Grossindustriezweige Englands in den Bereich seiner Betrachtungen 
zieht. Die Orundthatsache nun, welche der Herr Verfasser nachzu- 
weisen sucht, und u. E. überzeugend nachweist, ist die, dass nach 
einer Periode erst der wilden Ausbeutung der Arbeit durch das Kapital, 
dann des wilden Strikekampfes zwischen beiden eine auf voller 
Gleichberechtigung und wechselseitiger Achtung 
beruhende undaufbeiderseitigeVerbands-bezw. Ge- 
werkeverein b - Zusam me nfas su n g der Industrie- 
zweige gestützte Organisation der Vertragsver- 
ständigung eingetreten und die Basis relativen so- 
zialen Friedens geworden sei. Es ist die Grundlage, von 
welcher auch in dieser Zeitschrift bei Besprechung des Kohlenstrike 
(1889, Heft IV.) ausgegangen worden ist. Obwohl Herr v. Schulae- 
Oävemüg selbst die englischen Formen industrieller Klassen frieden e- 
ZelUohr. £ Staats*. 1890. I. Heft. Q 
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Organisation ,nicht unmittelbar auf Deutschland anwendbar hält, so 
thnt in der Hauptsache selbst uns dasselbe not , was in England nach 
wilder Strikeepoche zu relativem Frieden geführt hat. Wir versagen 
es uns daher nicht, auf die englischen Einrichtungen nach dem von 
Herrn v. Schülee-Qävernite vorgeführten Thatbestand im folgenden 
etwas näher einzugehen. 

Die zwei Grundorgane der Verständigung sind das »Vereinigte 
Komitee (Joint eommittee) beider Klassenverbände und das Lohn- 
Schiedsgericht, beides freie, nicht gesetzlich erzwungene Einrich- 
tungen. Das »Vereinigte Komitee entscheidet einmal und haupt- 
sächlich Qber die »Einzelfälle«, d. h. ober die Anwendung der getroffenen 
allgemeinen Verabredungen auf den einzelnen Streitfall ; hierin wäre es 
nach deutschem Sprachgebrauch das »freie Gewerbeschiedsgericht« zu 
nennen. Das »Verein. Komite« erstrebt aber auch direkt freie Ver- 
ständigung beider Klassen über allgemeine Fragen. Gelingt diese 
nicht, so wird das Lohnschiedsgericht angerufen. Dieses 
schlägt die erst zu findenden allgemeinen, ja die ganze Klasse der 
Grafschaft angehenden Verabredungen, worüber Verständigung aus- 
blieb, vor ; es vermittelt die durch die Verbände selbst nicht zum Aus- 
trag gelangten s. g. »Grafschaftsfalle« und ist das, was vielfach in 
Deutschland unter dem Einigungsamt gedacht wird , nur dass es eben- 
falls ein »freies« Einigungsorgan ist. 

Die »Joint eommittee* wird in den geschilderten verschiedenen Indu- 
striezweigen auf ziemlich gleiche Weise, von sechs Arbeitgebern und 
sechs Arbeitern gebildet. Dasselbe kommt zusammen auf Antrag einer 
von beiden Parteien und zwar muss der Antrag mindestens 10 Tage 
vor der Sitzung der Gegenpartei zugestellt sein. Aller Verkehr der 
beiden Ausschüsse geschieht lediglich durch ihre Sekretäre. Die Sitzungen 
finden womöglich nioht häufiger als monatlich statt Das Komitee 
kann sich bei schwierigeren Fragen beliebig vertagen. Die wichtigste 
Bestimmung, welche den Charakter des »Joint eommittee* bezeichnet und 
für den Erfolg der Einrichtung wesentlich scheint, besteht in fol- 
gendem : das Komitee stimmt nicht ab, sondern berät und sucht durch 
Kompromisse eine Vereinbarung zu erzielen. Daher die Zahl der Mit- 
glieder nicht unbedingt feststeht, ja nicht einmal auf beiden Seiten 
die gleiche Zahl vorhanden sein muss. — Wie könnte man auch ab- 
stimmen, da lediglich zwei Parteien vertreten sind? 

Das Verfahren ist überall dasselbe. In dem Geschäftslokal der 
Arbeitgeber kommt der Ausschuss dieser mit dem der Arbeiter 
zusammen. Den Vorsitz führt der Sekretär der Arbeitgeber; ihm ge- 
genüber sitzt an der andern Schmalseite einer langen Tafel der Sekretär 
der Arbeiter. An der einen Langseite nehmen die Arbeiter, an der 
anderen die Arbeitgeber Platz. Die Kegeln, nach denen dieses »ver- 
einigte Komite« (Joint eommittee) gebildet wird und verhandelt, sind 
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durch Herkommen, fast darf man sagen : Rechtsgewohnheit festgestellt. 
So hat man, obgleich oder vielleicht gerade weil diese Einrichtung in 
allgemeinster Uebnng steht und jede Lohnfrage, während der letzten 
10 Jahre dieses Stadium durchmachte, es noch nicht notwendig be- 
funden, geschriebene Kegeln zu vereinbaren. Erst wenn die Verhand- 
lungen nicht zu einem Ergebnis führen, ist der Lohnkampf, d. h. der 
Arbeitsausstand bezw. die Ausschliessung das letzte. Das Eigentüm- 
liche hierin aber ist, dass in diesem Falle nicht einzelne Individuen, 
sondern die Arbeiter, bezw. Arbeitgeber des Distrikts als solche diese 
Massregel ergreifen. 

Für die Kohlen industrie insbesondere wurde zu Anfang des 
Jahres 1878 durch Uebereinkommen der sich gegenüberstehenden 
Vereine sowohl für D u r h a m wie für Northumberland ein »vereinig- 
tes Eomite« in das Leben gerufen. Das Komitee von Northumber- 
land hat seit seiner Errichtung im ganzen gegen 4000 Fälle verhandelt 
und entschieden. Seine Entscheidungen, welche für die Jahre von 
1873—1886 in einem Bande erschienen sind, haben ein ganzes System 
ungeschriebenen Rechtes entwickelt, welches das Arbeitsverhältnis bis 
in das einzelne hinein regelt. Da es aus den verschiedensten Gründen 
für den Arbeiter kaum je möglich ist, den Rechtsweg zu beschreiten, 
so liegt erst in der Errichtung eines solchen Komite oder einer solchen 
Kammer die thatsächliche Verwirklichung des von der Gesetzgebung 
wie der öffentlichen Meinung des XIX. Jahrhunderts anerkannten Ge- 
dankens, dass die Arbeitsbedingungen, seien sie welche sie wollen, 
wie sie durch Vertrag und Gewohnheit festgestellt sind, ein R e c h t s- 
verhältnis d. h. auf beiden Seiten Pflichten und Rechte begründen und 
dass ihre Beobachtung daher nicht lediglich von dem guten Willen 
des Ardeitgebers abhängt. Die Zusammensetzung des Komite ist fol- 
gende: Sechs Arbeiter werden von dem Gewerkverein, sechs Arbeit- 
geber von dem Verein der Grubenverwaltung als Beisitzer erwählt. 
Die Verhandlungen gehen in folgender Weise vor sich. Anträge müssen 
schriftlich gestellt werden und dürfen nicht von Privatpersonen, sondern 
nur durch Vermittlung der Beamten der beiderseitigen Vereine gestellt 
werden. Auf Seiten der Arbeiter wie der Arbeitgeber wird eine Ge- 
schäftsrolle gebildet, welche vier Tage vor der Sitzung der andern 
Seite mitzuteilen ist, und die Fälle abwechselnd von der einen und 
der andern zur Verhandlung gebracht. 

Wir betrachten nunmehr, wie allgemeine oder sogenannte »G r a f- 
sch afts fragen« erledigt, d. h. die Arbeitsbedingungen 
festgesetzt werden, nachdem wir die Anwendung der einmal fest- 
gesetzten kennen gelernt haben« In der Kohlenindustrie werden die 
Lohnveränderungen zwischen dem Verein der Grubenbesitzer einerseits 
und den Gewerkvereinen von Northumberland und Durham andrer- 
seits je für die betreffende Grafschaft einheitlich geregelt Mit Er- 

9* 
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löschen des alten Klassengegensatzes ward die Zahl der friedlich ohne 
vorhergehenden Kampf getroffenen Abmachungen immer fiberwiegender. 
So zählt man för Northomberland seit 1870 im ganzen 13 durch Ver- 
trag herbeigeführte Lohnveranderangen, dagegen nur 2 allgemeine 
Ausstände. In Durham, wo die Lohnveränderungen sogar etwas häu- 
figer gewesen zu sein scheinen, ist Überhaupt in der genannten Periode 
nur ein allgemeiner Ausstand vorgekommen. 

Kommt diese Verständigung zwischen beiden Klassen nicht zu- 
stande, so wird das S chiedsgerich t angerufen. Die Form, in 
welcher das Schiedsgericht vor sich zu gehen pflegt, ist wechselnd. 
Entweder ernennen die Parteien je 2 »arbitrators* , welche sich auf 
einen Unparteiischen einigen, oder es wird der letztere unmittelbar 
durch Uebereinkunft zwischen Arbeitern und Arbeitgebern bezeichnet. 
Anerkanntermassen ist der Unterschied zwischen beiden Formen rein 
äu8serlich. Jene >arbitraiors» sind nämlich thatsächlich nichts als 
Sachverwalter und eine Uebereinkunft zwischen ihnen ist fast unmög- 
lich, da sich sonst die Parteien ohne Schiedsgericht geeinigt hätten. 
Daher bleibt auch hier die Entscheidung bei dem einen Unparteiischen, 
zu dessen Aufklärung lediglich jene Beisitzer dienen. Zu Arbitrators 
werden angesehene Männer, Parlamentarier , Richter , aber auch — so 
weit ist ein Vertrauensverhältnis zwischen Kapital und Arbeit wieder- 
hergestellt — mehrfach Arbeitgeber berufen. In der Kohlen- und 
Eisenindustrie wird der Preis des Erzeugnisses zum Schiedsspruch über 
den Lohnsatz statt des Gewinns zum Anhaltspunkt genommen. David 
Ddle, der vielerfahrene , oft erkorene Arbürator , bezeichnet als mass- 
gebenden Gesichtspunkt för erfolgreichen Schiedsspruch: der Schieds- 
richter habe »das festzustellen, was, wenn er nicht einträte, sich als 
natürliche Höhe des Lohnes auf dem Wege des Kampfes feststellen 
würde.« Da er den Kampf zu vermeiden berufen ist, so hat er die 
Funktion des Kampfes, die Feststellung der gegenwärtigen Machtver- 
hältnisse, verstandesgemäss zu erfüllen. Nur wo er das gethan, ist 
er sicher, dass sein Spruch sich als lebensfähig erweist. 

Die Hauptgegenstände der Verständigung sind Schichtdaner 
und Lohnsatz. Ueber beide macht v. SchuUe-Gävernite für die 
englische Kohlenindustrie beachtenswerte Angaben gegen deren Rich- 
tigkeit kaum ein Zweifel aufkommen wird. — 1) Die Arbeitszeit 
ist im Stücklohnsystem auffallend kurz, 6V« oder 6 Stunden 
uneingerechnet Aus- und Einfahrt jedoch kann in ge- 
wissen Fällen das Komite eine längere Arbeitszeit gestatten. Es wird 
in doppelter Schicht gearbeitet, d. h. an Stelle der ersten Arbeiter 
treten nach 6- oder 6Vt stündiger Arbeit Ersatzmänner. Die Schatten- 
seite dieses Systems, dass jeder nur daran Interesse hat, möglichst viel 
für sich herauszufordern, ohne die Arbeit des Nachmannes vorzube- 
reiten, wird dadurch vermieden, dass Vormann und Nachmann ihr 
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Geschäft gemeinsam betreiben, d. h. zusammen als eine Person be- 
zahlt werden, häufig wohl Vater und Sohn oder Angehörige desselben 
Haushaltes sind. Dieses System komplizierter Stfloklöhnung mit kurzer 
Arbeitszeit und Schichtwechsel wäre ohne die Thatigkeit des > ver- 
einigten Eomite« undurchführbar, welches der Arbeitsleistung den ihr 
gebührenden Lohn anpasst. Ohne das würde, da der Lohn nicht zahlen- 
massig aus einer Liste zu entnehmen ist, vollständige Unsicherheit herr- 
schen . Die Arbeiter würden häufig den Unternehmer durch Ausstände 
zu höherem Lohn zu zwingen suchen — Unterbrechungen, die eine in 
Intensität so gesteigerte Industrie gerade am wenigsten vertragen kann. 
Andrerseits aber würden einzelne Arbeitgeber durch Druck auf die 
Lohne Vorsprang vor den andern zu erreichen suchen. Beides wird 
dadurch unmöglich, dass es eine Autorität gibt, die für die ganze Graf- 
schaft die Arbeitsbedingungen auf gleichem Niveau hält. — 2) Der 
Durchschnittstagesverdienst wechselt je nach dem Steigen oder Sinken 
des Stücklohns. Der Bergmann von Northumberland erhält für den 
Tag mehr als der in Durham. Herr Begindld Guthrie z. Z., Sekretär 
der Grubenbesitzer beider Grafschaften, gibt folgende Zahlen an : bei 
67a stündiger Schicht — 5 ah. 2 d. für Northumberland — 4 eh. 8 d. 
für Durham; bei 6 stündiger Schicht — 4 sh. 9 1 /» d. für Northumber- 
land — 4 sh. 5 d. für Durham. Trotzdem ist der Bergmann in Dur- 
ham besser gestellt als der in Northumberland, da der letztere von 
der Oefmung der Ostsee im Frühjahr abhängt und daher seine Arbeit 
bei spätem Frühjahr oft Unterbrechungen erleidet. 

Bei dem Ortlichen und seitlichen Wechsel der den anständigen Lohn 
bestimmenden Konjunkturen, der Produktionskosten, der Unterhalts- 
kosten und der Absatzpreise und bei dem Bedürfnis der Lohnregelung 
für längere Zeit ergab sich der Ausweg der gleitenden Lohnskala, 
die veränderliche Lohnbestimmung ober- und unterhalb eines herge- 
brachten Satzes hauptsächlich nach der Bewegung der Absatz- 
preise. Diese Einrichtung der Lohnskala ist ohne Joint committee und 
eventuale Sehiedsentscheidnng ebenfalls kaum denkbar. »Die Skala 
setzt einen für das ganze Gewerbe (Grafschaft u. s. w.) feststehenden 
Lohnsatz voraus, welchen sie prozentual vermehrt oder vermindert. 
Ein solcher Lohn aber ist ohne »vereinigtes Komitee« nicht aufrecht- 
zuerhalten. Stünde es dem Arbeitgeber frei, lokale Lohnherabeetzungen 
nach Gutdünken vorzunehmen, so würde er dadurch die allgemeine 
Regelung durch die Skala illusorisch machen. Das Gleiohe wäre der 
Fall, wenn die Arbeitgeber beliebig die Preise, zu denen sie verkaufen, 
angeben konnten. Die Skala setzt daher eine unparteiische und sach- 
liche Ermittelung der Preise voraus. Diese ist nur möglich, wenn von 
beiden Parteien berufsmässige Reebner ernannt werden, welche in be- 
stimmten Zeitabschnitten (1—8 Monate) die wahren Verkaufspreise 
ermitteln, wie es schon nicht selten beim Schiedsgericht vorkommt 
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Da aber die einzelnen Arbeitgeber miteinander konkurrieren, so müssen 
diese Berechnungen, soweit ans ihnen der Verkaufspreis der einzelnen 
Unternehmer hervorginge, geheimgehalten werden, wozu die Rechner 
eidlich verpflichtet sind ; nur der Durchschnittspreis * wird veröffent- 
licht. Es stellt sich hierbei heraas, dass die in den Zeitungen ver- 
öffentlichten Preise von den thatsächlichen durchaus abweichen, die 
letzteren vielmehr den ersteren nur langsam folgen. So hat es oft genug 
bittere Enttäuschung bei den Arbeitern hervorgerufen, dass der 
Rechner weit geringere Preise feststellte, als nach den Zeitungsnach- 
richten erwartet wurden. Andrerseits pflegen bei Sturz der Preise die 
thatsächlich erzielten zu Gunsten der Arbeiter höher als die der Zeitungen 
zu sein. Obgleich die Ergebnisse der Berechnungen nicht selten unlieb- 
same Ueberraschungen bereiten, sind sie stets auf das loyalste ange- 
nommen worden.« 

Die Normierungsweise der Skalen, welche selbstver- 
ständlich keinen »automatischen Mechanismus« darstellt, sondern von 
der geschichtlichen Bewegung der Technik, des Angebotes und der 
Nachfrage abhängig bleiben muss, daher auch nicht für zu lange Dauer 
stattfinden kann, hat verschiedene Wege eingeschlagen. »Da sagt 
unser Gewährsmann: — die wirtschaftliche Lage des Arbeiters eine 
gewisse Stetigkeit des Einkommens fordert, so hat dieses Bedürfnis zu 
interessanten Versuchen der Graduierung der Skalen gefuhrt. Hierzu 
ist auch die Einführung' eines Lohnminimume zu rechnen, d. h. die 
Bestimmung, dass die Löhne nicht unter einen Minimallohn fallen 
sollen. Diese Klausel, welche in vielen Skalen zu finden ist, wird 
natürlich von den Arbeitgebern nicht eingeführt ohne irgend welchen 
Ersatz. Dieser kann einmal in der Festsetzung des Nor mal Verhält- 
nisses, von dem die Skala ausgeht, gesucht werden. Richtiger jedoch 
scheint es, den Minimal lohn dadurch aufzuwiegen, dass man das 
Steigen nach oben graduiert, d. h. sobald der Verkaufspreis eine ge- 
wisse Höhe erreicht , die Löhne in langsamerem Verhältnis folgen 
lässt. Dies z. B. thut die sogenannte »Ozeanskala«, welche bestimmt, 
dass die Löhne unter ein Minimum nicht fallen dürfen , dass sie über 
diesem Minimum bei jeder Veränderung des Verkaufspreises um 47s d., 
solange der Lohn unter dem Normalpunkt ist, um 2V»°/o — aber über 
diesem Punkt nur um 17s °/o schwanken sollen. Diese Graduierung 
scheint die Bestimmung des Minimums in der geeignetsten Weise auf- 
zuwiegen, indem der Arbeiter besonders hohe Löhne aufgeben kann, 
wenn er vor aussergewöhnlich tiefen geschützt ist. Es scheint daher 
unrichtig, dass, wie Prof. Munro sich ausdrückt, diese Skala »auf un- 
gesunder ökonomischer Basis aufgebaut ist« *). Wo dagegen ein Minimum 
fehlt, scheint eine umgekehrte Graduierung, d. h. ein langsameres 



1) CrawfordMunxo, sllding Scalea inthe Coal. Industrie. London 1885 Hejwood. 
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Schwanken der Löhne nach unten als nach oben, ein gemessener Ersatz 
so z. B. in Durham, in gewisser Weise auch in Northumberland.« 

Wirkung der Skalen betr. — so ist nach den Aeussernngen der 
bedeutendsten Arbeitgeber feststehend, dass dieselben fftr sie äusserst 
vorteilhaft sind. Sie gewahren der Industrie Stetigkeit und schliessen 
Arbeitsstreitigkeiten für eine bestimmte Zeit mit Sicherheit aus. Sie 
geben den Unternehmern die Möglichkeit , Kontrakte anf langer e Zeit 
abzuschliessen, und gewähren ein Gefühl der Sicherheit, dessen Wert 
derjenige Industrielle schätzt, welcher die Gefahr von Arbeitsaus- 
ständen gekannt bat Die Vorteile der Skala sind so handgreiflich, 
dass sich die Arbeitgeber bereit erklären, sie mit einem gewissen Prozent- 
satz höherer Löhne zu bezahlen. Die Arbeiter behaupten, die Skala 
sei jenen 5 Prozent wert. Weniger in die Augen fallend sind die Vor- 
teile der Skala für die Arbeiter. Dennoch sind sie nachweisbar. Die 
Skalen gewähren dem Arbeiter folgende Vorteile : »Sie bewirken höhere 
Löhne , wenn bei Verabredung der Skala die Arbeiter ihren Vorteil 
wahrzunehmen verstehen. Die Skala gewährt, obgleich auf den ersten 
Blick das Gegenteil der Fall zu sein scheint, eine grössere Stetig- 
keit der Löhne, was für den Arbeiter sehr wichtig ist. Es ist That- 
sache, dasB ohne Skala die Löhne weit grösseren Schwankungen aus- 
gesetzt sind, indem sie dann den imaginären, in Extremen sich/ be- 
wegenden Zeitungspreisen, nicht den weniger schwankenden thatsäch- 
liohen Preisen zu folgen tendieren. Auch sind Skalen nie aufgegeben 
worden, weil sie zu viel schwankten, sondern stets, weil sie nicht 
schnell und intensiv genug den Wandlungen des Marktes folgten. 
Hiezu kommt, dass sie der Industrie Stetigkeit verleihen und so die 
Möglichkeit des jähsten Wechsels, des von Arbeit zu Arbeitslosigkeit 
vermindern.« Sir Joseph Pease beschreibt diese Wirkungen in seinem 
Schiedssprüche 1882 mit folgenden Worten : »Die Skala gibt dem Unter- 
nehmer einen unzweifelhaften Vorteil im Wettbewerb auf dem Welt- 
markt, womit sie auch dem Arbeiter einen wesentlichen Dienst leistet. 
Sie gewährt dem letzteren die Erhöhung des Lohnes, welche notwendig 
aus vermehrter Nachfrage folgt und aus dem vermehrten Gewinn von 
dem Erzeugnis, das seine Arbeit hervorbringt. In Zeiten des Geschäfts- 
niedergangs befähigt sie den Unternehmer, sein Werk im Gange und 
den Arbeiter in Beschäftigung zu erhalten.« 

Die Spiegelung des Geschäftsganges der jüngsten Epoche in 
der Heiratsaiffer der verschiedenen Länder Europas (1878—1886). 
— Neben der mittleren Lebensdauer ist auch die durchschnittliche 
Heiratsziffer ein guter Masstab des Wohlbefindens tLer Völker ; denn 
wenn auch in allen Ländern eine Anzahl von Ehen ohne die nötige 
Vorsicht und Rücksichtnahme auf das Vorhandensein der zur Erhaltung 
einer Familie erforderlichen Mittel geschlossen wird, so bedeutet doch 
anderseits noch immer für die grosse Masse der Bevölkerung die Ehe- 
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1873 .... 20,i 


19,8 


1886 .... 16,8 


— 


durchschnittlich 16,6 


15,8 


im Jahre Frankreich 


Italien 


1873 .... 17,8 


15,9 


1886 .... 14,9 


15,8 


durchschnittlich 15,6 


15,6 


im Jahre 


D 


1873 .... 16,8 




1886 .... 14,» 




durchschnittlich 15,6 





17,i 15,8 


18,8 


13,9 13,7 


15,6 


15,8 14,7 


16,i 


England 




u. Wales Schottland 


Irland 


17,6 15,6 


9,6 


I4,i 12,4 


8,* 


15,6 13,9 


8,9 


Norwegen Schweden 


Ungarn 


14« 


*2 ( . 



13,8 



20,.. 



Schliessung den Beginn wirtschaftlicher Selbständigkeit und eines nicht 
mehr bloss auf den Erwerb materieller Güter gerichteten, sondern 
ethischen Zwecken gewidmeten Lebens. Von je 1000 Personen der 
mittleren Bevölkerung heirateten nun 

im Jahre Preuasen Bayern Sachsen Niederlande Schweiz Oesterreich 

21,1 

18,6 

Belgien 

15,6 
13,4 

U,i 
Dänemark 

14,6 

I3 f i 

H,i 

Nur in Ungarn und Sachsen sind Eheschliessungen während der letzten 
vierzehn Jahre häufiger als in Preossen vorgekommen; dann folgen 
nach der Höhe ihrer Heiratsziffer Oesterreich, England mit Wales, 
Dänemark und Italien t Frankreich, die Niederlande und Bayern mit 
mehr als 15 Promille, ferner die Schweiz, Belgien und Norwegen mit 
über 14, Schottland und Schweden mit über 13 und zuletzt in der 
Reihe das durch die schwere wirtschaftliche und soziale Not seiner 
Bevölkerung gekennzeichnete Irland mit noch nicht 9 Promille, welches 
in keinem einzelnen Jahre 10 Promille erreichte und in einem Jahre 
1880) sogar auf 7,8 Promille herabgekommen ist. Wirft man einen 
Blick auf die innerhalb der einzelnen Staaten während der Jahre 1873 
bis 1886 eingetretenen Veränderung in der Heiratsziffer und läset hierbei 
geringfügige Schwankungen von kurzer Zeitdauer ausser Betracht, so 
zeigt sich, dass in fast sämtlichen Staaten vom Beginne der Beobachtungs- 
periode an die Heiratsziffer geraume Zeit hindurch sinkt und späterhin 
wieder steigt. Der Zeitpunkt der durch die wieder steigende Heirats- 
ziffer gekennzeichneten Besserung des durchschnittlichen Standard of 
life der Bevölkerung fällt im Deutschen Reiche in das Jahr 1881, ebenso 
in Preussen, Sachsen, Schweden und Norwegen, dagegen in das Jahr 
1880 in Bayern und Irland, in das Jahr 1879 in England mit Wales, 
Schottland und Dänemark, ins Jahr 1878 in Belgien und Italien, ins 
Jahr 1877 in Frankreich und Oesterreich. In der Schweiz und Nor- 
wegen trat die Abnahme der Heiratsziffer nicht vom Beginne der 
Beobachtungsperiode ab, sondern erst 1875, in Dänemark erst 1876 ein, 
und in den Niederlanden ist dieselbe seit 1873 beständig — mit einer 
ganz unerheblichen Ausnahme im Jahre 1884 — bis zum Jahre 1886 
gesunken, was auf eine unterbrochene Verschlechterung der dortigen 
wirtschaftlichen Zustände schliessen lässt Während in Preussen, 3ayera, 
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Sachsen und Schweden seit 1880 bezw. 1881 die Heiratsziffer von Jahr 
so Jahr gestiegen ist — nur das letzte Beobachtungsjahr zeigt in den 
erstgenannten beiden Staaten eine ganz geringe Abnahme, — begann 
in Dänemark und Norwegen im Jahr 1884, in England mit Wales, 
Schottland und Oesterreich im Jahre 1882, in Frankreich, Italien and 
Belgien bereits 1881 und in Ungarn sogar schon nach Verlauf von 
iwei Jahren (1879) die Heiratsziffer wieder zu sinken. In den Jahren 
1873 bis 1875 sind sowohl in Preussen, Bayern und Sachsen wie in 
Frankreich auasergewöhnlich viele Ehen zum Abschlüsse gelangt. Es 
iat dies eine Nachwirkung des vorangegangenen deutsch-franzosischen 
Krieges, durch welchen nicht allein eine beträchtliche Zahl bestehender 
Ehen vorzeitig geltet, sondern auch der Abschluss vieler Ehen verzögert 
and auf die Zeit nach der Beendigung des Krieges hinausgeschoben 
worden ist. Es ist daneben bemerkenswert, dass in Frankreich seit dem 
Jahre 1877 die Heiratsziffer fast gänzlich unverändert geblieben ist, 
während dieselbe sich in den deutschen Staaten nach der üeberwindung 
der schweren gewerblichen und Handelskrisis seit dem Jahre 1880 
ununterbrochen gehoben hat. (Ztschr. des K. p. statist. Bureau 1888). 
Sang der Lebensversicherung in Preussen 1867—1886. In Heft 
III. IV. der »Ztschr. des K. pr. statist. Bureaus« (1888) setzt Herr Brämer 
■eine vorzügliche Statistik der Versicherungen in Preussen für die 
Jahre 1885 bis 1886 fort und zieht seine Vergleiche bis zum Jahre 
1867 zurück. Ueber die bedeutendste Form der Lebensversicherung, 
die Kapita 1 versicher u Dg auf den Todesfall verbreitet 
tich die Arbeit besonders ausführlich. Wir erfahren, dass die ver- 
sicherten Summen in Mark betrugen: 

intffM , mt Deutsch, gegens. Deutsch. Akt.- ausserdeutech. 

insgesamt Gesellschaft Oesellsch. Goeellsch. 

MilL Mark Mill. Mark Mill. Mark 

im Jahr 1867 . . 520,es7 137,«4i &39 >8 «e 73,964 

» » 1886 . . 1718,6«6 639,6oi 961,»4» HV*o 

Gesamte "g c „ ©Ö© ^'ä 

J«kr» Ver ^2m < S? Ig ** Primieneinahm. s|g Schaden zahl. 3*5 1 f I 
Jahre 8 °™ ae im Ganzen g|| im Ganzen B^g SJ 

SD O *-> 5 OJjg PÖ4 

Jahreaachlasse £j" fi£ * 

1867 M. 585169 580 M. 16 633 602 31,os M. 8 282 574 15,48 49,8 
1886 » 1734 687 074 » 59 085146 34,o6 » 25 548958 14, ts 43,* 
1867-86 (M. 21 279 268 069) M. 688 218 976 32,34 M. 322 311 928 15,i6 46 >8 
Zur Vergleichung geben wir folgende Zahlen über die Geschäfte 
derbritischenLebensrersicherungsgesellschaften. 
— Bei den Anstalten für eigentliche Lebensversicherung betrugen ins- 
gesamt: Pfund Sterling a) die Einnahmen 1882/83 zusammen 18747 543 
1886/87 19 886 622, b) die Ausgaben bezw. 14261213 und 16 544 247. 
In fünf Jahren , vom Anfange des Geschäftsjahres 1882/83 bis Ende 
1886/87 nach der Verteilung, wuchs die Bilanzziffer von 132 524 594 
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auf 151 295 956 £ oder um 147e Prozent , so dass die Verwalter aller 
britischen Gesellschaften für gewöhnliche Lebensversicherung ein Ge- 
samtkapital von mehr denn 8 Milliarden Mark verantwortlich zu hüten 
haben. Einschliesslich der durchlaufenden und Nebenbetrage steigt die 
letztgenannte Summe auf 178 697 676 £ , deren höchste Einzelposten 
der Art nach folgende sind : Hypotheken 77 169 066 £ gegen 72634057 
zu Ende 1882/83, Erbzinse und Rentenscheine (loan rates and rent- 
charges) 21 700 1 15 gegen 21 013 617, Obligationen (debentures) 13 514 782 
gegen 11494 305, indische und koloniale Regierungsanleihen 11581830 
gegen 8 808808, Aktien (shares and stoks) 11291286 gegen 9 807 588 
Land- und Hauserbesitz nebst Grundrenten 10 416 426 gegen 8 416 870, 
Beleihung von Policen 8 880548 gegen 7544874, Sicherheiten der 
britischen Regierung 5 153 114 gegen 4766 919, bare Kasse und Wechsel 
etc. 4 799 236 gegen 3 846 330 , Schuldverschreibungen fremder Regie- 
rungen 4039 086 gegen 4 286 736, Guthaben an die Agenten und Prä- 
mienrückstände 8 586 232 gegen 3 298 896 £ n. s. w. — DerBetrag 
der P o 1 i c e n auf volle Lebenszeit betrug 1886/87 386 Mill. £ Ster- 
ling, 331,6 mit und 54,s ohne Gewinnanteil. 

— e. Zar Lohnstatistik : 1) Zur Statistik der Löhne in Bayern. 
Jahrg. XX., Heft 3 der »Ztsohr. des K. Bay. staust Bureauc teilt die 
Ergebnisse der auf Grund des Reichsgesetzes vom 5. Mai 1886 statt- 
gehabten Erhebungen über den Durchschnittsverdienst 
land- und forstwirtschaftlicher Arbeiter des näheren 
mit. Hiernach betrug dieser Verdienst im Jahre für männliche über 
16 Jahre alte Arbeiter. 
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för erwachsene männliche Arbeiter ganz überwiegend «wischen 1 und 
2 Mark. Er hat sein Maximum in Lindau mit 2,e» M. und sein Minimum 
in Waldmünohen mit 0,so Mark. 

2) Der Seallohn und seine Bewegung in den Vereinigten Staaten 
nach H. Edward Athmson. Das erste Heft 1889 dieser Zeitschrift be- 
handelt in einer besonderen Ausführung den Stand und die Bewegung 
des Reallohnes in den Verein. Staaten nach den von einem Amerikaner 
ermittelten Thatsachen. Es ist interessant, dass ein angesehener anderer 
Volkswirt der Verein. Staaten, B. E. Aikmson von * Century Magazine« 
in ganz abweichender Erörterung im Gänsen zu ziemlich übereinstimmenden 
Resultaten gelangt, welche das »Bull de Stat.* mitteilt. Athmson 
fasst die Ergebnisse seiner Untersuchung in folgenden Tabellen zu- 
sammen : 

A) Die Kosten des täglichen Unterhaltes eines Arbeiters 

in den Verein. Staaten: 

Insgesamt 
Nahrung Klei dang Schuhe für Kleider Heilung 
cents. eents. eents. eents. eents. 

1860 .... 22.88 6.31 1.50 7.81 2.06 

1865 .... 38.38 14.61 2.00 16.61 4.87 

1870 .... 33.34 7.10 1.75 8.85 3.87 

1875 .... 19.44 6.18 1.87 8.00 3.00 

1880 .... 25.12 5.76 1.75 7.51 2.25 

1886) 22,0 ° hM L6 ° 6 ' 64 2,5 ° 

B) Lohn, Tagesunterhaltskosten (vgl. A) und Kauf- 
kraft des Jahreslohnes von vier verschiedenen Arbeiter- 
klassen : 

1) E 1 i t e a r b e i t e r mit 3 bis 5 Doli. Taglohn : 

mittlerer Lohn 

p. Jahr Tagesunter- Kaufkraft des 

p. Tag (*00 Tage) halt Jahreslohnes: 

Doli. Doli. eents. Unterhaltstage 

1850 2.45 735 30.85 2.374 

1865 8.57 1.071 55.69 1.920 

1870 4.34 1.302 43.58 3.000 

1875 4.14 1.242 88.69 3.210 

1880 4.14 1.242 33.24 3.737 

2) gelernte gewerbliche Arbeiter gewöhnlicher Art: 

mittlerer Lohn 

Unterhaltskosten Kaufkraft des 
p. Tag p. Jahr p. Tag Jahreslohnes 

1860 1.56 468 38.95 1.572 

1865 2.34 702 55.69 1.261 

1870 2.48 747 43.58 1.716 

1875 2.29 687 38.69 1.776 

1880 2.26 678 33.24 2.040 
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3) gemeinere Industriearbeiter: 

Tages-Unterhalts Kaufkraft des 

Lohn p. Tag Lohn p. Jahr kosten Jahreslohnes: 

DolL Doli. cents. Unterhaltstage 

1860 1.88 899 80.95 1.290 

1865 1.88 564 55.69 1.013 

1870 1.94 582 43.53 1.857 

1875 1.77 531 38.69 1.372 

1880 1.71 513 33.24 2.543 

4) Gemeinste Arbeitsgattungen: 

Kaufkraft des 
Tages-Unterh.- Jahreslohns : 
Taglohn Jahreslohn Kosten Unterhaltstage 

1860 1.01 303 30.95 980 

1865 156 468 55.69 840 

1870 1.58 474 43.53 1.090 

1875 1.38 413 88.68 1.070 

1880 1.34 402 33.24 1.210 

8) Farmlöhne in Kalifornien (1886): Hierfiber berichtet das 

deutsche Konsulat in San Franzisko : Eine den Veröffentlichungen des 

Ackerbaudepartements entnommene vergleichende Uebersicht der Löhne, 

welche innerhalb der letzten 20 Jahre in den Vereinigten Staaten den 

Farmarbeitern gezahlt wurden, ergibt folgendes : Der mo natliche 

Lohn, wenn sich der Arbeiter selbst beköstigt, betrug: 

1885. 1875. 1866. 

Staaten Dollars. Dollars. Dollars. 

Oestliche 25.30 28.96 33.30 

Mittlere 23.19 26.02 30.07 

Südliche 14.27 16.22 16 

Westliche 22.26 23.60 28.91 

Kalifornien 38.75 44.50 35.75 

Gegenwärtig erhalt somit der Farmarbeiter in Kalifornien 13 Dollars 
monatlich mehr als in den östlichen (Neuengland) Staaten, 15 Dollars 
mehr als in den mittleren Staaten, 24 Dollars mehr, also ziemlich 
dreimal so viel , als der Arbeiter (meistens Neger) in den Südstaaten , 
und 16 Dollars mehr als in den übrigen westlichen Staaten. Der 
jetzige Arbeitslohn in Kalifornien übersteigt somit den hier vor 20 Jahren 
gezahlten. In dem San Joaquin-Thale, einem der bedeutendsten Weizen - 
distrikte des Staates, hat man sich für das laufende Jahr (1885) an- 
geblich dahin verständigt, dass während der Ernte den Arbeitern Kost 
und Logis und ausserdem, je nach der zu verrichtenden Arbeit, 1 Dollar 
bis 3 Dollars 50 Cents für den Tag gezahlt werden soll. Früher hat 
man Erntearbeiter im Falle der Not ausser Kost und Wohnung vielfach 
mit 4 bis 47s Dollars für den Tag bezahlt. Bei den gedrückten Ge- 
treidepreisen können derartige Löhne den Farmereigentümern kaum 
einen angemessenen Gewinn übrig lassen. Erhöht wird die missliche 
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Lage der Arbeiterverhältnisse gerade bei der Landwirtschaft durch 
den übergroßen Umfang der einzelnen Pflanzungen; anf den vielfach 
tausende von Acres enthaltenden Weizenfarmen bedarf man zur 
Saat- und Erntezeit ungeachtet des weitesten Maschinengebrauohs eines 
Heeres von Arbeitern ; in gleichem Grade auf den ausgedehnten Wein-, 
Obst- und Hopfenpflanzungen, för welche die Thätigkeit des Eigen- 
tümers und der von ihm allenfalls dauernd beschäftigten wenigen 
Arbeiter vollkommen unzureichend ist. Wenn in Kalifornien von der 
Billigkeit der Chinesenarbeit gesprochen wird, so ist das allerdings 
nur dahin zu verstehen, dass die fast ohne Ausnahme unverheirateten 
chinesischen Arbeiter bei ihren geringen Bedürfnissen immer billiger 
arbeiten könn en als Weisse, thatsftchlichaber ihre For- 
derungen so hoch stellen, wie es, ohne die Aussicht auf 
Arbeit zu verlieren, nur immer möglich ist. Eine fühlbare Konkurrenz 
der sich der weisse Arbeiter nicht erwehren kann, wird also nur dann 
eintreten, wenn bei gedrücktem Geschäftsverkehr das Arbeitsangebot 
die Nachfrage erheblich übersteigt. 

4) Zar italienischen Lohnstatistik : Braurts »Archiv für soziale 
Gesetzgebung und Statistik« bringt im Jahrgang II, 2. Heft lohnsta- 
tistische ßtodien von Sombart über Löhne in Italien. Bezüglich der 
Löhne in der Textilindustrie kommt Sombart zu folgendem Er- 
gebnis : »Was zunächst in die Augen springt, wenn man die Zahlen 
überblickt, ist das Missverhältnis zwischen den Löhnen für männliche 
und denen für weibliche Arbeiter : erstere sind meist 2—8 mal so hoch 
als letztere. Die Erklärung dieses Umstandes bietet die Berufsstatistik; 
diese berichtet nämlich die höchst merkwürdige und höchst traurige 
Thatsache, dass in Italien unter 10 Textilarbeitern neun Frauen sind; 
von 1 382 806 in der Textilindustrie thätigen Erwachsenen waren (1881) 
männlichen Geschlechts nur : 136 063. Auch die Kinderarbeit ist in Italien 
eine ausgedehnte, in der Textilindustrie allein waren 100 150 Kinder 
unter 14 Jahren beschäftigt und zwar bis hinunter zum zartesten Alter ; 
bekanntlich hat das neue Königreich Italien erst seit drei Jahren ein 
Gesetz (vom 11. Februar 1886) — das erste arbeiterschützenden Inhalts ! 
— welches die Beschäftigung von Kindern unter 9 Jahren in den Fa- 
briken verbietet Der Standard-Lohn in der Textilindustrie Italiens ist 
vielmehr derjenige der weiblichen Arbeiter, ein Tagesverdienst von 
1 Franken und weniger. Es ist die in Italien noch sehr verbreitete 
Hausindustrie, welche den Verdienst des Fabrikarbeiters dauernd drückt ; 
dazu kommt die Ausbeutung der Kinderarbeit u. a. m. Für die zwanzig 
Jahre 1862—1881 ergibt sich fast durch gehen ds eine Steigerung der . 
Löhne um 25—50 °/o, ausgenommen vielleicht die Seidenindustrie, deren 
Löhne in derselben Zeit nur um etwa 10% steigen; dann von 1881 
bis 1887 ist die Steigerung entweder sehr gering oder gar nicht vor- 
handen; in der Seidenbranohe gehen die Löhne während des letzten 
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Jahres sogar zurück, — In der Schwefel indostrie Siziliens be- 
finden sich unter 28 641 Arbeitern nicht weniger als 8997 Kinder 
unter 14 Jahren. 

Zur Lohnliste in der deutschen Seideindustrie. Das H. A. schreibt 
aus Crefeld (1889): »Eine auffallende Erscheinung in der Hand- 
stuhlfabrikation war es, dass die kleineren, weniger bekannten und 
teilweise mit geringen Mitteln ausgestatteten Fabriken am besten, 
zum Teil sogar stark beschäftigt waren. Es waren dies jene Fabri- 
kanten — und hierin liegt die Erklärung für jene Erscheinung — , 
welche der durch den Verein der Seidenindustriellen s. Z. angeregten 
und von den allermeisten Fabrikanten gern unterstützten feststehenden 
Lo hnliste von vornherein nicht beigetreten oder aus der Vereini- 
gung wieder ausgeschieden waren. Diese Fabrikanten zahlten Löhne, 
welche 30 bis 40 Proz. unter der vereinbarten Minimallohnliste, welche 
in dem abgelaufenen Halbjahr allgemein in Kraft war und schon 
15 Proz. unter der Normallohnliste ist , standen. Die Folge davon 
war, dass diese Leute besonders einfache schwarze Sammet- und Satin- 
streifen etwa 10 bis 15 Proz. billiger, als die an der Lohnliste fest- 
haltenden Fabrikanten verkaufen konnten und aus diesem Qronde den 
Zulauf der Besteller erlangten. Alle Aufträge in leichteren faconnierten 
Artikeln wurden diesen Fabrikanten erteilte 

Die Abnahme der Winterarbeit in der Landwirtschaft. Ein 
Artikel Bruckmatm's über die Viehhaltung im preussischen Staat 
nach den Zählungen von 1867 , 1873 und 1883 bemerkt ein Schluss- 
wort : »Die menschliche Arbeitsleistung in der Landwirtschaft , welche 
sich für Menschen und Zugvieh ohnehin auf Perioden des Jahres (Feld- 
bestellung und Ernte) konzentriert, während ein erheblicher Zeitteil 
über die wünschenswerte Ruhe hinaus an Arbeitsmangel leidet, wird 
mit der neueren Entwickelung in der Anwendung von Maschinen , 
insbesondere der Dreschmaschinen, noch mehr zurückgedrängt, sodass 
gerade die Winterarbeit des Landmannes weiter abnimmt. Auch haben 
die Landwirte in letzter Zeit von der eigenen Herrichtung des Saat- 
kornes mehr und mehr Abstand genommen; es ist zum Vorteile des 
Feldbaues zum Teil ein besonderer gewerblicher Betrieb daraus ge- 
worden. Diesem in einer Beziehung unwirtschaftlichen Zustande würde 
durch eine ausgedehntere Pflege der Viehzucht etwas entgegengewirkt 
werden können. Weniger hervortretend ist der in Rede stehende 
Uebelstand bei Solchen Qrosswirtschaften , mit denen ein gewerblicher 
Winterbetrieb verbunden ist. Hier ist gleichzeitig für die Spannvieh- 
kraft eine vorteilhafte Ausnutzung vorhanden. Die Verwendung von 
Zugochsen , welche nach gethaner Herbstbestellung zur Mast gestellt 
werden, erspart ebenfalls eine ertraglose Durch winterung von Spann- 
vieh. Es läset sich jedoch aus den Zählungsergebnissen, welche für 
1883 die Ackerochsen nieht einmal ausscheiden, nicht zuverlässig beur- 
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teilen, wie sich diese Verhältnisse gegen 1873 verändert haben, zumal 
auch das Alter der Tiere sowie der Umfang des im Januar bereits 
erfolgten Abganges dnrch Schlachtungen und Ausfuhr wesentlich nicht 
in Frage kommen. Vereinselt bietet sich zwar auch für mittlere und 
kleinere Spannviehhaltungen Gelegenheit zu Arbeit und Verdienst 
während der Buhezeit in der Landwirtschaft, namentlich in wald- 
reichen sowie in industriell gemischten Gegenden; im allgemeinen 
aber trifft das oben Gesagte zu, und viele Menschenhände 
und bedeutende Tierkräfte verbringen, jährlich 
wiederkehrend, lange Tage un Wirtschaft lieh er Buhe 
oder Unthätigkeit. Es liegen Vorschläge und Erörterungen 
in der einschlägigen Litteratnr darüber vor, wie der handarbeitenden 
landwirtschaftlichen Bevölkerung auch im Winter mehr Arbeitsge- 
legenheit und Verdienst zu verschaffen sei. Man geht dabei weniger von 
dem Gesichtspunkte einer jetzt ungenügenden Ausnutzung der vor- 
handenen Kräfte an eich aus, als von dem auf dem Lande immer 
schwerer empfundenen Uebelstande, dass unter den heutigen Verhält- 
nissen die brauchbarsten Arbeiter mehr und mehr nach Industrieorten 
abziehen und somit dem Landbau auch zu der Zeit fehlen, wo er der- 
selben dringend bedarf. (Ztschr. des K. pr. «tat. Bur.) 

— e. Zum englischen Patentwesen. Das österreichische General- 
Konsulat zu London schreibt in seinem 1888er Bericht : »Ein Umstand 
über den sich Patentsucher und alle, welche sich für die Geschichte 
des Patentwesens interessieren, sehr beklagen, ist der Mangel an ein- 
heitlich geordneten Katalogen. Es gibt in dem Patentamt eine Menge 
Kataloge, die aber fort und fort nach neuen Prinzipien eingerichtet 
werden, kein Katalog jedoch ist vollständig. Für jemanden, der nicht 
Jahre lang die beständigen Veränderungen verfolgen konnte, ist es 
fast ein Ding der Unmöglichkeit, sich über eine gegebene Gattung von 
Patenten zu informieren. Seinerzeit hatte man einen Anfang gemacht 
unter anderem sehr nützliche Kataloge herauszugeben, worin auszugs- 
weise Beschreibungen der Patente dem Gegenstände nach geordnet 
waren. Seit 1883 ist aber die Weiterführung dieser Kataloge gänzlich 
unterblieben, und nur bis zum Jahre 1886 sind dieselben vollständig. 
Im ganzen hatte man die Patente in 102 Klassen eingeteilt; nur in 
Bezug auf 5 sind die Kataloge bis 1883, und bei 41 Klassen bis 1876 
durchgeführt. Jüngst hat man nun eine bedeutende Zahl neuer Kräfte 
für die Vervollständigung dieser Kataloge engagiert« 

— e. Die Bunehmende Einkleidung der Vererbung yon Familien- 
Geschäften in die Gründung Ton Aktiengesellschaften hebt für Eng- 
land der Bericht des österr. Generalkonsulats zu London für 1888 
nachdrücklich hervor. Die Triebfeder scheint in der Hauptsache nicht in 
Hinterziehung der Erbschaftssteuer, sondern in der Vereinfachung und 
Sicherheit zu liegen, womit in Form von Aktienzuweisung die Erbteilung 
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nocb vom Erblasser selbst oder von der Gesellschaft der Geschäfts- 
teilhaber geregelt werden kann. 

Vorteilhafte Einwirkung des indischen Warenbezeiohnnnffsge- 
setses auf den Handelsverkehr mit Oesterreich-Ungarn. Das österr. 
Generalkonsulat in Kalkatta schreibt hierüber: Das am 1. April 
1889 für ganz Britisch-Indien in Wirksamkeit getretene »indische 
Warenbezeichnungsgesetz [Indian Merchandise Marks Act, 1889«)] 
schreibt bekanntlich den Fabrikanten, bezw. den Kommissionären vor« 
bei den von ihnen gelieferten Waren vor allem den Ursprung anzu- 
geben, dann aber auch in den denselben beiliegenden Fakturen oder 
Beschreibungen nicht in dem kleinsten Detail von der Wirklichkeit 
abzuweichen. Dadurch soll der hiesige Kaufmann erfahren, dass ein 
grosser Teil der hieher kommenden Waren nicht englischer Provenienz 
ist, daher schlechter sein müsse, weshalb die hiesigen Konsumenten 
dann -selbstverständlich nur englische Waren beziehen sollen. Nun 
aber hat der hiesige Kaufmann sich gar nie nach der Marke der Ware 
als solchen gerichtet; er hat die Ware einfach immer auf ihre Qualität 
und Preiswflrdigkeit geprüft, und sich darnach in seinen Bestellungen 
und Einkäufen gerichtet, und gerade deshalb ist den Engländern seitens 
anderer Länder eine grosse Konkurrenz entstanden. Diese Konkurrenz 
durfte aber durch das neue Gesetz nicht nur nicht aus dem Felde ge- 
schlagen werden, sondern von seiten mancher Industriestaaten sich 
sogar bedeutend vermehren. Und gerade für Oesterreich-Ungarn und 
dessen Handelsverkehr hieher wird dasselbe in zweifacher Richtung 
von den wohlthätigsten Folgen begleitet sein. Man wird jetzt hier 
wissen, welche Waren in Oesterreich-Ungarn erzeugt werden, wird 
erkennen, dass die Gate derselben jener der Erzeugnisse anderer 
Länder nicht nachsteht, ja dass viele Artikel dort besser erzeugt 
werden als überall anderwärts und dass auch der Preis nicht nur ein 
angemessener, sondern manchmal sogar ein niedrigerer als der von 
Waren anderer Provenienz ist Man wird erkennen, dass viele der 
bisher unter fremder Marke gekommenen Waren aus Oesterreich-Ungarn 
stammen, ja dass bisher selbst Engländer manche solche Waren als bei 
ihnen erzeugt ausgaben, und wird seine Bestellungen jetzt direkt in 
Oesterreich-Ungarn machen, und so dem Import von dort hieher endlich 
zu jener Ausdehnung verhelfen, die er der Qualität seiner Erzeugnisse 
entsprechend schon längst verdient hätte. Aber noch einen zweiten 
nicht zu unterschätzenden Vorteil für den Handel unserer Monarchie 
dürfte das erwähnte Gesetz mit sich bringen. Während nämlich früher 
der Export der Waren durch einen englischen, französischen oder 
deutschen Kommissionär erfolgte, der die Ware ah aus seinem Lande 
stammend bezeichnete, wird dies jetzt entfallen; die österreichisch- 
ungarischen Fabrikanten können und müssen sich nun, soweit sie nicht 
in unmittelbarer Verbindung mit dem hiesigen Kaufmann stehen (was 
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durchaus nicht von Vorteil ist, direkt an einen hiesigen Kommissionär 
wegen des Verkaufs ihrer Artikel wenden, und dies wird für unsere 
Industrie voraussichtlich von bedeutendem Nutaen sein. So ist denn 
gerade durch das neue Gesets der heimischen Industrie Gelegenheit 
geboten, zu einem grossen Aufschwung in ihrem Export hieher au ge- 
langen, wenn sie sich mit dem ganzen Gewicht ihrer Leistungsfähigkeit 
auf den hiesigen Markt wirft, ihre ganze Kraft aufbietet, um allen an 
sie gestellten Anforderungen vollkommen gerecht zu werden, und wenn 
alle einschlägigen Faktoren zusammenwirken, um etwa entgegenstehende 
Hemmnisse zu überwinden und die vorhandenen und nicht wegzuleug- 
nenden Uebelstände auszurotten. — Weiter schreibt hiezu die »Austria« 
aus Liverpool : Klagen gegen das neue englische Marken- 
g e s e t z. Aus Liv erpool berichtet die »Austria« : Da die Ansicht 
besteht, dass das neue englische Markengesetz den englischen Durch- 
fuhrhandel sehr schadige, hat die Handelskammer in London nach 
lebhaften Debatten folgenden Antrag mit grosser Majorität zum Be- 
schluss erhoben : In Fallen , wo Waren , welche mit keinen Angaben 
über ihren Ursprungsort und Namen oder Gewerbemarken versehen 
sind, oder den Kamen oder die Gewerbemarke eines Fabrikanten, 
Händlers oder Kaufmannes aufweisen , betrachtet die Handelskammer 
das Verlangen nach Enthüllung des Ursprungsortes oder Landes der 
auf Grund des Gewerbemarkengesetzes eingeführten Ware als eine 
unnötige Einmengung in die Rechte und Initiative der Geschäfte und 
r&t daher ein, das Gewerbemarkengesetz so abzuändern, dass die Ware 
bloss mit einer Unterscheidungsmarke, ob englischen oder fremden 
Ursprungs, versehen sein müsse. Aus der Beratung dieses Gegenstandes 
im Schosse der Handelskammer ist zu entnehmen, dass bisher viele 
englische Kaufleute ihren Kunden im Ausland Waren als »englische« 
lieferten , welche in der That hierlands gar nicht erzeugt waren. Da 
nun nach dem neuen Gewerbemarkengeseta alle Waren den Ursprungs- 
ort angeben müssen, so erfahrt der Kunde im Ausland, woher die Ware 
stammt, und bezieht sie dann direkt, statt durch seinen Geschäfts- 
freund in England. In Anbetracht dessen kann es wohl nicht be- 
fremden, wenn man hierlands auf Abänderung dieses Gesetzes hin- 
arbeitet. 

— e. Zur englischen Hochseefischerei in der Vordaee. Der 
deutsche Handelsbericht aus Great Grimsby, Handelsbericht für 
das Jahr 1888, (D. H. Archiv, Mai 1879) bemerkt über diesen Gegen- 
stand : Die Fischerei entwickelt sich von Jahr zu Jahr mehr. Durch 
Einstellung von Dampfkuttern, welche hauptsächlich dazu benutzt 
werden, die von den Segelschiffen gefangenen Fische auf See zu über- 
nehmen und im Hafen abzuliefern, wird der Betrieb ein schnellerer 
und gleichmässigerer. Infolge dieser Einrichtung kommt die Ware in 
bedeutend besserem Zustande an den Markt, was auch den Segelkuttern 
Zeitschr. f. Staatsw. 1890. I. Heft. 10 
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zu Gate kommt , weil sie mehr Zeit zum Fang haben nnd nur die 
Heimreise antreten, um sich mit Proviant zu versehen oder etwaige 
Schäden am Schiffe auszubessern. 

Nach dieser Methode (Fkemg) wird eine Flotte von 50 bis 60 
Segelkuttern von den betreffenden Rhedern oder Gesellschaften zu- 
sammengestellt, auf 6 bis 8 Wochen ausgerüstet und nach einer ge- 
wissen Stelle in der Nordsee gesandt An der Spitze dieser Flotte 
steht ein sogenannter Admiral, ein sehr tüchtiger Fischer, dessen 
Pflicht es ist, die Flotte zo überwachen und darauf zn sehen, dass 
sorgfältig gefischt und die Grenzen an der ausländischen Küste nicht über- 
schritten werden. Für diese Flotte sind ein oder 2 Sammeldampfer an- 
gewiesen, welche mit der Flotte fischen, bis der Admiral von seinem Schiffe 
das Signal zur Ablieferung der Fische gibt. Darauf zieht der Kutter sein 
Netz ein und beginnt von den Segelschiffen die Fische zu übernehmen. 
Das Uebernehmen der Fische geschieht in der Weise, dass jeder Kutter 
die gefangenen Fische mit Eis in die dazu mitgenommenen Kasten 
packt, diese in das Boot verladen werden und zwei oder drei Mann 
der Besatzung damit längsseit des Dampfers fahren und die Fische 
abgeben; an jedem Kasten ist mit Schnur ein Stück Holz befestigt, 
worauf entweder der Name des Kutters oder des Bhedera steht, damit 
die Fische an den richtigen Mann kommen. Nachdem nun der Dampfer 
die Fische der Flotte an Bord genommen , dampft derselbe damit 
entweder nach Grimsby oder London, je nachdem seine Instruktion 
lautet, wahrend die Segelschiffe beim Fischen bleiben. Hat der Dampfer 
seine Ladung entlöscht und leere Kasten, Proviant, Reservenetze, Trossen, 
Schleppnetzbäume und was noch weiter auf See gebraucht wird, 
hauptsächlich aber Eis zum Packen der Fische an Bord genommen 9 
so begibt er sich wieder zu der Flotte, welcher er angehört, zurück 
und meldet sich beim Admiral. Findet letzterer es nicht notwendig , 
ihn sogleich wieder abzusenden, so setzt er sein Nets über Bord und 
fängt selbst an zu fischen. Diese Dampfkutter sind den Segelbooten 
gegenüber insofern im Vorteil, als sie auch bei Windstille fischen 
können. — Die vorstehend beschriebene Methode bezieht sich auf den 
Teil der Segelflotte, welcher mit Netzen fischt und besondere Eis- und 
Fischräume hat, worin die Fische in Eis verpackt aufbewahrt werden, 
bis die Sammeldampfer kommen. Eine andere Art von Fischkuttern 
sind die Linors. Diese Segelkutter sind ganz anderer Banart wie die 
Schleppnetzkutter ; dass Vorder- und das Hinterende dieser Schiffe sind 
durch wasserdichte Schotten von dem mittleren Teil geschieden; die 
Beplankung dieses Teils ist mit vielen Bohrlöchern versehen und stets 
voll Wasser, worin die gefangenen Fische lebend aufbewahrt werden, 
bis der Kutter wieder in den Hafen kommt. Am Bord dieser Kutter 
befinden sich keine Netze; statt dieser hat man lange, dünne aber 
starke Leinen, die zusammengeknotet , für IV» bis 2 englische Meilen 
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reichen. An diesen Leinen werden in gewissen Zwischenräumen Angel- 
schnüre mit Angel, entere lVs bis 2 Pnss lang, befestigt; anf den 
Angeln wird der Köder befestigt, und wenn alle bespickt, werden 
sie von der Besatzung über Bord gesetzt, wahrend das Schiff langsam 
vorwärts segelt. An jedem Ende der langen Leine ist eine Boje mit 
Flaggenstock und kleiner Flagge angebracht, um die Leine wieder 
finden zu können , auch sind hier und da auf dem anderen Teile der 
Leine kleinere Bojen angebracht, um dieselbe aufzuhalten. Die so 
ausgelegte Leine laset man eine geraume Zeit liegen. Der Köder be- 
steht entweder aus Wasserschnecken (Wilks; die harte Schale derselben 
wird gebrochen und abgenommen , und die Schnecke dann auf die 
Angel gesteckt) oder auch aus Neunaugen, welche in 5 bis 6 Stücke 
geschnitten und dann einzeln auf die Angel gesteckt werden. Wenn 
nach dem Urteile des Schiffers die Leinen lange genug ausgelegen 
haben, so wird das Boot bemannt, um die Fische von den Angeln zu 
nehmen und dann an Bord des Kutters zu bringen. Alle Angeln werden 
nachgesehen und von neuem mit Köder belegt, um eventuell wieder 
Überholt zu werden. Diese Kutter sind auf 14 Tage oder 3 Wochen 
verproviantiert und mit 8 oder 9 Leuten bemannt, während die Schlepp- 
netzkutter nur 5 Mann führen. Wenn der Fischbehftlter im Kutter 
voll ist, so tritt derselbe die Heimreise an. Bei der Ankunft werden 
die Fische mit Handnetzen aus dem Behälter herausgefischt und in 
die im Dock schwimmenden Fischkasten geworfen ; hierin werden die- 
selben aufbewahrt, und nur ein gewisser Teil dieser Ware wird je nach 
dem Bedarf täglich meistbietend verkauft 

Nun gibt es noch die sogenannten Handliners. Diese Kutter ge- 
hören den soeben beschriebenen an. Wenn die Zeit des Fanges mit 
langen Leinen in der Nordsee vorbei ist, werden die Räume sorgfältig 
gewaschen und vermittelst loser Schotten so eingerichtet, dass ein 
.Raum für Salz, wovon jeder Kutter etwa 20 Tons einnimmt, ein Raum 
zum Einsalzen der Fische und weiterer Platz für Kohlen , Wasser und 
Reserve da ist. Die Ausrüstung dieser Schiffe geschieht gewöhnlich 
im Monat März, und das Fischen dauert bis in den Monat August 
Wenn diese Flotte fertig ist, so segelt sie nach Island. Dort ange- 
kommen wird mit Handleinen gefischt; die gefangenen Fische werden 
ausgenommen, rein gemacht und in dem dazu vorbereiteten Räume 
eingesalzen, während die Lebern in den mitgenommenen Fässern auf- 
bewahrt werden. Haben nun die einzelnen Schiffe so viel gefangen, 
dass es an Raum zum Salzen fehlt, so segeln sie nach den ihnen vorher 
aufgegebenen Lagerplätzen, gewöhnlich auf den Shetlands-Inseln, wo 
die Agenten der verschiedenen Rheder die Fische in Empfang nehmen 
und an die Aufkäufer verkaufen, die letzteren arbeiten in der Regel 
für spanische, portugiesische und französische Häuser. Nachdem ein 
hinlängliches Quantum angekauft ist, wird dasselbe mittelst kleiner 

10* 
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passender Dampfer seiner Bestimmung zugeführt Die entlöschten 
Segelkutter rüsten sich mit allem Bedarf ans and segeln wieder nach 
den Fischereigründen. Wenn die letzte Ladung gesalzener Fische ab- 
geliefert ist und die Zeit kommt, nach dem Heimatshafen zurückzu- 
kehren, so werden die Fisehbehftlter wieder eingerichtet; die dann 
gefangenen Fische werden lebend erhalten und im Hafen von Grimsby 
in die Fischkasten entlöeeht. Die Kutter werden dann ins Trockendock 
geholt, rein gewaschen und mit einem Patentanstrich versehen; sie 
fangen dann , gewöhnlich Ende August , wieder an , mit Longleinen 
sd fischen. 

Verkauf der Fische: Die Fischerei hat ihre von der Doekgesell- 
schaft eigens zu diesem Zwecke gebauten Docks. Auf der Wasserseite 
bilden ein von Holz gebauter Kai und eine Plattform, sogenannter 
Ponton, den Landungsplatz; hier werden die von See kommenden 
Kutter angelegt und entlöeeht. Dieser sogenannte Fischmarkt ist für 
tote, in Eis verpackte Fische bestimmt; es gibt deren drei, welche 
beinahe eine englische Meile lang und 50 bis 100 Fuss breit sind. Auf 
der LandseHe dieses Pontons ist eine Eisenbahn angelegt und zwar 
so nahe, dass die verpackten und losen Fische unmittelbar in die 
eigens dazu eingerichteten Eisenbahnwagen geschafft werden können. 
Wenn nun die Fische aus dem Kutter auf diesen Ponton gelandet 
sind, so beginnt der Elsh-Salesman (Auktionator) den Verkauf in öffent- 
lich er Versteigerung; dieses dauert gewöhn lieh von 9—11 Uhr vor- 
mittags. Ist der Verkauf beendet, so wird mit Packen und Reinigen 
der Fische begonnen. Diese Arbeit ist bis etwa 4 Uhr nachmittags 
beendet; dann kommen die Lokomotiven und holen die Fisch wagen 
ab und rangieren dieselben, und um 5 Uhr sind die Fischzüge fertig, 
um nach den verschiedenen Bestimmungsorten abzufahren und zwar 
mit derselben Pünktlichkeit wie die Personenzüge. Wenn alle Arbeit 
auf dem Ponton vorbei ist, so wird der Fischabfall in eigens dazu ein- 
gerichteten Karren weggefahren und der Pento gewaschen und für 
den folgenden Tag fertig gemacht Das Quantum guter gesunder Fische 
welches im Jahr 1888 gelandet wurde, betrug 72937 Tons; dazu 
kommen noch wenigstens 1000 Tons Heringe und Sprotten, welche als 
Dünger verkauft wurden, weil der Fang so gross war, dass nicht alle 
zum Verbrauch verkauft werden konnten. Die hiesige Fischerflotte 
fangt ausser dem oben benannten Quantum noch viele Fische, welche 
mit den Dampfkuttern direkt nach London gebracht werden. Es wird 
berechnet , dass im Laufe des Jahres 10 000 bis 12 000 Tons auf diese 
Weise an den Markt gebracht werden. Die finanziellen Verhältnisse 
des Fischereibetriebes sind nicht besonders gute. Die Ursache liegt in 
verschiedenen Gründen, hauptsachlich aber in der Schwierigkeit, gute, 
sorgsame und ehrliche Leute als Besatzungen zu erhalten; durch den 
Mangel an diesen wird den Rhedereien ein grosser Verlust zugefügt. 
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Es muss jedoch in Betracht genommen werden, dass etwa 7000 See- 
leute auf der Flotte Beschäftigung finden, nnd da die Schiffer and 
Rheder der Kutter grosse Schwierigkeiten finden, die Besamungen zu- 
sammen zu bringen, so wird Alles eingestellt, was sich anbietet, ein 
grosser Nachteil für den Betrieb , weil in schwerem Wetter manche 
Verluste an Segeln , Trossen und Netzen dadurch verursacht werden, 
dass die Besatzung das Bergen dieser Sachen nicht versteht. Ein weiterer 
Grand ist, dass viele der Rheder mit zu geringem Kapital anfangen, 
so dass sie, um die nötigen Anzahlungen zu machen, Geld borgen und 
den grössten Teil des Fahrzeuges mit hoch verzinstem Gelde bezahlen 
müssen. Die Darleiher sind in der Regel Geldwucherer, welchen das 
Fahrzeug als Sicherheit verpfändet wird ; fahrt dasselbe glücklich, dann 
wird die Abzahlung leicht, im entgegengesetzten Falle quälen sich die 
Rheder ab, bis sie keinen weiteren Kredit haben, und dann kommen 
die Gläubiger, verkaufen den Kutter, und der Rheder ist ruiniert. 

— e. Das Aulrechtbleiben der schweizerischen Uhrenindastri*. 
Der deutsche Handelsbericht aus Genf für das Jahr 1888 bemerkt: 
Die Regierungen und Stadtbehörden bringen grosse Opfer, um tüchtige 
Künstler, Kanfleute und Arbeiter heranzubilden und der auswärtigen 
Konkurrenz ebenbürtig gegenübertreten zu können. Schon früher ist 
der Uhrmacherschulen in Genf, Neuchatel, Locle, Chaox detfonds, 
Biel etc. gedacht worden , in welchen Arbeiter in allen Zweigen der 
Uhrmaeherei theoretisch und praktisch herangebildet werden. In Genf 
besteht weiter seit Jahren eine sehr blühende Kunstgewerbesohule, nnd 
eine ähnliche Anstalt ist seit kurzem in Biel errichtet worden. Die 
Hauptindustrie der Westschweiz, die Uhrenfabrikation, hat sich, trotz 
der grossen Konkurrenz, die ihr besonders von Frankreich und Amerika 
gemacht wird, auf der bisherigen Böhe gehalten. In der mechanischen 
Fabrikationsweise steht sie Amerika gewiss nicht mehr nach, und 
Frankreich ist sie ohne Zweifel bedeutend überlegen. Trotz des hohen 
Eingangssolls, 25 Prozent vom Wert, werden immer noch bedeutende 
Quantitäten nach den Vereinigten Staaten von Amerika ausgeführt, 
besonders fertige Uhrwerke, die, um den Zoll auf das Gehäusematerial 
zu ersparen, in Amerika montiert werden. Bemerkenswert ist da§ ^er- 
folgreiche Streben der schweizerischen Industrie, für massigen Preis 
ein immer vollkommeneres Produkt zu liefern. In dieser Beziehung hat 
besonders Genf entschiedene Fortschritte gemacht. Früher wurden daselbst 
fast ausschliesslich ganz feine und teuere Uhren gemacht, jetzt erzeugen 
die dortigen Fabriken, neben den mit Recht berühmten komplizierten 
und Präzisionsuhren, auch ein viel billigeres und nichtsdestoweniger 
sehr vorzügliches Fabrikat Aehnliohes gilt von Locle und anderen 
Orten der Kantone Wandt und Neuchatel. In komplizierten und 
Präzisionsuhren beherrschen Genf, das Valläe du Jone und Locle auch 
jetzt noch den Weltmarkt. Für diese Artikel, bei denen die 
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geschickten Arbeiter durch keine Maschine ersetzt 
werden können, sind auch die Preise seit Jahren wesentlich die- 
selben geblieben, und es macht sich bereits ein Mangel an guten 
Arbeitern fahlbar, da während der langen Krisis viele gute Kräfte 
ausgewandert sind und der Nachwuchs nur langsam die entstandenen 
Lacken ausfallt Sehr starke Nachfrage zeigte sich für ganz kleine 
Uhren und Uhrwerke, die für Kugeln, Ringe, Armbänder, Stockknöpfe 
und sonstige Juwelierarbeiten gebraucht werden. In diesen Artikeln 
Hess sich das Bedürfnis kaum decken. Besonders in Genf werden jetzt 
kleine Ankerwerke gemacht, von 7 bis 10 Linien Durchmesser, mit 
Kompensationsunruhe und in den verschiedenen Lagen reguliert, deren 
Gang trotz ihrer Kleinheit ein erstaunlich genauer ist, wenn auch 
nicht die Präzision erreicht werden kann , welche die Genfer Stern- 
warte bei den ihr anvertrauten Chronometern seit Jahren beobachtet 
hat Der segensreiche Einfluss der Uhrmacherschulen und der Preis- 
bewerbungen ist hierin unverkennbar. Die Uhrmacherkunst hat sich 
gehoben, und der materielle Gewinn ist nicht ausgeblieben. 

Bereits im vorjährigen Berichte ist der in der Uhrenindustrie 
aufgetauchten neuen Idee erwähnt, unmagnetische Uhren her- 
zustellen, d. h. Werke, bei denen die Hemmung (SchappemerU) aus 
Metallen besteht, die durch den elektrischen Strom nicht magnetisch 
werden. Ein hier etabliertes amerikanisches Hans Hess diese Uhren 
zuerst fabrizieren und bediente sich dazu der Palladium-Spirale und 
einer Unruhe, die gleichfalls aus einer Mischung -von Palladium und 
anderen nichtmagnetischen Metallen hergestellt ist. Das Ankerrad 
besteht aus einer Art unmagnetischer Bronze. Für diese Uhrenteile 
hatte die betreffende Firma in fast allen Kulturländern Patente ge- 
nommen. Da besonders in Amerika eine gewisse Nachtrage nach diesen 
Uhren war, suchten verschiedene Fabrikanten die Hemmungsteile aus 
anderen unmagnetischen Metallverbindungen herzustellen, was auch 
gelang. Einzelne derselben erhielten Patente , und ihre Erzeugnisse 
sollen denen der amerikanischen Firma zum mindesten ebenbürtig sein. 
Es war von der höchsten Wichtigkeit für die Uhrenindustrie , sich zu 
vergewissern, ob wirklich die sogenannte unmagnetische Uhr so grosse 
Vorzüge bietet, dass die Verdrängung der bisherigen Uhren, oder docn 
wenigstens die allgemeinere Einführung der neu erfundenen , wahr- 
scheinlich ist. Es musste insbesondere festgestellt werden, ob die neue 
Uhr ebenso gut reguliert werden kann und ebenso dauerhaft ist, wie 
die bisherigen Zeitmesser. Unter den sachverständigen Uhrmachern 
herrschen darüber immer noch sehr verschiedene Meinungen. Was die 
Präzision des Ganges der unmagnetischen Uhr betrifft, so muss zuge- 
geben werden, dass einzelne derselben bei der letzten Chronometer- 
konkurrenz in Genf vorzügliche Resultate erzielt haben, dagegen be- 
haupten hervorragende Reguleurs, das im allgemeinen die Kompensation 
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bei diesen Uhren eine anvollkommene nnd schwierig zu erreichende 
sei, nnd fast alle sind der Ansicht, dass die Abnutzung der unmag- 
netischen Hemmung eine viel raschere und die Dauerhaftigkeit der- 
selben eine viel geringere, der Gang einer solchen Uhr auch ein weniger 
bestandiger sei, als bei den bisherigen Zeitmessern. Mehrere Fabri- 
kanten, welche angefangen hatten, die unmagnetische Uhr zu fabri- 
zieren, haben deshalb ihre Versuche aufgegeben oder fertigen nur 
einzelne Stocke zu weiterer Beobachtung und um sagen zu können, 
dass auch sie diesen Artikel haben. Von sachkundiger Seite wird 
versichert, dass viele dieser Uhren zurückkamen, weil sie den an 
sie gestellten Anforderungen nicht entsprachen und umgearbeitet werden 
mussten. Ob es gelungen ist oder gelingen wird, die gerügten Uebel- 
stände zu beseitigen, bleibt jedenfalls zunächst noch eine offene Frage, 
und bei der geschäftlichen Ausbeutung der Neuerung ist den Händlern 
grosse Vorsicht anzuempfehlen. 

Die Ausfuhr der schweizerischen Uhrenindustrie steht derjenigen 
des Vorjahres um ein Geringes nach: für 77 616 261 Franken fertige 
Uhren, gegen 79 105 628 Franken im Jahre 1887. Von den ausgeführten 
Erzeugnissen gingen nach den fünf Hauptabsatzländern: 

1888. 1887. 

Franken. Franken. 

Deutschland .... für 17472000 17952000 

Grossbritannien ... »11305000 18664000 

Österreich > 9910100 9441000 

Vereinigte Staaten von 

Amerika » 9575000 9768000 

Frankreich > 9 045 000 6800 000 

Dem Durchschnittswerte nach stellte sich im Jahre: 

1888. 1887. 

Franken. Franken. 

eine Metalluhr auf 10,68 11,30 

> silberne Uhr » 17,88 18,21 

> goldene Uhr » 66,69 65,52 

ein Uhrwerk » 12,34 12,83 

> Metollgehäuse . . . . » 4,90 4,43 
» silbernes Gehäuse ...» 7,44 7,14 
» goldenes Gehäuse . . . > 58,56 66,09 

Ein Vergleich der Durchschnittspreise in den Jahren 1887 und 1888 
zeigt immer noch ein leichtes Herabgehen der Preise, aber er erweist 
auch das ernste und gemeinschaftliche Streben der Fabrikanten und 
Arbeiter, der Entwertung der Waren, und besonders der Arbeit mit 
vereinten Kräften entgegenzutreten. 

Die in einem früheren Berichte genauer beschriebene Fideration 
horlogbre hat in dieser Beziehung entschieden nützlich gewirkt, wenn 
es ihr auch bis jetzt nur in beschränktem Masse gelungen ist, ihre 
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Zwecke zu erreichen. Unter ihrem Einflüsse haben sich bereite mehrere 
Zweige der Uhrenfabrikation als Syndikate gebildet, denen ein grosser 
Teil der Prodasenten beigetreten ist, so die Rohwerk- and Gehäuse- 
fabrikanten. Die wesentlichen Punkte ihrer Vereinigung sind Fest- 
stellung der Minimalpreise, Regelung der Kreditverhältnisse. 
Besonders die leichtge währten uud aberlange laufenden Kredite waren 
den ernsten Fabrikanten von grossem Nachteil, da sie die Ueberpro- 
duktion förderten , die Preise herabdrückten und häufig zu Zwangsver- 
käufen and Zahlungseinstellungen führten. Auch als Vermittlerin zwischen 
Arbeitgebern Arbeitern und sachte die FidSration horlogbre zu wirken, 
indem sie die Solidarität der. beiderseitigen Interessen betonte, drohende 
Zwiste zu verhindern und aasgebrochene Strikes auf gütlichem Wege zu 
erledigen sich bemühte. Indessen haben sich, besonders in letzter Zeit 
bereits Zerwürfnisse eingestellt Verschiedene Arbeitersyndikate haben 
ihren Austritt aas der Fidiratwn angezeigt, angeblich weil das Central- 
bureau nicht energisch und rasch genug für die Interessen der Arbeiter 
eingetreten sei. Dagegen beweist das Centralbureau die Nichtigkeit 
der angeführten Gründe und führt den Austritt der Arbeitersyndikate 
auf sozialdemokratische Wühlereien zurück, welche das so wesentliche 
und für die Zukunft der nationalen Industrie so unerlässliche Zusammen- 
gehen von Fabrikanten und Arbeitern zu hintertreiben suchen. Zum 
Vorteil der Arbeiter dürfte diese Minierarbeit kaum ausschlagen. (D. 
H. Aren. 1889, Julih. 

— e. Die Ursachen der Zwangsversteigerung vorwiegend land- 
und forstwirtschaftlich benntster Grundstücke in Preussen während 
des Rechnungsjahres 1886/1887. Die Ztschr. d. K. pr. etat. Bureau 
teilt folgendes Hauptergebnis der durch die Landräte vollzogenen Er- 
mittelung über jeden Konkursfall dahier mit »Die augenfälligsten Ergeb- 
nisse unserer Erhebung lassen sich dahin zusammenfassen, dass in den 
Tabellen 1 bis 4 als Ursache der Zwangsversteigerung angegeben ist: 
a) in einer nicht unerheblichen Anzahl von Fällen die allgemeine 
ungünstige Lage der Landwirtschaft, im Osten des 
Staates und bei dem grösseren Besitze jedoch verhältnismässig weit 
häufiger, als bei dem kleineren und im Westen, wo diese Ursache als 
»alleinige« Überhaupt fast gar nicht, sondern nur in Verbindung mit 
anderen Ursachen vorkommt ; b) seltener der Wucher, öfter dagegen 
Familienverhältnisse und Krankheit, Naturereignisse, wirt- 
schaftliche and geschäftliche Unfälle oder Fehlschläge; c) häufiger 
endlich als alle bisher angeführten Verhältnisse ungünstigeG uts- 
übernahme bei Kauf oder Erbteilung, namentlich aber unmittel- 
bares eigenes Verschulden der Besitzer. Es treten nämlich unter 
2885 Fällen, bei welchen die Land- oder Forstwirtschaft den Haupt- 
beruf des Subhastaten bildet, im ganzen 5469 ursächliche Verhältnisse 
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und zwar 1117 allein and 4352 in Verbindung mit anderen auf. Von 
den » alleinigen c und Mitursachen zusammen entfielen: 
auf die allgemeine ungünstige Lage der Land- 
wirtschaft 5^o Proz. 

» Wucher and Uebervorteilung beim Handel 8,o* » 

> Familienverhältnisse und Krankheit . . 10,60 > 

» geschäftliche Verhältnisse 6,7a » 

» Naturereignisse und Wirtschaftsunfälle . 6,19 » 
» freiwillige ungünstige Gastsübernahme . 19,6» » 

> unzweckmäßige Erbregulierung .... 5,7> » 
» eigenes Verschulden der Besitzer . . . 41,86 > 
» sonstige Ursachen 0*6 > 

Von Interesse ist die Vergleichung dieser Ergebnisse mit denjenigen 
der bayerischen und badischen Statistik. In B a y e r n waren als Haupt- 
ursaohen bei den im Jahre 1886 erfolgten Zwangsversteigerungen land- 
wirtschaftlicher Anwesen angegeben : in 43,7 Proz. der Fälle ungünstige 
Gutsübernahine, Ueberschuldung und Kapitalskündigung, in 22,* Mangel 
an Sparsamkeit, Leichtsinn und Trunksuoht, in 6,7 Wechselschulden 
und Bürgschaft, in 4,s Geschäftsunkenntnis, Mangel an Arbeitskräften 
und sohlechte Bewirtschaftung , in 3,6 verfehlte Spekulation , Bauwut 
Neubauten u. dergl., in 2,6 Krankheit, hohes Alter, Gebrechen, Unglücks- 
fall, zahlreiche Familie und Viehfall, in 2,7 Hagel, schlechte Ernte 
und Wasserschaden, in 2,6 Vermögens- oder Kreditlosigkeit , Mangel 
an Betriebskapital, Verlust im Geschäfte oder durch Schuldner, in 2,i 
Arbeitsscheu, Spielsucht und Müssigang, in 1,» Prozesssuoht und Pro- 
zesse, in 1,8 Geschäftsstockung , Mangel an Verdienst und schlechte 
Verwertung, in l,s Todesfall and Selbstmord, in l,s Brand, in l,s Wacher, 
in 0,8 Unsolidität im Geschäfte, Fälschung oder Betrog und Verurteilung 
oder Haft* in 0,6 Familienereignisse, Ehetrennung, böswilliges Verlassen 
und Aaswanderung, in 0,i ungenügende Versicherung. In Baden 
entfielen 1885 von den »Hauptursachen« and »Nebenursachen« zusammen 
38,9 Proz. auf eigenes Verschulden, 14,» Proz. auf freiwillige ungünstige 
oder leichtfertige Uebernahme, je 12,s Pros, auf unfreiwillige ungünstige 
Uebernahme und auf Familienverhältnisse und Krankheit, 10,4 auf ver- 
schuldetes und unverschuldetes Unglück beim Geschäftsgang, 4,8 auf 
Naturereignisse, 3,» auf allgemeine Verhältnisse, 1,9 auf Ausbeutung 
der Unfähigkeit oder Notlage durch Dritte, 0,6 Proz. auf Fälle mit 
unbekannten Ursachen. Wenngleich diese Ergebnisse einen genauen 
Vergleich mit denjenigen der vorliegenden Statistik schon wegen ihrer 
namentlich bei Bayern sehr abweichenden Einordnung nicht gestatten, 
so tritt doch auch hier die überwiegende Bedeutung der in eigenem 
Verschulden und in ungünstiger Gutsübernahme begründeten Zwangs- 
versteigerung klar hervor. Freilich scheint sich in Bayern die etwaige 
Wirkung allgemeiner ungünstiger Verhältnisse in den Fällen der un- 
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günstigen Gutsübernahme , Verschuldung und Kapitalsköndigung oder 
in denjenigen der Vermögens- oder Kreditlosigkeit u. a. m. zu ver- 
bergen, wie dies übrigens auch bei den anderen Erhebungen in zahl- 
reichen Fällen zutreffen kann. 

Familienverhältnisse und Krankheit für sich allein schon machten 
einen grösseren Teil der »alleinigen« und »Mitursachen« aus, als die 
ungünstige Lage der Landwirtschaft und Wucher zusammen, nämlich 
im ganzen 10 Proz., indem 116mal eine Ursache dieser Gruppe allein 
und 431mal mit einer anderen derselben Groppe — z. B. zahlreiche 
Familie mit Krankheit — oder einer anderen Gruppe verbunden vor- 
kam. Im einzelnen begegnen wir hier als »alleiniger« bezw. »Mit- 
ursache« : Krankheit oder Arbeitsunfähigkeit in 49 bezw. 146, Todesfall 
in 48 bezw. 94, zahlreicher Familie in 7 bezw. 93, anderen Familien- 
verhältnissen (häuslichem Unfrieden, schlechter Haushaltung von Seiten 
der Frau u. s. w.) in 17 bezw. 98 Fällen. Freiwillige ungünstige Ueber- 
nahme mit 19,66 und unzweckmässige Erbregulierung mit 5,72 Proz. 
aller Ursachen (1069 bezw. 813 Angaben) begreifen zusammen allein 
mehr als ein Viertel derselben. Als »alleinige bezw. »Mitursache« treten 
auf ungünstiger Kauf in 86 bezw. 367, Mangel an Mitteln zur Ueber- 
nahme und Bewirtschaftung in 201 bezw. 415 und unzeckmässige Erb- 
regulierung in 85 bezw. 228 Fällen. Die beiden enteren Ursachen sind 
unter einander, alle drei mit schlechter Lage der Landwirtschaft be- 
sonders häufig verbunden. Dies ist erklärlich, und auch, wo die letztere 
Ursache nicht mit herbeigezogen erscheint, wird sie ihren Einfluss in 
zahlreichen Fällen geltend gemacht haben. Eine Uebernahme in Kauf 
oder Erbteilung, welche unter den gegenwärtigen Wirtschaftsbe- 
dingungen ungünstig erscheint, wird zur Zeit ihres Abschlusses oft als 
eine vorteilhafte und nach damaligen Verhältnissen auch auf richtigem 
Anschlage beruhende haben erachtet werden können. Bemerkenswert 
ist ferner, dass die freiwillige ungünstige Uebernahme fast durchweg 
im Osten nicht nur absolut, sondern relativ weit häufiger ist, als im 
Westen des Staates. Bei der unzweckmässigen Erbregulierung tritt, 
wenigstens in den absoluten Ziffern, am meisten Ostpreussen, näohstdem 
auch Posen hervor; hier spielen stellenweise die Aktenteile eine nicht 
unerhebliche Solle. Im Westen sind diese Fälle, wenngleich sie wegen 
der geringeren Gesamtzahl der dortigen Zwangsversteigerungen oft 
einen verhältnismässig hohen Prozentsatz derselben begreifen, in den 
absoluten Ziffern doch gleichfalls im ganzen seltener als im Osten. 
Im übrigen sei hier noch bemerkt, dass die Angabe »ungünstiger Kauf« 
wahrscheinlich noch eine Anzahl von Fällen einschließt, in denen keine 
freiwillige Uebernahme, sondern eine uuzweckmässige Erbregulierung 
stattgefunden hat 

Den Löwenanteil an den Ursachen der Zwangsversteigerungen 
nehmen in unseren Uebersichten die Fälle eigenen Verschul- 
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dens der Besitzer hinweg, nämlich 41,os Proz. , und zwar 415 
»alleinige« bezw. 1879 »Mitursachen« , darunter schlechte Wirtschaft, 
Unerfahrenbeit oder Unkenntnis 183 bezw. 633, Verschwendung, Lieder- 
lichkeit, Leichtsinn, Spielsuoht 87 bezw. 373, Trunksucht 36 bezw. 347, 
Trägheit, Arbeitsuchen 52 bezw. 304, Prozesssucht und Prozesse 26 bezw. 
158, Strafverbüssung 31 bezw. 64mal. In mehreren der westlichen 
Landesteile, wo die Gesamtziffer der Versteigerungen nur eine geringe 
ist, überwiegt die Gruppe »eigenes Verschulden« nicht nur relativ, 
sondern auch absolut. Im Osten ist dies nur im Bezirke Oppeln der 
Fall; doch bleibt auch hier — von Stralsund mit einer nur geringen 
Gesamtziffer von Versteigerungen abgesehen — kein einziger Bezirk 
auffalig hinter dem Durchschnittsanteile von 41, 95 Proz. zurück, während 
denselben ausser Oppeln auch noch die Bezirke der Provinzen Ost- 
preussen, Posen und Sachsen überschreiten. In den absoluten Ziffern 
treten hier am meisten Schlesien mit 65 bezw. 298, Ostpreussen mit 
56 bezw. 301, Rheinland mit 75 bezw. 225, Posen mit 43 bezw. 231 
»alleinigen« bezw. »Mitursachen« hervor. 

Was die Besitzklassen anbetrifft, so nahmen die in eigenem 
Verschulden begründeten Ursachen bei den Besitzungen von 75 a bis 
unter 2 ha 45, ss , bei denjenigen von 2 bis unter 10 ha 44,7 1 ivon 10 
bis 50 ha 41,o* und über 50 ha 30,64 Proz. sämtlicher »alleiniger« und 
»Mitursachen« zusammen hinweg. Bei den kleinsten unserer Besitz- 
klassen steht v für alleinige und Mitursachen zusammen die schlechte 
Lage der Landwirtschaft an letzter (achter), bei der Klasse von 2 bis 
unter 10 ha und bei allen Grundstücken zusammen an siebenter, bei 
derjenigen von 10 bis unter 50 ha an vierter und bei der Klasse von 
50 ha und darüber an dritter Stelle. Von der Gesamtziffer der Ur- 
sachen entfallen nämlich 

auf die Gruppen 
L IL III. IV. V. VI VII VIII 

Ge- Frei- 
Sehlech- ün- Wat Fami- sohäft- willige wlirÄnA11 

hei der Klane t6 La § 6 Wn " * weok ' ?rciir"- llen - llche an ? ön - Vor- 
bei der Klasse d L 3. ch m^ge **?** verh.- Ver- stige „HL 

wlrt- Erbreg*- ntose niese hült- UeAer • ch » ldön 

sohaft Uernng niste nähme 

75 a bis unter 2 ha 29 35 66 55 169 90 165 512 
2 ha » > 10 > 66 59 119 116 247 187 401 942 
10 » > > 50 > 107 56 102 119 105 89 301 621 
50 » und darüber 122 19 26 48 26 52 202 219 
überhaupt . . 324 169 813 338 547 368 1 069 8 894. 
Der grössere Grundbesitz ist dem Umfange nach auf- 
fällig stark an den Versteigerungen beteiligt; denn, wahrend er von 
der Fläche der landwirtschaftlichen Hauptbetriebe bei weitem nicht 
die Hälfte ausmacht, treffen auf ihn mehr als drei Viertel des Um- 
fanges der versteigerten Grundstücke. Von den drei übrigen hier ge- 
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bildeten Grössenklassen steht an wenigsten die unterste hinter demjenigen 
Anteile zurück, der nach ihrem gesamten räumlichen Bereiche auf sie 
treffen müsste, namentlich wenn man berücksichtigt, dass die land- 
wirtschaftlichen Hauptbetriebe unter 75 a wohl in den Ziffern der 
Gesamtfläche, nicht aber auch in derjenigen der subhastierten Grund- 
stücke mitenthalten sind. Bei den Besitzungen von 10 bis unter 50 ha 
ist der Anteil an der Gesamtfläche weit mehr als doppelt, bei den- 
jenigen von 2 bis unter 10 ha sogar fast dreimal so gross, als derjenige 
an der versteigerten. £8 nimmt also der Umfang derSubha- 
station ab, je mehr bei den Besitzungen das Arbeits- 
einkommen gegenüberdem Renteneinkommeninden 
Vordergrund tritt, und steigt erst wieder ein wenig bei der 
untersten Besitzklasse, welche häufig auf Nebenarbeit für grössere Be- 
triebe angewiesen ist. Diese Erscheinung spricht in der That für ein 
Sinken der Grundrente und für die sachliche Begründung des oben 
hervorgehobenen (Jmstandes , dass bei den grösseren , wesentlich von 
dem Schwanken der Rente abhängigen Besitzern verhältnismässig 
häufig die allgemeine Lage und seltener, als im Durchschnitte, eigenes 
Verschulden als Ursache der Zwangsversteigerung angegeben ist. Was 
die Beteiligung der einzelnen Provinzen und Bezirke an 
den Versteigerungen betrifft, so entspricht es den obigen Ausführungen, 
dass die Provinzen mit ausgedehntem grösseren Grundbesitze auch bei 
weitem den grössten Anteil an jenen umfassen. An der Spitze stehen 
Posen und Westpreussen mit 27 813 bezw. 21623 ha Fläche und 
246 996 bezw. 192 065 Mark Grundsteuerreinertrag der versteigerten 
Grundstücke, zusammen fast der Hälfte von der Gesamtheit beider. 

In der vorliegenden Statistik bedarf besonders das Vorkommen der 
Ursache »allgemeine ungünstige Lage der Landwirtschaft« 
einer vorsichtigen Beurteilung. Zunächst müsste die selbe, wenn sie für 
einen oder mehrere Landstriche oder Betriebszweige wirklich besteht, 
dort offenbar bei allen Subhastationen wenigstens als Mitursache an- 
gegeben werden, da sie alsdann auch beim Zusammentreffen mit anderen 
Ursachen jed enfalls ihren Teil zur Herbeiführung des Zusammenbruches 
beigetragen hat. Unter dieser Voraussetzung würde man namentlich 
in den östlichen Landesteilen , wo jene Ursache überall in einer ge- 
wissen Zahl von Fällen wirklich angegeben ist und also wohl auch bei 
den meisten übrigen Subhastationen wenigstens in zweiter Linie mit- 
gewirkt haben wird , bereits ein wesentlich anderes Bild gewinnen. 
Derartige Angaben könnten, wenn in jenen Bezirken die Lage der 
Landwirtschaft im allgemeinen eine befriedigende wäre, überhaupt 
kaum vorkommen, und sie bilden daher trotz ihrer verhältnismässig 
nicht grossen Anzahl bereits eine beachtenswerte Erscheinung. Allein 
auch abgesehen hiervon wäre in dem Zurücktreten der . ungünstigen 
allgemeinen Lage gegenüber anderen Ursachen ein vollkommen be- 
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ruhigendes Anzeichen nicht zu finden. Ein Körper, in welchem die 
regelmässigen Ausscheidungen noch die krankhaften überwiegen, kann 
doch schon der Auszehrung verfallen sein; das Entscheidende liegt 
nicht in jenem Uebergewichte, sondern darin, dass krankhafte Aus- 
scheidungen überhaupt in nennenswertem Umfange beobachtet werden. 
So wird auch, wenn in unserer Statistik die Fälle eigenen Verschuldens 
and nächstdem diejenigen unvorsichtiger Uebernahme, von Familien- 
verhältnissen, Unf&Uen u. s. w., die sich in einem gewissen Umfange 
allezeit geltend machen werden , gegenüber der Ursache »allgemeine 
ungünstige Lage der Landwirtschaft noch vorherrschen, nicht voreilig 
gefolgert werden dürfen, dass jene Lage eine im allgemeinen gesunde 
sei. Erfreulich bleibt es und ist immerhin sehr bemerkenswert, dass 
die erwähnte schlechte Lage so selten als »alleinige Ursache c auftritt 
und gewöhnlich erst im Zusammenwirken mit anderen Verhältnissen 
hingereicht hat, um den Besitzer von Haus und Hof zu drängen. In- 
dessen würde auch dieser Umstand nicht gegen das Vorhandensein 
einer weitverbreiteten landwirtschaftlichen Notlage sprechen, sondern 
nur dafür, dass dieselbe über dasjenige Stadium , in welchem ihr vor- 
zugsweise erst die Untüchtigsten oder die durch besondere Verhält- 
nisse Bedrängten zum Opfer fallen , noch nicht wesentlich hinaus- 
gewachsen und dass der übrige Grundbesitz vor ihren schlimmsten 
Folgen rm allgemeinen noch zu bewahren ist. 

Am welofcen Berufsklassen stammen unsere Studierenden 1 — 
Die im Wintersemester 1886/87 und im Sommersemester 1887 aufge- 
nommene Universitätsstatistik bietet interessante Aufschlüsse auch über 
den Hauptberuf und die Berufsstellung der Väter der Studierenden. 
Zunächst ist bemerkenswert, dass nur 23 Proz. der Gesamtzahl der 
letzteren, soweit sie Preussen sind, eine Hochschule besucht hatten. 
Bei den einzelnen Berufsarten zeigten sich natürlich andere Zahlen. 
Der Prozentsatz der akademisch gebildeten unter den Vätern beträgt 
(nach den Gruppen der Berufsstatistik vom 5. Juni 1882) 

(A.) bei den landwirtschaftlichen Berufen 12 Proz. 

(B.) > > gewerblichen Berufen IS > 

(C.) > > Handels- und Verkehrsberufen 2 > 

(E.) > » Militärs, Hof-, Staats- etc. Beamten und 

den freien Berufen . 51 > 

(F.) » » Rentnern . 12 » 

Begreiflicherweise hat keiner der 18 Väter, welche der Berufskategorie 
»(D.) Bausdienst und wechselnde Lohnarbeit* angehören , eine Hoch- 
schule besucht. Die Rentner setzen sich natürlich zum grossen Teil 
aus solchen zusammen , welche früher in den verschiedenen Berufen 
thätig waren , insbesondere auch aus pensionierten Beamten. Unter 
den genannten Berufegruppen zeichnet sich durch einen besonders 
hohen Prozentsatz die Gruppe E. aus, zu welcher die Militärs, dieöffent- 
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liehen Beamten aller Art, mit Ausschluss jedoch der Eisenbahn-, Post- 
und derjenigen Beamten, die in gewerblichen oder Verkehrsbetrieben 
berufsthätig sind, ferner die Kirchendiener, alle öffentlichen und Privat- 
lehrer, das ärztliche und Heilpersonal, sowie die Schriftsteller, Musiker, 
Schauspieler u. s. w. gehören. Da in diesen Berufen verhältnismässig 
viele Beruftsthätige mit akademischer Bildung vorkommen, so ist jener 
hohe Prozentsatz nicht auffallend ; ja er ist für einzelne Schichten der 
Gruppe £. noch wesentlich höher und steigt beispielsweise bei den 
höheren Beamten aller Art (mit obiger Ausnahme), den Geistlichen 
und den Aerzten zusammen auf 94 und beträgt selbst bei den Militärs 
21 , bei den Lehrern 26 u. s. w. Schon in den angeführten Zahlen 
drückt sich die Macht der Familienüberlieferung aus, welche die Söhne 
akademisch gebildeter Väter so häufig wieder der Universität zuführt. 
Bei den Lehrern konnte leider eine Scheidung von akademisch ge- 
bildeten und anderen nicht vorgenommen werden. Der Prozentsatz 
der akademisch gebildeten Offiziere ist nicht unerheblich, während die 
Berufsschichten des Handels und Verkehrs vor mindestens zwanzig 
Jahren in sehr geringem Umfange eine Universitätsbildung suchten. 
Vergleicht man nun das Verhältnis der Berufethatigen in den einzelnen 
Gruppen zur Gesamtzahl der Personen der betreffenden Berufsgruppen, 
wie es sich nach der Berufsstatistik vom 5. Juni 1882 ergibt, mit dem 
Verhältnisse der Studierenden des Jahres 1886/87, deren Väter den 
gleichen Gruppen angehörten, zur Gesamtzahl der Studierenden jenes 
Jahres : so finden wir, dass auf 100 der betreffenden Gesamtzahl entfallen 
aas der Beruftttellung : aus der Berafftstellang: 
Beruftselbstandige und Verwaltung«- u. Arbeiter- 
in; j ä _ Geschäftsleiter (a) Personal (b und c) 
061 aer Studierende Studierende, 
RArnfüffrimno Berufth*tige der. Väter Berufsthitlge der, Väter 
ßeruisgruppe mltlL ohne derge i b . 33. m | t „. onne ,u 6i . Beruft- 

Nebenerwerb rufsstellung Nebenerwerb Stellung 
angehörten angehörten 

A. Bodennutzung u, Tier- 
zucht 11,6 14,2 31,7 0,7 

B. Industrie und Gewerbe 9,» 17,7 22,7 1,4 
G. Handel und Verkehr . 3,7 18,9 4,e 3,i 

D. Hausdienst und wech- 
selnde Lohnarbeit . . — — 2,s 0,i 

E. Heer- u. Verwaltungs- 
dienst u. freier Beruf . 1,9 27,s 1,4 6,s 

zusammen . . 26,7 78,4 62,9 12,t. 

Aus dieser Zusammenstellung tritt klar hervor, in welchem überwie- 
genden Masse die Studierenden aus wirtschaftlich selbständigen Be- 
völkerungBSchichten stammen ; allerdings darf nicht vergessen werden, 
dass alle kleinen landwirtschaftlichen Besitzer bezw. Eleingewerb- 
treibenden sich unter den »Berufsselbständigenc befinden. Es ergibt 
sich, dass 34,4 Proz. der Studierenden aus den Bevölkerungsschiohten 



Digitized by VjOOQ IC 



Ans welchen Berufeklassen stammen unsere Studierenden* 159 

stammen, welche die Berufsgruppe der Militärs, Beamten, Geistlichen, 
Aerzte, Lehrer,' Schriftsteller nnd Musiker bilden; dann folgen die 
Gruppen »Handel nnd Verkehre mit 22 Proz. , »Industrie und Ge- 
werbe« mit 19,i Pros., »Bodennutzung und Tierzucht« mit 14,9 Proz., 
endlich »Hausdienst und wechselnde Lohnarbeit« mit 0,i Proz.; der 
Rest umfasst die Gruppe »ohne Beruf oder Berufsangabe«. Aus allem 
ergibt sich, dass der Zufluss aus Kreisen ohne akademische Ueberliefe- 
rungen recht bedeutend ist, dass hiernach also über Mangel an »frischem 
Blute« nicht geklagt werden kann. Die Zahl der Bauernsöhne ist noch 
nicht halb so gross wie die der Söhne von Gutsbesitzern; manche der 
letzteren werden sich freilich zu Unrecht als solche bezeichnet haben. 
Rechnet man die Beamten und Lehrer ohne akademische Bildung, die 
Milit&rs im Unteroffiziersrange, das Aufsichtspersonal der Kaufleute, 
Industriellen und Landwirte, die Bauern, die niederen Bediensteten 
und Arbeiter zusammen, so ergibt sich, dass 297 Promille, d. h. fast 
der dritte Teil der Studierenden den Kreisen mit akademischer Bildung 
oder einer gleichen sozialen Stellung nicht entstammen. Dabei sind 
die kleinen Kaufleute und Gastwirte und die Handwerker noch nicht 
einmal einbezogen worden. (Ztschr. des K. prenss. Statist. Bur. 1889 I.) 
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Ashley. W. C, Prof. of political econony and constitutional 
history. What is political soience? an inaugural lecture given at 
the University of Toronty. 1889. 

Politische Wissenschaft ist bereits früher im Lande gepflegt, wie 
davon der gelehrte Bibliothekar des dortigen Parlaments Alphens Todd 
uns eine Geschichte der neuen parlamentarischen Regierung Englands 
gegeben hat. Ein besonderer Lehrstuhl dafür an der Universität des 
Landes aber ist erst jetzt gegründet und dem Verf., einem früheren 
Oxford Fellow, übertragen. An seine Antrittsvorlesung, die er hier 
gibt, wird man nicht den Massstab eingehender Forschung legen dürfen, 
aber einige Bemerkungen desselben geben doch Veranlassung zur Kritik. 
Wenn er z. B. sagt, dass die politische Oekonomie vor 10 — 15 Jahren 
keine sehr würdige und nützliche Stellung behauptete und in England 
durch Catirnes und Jevons vertreten war, so wird man doch den Namen 
J. 8t. MiU'8 vermissen, der sicher einen grösseren Einfluss geübt hat, 
als die beiden genannten Schriftsteller. Gewiss ist es richtig, daas 
der Umschwung zur geschichtlichen Methode der Volkswirtschaft von 
Deutschland ausgegangen und erst im Gefolge seiner Wissenschaft 
Männer wie Cliffe Leslie und Ingram aufgetreten sind, aber als der 
Begründer jener Methode hätte doch Boscher genannt werden sollen, 
den gerade Ingram als solchen anerkannt hat. Im Uebrigen ist der 
Vortrag eine einsichtige Darlegung der Aufgabe des Verf. als Lehrer 
der politischen Wissenschaften, ohne für den deutschen Leser, welcher 
der Entwicklung derselben gefolgt ist, wesentlich neues zu bieten. 

H. G. 



Ebern. Gothein. Die Aufgaben der Kulturgeschichte. Leipzig, 
Duncker & Humblot 1889. 

Der Verf. erwähnt im Eingang, dass die Philosophie ihre früheren 
Versuche aufgegeben auf metaphysischem Wege die Entwicklungsge- 
setze des menschlichen Geistes zu entdecken, sie schreibt der Geschichte 
nicht mehr wie Hegel ihre Resultate vor. Andererseits kann eine Ge- 
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Schichtschreibung, welche nur die Gestaltung des Staatslebens behandelt, 
nicht ihre Aufgabe erfüllen, die politische Geschichte ist nur ein Teil 
der menschlichen Entwicklang und muss sich in die umfassendere 
Kulturgeschichte einordnen; denn wenn Religion, Kunst und Wissen- 
schaft mit ihr zusammenhangen, so nehmen sie doch nicht ihren haupt- 
sächlichen Inhalt aus dem Staatsleben. Die Einseitigkeit mit der 
Schäfer die Alleinberechtigung der politischen Geschichtschreibung in 
seiner Schrift »das eigentliche Arbeitsgebiet der Geschichte« aufrecht 
va halten gesucht hat, bekämpft daher der Verf. gewiss mit Recht 
und zeigt, dass gerade einerseits die politische Geschichte zur Lösung 
ihrer Aufgabe neben sich eine selbständige Kulturgeschichte bedarf, 
sodann dass die Geschichte der einzelnen Kultursysteme eine höhere 
Einheit voraussetzen und gerade Schäfer im Widerspruch mit seiner 
Theorie die volkswirtschaftliche Seite der Hansa trefflich entwickelt hat. 
Er widerlegt den oft erhobenen und auch von Schäfer wiederholten 
Vorwurf gegen die Kulturgeschichte, dass sie den Einfluss bedeutender, 
Individualitäten unterschätze und betont, dass gerade sie erst die Mög- 
lichkeit gewähre, in das innere Wesen bedeutender Männer einzudringen 
und ihnen den richtigen Platz anzuweisen, während eine bloss psycholo- 
gische Behandlung auch die politische Geschichte leicht zum Intriguenspiel 
herabdrück e. Dies ist unzweifelhaft oft der Fall und zahlreich waren 
namentlich in früherer Zeit die Historiker, welche, wie er sagt »auf 
die vermeintliche Kleinmeisterei der Kulturgeschichte abschätzig herab- 
sehen«. Indes übersieht der Verf., wenn er als Beispiel u. A., Gommines 
nennt, doch wohl, dass in manchen Epochen die Landesgeschichte in 
der That Kabinetspolitik gewesen ist, in solchen stagniert die Kultur 
und damit tritt in der Geschichtschreibung auch naturgemäss ihre 
Darstellung zurück. In andern Zeiten überwiegen die Kulturthateachen 
so sehr, dass sie enteren ihren Namen geben, wie bei dem Kampf des 
Christentums gegen das Heidentum, den Kreuzzügen, der Renaissance 
und Reformation. Die Ausstellung, dass das Kulturbild, welches Macaulay 
von dem England der Restaurationszeit gegeben, »nur als Hintergrund 
zu dem unübertrefflichen Intriguenstück der glorreichen Revolution 
diene«, erscheint uns zweifelhaft, ineinandergreifender hat allerdings 
Bänke die Kultur- und politische Geschichte zur Darstellung gebracht, 
sowohl da, wo erstere -überwiegt , wie in seiner Osmanischen und Spa- 
nischen Monarchie, als, wo letztere es thut, wie in der Französischen 
Geschichte. Eben deshalb können wir auch die Bankische Geschicht- 
schreibnng, die der Verf. so hoch stellt, nicht mit ihm für die Zukunft 
als ein Mittelglied zwischen politischer und Kulturgeschichte ansehen, 
sie wird beiden je nach den Umständen gerecht. Eine wirkliche 
Zeitgeschichte muss beide in inniger Durchdringung geben, die Gegen- 
sätze von synthetisch und analytisch passen auf politische und Kultur- 
geschichte nur sehr bedingt, beide Methoden müssen sich für beide 
Zettsehr. f. Staate*. 1880. I. Heft. 11 
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Arten von Geschichtschreibung ergänzen. Freytags Verdienste am die 
Kulturgeschichte, welche der Verf. mit Recht betont, verlieren nichts 
dadurch an Wert, dass seine »Bilder ans der deutschen Vergangen- 
heitc nicht eine deutsche Geschichte sind, eine; solche hat eben Freytag 
nie schreiben wollen, aber er wird am Wenigsten deren Notwendigkeit 
bestreiten. Ueber manches weitere Einzelne wird man abweichender 
Ansicht vom Verf. sein dürfen, wie z. B., dass die Betrachtung der 
grossen politischen Entwicklung in England nicht einen einzigen nam- 
haften Historiker in jener ganzen Epoche hervorgebracht habe, sondern 
ein grosser Philosoph und Nationalökonom die englische Geschichte 
geschaffen habe. Wir sind der Meinung, dass das Werk Ciarendons, 
eines Zeitgenossen der Revolution, weit über dem Humes, der doch 
wohl gemeint ist, steht. Im ganzen aber ist die Studie Gotheins eine 
anregende. Ä G. 



Gustav Schmoller. Zar Literaturgeschichte der Staats- and Sosial- 
wissenschaften. Leipzig, Duncker & Humblot 1888. X. u. 304 S. 

Eine der litterarischen Gaben, welche Wilhelm Boscher zu seinem 
50jfthrigen Doktorjubiläum dargereicht wurden. Die Schrift enthält 
eine Reihe von Abhandlungen über einzelne hervorragende national- 
Ökonomische und philosophische Schriftsteller, sie schildert in klaren, 
vortrefflich gezeichneten Bildern die wissenschaftliche Eigenart und 
spezifische Bedeutung derselben. 

Den Mittelpunkt dieser teils neuen, teils aus älteren litterarge- 
schichtlichen Arbeiten und Bücheranzeigen entstandenen Abhandlungen 
bildet eine vorzügliche Charakteristik Boschers, des Jubilars. Es ist 
keine Lob- und Ehrenrede, es ist eine objektive Würdigung der Leistungen 
des Seniors der historischen Schule. An erster Stelle finden sich zwei 
ältere Studien aus den sechziger Jahren » Friedrich von Schüler 9 s ethischer 
und kulturgeschichtlicher Standpunkt« und »Johann Gottlieb Fichte*. 
Hier ist namentlich das, was im Anschluss an Fichtes Ethik und Sozialis- 
mus gesagt wird über das Verhältnis der Moral zur Nationalökonomie, 
über das Wesen der Sittlichkeit und des Rechtes, als besonders wert- 
voll hervorzuheben. Es folgen dann zwei kurze , aber meisterhafte 
Skizzen t Friedrich List* und „ Henry C. Carey*. Von List wird gesagt, 
dass er, indem er für das Schutzzollsystem eintrat, für einen viel all- 
gemeineren Gedanken Propaganda gemacht und viel mehr bekämpft 
habe, als die Freihandelslehre der Smithianer. »Er hat die gesellschaft- 
liche, sozialpolitische Auffassung der Nationalökonomie im Gegensatz 
zur individualistischen, welche soziale Gemeinschaften weder kennt, 
noch begreift, begründen helfen. < Carey wird als ein geistvoller, origi- 
neller Denker, aber als ein reiner Agitator und Pamphletist, der 
psychologisch nur aus der Seele seines Volkes und seiner Zeit heraus 
zu erklären ist, gezeichnet. Ein längerer Aufsatz über Loreng von Stern 
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sucht diesem tiefen, philosophisch geschulten Denker auf dem Gebiete 
der Staatswissenschaften und seiner Methode in jeder Weise gerecht 
zu werden. An die nun folgende Charakteristik Boscher 1 $ schließet sich 
unmittelbar ein Essay an : »Die neueren Ansichten über Bevölkerungs- 
und Moralstatistik«, welcher, von warmer Beredsamkeit getragen, in 
Form und Haltung an B&meliris »Beden und Aufsätze« erinnert. Es 
wäre zu wünschen, dass unsere Litteratur mehr derartige Abhandlungen 
aufzuweisen hätte, die geeignet sind weiteren Kreisen der Gebildeten 
die Resultate der gelehrten Forschung zu vermitteln. — Die Auslassung 
über Knies beschränkt sich darauf dessen grundlegendes Buch, »Die 
politische Oekonomie vom geschichtlichen Standpunkte seiner Bedeutung 
und Stellung nach zu würdigen. Schäfte wird in seinem Verhältnis 
zum Sozialismus geschildert und findet namentlich im AnschluBB an 
sein Hauptwerk »Bau und Leben des sozialen Körpers« eingehendere 
Beurteilung. Nach einer Besprechung von Th. Funck-Brcntano's »La 
civilisation et ses lois, morale sociale«, als des Versuchs einer »Philo- 
sophie der Kulturgeschichte der Menschheit auf realistisch-psychologischer 
Grundlage«, kommen noch zwei interessante kleine Aufsätze über Henry 
George und Theodor Herteka. Bei beiden Schriftstellern wird als 
charakteristisch die Verbindung der klassisch-englischen Schuldogmatik 
mit den sozialistischen Anschauungen unserer Tage nachgewiesen; es 
wird speziell bei Herteka der Umschlag vom freihändlerischen Dogmatiker 
des Geldmarktes zum Sozialisten zu erklären versucht. Uebrigens be- 
weist das neuste Werk Herteka 7 8 »Freiland« — ein Staatsroman im 
echtesten Sinne — , dass er seiner schon von Schmoller getadelten 
Neigung, Phantasiebilder zu entwickeln und Zukunft zu träumen, nun- 
mehr rückhaltlos nachgegeben hat. Den Beschluss des Buches endlich 
macht die Abhandlung »Die Schriften von IL Menger und W. DiUhey 
zur Methodologie der Staats- und Sozialwissenschaften«, welche in 
der »bescheidenen Form einer Inhaltsanzeige« eine umfassende Erör- 
terung des Standpunkts des Verf. in dieser wichtigen theoretischen 
Frage enthält, aber zugleich in massvoller Weise den Angriffen Mengers 
auf die historische Schule entgegentritt. 

Es braucht wohl kaum hervorgehoben zu werden, dass das vor- 
liegende Buch in allen seinen Teilen von dem hohen, weitschauenden 
Standpunkt des Verfassers zeugt. Die Beurteilung, niemals am Kleinen 
haftend, lässt überall nur die allgemeinen, wirklich bedeutsamen Gesichts- 
punkte hervortreten. Auch ein versöhnlicher Zug, auf dem tieferen 
psychologischen Verständnis der Schriftstellernatur beruhend, tritt fast 
immer zn Tage, das beweist die oft wiederkehrende Anwendung des Satzes 
»jeder Mensch hat die Fehler seiner Tugenden«. B. Z. 



Dr. Richard Zeyss. Adam Smith und der Bigennuta. Eine Unter- 

11* 
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andrang über die philosophischen Grundlagen der alteren Hational- 
Okonomie. Tübingen, H. Laupp'sche Buchh. 1889. 

Diese literarhistorische Herrn Prof. Dr. F. J. Neumann gewidmete 
Abhandlung, in welcher Gründlichkeit der Untersuchung mit Leichtig- 
keit der Darstellung vereint ist, dürfte in mehrfacher Beziehung eine 
Berichtigung der Ansichten über das Wesen der Volkswirtschaftslehre 
Adam Smiths herbeizuführen geeignet sein. 

Die fast allgemein verbreitete Ansicht gieng bisher dahin, dass 
das ökonomische System von Adam Smith, wie es in seinem Hauptwerke 
> Reichtum der Volker« sich darstellt, in der materialistischen 
Weltanschauung begründet sei. Dabei war jedoch auffallend, dass Adam 
Smith selbst in seinem älteren Werke »Theorie der moralischen Em- 
pfindungen« philosophische Anschauungen ausgesprochen hat, welche 
in lebhaftem Gegensatz zu materialistischen Lehren stehen. 

Von diesem Punkt nimmt die Betrachtung des Verfassers ihren 
Ausgang (S. 4 ff.). Der Verf. bespricht zunächst die verschiedenen Ver- 
suche, jenen angeblichen Widerspruch zwischen den beiden grossen 
Werken Smiths zu erklären, beziehungsweise zu beseitigen (Knies, 
8karjsynshi, Buckle u. a.) (S. 8—29). Nachdem er diese Versuche als 
unhaltbar oder unbefriedigend und ungenügend erkannt hat, geht er 
zur selbständigen Untersuchung der philosophischen Grundlagen der 
beiden Werke des grossen Schotten über. 

Er behandelt im zweiten Kapitel in eingehendster Weise das 8ystem 
der Sittentehre, wie es in der »Theorie der moralischen Empfindungen« 
ausgesprochen ist , und legt die ethischen und sozialen Anschauungen 
dieser Moraltheorie in ihren Grundzügen dar. In einem dritten Kapitel 
prüft er sodann das Verhältnis dieses Systems der Sittenlehre zu der 
Wirtschaftslehre, wie sie im »Reichtum der Völker« zu Tage tritt. Im 
vierten Kapitel endlich entwirft er noch in kurzen Zügen ein Bild der 
gesamten Weltanschauung Adam Smiths und beleuchtet von diesem 
Gesichtspunkt aus seine Wirtschaftstheorie mit ihrer Lehre vom Eigennutz. 

Das Ergebnis dieser Untersuchungen ist zunächst der Nachweis, 
dass ein innerer Widerspruch zwischen den beiden Werken Adam Smiths 
nicht besteht, sondern dass im Gegenteil die Wirtschaftstheorie des 
» Wealth of Nation** den engsten Zusammenhang mit dem System der 
Sittenlehre des älteren Werks hat, ja dass sie nur, wenn als ein Glied 
der dort niedergelegten allgemeinen philosophischen und sozialen 
Theorien aufgefasst, richtig zu begreifen und zu beurteilen ist, dass 
die Moral- und Weltanschauung der älteren Schrift die Grundlage seiner 
Wirtschaftslehre bildet. 

Ferner aber gibt diese Untersuchung der Moral- und Weltanschauung 
und die vergleichende Betrachtung der beiden Schriften von Adam 
Smith die Erkenntnis, dass demselben mit Unrecht der Vorwurf des 
Materialismus beziehungsweise der Vorwurf gemacht wird, seiner Wirt- 
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schaftelehre mangle jede Beziehung zur sittlichen Aufgabe des Menschen- 
geschlechts. Im Gegenteil vertritt Smith nach den eingehenden Aus- 
führungen des Verf. das Prinzip eigennützigen Handelns im Wirtschafts- 
leben (in den Schranken der Gerechtigkeit) gerade angesichts der sitt- 
lichen Aufgaben des Menschengeschlechts: der Förderung des Einzel- 
und Gesamtwohls. 

Und endlich wird durch diese Untersuchung, indem der bei Smüh vor- 
handene Znsammenhang der philosophischen Ethik und Nationalökonomie 
aufgedeckt wird, für die bekannten charakteristischen Fehler und 
Mängel der letzteren: ihren Optimismus und Individualismus, ihren 
Mechanismus und Absolutismus ein neues Verständnis gewonnen, eben 
weil diese Mängel nicht nur charakteristisch für seine Wirtschafts- 
theorie, sondern für seine Lebensphilosophie überhaupt und erst von 
dieser auf jene übertragen worden sind. B. 



Otto Eiferte. Arbeit und Boden, Kritik der theoretischen poli- 
tischen Oekonomie, Berlin, Puttkammer & Mühlbrecht. 1889. XXXII 
und 360 S. 

Der Verfasser hat sein Buch der Durchführung des schon im Titel 
angedeuteten Gedankens gewidmet, dass Arbeit und Boden die beiden 
wirtschaftlichen Elemente sind, aus denen alle Güter entstehen, und 
die in allen Gütern enthalten sind. Wie der Verf. sich drastisch aus- 
drückt: »Wer ein Brot isst, isst ... ein Quantum von Arbeit, von 
Schweiss, von Fleiss oder von Mensch«. Und wieder: »Wer ein Brot 
isst, isst auch eine bestimmte Quantität von Boden«. Aus diesem Grund- 
gedanken, der cum grano salis verstanden ganz richtig, aber freilich 
auch nicht neu ist, zieht der Verf. im Tone und in der Darstellungs- 
manier IL Marx, den er sich augenscheinlich zum schriftstellerischen 
Vorbild genommen, eine lange Reihe von Folgerungen. Manchmal 
fliessen dabei ganz hübsche Gedanken ein, wie z. B. die Ausführungen 
über den Einfluss des verschiedenen »Alters« der Arbeit auf den Güter- 
wert, ein Umstand, dem dann eine ganz interessante, heute allerdings 
auch nicht mehr ganz neue Wendung zur Erklärung des Kapitalzinses 
gegeben wird. Ueberwiegend können jedoch die Deduktionen des Verf. 
den wissenschaftlich gebildeten Nationalökonomen wenig befriedigen. 
Es herrecht eben jene durch Marx eingeführte formalistische Dialektik 
vor, die vielmehr aus dem Klang der Worte als aus der Natur der 
Sache argumentiert, die dabei mit Worten alles wunderbar glatt 
und einfach löst, in der S a c h e aber im günstigen Fall einseitig über- 
treibt, im ungünstigen vollständig in die Irre führt. Auch die kri- 
tischen Ausführungen des Verf. , die einen grossen Teil des Buches 
füllen, rufen zahlreiche und ohne Zweifel auch beabsichtigte Beminis- 
zensen von Marx wach. Ganz wie Marx, den er übrigens in einigen 
Punkten gleichfalls bekämpft, kanzelt der Verf. die nicht sozialistischen 
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Schriftsteller in Bausch und Bogen unter dem Titel der »bürgerlichen 
Oekonomen« ab. Er legt den letzteren hiebei gewisse schematische An- 
sichten in den Mund, die sich indes oft mit dem thatsächlichen Stand der 
Litteraturentwicklung so wenig decken, dass man sich bisweilen fast 
zu der Mutmassung versucht fühlt, dass der Verfasser die Werke der 
»bürgerlichen Oekonomen« überhaupt nicht aus eigener Anschauung, 
sondern nur aus den gelegentlichen herausgerissenen Citaten kennt, die 
Marx und die anderen Sozialisten zu polemischen Zwecken in ihre Werke 
eingestreut haben. Diese Hypothese würde auch die Erscheinung auf- 
klären, dass der Verf. so manche Gedanken neu »entdecken« musste, die 
in der »bürgerlichen Nationalökonomie« schon lange gedruckt zu lesen 
sind. Alles in Allem: der Verf. ist ein gescheiter Dilettant und leb- 
hafter Schriftsteller, der über viele Einfalle — gute und schlechte — 
verfugt, und der bei etwas weniger Marxomanie und etwas mehr 
wissenschaftlicher Zucht gewiss sehr beachtenswertes hätte leisten können. 

E. Böhm-Bawerk. 



Angnsto Graziani, Prof. all'Universita di Siena, Storia Critioa 
della Teoria del Valore in Italia. Milano. 1889. 

Angusto Montanari, Freside del R. Istituto tecnico di Reggio neir 
Emilia, Contribato alla Storia della Teoria del valore negli scrittori 
Italiani. Milano. 1889. 

Ich hatte unlängst über eine deutsche Dogmengeschichte der Wert- 
theorie zu berichten. (Bobert ZuckerJcandl, zur Theorie des Preises, 45. 
Jahrg. dieser Zeitschrift S. 352). Fast gleichzeitig wurde dasselbe 
Thema, nur in der engeren Eingrenzung auf die vaterländische Littera- 
tur, auch von zwei italienischen Autoren in bemerkenswerter Weise 
behandelt. Unter ihnen hat wieder Gfraeiani, der sich vor einigen Jahren 
durch eine gelehrte und gründliche Untersuchung über den Unter- 
nehmergewinn (Sulla teoria generale del profitto, Mailand 1887) in die 
Wissenschaft eingeführt hat, seiner Aufgabe die weiteren Grenzen ge- 
steckt. Indem er in die Darstellung der historischen Entwicklung, die 
die italienische Wertlitteratur genommen hat, einige sehr zweckmässige 
Uebersichten über den allgemeinen Entwicklungsgang der Werttheorie 
eingeschaltet hat, bietet er im Grunde genommen eine Skizze einer 
allgemeinen Dogmengeschichte der Werttheorie , ausgeschmückt 
mit einer ungemein sorgfältigen und genauen Darstellung des Anteils, 
den speziell die Italiener an der Bearbeitung jenes Gebietes genommen. 

Seine Arbeit wird durch die Schrift Montanaria in sehr willkommener 
Weise ergänzt. Durch die Arbeit Orcusianis angeregt hat jener ausge- 
zeichnete Gelehrte und Iitteraturkenner seine Studienmappe geöffnet, 
und aus den darin angesammelten Früchten viel jähriger litterarischer 
Studien eioe Geschichte der von Graziam übergangenen italie- 
nischen Autoren über den Wert zusammengestellt, nicht ohne jedoch 
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durch geschickte Einschaltungen und Anknüpfungen allgemeiner Natur 
sainer Arbeit eine selbständige und über die Lieferung von ergänzenden 
Bruchstücken weit hinausgehende Bedeutung zu verleihen. Beide Schriften 
erwecken eine hohe Vorstellung vom Reichtum der italienischen Littera- 
tur und von dem regen Eifer, mit welchen die theoretischen Studien 
neuerdings wieder in Ttalien betrieben werden. Sie haben übrigens 
nicht bloss als referierende Darstellungen Wert, sondern bereichern 
die Werttheorie auch in positiver Weise durch eingestreute kritische 
und dogmatische Darlegungen der Autoren selbst. Auf genaueres hier 
einzugehen verbietet mir der Raum; ich begnüge mich zu erwähnen, 
d&ss sowohl Gfnmani als Montanari — geradeso wie Zuckerkand — 
die Theorie des »Grenznutzens« als die reifste Frucht der bisherigen 
Entwicklung und als die Grandlage für den ferneren Ausbau der Wert- 
theorie ansehen. E. Böhm-Bawerk. 



Karl, Wasserab, Dr. jur. et cam. Preise and Krisen. Volkswirt- 
schaftliches aus unseren Tagen. Eine von der staatswirtschaftlichen 
Fakultät der Universität München gekrönte Preisschrift: »Ueber die 
Veränderung der Preise auf dem allgemeinen Markt seit 1875 und 
deren Ursachen«. Stuttgart, J. G. Cotta, 1889. VIII und 221 S. 

Eine wichtige Frage, die in ihrer Bedeutung für die sozialen Not- 
stände der Gegenwart nicht genug gewürdigt werden kann, bildet den 
Gegenstand der vorliegenden Untersuchung. Freilich kommt die Schwierig- 
keit der Lösung des Problems der Wichtigkeit desselben gleich, und 
es müssen sich schon so umfassende Kenntnisse und praktische Lebens- 
erfahrung, so viel Gründlichkeit und Geschick vereinigen, wie das bei 
diesem Buche der Fall ist, um ein beachtenswertes Resultat zu zeitigen. 

Der Verf., welcher seit kurzem der Münchner staatswirtschaftlichen 
Fakultät als Dozent angehört, behandelt sein Thema in drei Abschnitten : 

1) Wirtschaftsdogmatische und wirtschaftsgeschichliche Grundlegung, 

2) Ermittelung und Würdigung der Preisveränderungen vom Jahre 
1875 — 1886, und 3) Ursachen der Preis Veränderungen vom Jahre 
1875—1886; es folgt dann noch ein Schlusswort: Rückblick und Aus- 
blick. Wenn die einleitende Abhandlung »Wirtschaftsdogmatisches« 
durch die Allgemeinheit der dort geltend gemachten Gesichtspunkte, 
sowie durch reichliches Heranziehen bekannter Litteratur auffällt, so 
wird dies dadurch erklärlich, dass das Buch zugleich als »eine Ein- 
führung in nationalökonomische Studien für Beamte und Kaufleute« 
gedacht ist. Der zweite Abschnitt erst bringt uns dem eigentlichen 
Gegenstande nahe. Die Untersuchung der Preisgestaltungen seit 1875, 
in räumlicher Beziehung auf Europa und Nordamerika beschränkt, ge- 
schieht nun an der Hand eingehender, mit grösster Subtilität aufge- 
stellter Tabellen, die sich in der Hauptsache auf 31 der wichtigsten 
Waren aus der Klasse der Nahrungs- und Genussmittel, der Rohstoffe 
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für Kleidung und der Rohstoffe für Wohnungs* und Arbeitsntensiliei 
beziehen. Als Resultat dieser Untersuchung ergibt sich ein erheb- 
liches 8inken der Preise für fast alle Artikel des Warengrosshandels 
in dem Zeitraum von 1875—1886. Eine Ausnahme bilden, ausser den 
Wein, nur die animalischen Nahrungsmittel: Fleisch, Milch, Butter, 
Eier, was der Verf. dadurch erklärt, dass diese Waren nicht den Gesetzen 
der Engrospreisbildung, sondern der Detailpreisbildung, demnach in er- 
heblichem Masse Einflüssen unterliegen, welche nicht als rein ökono- 
mische, sondern mehr als soziale Elemente der Preisbildung anzusehen 
sind, wie Gewohnheit ,- geringere Sachkenntnis , Bequemlichkeit , nach- 
barliche Rücksichtnahme u. s. w. Auch ist wohl zu bedenken, da#s 
die Produktion dieser Nahrungsmittel nicht in dem Masse gestiegen 
ist, wie sich deren Konsum, infolge der in fast allen Gesellschaftsschichten 
gesteigerten Lebenshaltung, erweitert hat. Die ungewöhnlich starke, 
langanhaltende und weitverbreitete rückgängige Preistendenz aber bei 
allen den anderen Hauptprodukten landwirtschaftlicher und industrieller 
Produktion, unter welcher das ganze Wirtschaftsleben und in erster 
Linie die landwirtschaftlichen und industriellen Unternehmungen selbst 
schwer litten und noch leiden, berechtigt den Verf. zu dem Schlüsse, 
dass wir es hier mit einer latenten, chronischen Absatz- 
krisis zu thun haben. Diese Absatzkrisis wird, meint der Verf., 
wahrscheinlich (!) durch eine in den Anfängen begriffene Gold-Geld« 
krisis verschärft. 

Die Ursachen dieser zur allgemeinen Kalamität gewordenen 
Absatzkrisis sucht nun Wasserrad, indem er von den speziellen, lokalen 
und zufälligen Ursachen absieht, vor allem in krankhaften Störungen 
der ganzen Volkswirtschaft, die ihm auf der einseitig-individualistischen, 
d. h. der schlechtweg freikonkurrierenden einzel wirtschaftlichen Organi- 
sation derselben beruhen. Die modernen Produktions- und Umsatzver- 
hältnisse wirken, wie er zu beweisen versucht, mit Notwendigkeit krisen- 
bildend. Das, was der Verf. hier über Massen- und Ueberproduktion 
sagt, verdient weitgehende Beachtung. Es bezieht sich hauptsächlich 
auf die sog. »Generalkosten« und die Bedeutung derselben für den 
Unternehmer. Aus der Notwendigkeit einer günstigeren Verteilung 
dieser »Generalkosten«, gerade bei eintretendem Preisdruck und schlechtem 
Geschäftsgange, erklärt sich vielfach die Erweiterung des Betriebes, 
die ungesunde Steigerung der Produktion. Neben den »Störungen«, 
welche der Grossbetrieb, so wie er jetzt ist, hervorbringt, behandelt 
der Verf. nun weiter die krisenbildenden Momente auf Seiten des Um- 
satzes der Güter: Weltkonkurrenz, innere Verschärfung der Konkurrenz 
und Spekulation. Auch ans dieser Betrachtung folgt eine Verurteilung 
des schrankenlosen Individualismus. Die Wasserrad' sehe Darstellung 
gipfelt schliesslich darin, dass sie, »unter Betonung des dauernden 
Charakters der Krise wie ihrer wichtigsten Ursachen, die Gesamtwirt- 
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schaftslage als eine innere and äussere Entwickelungskrisis« er- 
scheinen lässt. 

Die Mittel und Wege aber, um diese Erisis allmählich zu 
überwinden und zu gesünderen Zuständen hinüberzuleiten, liegen für 
den Verf. in einer Ausdehnung des Geltungsbereichs gemeinwirtschaftlicher 
Prinzipien. Er glaubt, dass es an der Zeit sei, Ordnung in die unge- 
regelte Produktion, namentlich auf dem Gebiete maschinellen Grossbe- 
triebes, zu bringen. Hier hat, sagt er, das Prinzip »freikonkurrierende 
Einzelwirtschaftenc ja thatsächlich bereits abgewirtschaftet und sich 
selbst aufgehoben, denn nach wüstem Konkurrenzkampf, in dem rück- 
sichtslos die kleinen Mitbewerber niederkonkurriert wurden, schreiten 
nunmehr allenthalben die wenigen, übrig gebliebenen grossen Produ- 
zenten eines jeden Betriebszweiges zur Bildung von Koalitionen und 
Kartellen. Diese aber führen zu gemeinsamem, planmässigem wirtschaft- 
lichem Handeln und zu faktischer Monopolisierung. Aus diesen Kar- 
tellen, welche doch immer noch einseitige Interessenvertretungen dar- 
stellen , nunmehr Zwangsbetriebsgenossenschaften, die 
den Interessen aller an der Produktion Beteiligter gerecht werden, 
herauszubilden, die zwangsgenossenschaftliche Organisations- 
form überhaupt auf alle dazu geeigneten Betriebszweige maschineller 
Grossproduktion auszudehnen, das ist, meint der Verf., die Aufgabe 
der Gegenwart und nächsten Zukunft, von deren Erfüllung man eine 
Besserung der gesamten wirtschaftlichen Lage und namentlich auch 
eine Milderung der sozialen Notstände erwarten dürfe. Ein Anhalt für 
die Bildung der Zwangsbetriebsgenossenschaften sei durch die be- 
stehenden Zwangsberufsgenossenschaften der Unfallversicherung gegeben. 

Mit diesem Resultat kommt Wasaerrab den Anschauungen von 
Kleinwächter (»Die Kartelle« 1883) und Brentano (»Ueber die Ursachen 
der heutigen sozialen Not« 1889) nahe, die beide auch eine Organisation 
der Grossindustrie auf Grund der Kartelle befürworten. Freilich ist 
ausreichende Klarheit über den Modus der Einführung solcher Organi- 
sation, sowie über die Einzelheiten dieser Organisation selbst, bei 
Was8errab und auch bei den zuletzt Genannten noch nicht vorhanden. 

Dr. Richard Zeyss. 



Gustav Lange. Die Glasindustrie im Hirsohberger Thale. Ein Bei- 
trag zur Wirtschaftsgeschichte Schlesiens. Heft 2, Bd. IX der staats- 
und sozialwis8. Forschungen herausgegb. von Schmoller. Leipzig, 
Duncker & Humblot. 1889. VI und 145 S. 

Diese Schrift, welche die früheren und gegenwärtigen Verhältnisse 
der Hirsohberger Glasindustrie und ihrer Arbeiter schildert, ist ange- 
regt durch die vom Verein für Sozialpolitik in Aussicht genommenen 
und bereits begonnenen Veröffentlichungen über die deutsche Hausin- 
dustrie. Wir haben es hier, namentlich was die Glasveredelung an- 
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betrifft, mit einer Verknüpfung fabrikmassigen und hausindustriellen 
Betriebes zu thun. 

Ein geschichtlicher Oeberblick über die Entwickelung der Glas- 
fabrikation and Veredelung im Hirschberger Thal seit Mitte des 14. Jahr- 
hunderts bis zur Gegenwart bildet das erste Kapitel. Wir sehen, wie 
dieser Industriezweig, vermöge verschiedener günstiger Lokalbedingungen 
entsteht und anwächst, wie er kämpft gegen allerhand Schwierigkeiten, 
vor allem gegen die böhmische Konkurrenz, wie er, namentlich seit- 
dem die betreffenden Gebiete unter preussische Herrschaft gekommen 
sind, einem regen Aufblühen entgegengeführt wird. Leider macht sich 
in neuester Zeit, von 1873 an, ein Rückgang bemerkbar. Kap. II bringt 
dann ein anschauliches Bild der gegenwärtigen Lage der Glasindustrie 
im Hirschberger Kreise, der Technik und Statistik der Fabrikation und 
Veredelung, sowie eine Abhandlung über die Betriebsformen. Das 
11L Kap. geht auf die gegenwärtigen Verhältnisse der Glasarbeiter 
näher ein. Es handelt von Zeit und Ort ihrer Thätigkeit, von den 
Arbeitslöhnen, Nahrung, Kleidung und Wohnung, von den Gesundheits- 
und Sterblichkeitsverhältnissen and den Wohlfahrtseinrichtungen. Im 
letzten Abschnitt »die Arbeiter der Glasindustrie in geistiger, sittlicher 
und sozialer Beziehung« hätten wir gern noch Eingehenderes vernommen. 
In der »Schlussbetrachtung« finden sich, ausser einer Zusammenfassung 
der Resultate, noch einige im ganzen zweckmässig erscheinende Be- 
merkungen und Vorschläge, welche zur Beseitigung der Uebelstände 
anregen sollen. 

Man darf, nach der vorliegenden anerkennenswerten Schrift zu 
urteilen, auch von den weiter in Aussicht gestellten Arbeiten des Ver- 
fassers, welche die Entwickelung der Glasindustrie für die übrigen Teile 
Schlesiens verfolgen sollen, nur Gutes erwarten. Dr. Richard Zeyss. 



„Die Entstellung and Entwicklung der gewerblichen Fortbildungs- 
schulen und Frauenarbeitssohulen in Württemberg*. Herausgegeben 
v. d. K. Kommission f. d. gewerbl. Fortbildungsschulen. Zweite ver- 
mehrte Auflage. Mit einer Karte und fünf graphischen Darstellungen« 
Stuttgart, 0. Grüninger. 1889. 

Die vorliegende unter Mitwirkung des Regierungsdirektors v. Gaupp 
und mit Beiträgen des Oberstudienrats v. Rentier und des Reg. Rats 
Dr. Platz von Oberreg. Rat Gärttner ausgearbeitete Schrift, in welcher 
ein ungemein reiches Material von der hiezu berufensten Stelle mitge- 
teilt wird, ist um so beachtenswerter, als das gewerbliohe Fortbildungs- 
schulwesen in Württemberg auf hervorragend hoher Stufe steht; und 
die Neuauflage dieses (1873 unter der Leitung des Präsidenten v. 
Steinbeis zuerst erschienenen) Werks ist um so mehr zu begrüssen, als 
aus anderen deutschen Ländern eine ähnliche Bekanntmachung über 
die im gewerbl. Fortbildungsschulwesen erlangten Fortschritte und 
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gemachten Erfahrungen bis jetzt nicht vorliegt, — ein Umstand, der 
in der vorliegenden Schrift selbst lebhaft bedauert wird. 

Die Veröffentlichung verfolgt in erster Linie den praktischen Zweck : 
die Beantwortung der Kahlreichen Anfragen zu erleichtern, welche an 
die obgenannte Kommission der gewerbl. Fortbildungsschulen mündlich 
und schriftlich aus allen Ländern gerichtet werden. 

Demgemäss werden nach einer geschichtlichen Einleitung zunächst 
die allgemeinen Grundzüge des gewerbl. Fortbildungsunterrichts in 
Württemberg (Freiwilligkeit des Schulbesuchs bei gleichzeitiger Be- 
zahlung eines Schulgelds; Benutzung der Feierabend- neben Sonntags- 
stunden; Charakter der Fortbildungsschulen als Gemeindeanstalten; 
Eintritt von Staatsbeiträgen nur, wenn die betr. Gemeinde mindestens 
die Hälfte der nicht durch Schulgeld gedeckten Unterhaltungskosten 
bestreitet) dargelegt und sodann in besonderen Abschnitten im ein- 
zelnen die ökonomischen Grundlagen der gew. Fortbildungsschulen 
i. W., ihre Beaufsichtigung und Leitung, die Lehrer, die Lehrfächer, 
die besonderen Massregeln zur Hebung des Zeichen- bezgw. Modellier- 
unterrichts, die offenen Zeichensäle, die kaufmännischen Fortbildungs- 
schulen, die weiblichen F., die Frauenarbeitsschulen; die Schulaus- 
stellungen besprochen. Endlich sind auch noch die freiwilligen Lehr- 
lingsprüfungen, welche seit 1881 (bezgw. 1885) in nahe Beziehung 
zu den gewerbl. Fortbildungsschulen gesetzt sind, in den Kreis der 
Darstellung gezogen 1 ). 

Dem praktischen Zweck der Schrift entsprechend ist das Hauptge- 
wicht auf die Darstellung des Thatsächlichen gelegt, während der 
theoreti derenden Erörterung prinzipieller Fragen geringerer Baum ge- 
währt wird. 

Immerhin wird an einigen Punkten der Darstellung an der Hand 
gewonnener Erfahrungen auch auf prinzipielle Fragen etwas näher 
eingegangen. Von besonderem Interesse ist in dieser Beziehung das, 
was (S. 19) über die Streitfrage, ob ein Zwang zum Besuch der gewerbl. 
Fortbildungsschule angezeigt sei, gesagt ist, sodann auch das, was über 
die Aufgaben des Fortbildungsunterrichts (S. 35 ff.), über die Be- 
deutung der weiblichen F. und der Frauenarbeitsschulen, 
ferner über die Lehrlingsprüfungen bemerkt wird. 

Den Schluss der Darstellung bildet eine Statistik, der wir noch 
die folgenden Zahlen entnehmen: Es bestanden in W. 1889 an 167 
Orten 168 »männliche« gewerbl; F. mit zusammen 568 Lehrern und 
13649 Schülern. Im w. Etat 1888/89 waren für Zwecke der F. Schulen 
überhaupt 164000 M. exigiert. Bei einer Bevölkerung (der 167 Schul- 
orte) von 740987 E. kam auf 54,29 Einwohner ein Fortbildungs- 

1) Nicht gans unangeseigt moohte es rielleioht sein, wenn im Ansohluss an eine 
künftige weitere Auflage auoh den im Lande bestehenden Lehr w er k st ätten 
eine besondere Betrachtung angeteilt würde. 
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schüler; bei einer Gesamtzahl von 19187 Lehrlingen an den 167 Schul- 
orten besuchten über 70% derselben eine gewerbliche Fortbildungsschule. 
— An den 1889 an 68 Orten veranstalteten freiwilligen Lehrlings- 
prüfungen nahmen 1144 Lehrlinge (= fast 6% aller an den 167 
Schulorten vorhandenen Lehrlinge) teil, gegen 268 i. J. 1882. B. 



Th. Eheberg. Grondriss der Finansnrissenschaft. Im Anschlusa 
an L. Cossas Elementi di Scienza delle Finanze. Zweite, neubearbeitete 
Auflage. Erlangen, Deichert. 1888. 

Ein gutes Kompendium, dem sorgfältige und kritische Benützung 
unserer grosseren Handbücher, Uebersichtlichkeit der Disposition, Ge- 
meinverständlichkeit der Sprache nachgerühmt werden kann, und 
welches in seinen bibliographischen Zusätzen zu jedem Paragraphen 
auch für den Fachmann seinen Wert hat. Noch scheint es aber wesent- 
licher Verbesserung fähig. Ziffernbelege, historische Entwicklungen, 
Mitteilungen über die Verhaltnisse der einzelnen Lander fehlen ganz- 
lich. Die doktrinelle Auseinandersetzung ist nirgends durch didaktisch 
wirksame Illustrationen unterstützt. Weiter kommt das Verhältnis 
des mehr und minder Wichtigen in der Behandlung und dem Baum, 
die den einzelnen Teilen gegönnt werden, nicht immer richtig zum 
Ausdruck, und leicht hätte sich hier im Interesse der von uns vermiesten 
Illustrationen sparen lassen. In den bibliographischen Nachweisungen 
könnte sorgfältiger verfahren sein: Unbedeutendes und Wertloses 
figuriert hier unterschiedslos neben den Hauptwerken. 

Trotz dieser Aussetzungen wissen wir dem Bearbeiter Dank für 
den »Grundrisse, der in der neueren Fassung offenbar völlig sein Werk 
ist und heute jedenfalls die beste, beziehungsweise einzig brauchbare 
Einführung in die Finanzwissenschaft darstellt, die unsere deutsche 
Litteratur besitzt. J. W. 



Karl Johannes Fuchs. Der Untergang des Bauernstandes and 
das Aufkommen der Gutsherrsohaften. Nach arohi rauschen Quellen 
aus Neu- Vorpommern und Bügen. Straesburg, K. J. Trübner. 1888. 
XI und 377 S. 

Das vorliegende, umfangreiche Buch, welches das 6. Heft der »Ab- 
handlungen aus dem staatswissenschaftlichen Seminar zu Strassburg« 
ausmacht, bildet eine interessante und willkommene Ergänzung des 
Knapp* sehen Werkes »Die Bauernbefreiung und der Ursprung der Land- 
arbeiter in den älteren Teilen Preussens«. Von Fuchs werden diejenigen 
Landesteile des jetzigen Preussen behandelt, welche in den Jahren 1648 
bis 1815 unter schwedischer Herrschaft standen und die sich eines 
wirksamen Bauernschutzes nicht erfreuten. Es ist denn hier auch eine 
schrittweise Verdrängung und Aufsaugung des bäuerlichen Grundbe- 
sitzes zu konstatieren; ein hochwichtiger, relativ unabhängiger und 
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wirtschaftlich tüchtiger Stand wurde nach und nach voll ständig zu 
Grunde gerichtet. Dieses »geschichtliche Trauerspiel« spielt sich bei 
der Lektüre des Buches von Fuchs vor unseren Augen ab. — Wir 
müssen es uns versagen auf den reichen Inhalt des Näheren einzugehen, 
können aber, unter Hervorhebung der grossen Sachkenntnis und Gründ- 
lichkeit des Verf., sein Werk nur empfehlen. Dr. Bichard Zeyss. 



Traug. Müller: Untersuchungen über den gegenwärtigen Stand 
der Agrarstatistik und deren Entwiekelung seit dem Jahre 1868, 
inter besonderer Berücksichtigung der landwirtschaftlichen Pro- 
duktionsstatistik. (V. Bd. 4. Heft der Sammlung nationalökonomischer 
und statistischer Abhandlungen des staatswissenschaftl. Seminars zu 
Halle, herausg. v. J. Conrad). Jena, G. Fischer. 1888. VIFI und 
184 8. 

In Anknüpfung an die 1867 veröffentlichte Untersuchung von Conrad 
Über die landwirtschaftliche Produktionsstatistik hat es der Verfasser 
unternommen, den gegenwärtigen Stand der Agrarstatistik darzulegen 
und kritisch zu beleuchten. 

Nachdem der Verf. in der Einleitung kurz auf die Thatsache 
hingewiesen, dass während der letzten zwei Jahrzehnte in fast allen 
Kulturländern namhafte Anstrengungen gemacht worden sind, um die 
bis dahin sehr stiefmütterlich behandelte Agrarstatistik besser auszu- 
bauen, erörtert er im 1. Abschnitt »Das Gebiet und die Aufgabe der 
Agrarstatistikc. Er weist nach, dass hierüber die Ansichten der Fach- 
männer keineswegs übereinstimmen und dass auch in den einzelnen 
Staaten für die agrarstatistischen Aufnahmen abweichende Gesichts- 
punkte massgebend gewesen sind ; er setzt dabei gleichzeitig auseinander, 
was nach seiner Meinung die Agrarstatistik leisten kann und soll. 
Im II. Abschnitt wird »der gegenwärtige Stand der landwirtschaft- 
lichen Produktions -Statistik« dargelegt, indem der Verf. mit Recht 
davon ausgeht, dass die Produktions-Statistik den Mittelpunkt aller 
agrarstatistischen Bestrebungen bilden müsse. Dieser umfangreichste 
und wichtigste Abschnitt zerfällt in die 3 Teile: A. Statistik der Pro- 
duktionsgrandlage; B. Statistik des Produktionsaufwandes; G. die 
Prodnktionsresultate. Verf. erörtert eingehend, was die einzelnen 
Kulturstaaten auf diesen drei Gebieten der landwirtschaftlichen Pro- 
duktions-Statistik bis jetzt geleistet haben, und namentlich auch, welche 
Aufgaben sie sich gestellt und in welcher Art sie dieselben zu lösen 
versucht haben. Die referierende Darstellung ist durchaus objektiv und 
zeigt, dass der Verf. mit den für die landw. Produktion massgebenden 
Verhältnissen im ganzen wie im einzelnen genau vertraut ist. Auch 
den zahlreichen kritischen Erörterungen kann ich fast durchweg bei- 
stimmen; den Wert der Erntestatistik veranschlage ich allerdings 
höher, als der Verfasser es thun zu können glaubt. 
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Im III. Abschnitt »Zusammenfassung, Kritik und Vorschlage« 
vergleicht Verf. zunächst den Stand der deutschen Produktionssta- 
tistik mit demjenigen der übrigen Kulturstaaten, woraus hervorgeht, 
dass die deutsche Agrarstatistik seit dem Jahre 1873 überraschende 
Fortschritte gemacht hat und dass sie in ihrer Gesamtheit den früher 
weiter entwickelt gewesenen Statistiken anderer Länder setzt eben- 
bürtig sich an die Seite stellen kann. Weiter handelt der Verf. über 
den inneren Wert der produktionsstatistischen Erhebungen in ihrer 
Gesamtheit; er weist nach, welche für das staatliche oder wirtschaft- 
liche Leben brauchbaren Resultate sich aus den bisherigen Erheb- 
ungen ableiten lassen. Nachdem dann der Verf. die in Baden, 
Hessen und Württemberg vorgenommenen Detailerhebungen über die 
landw. Produktion noch einer kurzen Besprechung unterworfen, fasst 
er in »Schlussergebnisse« die Forderungen zusammen, welche an die 
künftige Handhabung und Fortbildung der Agrarstatistik gestellt 
werden müssen. Dieselben, wie beachtenswert sie auch sind, hier 
aufzuzählen, verbietet der Raum. Ich will daher nur die zuletzt 
namhaft gemachte hervorheben »es muss die landwirtschaft- 
liche Buchführung in den Dienst der Statistikge- 
stellt werden«. Wie schwierig dies ist, verhehlt sich der Verf. 
keineswegs; aber mit Recht betont er, dass die Erfüllung jener 
Forderung mit allen zu Gebote stehenden Mitteln erstrebt werden 
muss, weil nur dann die Agrarstatistik ihrer Aufgabe einigermassen 
vollkommen gerecht werden kann. — Im Interesse der Sache würde 
es liegen, wenn die inhaltreiche Müüer'sche Schrift auch unter den 
Vertretern der Landwirtschaft zahlreiche Leser und eingehende Be- 
achtung fände. Th. Frhr. von der Goltz. 



Conrad von Seelhorst. Der Roggen als Wertmass für landwirt- 
schaftliche Berechnungen. (IL Bd. 6. Heft der staatswissenschaftlichen 
Studien herausg. v. L. Elster) Jena, G. Fischer. 1888. 80 S. 

Die Begründer der Landwirtschaftslehre wie Thaer, Koppe, v. Tkünen, 
Block u. a. hielten es zur Durchführung landwirtschaftlicher Veran- 
schlagungen, einschliesslich der Ermittelung des Reinertrages oder des 
Kapitalwertes von Grund und Boden, für zweckmässig und notwendig, 
als allgemeinen Massstab und Reduktionsfaktor für 
die dabei in Betracht kommenden Wertgüter nicht das Geld, sondern 
die wichtigste Getreideart , den Roggen, zu verwenden. Als später 
die Naturalwirtschaft auch in dem landw. Gewerbe mehr durch die 
Geldwirtschaft verdrängt wurde, kam man hiervon ab. Der Grund hier- 
von lag teils darin, dass man die Unzulänglichkeit der Roggenwerts- 
berechnung für viele landw. Veranschlagungen richtig erkannte, teils 
aber auch darin, dass man, etwa von der Mitte des laufenden Jahr- 
hunderts ab, das ganze Gebiet der landw. Taxation sehr vernachlässigte 
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nnd ein tieferes Eindringen in dasselbe für nicht nötig hielt. Weil 
die Roggenwertsberechnung in vielen Fällen sich als unhaltbar erwies, 
glaubte man* sich berechtigt, dieselbe ganz zu verwerfen. Erst der 
Unterzeichnete versuchte in seiner 1882 erschienenen landw. Taxations- 
lehre festzustellen, dass für gewisse landw. Berechnungen der Roggen 
auch heute noch einen besseren Wertamassstab bilde, als das Geld. Ob 
und in wie weit dieses der Fall sei, wird nun von dem Verfasser der 
vorliegenden Schrift in eingehender und scharfsinniger Weise unter- 
sucht, wobei derselbe nicht nur viel ganz neues Material beibringt, 
sondern auch bisher unbeachtet gebliebene, aber wichtige Punkte zur 
Erörterung stellt. Er gelangt zu dem Resultat, dass zur Ermittelung 
des Wertes der in der Wirtschaft erzeugten Futterstoffe (Heu, Stroh, 
Grünfutter u. s. w.), der Handelsfuttermittel, des Stalldüngers, mehr 
oder weniger auch zur Berechnung der Kosten der menschlichen und 
tierischen Arbeitsleistungen, der Kosten der Nutzviehhaitang, selbst der 
Reinerträge einzelner Grundstücke, die Benutzung des Roggens als 
Wertmass nicht entbehrt werden könne, wenn man zu einigermassen 
sicheren und brauchbaren Resultaten kommen wolle. Verf. schliesst 
seine Schrift mit folgenden Sätzen: »Aus diesen Beispielen erhellt, 
dass der Roggen als Wertsmaas für alle landw. Berechnungen nicht 
nur eine theoretische, sondern eine hohe praktische Bedeutung hat. 
Dass diese Bedeutung als Wertsmass keine absolute ist, wurde wieder- 
holen tlich betont. Ein für alle Gegenden und alle Zeiten gültiges 
Wertsmass existiert nicht und wird aus den angeführten Gründen auch 
nie gefunden werden«. Diesen Sätzen muss jeder, welcher sich gründ- 
lich mit den landw. Veranschlagungen beschäftigt und die Schrift des 
Verf. genau studiert hat, beistimmen. Selbstverständlich soll die Be- 
nutzung des Roggens als Wertsmass, wie der Verf. auch hervorhebt, 
es nicht überflüssig oder unumgänglich machen, das Endresultat jeder 
landw. Berechnung in einer bestimmten Geldsumme auszudrücken. 
Hat man erst den Roggenwert eines Objektes festgestellt, so ist es 
leicht, nach dem Marktpreis des Roggens auch den Geldwert des gleichen 
Objektes zu ermitteln. 

Die Bedeutung der Roggen wertstheorie und damit der vorliegenden 
Schrift beschränkt sich übrigens keineswegs auf die landw. Taxations- 
lehre; die weitere Ausbildung jener Theorie wird vielmehr zweifellos 
auch wertvolle Beiträge für die Preisstatistik und für die Lösung anderer 
volkswirtschaftlicher Fragen liefern. Th. Frhr. von der Goltz. 



Die Landwirtschaft im Königreich Sachsen, ihre Entwiokelung 
bis einschl. 1885 und die Einrichtungen nnd Wirksamkeit des Landes* 
knltnrrats für das Königreich Sachsen bis 1888. Im Auftrage des 
Lande8kulturrats für das Königreich Sachsen bearbeitet von dessen 
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Generalgekretair K. v. Langsdorff. Dresden, G. Schönfeld's Verlagsbuch- 
handlung. 1889. XU und 752 S. 

Ueber die landw. Verhältnisse des Königreichs Sachsen besitzen 
wir besonders ausführliche und zuverlässige Berichte von berufenster 
Hand. Beumng veröffentlichte als Generalsekretair der landw. Vereine 
im Kgr. Sachsen einen solchen über die Zeit von 1845 — 54 (Dresden 
bei SchOnfeld, 1856). Der nunmehrige Generalsekretair des Landes- 
kulturrates für das Königreich Sachsen, K v. Langsdorff, hat als Fort- 
setzung der Reunituf sehen Arbeit in den Jahren 1876 und 1881 Berichte 
über die Entwickelung der sächsischen Landwirtschaft publiciert, deren 
erster die Periode bis Ende 1875, der zweite die Periode von 1876 bis 
einschliesslich 1879 umfasst. Hieran reiht sich nun das vorliegende 
Werk des nämlichen Verfassers, welches den Zeitraum bis einschliess- 
lich 1885 behandelt und ein Bild der Thätigkeit des sächs. Landes- 
kulturrates während der Jahre 1880—1888 entwirft. 

Schon die beiden früheren Berichte K. v. Langsdorfs haben mit 
Recht sich der Anerkennung aller derer zu erfreuen gehabt, welche 
die Bedeutung einer objektiven und eingehenden Darstellung der that- 
sächlich in der Landwirtschaft herrschenden Zustände zu würdigen 
wissen. In noch höherem Grade verdient der neueste Bericht solche 
Anerkennung, weil derselbe ein erheblich umfassenderes und reich- 
haltigeres Material bei gleicher Zuverlässigkeit darbietet. 

Derselbe zerfällt in 2 Teile, nämlich I. die Landwirtschaft 
im Königreich Sachsen von 1882 bis 1885 (S. 1— £38). II. der 
Landeskulturrat v. 1880—1888 (3. 639—752). In I werden zuerst 
die allgemeinen, für die Landwirtschaft in Sachsen wichtigen Ver- 
hältnisse besprochen: politische Einteilung, Bevölkerung, Klima, Ver- 
teilung und Benutzung des Grund und Bodens u. s. w. Dann folgt die 
Darstellung der einzelnen für die Landwirtschaft und deren Beurteilung 
besonders wichtigen Einrichtungen und Zustände. Um ein ungefähres 
Bild von dem Umfang der Aufgabe zu geben, deren Lösung der Verf. 
unternommen hat, so lasse ich hier die Ueberschriften der Hauptab- 
schnitte folgen : das Kapital, Kapital-Versicherung, Arbeit, Produktion 
und Verbrauch, Handel und Verkehr, der landw. Unterricht, die landw. 
Versuchsstationen, die landw. Vereine, landw. Genossenschaftswesen, 
Ausstellungen, Dünger-, Futtermittel- und Samen-Kontrolle, Landes- 
kultur, Pflanzenbau, Tierzucht, Maschinen, Gesetzgebung bis 1888, 
Steuern und Abgaben. 

In allen Abschnitten bietet der Verf. eine Fülle von Zahlen und 
sonstigem positivem Material; er zieht daraus nicht nur selbst eine 
Reihe von interessanten und wichtigen Schlussfolgerungen bezüglich 
des Zustandes der Landwirtschaft im Königreich Sachsen, sondern er- 
möglicht auch dem sachkundigen Leser ein eigenes Urteil sich hierüber 
zu bilden. Bei der Manigfaltigkeit und dem hohen Grade der Ent- 
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irickelnng, deren rieh die sftchs. Landwirtschaft erfreut, ist es wohl 
selbstverständlich, dass die Bedeutung des vorliegenden Berichtes über 
die Grenzen des Königreichs Sachsen erheblich hinausgeht. Dasselbe 
ist viel mehr für alle diejenigen, welche ein auf Kenntnis der that- 
s&chlichen Zustande begründetes Urteil über die Lage der deutschen 
Landwirtschaft gewinnen wollen, Ton grosser Wichtigkeit und kann zu 
diesem Zweck eingehender Kenntnisnahme nur empfohlen werden. 

Der II. in seinem Umfange viel kürzere Teil des Werkes behandelt 
die Organisation und die Geschichte des Landes-Kulturrates für 
das Königreich Sachsen sowie dessen Th&tigkeit wahrend der Jahre 
1880—88. Gegründet wurde der L. K. R. im Jahre 1848 als Central- 
stelle für die landw. Vereine und als eine Mittelstelle zwischen diesen 
nnd der Kgl. Sachs. Staatsregierung. Im J. 1872 erfuhr er eine Um- 
gestaltung, durch welche seine Befugnisse sachlich erweitert wurden, 
er aber aufhörte , die Centralstelle für die landw. Vereine zu bilden. 
Aus den mitgeteilten Beschlüssen des L. K. B. geht hervor, dass die 
Wirksamkeit desselben auch in der Periode von 1880—88 eine sehr 
umfassende und erfolgreiche gewesen ist. 1%. Frhr. von der Goltz, 



H. Pnts. Radikale Mittel nr Beseitigung der gegenwärtigen 
Votlage der Landwirtschaft Passau, R. Abt. 1889. 28 S. 

Verfasser geht von dem Gedanken aus, dass die in der Landwirt- 
schaft der europaischen Kulturstaaten vorhandene Notlage beseitigt 
werden könne, wenn man den Landwirt instandsetze, von seinem Boden 
namhaft höhere Ertrage zu gewinnen, ohne gleichzeitig die Wirtschafts- 
kosten erheblich zu steigern. Das unfehlbare Mittel zur Erreichung 
dieses Zweckes erblickt er in der allgemeinen und vollständigen 
Verwendung der menschlichen A uswurfstoffe, besonders der 
in Städten erzeugten, für die Düngung des landwirtschaftlich benutzten 
Bodens. Er h&lt diese Sache im Interesse sowohl der Landwirtschaft 
wie des gesamten Nationalwohlstandes für so wichtig, dass er ein staat- 
liches Gesetz fordert, durch welches sowohl die zweckentsprechende 
Aufsammlung der menschl. Auswurfstoffe für Stadt und Land als auch 
die Ueberführung derselben aus den Städten auf das Land allgemein 
vorgeschrieben werden soll. Im Anschluss hieran bespricht Verf. die 
verschiedenen Systeme, welche für die Auffangung und Fortleitung der 
Fäkalien an den Ort ihrer Verwendung in Betracht kommen können. 
Am günstigsten scheint ihm die Lieferung flüssiger Fäkalien und die 
Anwendung von Rohrleitungen. Dieser letzte Teil der kleinen Schrift 
ist das einsig beachtenswerte an derselben, obwohl auch hier die mit- 
geteilten Zahlen schwerlich eine allgemeine Gültigkeit haben dürften. — 
Im übrigen ist der durch den Titel zum Ausdruck gelangte Grundge- 
danke der Schrift, dass die auf der Landwirtschaft jetzt lastenden Uebel- 
st&nde lediglich durch eine Vermehrung oder Verbilligung der Boden- 
Zrttsofar» t Staats*. 18S0. I. Haft. 12 
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Produktion beseitigt werden könnten, ein irriger. Demungeachtet ist 
jeder neue Hinweis aof eine allgemeinere Ausnutzung der menschlichen 
Auswurfstoffe für die Zwecke der Landwirtschaft willkommen zu heissen. 

Th. Frhr. van der Gölte. 



H. Howard, wie hat sieh der Landwirt zur progressiven Ein- 
kommensteuer zu Terhalten 1 Leipzig, Duncker & Humblot. 1889. 56 S. 

Der bereits durch anderweitige Publikationen auf dem Gebiet des 
landw. Rechnungswesens bekannte Verfasser knüpft an die in der preuss. 
Thronrede vom 14. Januar 1889 in Aussicht gestellte Reform der Ein- 
kommenbesteuerung auf Grundlage der Selbsteinschätzung seine Dar- 
legungen an. Er hebt mit Recht hervor, dass die Durchführung der 
Selbsteinschätzung grade bei den Landwirten auf grosse Schwierigkeiten 
stosse, einmal weil das Einkommen derselben an und für sich weniger 
leicht sich ermitteln lasse, wie dasjenige der meisten übrigen Erwerbs- 
klassen, zweitens und namentlich aber deshalb, weil die weit über- 
wiegende Mehrzahl der Landwirte keine irgend genügende Buchführung 
habe und noch weniger gewohnt sei, über ihr wirkliches Einkommen 
sich Rechenschaft zu geben. Verfasser zeigt nun, welcher Weg von 
dem Landwirt einzuschlagen sei, um zu einer sicheren oder wenigstens 
zu einer für Steuerzwecke genügenden Abschätzung seines Einkommens 
zu gelangen. Die gemachten Ausführungen liefern den Beweis, dass 
Verf. die behandelte, recht verwickelte Frage in ihrem ganzen Umfange 
beherrscht, verdienen deshalb volle Beachtung; verständlicher, nament- 
lich für die Mehrzahl der Landwirte, würden dieselben allerdings sein, 
wann ihnen ein Beispiel über eine durchgeführte Einkommensberechnung 
zugefügt worden wäre. 

Die in der erwähnten Thronrede angekündigte Reform der Ein- 
kommensteuer in Preussen ist bekanntlich zunächst wieder aufgegeben. 
Trotzdem hat die Schrift von Howard auch unter den veränderten Um- 
ständen noch ihre Bedeutung. Dieselbe wird von dem Verfasser iin 
letzten Abschnitt selbst dadurch hervorgehoben, dass er unter Nam- 
haftung bestimmter Punkte auf die Wichtigkeit hinweist , welche eine 
exakte Buchführung für den Landwirt schon lediglich im Hinblick auf 
den eigenen Wirtschaftsbetrieb besitzt. Er schliesst seine Schrift mit 
dem Satze: »Wird nun die Einführung der Einkommensbesteuerung 
mit Deklarationspflicht den von mir erhofften Erfolg haben, dass zu- 
nächst wenigstens Reinvermögensermittelung behufs Feststellung- von 
Besitz, Ertrag und Verbrauch sich allgemeiner einbürgert, dass hieran 
aber von selbst sich Ausbau und Einführung exakter Rechnung allmählich 
und immer mehr und mehr anschliesst, so hätte das Gesetz, abgesehen 
von dem von ihm erwarteten direkten Segen, den eminenten Erfolg, 
den denkbar wichtigsten und richtigsten Schritt landwirtschaftlicher Selbst- 
hülfe angebahnt und unterstützt zu haben c. Th. Frhr. v. d. Grölte, 
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Schriften des Vereins fttr Sozialpolitik. Heft XXXVIII. Leipzig, 
Duncker u. Humblot 1889. 260 S. 5,40 M. 

Das Heft enthält die Verhandinngen der vom 28. u. 29. Sept. 1888 
in Frankfurt a/M. abgehaltenen Generalversammlung des genannten 
Vereins. 

L Ueber den landlichen Wacher und die Mittel zu 
seiner Abhülfe, insbesondere die Organisation des bäuer- 
lichen Kredits. 

Die Verhandlungen stützen sich auf die am V. f. S. P. 1885 in 
Angriff genommene Wucherenquete, deren 1887 veröffentlichtes Ergeb- 
nis hier als bekannt vorausgesetzt wird. 

Der Referent Prof. v. Miaskovski charakterisiert zunächst den 
Wucher auf dem Lande und bespricht dann die Vorschläge, die einen 
weiteren Ausbau der geltenden Wuchergesetzgebung anstreben. Von diesen 
verwirft er die folgenden: Ausdehnung des bisher auf das Darlehens- 
geschäft beschränkten heutigen Begriffs des Wuchers auf alle onerosen 
Verträge; Buchführungszwang für gewerbliche Geld Verleiher und Kontrolle 
der Bücher durch die Verwaltungsbehörden; Verbot für die Anwälte 
Wucherprozesse zu führen; Einschränkung der Wechselfreiheit. Er 
befürwortet dagegen: Schärfere Handhabung des Wuchergesetzes; Er- 
höhung der Strafen für Wucher; Vorschriften darüber, dass Verträge 
über Immobilien nur schriftlich, womöglich nur unter Mitwirkung 
öffentlicher Notare und Gerichte abgeschlossen, Versteigerungen von 
Grundstücken nur von Beamten des Staats oder der Gemeinden vor- 
genommen werden dürfen; Erschwerung des Gütermetzgens. 

Neben diesen direkten Vorgehen gegen das Wuchertum empfiehlt 
M. bes. staatliche Regelung der Besitzverhältnisse, Hebung der wirt- 
schaftlichen Lage und Hebung des geistigen und sittlichen Niveaus der 
Bevölkerung in den Wucherbezirken, bes. Ausbildung des Genossenschafts- 
wesens und für den Osten reichere Ausbildung der Selbstverwaltung 
in der Gemeinde. 

Hauptsache sei die ländliche Kreditorganisation. Durch die 
bestehenden Kreditinstitute sei ja für den Immobiliar Kredit, nicht aber 
für den Personal- und Mobiliar- Kredit genügend gesorgt. M. fordert 
nun vom Staate, dass er die zur Zeit bestehenden Einrichtungen zur 
Beschaffung des Kredits fördern und ausbauen helfe, bes. dass bei den 
Anstalten, die bisher nur für den Hypothekarkredit bestimmt sind auch 
Einrichtungen für den Personal- und Mobiliar-Kredit zu treffen seien, 
dass solche Kreditanstalten dezentralisiert werden, dass das Kredit- 
nehmen möglichst erleichtert und vereinfacht werde und dass schliess- 
lich der Staat Sorge trage, dass diesen Kreditanstalten nötigenfalls 
noch weitere Summen zugeführt werden. 

Der Korr efeient Geh.Ob.Reg.Rat Thiel weist zunächst die Vorwürfe, 
welche dem Fragebogen und der Enquete in Bezug auf wissenschaftliche Ge- 

12* 
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nauigkeit gemacht sind als praktisch unwesentlich , dann auch den 
Vorwurf des Antisemitismus zurück. Er führt für die Richtigkeit der 
Enquete im allgemeinen, an, dass weder in der landw. Fachliteratur 
noch von den vom Landesökonomie-Kollegium zur Aeusserung aufge- 
forderten landw. Central- Vereinen Kritik an der Enquete geübt sei. Nur 
ein Verein habe das zutreffende des betr. Berichts angezweifelt, diesen 
als zu günstig angesehen. Thiel begründet dann kurz , weshalb gerade 
die Eigentümlichkeiten des landw. Betriebs und der ländlichen Bevölkerung 
dem Wucher Vorschub leisten und bespricht dann die Ergebnisse 
der Enquete, dabei betonend, dass das Wuchergesetz von 1880 und 
die Vereine, welche sich zur Bekämpfung des Wuchers gebildet haben, 
sehr vorteilhaft gewirkt haben. 

In der Debatte stellte sich im allgemeinen vollständiges Einver- 
nehmen mit den Ansichten der beiden Referenten heraus. 

II. Ueber den Einfluss des Detail h andels auf di e 
Preise und etwaige Mittel gegen eine ungesunde 
Preisbildung. Die über dies Thema vom Verein veröffentlichten 
Arbeiten werden ebenfalls als bekannt vorausgesetzt. 

Der Referent Prof. Conrad konstatierte zunächst die grosse Schwierig- 
keit sich über den Einfluss des Detailhandels auf die Preise ein klare« 
Bild zu verschaffen. Für die Feststellung ob das Detailgeschäft in 
der Kolonialwarenbranche übersetzt sei, findet er weder in der allge- 
meinen noch in der Bankerottstatistik Anhaltspunkte. Er nimmt aber 
an, dass namentlich in kleineren Städten die Zahl der Detailisten eine 
grössere ist als den Bedürfnissen entspricht. In betreff der Preisbildung 
findet er, dass in grossen soliden Geschäften im grossen Durchschnitt 
eine Anpassung der Detailpreise an die Engrospreise stattfindet. Eine 
genaue Anpassung sei unmöglich, da die Generalkosten dieselben bleiben. 
Der Profit überschreitet seiner Ansicht nach im Durchschnitt nicht 20 °/o. 
Das sei nicht zu viel. Ein Vergleich mit den Konsumvereinen sei nicht 
zulässig, da diese neben anderen Vorteilen bes. den einer festen Kund- 
schaft haben und weil sie meist nur die gangbarsten Artikel führen. 
Eine Ueber teuerung des Publikums durch die Detailisten finde aller- 
dings wohl hier und da statt. Sie werde ermöglicht durch Mangel an 
Urteil auch durch lokale Gebundenheit des Publikums und bes. in 
kleineren Städten durch ev. Ringbildung der Kaufleute. Ein staatliches 
Eingreifen im Fall der Ueberteuerung verwirft C, befürwortet dagegen 
eine Verbesserung der Preisstatistik, bes. aber die Selbsthilfe durch 
Gründung von Konsumvereinen, welche nebenbei erzieherisch wirkten. 

Auch die Bäcker überteuerten im allgemeinen nicht. Wo es der 
Fall wäre, müsse man ebenfalls zur Selbsthilfe (Selbstbacken, Genossen- 
schafts- Aktien-Bäckereien) greifen. Taxen- und Konzessionssystem ver- 
wirft C, empfiehlt dagegen Gewichtsbäckerei und Selbsttaxen. 

Für die Fleischer nimmt C. einen höheren, vom Publikum aller- 



Digitized by VjOOQ IC 



Schriften des Vereins für Sozialpolitik. 181 

dinge meist überschätzten Geschäftsgewinn an. Dieser werde lokal 
durch die leichtere Ringbildung im Fleischergewerbe erreicht. Die Ur- 
teilsbildung über diese Verhältnisse werde hier bes. durch die Qualitäts- 
bestimmung und durch die Beilagen erschwert. Von Genossenschafts- 
schlächtereien verspricht sich C. nichts, hält dagegen regelmässige 
Publikationen der Fleisch- und Viehpreise nach Abstufung der Quali- 
täten für wünschenswert. 

Der erste Korreferent Ger.-Ass. Kruger spricht über den Einfluss 
der Konsumvereine auf die Preisbildung des Kleinhandels. Nach kurzer 
Darstellung des Wesens der K.V. gibt er die Gutachten von 35 E.V. 
über diese Frage und beweist aus diesen den Einfluss der K.V. auf die 
Preisbildung. Als Beweis dieses Einflusses sei auch die Feindschaft der 
Kleinhändler gegen die K.V. anzusehen. Neben diesem Einfluss sei 
wichtig die erzieherische Wirkung der K.V. auf das Publikum durch 
Gewöhnung an gute Qualitäten, durch Barzahlungszwang und durch 
Dividenden. Die K.V. sollen übrigens nicht den an sich berechtigten 
Zwischenhandel, sondern nur die Auswüchse desselben bekämpfen. 

Der zweite Korreferent Reg.-Ass. von Rohrscheidt spricht über die 
Polizeitaxen und die Preise im Kleingewerbe. Nach einem kurzen ge- 
schichth Rückblick bespricht er die heutigen Verhältnisse bei einigen 
Gewerben, verwirft dabei die Selbsttaxen der Bäcker, empfiehlt da- 
gegen Einführung der Gewichtsbäckerei. 

In der Debatte wendet sich van der Borght gegen die Konsum- 
vereine besonders die, welche ihrer eigentlichen Sphäre entrückt sind. Er 
bekämpft die Vorteile, welche die K.V. vor dem Kleinhandel durch die 
geltende Gesetzgebung haben. Gegen einzelne K.V. führt er an, dass 
sie unreell geführt, dass sie die Borgwirtschaft unterstützen, den Schnaps- 
Konsum begünstigen und Mittelpunkte politischer und nationaler Agitation 
sind. Die allgemeine Ausdehnung der K.V. sei deshalb nicht wünschens- 
wert. Sie seien nur dort am Platz, wo es Auswächse des Detailhandels 
zu bekämpfen gelte. 

In der weiteren Debatte werden dann noch die Vereine der Kon- 
sumenten empfohlen, welche mit den Händlern Verträge schliessen 
über die Preise resp. den Rabatt, welche diese ihren Mitgliedern stellen 
dürfen resp. geben müssen. 

Referent hat geglaubt den Inhalt der Verhandlungen ausführlicher 
dem Leser wiedergeben zu dürfen, da dieselben bei der Bedeutung der 
behandelten Fragen und der Wichtigkeit der Ergebnisse der Verhand- 
lungen für das wirtschaftliche Leben seiner Ansicht nach von hervor- 
ragendstem Allgemein-lnteresse sind. 

Jena C. von Seeüiont. 



Julius Zuns. Der Wieher auf dem Lande. Eine Kritik des Frage- 
bogens der vom Verein für Sozialpolitik veröffentlichten Wucher enquete. 
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Frankfurt a/M. Druck and Verlag von Mahlau und Waldschmidt. 
49 S. 

Die Vorwürfe des Verfassers erstrecken sich auf den von Geh.Rat 
Thiel für die Wucherenquete aufgestellten Fragebogen und auf einzelne 
der veröffentlichten Berichte oder Stellen derselben. Wenn auch in 
dem einen oder anderen von Zuns hervorgehobenen Punkte die Frage- 
stellung vielleicht nicht ganz präzis ist und die Beantwortung an 
scharfer Begriffsbestimmung zu wünschen übrig laset, wenn auch viel- 
leicht hie und da der Begriff »Wuchert zu weit gefasst ist, so kann 
das den Wert der Enquete im grossen und ganzen, nicht herabsetzen. 
Die grosse Uebereinstimmung der Berichte über die Art des Auftretens 
des Wuchers zeigt, dass man im allgemeinen in Deutschland denselben 
und schon deshalb richtigen Begriff über Wucher hat und lässt mithin 
die gefällten Urteile im grossen und ganzen als zutreffend erscheinen. 
Dass im einzelnen Fall manchmal zu weit gegangen und der Zwischen- 
handel bes. im Viehgeschäft unrechtmässig unter den Wucherbegriff 
gestellt ist, wird gern zugegeben. Auf der anderen Seite zählt die 
Enquete so massenhaft eklatante Fälle von Viehwucher auf, dass die 
Fälle, in denen bei der Beurteilung zu hart verfahren ist, bei weitem 
zurücktreten, also nicht von Zuns so einseitig hätten hervorgehoben 
werden dürfen. C. van Seelhorst. 



H. Mahraun, Begierungsrat. Der landwirtschaftliche Notstand, 
seine Gründe und seine Heilung. Berlin G. Heymann 1889. VI und 
134 S. 

Mahraun leitet den landw. Notstand aus unserem Grundverkehrsrecht 
ab. Durch dasselbe werde jeder Mehrwert, welchen der Grund und 
Boden infolge der politischen und wirtschaftlichen Fortschritte erhalte, 
in kürzester Zeit, spätestens aber beim nächsten Erbfalle in Hypotheken 
verwandelt. Diese nehmen Jahr für Jahr denselben festen Geldbetrag 
als Zinsen für sich in Anspruch, während der Reinertrag der Land- 
wirtschaft von Jahr zu Jahr wechsle. Das sei von Badbertus ausser 
Acht gelassen. Es seien nicht die Hypotheken-Kapitalien selbst, sondern 
die von diesen berechneten festen Zinsen, welche dem landw. Gewerbe die 
rechnungsmäßige Unterlage entziehen. Je höher die Hypothekenbe- 
lastung, je greller trete dies Missverhältnis hervor. Die Landwirtschaft 
könne nur gesunden, wenn sie die Ausgaben in Beziehung zu den Ein- 
nahmen bringen könne. Das sei, da die Preise der landw. Produkte auf 
dem Weltmarkt festgesetzt werden, auf den das einzelne Land keinen 
bestimmenden Einfluss hat, und da die Kosten der Technik der Pro- 
duktion fest sind, nur möglich durch Anpassung des Hypothekenzinses 
an den Reinertrag. Darauf habe eine rationelle landw. Gesetzgebung 
hinzuarbeiten. Alle anderen bisher vorgeschlagenen und zum Teil aus- 
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geführten Massnahmen können die momentane Lage der Landwirt- 
schaft zwar erleichtern, derselben aber nicht durchgreifend helfen. 

Die gerechte Verteilung des Reinertrags könne durch Umwandlung 
der Hypotheken in Gutsanteile bewirkt werden. Es würden die Guts- 
anteile ungefähr die Stelle der Aktien bei gewerblichen Unternehmungen 
vertreten, doch würden sie, ebenso wie die Hypotheken es sind, teilbar 
sein müssen. Ebenso wie beim gewerblichen Unternehmen neben der 
Aktie die Hypothek besteht, könne diese bei landw. Unternehmungen neben 
dem Gutsanteil bestehen, dürfe aber eine gewisse Höhe des Gutswerts 
( f A) nicht überschreiten. Der Gutsanteil habe den Vorteil Tor der 
Hypothek, dass er sicherer sei als diese, denn er bleibe immer ein Teil 
des betr. Gutes, während die Hypothek dann den Wert verliere, wenn 
sie über den augenblicklichen Gutswert hinausgehe. 

Die Ueberführung der jetzigen Hypotheken in Gutsanteile könne 
beim Eintritt des freiwilligen oder zwangsweisen Verkaufs geschehen. 
Auf den festgestellten Kaufwert würden die Hypotheken Beitrage ver- 
teilt werden und die so berechneten Anteile würden fortan den Mass- 
stab der Beteiligung der bisherigen Gläubiger an dem Gate bilden. 
Ein Eingriff in die Rechte der bisherigen Hypothekengläubiger lasse 
sich dadurch vermeiden, dass man ihnen die Rückforderung des Hypo- 
theken-Kapitals zugestehe. Es sei aber nicht zu befürchten, dass diese 
oft erfolgen werde, denn die Besitzer der Hypotheken in der zweiten 
Hälfte des Gutswerts verbessern sich durch den neuen Rechtszustand, 
da es für sie offenbar vorteilhafter ist an der Hälfte des Ganzen als 
an der zweiten Hälfte allein beteiligt zu sein. Die Hypothekare der 
ersten Hälfte des Gutswerts legen aber meist den Hauptwert auf die 
Sicherheit der Kapitalsanlage. Die Kapitalisten würden von dem Rück- 
forderungsrecht aber auch deshalb keinen Gebrauch machen, weil sie 
nicht wissen würden, wo sonst das Geld unterbringen, sie auch ferner 
durch die Forderung der Barzahlung den Preis von Grund und Boden 
sehr drücken, sich also selbst schaden würden. 

Die Ueberführung in den neuen Zustand könne auch vom Staat 
direkt durch Gründang von neuen Kassen oder Erweiterung der alten 
Rentenbanken erleichtert und befördert werden. 

Ueber die' Ursachen des landw. Notstandes und in Beurteilung der 
bisherigen Mittel zu seiner Bekämpfung sind wir ganz der Ansicht 
Mahraun'8. Wir glauben aber, dass das von ihm vorgeschlagene Mittel 
zur Hebung des landw. Notstandes, welches allerdings die auch von uns 
als solche anerkannte Wurzel desselben beseitigen würde, praktisch 
unausführbar ist. Zugegeben sei, dass die Umgestaltung eines uns in 
Fleisch und Blut übergegangenen Rechtszustandes, ferner dass für 
grössere Betriebe die Umwandlung der Hypotheken in Gutsanteile viel- 
leicht sich durchführen lasse; für die Masse der kleineren Betriebe ist 
die Durchführung von Ms Vorschlägen zur Zeit aber unmöglich und 
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wird es wenigstens noch so lange sein, bis die kleinere landw. Bevölkerung 
so weit intellektuell gehoben , dass ihr eine geordnete Buchführung 
möglich ist. Wir glauben übrigens, dass sie auch dann für solche Be- 
triebe unmöglich ist , ebenso wie jedes andere Aktienunternehmen un- 
durchführbar ist, wenn nicht eine bestimmte Betriebsgrösse vorhanden. 

Weitere Schwierigkeiten für die Durchführung der Mahraun'schm 
Vorschläge erblicken wir in der Ermittlung des Gntswerts und des 
Reinertrags. Die Gutspreise bes. die Subhastationspreise sind doch 
durch 80 manche Zufälligkeiten beeinfluBst. Ausserdem würde sich der 
Erwerber eines subhastierten Gutes schwer dazu verstehen die Werts- 
steigerung des Gutes, welche er durch seine Arbeit erhofft den Anteils- 
inhabern in der Beute abzutreten. Die Ermittelung des Beinertrags 
von Grund und Boden stösst ferner auf fast unüberwindliche Schwierig- 
keiten. 

Das Buch von M., aus dem wir leider nur die Hauptpunkte hervor- 
heben konnten, hat unzweifelhaft das Verdienst die eigentlichen Gründe 
des landw. Notstandes aufgedeckt und bei Namen genannt, ferner dann 
folgerichtig ein uns allerdings nicht durchführbar scheinendes Mittel 
zur Abhilfe desselben angegeben zu haben. C. von Sedhorst. 



A* Bivier. Lehrbuch de« Völkerrechts. Stuttgart. J. Enke. 1889. 

Das vorliegende Buch ist der vierte Band der von Dr. v. Kirchen- 
heim herausgegebenen Handbibliothek des öffentlichen Rechtes, bildet 
aber wie seine Vorgänger über das deutsche Staats- und VerwaltungB- 
recht und Kirchenrecht ein in sich abgeschlossenes Ganze. Seinem 
Zwecke gemäss beschränkt sich der Verf. darauf das geltende Völker- 
recht in kurz gefassten präzisen Sätzen darzulegen, wozu die Anmer- 
kungen die nötigen Beispiele, Literaturnachweise und kritische Er- 
läuterungen geben. Diese Aufgabe zu lösen ist Prof. Bivier, der durch 
zahlreiche Einzelschriften, durch seine Mitarbeit an v. HoUzmdorffs 
grossem Sammelwerke und seine langjährige leitende Stelle im Institut 
de droit international sich als einer der besten Kenner des Völkerrechts 
bewährt hat, trefflich gelungen. Ueber einzelne Punkte wird sich 
streiten lassen, wie dies bei dem flüssigen Zustande, in dem sich die 
Wissenschaft des internationalen Rechtes als des jüngsten und vervoll- 
kommnungsfähigsten Zweiges des öffentlichen Rechtes befindet, nur 
natürlich ist. Im ganzen aber ist die Darstellung eine ebenso klare 
wie besonnene, die sich von allen Spekulationen und der Vermischung- 
des positiv geltenden Rechtes von subjektiven Anschauungen fern hält 
und das erstere bei aller Gedrungenheit durchaus vollständig vorführt. 

Das I. Buch gibt als Einleitung den Begriff, das Wesen und die 
Quellen des Völkerrechts, sodann eine üebersicht der Geschichte desselben, 
seiner Wissenschaft und Hilfsdisziplinen und legt die zu verfolgende 
Systematik dar. Das H. Buch behandelt die Staaten als Subjekte des 
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Völkerrechts, das III. ihrXand und Wassergebiet, die internationalen Ge- 
wässer and das offene Meer, das IV. die Grundrechte der Staaten und deren 
wechselseitige Einschränkung infolge der internationalen Gemeinschaft, 
das V. die Vertretung der Staaten nach Aussen und die Formen ihres 
Verkehrs, das VI. die Staatsverträge, das VII. endlich die Streitig- 
keiten der Staaten und ihre Erledigung. Auf die Fälle der Einzelfragen 
hier einzugehen mangelt der Baum, nur einige gelegentliche Bemerkungen 
mögen Platz finden. 

Wenn der Verf. S. 5 sagt, dass die Bezeichnung »europäisches Völker- 
recht« noch jetzt insofern richtig ist, als Europa wirklich der Ursprungskon- 
tinent unseres Völkerrechts ist, so ist letzteres zwar nicht zu bestreiten, für 
den heutigen Namen aber kommt es doch wesentlich auf das Geltungsge- 
biet und die Bedeutung der einzelnen Staaten für das Völkerrecht an und in 
dieser Besiehung haben die Verein. Staaten von Amerika gewiss eine 
grösere Bolle für die Ausbildung des Völkerrechts gespielt als etwa Spanien 
oder Russland. — Bei der Behandlung des positiven Charakters des 
Völkerrechts, der wir vollständig beipflichten, wäre vielleicht die Abhandlung 
von Lawrence : Is there a new International Law? (Essays on some dispu- 
ted questions of modern Internat. Law. 2 ed. London 1885.) su erwähnen 
gewesen, in welcher unserer Ansicht nach dieser Charakter am ein- 
gehendsten und überzeugendsten nachgewiesen wird. Sehr treffend ist 
die Anomalie, dass andere Staaten die Flagge der Association inter- 
nationale du Congo anerkannten, ehe der Congostaat rechtlich vorhanden 
war, damit erklärt, dass man denselben als einen nasciturus betrachtete, 
der indes erst auf der Berliner Konferenz v. 1885 formell ins Dasein 
trat. Was den Krieg eines Süzeränen Staates gegen den Oberstaat 
betrifft, so kann es doch kaum zweifelhaft sein, dass derselbe stets eine 
Auflehnung ist und niemals durch den Vertrag sanktioniert sein kann, 
welcher dem Verhältnis zu Grunde liegt, Bumänien war sogar als es 
1877 Bussland gegen die Pforte zu Hilfe kam verpflichtet dem Sultan 
gegen Bussland beizustehen und so gerechtfertigt politisch und mora- 
lisch seine Haltung zu Anfang des Krieges war, weil die Pforte es nicht 
gegen Bussland schützen konnte, so war es doch formell ein Rechts- 
brnch als es seine Waffen gegen entere wandte. Auch das wird sich 
nicht bestreiten lassen, dass ein suzeräner Staat keinen Gesandtschafts- 
dienst hat, wie Aegypten, Bulgarien, früher Rumänien und Serbien, 
wenn also England, das der Republik von Transvaal nur Autonomie 
durch den Vertrag vom 3. Aug. 1881 zugestanden hat, keinen Einspruch 

i) Bai Rlvier 8. 96 Note 2 steht durch Druokfehler 3. An*. 1883 statt 1881. In 
demselben behält sich Grossbritannien Art. 2 ausdruoklioh vor s the oonduct ofdiplo- 
matic interoourse wlth foreign powors, such interoourse to be oarried on through 
H.M'b diplomatio and oonsnlar offioers abroad". Dies Ist aneh duroh den spateren 
Vertrag vom 27. Febr. 1884 nicht abgeändert, vielmehr jeder Vertrag Transvaals, 
ausser mit dem Oranjestaat, der englischen Genehmigung unterworfen wie auch 
BiTier 8. 189. bemerkt. 
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gegen die Beglaubigung eines Minister-Residenten Transvaals in Paris 
und Berlin erhoben hat, so ist dies praktisch einem Verzicht auf die 
Suzeränität gleich zu achten. Bei der Bemerkung S. 158, dass Buss- 
land seinen unhaltbaren Anspruch auf die Oberhoheit über das Behrings- 
meer dem Proteste Englands and der Verein. Staaten gegenüber 1884 
aufgeben musste, wäre zu bemerken, dass 1887 amerikanische Zollkutter 
im flagranten Widerspruch hiemit englische Seehundsfanger 60 — 80 Meilen 
von der jetzt amerikanischen Küste von Alaska aufgebracht haben und 
das Gericht in Sitka dieselben verurteilte, weil das Behringsmeer ein 
geschlossenes sei. Die Rechtsverletzung, die in dieser ungeheuerlichen 
Behauptung für einen Teil des stillen Oceans liegt, der ungefähr 
500000 D M. bedeckt, ist evident, gleichwohl haben die Verein. Staaten 
hiefür noch keine Genugthuung geleistet. Dass es eine unbefugte Inter- 
vention war, als Frankreich und England 1851 gegen den Eintritt Ge- 
samtösterreichs in den Deutschen Bund protestierten (S. 172), dürfte 
doch nicht zu behaupten sein, da die Wiener Kongresa- Akte , deren 
Garanten beide Mächte waren, den Umfang des deutschen Bundesge- 
bietes festgesetzt hatte; der Protest Englands führte namentlich aus, 
dass der beabsichtigte Akt eine Verschiebung des europäischen Gleich- 
gewichtes zur Folge haben würde und Deutschland konnte nur damit 
zufrieden sein, dass es nicht für die Behauptung der Österreichischen 
Herrschaft in Italien solidarisch gemacht wurde. — Dass ein gefangener 
Fürst trotzdem in seiner Willensäusserung frei sein (S. 313) und also 
Verträge schliessen könne, welche für den Staat bindend sind, dürfte 
zu bestreiten sein, die französischen Stände erklärten eben deshalb den 
von Franz I 1526 mit Karl V geschlossenen Vertrag als nicht bindend, 
Napoleon lehnte nach Sedan Friedensunterbandlungen ab, weil bei 
seiner Gefangenschaft die Kaiserin als Regentin allein unterhandeln 
könne, die Pariser Revolution brach erst am 4. Sept. aus und die im- 
provisierte Regierung der Nationalverteidigung wurde von Deutschland 
damals nicht anerkannt. — Hinsichtlich der Perfektion der Staatsver- 
träge S. 318 N. 2 vermögen wir dem Verf. nicht beizustimmen, er ver- 
wechselt Abschlussder Verhandlungen durch Unterzeichnung mit Abschluss 
des Vertrages selbst, der erst durch die Ratifikation der vertrag- 
Bchliessenden Faktoren erfolgt. Der Satz »es kann sein, dass die Rati- 
fikation infolge Willensübereinstimmung nicht erfordert werde« ist 
nicht genau, die Ratifikation wird stets erfordert, nur haben in Aus- 
nahmefällen die Kontrahenten verabredet, die Bestimmungen des Ver- 
trages schon vorher anzuwenden , wie bei dem Vierstaatenvertrag von 
1840 und neuerlich bei dem Vertrag über Unterdrückung des Sklaven- 
handels zwischen England und Italien vom 14. Sept. 1889. Die Rati- 
fikation bleibt auch in diesem Falle vorbehalten, wie schon der Ausdruck 
»sans attendre l'echange des ratificationsc und ratihabiert nur rückwärts 
jenes exzeptionelle Verfahren ; erfolgt die Ratifikation nicht, so existiert 
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überhaupt kein Vertrag. Die vorstehenden Bemerkungen betreffen, wie 
man sieht, nur Einzelheiten, in denen wir vom Verf. abweichen, und 
wie solche überall vorkommen werden. Als Ganzes können wir das 
Rivier'sche Handbuch nur als ein treffliches, auf der Höhe der heutigen 
Wissenschaft stehendes Kompendium des Völkerrechts warm empfehlen. 

H. G. 



Gastfreundschaft und Hansreoht der Schweiz. An der Hand 
geschichtlicher Thatsachen dargestellt von x. x. x. Zürich Orell, 
Füssli & Co. 

Nachdem die Erregtheit sich gelegt, welche die leidige Wbhlgemuth 
— Angelegenheit durch beiderseits ungeschickte Behandlung hervor- 
gerufen, kann es nur erwünscht sein , wenn die völkerrechtlichen poli- 
tischen Fragen, welche bei dem Streit in Betracht kamen, ruhiger und 
leidenschaftsloser Erörterung unterzogen werden. 

Zwei Fragen sind es vornehmlich, das Ausweisungsrecht und das 
Asylrecht, welche hier klarzustellen sind. Das Recht Fremde aus dem 
Staatsgebiet auszuweisen ist an sich unbedingt, die Behauptung, dass 
selbst die vollkommene Abschliessung eines Staates gegen andere vom 
Verkehr mit anderen völkerrechtswidrig sei oder gar alle Machte zu 
gewaltsamer Oeffnung der gesperrten Grenze berechtige, ist nicht halt- 
bar, die Abschliessung an sich verletzt noch keine Rechte eines andern 
Staates. Der Betreffende schliesst sich nur selbst von den Vorteilen 
internationaler Gemeinschaft aus. Der Konflikt, welcher die Isolierung 
Japans brach, entstand aus positiver Verletzung des Rechtes, der Plün- 
derung Gestrandeter. Der Opiumkrieg Palmerstons gegen China war 
ein ungerechter, obwohl er die erste Bresche in die chinesische Ab- 
sperrung legte. So ist es auch unrichtig die Massenausweisung der Polen 
aus Preussen v. 1886 völkerrechtswidrig zu nennen ; es war eine harte, 
unbillige Massregel, weil kein ausreichender Grund sie rechtfer- 
tigte, und sie nur zur Retorsion Russlands gegen Deutsche führte, 
das Recht dazu war an sich nicht zu bestreiten. Es ist auch nicht 
präzis, wenn der Verf. die amerikanische Chinesenbill einfach völker- 
rechtswidrig nennt, sie ist nur deshalb zu tadeln, weil sie ein offener 
Bruch des von den Vereinigten Staaten am 23 Nov. 1869 mit China 
geschlossenen sog. Barlingame Vertrages war, dessen Art. 6 den 
chinesischen Unterthanen unbedingte Freiheit des Aufenthaltes in der 
Republik gewährte. Ist somit das Ausweisungsrecht des Staates unbe- 
dingt, so hat derselbe um so mehr das Recht den Aufenthalt, den er 
Fremden gewährt an bestimmte Bedingungen zu knüpfen und hier 
tritt der Zusammenhang mit dem Asylrecht hervor. Jeder Staat hat 
das Recht, nicht die Pflicht Fremden auf seinem Gebiete den Aufent- 
halt zu gestatten, dies Recht findet seine Grenze in der Auslieferungs- 
pflicht flüchtiger Verbrecher, welche immer mehr auch da anerkannt 
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wird» wo kein besonderer hierauf zielender Vertrag besteht; die Schweiz 
lieferte 1878 den Mörder Netechajew aus, obwohl sie keinen Vertrag 
mit Russland hatte, ebenso Chili den Flüchtling Sachs an Deutsch- 
land 1882, da der Mangel eines Auslieferungsvertrages kein Hindernis 
sein dürfe, den allgemeinen internationalen Verpflichtungen gerecht zu 
werden. Das Asylrecht hat aber auch die Schranke, dass die Flücht- 
linge, welche der Auslieferung nicht unterliegen, also namentlich die 
politischen, dasselbe nicht missbrauchen um vom Gebiet des Aufenthalts- 
staates aus Unternehmungen zu organisieren oder vorzubereiten, welche 
die Sicherheit eines dritten Staates gefährden. Die betr. Regierung 
ist daher verpflichtet solchen Missbrauch nicht nur zu unterdrücken, 
sondern auch demselben vorzubeugen und die Ausrede anzureichender 
Mittel entschuldigt hier nicht, denn jeder Staat muss sich in Stand setzen 
seinen internationalen Verpflichtungen nachzukommen. 

Wenn die Schweiz daher thatsächlich ebenso wie England in be- 
sonderem Masse seit langer Zeit als Freistätte gegolten hat, wo die 
verschiedenartigsten Flüchtlinge eine Zuflucht fanden, so gelten die 
erwähnten Sätze doch für sie wie für jedes andere Land, das Asylrecht 
ist ihr nicht eigentümlich, sondern es ist allgemein ein Ausfluss der 
Gebietshohheit jedes Staates. Sie hat diesen Standpunkt auch festge- 
halten, wie das erste vom Verf. angeführte, Fremdenkonklusum der 
Tagessatzung von 1823 und die Massregeln zeigen, welche hinsichtlich 
der Flüchtlinge in den dreissiger Jahren beschlossen wurden, das zweite 
Fremdenkonklusum vom 11. Aug. 1836 verfugt Ausweisung der Fremden, 
welche die gewährte Zuflucht missbrauchen, um die innere Sicherheit 
oder die Neutralität der Schweiz und ihre volkerrechtlichen Verhält- 
nisse zu gefährden, andrerseits verweigerte die Schweiz die Ausweisung 
L. Napoleons, welche von Frankreich unter Androhung eines blocus 
hermätique gefordert ward, da der Betreffende sich keines solchen Miss- 
brauchs schuldig gemacht. Nach Art. 57 der Bundesverfassung von 1848, 
der unverändert als Art. 70 in die revidierte Verfassung von 1874 über- 
gegangen ,ist, kann der Bund das von den Kantonen gewährte Asyl ent- 
ziehen und dies im Notfall erzwingen, denn er wahrt nach Art 102 No. 8 — 10 
die internationalen Obliegenheiten der Eidgenossenschaft und ihre innere 
Sicherheit, ihm liegt also eventuell ob, das Korrektiv gegen das Asyl- 
recht der Kantone zu brauchen. So wurden 1848 die italienischen 
Flüchtlinge, welche das Gastrecht im Kanton Tessin missbrauchten, um 
Zettelungen gegen die österreichische Herrschaft in der Lombardei 
vorzunehmen, im Inneren der Schweiz interniert, ebenso geschah es 
mit den Flüchtlingen der badischen Revolution, der Bundesrat schritt 
in dieser Beziehung selbst zu einer Beschränkung des Asylrechtes der 
Kantone, indem er die Führer des Aufstandes auswies, wobei er hervor- 
hob, dass dies keine Strafe, sondern nur eine Sicherheitsmassregel Bei. 
Von demselben Standpunkt wurden über 500 Deutsche der deutschen 
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Arbeiter- Vereine ausgewiesen, die eine neue Revolution in Deutschland 
vorbereiteten und der Protest 17 französischer Flüchtlinge, mit denen 
das Gleiche geschah, wurde als gegenstandslos zurückgewiesen. Es 
würde zu weit führen, auf alle einzelnen Fälle einzugehen, welche der 
Verf. mit dankenswerter Vollständigkeit für die Folgezeit aufführt, sie 
beweisen nur, dass die Schweiz stets den erwähnten Grundsätzen treu- 
geblieben ist, gegen demokratische Revolutionäre so gut wie gegen 
Don Carlos und seine Gemahlin, welchen nur der Aufenthalt in der 
inneren Schweiz gestattet wurde, sowie gegen den französischen Geist- 
lichen Pere Collet, dass sie aber auch gleichmässig sich das Recht ge- 
wahrt hat , Spione und agents provocateur fremder Regierungen nicht 
zu dulden. 

Die gleiche Haltung wahrte sie gegen die anarchistische Presse, 
das Hauptorgan derselben 1* Avant Garde wurde 1879 unterdrückt, der 
Herausgeber P. Brousse zu 2 Monat Gefängnis und lOjähriger Aus- 
weisung verurteilt, ebenso Gehlsen wegen eines Artikels in der »Tag- 
wacht« ausgewiesen, in welchem er den deutschen Sozialdemokraten 
offenen Aufstand predigte, und Fürst Erapotkin, der den Mord des 
Kaisers Alexander verherrlichte. 

Was die neuesten Ereignisse betrifft, so entsprechen die Ausweisungen 
der Redakteure des Sozialdemokraten nur den obigen Grundsätzen; 
über die Streitigkeiten, die sich aus dem Verfahren des Polizeirats 
Fischer und der Cantonalbehörden gegen Wohlgemuth ergaben, geht der 
Verf. doch wohl zu leicht hinweg. Zuzugeben ist gewiss, wenn die 
nationalrätliche Kommission von 1888 erklärte, dass die agents provo- 
cateur eine wirkliche Gefahr für Frieden und Ruhe des Landes seien, 
zumal gerade die extremsten Anarchisten häufig sich als solche ent- 
puppen. Die Handlungsweise Wohlgemuths, der nicht als Beamter kam, 
um sich mit den Schweizer Behörden ins Einvernehmen zu setzen, sondern 
insgeheim als Privatmann, um den Bericht eines Söldlings entgegen- 
zunehmen und demselben Instruktionen zu geben, war nicht zu recht- 
fertigen. Die Schweizer Behörden waren daher vollkommen berechtigt 
Wohlgemuth auszuweisen, nicht aber wie geschehen, denselben zu ver- 
haften und längere Zeit im Gefängnis zu halten, hiefür lag keinerlei 
Grund vor und es ist dies um so weniger zu rechtfertigen, alB es nur 
infolge eines Verrates jenes Lutz möglich wurde. Ebenso war es nicht 
statthaft, dasB der Polizeirat Fischer deutschen Sozialdemokraten Mit- 
teilungen von Thatsachen machte, die er in seiner amtlichen Eigenschaft 
erfahren. Dass in dieser Beziehung die kantonalen Behörden ihre 
Kompetenz überschritten, scheint der Bundesrat selbst durch die An- 
stellung eines eidgenössischen Staatsanwalts implicite zugegeben zu 
haben und es ist zu hoffen, dass durch dessen überwachende Thätigkeit 
Konflikte mit befreundeten Regierungen in Zukunft vermieden werden. 

H. G. 
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L. tob Bar. Theorie und Praxis des internationalen Privatrechts. 

Zweite umgearb. Auflage. 2. Bde. Hannover 1889, 660 und 718 S. 

Das vorliegende Werk, dessen erste Auflage unter dem Titel »das 
internationale Privat- und Strafrecht« im Jahre 1862 in einem Bande 
von ca 600 Seiten erschienen, hat während der letzten 25 Jahre in 
Theorie und Praxis eine hervorragende, in mehrfacher Richtung domi- 
nierende Stellung eingenommen. Nach C. G. v. Wächters grundlegen- 
der Arbeit (1841) hatte die deutsche Wissenschaft längere Zeit hindurch 
die Lehre von der »Kollision« (dem Konflikt) oder auch »von den räum- 
lichen Grenzen« der Privatrechtsnormen mit Vorliebe erörtert und 
sich hierbei fast ausschliesslich mit der Aufsuchung des richtigen 
Prinzips, welches an die Stelle der veralteten Statutentheorie gesetzt 
werden sollte, beschäftigt. Mit Savigny's Epoche machender Darstellung 
(im VIII. Band seines Systems 1849) schien die Lehre zunächst für 
Deutschland zu einem gewissen AbBchluss gelangt zu sein. Savigny* s 
Theorie stimmt bekanntlich mit derjenigen Wächters insoweit überein, 
als hiernach der Richter die Grundsätze für die Feststellung der räum- 
lichen Grenzen der Wirksamkeit der Privatrechtsnormen seinem eigenen 
Landesrechte zu entnehmen hat. Während aber Wächter annahm, 
dass in Anwendung dieses Prinzips der Richter auch in stofflicher Be- 
ziehung im Zweifel das Privatrecht seines Territoriums (das jus fori) 
zur Anwendung zu bringen habe, stellte dagegen v. Savigny den Grund- 
satz an die Spitze, dass, da heutzutage alle zivilisierten Staaten in 
einer grossen Verkehrs- und Rechtsgemeinschaft stehen, auch vom Stand- 
punkte des einzelnen Landesrechts aus jeder Rechtsnorm nur diejenige 
räumliche Geltung zukomme, welche die wechselseitige Anerkennung 
des Nebeneinanderbestehens verschiedener souveräner Gesetzgebungen 
der Natur der Sache nach, d. h. nach der Natur der Rechtsverhält- 
nisse, um deren Normierung es sich handelt, mit sich bringt. Nach 
Savigny ist es daher die Aufgabe der Theorie, für jedes einzelne Rechts- 
verhältnis diejenige Rechtsnorm aufzufinden, in deren Herrschaftsgebiet 
das fragliche Verhältnis seinen Sitz in räumlicher Beziehung hat. Von 
Bar verwirft zwar diese letztere Formel als einen circulus vitiosus, in- 
dem er vielmehr aus der Natur der Sache festgestellt haben will, ob 
die Anwendung der einzelnen Rechtsnorm auf eine Person oder auf 
eine Sache durch den faktischen Aufenthalt der einen oder der andern 
in dem räumlichen Herrschaftsgebiet der Norm bedingt sei, steht aber 
im übrigen ganz auf dem Boden der v. Savigny* 'sehen Lehre. Ausgangs- 
punkt für Beide ist das Bestehen einer internationalen Rechtsgemeinschaft ; 
diese kann zwar eine die Grundbedingungen der Gemeinschaft, wie des 
Völkerrechts überhaupt nicht achtende Landesgesetzgebung formell 
nicht verhindern ; thatsächlich dürfen aber die, aus der Natur der Sache 
niessenden, die Existenz eines internationalen Verkehrs bedingenden 
Gebote von der einzelnen Territorialgesetzgebung bei Vermeidung 
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völkerrechtlicher Isolierung und missliebiger Gegenwirkungen nicht 
mißachtet werden, wie sie auch in der That mehr oder weniger all- 
gemein anerkannt sind. Unter der Natur der Sache wird hierbei nicht 
das sg. Naturrecht verstanden, sondern es werden darunter diejenigen 
Folgerungen begriffen, welche sich aus dem Wesen der bei den einzelnen 
Kulturvölkern in anerkannter Geltung befindlichen Rechtsinstitute er- 
geben. Was sich als logische Eonsequenz aus der Natur eines posi- 
tiven Rechtsinstituts darstellt, das ist zugleich positives Recht des 
betreffenden Staats. Bei der im grossen ganzen, wenn auch nicht im 
einzelnen, bestehenden materiellen Uebereinstimmang der Privatrechts- 
gesetzgebungen der Kulturstaaten muss also diese Ableitung aus 
der Natur der Privatrechtsverhältnisse zu Grundsätzen fuhren, welche 
auch ohne die Sanktion durch internationale Verträge gemeinsame, 
für alle im Weltverkehr stehenden Nationen anzuerkennende und 
auch thatsächlich anerkannte Normen bilden. Diese Theorie erfordert 
daher die gründlichste Analyse aller einzelnen Rechtsinstitute in An- 
knüpfung an die einzelnen, im internationalen Privatrechtsverkehr zu 
Tage geforderten Streitfragen und deren durch Jurisprudenz und Judi- 
katur seither versuchte Lösung. Sie läuft aber auch Gefahr, auf allen 
denjenigen Gebieten, wo es thatsächlich an einer Uebereinstimmnng 
in der Auffassung der Rechtsinstitute bei den einzelnen Kulturstaaten 
fehlt und prinzipielle Gegensätze auf einander stossen, wie auf den 
Grenzgebieten des Öffentlichen Rechts (Staatsrecht und Zivilprozess etc.) 
jene positive Grundlage zu verlieren und sich auf dem Boden rein 
legislativer Erörterungen zu bewegen. — Es war das Verdienst von 
Bar' 8, dass er, nachdem die früheren deutschen Bearbeitungen dieser 
Lehre sich entweder bloss mit mehr oder weniger unfruchtbaren Er- 
örterungen über Prinzipienfragen beschäftigt, oder doch, wie Wächter 
und — ungeachtet seines vorhin dargestellten Standpunkts- auch Savigwy, 
sich noch ganz im Bannkreise der rOmisbh-rechtlichen Auffassung der 
Privatrechtsverhältnisse gehalten hatten, nunmehr die ganze Fülle des 
hier in Betracht kommenden Rechtsstoffs vom Standpunkte der inter- 
nationalen Rechtsgemeinschaft durchgearbeitet f und unter gründlicher 
Benützung der ausländischen Litteratur des internationalen Rechts es 
unternommen hat, auf dem ganzen Gebiet des Privatrechts für jeden 
einzelnen Rechtssatz, soweit hierfür bisher ein Bedürfnis vorlag, die 
Grenzen seiner räumlichen Geltung aus der Natur der Sache festzustellen, 
zugleich aber auch zu zeigen, wie in der Rechtssprechung der verschiedenen 
Kulturstaaten diese so gewonnenen Folgesätze auch bisher schon that- 
sächlich zur Anerkennung gelangt sind und internationales Recht dar- 
stellen. So diente das Werk von B. schon in der ersten Auflage durch 
die gründliche Erörterung aller bisherigen Streitfragen gleichsam als 
Prüfstein für die bisherigen Theorien und trug nicht wenig dazu bei, 
der sog. Savigm? sehen Theorie, ungeachtet der vorgenannten, sachlich 
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nicht in Betracht kommenden Abweichung von der Savigntf sehen Formel, 
mehr und mehr die Herrschaft in der deutschen Jurisprudenz und 
Rechtssprechung zu verschaffen, indem er zugleich, mehr als dies bei 
Savigny der Fall gewesen, den Schwerpunkt der ganzen Lehre in das 
Gebiet des internationalen Rechts i. w. S. verlegte. Die gänzlich um- 
gearbeitete zweite Auflage gewährt hiernach schon äusserlich einen 
interessanten Einblick in die Ausdehnung, welche das Gebiet des inter- 
nationalen Privatrechts und die Zahl der hier zu losenden Probleme 
in den letzten 25 Jahren überhaupt durch die Entwicklung des Ver- 
kehrsrechts erfahren hat, namentlich aber auch in die spezielle Betei- 
ligung Deutschlands an einer Menge von Fragen, welche erst durch 
die Entwicklung der Reichsgesetzgebung und die Ausdehnung der 
Machtsphäre des deutschen Reichs für uns praktische Bedeutung erlangt 
haben. Mit Recht hat jetzt der Verf. das internationale Straf- und 
Strafprozessrecht gänzlich ausgeschieden, da dasselbe, auch wenn es, was 
v. B. annimmt, ganz demselben Ideenkreise angehören sollte, wie das 
internationale Privatrecht, nicht nur in neuerer Zeit umfassende Arbeiten 
in Deutschland hervorgerufen hat (Lammasch, v. Martitz etc.) , sondern 
auch thatsächlich sich auf ein ganz anderes Rechtsgebiet und einen 
andern .Leserkreis erstreckt, als das Privatrecht. Ungeachtet der Aus- 
scheidung dieser Materien ist das Buch jetzt auf mehr als das Doppelte 
seines bisherigen Umfangs angewachsen. Eine ganz neue und selbständige 
Bearbeitung in einem besondern (II.) Buch hat die in neuerer Zeit soviel 
erOrterte Lehre vom Domizil und der Staatsangehörigkeit gefunden. 
Es handelt sich dabei namentlich um die Frage, ob die Bestimmung 
des persönlichen Rechts (des sog. Personalstatuts) sich nach dem Domizil 
oder nach der Staatsangehörigkeit zu richten habe, eine Frage, welche 
früher eine ganz untergeordnete Bedeutung hatte — so dass noch von 
Wächter die Begriffe von Ausländer und nicht im Inland domizilierten 
Personen als gleichbedeutend behandelt hat, — jetzt aber infolge der 
Domizilnahme von Ausländern im Inland und der Verschiedenheit der 
Gesetzgebung über die Naturalisation fortgesetzt zu Konflikten führt. 
Während auf der einen Seite das gemeine deutsche und das preussisehe 
Recht, wie das englische und nordamerikanische seither am Domizil- 
prinzip festgehalten haben, läset der Code civil, das öster., das italie- 
nische und das sächs. bürgerliche Gesetzb. die Nationalität entscheiden. 
Eine Beseitigung dieses, namentlich auf dem Gebiete des Eherechts zu 
unlösbaren Konflikten führenden Gegensatzes ist nur durch internationale 
Vereinbarungen denkbar, zu welchen, wenigstens was England und die 
nordamerikanischen Staaten betrifft, wenig Aussicht vorhanden ist. v. 
B. sieht in Uebereinstimmung mit den Oxforder Beschlüssen des Insti- 
tuts für internationales Recht und mit dem Beschlüsse des 18. deutschen 
Juristen tags in dem Prinzip der Staatsangehörigkeit das Recht der Zukunft, 
will aber, wo in demselben Staat verschiedene Partikularrechte neben 



Digitized by VjOOQ IC 



Bar, Theorie und Praxis des internationalen Privatrechts. 193 

einander bestehen, aushilfsweise das Recht des Domizils über das Per* 
sonalstatut entscheiden lassen. Auch das Handelsrecht und die sog. 
immateriellen Rechte sind jetzt als VIII. und IX. Buch ganz neu be- 
arbeitet, wobei die internationalen Konventionen zum Schutz der Ur- 
heberrechte, der Patentrechte, der Fabrik- und Handelsmarken und die 
zahlreichen Streitfragen , welche die neuere Zeit auf diesem Gebiet zu 
Tage gefördert hat, eine umfassende Darstellung gefunden haben. 

Das Zivilprozess- und Eonkursrecht hat, obgleich dasselbe in der 
Hauptsache dem Privatrecht nicht angehört, auch unter dem neuen 
Titel seine bisherige Stellung bewahrt und ist jetzt von früheren 86 
auf 256 Seiten angewachsen. Nicht leicht ist hierbei irgend eine Streit- 
frage übersehen. Besonderes Interesse verdient die Lehre von der Wirk- 
samkeit auswärts* ergangener Urteile (II S. 409—550). Gerade hier 
tritt jedoch der oben erörterte internationale Standpunkt in seiner 
ganzen Schärfe, aber auch Unzulänglichkeit zu Tage: Aus der Natur 
der Sache lassen sich nemlich hier Grundsätze» welche zugleich Anspruch 
auf internationale Geltung machen könnten, nicht ableiten, denn es 
handelt sich hier, wie bei der Frage von Domizil und Staatsangehörig- 
keit um unüberwindliche Gegensätze, welche in der Verschiedenheit des 
öffentlichen Rechts der einzelnen Territorien ihren Grund haben. Verf. 
verlangt für die Rechtskraftwirkung des ausländischen Urteils dieselbe 
räumliche Geltung wie für die Rechtsnorm selbst, welche in dem Urteil 
zur Anwendung gebracht wird, also mit Unterscheidung zwischen Real« 
und Personalstatut, neben genereller Anerkennung der freiwilligen 
Unterwerfung, indem er das Urteil als konkrete Rechtsnormierung auf- 
fegst Dagegen bekämpft er, übereinstimmend mit dem neuesten fran- 
sösisohen Bearbeiter dieser Lehre Dagum, u. E. mit Recht die Anwendung 
der für die Vollstreckung auswärtiger Urteile geltenden positiv recht- 
lichen Schranken auf die Einrede der Rechtskraft > wie sie in der be- 
kannten Entscheidung des Reichsgerichts (B. VIII. der E. in Civ. S. 885) 
und nach diesem auch von verschiedenen neueren deutschen Prozes- 
sualisten verteidigt worden. Hier befindet sich der Verf. noch auf dem 
festen Grund seiner eigenen Theorie, der Folgerung aus der rechtlichen 
Natur dee Urteils als rechterzeugenden bezw. rechtbewährenden Akts. 
Er verliert diesen Boden aber sofort, indem er, statt an der Unter- 
scheidung der in Frage kommenden materiellen Privatrechtsnormen 
festzuhalten, die diesen Normen entsprechenden Gerichtsstände festzu- 
stellen sucht, oder sich bemüht, die Bedingungen zu bestimmen, unter 
welchen — im Unterschied von der Rechtskraftwirkung die Vollstreckung 
ausländischer Urteile im Inland gewährt werden soll. Hier handelt es 
sich nicht mehr um Folgerungen aus der Natur der Sache; denn die 
Frage der Vollstreckbarkeit ausländischer Urteile, welche Verf. selbst 
begrifflich nicht rechtfertigen zu können zugibt, hängt aufs engste 
zusammen mit dem Vertrauen, welches die einzelnen Kulturstaaten 

Zeitoehr. f. Steataw. 1890. I. Htft. 13 



Digitized by LiOOQ IC 



194 Litteratur. Bücher. 

der Rechtsprechung anderer Staaten entgegen zu bringen in der Lage 
sind; and ähnlich verhält es sich mit den Interessen, welche der einzelne 
Staat bei der Normierung der Gerichtsstände zum Schutz seiner Ange- 
hörigen wahren zu müssen glaubt. So vielseitig orientierend und be- 
lehrend auch in dieser Beziehung die Ausführungen des Verf. sind, 
so bewegt er sich doch hierbei nicht mehr auf dem Gebiet des inter- 
nationalen Rechts sondern der Zweckmässigkeit, der Gesetzgebungs- 
politik. Zum Schlüge noch eine Bemerkung : Es ist in der letzten Zeit 
vielfach der Wunsch geäussert worden, dass in das künftige deutsche 
Zivilgesetzbuch auch Vorschriften über die räumliche Geltung der 
Privatrechtsnormen aufgenommen werden möchten, um, wie man sich 
ausdrückt, den vielen Zweifeln auf diesem Gebiet ein Ende zu machen. 
Andererseits wurde der Vorschlag gemacht, durch internationale Ver- 
träge eine Kodifikation der wichtigsten Sätze des internationalen Privat- 
rechts herbeizuführen. Insbesondere hat sich die it alienische Regierung 
seit 1867, zuletzt in einer Cirkulardepesche des Ministers Momemi v, 
1881 bemüht, auf diesem Wege zu einer Regelung der vorhandenen 
Streitfragen zu gelangen, vgl. auch jetzt hierüber Neubauer in der 
neuesten Lieferung des 36 B. v. Goldschm. Zeitschr. f. d. z. H. St. S. 397 ff. 
— bisher ohne Erfolg, wie das veröffentlichte Schreiben Mancims vom 
28. Juni 1885 ergibt. Beiden Bestrebungen tritt v. B., wie wir glauben, 
mit Recht entgegen. Die Regelung durch die Landesgesetsgebung 
widerspricht der internationalen Natur der in Betracht kommenden 
Verhältnisse und würde ohne die übereinstimmende Thätigkeit der Ge- 
setzgebung der übrigen Kulturstaaten zu keinem befriedigenden Resultate 
führen. Widerspricht ferner die positive Normierung der Natur der 
Sache und den Forderungen des internationalen Verkehrs, so lässt sie 
sich als mit der internationalen Rechtsgemeinschaft unvereinbar, für 
die Dauer nicht aufrecht erhalten. Andererseits würde aber auch die 
Regelung durch internationale Verträge, soweit nicht etwa» wie durch 
eine internationale Wechselordnung oder ein internationales Transport- 
recht das materielle Privatrecht selbst kodifiziert, sondern sich viel- 
mehr auf die Regulierung des Wirkungskreises der landesrechtliohen 
Normen im Sinne des bisherigen internationalen Privatrechts beschränkt 
würde, leicht zu Willkührlichkeiten und unrichtigen Normierungen 
führen, welche einer späteren Berichtigung durch die Jurisprudenz und 
Rechtsprechung Hindemisse bereiten müsste. Nur für gewisse Punkte, 
bei welohen es sich, wie wir oben gesehen haben, nicht um Folgerungen 
aus der Natur der Sache, sondern um die Normierung der bisher ganz 
verschiedenen Ausgangspunkte handelt, hält der Verf. eine Regelung 
durch internationale Vereinbarung für wünschenswert. — So wird 
auch diese neue Auflage für jeden, der sich in Deutschland mit Fragen 
des internationalen Privatrechts zu beschäftigen hat, ein unentbehr- 
liches Buch bleiben, welches über jede Streitfrage die beste Orientierung 
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gewährt. Nur bringt es der in der neuen Auflage noch mehr als in 
der ersten hervortretende internationale Charakter der Arbeit mit sioh, 
dass, wer nicht bloss für wissenschaftliche Zwecke, sondern für die un- 
mittelbare Bechtsanwendung Belehrung sucht» hin und wieder die 
positivrechtliohe Grundlage vermissen wird, und sich daher mit einer 
kritischen Beleuchtung statt einer dogmatischen Darstellung begnügen 
muss. Gaupp. 



H. Siegel. Deutsche Rechtsgesohiohte. Ein Lehrbuch. Zweite durch- 
gearbeitete Auflage. Berlin, Vahlen 1889. XIV. 583 8. 

Bei dieser neuen Auflage hat zwar der Verf. sein Werk mit Bück- 
sicht auf die seit der ersten Auflage (1886) erschienene Litter atur einer 
gründlichen Revision untersogen; der Charakter des Buchs ist aber 
der alte geblieben. Neben einigen beigefügten neuen Paragraphen 
handelt es sich im Wesentlichen nur um Berichtigungen, kurze Zusätze 
und nähere Erläuterungen, so dass der Umfang des Lehrbuchs sich 
jetzt von 474 auf 538 Seiten vermehrt hat. Die Zweiteilung in die 
sog. äussere Rechtsgeschichte, d. h. die Darstellung der Rechtsquellen 
der verschiedenen Perioden und in die, in vier Abschnitte — Verfassungs- 
geschichte, Geschichte des bürgerlichen Rechts, Geschichte des Straf- 
rechts und Entwickelung des Rechtsverfahrens — zerlegte innere Rechts- 
geschichte ist geblieben. Das Buch ragt vor ähnlichen Werken hervor 
durch die elegante und flüssige Darstellung des an sich trockenen Stoffe 
und glückliche Vermeidung allzu vieler Einzelheiten. An die Stelle 
der letzteren tritt die Angabe der sorgfaltig ausgewählten, wenn auch 
nicht erschöpfend verzeichneten Litteratur. Dass der Verfasser der 
Ansicht ist, es habe vor Beginn des 30jährigen Kriegs der nach Deutsch- 
land verpflanzte Jesuitenorden auf das Ersprießlichste für die Wieder- 
herstellung des alten Glaubens gewirkt und ähnliche Wendungen kenn- 
zeichnen den kirchlichen Standpunkt des Verfassers, dem wir im übrigen 
gerne das Zeugnis geben, dass er von jeder konfessionellen Einseitig- 
keit und politischen Voreingenommenheit auch bei der Darstellung der 
neuesten deutschen Verfassungsgeschichte sich frei zu erhalten gewusst 
hat. Druck und Ausstattung des in Wien gedruckten Werkes sind 
musterhaft. G, 



J. Heuberger. Die Saehmiethe nach dem schweizerischen Oiliga- 
tionenreehte mit Berücksichtigung des gemeinen Rechts und des Ent- 
wurfs eine« bürgerlichen Gesetzbuchs für das deutsche Reich. Zürich. 
Verlag von Orell, Püssli u. Co. 1889. 240 S. 

Der Verf. hebt in der Vorrede hervor, »dass es ohne Kenntnis und 
Berücksichtigung des römischen und gemeinen Rechts, seiner Wissen- 
schaft und seiner Praxis nicht möglich sei, die Bestimmungen des 
schweizerischen Obligationenrechts Über die Sachmiete in ihrem ganzen 
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Sinn, ihrer Tragweite und Bedeutung iu verstehen. Wenn daher der 
Verf. in seinem Buch zu sichern und festen Resultaten gelangt, so ver- 
danke er es der Berücksichtigung des gemeinen Rechts und seiner 
Wissenschaft und des auf derselben Grundlage ruhenden Entwurfs eines 
bürgerlichen Gesetzbuchs für das deutsche Reich und der Motive zu 
demselben; auf welche beide ganz bedeutende Werke wegen ihres 
grossen Reichtums, ihrer tiefen Gründlichkeit und Vortrefflichkeit so 
oft von dem Verfasser verwiesen werde«. 

In einer Zeit, wo kleinliche Nörgelei das deutsche Volk um die 
langst erstrebte Einheit des Rechts zu bringen droht, mag immerhin 
diese Aeusserung eines unbefangen urteilenden Schweizerjuristen weiteren 
Kreisen nicht vorenthalten bleiben. 

Im übrigen kann hier nur bemerkt werden, dass das vorliegende 
Werk eine umfassende Darstellung der Lehre von der Sachmiete unter 
steter Anknüpfung an das gemeine Recht enthalt. Auf den Inhalt 
im einzelnen einzugehen liegt ausserhalb der Aufgaben dieser Zeitschrift. 

G. 



J. 8ieber. Das Recht der Expropriation mit besonderer Berück- 
sichtigung der schweizerischen Rechte. Zürich 1889. Verlag von 
Orell, Füssli u. Co. 265 8. 

Eine höchst beachtenswerte Arbeit ! In der Einleitung wird zunächst 
der Begriff der Expropriation festgestellt und das Expropriationsrecht 
der Staatsgewalt theoretisch begründet. Hieran reiht sich dann im 
ersten Teil, der nahezu die Hälfte des ganzen Werks ausfüllt, eine 
Darstellung der geschichtlichen Entwickelung des Expropriationsrechts 
in Deutschland, Frankreich, Italien, Belgien, der Schweiz, England und 
Nordamerika. Wie sehr Deutschland zur Zeit noch eine Musterkarte 
der allerversohiedensten Gesetze darstellt, welche durch die neuesten 
vom Verf. noch nicht berücksichtigten Gesetze des Grossh. Hessen und 
des Königreichs Württemberg zu vermehren wäre, und wie bedauerlich 
es ist, dass das Einf. Ges. zum Entwurf des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
diesen so leicht zu hebenden Missstand für die Zukunft konservieren 
will, muss sich jedem deutschen Leser aufdrängen angesichts einer 
solchen Zusammenstellung des Rechts der Kulturstaaten. 

Den zweiten Teil bildet eine kritische Darstellung des gesamten 
Expropriationsrechts. Es werden hier ohne spezielle Anschliessnng an 
eine positive Gesetzgebung vom allgemein wissenschaftlichen Standpunkt, 
unter sorgfältiger Berücksichtigung der deutschen, französischen und 
englischen Litteratnr, wie der in den verschiedenen Gesetzgebungen 
enthaltenen Lösungsversuche die einzelnen Probleme und Streitfragen 
des Enteigung8rechts gründlich erörtert. Auch die französische, nament- 
lich aber die Judikatur des schweizer Bundesgerichts ist hierbei heran- 
gezogen. 
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Frei von jedem Pedantismus der Schule ist das Buch in jener leicht 
dahinfliessenden Sprache geschrieben, welche wir mehr in den Werken 
der französischen als der deutschen Jurisprudenz zu finden gewohnt sind. 

G« 



P. A. Kate. Erläuternde Anmerkungen an den Vorschriften des 
Entwurf eines ■ärgerlichen Gesetzbuchs für das Deutsche Reich 1888. 
Berlin. Fr. Vahlen. 

Verf. sucht die Schwierigkeiten, welche die Redaktion und Sprache 
des Entwurfs für das Studium desselben darbietet, durch Anführung 
der auf jeden Paragraphen Bezug habenden Parallelstellen des Entwurfs 
möglichst zu heben, ohne auf die zur Zeit, als das Buch erschien, noch 
nicht publizierten Motive speziell Bezug zu nehmen. In einer Einleitung 
wird die Entstehungsgeschichte des Entwurfs dargestellt und ein Re- 
sume' der wichtigsten Grundsätze desselben gegeben. Wenn der Verf. 
hierbei Toraussieht, dass nach Verschiedenheit der bisherigen Rechts- 
gebiete die Beurteilung des Entwurfs eine ganz verschiedene sein werde 
und in dieser Beziehung vor einseitiger Anhänglichkeit an liebgewordene 
Landesrechte warnt, so hat sich die Berechtigung dieser Sorge im 
Laufe der letzten lVi— 2 Jahre nur zu sehr bestätigt. G. 



K. Parey. Die Reebtsgrundsitze des K. preuss. Gerichtshöfe 
zur Entscheidung der Eompetenzkonflikte. Von 1847 bis zur Gegen- 
wart. Berlin 1889. J. J. Heimes Verlag. 

Der Verfasser hat bereits im Jahr 1887 in seinem Werk 9die Rechts- 
grundsätze des E. preuss. Oberverwaltungsgerichtsc und in drei seitdem 
erschienenen Nachträgen die Rechtsgrundsätze aus den amtlich ver- 
öffentlichten Entscheidungen dieses Gerichtshofs herausgenommen und 
zusammengestellt. Jetzt unternimmt er dasselbe bezüglich der Erkennt- 
nisse f welche auf Grand des preuss. Ges. v. 8. April 1847 und neuer- 
dings auf Grund der K. preuss. V.O. vom 1. Aug. 1879 und des § 11 
des Einf. Ges. zum Geriohtsverfassungsgesetz, von Seiten des Gerichtshofs 
zur Entsch. der Kompetenzkonflikte erlassen worden sind. Diese Grund- 
sätze werden hiernach (ohne Angabe von Entscheidungsgründen), in 
chronologischer Reihenfolge unter 902 Numern aufgeführt, so dass 
natürlich die heterogensten Gegenstände promiscue durch einander ge- 
worfen sind. Um aber auch eine »systematische Einteilung« herzustellen, 
ist dem Werk ein Schema beigegeben, in welchem die angeführten 
902 Nummern ohne Text unter 28 verschiedene Rubriken verteilt sind. 
Die Grundsätze selbst sind aus den Ministerialblättern der ionern Ver- 
waltung und der Justiz exzerpiert; was in diesen nicht publiziert ist, 
existiert für den Verfasser nicht. So fehlt, um nur ein Beispiel anzu- 
führen, die, im 26. Band von Qruehote Beiträgen 8. 298 ff. von Droop 
veröffentlichte Entscheidung jenes Gerichtshofs- vom 14. Januar 1882 
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über die Zuständigkeit der inländischen Gerichte für Rechtsstreitigkeiten 
zwischen Inländern und fremden Staaten, insbesondere für Anordnung 
von Arresten gegen fremde Staaten (veranlasst s. z. durch einen Prozess 
der Besitzer rumänischer Staatsobligationen gegen die rumänische Re- 
gierung bezw. die diese vertretenden Bankhäuser in Berlin). G. 



H. v. Wilmowski u. M. Levy. Handausgabe der Zivilprozessordnung' 
und des Geriohtsverf assungsgesetzes auf der Grundlage ihrer Kommen- 
tare. Zweite vermehrte und verb. Auflage. Berlin 1889. Fr. Vahlen. 

Dieses Werk enthält in gedrängter Kürze das Wesentlichste aus 
dem Kommentar der beiden Verfasser, namentlich sämtliche darin ent- 
haltene Entscheidungen des Reichsgerichts, immer mit spezieller Angabe 
des Inhalts. Es eignet sich ganz besonders für die Benutzung der 
Richter und Anwälte in den öffentlichen Gerichtssitzungen und überragt 
durch seine unmittelbare praktische Brauchbarkeit alle ähnlichen vor- 
handenen Werke. Auf Litteraturangaben und auf die Erörterung von 
Streitfragen wird hierbei gänzlich verzichtet. In der zweiten Auflage 
sind, wie nicht anders zu erwarten war, die seit dem Erscheinen der 
ersten bis zum Beginn des Jahrs 1889 erlassenen Entscheidungen des 
Reichsgerichts sorgfältig nachgetragen. G. 



B. Pollak. Die Widerklage. Wien. Holder, 1889. 154 S. 

Der Schwerpunkt dieser Arbeit liegt auf rechtshistorischem Gebiet 
und damit ausserhalb der, dieser Zeitschrift gestellten Aufgaben. Verf. 
sucht den Nachweis zu liefern , dass die Widerklage (reconventio) im 
Sinne des gemeinen Prozessrechts ein von den mutuae petitiones des 
römischen Rechts wesentlich verschiedenes prozessualisches Institut sei. 
Die Widerklage habe sich im Gegensatz einerseits zum ursprünglichen 
römischen Recht, andererseits zum älteren germanischen Prozessrecht 
erst Beit Juetinian bezw. seit den Glossatoren im romanischen Recht 
und der sich hieran anschliessenden deutschen Praxis entwickelt. Verf. 
gibt zu diesem Zweck eine eingehende Darstellung der mutuae petiti- 
ones im älteren römischen Zivilprozess, wobei wir übrigens die Berück- 
sichtigung der neueren Litteratur über die Kompensationseinrede (Dem- 
bürg, Eisele etc.) vermissen ; ferner des kanonischen, germanischen und 
romanischen Prozessrechts. Schliesslich gelangt er zu dem Resultat, 
dass die auch in das neue deutsche Prozessrecht übergegangene römisch 
rechtliche Auffassung der Widerklage als mutua petitio m. a, W. der 
Grundsatz der Einheitlichkeit des Verfahrens für beide Klagen nur 
für den mündliehen Prozess sich eigne, wogegen die Behandlung der 
Widerklage als eines selbständigen von der Vorklage getrennten Pro- 
zesses für das schriftliche Verfahren des gemeinen und österreichischen 
Prozesses die einzig angemessene Form sei. Auf eine Kritik dieser in 
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einer sehr blühenden Sprache vorgetragenen Lehre kann hier nicht 
weiter eingegangen werden. (7. 



B. Löwy. Die Unmöglichkeit der Leistung bei sweiseitigen Schuld- 
Verhältnissen. Berlin 1888. Heine's Verlag. 

Diese aus einer Dissertation hervorgegangene Arbeit gibt eine 
Oebersicht der bisherigen Versuche, ein gemeinsames Prinzip für die 
Tragung der Gefahr bei zweiseitigen Obligationen aufzufinden. Verf. 
gelangt hierbei, nachdem er die Auffassung des Kaufs im römischen 
Recht historisch zu erklären versucht, zu dem Resultat, dass es über- 
haupt unmöglich sei, für die Behandlung der ganz verschiedenen hierbei 
in Betracht kommenden Gestaltungen eine sie alle umfassende juristische 
Formel zu finden. Dagegen formuliert der Verfasser das wirtschaft- 
liche Resultat der gemeinrechtlichen Normen über Unmöglichkeit 
der Leistung bei solchen Vertragen dahin: dass bei eintretender Un- 
möglichkeit — nach Perfektion eines zweiseitigen Schuldverhältnisses 
— dem Schuldner die Gegenleistung in soweit gewährt werde, dass ihm 
der Vermögensstand, wie er bezüglich des Objekts der Leistung im 
Augenblick des Zufalls war, für die Zukunft garantiert bleibt. Ver- 
fasser begrüßet es schliesslich angesichts der bisherigen Beschaffenheit 
dieser Lehre mit Freuden, dass der Entwurf des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
an die Stelle der römischen Normen einfache und dem deutschen Rechts- 
gefühl mehr entsprechende Bestimmungen gesetzt hat. G. 
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I. Abhandinngen. 



Die Bekämpfung der Sozialdemokratie ohne Aus- 
nahmegesetz. 



Von Dr. Sohftffle. 

Inhalt: Vorbemerkung. — I. Die Auenabmegeeetsgebung theoretieoh betrachtet. — 
n. Die Gemeingefthrliehkeit der Soiialdemokratie. — III. Oegen die Verlängerung 
dee Soslaliatengeeetsee. — IV. Die unmittelbar gemeinreehtliehe Bekämpfung der 
Soiialdemokratie. — V. Ihre Bekämpfung ohne Aenderung im gemeinen Beehte. — 
TL ihre mittelbar gemeinreehtliehe Bekämpfung: teile durch „poeitire 8 o i i a 1- 
poütik", teile und abeehlieeeend durch „poittire Verfaeiungepolitik." 

Vor dieser Aufgabe steht nach zwölfjähriger Geltung des 
»Sozialistengesetzes! vom 21. Oktober 1878 das deutsche Volk. 

Wir hatten uns schon länger vorgenommen, das Aus- 
nahmerecht vom wissenschaftlichen Standpunkt zu untersuchen, 
und haben diesen Vorsatz neuestens zur Ausführung gebracht 
Die Wendung des öffentlichen Geistes gegen das Sozialistengesetz 
setzt uns freilich in Verlegenheit, das Ergebnis unserer Unter- 
suchung, welches die NichtVerlängerung des Ausnahmegesetzes 
verlangt, gerade jetzt an dieser Stelle zu vertreten ; schon der 
böse Schein, mit dem Winde segeln und dem soeben vom 
Schauplatze abtretenden Staatsmanns einen Stein nachwerfen 
zu wollen, ist uns zuwider. 

Wir glauben dennoch ruhig unser Vorhaben ausführen zu 
dürfen, als ob die fragliche Wendung nicht eingetreten wäre. 
Einmal vermögen wir uns darauf zu berufen, dass wir öffent- 
lich die Stimme gegen die zwei bedeutendsten Ausnahmege- 
setze Deutschlands vor deren Erlassung 1872 und 1878 er- 
hoben und die uns richtig gewordene Versetzung unter die 
»schwärzet und die »rötet Internationale — mitten unter den 
Aufregungen des ersten »Kulturkampfesc und der Attentats- 
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tage nicht gefürchtet haben. Sodann gibt ja eben die jüngste 
Erörterung über das Sozialistengesetz Anläse zur Veröffent- 
lichung; denn sie hat gezeigt, dass volle wissenschaftliche Klar- 
heit über Ausnahmerecht selbst bei den Gesetzgebern in dem 
wünschenswerten Masse nicht vorhanden ist und dass die Er- 
kenntnis über die Möglichkeit positiver Bekämpfung der Sozial- 
demokratie — trotz der fast allgemeinen Bekehrung zu der 
von uns schon vor 20 Jahren nachdrücklichst und umfassendst 
vertretenen »positiven Sozialpolitik! ') — noch weit davon ent- 
fernt ist, eine vollkommene zu sein. 

Wir vermeiden weiter jenen Schein, indem wir nachdrück- 
lich hervorheben, dass viel und vielerlei Ausnahmerecht auch 
ausserhalb Deutschlands in den neustzeitlichen Staaten überall an- 
zutreffen ist und stets da war : in Frankreich mit dem Prinzenge- 
setz und anderem ; in England mit den Gesetzen gegen die äo- 
menders; in der anglo-amerikanischen Welt einst mit Sklaverei- 
recht bis 1863 und jetzt noch mit der Chinesenbehandlung ; in 
Oesterreich-Ungarn gemeinrechtlich verkleidet mit der verwal- 
tungsmässigen Bedrückung widerwärtiger nationaler, kirchlicher 
und sozialer Parteien; bei den Freiheits- und Gleichheitsparteien 
mit dem Regime der Guillotine und des Petroleums; bei den 
konservativen Eönigsparteien in Frankreich mit der Bastille; 
bei den Katholiken mit dem Scheiterhaufen gegen die Ketzer ; 
bei den Liberalen mit der völligen Ausschliessung des Pro- 
letariates vom Wahlrecht; bei den Sozialdemokraten, Anar- 
chisten, Nihilisten? — sie haben in Deutschland nur die Macht 
noch nicht gehabt, die »Eigentumsbestienc höchst ausnahme- 
rechtlich zu behandeln. Nur auch hier kein pharisäisches: 
Herr, ich danke dir, dass ich nicht bin, wie diese! Bisher kam 
es nur auf die Macht an, so erlaubte sich jede Partei Aus- 
nahmerecht gegen gefürchtete und gehasste Gegner. Niemand 
hat ein Recht, diesfalls auf den Fürsten v. Bismarck einen 
Stein zu werfen; die deutschen Ausnahmegesetze wären von 
seinen Gegnern vielleicht vermieden worden, weil sie nie seine 
— Macht hätten erlangen können. Anderswo und zu anderer 



1) Kapitalismus und Sozialismus 1870. 
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Zeit sind noch mehr Saiten von der Leier des gemeinen Rech- 
tes abgespannt und schärfere Messer in die Apparate der Staats- 
und Gesellschaftsrettung eingesetzt worden. Indem wir dies 
nachdrücklich hervorheben, werden wir — überdies Gegner der 
neueren Ausnahmegesetze von Anfang an — jeder für den Cha- 
rakter üblen Deutung hoffentlich voraus entrückt sein. 

I. Ausnahmegesetze überhaupt. 

Die Ausnahmegesetzgebung überhaupt ist wissenschaftlich 
nicht genügend, ja beinahe gar nicht untersucht. Wir haben 
uns für die Zwecke der gegenwärtigen Arbeit diese Lücke zu 
füllen versucht, mit dem Vorbehalte, das fertige Ergebnis, das 
wir hier verwerten, in einer besonderen Ausführung »Zur Theo- 
rie des Ausnahmerechtesc genauer zu begründen. 

Was ist Ausnahmerecht im Sinne des gegenwärtigen 
Sprachgebrauches ? Wir antworten hierauf: die Aufhebung oder 
Beschrankung des »gemeinen« Rechtes in Beziehung auf die 
bürgerlichen und staatsbürgerlichen Freiheitsrechte. Das Aus- 
nahmerecht ist also ein Stück jenes durch die ganze Rechts- 
geschichte hindurch vorkommenden, wenn auch immer mehr ab- 
nehmenden Rechtes, welches Einzelne (singulos) im selben 
Falle anders behandelt als die Masse der übrigen Rechtssub- 
jekte, kurz ein neuzeitliches Stück öffentlichen Singular- 
rechtes im Gegensatz zum gemeinen Rechte, eine Partie von 
jus singulare gegenüber dem jus commune. Das Singularrecht 
überhaupt ist der weitere Begriff; denn es umschliesst singu- 
lare Bevorrechtungen oder Privilegien , wie es Entrechtungen 
und Rechtsbeschränkungen gegen Einzelne umfasst; es er- 
streckt sich ferner durch das ganze Rechtssystem, nicht bloss 
auf die Einschränkung der bürgerlichen und staatsbürgerlichen 
Freiheitsrechte und ihres gerichtlichen Schutzes. 

Die rechtsgeschichtliche Erklärung der bis auf 
die neueste Zeit ganz allgemeinen Erscheinung des Singular- 
rechtes, einschliesslich des Ausnahmerechtes, fordert ebenfalls 
eine vorläufige Bezeichnung; hier nur das .Folgende! 

Das Siugularrecht überhaupt und das neuzeitliche Aus- 
nahmerecht insbesondere hat fürs erste seine tiefe Wurzel in 

14» 
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der ganzen Natur der Entwickelang der menschlichen Gesell- 
schaft. Stets kämpft Neues mit Altem. Entweder bei stoss- 
weiser Entwickelung stürmisch und gewalthätig, so wird das 
Neue vom Alten , das Alte vom Neuen mit leidenschaftlicher 
Vorliebe für Ausnahmerecht behandelt. Oder vollzieht sich 
die Fortbildung der gesellschaftlichen Dinge ruhig, so erhält 
sich absterbend das ältere gemeine Recht noch lange als be- 
vorrechtendes Singularrecht, wogegen die Gedanken eines neuen 
gemeinen Rechtes zuerst in Sonderbehandlung einzelner alter 
und neuer Klassen und Stände auftritt ; Reservatrechte im wei- 
testen Sinne des W., Privilegien und Lasten greifen Platz. 

Indessen hat mau sich sehr zu hüten, Singularrechte nur 
als Reste (Abortivrudimente) ablebenden und als erste Ansätze 
(Primitivrudimente) neuen Gemeinrechtes zu erklären. Singu- 
larrechte, Privilegien sowohl als Zurücksetzungen einzelner 
Familien, Stände, Klassen, Rassen, Konfessionen u. s. w. — 
können auch als die Folge der Mischung unverträglicher Ele- 
mente und Zivilisationsunterschiede, die dennoch im selben 
Gemeinwesen nebeneinanderliegen, sich darstellen, sie werden 
dann für nicht absehbare Dauer besteben und oft unabweis- 
bar sein ; in Neuspanien gilt seit Jahrhunderten der Rechts- 
grundsatz: todo blanco es caballero und in Deutschostafrika 
kann man die Araber nach Schweinfurth wie nach Wissmcmn 
nicht gemeinrechtlich behandeln. Ausserdem kann die besondere 
staatliche und gesellschaftliche Aufgabe, welche einzelne Fa- 
milien zu erfüllen haben, gewisse Ausnahmen ihrer Angehö- 
rigen vom gemeinen Privat-, Familien-, Ehe- und Erbrecht 
für immer bedingen, im Interesse der Erfüllung des Berufes 
der Monarchie für die Gesamtheit. 

Singularrecht im Allgemeinen entbehrt auch grundsätz- 
lich nicht jeder Berechtigung überhaupt, worauf wir 
ebenfalls genauer zurückkommen werden. Es gab stets Fälle 
und wird immer Fälle geben, wo einerseits das gemeine In- 
teresse des ganzen Volkes, andererseits das Interesse der nicht 
singularrechtlich behandelten Volksteile rechtliche Vorzugs- 
stellungen besonders leistungsfähiger Elemente und ausnahms- 
weise Beschränkungen besonders gemeingefährlicher Schichten 
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zu fordern ganz berechtigt ist. Ueber den Teilen stellt das 
Ganze und der Missbrauch der Freiheitsrechte durch eine Volks- 
schichte muss dem Anspruch auf die gesetzlich gebrauchte Frei- 
heit aller übrigen Volksschichten weichen. 

Ist davon etwa die ausnahmerechtliche Beschränkung der 
bürgerlichen und staatsbürgerlichen Freiheitsrechte unbedingt 
auszunehmen? Ja! Sofern diese Einschränkung das grössere 
Uebel erzeugt, eine gesellschaftliche Krankheit in das Blut 
des Volkskörpers zurückzutreiben , sofern das Ausnahmerecht 
Ideen verfolgt, die immer nur geistig überwunden werden können 
und bei grösster Verrücktheit dennoch durch Verfolgung nur ge- 
winnen. Nein! Soferne letzteres nicht der Fall ist und der Miss- 
brauch der Freiheiten, welche nicht angeborene Individualrechte, 
sondern gesellschaftlich eingeräumte Befugnisse sind, den or- 
dentlichen Gebrauch der Freiheit durch alle Uebrigen aufhebt. 

Es ist merkwürdig, wie wenig diesfalls noch die einfache 
und natürliche Wahrheit in das allgemeine Bewusstsein auch 
nur der Gebildeten gesichert übergegangen ist. 

Man braucht nicht im geringsten ein Verächter der Frei- 
heit und Gleichheit zu sein, indem man den vorstehenden 
Standpunkt einnimmt. Gerade vom Standpunkt des Ganzen 
aus, welches keines seiner Glieder beeinträchtigen und ver- 
nachlässigen darf, ist die mögliche Freiheit und die Gleichbe- 
rechtigung auch der Einzelnen gefordert. Ist doch die mensch- 
liche Gesellschaft ein Ganzes sittlicher Einzelwesen und Glie- 
derungen, dessen gedeihlichste Entwicklung, höchstes Wohl und 
vollste Sicherheit auf dem mit der jeweiligen Gesittüngsstufe 
nur immer vereinbaren Eöchstbetrag freier Bethätigung aller 
Einzelnen, auf der Gleichberechtigung in gesellschaftlicher Ver- 
wertung aller Kräfte der Individuen und sämtlicher Unterge- 
meinschaften recht eigentlich beruht. Jede das gedachte ge- 
schichtlich steigende Eöchstmass der Freiheit und Gleicheit 
antastende Ausnahmegesetzgebung ist aus demselben obersten 
Prinzip des öffentlichen Wohles und der allgemeinen Sicher- 
heit verwerflich, aus welchem zugleich für alleräusserste Fälle 
die masshaltende Ausnahmegesetzgebung allein gerechtfertigt 
werden kann. Freiheit und Gleichheit haben, so widersprechend 
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dies auf den ersten Blick erscheinen mag, dieselbe Wurzel, 
welcher auch das ausnahmsweise Auftreten des Singularrechtes 
rechtsphilosophisch allein zu entspriessen vermag. Nicht in 
der Berufung auf die ganz unhaltbaren Prinzipien des extrem 
individualistischen Naturrechtes, des »gleichen angeborenen 
Rechtes aller Einzelnenc, sondern darin finden Freiheit und 
Gleichheit in geschichtlich wechselnden Formen immer mehr 
ihr Recht und ihren Schutz, dass sie vom Standpunkt des öf- 
fentlichen Wohles und der allgemeinen Sicherheit selbst als 
die Regel gefordert sind, welche nur ausnahmsweise, auch nicht 
umfassender noch dauernder, als es das gemeine Wohl unbe- 
dingt erheischt, durchbrochen werden darf. Beispielsweise hätte 
also die Regierung des deutschen Reiches der Volksvertretung 
nicht dies nachzuweisen gehabt, dass das Sozialistengesetz ein 
eigentliches Ausnahmegesetz nicht sei ; vielmehr den Nachweis 
hätte sie führen müssen, dass die Voraussetzungen, unter wel- 
chen Ausnahmegesetze zulässig sind, bezüglich der Sozialdemo- 
kratie noch vorliegen. Und wurde dieser schwerlich zu erbrin- 
gende Nachweis erbracht, so lag umgekehrt für den Reichs- 
tag die Hauptaufgabe darin, massloses oder wirkungsloses Aus- 
nahmerecht nicht zustande kommen zu lassen, vielmehr dem 
Ausnahmegesetze eine Gestaltung zu sichern, welche die für 
jedes Ausnahmegesetz als solches massgebenden Schranken und 
Vorsichten so einhält, wie sie bei gegebener Lage der gemei- 
nen Gefahr ausgemessen und geübt werden müssen, ohne doch 
dem Gesetz die Wirkung, die es üben soll, zu entziehen und 
zu verkümmern. Der Verfassungsstaat ist nicht darin vom 
absoluten Staate verschieden, dass Ausnahmerecht in demsel- 
ben selbst dann nicht zulässig wäre, wenn nur ausnahmsrecht- 
lich die wirksame Bekämpfung der Gefahr möglich ist, sondern 
darin, dass er eine Volksvertretung besitzen kann und soll, 
welche unnötiges und massloses Ausnahmerecht verhindert. 

Unnötiges und massloses Ausnahmerecht! Dies führt zur 
letzten Frage dieses Abschnittes, zur grundsätzlichen Be- 
grenzung der Ausnahmegesetzgebung vom wissen- 
schaftlichen Standpunkt aus. Die Aufgabe dieser grundsätz- 
lichen Begrenzung ist wissenschaftlich nicht gelöst; das bewies 
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abermals die jüngste Reichstagsdebatte über eine viertmalige 
Verlängerung des Sozialistengesetzes nur zu deutlich. 

Die Grundsätze, deren Begründung wir dem besonderen 
Artikel dieser Zeitschrift vorbehalten, werden übrigens kaum 
auf Widerspruch stossen. Es sind die folgenden: 

die Gemeingefährlichkeit der ausnahmerechtlich behan- 
delten Volksglieder muss erwiesen sein; 

das gemeine Recht muss in erster Linie zur Bekämpfung 
der gemeinen Gefahr herangezogen werden und, wenn es im 
jeweiligen Bestände oder in seiner möglichen Fortbildung der 
Gefahr gewachsen ist, allein als Waffe benützt werden; 

bei der Fortbildung des gemeinen Rechtes darf nicht bloss 
auf den Punkt gesehen werden, wo das zu bekämpfende Uebel 
ausbricht, sondern auch auf jene Punkte, wo es seinen Sitz 
hat, — mit a. W. die gemeine Gefahr ist gemeinrechtlich 
nicht bloss unmittelbar, sondern auch mittelbar zu bekämpfen ; 

soweit das gemeine Recht nicht ausreicht, ist das Aus- 
nahmerecht möglichst sparsam anzuwenden, einmal was die zu 
treffenden Träger der Gefahr, sodann was die Mittel, endlich 
was die Dauer des Ausnahmezustandes betrifft; 

keinesfalls darf das Ausnahmerecht die Wirkung 
haben, das Grundübel zu verstärken. 

Diese Grundsätze werden in ihrer Anwendung auf die ver- 
schiedenen Fälle, welche für ausnahmerechtliche Behandlung 
in Frage kommen, zu der Einsicht führen, dass man »gemein- 
gefährliches« Wirken altgläubiger und neugläubiger Bekenner 
von »Ideen« durch Ausnahmegesetze wenn immer möglich nicht 
treffen soll. Die Erfahrung mit den preussischen Katholiken- 
gesetzen und mit dem deutschen Sozialistengesetz hat dies aufs 
neue bestätigt. 

II. Die Gemeingefährlicbkeit der Sozialdemokratie. 

Nach dem Vorigen wäre die erste Frage: ist die Sozial- 
demokratie gemeingefährlich? 

Die Sozialdemokratie ist gemeingefährlich. Wodurch? 

Nach ihrem Wesen und Namen ist sie Sozialismus und 
Demokratismus zugleich. . Ist sie nun in beiderlei Hinsicht 
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etwa durch die unwiderlegliche Wahrheit ihrer Kritik, durch 
die unumstößliche Gewissheit ihrer Lehre, durch die überwäl- 
tigende Zweckmässigkeit ihrer Forderung, welche vorläufig in 
dem bis heute unformuliert gebliebenen, allgemeinsten, aber 
papageienhaft ewig wiederholten Verlangen »allgemeiner Kol- 
lektivproduktion im Volksstaatc besteht, eine gemeingefährliche 
Partei? In Wirklichkeit ist ihre Kritik eine ungeheure Ueber- 
treibung, ihre Lehre eine Verzerrung von Sätzen der liberalen 
Nationalökonomie, ihre allgemeine Forderung jeder erwiesenen 
Zweckmässigkeit bar. Ohne an anderem Orte Gesagtes ein- 
lässlich zu wiederholen, müssen wir doch mit allem Nachdruck 
darauf verweisen, dass wegen der »unwiderstehlichen c Ueber- 
legenheit der Ideen des Sozialdemokratismus auch die rück- 
sichtslosesten Erhalter des Bestehenden zur ausnahmerechtlichen 
Verfolgung der Sozialdemokratie den geringsten Grund nicht 
besitzen. 

Die Sozialdemokratie ist demokratischer Sozialismus. 
Was ist Sozialismus? Man kann diese Begriffsfrage angesichts der 
ungeheuren Verwirrung, welche noch immer herrscht, nicht 
genug klarstellen. 

Die Bezeichnung Sozialismus wird im heutigen Sprach- 
gebrauch in einem uneigentlichen und im eigentlichen Sinne 
gebraucht 

Im uneigentlichen Sinne bedeutet der Sozialismus zweierlei : 
eine praktische Forderung und eine kritisch-dogmatische An- 
schauung. Die praktische Forderung besteht darin, dass der 
Staat positiv eingreife, um auch der lohnarbeitenden Klasse 
dem Kapital gegenüber ihr Recht zu sichern, dass er mit dem 
laissez faire des extrem liberalen Kapitalismus breche und 
vielmehr »positive Sozialpolitikc treibe. Die kri- 
tisch-dogmatische Anschauung besteht in dem auf die 
Fortentwicklung der Volkswirtschaft angewendeten Historis- 
mus, wie er von der historischen Schule der Nationalökono- 
mie vertreten ist, in der Annahme, dass auch die rein kapi- 
talistische Organisation nicht die letzte und höchste Erschei- 
nung, geschweige die ausschliessende Form und Ordnung für 
die Produktion, Verteilung und Konsurationsbestimmung der 
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Güter sein werde, dass jede Verbesserung von Schäden geboten 
sei, dass neben dem Kapitalismus und über den letzteren hin- 
aus jede weitere Fortbildung, welche wirtschaftlich, staatlich 
und kulturell für das Volk als das Vorteilhaftere sich erwiese, 
Anspruch auf unverkümmertes Werden habe, gleichviel ob 
diese Fortbildung in die Formen des Privatrechtes und des 
Familienrechtes, oder in jene des — sei es staatlichen, sei 
es kommunalen, sei es körperschaftlichen, sei es genossen- 
schaftlichen — öffentlichen Rechtes ihren Inhalt ergiesse. Der 
extrem liberalen Schule und Partei der Bourgeoisie hat es ge- 
fallen, jene positive Volkswirtschafts- und namentlich Sozial- 
politik als »Staatssozialismus«, dagegen diesen Standpunkt der 
bloss historischen und relativen Anerkennung des Kapitalis- 
mus als »Kathedersozialismus« in Verruf zu bringen. In Wirk- 
lichkeit passt die Bezeichnung Sozialismus weder auf das Eine, 
noch auf das Andere. Und hielte sich die Sozialdemokratie kri- 
tisch-dogmatisch innerhalb eines unbefangenen Historismus 
bezüglich der Weiterbildung der Volkswirtschaft und bliebe 
sie praktisch-reformatorisch innerhalb der Grenzen einer posi- 
tiven Sozial- und Wirtschaftspolitik, würde sie sich darauf 
beschränken, gegen den — übrigens fast überwundenen ex- 
tremen Individualismus der Bourgeoisie, den »reinen« Libera- 
lismus des Manchestertums Schulter an Schulter mit den 
»Staats«- und >Katheder«-Sozialisten zu kämpfen, so wäre 
auch sie nicht bloss ganz ungefährlich, sondern nicht einmal 
Sozialismus überhaupt. Sie wäre lediglich Mitvertreterin des 
positiven Berufes des Staates und des geschichtlichen Fort- 
schrittes auch auf dem Gebiete der Volkswirtschaft; treiben 
wir doch genau betrachtet bereits in eine mächtige Geschichts- 
strömung hinein , welche dem Staate nicht bloss positive So- 
zial- und Wirtschaftspolitik in Leistungen ganz neuer Art 
aufdrängt, sondern auch über eine bloss auf den Gewinntrieb 
des Kapitals gebaute Organisation der Volkswirtschaft — zu- 
gleich in der Produktion, im Umsatz, im Absatz und in der 
Konsumtionsbestimmung der Güter — weit hinausführt, und 
zwar sowohl in genossenschaftsprivatrechtlichen als in öffent- 
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liebrechtlichen Formen, in körperschaftlichen und in anstalt- 
lichen, in gemeindlichen und in staatlichen Bildungen. 

Das Brüderpaar »Staatssozialismus« und »Kathedersozia- 
lismus« kann nun offenbar eine gemeine Gefahr nicht werden. 
Beide vertreten weder die Aufsaugung des Staats in die Volks- 
wirtschaft, noch das Umgekehrte. Sie fahren den Staat nirgends 
über die Grenzen seines Berufes hinaus. Sie achten das ewige 
Gesetz relativer Trennung zwischen Staat und Volkswirtschaft 
wie zwischen Staat und Kirche, Staat und Kunst, Staat und 
Erziehung. Wenn der Liberalismus den Sozialdemokratismus 
oder dieser sich selbst an die Rockschösse des sog. Staats- und 
Kathedersozialismus hängen will, so geschieht dies ohne jede 
Berechtigung. Der Staatssozialismus will Staatsbetrieb volks- 
wirtschaftlicher Geschäfte nur insoweit, als ausnahmsweise 
entweder der Staat das beste Volkswirtschafts- oder wirtschaft- 
licher Geschäftsbetrieb das beste Staatsmittel ist 1 ). Die histo- 
rische Schule der Nationalökonomie aber ist weit entfernt, aus 
der Thatsache, dass in der genossenschaftlichen Konsum- und 
Kreditwirtschaft sowie in den Verstaatlichungen und Verge- 
meindlichungen gewisser Geschäftszweige neben der kapita- 
listischen Volkswirtschaft und über diese hinaus, neue Bildungen 
auftreten, den sozialdemokratischen Trugschluss zu ziehen, dass 
die ganze Volkswirtschaft staatlich, gemeindlich, körperschaft- 
lich gestaltet werden müsse. Ebenda ergibt sich der unge- 
heure Unterschied des uneigentlich so genannten und des 1 wirk- 
lichen Sozialismus. 

Die^ Sozialdemokratie ist eigentlicher und wirklicher So- 
zialismus. Was ist und bedeutet dieser? 

Das bestimmte Kennzeichen des wirklichen Sozialismus 
besteht kritisch in der Verwerfung alles direkten und des er- 
werbsgesellschaftlich indirekten Privat- und Familieneigentums 
an den Produktionsmitteln, kurz in der Verwerfung des »Ka- 
pitals« £ sodann positiv, was den Neubau der Gesellschaft 
betrifft, in der Forderung des öffentlichrechtlichen — sei es 
genossenschaftlich-körperschaftlichen, sei es staatlich-kommu- 



1) Vergl. Zeitschrift für die ges. Staataw. 1889 8. 632 ff. 
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nalen — Gesamteigentums des ganzen Volkes oder grosser Pro- 
duktionsgruppen an den Produktionsmitteln, sowie in der auf 
dieser Basis zu verwirklichenden Forderung der Zuerteilung 
der Güter an die Einzelnen nach dem Arbeitsbeitrage zur Pro- 
duktionsgemeinschaft (Sozialdemokratismus, Marxismus), oder, 
— was in den Kommunismus hinüberführt — nach Verhält- 
nis des Bedürfens, des Genussverlangens jedes Einzelnen. Diese 
Forderung tritt im Sozialismus und in dem, was weiter links 
von ihm liegt, mehr oder weniger radikal und abschliessend 
auf; die kapitalistische Produktionsweise gilt als Uebel, als 
eine nur restlich und vorübergehend noch zu duldende Ausnahme ; 
die irgendwie kollektivwirtschaftliche (»soziale«) Organisation 
der Volkswirtschaft ist für den wirklichen Sozialismus das 
einzig Normale und hat die Regel zu bilden. 

Der wirkliche Sozialismus ist daher nicht Beschränkung 
auf die praktisch geforderte Bethätigung des Staatsberufes auch 
an und in der Volkswirtschaft, also nicht mehr bloss positive 
Sozial- und Wirtschaftspolitik oder »Staatssozialismus«. Er 
ist auch kritisch-dogmatisch nicht gesunder Historismus, wel- 
cher das Recht des geschichtlichen Fortschrittes über die je- 
tzigen Organisationshauptformen hinaus vertritt und dem Ex- 
trem der schroffen liberal-kapitalistischen Gesellschaftsanschau- 
ung sich entgegenwirft. Der Sozialismus ist vielmehr ein Ra- 
dikalismus, welcher die bestehenden Hauptformen volkswirt- 
schaftlicher Organisation mehr oder weniger ganz und plötzlich 
beseitigen, die kapitalistische ganz überwiegend durch die kol- 
lektivwirtschaftliche Gestaltung des materiellen Güterlebens 
der Völker verdrängen will, er ist radikale *) absolute Weltver- 
besserung. Im obigen ist in der That aller Sozialismus einig, 
ob er despotisch als wirklicher Staats- oder Kirchensozialismus 
durchgeführt werden wollte, oder ob er demokratisch formuliert 
wird, wie im Sozialdemokratismus, oder regierungslos-unstaat- 
lich gedacht wird, wie im Anarchismus, ob er zentralistisch- 



1) Vor den jüngsten Reichstagswahlen sprach ein sozialdemokra- 
tischer Gärtnergehilfe naiv dies so aus: > Alles mit der Wurzel aus- 
reissen! Dann die neue Gesellschaft ans einem ganz kleinen Würzelchen« ! 
Kommt das Würzelchen nicht vom Stock oder Samen des Alten? 
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volksstaatlich oder proudhonistisch-kommunal oder körperschaft- 
lich oder in der Mischung dieser drei »Systemec durchgeführt 
werden will. 

Ist etwa der demokratische Sozialismus frei von dem 
Grundfehler des eigentlichen Sozialismus? Mit nichten. Er 
teilt die allgemeinen Fehler des Sozialismus und treibt sie durch 
seinen besonderen Demokratismus, für Geschäft und Staat zu- 
gleich, auf die Spitze. Er ist sogar ein hochgradiger Radi- 
kalismus in der Richtung auf allgemeine Kollektivwirtschaft. 

Mit allen übrigen Schattierungen des Sozialismus geht der 
Sozialdemokratismus im positiven Programm von einem un- 
wahren Optimismus, von dem Glauben an die Möglichkeit der 
absoluten Vervollkommnung und allgemeinen Glückseligkeit 
auf Erden aus. Mit ihnen teilt er aber auch in der Kritik 
den schwarzsichtigsten Pessimismus durch völlige Verurteilung 
der bestehenden Gesellschaft, durch masslos unwahre Zurück- 
fährung alles Uebels auf das Privateigentum, das Ehe- und das 
Erbrecht. Der Sozialdemokratismus ist ferner mit allen So- 
zialisten in dem Grundirrtum befangen, dass das allgemeine 
Glück und Wohlbehagen, beziehungsweise alles Unglück und 
Elend auf Erden den einzigen oder doch hauptsachlichen Grund 
in der Verteilung der Güter habe und die Weltverbesserung 
ganz überwiegend ein volkswirtschaftliches Problem sei; in 
dieser ökonomistischen Einseitigkeit (sie ist eine Hauptverirrung 
unserer ganzen Zeit) beachtet er nicht, dass andere Inter- 
essen des Gemeinwesens — z. B. das geordnete Verfassungs- 
leben, die militärische Sicherheit im Innern und nach aussen, 
und viele andere Bedingungen glücklichen Volkslebens — den 
Fortbestand grossen, mittleren und kleinen Privateigentums, 
namentlich für den landwirtschaftlichen Hauptzweig der Na- 
tionalproduktion, selbst dann begründen würden, wenn gerade 
da der Privatbetrieb nicht schon rein ökonomisch (wegen An- 
regung der Wirtschaftlichkeit und des Fortschrittes und wegen 
grösserer Sicherheit für die Zuteilung des Arbeitsertrages an 
die Produzenten und Produzentenfamilien) sich rechtfertigen 
lassen würde (vgl. unten: VT.). 

Der Sozialdemokratismus leidet, um nur noch Eines zu 
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sagen, an einem weiteren Grundgebrechen aller Systeme des 
Sozialismus und Kommunismus. Entgegen dem der Gesell- 
schaft innewohnenden Gesetze der Entwickelung, entgegen der 
ganzen Natur der Fort- und Rückbildung der Gesellschaft, 
entgegen der ganzen Erfahrung der bisherigen Geschichte will 
er plötzlichen und gänzlichen Abbruch des Gewordenen und 
Bestehenden, will er die kollektivwirtschaftliche Einförmigkeit 
statt der steigenden Mannigfaltigkeit nebeneinander besteh- 
ender Bildungsformen, welche der Gesittungsfortschritt — jede 
im Umfang ihrer besonderen Zweckmässigkeit — überall immer 
reichlicher hervortreibt. 

Die eig en en demokratischen Zuthaten des Sozialdemokra- 
tismus zu den allgemeinen Irrtümern und Übertreibungen der 
Sozialisten lassen denselben weder unwiderleglicher wahr, noch 
praktisch ausführbarer erscheinen, als den sonstigen Sozialis- 
mus. Man hat, um dies zu erkennen, die Kritik und das 
positive Programm, welches bis jetzt in dem Verlangen frei- 
heitlich-gleichheitlicher Kollektivwirtschaft und in der Her- 
stellung des Volksstaates besteht, auseinanderzuhalten. 

Die Grundlage seiner Kritik bildet die Jfare'sche Wert- 
theorie, welche aus der Wucherkritik des Aristoteles mit 
dem Grundübersetzungsfehler des »ivxcc als »gleiche entlehnt 
ist '). Diese Werttheorie ist wissenschaftlich nichts weniger 
als erwiesen; sie ist in wesentlichem unwahr und halbwahr. Die 
aus Proudhon entnommene auf Grundlage besagter Werttheorie 
umgewandelte Charakteristik des ganzen Kapitalprivateigen- 
tums als »Diebstahlsc- und »Plusmachereit- Produktes, als 
Erzeugnisses der allgemeinen und beharrlichen Aneignung des 
» Arbeitsertragsmehr wertesc durch den »Kapitalschwamm« ist 
masslose Uebertreibung von Fehlern der bestehenden Volks- 
wirtschaft; nicht von ferne ist es erwiesen, dass in jeder, 
geschweige in der demokratischen Kollektivproduktion in neuen 
Formen nicht dieselbe, ja nicht eine viel krassere » Arbeits- 
mehrwert c -Aneignung, Arbeitsertragsausbeutung, verbrochen 
werden könnte (s. u.). 

1) Pol. I, 8. Vergl. m. »Bau und Leben des soz. Körpers I 254, 
III 277. 
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Völlig unerwiesen ist die dem positiven Programm in 
scheinbarem Historismus unterlegte Annahme, dass alles pro- 
duktive Eigentum dem Grosskapital erliegen müsse, dass alle 
produktive Arbeit beim System des Privateigentums der Mehr- 
wertaneignung, der Aussaugung seitens des Grosskapitals un- 
rettbar verfallen sei. Die grösste Masse produktiver Arbeit, 
jene der bäuerlichen Landwirtschaft, kann, sobald sie — durch 
das entsprechende Immobiliarverkehrs- und Im mobiliarerbrecht, 
durch gute Kredit- und Versicherungsorganisation — den un- 
produktiven Ueberschuldungen, dem Wucher, dem Untergang 
durch Verlust aus widrigen Natur- und Familienereignissen 
entzogen wäre, im ganzen den wirklichen Ertrag ihrer Indi- 
vidual- und Familien arbeit für nicht absehbare Zeit beziehen. 
Und zwar sicherer, als es höchst wahrscheinlich bei demokra- 
tischer Kollektivproduktion in der Landwirtschaft der Fall wäre 
(vgl. unten Abschn. VI). Die behauptete höhere Produktivität 
der demokratischen Kollektivlandwirtschaft aber ist so wenig 
erweisbar, als die Annahme, dass letztere im Wunsche jener 
wichtigsten Schichte produktiver Eigentümerarbeit irgendwie 
und irgendwo gelegen sei und je liegen werde. Die geschichtliche 
Behauptung allgemein schon vollzogener oder doch unausbleib- 
licher Zertrümmerung aller Vereinigung produktiver Arbeit 
mit produktivem Besitz in derselben Person und Familie ist 
eine grob erschlichene Annahme. 

Ein weiteres Hauptschlagwort der sozialdemokratischen 
Kritik ist nichts weniger als erwiesen wahr. Wir meinen den 
Vorwurf, dass die »Krisen durch Ueberproduktion des Kapitals 
verbunden mit Unterkonsumtion der Arbeite lediglich Wir- 
kung des Kapitalprivateigentums seien. Sie sind mindestens eben- 
so Folge und wahrscheinlich überwiegend Folge von Störungen 
im Gleichgewicht zwischen der Zunahme der Bevölkerung und 
der Zunahme der Produktivität der Nationalgesamtarbeit, also 
gerade von jenen Störungen, welche der Sozialdemokratismus 
aus agitatorischem Opportunismus — durch die ganz unhalt- 
bare Leugnung des Bevölkerungsgesetzes, auph des nichtmal- 
thusianisch formulierten — beiseite setzt, aber nicht beiseite 
schafft. Wäre der Sozialdemokratismus je fähig, die Krisis 
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der »Ueberproduktion urid der Unterkonsumtion* einzudämmen, 
so liefe er zweifellos die viel schwerere umgekehrte Gefahr 
der beharrlichen Tendenz zur Unterproduktion verbunden mit 
Ueberkonsumtion, mit der Folge der Verkümmerung und Er- 
schöpfung des Produktionsmittelvermögens der Nation, der — 
Gesamtverarmung. 

Der kritische Sozialdemokratismus stützt sich weiter auf 
die den liberalen Oekonomisten entlehnte Behauptung, dass 
wenigstens die Lohnarbeit bei kapitalistischer Produktionsweise 
immer und überall auf den Hungersatz des »ehernen Lohn- 
gesetzesc herabgedrückt bleiben müsse. Auch damit schiesst 
er weit über das thatsächlich Richtige hinaus. Anstandiger 
Lohn, d. h. billige Teilung des Produktionsreinertrages zwi- 
schen Kapital und Arbeit zu Gewinn und Lohn ist auch in der 
kapitalistischen Volkswirtschaft nicht ausgeschlossen. Ein Fort- 
schritt in der Gerechtigkeit dieser Verteilung hat sich unter 
unseren Augen vollzogen, indem die Gewinne bescheidener, die 
Kapitalrenten niedriger, die Lohne — und zwar auch als Real- 
löhne, d. h. als Kaufkraft — höher geworden sind. Diese 
Richtung kann sich — unter der Grundvoraussetzung, an 
welche auch im Volksstaat die Auskömmlichkeit des Arbeits- 
einkommens gebunden bliebe, nämlich unter der Voraussetzung 
der Aufrechterhaltung des Gleichgewichtes zwischen der Be- 
völkerung und der Produktivität der Nationalarbeit — noch 
bedeutend steigern und mehr befestigen. Je mehr für ganze 
Produktionszweige die Arbeiterschaft in ihrer Gesamtheit der 
Gesamtheit der Arbeitgeber gegenübertritt (vergl. VI.), um 
die Arbeitsbedingungen periodisch zu regeln, desto mehr kann 
auch die Lohnarbeit anständigen und billigen Anteil an dem 
steigenden Reinertrag erlangen, erheblich über die Sätze des 
angeblich »ehernen t Lobngesetzes hinaus. Glaubte das die 
Arbeiterschaft nicht, so könnte sie nicht für den Strikezweck, 
den höheren Lohn hungern! 

Die Kritik auch des demokratischen Sozialismus hat also 
nicht entfernt die Eigenschaft unwiderleglicher, überwältigen- 
der Wahrheit, sie ist vielmehr teils un- und halbwahr, teils über- 
aus verzerrend und übertreibend. Darf etwa das Gegenteil 
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vom positiven Programm, einer ganz demokratischen 
Ausgestaltang des Sozialismus, von der sozialistischen Demokra- 
tisierung der Volkswirtschaft und des Staates zum »Yolksstaatc 
gesagt und angenommen werden? Auch dies nicht 1 

Nicht als oh wir sozialen Demokratismus überhaupt als der 
Wahrheit bar ansehen würden. Ein Demokratismus, welcher 
wirklich dahin führen würde, eine wirtschaftlich fruchtbarere, 
gegen alle gerechtere, politisch reifere, kulturell vollkom- 
menere Selbstregierung auch der Massen, so im Geschäft wie 
im Staate, herzustellen, ein Demokratismus, welcher ferner 
nicht bloss die Freiheit, sondern auch die Gleichheit im so- 
zialdemokratisch idealischen Sinn der Beteiligung eines jeden 
mit dem vollen Gegenwert seiner Arbeit annähernd sicher- 
stellen würde, — solcher Demokratismus wäre mit Freuden 
zu begrüssen. Kein Verständiger konnte ihn verwerfen, weil 
er zugleich ein Demokratismus sozialer Art wäre. Es wird 
sich ja — denkt man an die Sklaverei — nicht läugnen lassen, 
dass schon der bisherige Gang der Geschichte eine schritt- 
weise stärkere gesunde Demokratisierung der Volkswirtschaft 
und des Staates aufweist, und dass das höchste Ziel auch jetzt 
nicht als schon erreicht angesehen werden kann. Die Frage 
ist nur die, ob der sozialistische Demokratismus der Sozial- 
demokratie dazu angethan ist, die Massen der produktiven 
Arbeitskräfte zu einem höheren Mass geordneter Freiheit in 
Staat und Geschäft, zu grösserer Verhältnismässigkeit zwischen 
Arbeit, Einkommen, Genuss und Machtanteil emporzuheben. 
Diese Frage muss bestimmt verneint werden. Das positive 
Programm des demokratischen Sozialismus ermangelt auch dies- 
falls für die nüchterne Prüfung jeder überzeugenden Kraft. 
An dieser Stelle dürfen wir dies nur in den Hauptumrissen 
andeuten 1 ). 

Der gesunde Kapitalismus, welcher den Schranken des 
Missbrauches sich nicht entzieht, bietet bis auf weiteres im 
Bereiche seiner zweckmässigen Anwendung unschätzbare Vor- 
teile für die ganze Gesellschaft, für Staat und Volkswirtschaft 



1) N&heree in unserer »Aussichtslosigkeit der Sozialdemokratie«. 
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zugleich. Diese Vorteile bestehen in Folgendem: das Kapital 
entlastet die Gesamtheit sowie die Mehrheit der zur Leitung 
nicht berufenen Produzenten vom Produktionsrisiko ; es ist für 
die Wirtschaftlichkeit und Ordnung in der Produktion mit 
seinem Bestände verantwortlich gemacht; es führt den Pro- 
duktions- und Yerkehrsprozess in der Hauptsache selbstän- 
dig durch — abseits vom Staats- und vom idealen Kultur- 
leben, und ist hiedurch ein Träger der Ordnung für alle Be- 
reiche der Volksgesittung ; es passt rasch die Produktion allen 
Aenderungen des Bedarfes verlustselbstverantwortlich an und 
bringt alle Wertwechsel zu voller Geltung; sein Profit ist 
die bis jetzt wirksamste Prämie für wirtschaftlichen und tech- 
nischen Fortschritt. Dabei schliesst es, wenn ihm eine posi- 
tive Sozialpolitik zur Seite geht, die billige Entlohnung der 
Lohnarbeit, den Schutz der letzteren, das ebenbürtige Paktieren 
um den Lohn und alle anderen Bedingungen des Arbeitsver- 
trages zwischen beiden Klassen gleichwohl nicht aus. Nur 
wenn der Sozialdemokratismus im ganzen in diesen Hinsichten 
dem Volk erheblich mehr leisten und die Missbräuche sicherer 
abschneiden würde, als es die positive Sozial- und Wirtschafts- 
politik am Kapitalismus zu thun vermag, müsste man ihn als 
das Vollkommenere anerkennen. Allein diese Voraussetzung 
trifft eben nicht zu. 

Es ist fürs erste weder erwiesen, noch erweisbar, dass der 
demokratische Sozialismus seinem Grundversprechen, nämlich 
der Beteiligung eines jeden am Ertrag der Nationalproduktion 
im Verhältnis der Menge und des Wertes der geleisteten Ar- 
beitszeit, auch nur so weit nachkommen konnte , als solchem 
der Kapitalismus ohne dieses Versprechen thatsächlich nach- 
kommt und dieser bei geregelter Vereinbarung aller Arbeits- 
bedingungen zwischen Gesamtorganen der Arbeiter und solchen 
der Arbeitgeber und bei Sicherstellung der Arbeiternotbedarfe 
durch Versicherungatewang — mit der Folge anständiger Lohne 
oberhalb der Sätze des »ehernen Lohngesetzes« — noch weiter 
wird nachkommen können. Der Sozialdemokratismus droht Ar- 
beitsmehrwert-Aneignung in anderen Formen sehr stark; die 
grösste Wahrscheinlichkeit spricht dafür, dass gerade jene Ab- 

Zeitachr. t Btaatsw. 1800. H. Heft. 15 
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weichung von gerechter Verhältnismässigkeit in der Entlohnung 
und in der staatlichen Geltung, welche den Fortschritt und die 
Ergiebigkeit der Produktion am meisten schwächt und subjektiv 
am unerträglichsten wirkt, d. h. die Zurücksetzung der hervor- 
ragenden und fleissigen Kräfte bei uneingeschränkter Massen- 
herrschaft so im Geschäft wie im Staat nur zunehmen konnte. 

Die eigenartig sozialistische Ausgestaltung des Demokra- 
tismus im Sozialdemokratismus, mit der »Freiheit und Gleich- 
heit« Aller sowohl in dem wirtschaftlichen Geschäfts- als im 
staatlichen Volksleben, kurz die volkswirtschaftlich-volksstaat- 
liche Herrschaft des Massen- und Mehrheitswillens ist keineswegs 
geeignet, für den Sozial demokratismus die unwiderstehliche 
innere Wahfheit und überwältigende Zweckmässigkeit , die 
zweifellose Ueberlegenheit über den Kapitalismus, sicherzu- 
stellen. Vielmehr ist das Gegenteil mit fast vollständiger 
Gewissheit zu erwarten. Der Sozialdemokratismus wäre nur 
dann das Vollkommenere, wenn er — wie in der Volkswirt- 
schaft höheren und besser verteilten Reinertrag — so mehr 
Ordnung in Freiheit für Geschäfts- und Staatsleben, wenn er 
die wahre Gleichheit, nämlich die Verhältnismässigkeit zwi- 
schen Leistung, Einkommen und Machtanteil für alle einzelnen 
in höherem Grade verbürgen würde. Allein das Gegenteil hie- 
von ist das weit wahrscheinlichere bei Massenherrschaft Die 
leistungsfähigeren Kräfte würden gedrückt, in der Volkswirt- 
schaft ungerecht beteilt, im Staate bei Seite geschoben wer- 
den. In Geschäft und Staat zugleich würden die Ueberpro- 
duzenten und Unterkonsumenten einer ganz unerträglichen 
Ausbeutung und Knechtung durch die Unterproduzenten und 
Ueberkonsumenten ausgesetzt sein! 

Sodann die Trennung zwischen Staat und Volkswirtschaft, 
welche durch den bestehenden Zustand ausreichend verbürgt 
ist und welche im gleichmässigen Interesse guter Volkswirt- 
schaft und gesunden Staatslebens liegt, wäre gerade im demo- 
kratischen Sozialismus aufs Höchste bedroht. Die Pöbelherr- 
schaft in Geschäft und Staat mit ihren vernichtenden Folgen 
für beide, wäre höchst wahrscheinlich unausbleiblich, sobald 
die zusammenhaltende Kraft des Hasses und Neides gegen den 
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Besitz nicht mebr wirken würde; der Untergang oder doch 
der Durchgang durch einen Freiheit und Gleichheit aufheben- 
den, pseudoderaokratischen Cäsarismus wäre das sichere Ende 
jedes Umsturzversuchs des Sozialdemokratismus. Alle würden 
dabei leiden, am schwersten und frühesten das — »Volke des 
Proletariates. 

Die demokratische Spielart des Sozialismus ist somit nicht 
bloss nicht unwiderleglich wahr und überwältigend zweck- 
mässig, sie bedeutet einen vor jeder eindringenden Kritik 
unhaltbaren und einen besonders unausführbaren Sozialismus 
und Demokratisrous. Man kann am Kapitalismus schärfste 
Kritik üben, an seine Ueberholung durch einst höhere Gebilde 
der Volkswirtschaftsentwickelung historisch noch so sehr glau- 
ben , die allmählich reifende Disziplinierung der Massen und 
ihre Erziehung zu freieren Geschäftsweiseu öffentlichrecht- 
licher Art noch so sehr als das Höhere ansehen , die Herbei- 
ziehung aller zur Mitbestimmung geschäftlicher und staatlicher 
Dinge noch so sehr hoffen, kurz in Volkswirtschaft und Staat 
gesunde demokratische Weiterbildungen erwarten, so ist doch 
dies sicher, dass der radikale Sozialdemokratismus für den Staat 
und für die Volkswirtschaft, zugleich als Sozialismus und als 
Demokratismus, dem Bestehenden gegenüber keine Besserung, 
keinen Fortschritt, sondern nur Rückbildung bringen kann. 

Auf den einfachsten Ausdruck gebracht, ist der Sozial- 
demokratismus ein ebenso einseitiger Individualismus wie der 
reine Liberalismus ; die Individuenmasse setzt er an Stelle des 
gegliederten Volkes. Er ist Individualismus im Interesse der 
Massen, der Liberalismus ist es nach dem Interesse und Tempera- 
ment der Bourgeoisie. Er will durch den Staat Alles für den 
vierten Stand, wie diese den Staat von Allem weghaben will, 
was ihren Gewinntrieb einengt. Der eine wie der andere In- 
dividualismus ist ausbündiger Klassenegoismus. Für Herrn 
Sieyes war der dritte, für die Sozialdemokratie ist der vierte 
Stand >Alles<; für den fünften Stand des »Lumpenproleta- 
riates«:, welchem die Sozialdemokratie alsbald als unerträgliche 
Aristokratie erscheinen würde, würde der fünfte Stand »Alles« 
sein, 

15* 
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Wir haben zwar prinzipiell schon nachgewiesen, wie wenig 
der Sozialdemokratismus berechtigt ist, seine Blosse mit Be- 
rufungen auf den »Staatssozialismusc zu decken. Dennoch 
wird es am Platze sein, diese noch mit einigen Sätzen zu er- 
läutern. Vorab ist darauf zurückzuverweisen , dass bis jetzt 
Verstaatlichungen und Vergemeindlichungen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetriebes nur stattgefunden haben, soweit der Staat 
bestes Volkswirtschafts-, und Geschäftsbetrieb notwendiges 
Staatsmittel ist. Sodann ist zu betonen, dass der bestehende 
staatliche Betrieb wirtschaftlicher Geschäfte nicht zentralisiert 
worden ist , sondern abseits vom zentralen Regierungs- und 
Verwaltungsleben unter Beiziehung besonderer Eisenbahn-, 
Post- und anderer Räte — Portugal hat sich neuestens einen 
Tabakregierat gegeben — seine Wege geht. Endlich über- 
sieht der Sozialdemokratismus bei seinem Einschleichen in das 
Nest des fälschlich so bezeichneten Staatssozialismus eine dritte 
Hauptsache: die schon bestehenden Geschäftsbetriebe öffent- 
lichrechtlicher Art stehen nicht auf demokratischer Grund- 
lage. Für die Sozialdemokratie als Demokratie lässt sich aus 
den schon vorhandenen Verstaatlichungen somit nichts ableiten. 
Deckend, Maybach, Stephan verdanken es einer starken Re- 
gierung, nicht einer demokratischen Verfassung ihres Staates 
und der öffentlichen Geschäftskörper, dass sie so anerkennens- 
wertes haben leisten können. Das allgemeine Stimmrecht auf 
die Leitung aller Geschäfte der Volkswirtschaft angewandt — 
und ohne dieses ist es ja mit der sozialdemokratischen Frei- 
heit und Gleichheit nichts — hat keinerlei Bewährung durch 
die Erfahrung für sich, aber alle Vermutung der Undurch- 
führbar keit, des Ruins und des Misserfolges gegen sich. Der 
Demokratismus am Sozialdemokratismus ist willkürliche Zu- 
that der Sozialisten zur Erfahrung und entbehrt aller Beweise 
der Zeitgemässheit und Zweckmässigkeit. Es mag ja sein, dass 
im Laufe der nächsten Jahrhunderte immer mehr grosse Be- 
triebe der öffentlichen Veranstaltlichung verfallen und dass öffent- 
licher Dienst unter Hervor bildung wahrer und fruchtbarer Volks- 
selbstbeherrschung (Demokratie) auch in der Volkswirtschaft 
sich mehr und mehr ausbreitet. Allein alsbaldiges Gelten 
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und Befehlen Aller, ein allgemeines Nichtgehorchenmüssen, 
ein allgemeines Dreinredendürfen wird sicherlich sowenig ein- 
treten, wie in den heute verstaatlichten Zweigen der Volks» 
Wirtschaft. Die Staatskunst müsste auch für den Fall umfas- 
senderen Ab- und Ausleben 8 der kapitalistischen Wirtschafts- 
ordnung mit vollkommenster Ruhe der etwa notwendigen öffent- 
lichen Veranstaltlichung entgegensehen; nur Stück um Stück 
und im Masse der Bewährung ihrer Ueberlegenheit könnte 
diese Veranstaltlichung Platz greifen und jedes Stück solcher 
Volkswirtschaft würde eine sehr feste Leitung und geordnete 
Selbstverwaltung erlangen. Man lege nur auch in dieser Be- 
ziehung jegliche Angst vor der Ueberlegenheit der radikalen 
»Ideen c des Sozialdemokratismus ab! 

Die > Ideen c der Sozialdemokratie sind hienach wegen ihrer 
Wahrheit und Zweckmässigkeit nicht zu fürchten. Die Un- 
widerleglichkeit derselben ist Einbildung und die Furcht vor 
derselben unbegründet. Freilich behauptet der Sozialdemo- 
kratismus die ungeheure Ueberlegenheit seiner kritischen und 
positiven Behauptungen, aber mit vollständigem Unrecht. Dies 
musste beim Nahebevorsteben eines Zeitabschnittes, welcher 
Sozialistengesetze wahrscheinlich nicht mehr kennen wird, mit 
besonderem Nachdrucke hervorgehoben werden. 

Die vorstehend gepflogenen Erörterungen wollen aber nicht 
bloss den falschen Schrecken vor der »Sphinxe bekämpfen, sie 
wollen auch und sogar in erster Linie die Erklärung der 
wirklichen Gemeingefährlichkeit des Sozialdemokratismus geben. 
Und da können wir sehr kurz sein: 

nicht weil der Sozialdemokratismus ein überlegenes Ge- 
sellschaftssystem vertritt, welchem das Bestehende und Wer- 
dende in der Diskussion nicht Stand zu halten vermöchte, ist 
derselbe gemeingefährlich ; vielmehr darum ist er es , weil er 
wissenschaftlich unhaltbar und praktisch undurchführbar le- 
diglich die radikalste Negation alles Bestehenden und der 
Grundgesetze geschichtlichen Werdens darstellt und den- 
noch mit jenem Fanatismus der Sekten, welcher der 
Widerlegung ausweicht, als Volksaberglauben sich aus- 
breitet und das Proletariat für den radikalen Umsturz 
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gewinnt, sammelt und organisiert. Das und nichts An- 
deres macht die »Gemeingefäbrlichkeitc der Sozialdemokratie 
aus. Der theoretische Sozialismus und Demokratismus der 
Sozialdemokratie kann als Kritik, Lehre und Programm noch 
so heillos falsch und zweckwidrig sein, so ist er darum noch 
keine gemeine Gefahr. Diese Gefahr wird er erst dadurch, daas 
er grundstürzend auftritt, dass er den Umsturz Oberhaupt und 
dass er den Umsturz ohne jedes praktisch ausführbare Pro- 
gramm positiven Neubaues erstrebt 

Allerdings wird es ihm nie gelingen, alles umzuwerfen, 
was er nach seiner Kritik und Theorie sofort und vollständig 
umstürzen müsste. Er vermag dennoch durch zeitweiligen Sieg 
in den grossen Städten ungeheure Verwüstung anzurichten, 
die Massen für lange zu verbittern, den Staat nach innen und 
aussen in Verwirrung zu stürzen, dem auswärtigen Feinde un- 
bewusst oder bewusst Hilfe zu leisten, die schädlichste Klassen- 
verbitterung in die nationale Industrie für lange Zeit zu tragen, 
die allgemeine und persönliche Sicherheit und Freiheit durch 
seine Agitationsweise zu gefährden, die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung zu stören, die Person des Staatsoberhauptes auch 
ohne Attentatsneigungen der Führer zu bedrohen, die andern 
Parteien durch Terrorismus lahmzulegen. Alles dies, was er 
bringen kann, fast bringen muss und teilweise schon gebracht 
hat, umschliesst eine geschichtlich vielleicht beispiellose Ge- 
fahr für die Gesittung , und zwar zum Schaden nicht bloss 
der Besitzenden, sondern in der sofortigen Nachwirkung des 
Umsturzes auch und hauptsächlich für das als > Volke ausgege- 
bene Industrieproletariat. 

An diesem Uebel sind jedoch zwei Seiten scharf auseinan- 
derzuhalten. 

Einmal das Grundübel: der dem Umsturz gewonnene 
sozialdemokratische Beglückungsglauben selbst. Dessen Ueber- 
windung bei denjenigen, die ihn predigen, und beim »Volkec, 
das ihn angenommen hat, ist daher die Grundaufgabe aller 
Bekämpfung der Sozialdemokratie, eine Aufgabe, welcher durch 
die gemein- und ausnahmerechtlichen Mittel zur Bewältigung 
der übrigen Seiten der Gefahr irgendwelcher Eintrag nicht ge- 
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schehen darf; wir werden finden, dass diese Grundaufgabe 
in hervorragender Weise auch als ein Problem der Verfas- 
sungspolitik und des gemeinen Verfassungsrechtes sich darstellt. 

Sodann die Gefahr selbst, welche aus dem Grundübel 
immer wieder hervorzubrechen droht! Dieselbe besteht eines- 
teils in der Möglichkeit von Umsturzversuchen für den Zweck 
der Verwirklichung des Massenbeglückungswahnes, andererseits 
in der Art der Aufwühlung der Massen für jenen Glauben, 
kurz im Umsturzversuche und im Umsturztreiben. 

Ist man nicht bloss über den Inhalt der Gefahr, sondern 
auch über deren eigentlichen Grund ganz klar, so wird man 
über die tauglichen Mittel der Bekämpfung gar nicht im 
Zweifel bleiben können. 

IIL Gegen die Verlängerung des Sozialistengesetzes. 

Man hat behauptet, die neueste Reichstagswahl habe den 
Beweis dafür erbracht, dass das Gesetz vom 21. Oktober 1878 
samt der positiven Sozialpolitik völlig wirkungslos gegen die So- 
zialdemokratie, ja der letzteren förderlich gewesen sei. Das ist 
eine weit über das Richtige hinausgehende Annahme. Wer sich 
der widerlich gewordenen Wühlerei erinnert, welche um die 
Zeit der Attentate Hödels und Nobilings herrschte, wird ge- 
stehen müssen, dass das Sozialistengesetz die eine Seite des 
Uebels, das Umsturztreiben auf das Wirksamste beseitigt hat. 
Der Terrorismus hatte sofort ein Ende und jene Art Propa- 
ganda, welche die Unfreiheit und Unsicherheit aller Nicht- 
proletarier durch Freiheitsmissbrauch der sozialdemokratischen 
Hetzer bedeutete, ist in die engsten Schranken verwiesen wor- 
den ; nur noch bei den Wahlen hatte die öffentliche Agitation 
überhaupt Spielraum und diese konnte selbst hiebei terro- 
ristisch und friedensbrecherisch nicht auftreten. Niemand 
vermag zu sagen, vielmehr ist es sehr unwahrscheinlich, dass 
mit einfacher Aufhebung des Sozialistengesetzes dasselbe wüste 
Treiben nicht aufs neue, vielleicht verstärkt, hervorbrechen 
wird. Das Ausnahmegesetz ist vielleicht auch wirksam ge- 
wesen, für die Verhinderung der Vorbereitung und des Versuches 
von Umsturz ; denn ob die Lust hiezu nicht grösser, die Macht 
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der Verhetzung nicht starker geworden wäre, wenn während 
der letzten zwölf Jahre der scharfe Zaum des Sozialistenge- 
setzes nicht angelegt gewesen wäre, ist eine Frage, deren un- 
bedingte Verneinung mindestens ebenso gewagt ist, als es 
deren bestimmte Bejahung sein mag. 

Erwiesen sind nur zwei Dinge. 

Einmal, dass das Sozialistengesetz im einzelnen gewisse 
Mängel hat, die wir alsbald erwähnen werden. Erwiesen ist 
zweitens die Thatsache, dass durch das Sozialistengesetz das 
weitere Anwachsen des sozialdemokratischen Glaubens an die 
Gesellschaftsverbesserung durch völlige Aufhebung des Privat- 
eigentums, an den möglichen Himmel auf Erden nicht ge- 
hemmt, also das Grundfibel nicht beseitigt worden ist. Allein 
das weitere und möglicherweise noch nicht an der letzten 
Grenze angelangte Anwachsen braucht nicht gänzlich oder auch 
nur hauptsächlich dem Ausnahmegesetz von 1878 zugeschrieben 
zu werden; es kann und wird seine Erklärung auch darin 
finden, dass bis auf den heutigen Tag gerade dasjenige Mittel 
nicht in Anwendung gebracht ist, welches den Führern der 
Sozialdemokratie die Aussicht auf den Omsturzerfolg ganz ent- 
zieht und den Massen den Glauben an die Erreichung des Zieles 
mit der Zeit gründlich benimmt, wir meinen eine das allge- 
meine direkte geheime Stimmrecht nicht antastende, nicht 
negative, sondern »positive« Verfassungspolitik, welche unseres 
Dafürhaltens die Schlussmassregel der Bekämpfung bilden muss 
und vor Ablauf von zwanzig Jahren so gewiss bilden wird, 
als die von uns vor mehr als zwei Jahrzehnten vertretene, zuerst 
hart befehdete, jetzt allgemein angenommene »positive Sozial- 
politik« einschliesslich der Arbeiterzwangsversicherung An- 
nahme gefunden hat. Wir kommen hierauf im Schlussabschnitt 
zurück. 

Der richtige Schluss aus der Erfahrung wird ein ganz 
anderer sein. Einmal wird das Sozialistengesetz aufzuheben 
sein, weil es gerade das Grundübel verstärkt, daher weit mehr 
schadet als nützt, ja den gefahrlichen stillen und unmerkbaren 
Fortschritt der Gefahr für die gemeinrechtliche Bekämpfung 
weniger fassbar macht. Sodann muss der Nebenerfolg gegen 
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das Umsturztreiben, den das Sozialistengesetz voll erzielt hat, 
durch wirksame Massregeln gemeinrechtlicher Gesetzgebung 
und Verwaltung im Bedürfhissfalle sichergestellt werden. 

In der That das Ausnahmegesetz steigert das Uebel, weil 
es die Sozialdemokratie, Führer und Anhangerschaft einig erhält, 
weil es Ersteren den Glorienschein des Martyriums und ihren 
Ideen den Schein unwiderlegbarer Wahrheit und überlegener 
Zweckmässigkeit verschafft, weil es durch Beides den Be- 
glückungswahnglauben im Proletariat hinhält und verstärkt, 
endlich weil es durch seine Massregelungen die Bereitwilligkeit 
zum Umsturz vermehrt. 

Betrachte man diesfalls nur scharf und unbefangen die 
angewendeten Mittel eines um das andere! 

Einige dieser Mittel nützen nichts und schaden bloss. So 
die Konzessionsentziehung gegen Gastwirte, Buchdrucker und 
Buchhändler, welche den Sozialdemokraten die Hand bieten; 
diese Waffe ist praktisch kaum je anzuwenden und doch mit 
ihrer Preisgebung der ganzen Existenz kleiner Unternehmer 
an das Verwaltungsbelieben überaus gehässig, daher ganz ge- 
eignet, dem Sozialdemokratismus bei den Massen Vorschub zu 
leisten, ängstliche Unternehmer — z. B. in den bekannten 
»Bierkriegen« der Sozialdemokratie — der sozialdemokratischen 
Boycottierung preiszugeben und dieselben schliesslich selbst zu 
Sozialdemokraten zu machen. Man scheint dies jetzt allgemein 
einzusehen. 

Die Hauptmassregel war die Verschärfung des Press- und 
Vereinsrechtes gegen die Sozialdemokratie durch Einräumung 
weitgehender Befugnisse an die Polizei. Dieselbe kann keinesfalls 
dazu führen, dem Evangelium des Sozialdemokratismus den 
Glauben zu entziehen und mit den Führern der Massen auch 
die Sekte sich zerspalten zu lassen. Jene Verschärfung er- 
schwert zwar bedeutend das Umsturztreiben, aber sie ist dann 
wenigstens, wenn es Mittel gibt, dasselbe ebenso oder noch 
wirksamer anders zu bekämpfen, ein sehr bedenkliches Mittel 
und wohl immer überwiegend schädlich. Bei einer Klasse, 
welche taglich in der Fabrik und im Wirtshaus die Mittel 
der mündlichen Propaganda und des Massenzusammenschlusses 
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zu formlosen Vereinen besitzt, einer Klasse, welche >die Anten- 
nensprache des sozialistischen Ameisenhaufens stündlich und 
taglich zu sprechen gar nicht gehindert werden kann«, nutet 
die Beschränkung der Press- , Versammlungs- und Vereins- 
freiheit für die Bekämpfung des Grundübels Nichts, sie verstärkt 
dem Sozialismus die steigende und bleibende Glaubensmacht 
über die Köpfe uod Herzen des Proletariates. Namentlich die 
ausnahmsweise Beschränkung der Pressfreiheit für die Sozial- 
demokratie erleichtert es dieser, der positiven, beurteilbaren 
Formulierung der Einzelnvorschläge demokratischer Kollekti?- 
produktion mit der Berufung auf den Mangel an Freiheit der 
Diskussion immerfort auszuweichen. Dieselbe Beschrankung 
ist, wie die Erfahrung unwiderleglich nachgewiesen hat, auch 
nicht im stände, die Bervorbringung und Verbreitung sozial- 
demokratischer Brandschriften im und vom Auslande her zu 
hemmen ; sie ist aber geeignet, der Zollverwaltung ihren Beruf 
zu erschweren und der Diplomatie wohlgemut Widerwärtig- 
keiten und Niederlagen im Auslande zu bereiten. 

Die polizeiliche Ausweisung in den Fällen des kleinen 
Belagerungszustandes und gewisser Verurteilungen ist ebenfalls 
nur dazu angethan, das Grundübel zu steigern. Der Verkehr 
der ausgewiesenen Führer unter sich und mit der Partei kann 
doch nicht verhindert werden. Die Ausgewiesenen werden 
nur weniger verantwortlich und weniger kontrollierbar. Es 
mag ja sein, dass durch die Ausweisung die in der Agitations- 
weise gefährlichsten Wühler vielfach lahmgelegt und vorsichtig 
gemacht werden. Allein dies ist, wenn derselbe Zweck durch 
gemeinrechtliche Mittel erreicht werden kann, gewiss ein unter- 
geordneter Vorteil gegenüber dem Schaden, dass die Ausge- 
wiesenen die Samenkörner des proletarischen Volksaberglau- 
bens in neue Gegenden tragen und dort die Partei organisieren 
und dass der Glorienschein des Martyriums den sozialdemo- 
kratischen Glauben der Massen verstärkt und nicht zur Er- 
schütterung gelangen lässt. Als Sekte wird die Sozialdemo- 
kratie durch die persönlichen Polizeiverfolgungen des »kleinen 
Belagerungszustandes c gewiss eher gefordert als gestärkt. Das- 
selbe wäre in erhöhtem Grade der Fall, wenn bis zu Verban- 
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nung und Deportation fortgeschritten werden wollte; selbst 
die letztere würde nicht verhüten , dass dem vielköpfigsten 
Wesen, das es gibt, aus nichtführenden immer wieder führende 
Köpfe erwüchsen. 

Würden etwa die vorgeschlagen gewesenen Milderungen, 
die Beseitigung der Eonzessionsentziehungen und erhöhter ver- 
waltungsgerichtlicher Pressschutz die Wirkung haben, die Pro- 
paganda zu erschweren ? Ganz gewiss nicht ! Der verbleibende 
Rest des Gesetzes an Entrechtung in den staatsbürgerlichen 
Freiheiten würde fortwirken, das Grundübel zu steigern. 

Wird die Aufhebung jeder Befristung des Gesetzes den 
Grund der Gefahr allmählich beseitigen ? Auch das ist nicht 
zu erwarten. 

Zwar die grundsätzliche Unzulässigkeit unbefristeter Aus- 
nahmegesetze ist nichts weniger als erwiesen. Ausnahmegesetze 
müssen auch im Verfassungsstaate weder unbedingt befristet, 
noch gerade auf Dauer einer Legislaturperiode befristet wer- 
den ; sind sie überhaupt unumgänglich , so müssen sie , wenn 
die abzuwendende Gefahr von unabsehbarer Dauer oder die 
Befristung auf die Legislaturperiode dem Erfolge abträglich 
ist, im einen Falle als Dauergesetze erlassen, im anderen Falle 
auf jene Frist in Geltung gesetzt werden, welche im günstig- 
sten Falle hinreicht, die beabsichtigte Wirkung zu erzielen. 
Unter «den fünf Wegen, welche offen standen — gemeinrecht- 
liche Beschränkung der Freiheitsrechte, Milderung des Aus- 
nahmerechtes , Verschärfung desselben , Dauergesetzgebung, 
Verlängerung auf zwei bis vier Legislaturperioden mit Mil- 
derungen — ist jedoch gerade der letztere nicht empfohlen, 
ja nicht einmal erwähnt worden, obwohl dafür eine Mehrheit 
sicher zu haben gewesen wäre und vielleicht auch im neuen 
Reichstag zu haben wäre. 

Aus unserem Hauptgründe empfiehlt sich sowohl die un- 
befristete, als die langfristige Fortdauer des Sozialistenge- 
setzes nicht. Nicht dies war der Nachteil der bisher kurzen 
Befristung, dass in jeder Legislaturperiode die Ausnahmege- 
setzgebung in die öffentliche Diskussion geworfen wurde ; denn 
dies kann durch die Initiativanträge der sozialdemokratischen 
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Vertreter und ihrer Bundesgenossen im Reichstage dreimal, 
künftig fünfmal binnen jeder Legislaturperiode geschehen. Der 
Nachteil lag vielmehr in zwei anderen Dingen. Einmal wird 
das Sozialistengesetz ein Hauptzankapfel bei den das Volk 
stets aufregenden Wahlen; die kurze Befristung begünstigt 
die Agitation. Sodann muss — dies fallt viel schwerer ins 
Gewicht — die Wirkung des Ausnahmegesetzes bedeutend be- 
einträchtigt werden, wenn Führer und Gefolge immer die Hoff- 
nung hegen können, in der nächsten Legislaturperiode durch 
eine Parteikoalition das Ausnahmegesetz wieder abwerfen zu 
können. Die Abwendung vom Massenaberglauben an das allein- 
seligmachende Evangelium der demokratischen Kollektivpro- 
duktion, kann weder durch eine Dauer-, noch durch irgend eine 
Fristgesetzgebung gewinnen ; es kann so die Hinwendung des Ar- 
beiterstandes zu praktischen Forderungen und zu Anfragen bei 
den Führern um die mögliche Ausführungsweise der demokra- 
tischen Kollektivproduktion nicht gefördert werden. 

Sohin bleibt, wenn man dem Hebel an seiner Wurzel bei- 
kommen will, nichts übrig, als die Aufhebung des Ausnahme- 



Nur gebe man sich hiebei einer dreifachen Täuschung 
nicht hin. Durch die blosse Aufhebung allein wird die So- 
zialdemokratie überhaupt nicht, geschweige sofort beseitigt 
werden ; dazu gehört die Aufhebung der sozialen Missstände 
und der Gemeinrechtslücken durch positivste Sozial- und Ver- 
fassungspolitik. Ebensowenig wird die Sozialdemokratie bald 
auf ihr eigenartiges Umsturztreiben verzichten. Sie wird sich 
endlich nicht sofort spalten. Die Sozialdemokratie wuchs und 
hielt zusammen und blieb gegen aussen einig fast zwei Jahr- 
zehnte lang vor dem Ausnahmegesetz von 1878, und wurde 
sogar immer einiger unter Ausscheidung der Richtungen Las- 
salle, Schweitzer, Most u. s. w. Sie wird wohl nach Wieder- 
aufhebung des Sozialistengesetzes den Umsturzradikalismus und 
die Vermeidung der positiven Diskussion unter den Massen — 
vom Temperament und Ungestüm der letzteren bleibt sie ab- 
hängig — fortsetzen müssen und wenigstens wahrscheinlich so- 
lange fortsetzen können, als bei gegengewichtslos eingeräumtem 
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allgemeinem Stimmrecht den Massen die Erlangung der Macht 
als erreichbares Agitationsziel Torgespiegelt werden kann. 

Dies erklart sich leicht. Das Industrieproletariat hat so 
wenig die Neigung als die ausreichende Bildung, auf wissen- 
schaftliche Widerlegungen einzugehen ; es ist aber praktisch 
genug, bei Spaltung der Führer nicht der extremsten Sekte 
zu folgen. 

Für den Fall der Aufhebung des Sozialistengesetzes wird 
man sich also auf unangenehme Tage des öffentlichen Lebens, 
auf scharfe Reaktion der gemeinrechtlichen Gesetzgebung und 
Verwaltung , auf unbehagliche Friedensstörungen , auf allge- 
meinere Anwandlungen der Bückkehr zum Ausnahmerecht, ge- 
legentlich selbst auf den grossen Belagerungszustand an Stelle 
des kleinen gefasst machen müssen. 

IV. Die u n m i 1 1 e 1 b a r e Bekämpfung durch Verstärkung 
des gemeinen Rechtes. 

Wir haben bereits erkannt, dass die unmittelbare Gefahr, 
welche vom Sozialdemokratismus droht, eine doppelte ist, ein- 
mal Vorbereitung und Versuch des Umstürzest sodann die Ge- 
fahrdung der persönlichen Sicherheit und des öffentlichen Frie- 
dens durch die Methode der sozialdemokratischen Propaganda, 
durch das »Umsturztreibenc. Gegen beide Gefahren wendete 
sich ausgesprochener Massen das Sozialistengesetz von 1878. 
Es erklärt in Artikel 1 sich gerichtet: erstens gegen > sozialdemo- 
kratische, sozialistische oder kommunistische, den Umsturz der 
bestehenden Staats- und Gesellschaftsordnung bezweckende Be- 
strebungen <, und zweitens gegen eine »den öffentlichen Frie- 
den, insbesondere die Eintracht der Bevölkerungsklassen ge- 
fährdende Weise des Zutagetretensc solcher Bestrebungen. 

Gegen diese Doppelgefahr kann nun aber auch das ge- 
meine Recht schärfere Waffen erlangen, teils in der Straf- 
justis, teils in der Polizei- und in der Militärverwaltung. 

Was das Strafrecht betrifft, so besitzt es gegen Umsturz 
bereits grosse Schärfe. Schon deshalb muss seine Verstärkung 
nach dem in Abschnitt I. aufgestellten Grundsatz sparsamst 
behandelt und auf einige ganz bestimmte Ergänzungen be- 
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schränkt werden, um das Nützliche, was durch das fernerhin 
wegfallende Ausnahmerecht erreicht wurde, auch gemeinrecht- 
lich zu erzielen. 

Nach den vor Erlassung des Sozialistengesetzes gemachten 
Erfahrungen besteht das sozialdemokratische Umsturztreiben 
in der Handhabung von drei Mitteln : in der Störung gegne- 
rischer Versammlungen, im aufregenden Betrieb der Kolpor- 
tage, der öffentlichen Aufzüge und Anschläge, endlich in der 
Aufreizung durch die Presse und durch die Reden in Vereinen. 
Man wird nun zugeben , dass in der Zeit des allgemeinen 
Stimmrechtes Ausschreitungen in allen drei Richtungen nicht 
bloss von der Sozialdemokratie gegen das Bürgertum, sondern 
von Agitatoren aller Parteien je gegen Klassen- und Rassen- 
gegner, Einzelne und ganze Schichten, begangen werden kön- 
nen. Man wird also auch zugeben müssen, dass Beschränkungen 
in allen drei Richtungen, wenn sie den rechten Gebrauch 
der Freiheitsr echte nicht beeinträchtigen, in 
gemeinrechtlicher Form durchaus annehmbar wären. 

Freilich von allgemeiner Beschränkung der Freiheitsrechte 
durch die Ausrüstung der gewöhnlichen Polizeiverwaltung mit 
der Befugnis, alle Versammlungen, Vereine, Presserzeugnisse, 
Pressorgane, Anschläge und Kolportagen nach Gutfinden zu 
verbieten und zu massregeln, kann für keine Partei die Rede 
sein. Das wäre ein in jeder Hinsicht weit grösseres Uebel, als 
die ausnahmsrechtliche Ausrüstung der Polizei mit diesen Be- 
fugnissen bloss gegen die Sozialdemokratie; denn man würde 
der Sozialdemokratie eine Masse nichtproletarischer Alliierter 
zuführen. Selbst die Einräumung solcher Befugnisse unter der 
Bedingung nachträglicher Bestätigung durch Verwaltungs- 
oder Justizgerichte gibt keine Beruhigung darüber, dass man 
nicht aus übel ärger machen würde. 

Nach der jüngsten Aeusserung des preussischen H. Mini- 
sters des Innern haben die gewiegtesten Kenner des Rechtes 
und der Verwaltung auf Befragen erklärt, dass es eine gemein- 
rechtliche die Freiheit nicht antastende Beschränkung der Frei- 
heitsrechte nicht gebe. Allein die Verschärfung des gemeinen 
Strafrechtes überhaupt gegen den — von wem gegen wen 
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immer — verübten gewaltsamen und terroristischen Missbrauch 
der Freiheitsrechte wider die Freiheit der Gegner, gegen die 
Vergewaltigungen Einzelner und des öffentlichen Friedens bleibt 
dann immer noch eine offene Frage, welche der gründlichsten 
Erwägung der Kriminalisten und jener Verwaltungsmänner 
wert ist, die in grossen Städten Erfahrungen gemacht haben. 
Für Jene, welche wie wir, entschiedenst die dauernde Besei- 
tigung des Ausnahmegesetzes wünschen, wäre es eine grosse 
Beruhigung und für Alle eine Gewähr gegen die Gefahr als- 
baldigen Rückfalles in die Ausnahmegesetzgebung, wenn man 
hier für das gemeine Recht allseitig annehmbare Ergänzungen 
finden könnte, und wäre es gegebenen Falles auch nur für eine 
Probefrist von 10 bis 20 Jahren. Die Wiederherstellung eines 
crimen vis in grösster Allgemeinheit hat vielleicht erhebliche 
Bedenken gegen sich; die Kriminalisten müssen das entschei- 
den. Allein zweierlei erscheint dennoch nicht unerreichbar 
sein zu können : Erhöhter Schutz für den Frieden der von einer 
Partei einberufenen Volks- und Vereinsversammlungen minde- 
stens nach Analogie der Bestrafung des höchst qualifizierten 
Hausfriedensbruches. Sodann die Verschärfung der gericht- 
lichen Strafen für den Rückfall in Handlungen, durch welche in 
Presse, Vereinen, Versammlungen, Anschlägen und Aufzügen 
zur Gewalt an Personen und zur Störung des öffentlichen 
Friedens aufgereizt worden ist; es gilt nur den gewerbsmässigen 
Missbrauch der Freiheitsrechte zur Vergewaltigung der Gegner 
durch Professionswühler und deren Helfershelfer zu treffen. 
Allein nicht im Bereiche gemeinrechtlicher Strafjustiz 
liegt die Hauptaufgabe. Die direkte Bekämpfung der sozial- 
demokratischen Umsturzbestrebungen wird weit mehr Aufgabe 
der gemeinrechtlichen Polizei- und Militärverwal- 
tung sein. Was auf diesem Boden etwa bereits weiter ge- 
schehen ist, um Umsturzversuchen vorzubeugen und Umsturz- 
handlungen niederzuschlagen, entzieht sich jedoch der öffent- 
lichen Kenntnis und der Kritik des Laien. Nur die allge- 
meinen Massregeln lassen sich leicht vermuten: zuverlässige 
und starke Sicherheitspolizei in den grossen Städten; zuver- 
lässige und starke, möglichst aus der Landbevölkerung ge- 
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stellte Garnisonen und — gegen Patsche im Kriegsfall — 
ebensolche Landsturmformationen im Umkreise der grossen 
Städte ; hinreichend starke Bedeckung und sichernde Ortswahl 
für die Arsenale, Waffen- und Munitionsdepots gegen Deber- 
rumpelung, desgleichen für Parlamentsmitglieder und Parla- 
mentssitze, für Staatsschuldbücher, für Staatskassen, für Gross- 
bankvorräte u. s. w. in den grossen Städten ; üeberwachung, Ein- 
schränkung und nötigenfalls Verbot des privaten Waffen- und 
Munitionsbesitzes. Wenn in diesen und anderen Richtungen 
die gemeinrechtliche Sicherheitspolizei und Militärverwaltung 
wirklich schon Alles gethan haben sollten, um Umsturzversuche 
zu »zerschmetternc, so ist dies ein Verdienst nicht 
bloss um das Bürgertum , sondern auch um das Proletariat 
und um dessen Führer. Beide letztern verfallen dann der 
»schiessenden Flinte und dem hauenden Säbele des Herrn von 
Putkammer nicht. Umsturzversuche würden wahrscheinlich ganz 
verhütet werden, keinesfalls wird der Umsturz so lange dauern, 
um diejenigen, welche ihn vorbereiten halfen, dem Lose von 
Girondisten der Sozialrevolution auszusetzen ; eher würden diese 
nach Verkündigung des gemeinrechtlichen Belagerungszustandes 
auf einer Festung geborgen werden. Auch den Realisten der Sozial- 
revolution wird Bluten und Blutenlassen wohl erspart bleiben ! 
Ist die verwaltung8mässige Bekämpfung gut bestellt, so kann 
man die Verschärfung des gemeinen Strafrechtes sehr knapp halten. 

V. Die einfache Rückkehr zum unveränderten gemeinen 

Rechte. 

Diese Rückkehr bestände darin, dass die allgemeinen 
Freiheitsrechte für Alle wieder hergestellt werden, ohne dass 
durch positive Akte gemeinrechtlicher Gesetzgebung und Ver- 
waltung neue Dämme gegen die Gefahren der Sozialdemokratie 
aufgeworfen werden. Dieser Standpunkt wird von verschiedenen 
politischen Richtungen vertreten. Von den Sozialdemokraten, 
welche von der Kette loskommen wollen. Von den Reinlibe- 
ralen, welche den Status quo ante des reinen laisse* faire 
noch erhoffen. Endlich von den Idealisten verschiedenster Art, 
welche Alles oder doch die Hauptsache gethan glauben, wenn 
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die Rettungsanker in den Grund der Freiheit oder des Glau- 
bens oder der Wissenschaft und Volksbildung ausgeworfen 
werden. 

Die »Freiheit« der Diskussion soll die Gefahr beschwören ! 
Ein schweres Korn Wahrheit ist ja in dieser Ansicht ent- 
halten; Ausnahmegesetze erhalten die Führer und ihre An- 
hänger einig, erleichtern ihnen das Nichtfarbebekennen bezüg- 
lich der positiven Ziele bedeutend und machen die Bourgoisie 
denkfaul. Allein der verantwortliche Staatsmann wird diesen 
Freibeitsidealismus kaum teilen, und wie uns bereits klar 
wurde aus gutem Grund. Bis die Freiheit allein gewirkt 
hätte, konnte das schwerste Unheil angerichtet sein. 

Kann man gegen die Sozialdemokratie mit Herrn von 
Reichensperger allein im Zeichen des »Kreuzes« aufkommen? 
Wir bezweifeln auch dies. Vorab ist es fraglich, ob es auch 
nur der Kirche selbst förderlich und ob es für den Staat 
wünschenswert sein kann, wenn die Geistlichkeit unmittelbar 
in die Arbeiterbewegung eingreift. Kommt dabei nicht schwarze 
Sozialdemagogie zu Stande? Wenn die Oberhirten von Köln 
und Münster beim rheinisch-westfälischen Kohlenstrike so 
auftreten würden, wie es Kardinal Manning als Protektor der 
Londoner Dockarbeiter und Lichterschiffer im vorigen Jahre 
gethan hat, so wäre das unter deutschen Verhältnissen schwer- 
lich als eine erfreuliche Erscheinung anzusehen. Indessen, so 
hat es auch Herr Reichensperger nicht gemeint Die Kirche 
soll durch Verweisung auf eine Ausgleichung im Jenseits, 
durch die Nachweisung der unvermeidlichen Unvollkommen- 
heit der menschlichen Dinge und vor Allem der Menschen 
selbst, einschliesslich der Arbeiter, endlich durch ihre Liebes- 
werke sänftigend wirken. Allein mit ihren Werken wird sie 
immer nur einen Teil der Arbeiter, die Dankbaren unter den 
eigentlich Leidenden beeinflussen , und mit ihrer religiösen 
Weltanschauung wird sie gerade die städtisch-industriellen 
Arbeitermassen nur unvollständig zu erreichen vermögen, wie 
die jüngsten Wahlen zeigen. 

Der Sozialdemokratismus wurzelt allerdings auf das Tiefste 
iu den zur Geltung gekommenen metaphysischen und philoso- 

Zettsohr. 1 Sttatsw. 1890. IT. Heft. Iß 
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phischen Weltanschauungen des Jahrhunderts. Wer die pessi- 
mistische Weltanschauung hegt, kann kein Sozialdemokrat, 
sondern höchstens ein Nihilist sein, der mit dem gründlichen 
Zerstören zufrieden ist. Wer umgekehrt so optimistisch ist, 
die soziale Welt für absolut verbesserungsfahig zu halten, oder 
wer — entgegen der ganzen neuzeitlichen Entwicklungslehre 
— statt der Notwendigkeit fortschreitender Differenzierung, 
Ungleichartigkeit und Mannichfaltigkeit die Möglichkeit der 
Rückkehr von einer in ungezählten Generationen erblich fest- 
gesetzten personlichen Ungleichheit zur Gleichheit aller Men- 
schen und von da aus zur Gleichheit aller Güter und zur 
Einartigkeit demokratischer Kollektivproduktion Köhler- und 
Aberglauben genug besitzt, oder wer das Glücksproblem, 
welches weit mehr die persönliche Ungleichheit als die besitz- 
liche Gleichheit angeht, im Sinne der genauen Proportionalität 
zwischen Glück, Einkommen und Machtanteil — der neue- 
sten wie der ältesten Erfahrung zuwider — beantwortet, oder 
wer ganz der materialistischen Weltanschauung huldigt — der 
wird Sozialist und selbst Kommunist zu werden und zu bleiben, 
starke Gefahr laufen; die Sozialrevolutionäre Gesinnung des 
Proletariates wurzelt tief in derartigen Weltanschauungen 
unserer Zeit. Ein gewisser Fortschritt von diesen Auffassungen 
zu einer besseren, in der äusseren und inneren Erfahrung 
mehr begründeten religiösen und philosophischen Grundanschau- 
ung ist nun allerdings kaum zu verkennen, und je mehr diese 
Bewegung die Geister ergreift und von den Höhen in die 
Tiefen des Volkslebens sich ebenso ausbreitet, wie der Un- 
glaube dahin gedrungen ist, desto mehr werden Sozialdemo- 
kratismus und Kommunismus im Glauben und im Denken 
des Proletariates selbst geschwächt werden. Allein praktisch 
und in erster Linie gehört die Bekämpfung dennoch der 
Volkswirtschaft und dem Staate an und wesentlich im Staat 
und in der Volkswirtschaft muss die Sozialdemokratie über- 
wunden werden. Der Glaube kann diese Hauptarbeit erleich- 
tern, aber nicht ersetzen. 

Zudem sind weiter drei Dinge wohl zu beachten. Einmal 
ist die Umwendung im Volksglauben nur eine langsame, 
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man kann darauf die Ansicht von der jetzigen Ueberflüssigkeit 
eines Sozialistengesetzes nicht bauen, wenn man von derselben 
nicht aus anderen zureichenden Gründen überzeugt ist. So- 
dann ist nicht erweisbar, dass die vom Sozialdemokratismus 
ergriffenen, wesentlich städtisch-industriellen Arbeitermassen, 
wenn sie vom Unglauben zum Glauben sich zurück wenden, 
gerade zum dogmatischen, gar zu dem buchstäblich statt sym- 
bolisch auslegenden »alten Glauben», zurückkehren werden. 
Endlich hat es etwas Aufreizendes für das Proletariat, sich 
bloss auf den Himmel vertröstet und durch Wohlthätigkeit 
abgefunden zu sehen; die Arbeiterwelt soll nach materiell 
auskömmlichem Leben nach Kräften streben, der Staat kann 
durch ihre wirtschaftliche Hebung nur stärker werden. 

Einen dritten idealistischen Optimismus findet man in der 
blossen Vertröstung auf die Wirkung von »Wissenschaft und 
steigender Volksbildungc vertreten. Unseres Dafürhaltens ist 
auch diese Auffassung nicht geeignet, für oder gegen die blosse 
Aufhebung des Sozialistengesetzes allein den Ausschlag zu geben. 

Die »Wissenschaft hat, wenigstens was die Nationalökono- 
mie betrifft, ihre Schuldigkeit gegen den Sozialismus ziemlich ge- 
than. Diess hat aber den Sozialdemokratismus nicht gehindert, 
überall und unverändert zu behaupten, »die Wissenschaft« habe 
för ihn entschieden. Diese Behauptung setzte er vor dem 
Ausnahmegesetz in Kurs, sie hat er seit diesem Gesetz auf- 
rechterhalten und sie wird er nach etwaiger Wiederaufhebung 
desselben noch lange Zeit und umfassend bei den Seinigen 
im Kurs zu erhalten wissen. 

Dass die Wissenschaft, im allgemeinen nicht noch weit 
mehr thun könnte, braucht darum nicht in Abrede gestellt 
zu werden. Einen Hauptschaden wollen wir nicht verschweigen. 
Die Zerstückung der gesamten Gesellschaftswissenschaft in 
einzelne Fachwissenschaften, die einander nichts angehen und 
nur auf den Grenzgebieten einander mit abstossend unfruchtbarem 
Streit in den Haaren liegen, hat dem einseitigen Ökonomismus 
unserer Zeit überhaupt, hiemit auch dem radikalen Ökono- 
mismus der Sozialdemokratie, gewaltig Vorschub geleistet. Man 
hat sich so in das Vorrecht der volkswirtschaftlichen, rein 

16* 
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materiellen Interessen nnd Fragen hineingeredet und verrannt, 
um gar nicht mehr daran zn denken, dass am anderer, nicht 
minder bedeutender, ja sogar höherer Interessen willen, auch 
die Volkswirtschaft gewissen Einrichtungen fortgesetzt statt- 
geben dürfte, welche unter rein volkswirtschaftlichem Gesichts- 
punkt keine so hervorragende Bedeutung haben wurden. Einiger 
privater Grossgrundbesitz z. B. miüsste um der staatlichen und 
um der sozialen Erhaltung, sowie um der Gesittung willen 
geschaffen werden, wenn er nicht noch vorhanden wäre. Wald- 
besitz im Staats- und Gemeindeeigentum ohne kollektivistischen 
Betrieb bleibt ein völlig gerechtfertigtes politisches Postulat 
des Staats- und Gemeindelebens. Nicht minder ist aus Grün- 
den des staatlichen Lebens und der ideellen Gesittung ein 
kräftiges industrielles und bäuerliches Bürgertum unbedingt 
erforderlich; selbst wenn die allgemeine Kollektivwirtschaft 
wirtschaftlich mehr verspräche, als sie es vermag (vgl. VI), 
so wäre ihre Verwirklichung staatswissenschaftlich und sozial- 
wissenschaftlich überhaupt noch lange nicht eine unabweisbare 
Forderung. Die Sozialwissenschaft muss die Zerstückung über- 
haupt fahren lassen, und neben der Nationalökonomie der 
etwas zurückgesetzten Staatswissenschaft und der Politik wieder 
Emsigere Pflege widmen , namentlich aber am hellen , lichten 
Tag, vor aller Welt, gründlich, — ohne jeden Hintergedanken 
gegen das Proletariat und ohne jede Neigung für einen Staats- 
streich gegen das allgemeine Stimmrecht — der positiven Ver- 
fassungspolitik sich zuwenden und untersuchen , ob das fast 
gegengewichtslos eingeräumte allgemeine Stimmrecht das letzte, 
einzige und höchste Wort verfassungsgeschichtlicher Ent- 
wickelung sein könne. 

Kommt noch die Hoffnung auf Bekämpfung bloss durch 
»steigende Volksbildung.c 

Die sicheren Ergebnisse der Wissenschaft gehen allerdings 
in die allgemeine Volksbildung über, doch bewirken ihre Ein- 
sichten allein die Umkehr der Massen von Leidenschaft nicht. 
Gerade dem Sozialdemokratismus gegenüber, welcher sich in 
»die Bildung des Jahrhundertsc zu vermummen versteht, hat 
man dies wahrnehmen können. Selbst die Gebildeten haben 
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Ton der nationalökonomischen Kritik im ganzen nur wenig 
und oberflächlich Notiz genommen. Die Vertreter des Bürger- 
tums im Reichstage, deren ganzes Sinnen und Trachten darauf 
gerichtet sein müsste, die Führer der Sozialdemokratie zur 
Kundgebung eines diskutierbaren Planes der volksstaatlichen 
Kollektivproduktion immer wieder herauszufordern und dem 
demokratischen Sozialismus mit Gründen seine Unausführbar- 
keit nachzuweisen, haben da, wo am wirksamsten für die Auf- 
klarung des ganzen Volkes, für die Kritik des neuen Diesseits- 
glaubens gewirkt werden konnte, unseres Wissens keinen ein- 
zigen, mindestens keinen einschneidenden Versuch zur Ueber- 
führung gesunder positiver Einsichten in das Volksbewusstsein 
gemacht. Selbst Staatsmänner beugen, während sie den Drachen 
der Sozialdemokratie erschlagen mochten, vor dem politischen 
Radikalismus des gegengewichtslosen allgemeinen Stimmrechtes 
ihr Knie, und haben, indem sie den Rückschritt zum Zensus 
mit Recht verwerfen, keine Vorstellung von der Möglichkeit 
einer fortschrittlich positiven Verfassungspolitik. Wenn das 
bei den Gebildeten, sogar bei Parlamentariern und leitenden 
Politikern der Fall ist, was soll man erst von der bloss 
wissenschaftlichen Ueberwindung des Sozialdemokratismus bei 
den Proletariern im Wege »steigender Volksbildung« erwarten? 
Die Massen werden immer lieber glauben, als denken, am 
liebsten an die Möglichkeit der Seligkeit im Diesseits. Man 
kann nicht einmal Jene mit Sicherheit widerlegen, welche 
behaupten, dass gerade die allgemeine Volksschule dem Sozial- 
demokratismus in Deutschland den günstigeren Boden, die ge- 
schichtliche Priorität geschaffen habe, und sehr fraglich ist 
es, ob die Halbbildung, welche der Verbreitung des Arbeiter- 
evangeliums so günstig ist, in den nächsten Generationen 
wesentlich abnehmen wird. 

Es müssen sonach positiv jene sozialen Cebelstände ge- 
hoben werden, welche das Proletariat mit gerechter Unzu- 
friedenheit erfüllen, und es müssen die positiven Gegengewichte 
gegen den Demokratismus des allgemeinen Stimmrechtes, welche 
auch dann gefordert wären, wenn es nie eine Sozialdemokratie 
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gegeben hätte, aufgefunden und in das Balancierwerk des Staats- 
lebens eingesetzt werden. 



VI. Die mittelbare Bekämpfung auf gemeinrechtlichem 

Boden durch „positive" Sozialpolitik und durch „positive" 

Verfassungspolitik, 

1) Die Organisation hiefttr 
durch allgemeine Arbeiter- und Arbeitgeber- Vertretung. 

Ein grosser Irrtum wäre es, anzunehmen, Reich, Staat 
und Gemeinde können solche positive Politik allein machen. 
Sie bedürfen dazu auf allen Feldern positiver Sozialreform der 
Mitwirkung Aller, komme diese vom einzelnen oder von Ver- 
einen und Parteien. Vor allem bedürfen sie zn ihrem Werk 
der Arbeiter und der Arbeitgeber selbst. Die wichtigsten 
Organe positiver Sozialreform, deren die positive Reform- 
politik gar nicht entbehren kann, sind vollständige 
Vertretungen beider Klassen. 

Der Staat kann selbst hiezu nur wenig thun : durch Ein- 
führung von »Arbeiterausschüssenc auf seinen Werken, mehr 
durch unbeengtes Gewährenlassen der fach vereinlichen Be- 
wegung beider Klassen auf dieses Ziel. Fragliche Organisation 
ist von beiden Klassen, den Arbeitern und den Arbeitgebern in 
der dreifachen Abstufung der Geschäfts-, der Industrierevier- 
(»Grafschaftsc-) , der Staats- und Nationalverbände in Ver- 
tretungen für vertragsmässige Erledigung des Kampfes um 
die Arbeitsbedingungen und für Wahrung aller übrigen ge- 
meinsamen Interessen selbst zu vollziehen. In England ist 
diese Bewegung, wie es an der Kohlen industrie jüngst in diesen 
Blättern veranschaulicht worden ist *), mit den Joint cotnmit- 
tee's (Gesamtvertretungen), grafschafts- und revierweise schon 
grossenteils zum Abschluss gelangt. Aus dem eigensten In- 
teressendrang beider Klassen heraus muss sie auch in Deutsch- 
land zu vollem Durchbruch gelangen. 



1) Vergl. I. Heft» Miszellen und 1889 8. 710 ff. 
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Diese Vertretungen werden die Säulen des sozialen Frie- 
dens zwischen beiden Klassen werden. Fände doch auf der 
einen Seite der berechtigte Demokratismus sozialer Art volle 
Befriedigung: die Lohnarbeiterklasse als solche verhandelt 
dann gleichberechtigt mit der Arbeitgeberklasse; sie erzwingt 
wie diese billigen Anteil am Reinertrag ; sie erreicht Einfluss 
auf die staatliche Gesetzgebung ; sie unterstützt selbst mächtig 
eine auf den geschichtlich möglichen Fortschritt gerichtete 
Sozialpolitik; in alledem läge in der That praktische Selbst- 
regierung des ganzen Arbeiterstandes auf sozialem Gebiet , 
aber allerdings kein demokratischer Sozialismus, der unmöglich 
ist. Und auf der anderen Seite gewänne der soziale Frieden 
nach der Seite des Kapitals : in dem Masse der Sammlung der 
Arbeiterkörper aller nationalen Industriezweige (und weiter der 
grossen Gruppen gemeiner überall verwendbarer Arbeit wie 
jüngst in London unter Bums), würde sich nämlich auch das 
Kapital gruppenweise zum berechtigten Widerstand gegen 
übertriebene Forderungen sammeln, Hesse es aber auch allen 
verletzenden Hochmut fahren, würde es durch offene Darlegung 
der die billige Lohnfeststellung bedingenden Geschäftslage den 
Arbeiterstand besonnen machen '), würde es sich gruppenweise 
über eine den stetigen Gang des Produktionszweiges und der 
Lohnbewegung begünstigende Zusammenziehung und Aus- 
dehnung der Geschäfte einigen, und würde es mit Hilfe der 
Arbeitervertretungen, gewisse Störenfriede auf seiner eigenen 
Seite, die »falschen Brüder c des Kapitals, meistern, welche 
durch wirkliche Ausbeutung der Arbeiter, die Konkurrenz 
falschen und das Werk der sozialen Versöhnung heillos ge- 
fährden. 

Diese gewerkschaftliche, überhaupt gruppenweise Organi- 
sation ist der Sozialdemokratie ein Dorn Jm Auge und gerade 
daraus mag man lernen, dass sie nicht genug gefördert werden 
kann. Die Abneigung ist auch ganz gerechtfertigt. Die Fach- 
vereine beider Klassen bilden ein Hemmnis für das Umsturz- 
ziel des Sozialdemokratismus, für die radikale Herstellung volks- 



1) Vergl. diese Zeitschrift 1. Heft, Missellen. 
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staatlicher Kollektivproduktion im Interesse kommunistisch 
gleicher oder genau leistungsverhältnismässiger Austeilung des 
Reinertrages der Nationalproduktion. Diese Organisationen 
stiften das mögliche Mass sozialen Friedens, was die Sozial- 
demokratie eben nicht brauchen kann. Dem Sozialdemokra- 
tismus entspricht nur die unterschiedslose, jedenfalls zentrali- 
sierende Zusammenfassung des ganzen Proletariates zum Hass 
gegen das Kapital, nicht die Gliederung zum friedlichen Kampf 
mit dem Kapital, nur die Sammlung einer einzigen grossen, 
alle gelernte und bis auf weiteres auch alle ungelernte Arbeit 
umschliessenden Umsturzpartei. 

Die Führung der Sozialdemokratie gesteht selbstverständ- 
lich diesen Gedanken nicht ein, obwohl sie danach handelt. 
Daher klagt der Sozialdemokratismus die gewerkverein liehe 
Sammlung des Arbeiterstandes als neue Aristokratie, als Stö- 
rung der einheitlichen Aktion des Proletariates, als Hemmung 
der Gerechtigkeit gegen die gemeine, ungelernte Arbeit, als 
vereinte kapitalistisch-arbeiterliche Organisation gruppenweiser 
Ausbeutung der Produktionszweige durcheinander an. Jedoch 
mit völligem Unrecht. Die Organisation des Arbeiterstandes 
braucht gar nicht gehindert zu werden, sich ein demokratisches 
Gepräge zu geben. Sie steht jedem Zweige der nationalen 
Arbeit frei. Der Organisation der gelernten Arbeit kann, 
wird und darf nach Unterarten und nach territorialen Glie- 
derungen diejenige der ungelernten Arbeit folgen, soweit es 
der letzteren bei dem patriarchalen Verhältnis zum privaten 
oder öffentlichen Arbeitgeber nicht viel besser geht und viel 
wohler ist. Nichts steht im Wege, dass viele oder alle Gruppen 
für verständig erwogene Ziele gemeinsam vorgeheu: so bei 
Wahlen ; so in Beziehung auf gesetzgeberische und administra- 
tive Fragen der Arbeiterversicherung; so für die billige, mit 
den Arbeitgebervertretungen zu vereinbarende Behandlung der 
Lehrlingsaufnahme und der Frauenbeschäftigung in allen ein- 
zelnen Gruppen zugleich ; so für die Organisation der Arbeits- 
nachweisung und des Gewerbeschiedsgerichtes ; so und nament- 
lich auch für eine überall billige Erledigung der Lohnfrage 
im Interesse der Verhütung aller »Ausbeutung« der Gruppen 
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untereinander. Nichts steht endlich im Wege, dass da, wo 
die kapitalistische Organisation in nicht absehbarer Zukunft 
dem körperschaftlich-anstaltlichen Betriebe öffentlichrechtlicher 
Art als der volkswirtschaftlich, politisch und kulturell höheren 
Bildung weichen müsste l ) , der letztere durch Aufkauf Ein- 
gang finden könnte. Nur das Verlangen allgemeiner Betei- 
ligung Aller am Nationaleinkommen, sei es gleich nach Köpfen, 
sei es genau nach dem Reinertragswert der Arbeit eines Jeden, 
kann allerdings so nicht ausgeführt werden ; der Sozialdemo- 
kratismus ist aber hiezu auch völlig unfähig und »das Volke 
bedarf dessen zu seinem Glücke glücklicher Weise gar nicht. 

Immerhin könnte noch das Bedenken aufsteigen, dass die 
fragliche Organisation der Gewerke bei der allgemeinen Samm- 
lung beider Klassen zu ebenbürtiger Führung des Vertrags- 
kampfes, welchem voraus Billigkeit und Verständigkeit auf 
beiden Seiten gesichert ist, eben doch schliesslich nicht stehen 
bleiben, sondern über die kapitalistische Organisation über- 
haupt allgemein hinaustreiben könnte. 

Wir wollen hierauf nicht mit der Bemerkung antworten, 
dass dies nichts verschlagen würde, da die Bewegung sich doch 
nicht aufhalten lasse und jene Weiterentwickelung nur schritt- 
weise und gesetzlich ohne Beraubung des Kapitalistenstandes 
eintreten könnte. Wir verweisen vielmehr auf zwei andere 
Dinge. Einmal muss diese Weiterentwickelung nicht eintre- 
ten und sie wird höchst wahrscheinlich nicht einmal in der 
Industrie, geschweige in der Landwirtschaft allgemeiner sich 
einstellen. Sodann würde jene Eventualität mit nichten den 
sozialistischen Radikalismus, sondern eine volkswirtschaftlich, 
staatlich und kulturell vollkommenere und daher wünschens- 
wertere, aus dem Bestehenden langsam und gesetzlich hervor- 
gehende Bildung der Volkswirtschaflsgeschichte darstellen 1 ). 

Die Wahrscheinlichkeit, sagen wir, spricht nicht dafür, 
dass die vollkommene Sammlung beider Klassen zum Vertrags- 
kampfe schliesslich in öffentlich-rechtliche, geschweige in rein 
staatliche und gar volksstaatliche Organisation auslaufen werde. 



1) 8. oben Abschnitt IL 
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Die volkswirtschaftlichen und politischen Nachteile und Ge- 
fahren, die von dieser Gestaltung drohen, sind gerade an dem- 
jenigen Produktionszweige, dessen Verstaatlichung bereits Ver- 
treter gefunden hat, nämlich an der Bergwerksproduktion, in 
dieser Zeitschrift jüngst nachgewiesen worden '). Für die ein- 
dringendste Untersuchung ist heute nichts bemerkbar, was 
selbst in fernerer Zukunft auch nur die gesamte Industrie und 
die jetzigen Kleingewerbebetriebe zu volksstaatlicher Kollektiv- 
wirtschaft oder auch nur zu staatlich unterstütztem und beauf- 
sichtigtem Produktivgenossenschaftsbetrieb, (welcher übrigens 
selbst noch sonderbesitzlichen , nämlich kollektivsonderbesitz- 
lichen, demnach kapitalistischen Charakter haben würde), drangen 
sollte und drängen müsste. 

Am ehesten gibt die Aufhebung der nationalen und der 
internationalen Konkurrenz durch die Ringe, Kartelle, Trusts 
zu denken; denn mit der Konkurrenz entfallt für das Volk 
die Grundgewähr für alle (S. 217 f.) schon erwähnten Vorteile 
kapitalistischer Führerschaft in der Nationalproduktion. Treibt 
je diese Entwickelung weiter, so kommt die Neubildung, als Folge 
des Kapitalmonopols, nicht durch die Zusammenfassung der Ar- 
beiter und Arbeitgeber zu Gesamtvertretungen. Obige Orga- 
nisation beider Klassen zum Vertragskampf schwächt vielmehr 
an sich den Drang zur allgemeinen Kollektivwirtschaft. Macht 
sie doch auch die Stellung des Kapitals stärker und angeneh- 
mer, das Teilungsverhältnis des Reinertrages zwischen Lohn- 
arbeit und Kapital billiger, die Arbeiterkörper lenkbarer, mit 
Hilfe der Arbeitervertretung selbst die gesunde Demokratie 
in wirtschaftlichen und staatlichen Dingen ausführbarer. Es 
ist daher nicht wahrscheinlich, dass auch nur der grösste Teil 
der Industrie schliesslich die kapitalistische Führung des Pro- 
duktionsprozesses langsam — geschweige plötzlich — abstrei- 
fen würde, wie der Hirsch das Geweih. Wenn aber solches 
selbst der Fall wäre , so würde es ohne Gewalt und Umsturz 
geschehen, so wären lenkbare Produktionskörper von höherer 
wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit schon angesetzt und zur 



1) 1889, S. 682 ff. 
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Verwirklichung unter dem ordnenden Einfluss des Staates, aber 
in der Hauptsache ausserhalb des Staates schon reif geworden. 
Somit ist der radikale Sozialismus in keiner Form, auch nicht 
als Sozialdemokratismus am Entwickelungsziel der fraglichen 
grossen Bewegung der Gegenwart und nächsten Zukunft sicht- 
bar. Mehr sozialen Frieden und weniger Neigung zum Um- 
sturz mu88 aber die fachvereinliche Bewegung der Arbeiter 
und der Arbeitgeber bringen» Und so mag sie der Staat ruhig 
gewähren lassen! 

2) Der positive Inhalt der Reformpolitik. 
Erstens der Sozialpolitik. 

Die Aufgabe positiver Sozialreform spaltet sich auf allen 
Gebieten, auf welchen die letztere ausgreift, in zwei Hauptrich- 
tungen: in die Hebung der Missstande, worüber das Proleta- 
riat gerechte Klage führt, und in die Sammlung der erforder- 
lichen Gegenkräfte gegen den Umsturz. 

Dies ist schon bei der positiven Sozialpolitik an beiden 
Hauptgebieten, wo diese Politik arbeitet, an ihrer Arbeit in 
dem Bereiche der ideellen und auf dem der materiellen Volks- 
gesittung zu erkennen. Das erstere Gebiet berühren wir zuerst. 

Wir wollen auf das in anderem Zusammenhang oben schon 
gestreifte Gebiet des religiösen Volkslebens nicht weitläufig 
eingehen. Die Bedeutung der religiösen Dinge für die So- 
zialpolitik ist längst oft und genug hervorgehoben und war 
von uns nie bestritten. Wir haben hier nur hervorzuheben, 
dass auch nach dieser Seite nicht bloss auf der Seite des Pro- 
letariates der Hebel einzusetzen ist; der Sozialdemokratismus 
selbst ist da nicht allein verantwortlich. Der »Atheismus«, wel- 
chen der Lieblingsführer der Sozialdemokratie neben dem Re- 
publikanismus und dem Sozialismus offen als die Weltanschau- 
ung der Sozialdemokratie bekannt hat, ist aus den besitzenden 
und gebildeten Klassen in das Proletariat hinabgesickert ; der 
Erfolg gegen den Sozialdemokratismus auf diesem Gebiete ist 
daher von einem allgemeinen Reinigungsprozess, von der Ge- 
winnung richtigerer religiöser, metaphysischer und philoso- 
phischer Weltanschauungen auch bei den »höheren Ständen« ab- 
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hängig. Darum bleibt es nicht weniger wichtig, auch im 
Proletariate die religiöse Wurzel des Sozialdemokratismus aus- 
zurotten, ersterem minder radikale Weltanschauungen wieder 
beizubringen, seinen übertriebenen Optimismus einer- und 
Pessimismus andererseits im Wege der Ueberzeugung zu be- 
seitigen. Gesund religiöse, jedoch in der Erfahrung wurzelnde 
und .auf eine wahrhaft psychologische Erörterung des Glücks- 
problems gerichtete, der Form nach volkstümliche Belehrung 
kann dabei vieles thun. Aber nur wenig wird erreicht wer- 
den, wenn nicht die kirchliche und freie Wohlthätigkeit prak- 
tisch überzeugend mitwirken und die angestrengte Arbeit der 
gesamten Sozialpolitik den Arbeiterstand besseren religiösen 
und metaphysischen Weltanschauungen wieder zugänglich ma- 
chen wird. Jeder Beitrag ist willkommen, ob er von der Kirche 
oder von der Loge, vom katholischen Kaplan oder vom pro- 
testantischen Hofprediger, vom liberalen Arbeiterbildungsverein 
oder vom Arbeiterfachverein komme. 

Wie verhält es sich bezüglich der Wissenschaft und 
der Volksbildung, die wir schon gestreift haben? 

Wir wollen auf diesem vielbeackerten Felde der positiven 
Sozialreform nicht pflügen, können uns aber nicht versagen, 
ein Kardinalproblem positiver Bekämpfung der Sozialdemokratie 
welches auf dem Felde der Volkserziehung gelegen ist, sehr 
bestimmt anzufassen; gelingt dessen Lösung, so stärkt man 
den Besitz, indem man dem Proletariat gerecht wird. Wir 
meinen die Gewährung der Mittel für das Aufsteigen 
der begabtesten Kinder des Proletariates zu Besitz 
und Macht auf dem Wege der Bildung. 

Das geschähe durch die Verallgemeinerung von Sti- 
pendien und Freiplätzen. Wir sagen die Verallgemeine- 
rung. Denn in den Seminarien für Priester- und Lehramts- 
kandidaten ist dieser Weg längst und mit bestem Erfolge be- 
treten. Es käme nur darauf an, auch für die Ausbildung zum 
sonstigen öffentlichen Dienst, zum ärztlichen Berufe, zur höh- 
eren Technik den Genies und Talenten des gesamten Arbeiter- 
und Kleinbesitzerstandes die Gelegenheit zu geben und ihnen 
das Aufsteigen auf der sozialen Leiter möglich zu machen. 
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Ist doch der einzig natürliche Weg zum Aufsteigen in 
die höheren Klassen für die Besitzlosen die höhere theoretische 
und praktische Bildung. Befähigt für eine solche sind nur die 
hoher begabten Köpfe und die geschickteren Hände beider 
Klassen; die Masse der nicht hervorragend Befähigten unter 
den Besitzenden und den Besitzlosen wird gar kein Bedürfnis 
höchster Bildung, geschweige Befähigung zu höchsten Stel- 
lungen im Dienste des Volkes haben. Die sozialdemokratische 
Forderung, dass Jeder dasselbe höchste Bildungsmass erhalte, 
ist handgreiflich unausführbar und würde statt allgemeinen 
Glückes das allgemeinste Unbehagen, statt allgemeinster Hoch- 
allgemeine Un- und Halbbildung herbeiführen und das Em- 
porkommen der Besten in die wichtigsten Stellungen — zum 
Nachteile gerade »des Volkesc — hindern. Dagegen ist es 
eine durchaus berechtigte Forderung, dass die begabtesten, ge- 
schicktesten , strebsamsten Köpfe auch des Proletariates em- 
porkommen können , nicht bloss dem Rechte nach , sondern 
auch den erforderlichen Mitteln nach. Der gegebene Weg 
hiezu sind Freisitze und Stipendien in entsprechender Anzahl 
an mitellose Schüler, Lehrlinge, Erwachsene, welche einerseits 
ihre hervorragende Befähigung im Prüfungskonkurse, anderer- 
seits den Mangel ausreichender Mittel nachweisen; Familien- 
stipendien nützen den Sprösslingen der besitzlosen Arbeiter- 
familien selbstverständlich nichts, nur allgemeine Dotationen 
vermögen dies. Was in den Priester- und Lehrererziehungs- 
anstalten bereits in voller Bewährung vorliegt, braucht nur 
über Kirche und Schule hinaus auf den ganzen Staatsdienst 
und auf alle liberale Berufe und auf alle Hauptzweige der 
Technik ausgedehnt und von der Mittelschule an bis in die 
Fortbildungsschulen, Lehrwerkstätten, Hochschulen hinein und 
selbst darüber hinaus vollständig durchgeführt zu werden, um 
einer sozialen Gerechtigkeit- und Zweckmässigkeitsforderung 
ersten Ranges endlich volle Genüge zu leisten. Und man wird 
nicht fehl gehen, gerade für die Bekämpfung der Umsturzge- 
sinnungen des Proletariates von dieser Massregel sich den 
grössten Erfolg zu versprechen. Es würde damit wirklich ein 
völlig berechtigtes Gleichheitsverlangen für das ganze Prole- 



Digitized by LiOOQ IC 



246 Dr. Schäffle: 

tariat erfüllt werden. Die Kinder dee letzteren wären nicht 
für immer die hoffnungslos »Enterbtenc. Die Talente ans dem 
»Volkec, welche jetzt in Haas nnd Neid leicht die gefährlichsten 
Wühler nnd Umstürzer werden , würden die höheren Klassen 
verstärken und anfrischen, was jetzt nur seltenen Geschäft- 
genies möglich ist. Gleichwohl blieben obere und untere 
Schichten durch viele und starke Bande der Verehrung für 
die Aufgestiegenen und der Sympathie dieser für die unteren 
Schichten, welchen sie entsprossen, immerfort verbunden. Die 
höheren Klassen erhielten allgemein und unaufhörlich jenen 
starken Tropfen demokratischen Oeles zugesetzt, welcher dem 
Seminarklerus der katholischen Kirche so grosse Macht über 
das Volk gibt. Jene Kinder des Proletariates, welche befähigt 
sind, zu herrschen, welche den Wert von Rang, Würden und 
Reichtum zu schätzen und zu gemessen wirklich verstehen, 
würden dazu auch wirklich gelangen können, dem Apostolat 
und Diakonentum des Sozialdemokratismus aber entrissen wer- 
den. Beides würde erreicht: die besitzenden Klassen wider- 
standsfähiger und den zum Leiten und Herrschen nicht be- 
fähigten Teil des Proletariates zufriedener zu machen. Allmäh- 
lich könnte das bezeichnete Mittel vollständig platzgreifen; 
Einzelne würden durch Stiftungen, — Vereine, Staaten, Provinzen 
und Gemeinden durch Dotationen an der Organisation und an 
dem Unterhalt dieser sozialpolitischen »Promotion« der talent- 
vollsten, strebsamsten und geschicktesten Kinder aus dem 
»Volk« sich beteiligen. Die Last des Unterhaltes, der Orga- 
nisation und der Ueberwachung, soweit sie auf den Staat fiele, 
wäre erschwinglich und verhältnismässig unbedeutend. 

Verlassen wir hiemit die Aufgaben, welche auf dem Bo- 
den der ideellen Volksgesittung einer positiven Sozialpolitik 
gestellt sind , und folgen dieser in den Bereich der Volks- 
wirtschaft, so haben wir mit besonderem Nachdruck aus- 
einanderzuhalten dasjenige, was am Proletariat, und dasjenige, 
was am Besitz zu leisten ist. 

Dem Proletariat ist zu leisten Arbeitsschutz bei der 
Produktion durch völker- und durch nationalrechtliche Mass- 
nahmen. Durch die Initiative des Kaisers Wilhelm II. ist 
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diese Aufgabe auf die europäische Tagesordnung gesetzt; auf 
der deutschen wird sie positiver entschieden werden und kom- 
men wir hierauf, wie auf den Normalarbeitstag an anderer 
Stelle und in anderen Heften dieser Zeitsch. zurück. Hier nur die 
Bemerkung, dass die Aufgaben des Arbeiterschutzes ohne lebhafte 
Mitwirkung der beiden Klassen auch durch höchste Vervoll- 
kommnung der Fabrik inspektion sich nicht lösen lassen. 

Dem Proletariat ist man auch gleichberechtigte Teilnahme 
an der Vereinbarung der Arbeitsvertragsbedingungen und 
hiebei vollen Einfluss auf billige Lohnfeststellung über 
den Hungerlohn hinaus schuldig. Der Staat kann hiezu mit- 
wirken, indem er die Notversicherung erzwingt und hiedurch 
die Versicherungslast auf die Kosten der gesamten Produktion, 
auf die ganze Nation überwälzen hilft. Aber weitaus die 
Hauptsache haben beide Klassen, wie schon nachgewiesen, 
durch ihre Vertretungen selbst zu besorgen. Staat und Ge- 
meinde leisten in der Errichtung von Gewerbeschiedsge- 
richten und vielleicht auch von Einigungsämtern lediglich 
eine in ihrem natürlichen Wirkungskreis liegende Beihilfe. 

Aehnliches gilt von der Verhinderung mittelbarer Aus- 
beutung des Lohneinkommens, die man dem Proletariat 
schuldig ist. Dieselbe kommt vom Lebensmittelhandel; die Klasse 
kann ihr durch den Konsumverein wehren. Ferner von un- 
gerechten Steuersystemen, gegen welche die Erwählten der 
Arbeit und des Kapitals eine als positive Sozialpolitik wir- 
kende Steuerpolitik der Regierungen mächtig anzutreiben 
und zu stützen vermögen. Mit grundstttrzenden Vorschlä- 
gen für das Steuersystem, namentlich mit der einzigen pro- 
gressiven Einkommenssteuer, angelt die Arbeiteragitation 
seit langer Zeit mit Vorliebe; sie werden in Nichts zerfliessen. 

Die vierte Grundaufgabe der wirtschaftlichen Sozialreform 
für das Proletariat besteht in der Sicherstellung der Arbeiter- 
haushalte gegen Nahrungsnot, Wohnungsnot und persönliches 
Elend anderer Art. Weder die öffentliche Armenpflege, noch 
die freie Wohlthätigkeit reichen aus, der Unzufriedenheit des 
Proletariates mit der Unsicherheit seiner Existenz zu steuern. 
Es war und ist daher weiteres nötig: einmal die allgemeine 
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Sicherstellung gegen jene Not, welche aus Arbeitsunfähigkeit 
und Erwerbslosigkeit hervorgeht, durch die Massen Versi- 
cherung und durch die Massenersparung för Notfalle, 
sowie durch Verhütung der Erwerbslosigkeit. Sodann 
die Fürsorge gegen sonstige menschenunwürdige Gestaltung 
des persönlichen Daseins und des Familienlebens, wofür die 
Wohnungsreform und die Volksgesundheitspflege längst 
auf die Tagesordnung der positiven Sozialpolitik gebracht sind. 

Das ist augenfällig, dass allgemeiner und gleicher Ueber- 
fluss weder möglich noch zum Glücke nötig ist. Allein ein 
bescheidenes, mindestens das Notwendigste sicher gewährendes 
Auskommen in wirtschaftlicher Hinsicht, das Fernbleiben von 
beharrlicher Nahrungssorge und von periodischen Notlagen, 
die nicht selbst verschuldet sind, ist umsomehr ein gerechtes 
Verlangen Aller. Ohne seine Erfüllung wird sich das Pro- 
letariat nicht mehr zufrieden geben. Die gedachten Massre- 
geln der positiven Sozialpolitik sind daher von allergrößter 
Bedeutung und die erste Einleitung allgemeiner Sicherstellung 
dieses Anspruches durch die der fruchtbarsten weiteren 
Entwicklung überaus fähigen Arbeiterzwangsversicherung 
bleibt deshalb ein unvergängliches Verdienst Kaisers Wilhelm I. 
und des ersten deutschen Reichskanzlers 1 ). 

Auch da tritt uns sogleich wieder die Thatsache entgegen, 
dass die zwei Klassen selbst die Hauptsache zu thun haben. 
Zwar wird die Zwangsversicherung und wird weiterhin die Woh- 
nungsreform auch vom Staat, jene durch Zwangsgesetzgebung 
und Verwaltungsaufsicht über die Versicherungsanstalten, letz- 
tere durch Bau- und Gesundheitspolizei sehr wesentlich geför- 
dert werden, aber Arbeiter und Arbeitgeber zusammen — 
letztere als Organe erleichterter Ueberwälzung des notweudigen 



1) Vergl. über die Weiterentwickelung der Arbeiterversicherung 
zur ausreichenden Versicherung über den schlechthinigen Notbedarf 
hinaus, dann zur Verhütung und Versorgung der unfreiwilligen Er- 
werbslosigkeit, namentlich aber anch zur Ersparung und allgemeinen 
Kleinbesitzbildung meinen »korporativen Uilfskassenzwang« (2. Aufl. 
1884} nnd meine Artikel in Conrads »Handwörterbuch der Staatswiss.:« 
»Alters- und Jnvaliditäts-V.« und »Arbeiter Versicherung. c 
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Aufwandes für Notversicherung und für menschenwürdige Woh- 
nung der Arbeiter auf die nationalen Produktionskosten — 
müssen den Staat und die Gemeinde unterstützen , wenn die 
Verwaltung einfach, wohlfeil, praktisch, fruchtbar werden soll 
und wenu freie Mehrleistung über die gesetzlich erzwungenen 
Mindestleistungen und Mindestgewährungen hinaus zur vollen 
Blüte gelangen soll. Die Kosten haben sachgemäss weder 
das Reich noch der Staat noch die Gemeinde zu tragen ; bei 
streng versicherungstechnischer Durchführung wäre beispiels- 
weise auch für die Alters- und Invaliditätsversicherung des 
Gesetzes vom 22. Juni 1889 so wenig wie für die anderen 
Zweige der Arbeiterversicherung ein Reichsbeitrag notig gewesen, 
der letztere kann und wird hoffentlich durch Amortisation all- 
mählich beiseite geschafft werden *). 

Die zweite Grundaufgabe wirtschaftlicher Sozialpolitik 
liegt nach der Seite des Besitzes, so des beweglichen wie des 
unbeweglichen. Diese Aufgabe umschliesst drei Unteraufgaben : 
einmal Erhaltung und gleich gerechte Pflege aller legitimen 
Besitzinteressen, sodann die Beseitigung spaltender Interessen- 
gegensätze innerhalb der Besitzwelt, endlich die möglichst all- 
gemeine Beteiligung der Lohnarbeit am Besitz. 

Also zuerst die Erhaltung und Pflege des Besitzes: in 
erster Linie durch den Besitz selbst, in zweiter durch Recht 
und Verwaltung. Wir stellen hiebei voran den ländlichen 
Grundbesitz und bei ihm selbst wieder den mittleren und kleinen 
sog. bäuerlichen Grundbesitz. Der Grundbsitz ist ganz über- 
wiegend noch Klein- und Mittelbesitz. Er ist auch Eigenbesitz, 
verbunden mit vereintem Eigen- und Pachtbesitz und mit reinem 
Pachtbesitz *) ; gerade wo die Industrie und der Bergwerksbe- 
trieb stark vertreten sind, ergänzt die Kleinpacht den Eigen- 
besitz nnd den Haushalt der Arbeiter-, Taglohner- und Zwerg- 
wirtfamilien. 

Dem bäuerlichen Grundbesitz gegenüber erhebt sich so- 
gleich der stärkste Zweifel darüber, ob volksstaatliche Kollek- 
tivproduktion auch nur wirtschaftlich vorzüglicher, ertragreicher, 

1) Das Näheres, in Conrad? s Handwörterb. : » Arbeiter -Versicherung.« 

2) Vgl. letztes Heft (Miszellen): in Preussen mit 66°/o, 27°/o, 6%>. 

Zettaohr. L Staataw. 1890. H. Heft. 17 
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durch grössere Billigkeit der Lebensbedürfnisse för das Pro- 
letariat vorteilhafter, für die Znscheidung des ganzen Arbeits- 
ertrages an jeden Produzenten und dessen Familie sichernder 
wäre. Demokratische Kollektivproduktion wäre, wie wir be- 
reits bescheinigt haben, höchst wahrscheinlich eher weniger 
ergiebig , als eine von unproduktiver Ueberschuldung freie 
Bauernwirtschaft es ist. Unter derselben Voraussetzung, dass 
unproduktive Ueberschuldung ferne bleibt, kann das »Kapital« 
den Bauernstand nicht aussaugen und hat ihn auch nicht aus- 
gesogen; der Bauer mit seiner Familie ist Eigentümer und 
Arbeiter in Einer Person, Eigentumsarbeiter, und bezieht den 
ganzen Ertrag seiner Arbeit; der Besitz gewährt also wirk- 
lich dasjenige, was der Sozialismus verspricht, aber nicht 
sicher verbürgen kann. Die Unvermeidlichkeit der Auflösung 
der bäuerlichen Verknüpfung von Besitz und Arbeit ist nicht 
entfernt nachgewiesen. 

Allein auch dann, wenn demokratische Kollektivproduk- 
tion wirtschaftlich ergiebiger oder ebenso ergiebig wäre, als 
die bei steigender Intensität des Betriebes stets arbeitsbedürf- 
tigere und arbeitsreichere Bauernwirtschaft, so wäre der Ueber- 
gang zu ersterer noch kein entschiedener Vorteil. Einmal 
wäre fraglich, ob ohne einen produktiven Bauern- und Oeko- 
nomenstand der Staat und gerade der schrankenlos demokra- 
tische Staat noch lenkbar wäre. Allein dies selbst bei Seite 
gelassen, so würde gerade das Glücksverlangen für das Volk 
den Ausschlag in der gegenteiligen Richtung geben. Eine 
unschätzbare Summe an Volksglück gewährt jetzt gerade der 
ideale Wert des Eigenbesitzes und selbst des Pachtbesitzes an 
Grund und Boden für den Bebauer und seine Familie; in 
Wut würde die ganze Bauernschaft zusaminenlaufen, wenn es 
zur Aufbebung des Grundeigentums käme und selbst die Tag- 
löhner und ländlichen Industriearbeiter, welche eigene und 
fremde Grundstückchen bauen, würden mit dreinschlagen. 

So gross ist dieser Ideal wert, dass er einen wahren > Land- 
hunger« und dieser den eigensten Grund landwirtschaftlicher 
Notstände, die Eigentums- und Pachtüberzahlung mit der daraus 
hervorgehenden unproduktiven Verschuldung herbeiführt. Hie- 
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mit sind wir bei dem Kardinalpunkte angelangt, an welchem 
die besitzerhaltende Sozialpolitik einzusetzen hat. 

Die Landwirtschaft ist zur Zeit notleidend. Woran? — 
Das lasst sich aus der Statistik der Zwangsverkäufe entnehmen. 

Nach der jüngsten Aufnahme für den ganzen preussischen 
Staat, deren Ergebnis durch dieselbe Statistik in Baden, Bayern 
und Oesterreich bestätigt wird, nehmen — die unterste Be- 
sitzklasse ausgenommen — die Zwangsverkäufe überhaupt ab, 
»je mehr bei den Besitzungen das Arbeitseinkommen gegen- 
über dem Renteneinkommen in den Vordergrund tritt« 1 ). 

Spricht schon dies nicht für die »allgemein (??) maschi- 
nelle« Grosslandwirtschaft, so wird durch dieselbe Statistik 
klar, wo den Landwirt der Schuh drückt. 

Die meisten Fälle des Zwangsverkaufes (fast 42 °/o) fallen 
ursächlich auf eigenes Verschulden ; diesem konnte bei demokra- 
tischer Kollektivwirtschaft kollektive Vergeudung und Unwirt- 
schaft wohl mehr als aufwiegend gegenüber stehen. Als die 
weitere stärkste Ursache der Zwangsverkäufe ergibt sich die 
unproduktive Ueberschuldung für den Besitzerwerb durch Ueber- 
zahlung bei Erbgang und Kauf, nämlich mit 25 % aus Erb- und 
Eaufüberzahlung zusammen ; Pachtüberzahlung wird wohl bei 
Pächtergantungen die zweite Haupursache sein. Allgemein 
ungünstige Lage der Landwirtschaft hat nur beim Grossbesitz 
eine bedeutendere Wirkung (für 10°/o der Fälle); bei den 
zwei untersten Besitzklassen verursacht dieselbe nur 2 bis 3 % 
der Gantungen. 

Auf die anderen Ursachen entfallen : 6,7 % auf »geschäft- 
liche Verhältnisse«, 6 °/o auf Naturereignisse und Wirtschafts- 
unfalle, 3°/o auf Wucher und Uebervorteilung beim Handel, 
ziemliches auf Familienverhältnisse 9 ). Offenbar würden diese 
letzteren Ursachen grösstenteils nicht haben wirken können 
und viele »selbstverschuldete« Subhastationen wären nicht ein- 
getreten, wenn das Erb-, Kauf- und *Kredit- bezw. das Pacht- 
recht der unproduktiven Ueberschuldung Schranken setzen 
würde und dadurch der Grundbesitz gegen eigenes Verschul- 



1) Vergl. diese Zeitscbr. I. Heft (Miszellen). 

2) Vergl. diese Zeitechr. 1890 S. 155 ff. 
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den, Unfälle, Auslandkonkurrenz, schlechte Konjunktur und 
Familienunglück vollständig widerstandsfähig gemacht wäre. 
Die »Ausbeutung« durch das Leihkapital hätte ein Ende, der 
Bauernstand bezöge ganz den produktiven Ertrag seiner Arbeit 
und seines Besitzes, wäre kapitalkräftig, daher fortschritts-, 
melioriations- und konkurrenzfähig, und er stände im vollsten 
Ideal- wie Realgenuss seines Besitzes. 

Diese fragliche Gestaltung des bäuerlichen Besitzverkehrs-, 
Kredit- und Pachtrechtes — zusammen mit der Verhütung 
der Aufsaugung durch das Grosskapital zu Latifundien — ist 
aber in der durchgreifendsten Weise und ohne jede Hinderung 
der Veräusserungsfreiheit herstellbar. Der Weg dazu ist die 
Einbeziehung aller bäuerlichen Wirtschaften in Landesgenossen- 
schaften für ausschliessende Hypothekarkreditgewährung, mit 
der Bestimmung, Anlehen für Kaufs- und Erbübernahme nur 
bis zu einem gewissen Prozentsatz des kapitalisierten Ertrags- 
wertes tilgbar zu geben, dagegen den Anstalten für den pro- 
duktiven Personalkredit, sowie für den Versicherungs- und 
Familienversorgungskredit einfachst, billigst und ausgiebigst 
zu Hilfe zu kommen. Die Uebernahme von Gütern unter dem 
Ertragskapitalwert, hiedurch die Ausschliessung aller Auf- 
saugung zu Latifundien, die billige Feststellung der Pacht- 
verträge auf die drei F der irischen Landakte *) lassen sich 
an diese »Inkorporation des Hypothekar kre- 
d i t s« , wie ich die Massnahme genannt, eingehend dargelegt 
und nirgends wirklich wiederlegt gefunden habe, auf einfachste 
Weise anschliessen. Ich muss diesfalls auf meine besondere 
Schrift verweisen *). Die Durchführung dieser Massregel über- 
trifft m. E., die Arbeiterzwangsversicherung, deren besitzer- 
haltendes Gegenstück sie darstellt, noch weit an sozialkonser- 
vativem Werte. Andere bedeutende Massnahmen der Agrar- 
politik zur Erhaltung des Bauernstandes und guter ländlicher 
Arbeiterverhältnisse (Erbpacht u. s. w.) schliesst sie nicht aus. 

Soviel von der Erhaltung des bäuerlichen Grundbesitzes. 

Der Grossgrundbesitz liegt teils im Eigentum des 

1) Fair rent, Fixity of tenwe, Free sah. 

2) Die Inkorporation des Hypoth.- Kredits. Tübingen. 
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Staates, der Kommunen und der toten Hand, teils in jenem 
hervorragender Familien und Gross vermögen. Auch dieser 
Besitz ist berechtigt. Die Domanialrente kommt durch den 
Staat und durch die Gemeinde dem Volke schon zu. Der Gross- 
grundbesitzertrag, welcher der toden Hand zufällt desgleichen ; 
wenigstens insoweit er für wohlthätige Zwecke und für Do- 
tation des ordentlichen Schul- und Kirchenbedarfs dient. Der 
familienmässige Grossgrundbesitz ist bis zu einem gewissen 
Grade für Staat und Provinz ganz unentbehrlich in verfassungs- 
politisch und militärisch konservativer, aber auch in Volkswirt-' 
schaftlicher und in jeder anderen kulturellen Hinsicht 1 ). Der 
gesamte Grossgrundbesitz gewährt dem Kleinbesitz und dem Tag- 
lohner Winterbeschäftigung im Walde und in der landwirtschaft- 
lichen Industrie. Bei massigem Bestaud, bei guter Verteilung und 
bei Verhinderung ungesunder Latifundienbildung ist nichts gegen 
denselben einzuwenden; die zwei ersten Voraussetzungen sind 
in Deutschland leidlich erfüllt, die dritte kann auf dem schon 
bezeichneten Wege gewährleistet werden. 

Wir halten uns nicht lange beim städtischen Grund- 
eigentum und beim gewerblichen Mittel- und Klein- 
kapital auf. In der »Inkorporation des Hypothekarkredits« 
ist gezeigt, dass und wie auch diese Besitzgattungen — 
z. T. im Anschluss an die Anlage der versicherungstechnisch 
geforderten Milliarden des Arbeiterversicherungs-Bankkapitals 
— für den Bürgerstand erhalten, Kreditaussaugung derselben 
beseitigt, sowie sichere Wohn- und Betriebslokalverhältnisse auf 
analogem Wege erreicht werden könnten. 

Das Grosskapital erhält sich selbst und bedarf nur 
einer fordernden Wirtschafts-, Verkehrs- uhd Handelspolitik, 
die ihm das deutsche Reich wahrlich nicht karg zugemessen hat. 

Die zweite grosse Aufgabe, liegt nach der Seite der Sammlung 
aller Arten des Besitzes gegen Umsturzversuche der Nichtbe- 
sitzenden. Sie wird durch eine nach allen Seiten gerechte Z o 1 1- 
und Steuer-, sowie durch eine duldsame Kirchen- 
politik gesichert. Wir brauchen uns angesichts der offenbaren 

1) Vergl. Bescher, System Bd. II, Bernhard* , grosses und kleines 
Grundeigentum. 
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Risse zwischen den Parteien des Besitzes und der Kirche nicht 
weiter nach dieser Richtung auszulassen. 

Die dritte der bezeichneten Aufgaben liegt in der H er a u f- 
hebung der Massen des Proletariats selbst zum Be- 
sitz und ihrer Verschmelzung mit dem Besitz. Wie dies 
gerade durch die an die Arbeiter Versicherung — in deren 
eigenstem Interesse — anzuhängenden Ueberversich- 
erungs-, Spar- und Spardividenden-Einrichtungen 
allgemeinst bewerkstelligt werden könnte, habe ich an beson- 
derer Stelle nachgewiesen *). 

Die ganze Fülle fruchtbarer auf Arbeit und Besitz zu- 
gleich gerichteter wirtschaftlicher Sozialpolitik vermag so wenig 
wie der Sozialdemokratismus, dem sozialen und volkswirtschaft- 
lichen Nichtbehagen zu steuern, wenn das Gleichgewicht zwischen 
Zunahme der Bevölkerung und des Produktionsreinertrages ge- 
stört wird. Das Mittel thunlicher Verhütung von Uebervöl- 
kerung liegt nur nicht in der Wiederaufhebung der Ver- 
ehlichungsfreiheit , die noch Viele wünschen, vielmehr in der 
indirekten Bekämpfung des Missstandes durch die Wirkungen 
der übrigeu Sozialpolitik, durch die Schärfung des Gewissens 
den Kindern gegenüber, durch das steigende Bedürfnis ge- 
sicherter Existenz , was dem verfrühten Eheschluss und der 
leichtfertigen Sorglosigkeit gegen die Angehörigen stark ent- 
gegenwirkt, ohne doch nichtproletarischen Volkszuwachs zu 
hemmen. 

Die Organisierung der Arbeitsnachweisung und die Re- 
gelung der Lehrlingsaufnahme nach den jeweiligen Berufs- 
aussichten würden der Berufs- und Ortsübervölkerung ent- 
gegenwirken. • 

Die Verhinderung unproduktiver Besitzüberschuldung in 
der Landwirtschaft würde die Leute von der Scholle, die sie 
nicht mehr ernährt, rechtzeitig hin wegtreiben und mittelbar 
die produktive Versetzung der Arbeitskräfte von Beruf zu Be- 
ruf, von Ort zu Ort, von Land zu Land bewirken. Dieselbe 
sichert zugleich die Mittel hiezu, da die Wanderung notwendig 

1) Conrads >Hdw. der Staatew.c I. Bd., Artikel: »Arbeiterver- 
ßicherong« und »A. u. Inv.-V.« 



Digitized by VjOOQ IC 



Die Bekämpfung d. Sozialdemokratie ohne Ausnahmegesetz. 255 

würde, bevor aller Besitz verloren ist; sie würde demnach zum 
woblthätigen Gebranch des Freizügigkeits- nnd des Auswan- 
derungsrechtes drangen. 

Selbst die Arbeiterversicherung braucht die Versicherten 
nicht an die Heimat festzukleben. Wenn je eine derartige 
Wirkung an ihr hervortreten würde, so konnte man der 
letzteren dadurch steuern, dass ein gewisser Betrag des An- 
teils am Deckungskapital der Versicherung zu Händen der 
Auswanderungsbehörden ausgeliefert werden würde. 

Der umfassendst mögliche Anschluss von Veranstaltungen 
der Znsatzversicherung und der Sparkapitalbildung an die 
Zwangsversicherung würde in derselben Richtung äusserst gün- 
stig wirken. Die elendfreie Ueberstehung jener Krisen, welche 
aus der Verlangsamung des Fortschrittes in der Produktivität 
der Nationalarbeit hervorgehen, wie z. B. der Erisis von 1874 
bis 1880 l ) wäre ebenfalls erleichtert. Das soziale Missbe- 
hagen aller Zustände und Perioden der Uebervolkerung wäre 
zwar nicht ganz beseitigt, aber abgeschwächt und gemildert. 

Dies in grossen Umrissen der Inhalt positiver Sozialpoli- 
tik ! Ohne sie kann die beste Verfassungspolitik des Uebels nicht 
Herr werden. Allein umgekehrt vermag auch die beste So- 
zialpolitik dies nicht ohne endliche Anfassung und Durch- 
führung einer positiven Verfassungspolitik; dafür spricht bis 
jetzt schon die Erfahrung. 

Zweitens. Die positive Verfassungspolitik. 

Warum hat die positive Sozialpolitik gegen das weitere 
Anwachsen der Sozialdemokratie nichts auszurichten vermocht? 
Die Antwort ist einfach. 

Solange Ausnahmerecht besteht, kann die Beruhigung 
nicht eintreten, und auch nach Aufhebung des Sozialistenge- 
setzes wird sie nicht durchdringen, weil die Hoffnung auf 
den Sieg des Proletariates durch das allgemeine 
Stimmrecht alle Gaben der positiven Sozial- 
politik weit überbietet. Der verfassungsrecht- 



1) VergL hierüber in unserer Zeitschr. 1890 S. 1 ff, 
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liehe Demokratismus, dem sich Europa seit der Nie- 
derlage der Bourgoisie des Julikönigtums im Jahre 1848 be- 
züglich der Volksvertretung mehr und mehr ergeben hat, 
erklärt bei oder ohne Ausnahmegesetzgebung das Ausbleiben 
vollen Erfolges der Sozialpolitik. 

Die positive Sozialpolitik darf teils mit Rücksicht auf die 
Konkurrenz des Auslandes, teils aus Schonung hergebrachter 
Interessen nur langsam , behutsam und bescheiden vorgehen. 
Der Sozialdemokratismus vermag deshalb die Sozialpolitik bei 
den Massen stets zu übertrumpfen. Würde heute die Regie- 
rung die Gesamtheit der Aufgaben der Sozialpolitik, voll in 
Angriff nehmen, so würde die Sozialdemokratie stets und nach 
allen Richtungen das überbietende Verführungswort finden und 
feierlich verkünden ; für jeden , der die Leitung der Sozial- 
demokratie beobachtet, wird es sofort klar, dass gerade die 
Uebertrumpfung des Erreichbaren den Kern der Methode aus- 
macht, welche angewendet wird, um die positive Entfaltung 
des Gedankens volksstaatlicher Kollektivwirtschaft zu vertagen 
und die Massen dem Kampf für das Unerreichbare und Unaus- 
führbare zu erhalten. Käme der Vorschlag der Schuldent- 
lastung des Bauernstandes durch die erwähnte Reorganisation 
des Immobiliarverkehrs- und Hypothekar- Rechtes , so könnte 
man den allgemeinen Nachlass der Grundschulden beantragen 
und versprechen. Käme der Vorschlag der Wohnungsreform, 
so könnte man Arbeiterwohnungen im Sinne der Fourier'schen 
Phalansterien fordern und in Aussicht stellen. Käme der An- 
trag auf Gewährung der Mittel für die soziale Promotion der 
Talente und Genies des gesamten Arbeiterstandes, so könnte 
man die »Bildung des Jahrhunderts« für das ganze Proletariat 
verlangen. Ist die Sozialpolitik gewerkschaftlicher Organisation 
beider Klassen günstig, so viel oder vielmehr so wenig sie dazu 
beitragen kann, so wird der »Tradesunionismus« angefochten und 
das Gesamtproletariat gegen die Aristokratie der Gewerkvereine 
ausgespielt. So hat man ja, als die Sozialpolitik in weiser 
Beschränkung nur allgemeine Notversicherung unter Mitbe- 
lastung der Arbeiter und Mitverwaltung der Arbeitgeber in 
Vorschlag brachte,. unerschwingliche Reichungen mit ausschliess- 
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ender Verwaltung durch die Arbeiter und mit ausschliesslicher 
Bezahlung durch die Arbeitgeber beantragt. So hat man den 
Anlauf zum Arbeitsschutz, der in der Luft lag, bereits durch 
die Forderungen des allgemeinen achtstündigen Arbeitstages 
auf der ganzen Welt übertrumpft und hat dies Verlangen auf 
dem Pariser Kongress Urbi et Orbi verkündigt. Schüttete der 
Kaiser das ganze Füllhorn praktisch möglicher Arbeitsschutz- 
gesetzgebung auf einmal aus, so wäre damit der sozialdemo- 
kratischen Verlockung nicht gewehrt. Ebenso wird man mit 
der Zwangsversicherung keine Zufriedenheit erreichen ; vielmehr 
werden mit der Versicherungslast beide Klassen, Kapital und 
Arbeit unzufrieden sein ; beide, samt den Steuerträgern, welche 
den achtzig Jahre lang wachsenden Reichszuschuss zu zahlen 
haben' werden, dürften wegen der dieselbe Zeit hindurch wach- 
senden Prämienlast unzufrieden bleiben. 

Die > positive Sozialpolitik verliert hiedurch freilich nichts 
an ihrem Werte. Ohne sie ist dauernde Zufriedenstellung über- 
haupt unmöglich. 

Wo aber liegt das Mittel, sie wirksam zu machen ? Nach- 
dem wir die sämtlichen Bereiche des ausserstaatlichen Wirkens 
und der gemeinrechtlichen Bekämpfung in Gesetzgebung und 
Verwaltung auf der Suche nach Schutz wehren gegen den So- 
zialdemokratismus bereits durchstreift haben, kann dieses Mittel 
nur noch auf dem Gebiete gemeinrechtlicher Verfassungs- 
gesetzgebung und gemeinrechtlichen Verfassungslebens zu su- 
chen sein. In der That liegt der Schlussstein des Systems po- 
sitiver Bekämpfung des Sozialdemokratismus auf dem Gebiete 
der Verfassungspolitik. 

Indem wir dies sagen, liegt uns der Gedanke der Ab- 
schaffung oder Einschränkung des allgemeinen Stimmrech- 
tes dennoch völlig ferne. 

Unseres Dafürhaltens ist dieser Gedanke in allen Gestalten, 
in welchen er soeben aus den Enttäuschungen über den Aus- 
fall der Reichstagswahlen wiederhervorgebrochen ist, kaum von 
einem anderen Standpunkt aus so verwerflich , als von dem- 
jenigen der Sozialreform. Durch Beseitigung und Verküm- 
merung des allgemeinen, direkten und geheimen Stimmrechtes 
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würde das Proletariat zum äossersten bereit gemacht, das Bürger- 
tum ihm gegenüber aufs Faulbeet gelegt und der Widerstand 
des extremen Liberalismus gegen alle positive Sozialpolitik 
abermals bis zum derbsten Klassenegoismus gesteigert werden. 
Die volle Vertretung auch des Arbeiterstandes im Parlament 
auf Grund des bestehenden allgemeinen Stimmrechtes hat kein 
politischer Machtfaktor so notwendig, wie ein sozial versöh- 
nendes Kaisertum, wie der roi des gueux der ganzen deutschen 
Monarchie. 

Aber nicht dieser allein. Einer kräftigen Arbeiterpartei 
im Reichstag bedürfen auch das Kapital und der fortschrittliche 
Liberalismus gegen den altkonservativen Besitz und den Rück- 
schritt, und der Konservatismus selbst gegen die staatliche 
Ueberhebung des beweglichen Kapitals, gegen das Einreissen 
der reinen Plutokratie, die an sittlich-politischer Schädlich, 
keit mit der Pöbelherrschaft wetteifert und mit dieser stets 
dasselbe Ende nimmt in der Cäsarenherrschaft und im Verfall 
der Gesittung. War es doch extrem liberale Kapitalherrschaft 
im Verfassungeleben , was den Umschlag zum allgemeinen 
Stimmrechte und zum Cäsarismus in der zweiten Republik und 
im zweiten Kaiserreich wesentlich gefordert hat. Und der 
kapitalistische Liberalismus der preussischen Fortschrittspartei 
in der Konfliktszeit war es, was den > Massenschritt der Las- 
salle'schen Arbeiterbataillonec zur Wahlurne erstmals der preus- 
sischen Monarchie plausibel und den Konservativen annehmbar 
machte. 

Man müsste daher das allgemeine Stimmrecht schaffen, 
wenn es nicht schon da wäre, und zwar ganz besonders um 
des sozialen Friedens und um der positiven Sozialpolitik willen, 
welche der Bourgoisie und dem Grundbesitz gegenüber ohne 
die treibende Unterstützung der Arbeiter ohnmächtig dastünde. 
Die Aufhebung oder Verkümmerung des jetzigen Arbeiter- 
wahlrechtes wäre ein Rückschrittsfehler, wie er verhängnis- 
voller gar nicht gedacht und gemacht werden könnte. 

In der That, was bedeuten denn im einzelnen die schock- 
weise auftauchenden Vorschläge gegen das allgemeine Stimm- 
recht? 
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Da stehen obenan die brutale Aufhebung des Wahlrechtes 
Ar alle Nichtbesitzenden und die Einführung eines zurücksetzen« 
den Elassencensus. Ein solches Unterfangen würde offenbar 
das Proletariat und alle Nichtbesitzenden dem Sozialdemokra- 
tismus zum vollen Umsturz in die Arme treiben und dem Kö- 
nigtum , das ein Schirmherrentum auch der Armen sein und 
bleiben muss, den Arm lähmen. 

Da ist weiter die Rückkehr zum indirekten Wahlmodus 
bei den Reichstagswahlen. Diese Rückkehr wäre gehässig und 
dazu eine widerwärtig schwerfällige Wahlweise, ohne irgend 
etwas Erkleckliches zu wirken. 

Ferner ist die Einführung der offenen Sfcimmgebung vor- 
geschlagen. Das wäre eine äusserst erbitternde Knechtung der 
proletarischen Wähler dem Besitze gegenüber und würde auf 
die Dauer die Lohnarbeiter kaum einschüchtern, aber sicher 
die entschlosseneren Sozialdemokraten nur kecker machen. 

Viertens ist die Beschränkung des Wahlrechtes durch An- 
sässigkeit von zwei oder drei Jahren am Wahlort vorgeschlagen. 
Dies würde mit dem Vagabundentum, das auch wir zur pflicbt- 
mässigen Ausübung des Wahlrechtes nicht angelegt finden, 
zugleich eine Menge vorzüglicher Elemente treffen und verbittern. 
Mit dem Wählen für das politische Leben der Nation hat die 
Reichs- aber nicht die Ortsansässigkeit etwas zu schaffen. 

Ein fünfter Gedanke, welcher an eine verblassende Ein- 
richtung des englischen Verfassungsrechtes, das household- 
Stimmrecht, anknüpfen möchte, will nur den selbständig woh- 
nenden von Haus- und Gesindeherrlichkeit freien Personen das 
Wahlrecht belassen. Dieser Gedanke konnte vielleicht in Frage 
kommen , ehe das allgemeine Stimmrecht eingeräumt wurde. 
Zu bedauern ist es nicht, dass dies nicht geschah ; so wie die 
Wohnungszustande in den grossen Städten, in den Industrie- 
gegenden und bei den Bauern sind, hätte die Einschränkung 
in einer Weise ausschliessend gewirkt, welche der sozialdemo- 
kratischen Neigung des Proletariates immerfort Vorschub lei- 
sten und dem Konservatismus mehr Stimmen entziehen würde 
als der Sozialdemokratie. 

Wieder ein anderer Gedanke »der Rettung« ist die Erhöhung 
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des stimmfähigen Alters von 25 auf 30 Jahre. Diese Massregel 
würde zwar dem Sozialdemokratismus an der Urne einen Teil 
seiner Stimmgarde entziehen, aber den umsturzlustigsten Teil des 
Proletariates nur desto fester an die Sozialdemokratie ketten. 
Wenn das allgemeine Stimmrecht überhaupt begründet ist, so 
gebührt das Wahlrecht Allen, welche in das erste Mannesalter 
eingetreten sind. Die von der Sozialdemokratie geforderte 
Herabsetzung des stimmfähigen Alters auf 21 Jahre lässt sich 
nicht begründen; denn derjenige, welcher Steuern zu zahlen, 
den Militärrock zu tragen, privatrechtlich sich zu binden und 
testamentarisch zu verfügen verpflichtet und berechtigt ist, 
besitzt darum nicht auch die politische Reife zu einsichtiger 
Ausübung des Stimmrechts. Aber nicht berechtigter erscheint 
die Hinaufsetzung des wahlfähigen Alters auf dreissig Jahre. 

Die Zahl der Reaktionsvorschläge ist hiemit nicht er- 
schöpft. Auch die Rückkehr zu rein ständischer Volksvertre- 
tung, mit Beiziehung des altständischen Adels, der Kirche, des 
Kapitals, aber auch des Proletariates ist empfohlen. Wir wer- 
den in einem nächsten Jahrgang d. Zeitschr. hierauf zu einläss- 
licher Untersuchung zurückkommen. Hier beschränken wir 
uns auf die vorläufige Bemerkung, dass der Zusatz einer Bank 
von Arbeiter- oder von »Arbeitskammern«-Abgeordneten nicht 
geeignet wäre , dem reinständischen Vertretungssystem volle 
Berechtigung und gewinnenden Aufputz zu verschaffen. Dieser 
Zusatz würde als verdeckte Versetzung in die ewige Minorität 
von der Sozialdemokratie ausgebeutet werden und der Kampf 
um die Verhältniszahlen för die Vertretung der verschiedenen 
Stände würde nicht enden. Ein Hauptvorteil aber des allge- 
meinen Wahlrechtes, die Gewinnung der Wähler jedes Standes 
für gerechte Anliegen jedes anderen Standes und für unteil- 
bare Nationalinteressen, eine Möglichkeit, welche dem sozialen 
Frieden sehr förderlich ist, käme ganz abhanden. 

Endlich wird die Besserung von der Beseitigung der Stich- 
wahlen erwartet. Wir bewundern die letzteren nicht; sie ha- 
ben unleugbare, der politischen Moral des Parteilebens schäd- 
liche Wirkungen. Allein die einfache Aufhebung der Nach- 
wahl würde wenig nützen, da sie widrige Parteikoalition und 
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Stimraenschacher zwischen ganzen Wahlbezirken schon für die 
Hauptwahl nicht verhüten würde. Helfen könnte, wie längst 
und oft bemerkt worden ist, nur die Zuteilung der Sitze an 
die Parteien nach Verhältnis der gewonnenen Stimmen nach 
irgend einer Wahltechnik des zuerst von Thomas Hare an- 
geregten Systems der Proportionalvertretung. Wir können 
uns für dieses System nicht etwa deshalb nicht erwärmen, 
weil danach die Sozialdemokratie durch die letzten Wahlen 
erheblich mehr Reichstagssitze (über achtzig) erlangt hätte, 
obwohl das denjenigen nicht genehm sein könnte, welche 
mit dem Proportionalsystem dem Anwachsen der Sozialdemo- 
kratie Einhalt thun wollen. Die Bedenken liegen in der 
parlamentarischen Parteizersplitterung , welcher das Propor- 
tionalsystem Vorschub leistet; es gäbe so viele Parteien 
als es einzelne grosse Liebhabereien und Sonderanliegen im 
Volke gibt. Mancher dieser Splitterparteien wäre um ein Linsen- 
gericht für ihren Lieblingsappetit das Interesse der Gesamt- 
heit feil. Die »Minoritätsvertretung« hat jedenfalls zwei Seiten, 
besonders für Deutschland und für die Sozialpolitik. 

Keiner der Keaktionsvorschläge hat ein Recht, selbst wenn 
es die Sozialdemokratie zu hundert Abgeordneten brächte. 
Das abermalige und etwaige weitere Anwachsen der letzteren 
führt zu ganz anderen positiven Forderungen der Verfassungs- 
politik hin. 

Nicht im allgemeinen Stimmrecht an sich, 
sondern darin, dass neben der Kopfzahlvertre- 
tung das Volk nicht auch in seiner Gliederung 
zeitgemäss vertreten ist, liegt die Gefahr der Sozialdemo- 
kratie, wurzelt die unversiegliche Hoffnung der Massen 
und ihrer Führer auf den Sieg ihrer Sache, sogar auf 
legale nicht bloss auf revolutionäre Erlangung der Macht 
für den Umsturz zu einer unbekannt wie beschaffenen 
radikalen Weltverbesserung. Im deutschen Reiche herrscht 
für die Wahl der Volksvertretung bereits seit zwanzig Jahren 
der extreme, einseitige Demokratismus, ohne dass ihm 
ein direktes oder auch nur ein standhaltendes indirektes 
Gegengewicht in der Volksvertretung angehängt ist, 
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ohne dass die Verfassung so ausgebaut wäre, wie es die Idee 
gesunder Volksvertretung verlangt. Der naturrechtliche 
Individualismus, welcher das Volk nur als Summe von Einzelnen, 
und den Staatswillen nur als Massenmehrheitswillen auffasst, 
statt das Volk zugleich in seinem gliedlichen Aufbau aus 
Kommunalkörperschaften und in der Mannigfaltigkeit 
seiner dermaligen also neuzeitlichen Gesittungsverzwei- 
gung zur Volksvertretung heranzuziehen, — dieser de- 
mokratische Individualismus auf verfassungsrechtlichem 
Gebiet, welcher uns schon zwanzig Jahre am Schöpfe hält, ist 
die eigentliche Wurzel der »geistigen Machte des Sozialdemo- 
kratismus über die Massen, der tiefste Grund seiner Gefahr. 
Er muss durch eine positive, ganz im Geiste der Neuzeit ge- 
haltene Lösung auch der zweiten Seite des Problems einer 
guten Volksvertretung bekämpft werden, wenn man die Umsturz- 
hoffnungen ersticken und den Erfolg wirklicher sozialer Be- 
friedigung durch die positive Sozialpolitik erreichen will. Bei 
dieser Cnfertigkeit neuzeitlicher Verfassungsbildung konnte es 
gar nicht anders kommen, als dass der politische mehr und mehr 
zum sozialen Demokratismus praktisch sich fortentwickelt. 

Wir behalten uns vor, diese Auffassung demnächst in dieser 
Zeitschrift durch eine eindringende Untersuchung zu begründen 
und die Möglichkeit einer zweckmässigen Lösung des Ver- 
fassungsproblems im einzelnen nachzuweisen; die Gedanken 
hierüber sind ins einzelne fertig, sonst wäre es nicht erlaubt, 
obige Eardinalbehauptung in gegenwärtiger Abhandlung so 
bestimmt auszusprechen. Auf drei Punkte jedoch haben wir 
schon hier mit Nachdruck näher hinzuweisen : Einmal auf die 
im eigensten Wesen der Gesellschaft und des Staates wurzelnde 
Notwendigkeit, im Zeitalter der allgemeinen Wehrpflicht zwar 
die uneingeschränkte Massen wähl der Individuen vorbehaltlos 
anzuerkennen, aber auch das Volk in seinem gliedlichen Aufbau 
und in der ganzen Funktionsverzweigung seiner lebendigen 
Gesittung zur Teilnahme am Staatsleben heranzuziehen. Sodann 
auf die Thatsache, dass nur in der Verfassung des deutschen 
Reiches die zweite Seite der Volksvertretung ganz fehlt, während 
sie nicht bloss in den Gliedstaaten des Reiches, sondern auch 
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and gerade in den »demokratischen Republiken« mehr oder 
weniger teils durch angepasste Reste altständischer Vertretung, 
teils durch neuzeitliche Bildungen , wenn auch nicht vollent- 
wickelt schon wahrzunehmen ist. Endlich drittens auf die so- 
zialpsychologische Notwendigkeit des fortwährenden Wachstums 
der Sozialdemokratie beim verfassungsrechtlichen Verharren 
im einseitigen Wahldemokratismus, zumal dann, wenn, wie es 
in Deutschland seit zwanzig Jahren der Fall ist, dieser Demo- 
kratismus die Staatskunst und die Erhaltungsparteien selbst 
opportunistisch gefangen hält während die Staatswissenschaft 
vor demselben Opportunismus schon Jahrzehnte lang schweigt 
and gegen ihn nicht aufkommen will. 

Zuerst die Verknüpfung des allgemeinen Stimmrechts mit 
der Vertretung öffentlicher Körperschaften und Anstalten! Wir 
haben die individualistische Massenvertretung des allgemeinen 
Stimmrechtes für Gegenwart und Zukunft wider die Gegner 
bereits vertreten, aber den tiefsten Grund ihrer Berechtigung 
nicht angegeben. Dieser Grund liegt jedoch nahe. Mehr, 
denn je in der Geschichte hat der Einzelne und jeder Einzelne 
eine Fülle freien Eigenlebens und mehr weniger Sinn für das 
berechtigte Eigenleben aller Anderen. Es verstärkt den Staat, 
wenn jeder Einzelne unmittelbar für das Ganze patriotisch, 
für andere Einzelne sympatisch, für sein berechtigtes eigenes 
Interesse und Eigenleben selbstthätig herangezogen wird. Das 
politische Leben der Nation wird schwunglos und entbehrt 
starker Antriebe zum Fortschritt, wenn nicht alle erwachsenen 
Männer von unbeflekter, bürgerlicher Ehre sich bei der Wahl 
der Volksvertretung geltend zu machen vermögen. Ohne den 
Antrieb der Volksmasse kommt man im Staate zu keinem 
positiven Wirken für das »Volk«. Allein so berechtigt das 
allgemeine Stimmrecht als das einzige Mittel individueller 
Heranziehung des ganzen Volkes erscheint, so einseitig ist 
»ine abschliessende Anwendung für die Bildung der Volks- 
vertretung. Das Volk ist nicht bloss eine Summe von Indi- 
viduen, es ist auch ein Ganzes von Kommunalgliederungen im 
territorialen Grundriss seiner Gesellschaftsgebilde und eine 
Vielfältigkeit von Organen aller Bereiche seines Gesittungs- 
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lebens im Kulturaufriss. In jenem Aufbau und in dieser Ge- 
sittungsverzweigung , in welche Beide jedes Individuum aufs 
vielseitigste verwoben und durch deren Vertretung es mitver- 
treten ist, muss das Volk auch zum Staate, in welchem es zu 
einheitlichem Wollen und Handeln sich zusammenfasst, not- 
wendig herangezogen werden. Diese Aufgabe bestünde, auch 
wenn keine Sozialdemokratie gekommen wäre ; denn vor dieser 
bedrohte ihr Gegenfüssler, der extrem liberale Individualismus 
des Kapitals , den Staat und das Volk. Nachdem aber die 
Sozialdemokratie ins Leben gerufen ist und wächst, ist die 
Notwendigkeit positiven Fortschrittes zur zweiten Aufgabe neu- 
zeitlicher Gestaltung der Volksvertretung für die Verfassungs- 
politik vollends gegeben worden. Die Sitze des grössten Reich- 
tums, des auswärtigen Handels, der Industrie, des Verfassungs- 
lebens , der obersten öffentlichen Anstalten und Berufskörper- 
schaften für Kunst, Wissenschaft, Erziehung, Geselligkeit, — 
Berlin halb, die Grossstädte Hannover, Frankfurt, München, 
Mannheim — sind zur Zeit für und durch die Proletarier 
vertreten ! Gibt das nicht zu denken, ob nicht zur Massenver- 
tretung eine Vertretung der Kommunal- und Gesittungs- 
gliederung einer Nation notwendig hinzukommen müsse, wenn 
nicht das Bedeutendste und Wertvollste, in welches die Einzelnen 
mit ihrem Leben verflochten sind, zur Ohnmacht verdammt 
bleiben soll ? Kein Unbefangener, dem die Binde des schranken- 
losen Individualismus, des dutzendmal widerlegteu »Natur- 
rechts« von den Augen gefallen ist, wird diese Frage unbedingt 
verneinen können. Bei ausschliessender Wahl der Volksver- 
tretung durch Massenabstimmung kann es gar nicht fehlen, 
dass die Masse der nichts oder wenig Besitzenden samt allen 
unzufriedenen Individuen die Mehrheit erlangt und dass diese 
Mehrheit die Macht für die Sonderinteressen derjenigen, welche 
die Mehrheit gebildet haben, so rücksichtslos ausbeutet, wie 
die kapitalistische Minderzahl sie für sich jemals auszubeuten 
verstand. Das liegt in der menschlichen Neigung begründet, wel- 
che, soweit der Einzelne entscheidet, zuerst für diesen und erst in 
zweiter Linie für Andere und für das ganze Volk zu sorgen be- 
strebt bleibt. Alle vorläufigen Widerstandskräfte, die Monarchie, 
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ihr Beamtentum, das Militär kommen hiegegen auf die Dauer 
nicht auf, sondern laufen selbst Gefahr, durch Generationen 
lange Erschütterung allmählich brüchig zu werden. Der Fort- 
gang zur Ausbeutung der Staatsmacht für da» Sonderinteresse 
des Proletariates kann nicht ausbleiben, wenigstens die Um- 
sforztendenz daraufhin nicht gebannt werden. Die ganze Ver- 
fassungsgeschichte spricht durch analoge Fälle för das letzte 
Auslaufen in Massenherrschaft. Der optimistisch-opportunis- 
tische Trost, das allgemeine Stimmrecht, das auch von uns nicht 
an sich sondern nur in seiner gegengewichtslosen Geltung ange- 
fochten ist, werde diesen Schaden schon selbst heilen, hält nicht 
Stich ; die Sozialdemokratie wird dabei unaufhörlich gedeihen und 
nach allen Umsturzniederlagen immer wieder hervorbrechen. 
Diese Entwicklung kann nur aufgehalten und bewältigt werden, 
wenn ohne jede Tendenz gegen das Proletariat vielmehr im 
allseitigen Volksinteresse das kommunalkörperschaftlich und 
berufskörperschaftlich gegliederte Volk, — wenn die öffentlichen 
Organe, die an sich schon grosse Gesamtinteressen vertreten 
und zusammen alle Volksgliederungen und Volksteile um- 
schliessen, — zum Aufbau der Volksvertretung, sei es ein- sei 
es zweikammerlich , herangezogen werden. Eine Grundauf- 
gabe der Staatskunst und der Staatswissenschaft gegenüber der 
Sozialgefahr liegt daher auf dem Gebiete der gemeinrecht- 
lichen Verfassungspolitik. Diese Aufgabe kann nicht auf ein- 
mal, nicht durch Einzelne, nicht von Anfang vollkommen, 
aber sie muss gelöst werden. Mag also auch das Proletariat 
wählen , selbst auf die Gefahr hin , dass es ein Viertel und 
mehr aller Sitze erobert. Aber gebe man ihm nicht den 
ganzen Staat, welcher nicht der Eopfzahlmehrheit sondern dem 
ganzen Volke in seiner lebendigen Gliederung gehört. 

Das Zweite, was wir diesfalls schon in dieser Abhandlung 
zu betonen haben, ist die Thatsache, dass nur in der deutschen 
Reichsverfassung der extreme Demokratismus des reinen Volks- 
wahlsystems ohne jedes direkte und nur mit einem unzu- 
reichenden mittelbaren Gegengewicht Eingang gefunden hat. 

In den gliedstaatlichen Verfassungen sind fast überall erste 
Kammern mit lebenslänglichen Kronpeers, mit erblichen Stan- 

Zritichr. 1 Staatsw. 1890. H. Heft. X8 
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desherrn, mit Vertretern der Kirche, der Universitäten, der Gross- 
städte und des Grossgrundbesitzes; sogar den Abgeordneten- 
häusern sind hier wie auch in Österreich derartige Elemente, 
auf dem Wege der Wahl oder unmittelbar, zugesetzt, während 
die allgemeine Volkswahl teilweise und im ganzen vielleicht 
zu sehr bei der Bildung der Volksvertretung sich zurückge- 
setzt findet. Die altständischen Vertretungszusätze selbst sind 
seit Abschaffung aller Steuer- und Militär- Vorrechte dem Zweck 
der mässigenden und erhaltenden Verfassungspolitik mehr oder 
weniger gut angepasst worden. 

Sogar die demokratischen Republiken haben ihre Senate 
und Ständeräte, in welchen teils durch die Art der Zusammen- 
setzung, teils durch wichtige Sonderbefugnisse für Aemterer- 
nennung und auswärtige Politik, bedeutende Gegengewichte 
gegen schrankenlosen Demokratismus zu erkennen sind. Der 
nordamerikanische und der schweizerische Bundesstaat haben 
so wenig wie England abschliessende Volksvertretung des 
allgemeinen Stimmrechtes. Die dritte franzosische Republik 
besitzt im Senat ein Oberhaus, welches nicht bloss sehr wohl- 
thätig wirkt, sondern in seinem Aufbau aus den Kommunal- 
körpern den einen Gedanken positiver Verfassungspolitik nach 
neuzeitlichem Bedürfnisse verwirklicht zeigt. Wir führen 
auch diese Thatsachen nur zur vorläufigen Bescheinigung der 
Richtigkeit des Gedankens positiver Verfassungspolitik an ; 
bei der besonderen Begründung des letzteren werden wir ge- 
nauer darauf zurückkommen. Von selbst versteht sich , dass 
für das Deutsche Reich die Aufgabe , in der seinen Verhält- 
nissen entsprechenden Weise eigenartig zu lösen sein würde. 

Der dritte schon in der gegenwärtigen Abhandlung zu 
betonende Punkt ist die s. z. s. sozialpsychologische Unver- 
meidlichkeit der Entartung des fast schrankenlos eingeräumten 
Wahldemokratismus zu sozialdemokratischen Umsturzbestreb- 
ungen. Ganz von selbst gerät der öffentliche Geist in den 
Wahn hinein, das Wahlrecht sei lediglich individuelles Recht 
ohne Pflicht gegen das Ganze, der Wille der Mehrheit der 
Individuen sei souverän über alle Gliederungen und Gesittungs- 
bereiche der Nation , wie über die Minderheit ; derselbe sei 
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der » allgemeine c, dabei stets unfehlbare, weise, gute > Volks- 
wille c, während doch die Heranziehung der Massen zu Mehr- 
heitsentscheidungen nur eine unter bestimmten geschichtlichen 
Voraussetzungen geeignete Form der staatlichen Mitwirkung 
aller Einzelnen zu dem Zwecke ist, dass zwar jeder als Glied 
der Volksgemeinschaft sich auch für sich geltend machen, 
aber zugleich für das ungeteilte Interesse des Volkes und aller 
seiner Einrichtungen und Bürger staatlich eintreten könne. 
Aus jener grundfalschen Annahme des naturrechtlichen Indi- 
vidualismus wird dann abgeleitet, dass für die Herstellung der 
Organe einheitlichen Wollens in Regierung, Gesetzgebung und 
Verwaltung nur der Mehrheitswille der Individuen tauge, dass 
die Volk benannte jeweilige »Mehrheitc der einzig berechtigte 
Souverän sei, die Regierungen im Masseninteresse einzusetzen 
und zu stürzen, und dass die parlamentarische Mehrheits- und 
Parteiregierung — ohne jeden Zügel durch eine zur Obhut 
aller Interessen geeignete, weil durch Geschichte und Familien- 
interesse mit dem ganzen Volk solidarisch verschmolzene Mo- 
narchie — den Gipfel verfassungspolitischer Vollkommenheit 
darstelle. 

Von diesem Wahnideal und Götzen, vor welchem hundert 
Jahre nach dem ersten bürgerlichen Verwirklichungsversuch 
und trotz allem Leiden Frankreichs auch unsere Zeit noch 
auf den Enieen liegt, ist es wirklich nur ein Schritt zum 
unvertilglichen Sozialdemokratismus. Man braucht nur die 
Proletarier und alle Unzufriedenen zu sammeln, von allen er- 
haltenden Kräften loszulösen, autoritäts- und glaubenslos, 
lüstern und anspruchsvoll zu machen, jbo ist eine grosse Aussicht 
auf die Mehrheit, mit der Mehrheit früher oder später auf die 
Macht und auf den Gebrauch der Macht zum radikalen Um- 
sturz für volksstaatliche Kollektivproduktion gegeben. Die 
Masse des Proletariates kann dem festen Glauben, dass die 
Sozialdemokratie nicht sehr spät irgend Etwas bringen werde, 
was von der positiven Sozialpolitik in Jahrhunderten nicht ge- 
boten werden würde, bei schrankenlos demokratischer Bil- 
dung der Volksvertretung gar nicht entzogen werden. Darum 
bleibt eine völlig aus dem Wesen von Staat und Gesellschaft 
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und aus dem Stoffe unserer neuzeitlichen Volksgesittung ge- 
schöpfte Vervollständigung der Volksvertretung ein Bedürfnis; 
sie bildet praktisch den Schlussstein der Bekämpfung der Sozial- 
demokratie und des Erfolges positiver Sozialpolitik gegen den 
Sozialderaokratismus. 

Der schrankenlose Demokratismus hat sich im Verfassungs- 
recht über die Volksvertretung um so leichter aufrecht er- 
halten, da das Bürgertum aus Furcht vor altständischer Re- 
aktion in Staat und Gemeinde, oder aus politischer Tages- 
zweckmässigkeit, aus falschem Opportunismus, selbst im schran- 
kenlosen Individualismus auf dem Boden des Verfassungsrechtes 
gefangen bleibt, und mit ihm auch die Staatskunst selbst. 

Man kann beiden daraus keinen Vorwurf machen. Aus 
zwei Gründen nicht. 

Einmal ist weder in den gliedstaatlichen, noch in den 
kommunalen Volksvertretungen Alles so geordnet, um Rück- 
fälle in teilweise altständische oder rein zensuale Bildungen 
auszuschliessen, und den Massen den verhältnissmässigen An- 
teil am Staatsleben eingeräumt erscheinen zu lassen. Das 
Problem zeitgemässer Verknüpfung der allgemeinen Volkswahl 
mit Wahl und Entsendung durch die und aus den Kommunal- 
körperschaften und aus den öffentlichen Organen der verschie- 
denen Zweige der nationalen und lokalen Gesittung heraus — 
dieses Problem ist auch im gliedstaatlichen und im gemeind- 
lichen Leben nicht gelöst, z. t. noch nicht einmal aufgestellt. 
Schon darum ist wenig Aussicht darauf, dass jener schranken- 
lose Wahldemokratismus im Flug und für immer aus den 
Köpfen der Gebildeten und Besitzenden verschwinde. 

Dazu kommt ein Zweites : auch die Wissenschaft hat vor 
diesem Demokratismus seit zwanzig Jahren die Fahne gesenkt 
und Schweigen Gold sein lassen. Sicherlich nicht aus Feig- 
heit, sondern ebenfalls aus Opportunismus und zurückgeschreckt 
durch den Misserfolg der wissenschaftlichen Versuche, welche 
in den fünfziger Jahren — wir kommen hierauf in unserer 
besonderen Arbeit über den Gegenstand zurück — gemacht 
worden waren, um eine rein ständische Volksvertretung wieder 
zur Geltung zu bringen. Dieser Opportunismus kam, nachdem 
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Forst Bismarck das allgemeine Stimmrecht dem schranken- 
losen Liberalismus der Konfliktszeit nach innen, nach aussen der 
Rivalität Oesterreichs entgegengesetzt hatte, auch in der Wissen- 
schaft zur Geltung. Diese gab sich mit dem allgemeinen 
Stimmrecht ebenfalls zufrieden. Nun ist ja das allgemeine 
Stimmrecht, wie schon gezeigt, kein Fehler; es war unver- 
meidlich geworden, man darf es gar nicht wieder abschaffen. 
Man verstösst also nicht einmal gegen die Autorität des Fürsten 
Bismarck und gegen die Pietät für die Wiegenzustände des 
Deutschen Reiches, wenn man dem ersten Schritt positiver Ver- 
fassungspolitik den zweiten hinzufügt. Fürst v. Bismarck 
würde, wenn er jünger wäre und noch länger am Steuerruder ge- 
blieben wäre, vielleicht selbst den verfassungsrechtlich schranken- 
losen Individualismus, ohne Aufhebung des allgemeinen Stimm- 
rechtes, durch positive Verfassungspolitik überwunden haben, 
wie er den ökonomisch schrankenlosen Individualismus ohne 
Antastung der grossen Freiheits-Errungenschaften des Libera- 
lismus durch positive Sozialpolitik zu balancieren verstanden 
hat. Er hat sich nie gescheut opportun gewesene Schritte 
zurückzuthun; die Wiederherstellung der erreicht gewesenen Zoll- 
einigung mit Oesterreich hätte er später wahrscheinlich nicht 
ungerne gesehen. Der grosse Staatsmann hätte vielleicht schon 
länger auf diese Bahn eingelenkt, wenn dafür die Wissenschaft, 
ebenso wie für die Sozialpolitik die notige Vorarbeit gethan 
und den öffentlichen Geist darauf vorbereitet gehabt hätte. 
Selbstverständlich muss auch für die Zukunft diese Vorarbeit 
wirklich geleistet werden und sie wird Zeit brauchen. Ist sie 
einmal geschehen und kommen dann innere und äussere Er- 
eignisse , welche die Nation bis ins Mark erschüttern , wie 
die Attentate von 1878 oder der Franzosenkrieg von 1870, 
oder die » Franzosengefahr c von 1887, so wird auch die posi- 
tive Verfassungspolitik ganz gesetzlich auf dem Weg der all- 
gemeinen Volkswahl selbst ihren Einzug halten; den jetzigen 
Reichstag damit zu befassen, wäre so verfrüht wie aus- 
sichtslos. 

Hat denn aber nicht schon in der bestehenden Reichs- 
verfassung die allgemeine Volkswahl mittelbar zwei grosse 
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Gegengewichte: die Diätenlosigkeit und die im Wesen des 
Monarchieen-Bundesstaates liegende Unmöglichkeit parlamen- 
tarischer Parteiregierung ? 

Wir unterschätzen die Bedeutung dieser Gegengewichte 
wahrlich nicht. Ohne sie wäre das Deutsche Reich nicht 
einmal die zwanzig Jahre her zu regieren gewesen. Reichen 
aber diese Gegengewichte aus? Werden sie standhalten, wenn 
ein Sturm in die Zeit führe, wenn innere oder äussere Kata- 
strophen kämen? Sind dieselben ohne jede Schattenseite und 
unbemängelt ? 

Was die Diätenlosigkeit betrifft, so ist sie stark an- 
gefochten. Sie gibt jedem Reichstag jenen pluto-aristokra- 
tischen Zug, der vielen um so widerwärtiger ist, als das Reis 
der Besitzvertretung auf den Stamm des Demokratismus ge- 
pflanzt, in das Beet der allgemeinen Volkswahl eingesetzt ist. 
Der Zweifel ist erlaubt, ob diese mittelbare Eindämmung des 
schrankenlosen Wahldemokratismus schwere Krisen der Nation 
überdauern werde. Keinesfalls hat bis jetzt die Diätenlosig- 
keit das Anwachsen der sozialdemokratischen Flut zu hindern 
vermocht. Die Sozialdemokratie kann ihren Abgeordneten den- 
noch Diäten geben und wird sie zu geben vermögen, auch wenn 
sie es zu hundert Mann im Reichstag bringt. Die Fortschritts- 
partei hat den Versuch der Bezahlung aus Wählertaschen schon 
einmal gemacht. Kontrollierbar ist diese Bezahlung nicht, ausser 
durch einen Verfassungseid, der das Verbot der Privatdiäten- 
annahme enthält, aber mittelbar umgangen werden kann. Keines- 
falls ist die verdeckte Diätenzahlung an sich vortrefflich; denn 
sie kettet den so ausgehaltenen Abgeordneten knechtisch an 
die Parteileitung und an reiche und einflussreiche Wähler, hält 
dagegen unabhängige Charaktere von den Kandidaturen ferne. 
Dazu kommt ein schon fühlbarer Missstand von gefährlichem 
Belang. Bei gesetzlicher und thatsächlicher Diätenlosigkeit 
gelangen in den Reichstag besonders leicht Männer, welche 
Zeit, Geld und Lust genug haben, über die Tagungen als 
Reichsvertreter in Berlin zu sitzen, indem sie zu Hause über 
einen Geschäfts- oder Amtsstellvertreter verfügen. Das sind 
die Grossgrundbesitzer, die Grossindustriellen, auch Geistliche, 
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welche in der Hauptstadt ohne grosse Kosten unterstand fin- 
den. Kürzer gesagt, die Diätenlosigkeit leistet einseitigem 
Agrariertara , Schutzzöllnertum und Klerikalismus Vorschub. 
Wenn daraus auch keine wirkliche Ausbeutung des ganzen 
übrigen Volkes hervorginge, so entsteht doch und erhält sich 
und verstärkt sich der böse Schein davon ; das Schlagwort der 
Brodverteuerung bei den jüngsten Wahlen dürfte dem Sozial- 
deniokratismus und der übrigen Opposition einen nicht zu 
unterschätzenden Stimmenzuwachs verschafft haben. Der Re- 
gierung ist diese mittelbare Stärkung des Gross besitzes und 
des Kirchentums nicht günstig, wenn sie einmal die Zeit ge- 
kommen findet, die Schutzzölle zu ermässigen, eine Zeit, die 
kommen kann , um durch Konzessionen ausländische Märkte 
wieder zugänglicher zu machen, und die gekommen sein wird, 
sobald die Landwirtschaft die schon nachgewiesene Hebung 
wird erfahren haben und die auswärtige Konkurrenz unge- 
fährlich wird bestehen können. Hienach ist die Diätenlosig- 
keit weder ein ausreichendes, noch ein unbedingt standhalten- 
des, noch ein unbedenkliches Gegengewicht. Sie ist unent- 
behrlich dem Demokratismus gegenüber, so lange nicht eine 
positive Verfassungspolitik die ganze zeitgemässe Vertretung 
bringt, aber ganz entbehrlich, wenn dies geschieht. Der so- 
zialdemokratischen Hetze der Massen gegen den bestehenden 
>Kapitalistenstaatc gibt sie einen sehr wirksamen Grund, bezw. 
Vorwand. 

Das andere Gegengewicht wird in der Unmöglichkeit 
parlamentarischer Parteiregierung im Monarchien-Bun- 
desstaate gefunden. Wir sind der Ansicht, dass die ge- 
nannte Begierungsweise für Deutschland auf absehbare Zeit 
nur nachteilig wäre, aber auf solche Zeit auch gar nicht aus- 
führbar ist. 

Das System erschwert feste Regierung im Innern und sichere 
Führung der Geschäfte nach aussen ganz ungemein. In Nord- 
amerika besteht es nicht, und wenn es dort bestände, so würde 
das nichts für die Uebertragung nach Ländern alter Kultur 
beweisen. In England arbeitet dasselbe System nicht mehr 
so gut, seitdem die Macht vereinter Nobüity und gentry durch 
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neuere Verfassungsgesetze erschüttert ist. In Oesterreich-Ungarn 
ist seine Gefahr durch die eigenartige Mannigfaltigkeit der 
staatlichen Elemente sehr gemildert. Frankreich seufzt, ob- 
wohl es in seinem Senat ein wirkliches Gegengewicht neu- 
zeitlichen Schnittes schon besitzt, unter den Regierungsstürzen 
seitens der Parlamentsmehrheiten. Der Partei- und Klassen- 
herrschaft und der Korruption ist das System günstig; die 
sozialdemokratische Agitation würde des Futters die Fülle dabei 
finden und das Kabinettwerfen durch Voten nicht regierungs- 
fähiger Parteikoalitionen mit Lust betreiben helfen. 

Die parlamentarische Mehrheitsregierung ist aber auf ab- 
sehbare Zeit für Deutschland auch gar nicht möglich. Wollte 
der Versuch gemacht werden, so wäre eines von zwei Dingen 
nicht zu vermeiden. Entweder beruft der Kaiser allein die 
parlamentarischen Ministerien, während er jetzt nur Verwaltungs- 
sekretariate besetzt, so wäre dies eine die Treue der Bundesstaaten 
schwer erschütternde Zurücksetzung der verbündeten Fürsten, 
eine sehr gefahrvolle Etappe zum Einheitsstaat ; die preussische 
Dynastie wird sich auf diesem Weg sicherlich nicht oder nie 
lange zum unzeitigen Unitarismus fortreissen lassen. Oder 
es wird an die Ernennung durch den Kaiser mit Zustimmung 
des ganzen Bundesrats gedacht, so ist dies aufliegend die 
babylonische Verwirrung oder es ist Farce. Diese Gestaltung 
kann nicht kommen. Die eigentliche Regierung Deutschlands 
bildet der Bundesrat mit Reichskanzler und Kaiser an der 
Spitze. Daneben ist nur Platz für Verwaltungsfachministerien, 
ob man sie Staatssekretariate oder Reichsämter nennt. Dennoch 
sind »verantwortliche! Reichsministerien von links bis in die 
Reihen der Nationalliberalen hinein vom Demokratismus und 
Liberalismus gefordert worden. Unter einem Kaiser, welcher 
der Lockung weniger widerstände, könnte ja wohl einmal ein 
Versuch stattfinden ; — bei der schwachen Neigung der Hohen- 
zollern, ihre Macht »zur Erhabenheit des Knopfes am Kirch- 
turme verflüchtigen, zu dem »Tüpfelchen auf dem I« werden 
zu lassen, sicherlich nur auf sehr kurze Zeit! 

Eine andere Frage ist es jedoch, ob die bisherige Art der 
unparlamentarischen Besetzung des Bundesrates und der Ver- 
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waltungssekretariate ein unbedingt ausreichendes, standhalten- 
des und wünschenswertes Gegengewicht gegen den Wahldemo- 
kratismus bilde. Die bisherige Weise der Reichsregierung 
hat das entschiedene Gepräge einer Mischung persönlichen und 
büraukratischen Regimentes. Ist darin der Gipfel der Voll- 
kommenheit erreicht ? Ist dies das Beste für die Verschmelzung 
der deutschen Landsmannschaften? Ist es sonst zweckmässig? 
Wird es auf die Dauer die Nation befriedigen ? Liegt in dem 
Verlangen nach »verantwortlichen Reichsministerien« nicht auch 
etwas, was ausführbar und wünschenswert ist? Wir verneinen 
die vorangehenden und bejahen die letzte Frage. 

Zweierlei kann an dem Wunsche berechtigt erscheinen. 
Einmal die grössere Selbständigkeit der Reichsverwal- 
tungsministerien oder Reichsfachämter — des Auswärtigen, 
des Reichsinneren, der Reichsfinanz, des Reichskriegswesens, 
der Marine, bald vielleicht auch der Kolonien u. s. w. — unter 
Entlastung des Reichskanzlers von der verwaltungsmässigen 
Verantwortlichkeit, unter direktem Verkehr mit dem Kaiser in 
den höchsten Entscheidungen der Ressortverwaltung, endlich 
mit Unterstellung der fachministeriellen Gesetzesentwürfe 
und Organisationshauptanträge an das Ministerkollegium 
unter Vorsitz des Reichskanzlers, behufs Unterbreitung beim 
Bundesrat und Kaiser, ohne Beeinträchtigung der Initiative 
des Bundesrates und Reichstages. Sodann die persönliche 
Heranziehung auch von Abgeordneten zur Reichsverwaltung. 
Die Reichsregierang bliebe unverrückt bei Bundesrat und 
Kaiser. 

Der eine wie der andere Gedanke hat unläugbare Licht- 
seiten. 

Der Reichskanzler, welcher regelmässig selbst Fachminister 
und preussischer Ministerpräsident sein wird, kann nicht immer 
ein Riesengeist sein, der die fachministerielle Verantwortung 
auch für alle Reichsverwaltungsressorts und dazu noch viel- 
leicht für das eine oder andere Fachministerium des grössten 
Bundesstaats übernehmen kann. Dem fruchtbaren, ruhigen, 
sicheren und gleichmässigen Gang der Geschäfte kann es nicht 
schaden, wenn die Verwaltungs-Staatssekretariate oder Fachmini- 
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sterien eine gewisse Selbständigkeit erlangen und der Reichskanzler 
auf die mehr formell rechtliche Verantwortlichkeit gegen- 
über Kaiser, Bundesregierungen (Bundesrat) und Reichstag sich 
zurückzöge. Ist bloss dies mit »verantwortlichen Reichsmini- 
sterien c gemeint, so wird man den Vorschlag nicht unbesehen 
verwerfen müssen. 

Die andere Seite der Sache , nemlich der Wunsch , im 
Reiche wie in den Bundesstaaten auch parlamentarische Talente 
heranzuziehen, wenn sie besser sind als Bureaukraten, die Ein- 
lebung in die Geschäfte erwarten lassen oder die Einschulung 
vorher durch Staats- und höheren Kommunaldienst bereits er- 
worben haben, ist wohl nicht ohne jede Berechtigung. Immer 
unter der Voraussetzung, dass der Kaiser unbehindert ist, den 
noch besseren Mann ausserhalb des Parlamentes zu suchen 
und in der Personenwahl an keine Partei- oder Parteikoalitions- 
Mehrheit sich gebunden zu erachten. Stellt die Minderheit 
die Kapazität für einen Reichsverwaltungszweig, so kann man 
auch sie heranziehen. 

Dies System würde vervollständigt werden, wenn auch in 
den Gliedstaaten nach solchen Grundsätzen, vorgegangen würde. 
Das würde wohl weiter dazu führen, dass auch nichtpreussische 
Fachminister parlamentarischer Provenienz in den Bundesrat 
und in den Reichstag selbst kämen und vom Kaiser für die 
Reichsverwaltung erkoren würden. Was man sich von dieser 
Politik — einer Aenderung der deutschen Reichsverfassung 
bedürfte es dazu vielleicht nicht, — versprechen dürfte, wären 
hauptsächlich folgende drei Vorteile: die Herausholung be- 
deutender Kräfte aller Parteien aus der verantwortungslosen 
Opposition, und Oppositionsgewöhnung, die Verschmelzung der 
Landsmannschaften im Reich durch bedeutende Männer jedes 
Stammes, die Milderung des bei formellem Wahldemokratismus 
doppelt herben Zuges abschliessend bureaukratischer Reichsver- 
waltung und ihrer Gesetzesvorlagen , endlich die Beseitigung 
schon des blossen Scheines einer bei allgemeinem Stimmrecht 
dennoch persönlichen Regierung des Reichkanzlers oder des 
Kaisers als »eigenen Reichkanzlers«. Das würde die Sozial- 
demokratie sicherlich nicht versöhnen, aber alle übrigen Parteien 
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einander wahrscheinlich näher bringen, die Gegensätze zwischen 
Reichstag and Reichsregierung mildern, das wilde Parteikoa- 
litionswesen abschwächen, die Parteien der Erhaltung einen 
und kräftigen. Eine »starke Regierunge und ihre Festwurzelung 
sowohl im Boden des allgemeinen Stimmrechtes, als im Boden 
derjenigen Vertretungsorgane, welche die positive Verfassungs- 
politik weiter zu schaffen hat, wörde dabei nur gewinnen. 
Deutschland liefe auch gar keine Gefahr, der parlamentarischen 
Despotie der Erwählten des allgemeinen Stimmrechtes zu ver- 
fallen. Dem langsam ausreifenden Fortschritt im Verfaasungs- 
rechte würde diese Richtung des Verfassungslebens nur 
nützen können. 

Damit stehen wir vor der zweiten grossen Aufgabe: der 
positiv verfassungspolitischen Bekämpfung der Sozialdemokratie 
auf dem Boden auch des Verfassungs 1 e b e n s , nicht bloss 
der Verfassungsgesetzgebung und der Verwaltungsorganisa- 
tion. In dieser Richtung haben sich der Sozialdemokratie 
gegenüber die Parteien der Erhaltung die Hände zu verstärk- 
tem Widerstand zu reichen und die Regierung kann dies gewal- 
tig fordern. 

Am meisten wird erreicht werden, wenn die Ausnahme- 
gesetze gefallen und die in dem Kampf über letztere gebrauchten 
Streitäxte, wie es nun den Anschein hat, allseitig begraben 
sein werden. Man beklagt es, dass jene Liberalen, welche aus 
Hass des > Karteiles c für das Zentrum stimmten, für die parla- 
mentarische Uebermacht der Zentrumsführung gearbeitet haben ; 
man bekreuzigt sich vor dem Zentrum fast so arg wie vor der 
Sozialdemokratie. Geht man hierin nicht zu weit und kann 
man nichts thun, um das einmütige Zusammenstehen aller 
i. w. S. erhaltenden Parteien bei den Wahlen der Sozialdemo- 
kratie gegenüber zu bewirken ? Wenn irgend eine Gesellschafts- 
macht Ursache hat, dem Sozialdemokratismus entgegenzutreten, 
so ist es der Katholizismus; seine Gläubigen, ob Bauern oder 
nicht, sind überwiegend Besitzende ; der Atheismus der Sozial- 
demokratie und das positive Christentum stossen sich aufs 
stärkste ab. Je höher die Fluth des Sozialdemokratismus 
steigt, desto mehr drängt die gemeinsame Gefahr den Katholi- 
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zismus Rücken an Rücken zu den übrigen Parteien der Erhaltung ; 
man muss nur auf der anderen Seite aufhören, in jedem 
Katholiken einen > vaterlandslosen Römling« zu wittern. Um- 
gekehrt drängt die gemeinsame Gefahr die »Konservativen« und 
das liberale Bürgertum zu den Parteien kirchlicher Erhaltung. 
Lasse man doch jeden Deutschen auf seine Weise selig werden, 
obgleich man in Rom die Dogmen der unbefleckten Empfäng- 
nis Maria und der päpstlichen Unfehlbarkeit festhält. Vor allem 
beseitige man die letzten Reste der Ausnahmegesetze und gebe 
den Katholiken, wenn der Friede nicht anders zu machen ist, 
selbst ihre Orden zurück, die im Inland vielleicht weniger 
gefahrlich sind als im Ausland und den Weltklerus wie früher 
so auch künftig in der Lust der Opposition gegen die welt- 
liche Gewalt bedeutend abkühlen dürften. Wäre denn das 
Zentrum ohne Katholikengesetze und Weifenfonds die heftig 
oppositionelle Macht, seine linksgehende Strömung ebenso 
stark, das Weifen tum sein Anhängsel geworden? Vor allem 
auch dahin keine Ausnahmegesetze! Und nach links hin lasse 
man endlich den Vorwurf der Vaterlandslosigkeit und des 
Republikanismus fallen. Die Deutschfreisinnigen sind doch 
gewiss alle weder Franzosenfreunde, noch Königsfeinde und 
unter dem kleinen Banner der Volkspartei aus Schwaben ist 
Alles gegen Umsturz und die Mehrheit sogar jeder scharfen 
Neuerung abgeneigt. 

Nun aber erhebt sich am Schluss doch wieder die Frage, 
ob die entscheidende verfassungspolitische Bekämpfung der 
Sozialdemokratie eine alsbaldige Aufhebung des Sozialistenge- 
setzes rätlich erscheinen lasse. Offenbar kann auch die positive 
Verfassungspolitik im Verfassungsrechte nur allmählich ihre 
Arbeit thun und die klügste Behandlung des Verfassungslebens 
allein den Sozialdemokratismus nicht bannen. So kann der 
Zweifel entstehen , ob nicht doch statt sofortiger Aufhebung 
des Sozialistengesetzes vielmehr der letzte unter den fünf in 
Abschnitt III bezeichneten Wegen zu wählen wäre. 

Wir glauben dennoch, dass sich die NichtVerlängerung 
empfiehlt. Einmal und vor allem, weil der Antrieb sowohl 
zur positiven Verfassungs- als zur positiven Sozialpolitik, und 
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zwar je in den beiden Hauptrichtungen unvergleichlich stärker 
sein und bleiben, der Monarchie daher die Lösung ihrer Auf- 
gabe viel leichter werden wird. Sodann weil wir zur direkten 
Bekämpf ung von Umsturzversuchen durch Sicherheitspolizei und 
Militärverwaltung Vertrauen haben. Drittens deshalb, weil 
das Reichsoberhaupt unter dem Proletariate gewinnt, wenn es 
neben dem Arbeiterschutz in der rechten Hand keine Ketten 
in der linken trägt. Sodann auch darum, weil selbst bei weiterem 
Anwachsen des Sozialdemokratismus die Umsturzthat noch in 
weite Ferne gerückt bleibt und das ganze Bürgertum nicht 
scharf genug dazu angeregt werden kann, der »Sphinxe recht 
klar und scharf ins Auge sehen zu lernen , sie weniger zu 
fürchten und noch bereitwilliger zu werden, zugleich in Staat 
und Volkswirtschaft dem extremen Individualismus ein für 
allemal abzusagen und dafür die positive Sozial- und Verfassungs- 
politik mit ganzer Hingebung zu unterstützen. Was aber am 
schwersten für die dennoch zu wagende Aufhebung ins Gewicht 
fallt, ist das Interesse, dem Evangelium des Proletariates das 
Martyrium zu nehmen, und auch den blossen Schein zu ver- 
meiden, als ob man die Wahrheit seiner Ideen fürchte. 

Aus allen diesen Gründen wünschen wir auch Ausdauer 
im Ablassen von der Ausnahmegesetzgebung. Das wilde Heer 
der Agitatoren mag im Anfang toben. Man zeige ihm keine 
Furcht und begegne ihm , wenn notig in gemeinrechtlicher 
Gesetzgebung und Verwaltung (Abschnitt IV). 

Möge uns die Anerkennung nicht fehlen, dass wir die 
für alle Beurteilung von Ausnahmegesetzen massgebenden 
Grundsätze des Abschnittes I in den Abschnitten II bis VI 
richtig und fruchtbringend auf die Frage der Sozialistengesetz- 
gebung angewendet haben. 

VII. Die Ruckwirkung auf das Parteileben der nächsten 

Zukunft. 

Der Leser, welcher die Geduld gehabt hat, uns bis hieher 
zu folgen, wirft schliesslich die Frage auf: wie wird sich unter 
dem Einfluss der Aufhebung des Sozialistengesetzes das Par- 
te i w e s e n gestalten ? Beziehungsweise : welche Parteienge- 
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staltung ist wünschenswert, damit eine so zum Vorteil des 
Proletariates wie des Bürgertums arbeitende positive Reform- 
politik ihr Ziel erreichen könne? Diese Frage ist um so mehr 
berechtigt , als zugleich mit der Aufhebung des Sozialistenge- 
setzes eine ausgeprägte Staatsepoche schliesst und mit ihr die 
Schroffheit in der bisherigen Entgegensetzung, angeblich allein 
nationaler und angeblich nicht nationaler Parteien sichtlich 
ihrem Ende entgegengeht. Wir wollen daher zum Schluss 
nicht unterlassen, obiger Frage Rede zu stehen. 

Schon haben sich Stimmen erhoben, welche behaupten, 
dass die Zeit gekommen sei, da alle bisherigen Parteien vor 
einem »sozial radikalen, aber politisch konser- 
vativen Kaisertum« abdanken , um in eine grosse Partei 
des sozialen Kaiser- und Königtums zu verschmelzen. Wir sehen 
keine bestimmte Spur, dass dieses Kaisertum wirklich kommen 
will , noch viel weniger die Möglichkeit , dass es kommen 
kann. 

Wenigstens jene Einsicht, Umsicht und Vorsicht, welche aus 
den unter der unmittelbaren Einwirkung Kaisers Wilhelm IL 
zustandegekommenen Beschlüssen der internationalen Arbeiter- 
schutzkonferenz zu Berlin vom 28. März 1890 sprechen 1 ), deuten 
auf nichts weniger als auf ein »sozial radikales Kaisertum in 
Sicht« hin. Wir sind überzeugt, dass ein solches gar nicht 
kommen will. 

Wir sind aber nicht weniger überzeugt, dass, wollte es 
kommen, es nicht durchzudringen vermöchte. Für diese letzere 
Ansicht beziehen wir uns auf Alles, was im vorigen Abschnitt 
entwickelt worden ist. Den sozialpolitischen Beruf der deut- 
schen Monarchie halten wir zwar heute wie immer für gross 
und inhaltsvoll. Wir haben aber auch erkannt, dass die Haupt- 
arbeit bei der Sozialreform den Arbeitern und den Arbeit- 
gebern selbst zufällt und dass die Hauptsache nur von ihnen 
— weder allein noch hauptsächlich von Staat, Kirche, Wissen- 
schaft u. s. w. — gethan werden kann. Der mächtigste Mo- 
narch würde sozialpolitisch bei hochherzigster Gesinnung den- 



1) Vergl. Miszellen. 
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noch des besten Erfolges verlustig gehen, wenn er sich auf 
wirtschaftlich und politisch durchgebildete Arbeiter- uud Be- 
sitzerparteien nicht stützen könnte, wenn er die Sozialreform 
von oben diktieren, wenn er bei jeder neuen Konjunktur und 
Aufgabe die kraftgenialische kaleidoskopische Durcheinander- 
schöttelung aller Parteien, die nur selten Gutes gestiftet hat, 
versuchen und erzwingen wollte. Vielmehr muss gerade einem 
sozialen Königtum , beides , die Vollendung der Organisation 
und die volle Selbsttätigkeit der Arbeiterparteien und der 
Besitzerparteien, aufs Höchste angelegen sein. 

Diese Auffassung schliesst nur nicht die Ansicht in sich, 
dass im Parteileben grosse und nachhaltige Veränderungen 
nicht vor sich gehen werden und sollen. 

In eine ganz neue Lage kommt schon gerade die Partei, 
welche in der Aufhebung des Sozialistengesetzes die Siegerin 
zu sein scheint, die Sozialdemokratie. Zwar wird diese zu- 
nächst und für eine Frist, deren Ablauf nicht vorauszube- 
8Ümmen ist, Führerin des Arbeiterstandes und der Arbeiter- 
parteien bleiben. Sie wird wahrscheinlich nicht ohne beträcht- 
lichen weiteren Erfolg fortfahren, eine so weite Ausbreitung 
zu suchen, als es proletarische Elemente gibt; wo immer sich 
unzufriedene Taglöbner, verkommene Hausindustrielle, über- 
schuldete Zwerggütler, Bauern und Pächter finden, wird der 
sozialdemokratische Agitator erscheinen und wird für künftige 
Wahlen noch mehr Stimmen zu erlangen suchen und wahr- 
scheinlich auch wirklich erlangen. Das Proletariat wird nicht 
ruhen, bis es wirtschaftlich und politisch seine — der Natur 
des Standes nach notwendig demokratische — Parteiorganisation 
vollendet hat: wirtschaftlich, indem es nach der Gliederung 
der Industrieen und nach den Schichtungen gelernter und 
ungelernter Arbeit sich zum Vertragskampf mit dem Kapital 
organisiert, — politisch, indem es sich als ganzer Stand bei 
Wahlen und im Parlament parteieinheitlich geltend macht. 
Das Proletariat wird auch nicht aufhören , über die nationale 
Parteiorganisation hinaus wirtschaftlich und politisch zu in- 
ternationalem Zusammenwirken sich zu erheben. Allein bei 
aller weiteren Ausbreitung, die nicht ruhen wird, bis die letzte 
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Schichte des Proletariates in die Arbeiterbewegung hereinge- 
zogen ist , wird die Lage der Partei nnd der Parteiführung 
dennoch eine ganz andere geworden sein und immer mehr 
werden. Die Partei wird nicht mehr die Verfolgung erleiden, 
aber um so mehr Schwierigkeiten haben, zu positiven Reform- 
fragen Stellung zu nehmen und nun auch im Zustande gemein- 
rechtlicher Freiheit zwischen den Führern und den Anhängern 
die Einheit aufrecht zu erhalten. Die Partei wird nicht auf- 
hören, die Glaubenssymbole des demokratischen Kollektivismus 
zu verehren und keiner der Gründer wird dieselbe je abschwo- 
ren, was man bei dieser Partei billiger Weise auch so wenig 
verlangen kann, wie je früher bei irgend einer anderen ; den- 
noch wird positiverund praktischer gearbeitet werden, allmählich 
könnte der Sektencharakter dem Charakter der entschiedensten 
Sozialreformpartei weichen. Die vorläufig noch gleichartige 
Parteimasse wird sich, wie auf seite der Besitzparteien, gliedern 
und teilen, desto mehr, je mehr mit der vollen Ausbreitung 
die nationalen Unterschiede, die Schichtungen des gelernten und 
des ungelernten, des ländlichen und des städtischen, des zweig- 
wirtschaftlichen und des fabrikmässigen Proletariates, endlich 
die nichtwirtschaftlichen, namentlich religiösen Gegensätze, 
sich geltend machen und Unterströmungen hervorrufen werden ; 
diese innere Gliederung und Differenzierung kann nur weiter 
dazu beitragen, der »Arbeiterpartei« den Charakter einer Sekte 
zu nehmen und denjenigen einer Partei zu geben. 

Man kann nur wünschen, dass diese Wandlung so rasch 
als möglich sich vollziehe. Und da fragt es sich, wofür das 
bessere Interesse vorliegt , — dafür, dass man die Wandlung 
langsam unter den bisherigen Parteiführern, die man als die 
»Idealisten der Sozialrevolution« wird bezeichnen dürfen, oder 
dafür, dass man sie mittelbar durch ihren Sturz und durch 
zeitweiliges Parteiemporkommen der thatbereiten Umstürzer, 
der »Realisten der Sozialrevolution« sich vollziehen lässt. Wer 
da meint, es lasse sich jede Parteiorganisation des Proletariates 
wieder aus der Welt schaffen, der wird vielleicht selbst auf 
die Gefahr hin, mit dem Feuer zu spielen, das Letztere wünschen 
und zu begünstigen streben. Wer aber der unseres Erachtens 
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sieher begründeten entgegengesetzten Ansicht ist, der wird 
die Wandlung lieber unter der bisherigen Parteileitung sich 
vollziehen sehen. Letzterer wird vom 1. Oktober 1890 an gegen- 
über den weiter nach links treibenden Elementen eine viel 
schwierigere und mit den Jahren immer schwieriger werdende 
Aufgabe zufallen. Dabei hangt aber viel davon ab, wie die 
bisherige Führung von den anderen Parteien im Parlament 
behandelt werden wird. Die Klugheit rät es, derselben die 
Stellung nicht nur nicht zu erschweren, sondern zu erleichtern, 
damit die Partei unter den bisherigen Führern thatsächlich 
als nichtrevolutionäre Reformpartei wirke und so zu wirken immer 
mehr lerne. Wir haben es uns strenge versagt, Personliches 
zn berühren, aber die Ansicht dürfen wir uns erlauben, öffent- 
lich auszusprechen, dass die jetzigen Führer bei Berge ver- 
setzendem Glauben an Sieg und Segen volksstaatlicher Kollektiv- 
produktion doch als Fanatiker der Umstürzt hat nicht anzusehen 
sind; die Umsturzgefahr käme unmittelbar nicht von ihnen, son- 
dern erst von den »Realisten der Sozialrevolution«, welche hinter 
ihnen aufzutauchen drohen. Persönlich sind sie nicht weniger 
achtbar, als im ganzen die Ober- und Unterführer anderer 
Parteien. Weniger Streber und mehr Dulder haben und hatten 
diese anderen Parteien gewiss auch nicht. Einen über das Aus- 
fürbahre hinaustreibenden Glauben hatten aber alle Parteien, 
als sie erstmals ihren Gedanken in die Geschichte einführten, 
uns erscheint es daher als ebenso berechtigt wie klug, dass 
im Parteileben gegenüber dem Proletariat und seinen Führern 
grosse Ruhe sich einstelle. Auch wenn der ruhigere Ton nicht 
sogleich erwiedert wird, kann man denjenigen, welche die 
Hassen führen und in deren Sprache zu reden haben , Vieles 
zu gute halten. Je rückhaltsloser die furchtbare Gefahr eines 
Sieges der radikaleren Elemente der Sozialdemokratie, der 
Hanner der Umsturzthat von uns darzulegen war, desto nach- 
drücklicher muss gefordert werden, dass alles geschehe, was der 
jetzigen Führung es gestattet, thatsächlich die Massen vom 
Umsturz ab- und beim Mitarbeiten an der Sozialreform fest- 
zuhalten. Das Benehmen der Partei nach dem 1. Oktober 1890 
sollte man erst abwarten, ehe man Verschärfungen des gemeinen 
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Rechtes, von welchen im Abschnitt IV die Rede war, in An- 
trag bringt und durchzusetzen sucht. 

Kommt schon für die Arbeiterparteien eine neue Zeit, so 
ganz besonders für die Parteien des B e s i t z e s und des U n t e r- 
nehmungskapitals. Gerade nach dieser Seite dürfte die 
nächste Zeit die entscheidenste Um- und Fortbildung des Par- 
teiwesens bringen. 

Das Bedauerliche an der nun geschaffenen Lage ist nicht 
dies , dass auch das Kapital der Arbeit gegenüber genötigt 
sein wird , wirtschaftlich wie politisch eine durchgearbeitete 
Parteiorganisation sich zu geben. Das Schlimmste ist vielmehr 
dies, dass das Kapi tal in einem vielzu weit hinter 
der Organisation des Proletariates zurückge- 
bliebenen Zustande in die neue Epoche übertritt. Und 
daran ist nicht allein, aber doch teilweise — die falsche Beruhi- 
gung schuldig, in welche sich dasselbe durch das Ausnahmegesetz 
hat einwiegen lassen. Es wird somit zwar ein schwieriger, 
aber es wird ein für die Zukunft gewiss nur heilsamer 
Durchbruch sein, welchen die Aufhebung des Sozialisten- 
gesetzes durch Zwang zur wi rtschaf tlich und politisch 
vollkommenen Parteiorganisation des Kapitals 
herbeiführen wird. Dieser Durchbruch muss kommen ; 
die Vollendung des nationalen und internationalen Zusammen- 
schlusses der Arbeiterwelt wird die Macht der stärksten Träg- 
heit brechen und den gedachten Einigungsprozess erzwingen. 

Die Ansätze zum wirtschaftlichen Zusammenschluss sind 
schon überall wahrnehmbar; jede neue Epoche allgemeinen 
Strikemachens wird das Wachstum und Erstarken dieser An- 
sätze fördern; es ist wahrscheinlich, dass auch die Arbeit- 
geberwelt internationale Berührungen ihrer nationalen Ver- 
bands- und Parteiorganisationen herbeiführen wird , wie eine 
solche Berührung zwischen den internationalen Arbeiterpar- 
teien bereits eingeleitet ist. 

Auch politisch wird das Bürgertum als Partei nicht bloss 
nicht abtreten, sondern viel fester und thatkräftiger aufzu- 
stehen genötigt sein, gereinigt vom Egoismus uneingeschränkter 
Stellung der Arbeit gegenüber, aber auch entschlossen, dem 
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vereinten Wollen der Arbeitnehmer das vereinte 
Wollen der Arbeitgeber entgegenzusetzen, 
seine Organisation und Verbandsvertretung ge- 
gen die Organisation und die Verbandsver tretung 
der Arbeiter zu stellen. Diese notwendige Wirkung des 
ferneren »Anwachsens« der Sozialdemokratie halten wir für die 
weitaus bedeutendste unter den wahrscheinlichen Rückwir- 
kungen der Aufhebung des Sozialistengesetzes auf das wirt- 
schaftliche und politische Parteileben. Die Partei des Bürger- 
tums ist noch lange nicht tot, ihr Beruf noch nicht erschöpft. 

Wird denn aber nicht gerade darin, dass die beiden Klassen 
national und international in wirtschaftlicher und politischer 
Hinsicht sich zu sozialen Parteigrossmächten erheben und als 
solche einander gegenübertreten, die soziale Gefahr ungemein 
gesteigert werden ? Wir können diese Befüchtung nicht teilen. 
Beide Klassen bleiben aufeinander angewiesen; beide können 
ohne einander nicht leben. Sie werden sich daher wechsel- 
seitig desto weniger vergewaltigen und ausbeuten , desto ge- 
mässigter und billiger alle Bedingungen des Arbeitsvertrages ver- 
einbaren, die beiden Teilen schädlichen Produktionsstörungen um 
so angelegentlicher vermeiden , die ruhige Weiterentwicke- 
lung so dem fortschrittlerischen wie dem rückschrittlerischen 
Umsturz gegenüber, um so lieber vorziehen und für das, was 
der Beruf des Staates Beiden gegenüber ist, um so empfäng- 
licher, für eine positive Sozialpolitik um so zugänglicher wer- 
den. Es ist anderswie die friedlich reformatorische Ueber- 
windung der Klassengegensätze auf dem Boden der bestehen- 
den und noch nicht ausgelebten Stufe der Gesellschaftsent- 
wickelung nicht zu erreichen. 

Und gerade die Steigerung der beiderseitigen Vertretungen 
bis zu internationalen Verbänden und Berührungen wird nicht 
zu fürchten sein. Die verschiedenen nationalen Verbände jeder 
der beiden Klassen würden einander massigen , werden aber 
auf praktische und erreichbare Ziele gleichmässig bei 
allen Nationen hindrängen. Sie werden, was die natio- 
nalen Staatsgewalten überhaupt nur schwer und jedenfalls nicht 
allein leisten können, praktisch zu leisten vermögen : sie können 

19* 
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als praktische Organe internationaler Sozialpolitik, als Stützen 
für Herbeiführung, Handhabung und Kontrolle internatio- 
nal gleichmässiger Gesetzgebung und Verwaltung für 
Arbeiterschutz, für Arbeiterversicherung, für eine das inter- 
nationale Konkurrenzgleichgewicht nicht störende international 
gleichmässige Sozialpolitik überhaupt sich erweisen. Bezüg- 
lich des Arbeiterschutzes findet sich dieser Gedanke an einer 
anderen Stelle dieses Heftes unserer Zeitschrift entwickelt, wo 
aus Anlass der Berliner Arbeiterschutzkonferenz gezeigt ist, 
dass selbst Kaiser und Papst ohne die Mitwirkung der Ar- 
beiter- und der Arbeitgeberwelt ein praktisch wirksames Ar- 
beiterschutzrecht gleicher Art für alle Nationen nicht herzu- 
stellen und zu gewährleisten vermögen *). Was vom inter- 
nationalen Arbeiterschutz, das gilt auch von einem international 
gleichmässigen Arbeiter versicherungsrecht dessen nationale 
Lasten geeignet sind, das internationale Konkurrenzgewicht in 
weit höherem Grade zu störeu, als es die Lasten nationaler 
Arbeiterschutzgesetzgebung — vom Normalarbeitstag abge- 
sehen — je werden stören können. 

Internationale Verbindungen im Bereiche der volkswirt- 
schaftlichen Sozialreform sind an sich selbst noch keine unge- 
sunde und gefährliche Erscheinung. Sie entsprechen der That- 
sache, dass die Nationalwirtschaften sich immer mehr zur 
Weltwirtschaft ergänzen und in dieser von einander abhängen, 
dass sie durch einander konkurrenzmässig bedingt sind. Auf 
dieser Voraussetzung beruht die Berechtigung international 
gleichmässigen Arbeitsschutzrechtes , darauf die Berechtigung 
des Versuches der Berliner Konferenz, darauf aber auch die 
Berechtigung der Einwirkung aller nationalen Arbeiter- und 
Arbeitgeberverbände auf eine international gleichmässige So- 
zial- und Wirtschaftspolitik überhaupt. Ja diese Verbände wären 
praktisch die eigentlichen Träger für ein international gleich- 
massiges Arbeitsrecht; sie haben die Macht, dasselbe überall 
moralisch zu erzwingen und die gleichmässige Handhabung zu 
überwachen, während internationale staatliche Exekutivorgane 



1) Vergl. Miazelleti. 
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— wären diese so bescheiden, wie eine Kommission oder Kon- 
ferenz in Bern — in aktionsfähiger Gestaltung wenn je so 
doch bald nicht aufzutreiben sein werden. 

Man wird zweitens einwenden, die Arbeitgeber seien durch 
das gegensätzliche Interesse der konkurrierenden Geschäfte ab- 
gehalten , sich revierweise , länderweise und international zu 
einigen ; was das Proletariat vermöge, das vermöge nicht auch 
das Kapital. Das Zusammenstehen der Unternehmer werde 
also doch dem Anwachsen der Arbeiterparteien gegenüber einen 
starken Damm nicht bilden können, es komme auch zu spät, 
da das Proletariat dem Kapital in seiner Organisation bereits 
zu weit vorangekommen sei. 

In der That wird man mit der Annahme nicht fehlgehen, 
dass der Konkurrenzgegensatz die besonderen Schwierigkeiten 
der Einigung hauptsächlich erklärt und dass die Verspätung 
der Organisation auf Seite des Kapitals wesentlich hieraus 
hervorgeht. Allein es gibt einen Punkt, über welchen hinaus 
anerfüllbaren Forderungen gegenüber, das gemeinsame Interesse 
der Konkurrenzgeschäfte dennoch überwiegt und die der Eini- 
gung entgegenstehende Trägheit des Fürsichseinwollens jedes 
Geschäftes aufhört. Der einzelne Unternehmer ist durch jene 
gleichmässig billige Behandlung der Arbeiter aller Konkurrenz- 
geschäfte, wie sie in jedem Erwerbszweig aus dem Vertrags- 
schlass des vereinten Kapitals mit der vereinten Arbeit her- 
vorgehen müsste, nicht gehindert, seine persönlichen und tech- 
nischen Erwerbsvorteile geltend zu machen, und gegen arbeit- 
ausbeutende Konkurrenten wird er immer mehr an den Ar- 
beiterschaften dieser Konkurrenten durch die Arbeiterorgani- 
sation eine Stütze finden. Das Voransein des Proletariates 
in der Organisation wird also die Vereinigung der Arbeitgeber 
Dicht für immer hindern, vielmehr dafür sorgen, dass der Punkt 
der Trägheit bald allgemein überschritten sein und auch das 
Kapital zu einheitlichem Handeln und Paktieren unwidersteh- 
lich genötigt werden wird. Das > An wachsen c der Sozialdemo- 
kratie muss das viribus unitis auch beim Arbeitgeberstand 
herbeiführen. Einmal geeinigt wird der letztere sich geachtet 
sehen, die entgegenstehende Macht selbst achten, und beide 
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Mächte werden ihre geraeinsamen Interessen gemeinsam wahren. 
Die wirtschaftliche und politische Parteiorganisation des Ka- 
pitals musste später kommen, aber sie wird nicht zu spät 
kommen, wenn sie in den nächsten Jahrzehnten erreicht, wird. 
Dieselbe würde desto rascher nachgeholt werden, je stürmischer 
und rücksichtsloser die Arbeiterparteien zunächst vorgehen 
würden. Wer gegen die bürgerliche Klassenherrschaft des ex- 
trem liberalen Zensusstaates mit der Arbeiterwelt sympathisierte, 
wird auch gegen die Proletarierherrschaft des reinen Arbeiter- 
volksstaates für ein standhaltendes und im Standhalten gerecht 
bleibendes Bürgertum eingenommen sein dürfen und einge- 
nommen sein müssen. 

Die Partei des liberalen Bürgertums wird in Folge der 
Aufhebung des Sozialistengesetzes wohl nicht mit der Gesamt- 
heit der übrigen Parteien zu Einem konservativen Brei ver- 
schmelzen. Wo Umsturz abzuwehren ist und wenn die Folgen 
des gegengewichtslos eingeräumten allgemeinen Stimmrechtes 
für den ganzen Besitz hervortreten sollten, werden alle Par- 
teien rechts von der Sozialdemokratie für jeden gegebenen 
Fall sozial- und verfassungspolitisch von selbst zusammen- 
stehen. Allein Verschmelzung aller dieser Parteien ist weder 
zu erwarten, noch angezeigt. Wirtschaftliche und ausserwirt- 
schaftliche Gegensätze werden auch in der Besitzwelt bestehen 
bleiben; in der Steuer-, in der Handels-, in der Schql- und 
in der Kirchenpolitik und sonst dürfte gelegentliches Ausein- 
andergehen, bei welchem auch »begrabene Streitäxtec wieder 
hervorgeholt werden, nach wie vor stattfinden. Selbst die ge- 
legentliche Koalition bald des Liberalismus, bald des Kon- 
servatismus mit der Arbeiterpartei, beziehungsweise mit den 
früher oder später hervortretenden mehreren Arbeiterparteien, 
wird nach wie vor zu gewärtigen sein und das wird als etwas, 
was politisch unnatürlich wäre, nicht angesehen werden dürfen. 
Ganz besonders wird die Welt des bäuerlichen und gewerb- 
lichen Kleinbesitzes fortfahren, für eine Linkspartei des Be- 
sitzes ausreichendes Material oder doch starken Zuschuss zu 
liefern und sie wird gelegentlich, wenn ihrer Not aus unpro- 
duktiver Ueberschuldung Abhilfe nicht wird, selbst durch 
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Allianz mit den Arbeiterparteien wirkungsvollen Protest zu 
erheben wissen, was jedoch der Sozialreform nur weitere starke 
Antriebe sichern wird. 

Fassen wir Alles zusammen, so werden die sichtbaren und 
unsichtbaren Rückwirkungen der Aufhebung des Sozialistenge- 
setzes auf das ganze Parteiwesen zwar sehr bedeutend und — 
es lässt sich hoffen — wohlthätig sein. Sie werden aber nur 
allmählich sich einstellen. Das Zusammenschmelzen aller Par- 
teien zu einer »sozial radikalen aber politisch konservativen 
Kaiserpartei c, ist schwerlich das, was zu erwarten ist, und das 
Kaisertum selbst wird das am wenigsten herbeiwünschen. Es wird 
nach wie vor Arbeiterdemokraten, Bürgerdemokraten, Liberale 
und Konservative geben und jede der Parteien wird dem Va- 
terlande Dienste leisten können. Die wichtigste Frage wird 
allerdings die sein: ob, wie, mit welchem Geschick und in 
welchem Geiste das Kapital seine Parteiorganisation na- 
mentlich nach der wirtschaftlichen Seite vollziehen wird. 

Der positiven Sozial- und Verfassungspolitik könnte die 
gezeichnete Gestaltung des Parteiwesens unseres Dafürhaltens 
nur erwünscht sein. Die letztere gibt der ersteren Sicherheit 
sowohl gegen Versumpfung als gegen Uebertreibung. Wenn 
auch beide Klassen, Arbeit und Kapital früher oder später 
ihre durchgebildete Organisation gemeinsam dahin benützen 
werden, unpraktischer Sozialreformgesetzgebung und Sozialre- 
formverwaltung gegenüber, das alte »Ueber uns nichts ohne 
uns« (de nobis ne sine nobis!) erfolgreich geltend zu machen 
und der Aufgabe der Bureaukratie auch im . Gemeinwesen der 
positiven Sozialpolitik eine überraschende Einfachheit und Nicht- 
einlässlichkeit zu verschaffen, so kann dies keinem Faktor des 
Gesellschaftslebens erwünschter sein , als der — »sozialen 
Monarchie.« 

Stuttgart, März 1890. 
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Die wirtschaftliche Erschliessung der Lüneburger 

Heide. 



Von August Pflug. 



In Preussen wird der Landeskultur neuerdings wieder ein 
erhöhtes Interesse zugewandt. Veranlassung hierzu haben 
namentlich die verheerenden Ueberschwemmungen gegeben, 
welche sich von Jahr zu Jahr häufiger und mit grosserer Ge- 
walt eingestellt haben, und deren wesentlichste Ursache in der 
fortschreitenden Verminderung des in den betreffenden Fluss- 
gebieten belegenen Waldbestandes sowie in der Vernachlässigung 
der Flussläufe erkannt worden ist. Andererseits haben auch 
die auf die Erwerbung überseeischer Kolonien gerichteten Be- 
strebungen die Frage lebhaft in Fluss gebracht, ob nicht — 
bevor man auf die Ansiedelung unseres Bevölkerungsüberschusses 
in fremden Ländern Bedacht nimmt — vorerst unser heimischer 
Boden noch Raum und Anregung zu neuen Ansiedelungen 
bietet. Infolge dessen sind eine Reihe wichtiger Landeskultur- 
fragen erneut angeregt worden, welche die beteiligten und 
berufenen Kreise zwar fortgesetzt im Auge behalten und auch 
langsam gefordert haben, zu deren schnelleren Vollendung 
aber eine zwingende Notwendigkeit bisher als vorliegend nicht 
erachtet worden war, die vielmehr wegen anderer dringender 
Aufgaben vorläufig noch hatten zurückgestellt werden müssen. 

Insbesondere ist es die Frage der Aufforstung ertragloser 
und wenig nutzbringender Liegenschaften, also namentlich der 
Heidestrecken, kahlen Bergabhänge und Dünen, mit welcher 
sich nicht nur die Königlich preussische Staatsregierung als 
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Hüterin der allgemeinen Landeskulturinteressen sondern auch 
die privaten Besitzer solcher Liegenschaften, wie einzelne 
Provinzialstände, Gemeinden und Stiftungen lebhaft beschäftigen. 
Wiederholt nun ist gelegentlich der Erörterung solcher Landes- 
kulturfragen in Versammlungen und Zeitangsorganen »die 
Kultivierung der Lüneburger Heidec als eine er- 
strebenswerte und dringende Aufgabe bezeichnet worden. 

Manche, die auf diese Aufgabe verwiesen, mögen die Lüne- 
burger Heide nur dem Namen nach kennen, mögen dieselbe 
niemals gesehen oder doch nur einzelne Teile auf flüchtiger 
Eisenbahnfahrt kennen gelernt haben, so dass ihnen im all- 
gemeinen unbekannt geblieben sein wird, dass an der wirt- 
schaftlichen Erschliessung dieser von der Natur so stiefmütterlich 
ausgestatteten Gegend seit fast einem Jahrhundert und länger 
bestandig in verschiedenen Richtungen und mit allen Mitteln 
der Landeskulturwissenschaften gearbeitet wird, und dass die 
grossen Erfolge dieser Kulturarbeiten auch bereits weithin 
sichtbar und segensreich sich erweisen. Dass in der Provinz 
Hannover und besonders im Regierungsbezirk Lüneburg noch 
immer weite, zusammenhängende Flächen von vielen Quadrat- 
meilen sich vorfinden, die in ihrer ertraglosen, traurigen Oede 
verharren, liegt nicht immer an dem guten Willen und der 
mangelnden Energie der dortigen Bewohner bezw. der Eigen- 
tümer solcher Liegenschaften, sondern an der Schwierigkeit 
der zu bewältigenden Kulturarbeit und der geringen Aussicht 
auf lohnenden Erfolg für die aufzuwendende Mühe. 

Jeder, der die Verhältnisse im Gebiete der Lüneburger 
Heide und in anderen ähnlichen Distrikten einigermassen kennen 
gelernt hat, wird mit uns sagen müssen, dass die wirtschaft- 
liche Erschliessung dieser ödesten Landesteile sich nicht mit 
einemmale, nicht in einem Jahrzehnt, ja nicht einmal in hundert 
Jahren in Ausführung wird bringen lassen. Man wird viel- 
mehr mit dem, was in dieser Richtung im Laufe dieses Jahr- 
hunderts bereits geschehen, und was sich darin hat thun 
lassen, sich zufrieden stellen können ; ja man wird, wenn man 
sich ein vollständiges Bild von dem, was namentlich in den 
letzten 50 — 60 Jahren dort geschehen ist, gemacht haben wird, 
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nicht wohl umhin können, bewundernd anzuerkennen, dass man 
die wirtschaftliche Erschliessung der Lüneburger Heide mit 
grossem Eifer und mit Sachkenntnis nach Möglichkeit und 
unter Erwägung der dabei konkurrierenden Verhältnisse ent- 
sprechend betrieben hat. 

Mit dem geographischen Begriff »Lüneburger Heide« wird 
ein Landstrich bezeichnet, welcher in seiner wesentlichsten 
Ausdehnung im Grenzbereich des heutigen Regierungsbezirks 
Lüneburg belegen ist, und welcher vor anderen Gebieten des 
preussischen Staates im allgemeinen sich dadurch unterscheidet, 
dass sich dort die unfruchtbaren, unkultivierten, nur mit etwas 
Heidekraut bewachsenen öden Flächen noch in sehr grosser 
Ausdehnung vorfinden. Eine genaue geographische Begrenzung 
des hier fraglichen Gebiets lässt sich mit wissenschaftlicher 
Genauigkeit nicht festlegen, um so weniger als der ursprüng- 
lich so eigenartige Charakter jener Gegend mit den auch hier 
von Jahr zu Jahr fortschreitenden Landeskulturarbeiten durch 
Aufforstungen, Anlage von Wiesen und Verwandlung der Heide 
in Ackerland Veränderungen unterliegt. 

Topographisch betrachtet, stellt sich die »Lüneburger 
Heide«, welche das Ende des uralisch-karpatischen Höhenzuges 
bildet, dar als ein zwischen dem Eibstrom und der Aller sich 
hinziehendes, leicht gewelltes Terrain, welches in den »Wilseder 
Bergen« bis zu einer Höhe von 171 Metern ansteigt. Gegliedert 
wird dieses Gebiet durch zahlreiche, nach der Elbe, Weser 
und Aller sich ergiessende Flussläufe, als deren wesentlichste 
nach einander zu nennen sind: die Ilmenau, Luhe, Seeve mit 
der Aue, Este, Wümme nebst deren zahlreichen Zuflüssen, 
Böhme, Oertze, Lachte, Ise. 

Die meisten dieser Flüsse, von denen einige schiffbar sind, 
haben ihr Quellengebiet auf oder nahe bei den bereits ge- 
nannten Wilseder Bergen, von wo sie strahlenförmig, von 
rechts und links zahlreiche kleine Zuflüsse aufnehmend, das 
bezeichnete Gebiet in vielen Windungen durchfliessen. Die 
Wilseder Berge können sohin — wenn auch nicht gerade in 
der Mitte liegend — als das Zentrum der Lüneburger Heide 
bezeichnet werden. 
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Will man die Grenze der Lüneburger Heide durch Ort- 
schaften markieren, so dürften Lüneburg, Harburg, Buxtehude, 
Rotenburg, Verden, Lehrte, Gifhorn, Bergen und anschliessend 
hieran wieder Lüneburg ungefähr die Grenze desjenigen Gebiets 
bezeichnen , auf welches wir die Aufmerksamkeit des Lesers 
hinlenken möchten. Ueber diese Grenzen hinaus namentlich 
nach Norden und Nordwesten befinden sich im Regierungsbezirk 
Stade ebenfalls noch weite Gebiete, welche den gleichen Charakter 
tragen wie das soeben von uns begrenzte, vorwaltend im Re- 
gierungsbezirk Lüneburg belegene Gebiet. 

Die Lüneburger Heide gehört zu den am wenigsten bewohnten 
Gegenden des preussischen Staates. Auf einer Fläche von 
1134388 ha, wohnten im Regierungsbezirk Lüneburg am 
1. Dezember 1885 nur 400264 Seelen. Bringt man hiervon 
die Bevölkerung der drei bedeutenderen, ziemlich an der Grenze 
der Lünebnrger Heide belegenen Städte Lüneburg, Harburg 
und Celle mit 60459 Seelen in Abzug, so ergibt sich für das 
übrige Gebiet, dass hier durchschnittlich auf 100 ha nur 
30 Menschen wohnen. 

Im allgemeinen finden sich im Gebiet der Lüneburger 
Heide Ortschaften und zerstreute Ansiedelungen nur erst längs 
der grösseren und kleineren Flussläufe. Von hier aus haben 
die dort ansässigen Bewohner allmählich den an die Flussläufe 
sich unmittelbar anschliessenden Boden der Kultur unterworfen, 
vielfach mit nur geringem Nutzen. Zwischen den einzelnen 
Flussläufen harren noch sehr weit ausgedehnte Flächen der 
wirtschaftlichen Erschliessung und Nutzbarmachung. Dort 
treffen wir auf meilenweite Entfernungen keine menschlichen 
Wohnstätten an, und der so verlassene Boden ist noch unbe- 
rührt von jeder Kulturarbeit. 

Am ausgebreiteten finden sich diese öden, unbebauten 
Strecken westlich von der Hannover-Harburger Bahn, in den 
Kreisen Celle (Landkreis), Uelzen und Soltau. Diese drei 
Kreise, welche etwas mehr als ein drittel des Regierungsbezirks 
Lüneburg nämlich 390154 ha umfassen, werden von nur 
82121 Menschen d. h. von etwa 20,5$ der gesamten Einwohner- 
schaft des Regierungsbezirks bewohnt. Das Verhältnis würde 
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sich ffir die westlich der Bahn belegenen Distrikte der be- 
zeichneten Kreise noch ungünstiger gestalten, wenn man die 
mehr bewohnten ostlich gelegenen Distrikte in Abzug bringen 
würde. 

Quer von Osten nach Westen wird dieses ödeste Gebiet 
der Lüneburger Heide von der Uelzen- Langwedeier Eisenbahn 
durchschnitten, durch welche das von uns beschriebene Gebiet 
der Lüneburger Heide in zwei etwa gleiche Hälften, in eine 
nordliche und südliche abgeteilt wird. 

Seit Beginn dieses Jahrhunderts hat sich das Bestreben 
in bald stärkeren bald schwächeren Anläufen darauf gerichtet, 
das hier fragliche Gebiet, soweit möglich, wirtschaftlich zu er- 
schliessen. Zu einem sehr grossen Teile ist dieses auch ge- 
lungen; aber es hat mit Bücksicht auf die augenscheinlich 
geringen Erfolge der bezüglichen Anstrengungen vielseitiger 
Anregung bedurft; auch sind viele Versuche fehl geschlagen. 
Hier und da hat man auch der Kultur bereits unterworfenes 
Land wieder sich selbst überlassen oder man hat das gewonnene 
Ackerland, weil es nur höchst geringe Erträge abwarf, aufge- 
forstet. Am meisten haben die von intelligenten Landwirten 
in ihren Musterkulturen gegebenen Beispiele anregend gewirkt. 
Die grossten Verdienste um die allmähliche und fortschreitende 
Erschliessung der Lüneburger Heide hat sich der landwirt- 
schaftliche Provinzial verein zu Uelzen erworben. Dieser Verein, 
dessen Vereinigungspunkt mitten in der Lüneburger Heide 
gelegen ist, hatte sich nach seiner Begründung im Jahre 1830 
als wichtigste Aufgabe »die Herbeiführung einer höheren land- 
wirtschaftlichen Kultur der Lüneburger Heide« gestellt. 

Betrachten wir nun, in welchem Masse es bisher gelungen 
ist, die ertraglosen Liegenschaften im Gebiete der Lüneburger 
Heide und in den angrenzenden verwandten Distrikten in trag- 
bares, nutzbares Kulturland umzuwandeln, so wird sich unsere 
Aufmerksamkeit wesentlich auf drei Kulturarten zu lenken 
haben, nämlich auf die Acker-, Wiesen- und Forst kultur. 

Der Boden der Lüneburger Heide besteht, soweit er für 
die landwirtschaftliche Ausnutzung in Betracht kommt, wesent- 
lich aus feinem Sand, wie wir ihn heutigentages in den 
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Meeresdünen antreffen. Auf dieser Unterlage wuchs bisher 
nichts weiter als mageres, struppiges, mit einigen Moosen 
untermischtes Heidekraut, welches keine weitere wirtschaftliche 
Ausnutzung gestattete, als dass es vereinzelten Schafherden 
(den sogen. Heidsnucken) eine höchst kümmerliche Weide, deu 
in den benachbarten Ansiedelungen gehaltenen Bienenvölkern 
ein nicht sehr honigreiches Blüten meer und den nächstgelegenen 
Landbebauern in der oberen, durch sogen. »Plaggenhiebc ab- 
zuschälenden Humusschicht eine Art Streu gewährt. Vereinzelt 
und in geringer Ausdehnung findet sich in diesen Heidedistrikten 
der Wachholderstrauch, das Blau- (auch Heide-) Beeren- und 
Brombeerenkraut verbreitet, infolge dessen ein Teil der ärmeren 
Bevölkerung durch Einsammeln der reifen Beeren einen zeit- 
weiligen Verdienst findet. Auf oft weiten Strecken aber, wo 
Feuer das trockene Heidekraut vernichtet oder wo das Heide- 
kraut samt der von den Wurzeln desselben gehaltenen dünnen 
Humusschicht »abgeplaggU ist, findet das Auge nichts als 
kahle schwarzgrau erscheinende Flächen, auf welche die heissen 
Strahlen der Sonne herniederbrennen und einen ferneren 
Pflanzenwuchs fast unmöglich machen. Und dennoch, so wenig 
wahrscheinlich und glaubhaft uns dieses auch erscheinen will, 
ist es den Kulturbestrebungen gelungen, die Mittel und Wege 
zu finden, um aus diesen öden und dürren Gegenden uns freund- 
lich entgegenwinkende Saatfelder und Schatten spendende Wälder 
hervorzuzaubern. Durch sorgfältige, auf Erfahrung und Wissen- 
schaft gegründete Versuche hat man nach und nach diejenigen 
Bedingungen kennen gelernt, unter denen es möglich ist, auch 
diesem schlechtesten Boden Erträge abzugewinnen. 

Das Haupterfordernis für den mageren Sandboden ist die 
Zufuhr reichlichen Düngers. Die Produktion des Düngers aber 
hängt von dem Umfang der Viehzucht ab und diese wieder 
von dem Vorhandensein reichlichen Viehfutters, welches sich 
in den Wiesen und Weiden, in den Abfallstoffen der Land- 
wirtschaft und der Müllerei darbietet. Ein ferneres wichtiges 
Moment besteht darin, dass man dem Sandboden Bestandteile 
beimischt, wodurch die in dem Boden angehäuften ungelösten 
Stoffe (z. B. Kieselsäure) aufgelöst werden und die zerlegten 
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Elemente die zum Pflanzenwuchs nötigen chemischen Ver- 
bindungen mit der Atmosphäre oder anderen Stoffen ein- 
gehen. Als ein solches Lösungsmittel hat sich für die Land- 
wirtschaft der Mergel bewährt. Es ist nun für die Zukunft 
der Lüneburger Heide ein wirklich glücklicher und segenspen- 
dender Umstand, dass sie in ihrem Inneren, wie die unausgesetzt 
durch Erdbohrer vorgenommenen Nachforschungen ergeben 
haben , reichliche Mergellager in sich birgt. Seitdem solche 
Mergellager in zahlreichen Gemarkungen aufgefunden und er- 
schlossen worden, hat der Ackerbau in der Lüneburger Heide 
Riesenfortschritte gemacht, so dass man annehmen kann, dass, 
wenn man in der bisherigen Weise weiter fortschreitet, nach 
Verlauf von hundert Jahren ein vollständiger Wandel in dem der- 
zeitigen Charakter der Lüneburger Heide eingetreten sein wird, 
und dass dann von dieser Heidestrecke nur der Name übrig ge- 
blieben sein wird. Infolge der in grossem Umfange ausge- 
führten Bern ergelungen gedieh der Futterbau und fand man 
namentlich in der Lupine eine für den leichten Heideboden 
sehr geeignete Kleeart. 

Damit aber hat sich die Viehzucht zu früher nicht ge- 
kannter Höhe entwickelt, so dass nun auch der unentbehrliche 
Dünger in grösseren Mengen produziert werden konnte. Was 
aber noch wesentlicher dazu beigetragen hat, die Viehzucht in 
der Lüneburger Heide zu fördern, das sind die im Laufe der 
letzteu 50—60 Jahre in grosser Ausdehnung und zerstreut 
über das ganze Gebiet der Lüneburger Heide künstlich ange- 
legten Rieselwiesen. 

Die Lüneburger Heide ist wasserreicher als man gemein- 
hin glaubt. Es erhellt dieses schon aus dem, was wir weiter 
oben über die zahlreichen Flüsse gesagt haben, welche das 
Gebiet der Lüueburger Heide strahlenförmig von einem Mittel- 
punkt aus durchmessen. Dass das reichlich vorhandene Wasser 
in jenen Gegenden auf die Vegetation sich als weniger 
wirkungsreich bewährt als anderwärts, liegt wesentlich an der 
leichten Durchlässigkeit des Bodens, infolge dessen die Nieder- 
schläge sich bald wieder aus den oberen Schichten verziehen, 
ohne der Vegetation förderlich gewesen zu sein. Jedoch hat 
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dieser Umstand den einen Vorzug, dass das in die tiefer ge- 
legenen Schichten abfliessende und sich dort zu kleinen Bächen 
vereinende Wasser meist von grosser Reinheit und Klarheit ist. 

Während nun früher diese zahllosen kleinen Gewässer 
ungenutzt den grosseren Flussläufen zuflössen, versteht man 
jetzt dieselben durch künstliche Stauwerke, verbunden mit 
einem eigenartigen System von grösseren und kleineren Gräben 
über grössere Landstrecken, zunächst über die Thalgründe zu 
leiten, die mit Gras- und Futterkräutern besamt und reichlich 
gedüngt, in überaus ertragreiche Wiesengründe umgewandelt 
worden sind, welche vielfach einen dreimaligen Grasschnitt 
gestatten. 

Solche künstlich angelegten Wiesengründe finden wir heute 
zerstreut über die ganze Lüneburger Heide in Gegenden, wo 
früher gar nichts gedieh. Wo man aber diese Wiesen, deren 
Anlage nur verhältnismässig geringe Arbeit und Kosten ver- 
ursacht, angelegt hat, da hat auch die Viehzucht, insbesondere 
die Rindvieh- und Pferdezucht einen bedeutenden Aufschwung 
genommen, und sind nunmehr die selbst mitten in den Heide- 
distrikten ansässigen Bewohner in die Lage gebracht, mittelst 
des gewonnenen Düngers auch die höher gelegenen Heide- 
strecken, über welche das in den Thalgründen fliessende Wasser 
nicht geleitet werden kann, von Jahr zu Jahr mehr für den 
Ackerbau, für den Anbau von Getreide und anderen Kultur- 
gewächsen geeignet zu machen. 

So zuversichtlich es nach dem Gesagten nun auch er- 
scheinen möchte, dass der Boden der Lüneburger Heide durch- 
weg für den Ackerbau bezw. Wiesenbau sich erschliessen lasse, 
und sich dort noch Raum für eine Ackerbau bezw. Viehzucht 
treibende Bevölkerung von Hunderttausenden biete, so müssen 
wir einer solchen Annahme doch gleich entgegentreten. Denn 
was für das an die Flussläufe sich unmittelbar anschliessende 
Territorium gilt, gilt nicht ebenso für die weiten dazwischen 
gelegeneu Liegenschaften. Um diese für den Ackerbau zu 
gewinnen, dazu würde es der ausdauernden Arbeit von Jahr- 
hunderten bedürfen. Es wäre aber auch nicht einmal gut, 
wenn man sein Bestreben nur darauf richten wollte, überall 
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aus dem Heideboden ertragreiche Aecker zu gewinnen. Nach 
dieser Richtung ist thatsächlich in manchen Distrikten bereits 
zuviel geschehen. Man hat Heidestrecken in Ackerlaud ver- 
wandelt, dem man nicht den erforderlichen Dünger zuzuführen 
vermag. Man müht sich dort vergebens ab um einen höchst 
geringen Ertrag und entzieht dem älteren Kulturlande den 
hier von mehr Wirkung sich erweisenden Dünger. 

Man ist nun durch Lehre und Beispiel zu der Erkenntnis 
gekommen, dass es vorerst besser sei, die Heidestrecken, sofern 
die Bedingungen einer landwirtschaftlichen Ausnutzung für 
dieselben nicht gegeben sind, aufzuforsten. Diese Kultur- 
art ist weit leichter und schneller auszuführen, sie erweist 
sich erfolgreicher und ist bei der dort herrschenden Wald- 
armut unter dem Gesichtspunkte der allgemeinen Landeskultur- 
interessen auch weit nützlicher und empfehlenswerter. 

Es ist im Jahre 1878 festgestellt, dass in der ganzen 
Provinz Hannover 946333 ha Wiesen und Ackerland vorhanden 
waren mit einem Grundsteuer-Reinertrage von unter 1 M. 18 Pf., 
also von noch nicht 30 Pf. pro Morgen. Hiervon wurden im 
Interesse der allgemeinen Landeskultur als zur Aufforstung 
geeignet bezeichnet 398856 ha. Davon entfielen auf die nach- 
bezeichneten, dem Gebiete der Lüneburger Heide zuzurechnenden 
Kreise nämlich Celle, Gifhorn, Fallingbostel, Uelzen, Danuen- 
berg, Lüneburg, Harburg nicht weniger als 172058 ha oder 
eine Fläche von etwa 34 D Meilen. Das ist eine Fläche , die 
etwa den sechsten Teil des Regierungsbezirks Lüneburg ausfüllt. 

Man denke sich nun ein Waldgebiet in der Lüneburger 
Heide entstehen in dem Umfange von 34 D Meilen und man 
denke sich aus den Einfluss, den solch 1 ein Waldareal auf die 
klimatischen und Bodenverhältnisse auszuüben vermag! Gewiss 
eine Kulturarbeit von solcher Grossartigkeit, wie sie kaum 
jemals in unserem Vaterlande gestellt und zur Ausführung 
gebracht worden ist. Dass diese Arbeit ausführbar ist und 
dass es zu deren Vollendung keiner allzulangen Zeit bedürfen 
würde, lässt sich nach den Erfolgen der in dieser Richtung 
begonnenen Arbeiten mit Sicherheit annehmen. 

Dass die diesbezüglichen Arbeiten nur langsam fortschreiten, 
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liegt wesentlich in den Besitzverhältnissen. Das in Frage 
stellende, zur Aufforstung geeignete Areal befindet sich zum 
grossten Teil in den Händen von Privaten, die sich in ihren 
Unternehmungen wenig oder gar nicht von allgemeinen Lan- 
deskulturinteressen sondern von dem persönlichen Nutzen, den 
ein Unternehmen dem Unternehmer bringt, leiten lassen. Hätte 
der Staat oder sonst ein grösserer Verband das Areal in seinem 
Besitz, so würden in nicht sehr ferner Zeit die Aufforstungs- 
arbeiten bis zur Vollendung fortschreiten. Wie zutreffend diese 
Annahme ist, ersehen wir aus einem Beispiel, welches die 
provinzialständische Verwaltung der Provinz Hannover mit der 
Aufforstung einer über 11000 Morgen grossen Liegenschaft 
mitten in der Lüneburger Heide zur weiteren Nachahmung 
geboten hat. 

Die provinzialständische Verwaltung der Provinz Hannover 
hat nämlich in Rücksicht darauf, dass zu ihrer Aufgabe unter 
anderem die Förderung der Landes-Meliorationen gehört, seit 
anderthalb Jahrzehnten auch auf forstwirtschaftlichem Gebiet 
eine höchst nachahmenswerte Thätigkeit entfaltet. Im Jahre 
1875 bewilligte der 9. hannoversche Provinziallandtag aus den 
ihm zur Verfügung stehenden Mitteln zunächst eine Summe 
von 300 000 M. zu dem Zweck, an geeigneten Orten der Pro- 
vinz für Rechnung des provinzialständischen Verbandes Auf- 
forstungsarbeiten zur Ausführung zu bringen. 

Zur Ausführung dieses Beschlusses konnte man keine ge- 
eignetere und zweckentsprechendere Gegend finden als das 
Gebiet der Lüneburger Heide. Man gieng damit vor, inmitten 
dieser Heide links von und nahe der Bahn von Uelze-Lang- 
wedel unweit der Station Brokhöfe zunächst zwei landwirt- 
schaftlich depravierte Heidhöfe bei Oerrel, Amts Soltau, anzu- 
kaufen und das zum Teil beackerte Land aufzuforsten. Ange- 
regt durch die sehr bald erzielten günstigen Frfolge, verstärkte 
später der 14. Provinziallandtag die Mittel für die begonnenen 
Aufforstungen um weitere 400000 M. Durch weiteren Zu- 
kauf in den Feldmarken Oerrel, Lintzel, Dethlingen und Bram- 
bostel erwarb die Provinz eine zusammenhängende Fläche von 
mehr als 11 000 Morgen, auf welchem sich heute ein einziger 
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Wald von Fichtenbeständen repräsentiert. Die dort geschaffenen 
Kulturen, welche als durchaus gelungen sich erweisen, erwecken 
in weiten Kreisen Bewunderung und werden von Leuten aus 
allen Teilen der Provinz und darüber hinaus in Augenschein 
genommen. 

Das dort zur Ausführung gebrachte Aufforstungswerk ist 
mit grosser Energie und mit voller Hingebung der dasselbe 
leitenden Beamten betrieben worden. Die Kulturkosten haben 
sich im Durchschnitt auf 108,1 M. pro Hektar belaufen. Da- 
bei mussten weite Strecken mit dem sogen. Schwingflug bis 
zu einer Tiefe von •/* Metern umgepflügt werden. Zu den 
Aufforstungsarbeiten wurden keine freien Arbeiter sondern die 
Bewohner der von dem Landesdirektorium ressortierenden Kor- 
rektionsanstalten verwandt. In diesen Korrigenden fand die 
Provinz allerdings recht billige Arbeitskräfte. Es sei darauf 
hingewiesen, dass gerade diese unstäten, herumschweifenden 
Gesellen hier angehalten wurden, ein so fest im heimatlichen 
Boden wurzelndes Kulturwerk zur Ausführung zu bringen. 
Wir sahen, als wir dort waren und die Kulturanlage besich- 
tigten einzelne Bauernhöfe in zeitweilige Gefängnisanstalten 
verwandelt, in denen die Korrigenden, wenn sie nicht draussen 
im Freien unter Aufsicht arbeiteten, unter Schloss und Riegel 
sich befanden, damit beschäftigt, aus dem aus den Anlagen 
bereits gewonnenen Birkenreise Besen zu binden, welche in 
grossen Lieferungen nach Hannover zum Verkauf gesandt wur- 
den. Schon sehr bald wurden aus der Forstnebennutzung pro 
Jahr bereits 13000 Mark erzielt. 

Die wirtschaftliche Bedeutung dieser provinzialständischen 
Forstanlage ist namentlich für die Kultivierung der Lüneburger 
Heide von ganz unberechenbarer Bedeutung. Zunächst liegt 
ihre Bedeutung darin, dass hier ein grosses, der Kultur erst 
wenig erschlossenes Areal in wenigen Jahren durchweg er- 
tragfähig gemacht worden ist und ferner, dass der Besitz 
dieser Kulturanlage dem Besitzer, nämlich der Provinz Han- 
nover, für fernere Zeiten eine beträgliche Einnahmequelle 
sichert. Das Vermögen der Provinz erhält dadurch einen von 
Jahr zu Jahr sich mehrenden Zuwachs. Der Hauptvorteil und 
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ausgesprochene Zweck dieser Forstkulturanlage liegt aber darin, 
dass damit den Privatbesitzern von Oedländereien ein zur Nach- 
eiferung anregendes Beispiel gegeben worden ist. 

Diesem Zweck ist durch die Provinzialverwaltung noch 
eine weitere Forderung durch Begründung eines Aufforstungs- 
kosten-Darlehensfonds gegeben worden, wozu der 11. hanno- 
versche Provinzial-Landtag (1877) eine Summe von 300 000 M. 
dem Aufforstungsfonds mit der Bestimmung überwies, dass 
daraus Darlehne zur Aufforstung von Oedländereien bis zur 
Höhe der baren Aufforstungskosten denjenigen Waldgenossen- 
schaften gewahrt werden könnten, welche ihre Forstkulturen 
unter Leitung und Aufsicht der landwirtschaftlichen Provin- 
zialvereine bezw. der denselben angeschlossenen Aufforstungs- 
vereine ausführen und sich der Mitaufsicht des Landesdirek- 
toriums bis zur vollen Tilgung ihrer Schuld unterwerfen. Die 
Bedingungen, unter denen solche Darlehne gewährt werden, 
sind überaus günstig und den Verhältnissen entsprechend. Das 
Darlehen braucht nur mit 2% verzinst zu werden unter der 
Bedingung der Amortisation um jährlich ebenfalls 2%. Auch 
den einer Waldgenossenschaft nicht angeschlossenen Grund- 
besitzern können Darlehne gegen 3°/oige Verzinsung und 
Amortisation gewährt werden. 

Es leuchtet ein, dass bei solcher Sachlage es nur noch 
eine Frage der Zeit ist, dass auf dem Gebiet der Lüneburger 
Heide Wälder entstehen, die nach und nach die weiten öden 
Heidestrecken bedecken und verdrängen. Es fehlte bis zur 
Inangriffnahme der Aufforstungsarbeiten durch die provinzial- 
ständische Verwaltung an einem allseits gelungenen und Er- 
folg verheissenden Beispiel und das ist nunmehr gegeben. Von 
wesentlicher Bedeutung bei diesen Aufforstungsarbeiten ist der 
Umstand, dass nicht nur die ausgedehnten Heidflächen sondern 
auch die Ackergründe der angekauften Höfe mit aufgeforstet 
wurden. Der Augenschein belehrt, dass durch die Aufforstung 
für die ehemals nur geringen Ertrag liefernden Aecker ein 
höherer, weil müheloserer Ertrag — wenn auch erst für fer- 
nere Geschlechter — sich erzielen lässt. 

Noch vor zwei Jahrzehnten war es das eifrige Streben 
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der Lüneburger Heidebauern, da, wo Wald stand, das Holz 
abzuhauen und den Boden zur Beackerung in Angriff zu 
nehmen. Jetzt bricht sich immermehr die Einsicht Bahn, dass 
das Umgekehrte richtiger ist. Mancher Gutsbesitzer lässt die- 
selbe Fläche, wo vor 20 und mehr Jahren seine Vorfahren 
mit Mühe den Wald gerodet und die entblössten Flächen mit 
Kosten zu Ackerland umgewandelt haben, wiederum mit Na- 
delholz bepflanzen und bedauert, dass soviel Geld und Mühe 
unnütz in den Boden gesteckt worden ist. Die Bauern ent- 
schliessen sich immer mehr, ihren gesamten leichten, schlechten 
und vom Hofe weit abgelegenen Boden in Forsten zu ver- 
wandeln, den übrigen Boden aber umso intensiver zu bestellen. 
Dadurch erzielen sie auf kleiner Fläche bessere Erträge als 
früher auf doppelt grosser. 

So hat die Provinzialverwaltung durch ihre Aufforstungen 
inmitten der »trostlosen« Lüneburger Heide mit ihrem Bei- 
spiel befruchtend und anregend gewirkt, namentlich auch nach 
der Richtung : die Einsicht von dem Wert einer intensiven Be- 
wirtschaftung unter der Bevölkerung der Lüneburger Heide 
verbreitet zu haben. Es gilt jetzt mit kräftigem Entschlüsse 
alle schlechten Bodenflächen der bisherigen Ackerwirtschaft zu 
entziehen und in Forsten zu legen, den besseren Boden aber 
sorgfaltiger zu bestellen. Darin liegt für die Bestrebungen 
zur wirtschaftlichen Erschliessung der Lüneburger Heide ein 
grosser fortschrittlicher Gedanke. 

Ueberblicken wir das Gesagte noch einmal, so müssen wir 
anerkennen, dass die wirtschaftliche Erschliessung der Lüne- 
burger Heide energisch in Angriff genommen worden ist, dass 
die Zeit der Versuche um die in Anwendung zu bringenden 
Kulturarten vorüber, und dass es nunheisst, auf dem gewonnenen 
Grunde und den reichen Erfahrungen weiter zu arbeiten. Dass 
die bisherige Kulturarbeit an der Lüneburger Heide nicht ohne 
Erfolg geblieben ist, möge aus den nachfolgenden thatsäch* 
liehen Mitteilungen noch eingehender hervorleuchten. 

Seit dem Jahre 1830 hat der Regierungsbezirk Lüneburg 
einen grossen wirtschaftlichen Aufschwung zu verzeichnen. In 
den fünfzig Jahren 1830 bis 1880 vermehrte sich die Bevöl- 
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kerung von 301 164 auf 401 339 Seelen oder um rund lOOOOOSeelen. 

In derselben Zeit und in demselben Bezirk sind den 
kultivierten Acker-, Wiesen-, und Weideflächen nicht weniger 
als 656 852 Morgen hinzugetreten , während 133 425 Morgen 
Heide und andere Liegenschaften aufgeforstet wurden. 

Durch diese erweiterten Kulturflächen hat sich denn auch 
der dortige Viehstand nicht unbedeutend vermehren lassen. 
Es wurden gezählt an Pferden 1813 = 19 731 Stück, 1883 = 40 405 
Stück; an Rindvieh 1848=174 988, 1883 = 181543 Stück; an 
Schweinen 1848 = 22 564, 1883=241310 Stück; an Ziegen 
1848-21 886, 1883=48 879 Stück. 

Die Zahl der Schafe hat sich dagegen wesentlich ver- 
mindert Aber gerade in dieser Verminderung der Anzahl 
der Schafe dürfen wir, gemäss den dort vorwaltenden Verhält- 
nissen, ein erfreuliches Zeichen des Aufschwungs der Lüne- 
burger Heide in landwirtschaftlicher Beziehung erblicken. Seit- 
dem die Heidestrecken mehr und mehr an Umfang verlieren, 
verschwindet auch das kleine Heidschaf, die sogen. Heidsnucke 
immer mehr und macht dem grösseren rheinischen Schafe 
Platz. Wenn daher auch in der Zahl der Tiere ein Rückgang 
eingetreten, so doch wohl kaum im Fleischgewicht. 

Die Schweinezucht dagegen hat sich vor jeder anderen 
Viehzucht im Regierungsbezirk Lüneburg bedeutend gehoben, 
und bildet das Schwein den hauptsächlichsten Exportartikel 
der dortigen Gegend. Insbesondere gehen von dort grosse 
Transporte nach den westfälischen Fabrikdistrikten. Die Hebung 
der Schweinezucht hat wesentlich dazu beigetragen, den Wohl- 
stand der Bevölkerung der Lüneburger Heide zu heben. Man 
hat berechnet, dass der Wert des Viehstandes im Regierungs- 
bezirk Lüneburg in einem Zeitraum von 25 Jahren (1848 
bis 1873) sich um 15 bis 18 Millionen Mark vermehrt hat. 

Dass infolge dieser Vermehrung der vorhandenen wirtschaft- 
lichen Güter sich auch der Wohlstand der Bevölkerung erhöht 
bat, und diese kapitalkräftiger geworden ist, lässt sich neben 
anderen Anzeichen namentlich nach dem Aufschwung des dortigen 
Sparkassenwesens ermessen. Während noch im Jahre 1838 
im ganzen Regierungsbezirk Lüneburg nicht eine einzige Spar- 
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kasse bestand, finden sieb im Jabre 1878 deren bereits 29 und 
1888 waren überhaupt 44 Sparstellen vorhanden. Die Ein- 
lagen erreichten bis zum Jahre 1878 eine Hohe von 63783011 
Mark und stiegen bis zum Jahre 1888 auf 102405641 Mark. 
Das macht auf den Kopf 253 M und auf eine Familie, zu 
5 Personen gerechnet, 1265 M; ein ziemlich beweiskräftiges 
Zeichen, dass auch mitten in der Lüneburger Heide heute 
Wohlstand anzutreffen ist. 

Zum Beschluss unserer Arbeit glauben wir es für ange- 
zeigt halten zu dürfen, einen Aufschluss und Hinweis darüber 
zu geben, wem in der Hauptsache das Verdienst um die bis- 
herigen Kulturschöpfungen in der Lüneburger Heide beigemessen 
werden muss. Da haben wir nun zunächst ein höchst lehr- 
reiches und nachahmenswertes Beispiel der Wirksamkeit des 
landwirtschaftlichen Vereinswesens vorzufuhren. Man wird 
ohne Rückhalt anzuerkennen haben, dass der beispiellose wirt- 
schaftliche Aufschwung einer von der Natur so stiefmütterlich 
bedachten Gegend wie der Lüneburger Heide ausgegangen ist 
und immer weitere Förderung gefunden hat von dem im 
Jahre 1830 begründeten landwirtschaftlichen Provinzialverein 
zu Uelzen. Dieser Verein, dessen Vereinigungspunkt mitten 
in der Lüneburger Heide belegen ist, hatte sich wie bereits 
gesagt bei seiner Begründung als wichtigste Aufgabe: »eine 
höhere landwirtschaftliche Kultur in der Lüneburger Heide 
herbeizuführen« gestellt. 

Zahllos und überaus mannigfaltig sind die Arbeiten, Unter- 
suchungen, Anregungen, Belehrungen, Belohnungen und Opfer 
gewesen, die von diesem Verein im Interesse der wirtschaft- 
lichen Erschliessung der Lüneburger Heide ausgegangen bezw. 
gebracht worden sind. Von den vielen Erfolgen, welche diese 
Vereinigung von wissenschaftlich und praktisch befähigten 
Männern im Verlauf der Zeit erzielt hat, soll hier nur auf 
das Folgende aufmerksam gemacht werden. 

Den Bemühungen des Vereins ist es vor allem zu danken, 
dass durch Anschaffung und Verleihung von Erdbohrern sowie 
durch schliessliche Anstellung von Bohrmeistern zahllose Mergel- 
lager in den verschiedenen Gemarkungen entdeckt und für die 
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Landwirtschaft erschlossen worden sind. Ferner hat der Verein 
durch Rat und That es vermocht, dass die einzelnen Hofbe- 
sitzer eine auf Erfahrung und Wissenschaft geregelte Frucht- 
folge eingeführt haben, wodurch mancher Grundbesitzer gegen 
früher oft mehr als das doppelte geerntet hat. Weiter machte 
sich der Verein verdient durch Beschaffung, Erprobung und 
Verleihung von landwirtschaftlichen Maschinen, durch Ein- 
fährung guter Samen, guter Zucht- und Bassentiere, künstlicher 
Düngungsmittel, Beförderung der Flachsbereitung, Anlage von 
Rieselwiesen, Aufforstungen, Begründung von Molkereien, Be- 
förderung des Obstbaus, Errichtung einer landwirtschaftlichen 
Schule (Ebstorf), Begründung zahlreicher landw. Zweigvereine 
u. s. w. Für alle diese Zwecke hat der Verein innerhalb der 
ersten fünfzig Jahre seines Bestehens im ganzen 690000 Mark 
verausgabt. Mit dieser Ausgabe aber hat er ungezählte Millionen 
neuer Werte geschaffen. Es ist, wie nebenbei bemerkt sein 
mag , dieser Verein zugleich der älteste derartige Verein im 
Gebiete des Königreichs Hannover. Und hier war auch ein 
solcher Verein an dem richtigen Platze. Die überaus grosse, 
energische Wirksamkeit dieses Vereins zum Zweck der Er- 
schliessung eines so öden Staatsgebiets liefert von neuem den 
Beweis, dass die Energie des Menschen da am grössten sich 
entfaltet, wo die Natur am wenigsten gegeben. 

Wir haben dargethan, dass der Wiesenbau, die Anlage 
von Biesel wiesen als eine der Hauptgrundlagen und Voraus- 
setzungen für die allmähliche wirtschaftliche Erschliessung der 
Lüneburger Heide sich erwiesen hat. Der Wiesenbau in der 
Lüneburger Heide hat gegenwärtig eine Geschichte von genau 
70 Jahren. Im Jahre 1819 nämlich wurde in Suderburg, einem 
unweit Uelzen gelegenen Orte, der erste Versuch mit einem 
geregelten Wiesenbau an einer Wiese des damaligen Amtsvogts 
Heimlich in Oldendorf von diesem selbst und dem Dorfschulzen 
Hillmer daselbst gemacht. Dieser Versuch gelang, und fand 
das Beispiel eine solch' eifrige Nachahmung, dass nicht nur 
das ganze von Oldendorf bis Uelzen sich hinziehende, von einem 
nur kleinen Gewässer durchflossene Thal unter rationeller Aus- 
nutzung dieses fliessenden Gewässers in Wiesengründe ver- 



Digitized by LiOOQ IC 



304 Pfl«g: 

wandelt wurde, sondern die dort erzielten glänzenden Erfolge 
zogen auch bald die Aufmerksamkeit der Bewohner der ganzen 
Lüneburger Heide, ja des ganzen Europa auf sich. Man kam, 
sah und staunte, welche Wunder hier ein kleines aber richtig 
geleitetes Gewässer auf ödem Sandboden gewirkt hatte. Bald 
hatte der Wiesenbau in der damaligen Vogtei Suderburg einen 
solchen Weltruf erlangt, dass in den Jahren 1850 bis 1860 
in jedem Frühjahr etwa 200 Männer auszogen, meist in fremde 
Länder , insbesondere nach Mecklenburg, Holstein, Preussen, 
Jütland, Schweden, Russland, Oesterreich-Ungarn, um Beriese- 
lungswiesen nach dem in Suderburg erprobten System (Rücken- 
und Hangbau) anzulegen. Es waren dieses vorerst nur prak- 
tische Männer mit einfacher Elementarbildung. Gar bald aber 
zeigte sich die Notwendigkeit zu einem wissenschaftlichen 
Verständnis der Wiesenkultur zu gelangen. Es vereinigten 
sich daher 72 Wiesenbauer und Freunde des Wiesenbaus und 
stifteten im Winter 1853/54 die Wiesenbauschule zu Suderburg, 
welche bis heutigen Tages in ihrem Bestände sich erhalten 
hat. Kurz zuvor war auch in Uelzen eine solche Schule ent- 
standen, aber weil in Suderburg die grosste Anzahl der Wiesen- 
bauer wohnte, so gieng die Anstalt in Uelzen bald wieder 
ein. Der Unterricht im Wiesenbau beschränkt sich jetzt auf 
fünf Wintermonate. Unter den Schülern befanden sich anfangs 
Männer im Alter von 40 bis 60 Jahren. Später jedoch ge- 
hörten die Schüler nur der jüngeren Generation an. Die Be- 
gründer des Wiesenbaus in Suderburg haben wohl keine Ahnung 
gehabt von der späteren grossartigen Ausdehnung des Wiesen- 
baus und der besonderen Bedeutung dieser Kulturart für die 
in unmittelbarer Nähe sich ausdehnende Lüneburger Heide. 
Dadurch aber, dass über die ganze Lüneburger Heide zerstreut 
so zahlreiche Wiesengründe geschaffen worden, hat diese Gegend, 
welche in der Vorstellung für Viele als eine zusammenhängende, 
endlose, trostlose Oede sich darstellt, an Anmut und über- 
raschenden Kontrasten gewonnen. Da, wo die Wiesenkultur 
gepflegt wird, herrscht grosser Wohlstand unter der Bevölkerung 
und man merkt nicht, dass man sich mitten in einem Gebiet 
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befindet, welches als das ödeste und trostloseste im deutschen 
Vaterlande gilt. 

Ans alledem aber wird man ersehen, dass in dem Charakter 
der Lünebarger Heide im Laufe dieses Jahrhunderts gewaltige 
Veränderungen vor sich gegangen sind, und man wird sich be- 
quemen müssen, seine Vorstellung von diesem vaterländischen 
Gebiet zu berichtigen. Daran aber kann ernstlich wohl nicht 
gedacht werden, dass die Lüneburger Heide sich geeignet er- 
weise, eine erhebliche Anzahl von Kolonisten dort anzusiedeln 
und neue Nahrungsstellen für diese zu schaffen. Dazu erweist 
sich der noch unkultivierte Boden doch zu wenig ergiebig. 
Der Kolonist würde dort absolut nichts vorfinden. Anders 
hegen die Verhältnisse mit der Kolonisierung der weiten Moor- 
distrikte im Nordwesten unseres Vaterlandes. Dort findet 
der Kolonist, wenn auch nicht gleich tragbare Aecker so doch 
in dem Torf, mit dessen Abgrabung er zu beginnen hat, einen 
wertvollen Handelsartikel. Die Kolonisierung der Moordistrikte 
aber kommt bei der Frage der wirtschaftlichen Erschliessung 
der Lüneburger Heide weniger in Frage, weil dort die Moore 
nur in geringer Ausdehnung vorhanden und meist schon 
kolonisiert sind. 
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Geschichtlich kritischer Ueberblick über die Systeme 
des Kommunismus and Sozialismus und deren Ver- 
treter. 



Von Dr. Otto Warschauer, 

Dozent der StaatowiMenschAfteD an der Universität Leipiig. 



Erster Artikel 
I. 

Das Wort »Kommunismus« entstammt dem lateinischen 
Worte »communis*, das trotz seines fremdländischen Ursprungs 
in alle modernen Sprachen eingedrungen ist und sich überall 
anerkanntes Bürgerrecht erworben hat. Der Begriffsinhalt des 
Kommunismus lässt sich durch ein Einzelwort schwer ver- 
deutschen ; denn man verbindet mit jenem Ausdruck nicht nur 
die Idee der Gütergemeinschaft, sondern eine Welt verschie- 
denartigster Begriffe. 

Das Wort »Sozialiemu sc ist neueren Ursprungs. Es 
ist eine lateinisch-franzosische Zusammensetzung, knüpft an 
das Wort > sociale* an und ist vor ungefähr 50 Jahren auf 
franzosischem Boden entstanden 1 ). Ueber seine Autorschaft 
streiten sich Louis Reyband und Pierre Leroux. Thatsache 
ist, dass das Wort sich ebenso schnell verbreitet hat und ebenso 



1) Vergl. Gustav Cohn, Was ist Sozialismus? 1878. S. 6 ff. 
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international geworden ist, wie die Ziele derer, die mit jenem 
Schlagwort politische Bestrebungen verbinden. Eine Verdeut- 
schung des Wortes »Sozialismus c Hesse sich wohl durch den Aus- 
druck »Vergesellschaftungen der gleiche sprachliche Existenz- 
berechtigung haben dürfte wie »Verstaatlichung«, ermöglichen; 
was man aber sprachlich und politisch in dem Begriffe »So- 
zialismus« fühlt, lässt sich ebenfalls schwer mit einem einzigen 
Worte ins Deutsche übertragen. Als »Sozialismus« gilt 
heute j eder Versuch einer radikalen Besserung 
der materiellen Lage besitzloser Klassen. Leicht 
konnte man geneigt sein, mit gleichem Inhalt das Wort 
»Kommunismus« zu beseelen und somit Sozialismus und Kom- 
munismus als gesellschaftliche Erscheinungen hinzustellen, die 
gleiche Ziele verfolgen. Dies wäre jedoch nicht richtig. Es 
läset sich zwar durchaus nicht in Abrede stellen, dass So- 
zialismus und Kommunismus als Zwillingspaar gelten können, 
das aus wahlverwandten Begriffen erzeugt, in gemeinsamer 
Abstammung dauernd viele gleiche Beziehungen hat. Beide 
entspringen individueller Unzufriedenheit über die jeweiligen 
sozialen Zustande, beide zeichnen Grundrisse einer neuen Staats- 
und Gesellschaftsordnung, die besser sein soll, als die zur Zeit 
bestehende ; beide bezwecken, Not, Jammer, Elend und Kummer 
aus dieser Welt zu bannen, die Armut aufzuheben und die 
unterschiedlichen Besitzverhältnisse der Einzelnen im Meere 
allgemeiner Glückseligkeit verschwinden zu lassen. Beide su- 
chen ferner die Ursachen der jeweiligen Missstände nicht im 
Charakter der Menschen, sondern in der Eigenart der wirt- 
schaftlichen und politischen, staatlichen oder gesellschaftlichen 
Einrichtungen. So sind die Gemeinsamkeiten beider unleugbar 
vorhanden, aber doch trennen unüberbrückbare Klüfte die 
Welten beider. 

Der Sozialismus will eine Gemeinsamkeit der Erwerbs- 
mittel, der Kommunismus eine Gemeinsamkeit der Genuss- 
mittel. Der Sozialismus will den Erwerb Jedes erleichtern, 
der Kommunismus den Besitz Allen sichern. Der Sozialismus 
sucht die Ursachen, der Kommunismus die Wirkungen 
der Kapitalbildung aufzuheben. Demgemäss greift der erstere 



Digitized by VjOOQ IC 



308 Dr - Otto Warschauer: 

den Bestand des individuellen Privateigentums nicht an, wäh- 
rend der Kommunismus grundsatzlich die wirtschaftliche und 
rechtliche Existenzberechtigung desselben leugnet. Er betrach- 
tet aber auch alle Menschen als gleichveranlagte und gleich- 
berechtigte Wesen , will daher jeden gesellschaftlichen und 
politischen Unterschied der Einzelnen verwischen und die ab- 
solute Gleichheit Aller durchfahren. Der Kommunismus stellt 
den Staat als allein berechtigt zur Erzeugung und Verteilung 
der wirtschaftlichen Güter hin und fordert von ihm die gleich- 
massige Erziehung und Ernährung Aller. Er gewährt Jedem 
das Recht des Lebensgenusses, legt aber auch Jedem die Ver- 
pflichtung der Arbeitsleistung auf, ohne ihm die Berechtigung 
des Privatbesitzes zu gewähren. So tritt der Kommunismus 
für Staateproduktion, Aufhebung des individuellen Eigentums 
und Einführung der Gütergemeinschaft ein. Aus der Viel- 
fältigkeit seiner Ziele, denen er nachweislich seiner politischen 
und litterarischen Vertreter nachstrebt, ergibt sich sowohl die 
Schwierigkeit einer abschliessenden Verdeutschung des Begriffs, 
als auch der sachliche Unterschied, der ihn vom Sozialismus trennt. 
Sozialismus und Kommunismus, beide sind gefährlich so- 
wohl für die Entwicklung des Staates, als auch für die Wohl- 
fahrt der einzelnen Bürger. Aber der Kommunismus ist kraft 
der Grundsätze, für die er eintritt, zweifelsohne gefährlicher 
wie der Sozialismus. Er ist auch bei Weitem älter wie jener. 
Der Kommunismus ist kein Produkt der neueren Zeit, wäh- 
rend der Sozialismus sich erst im Laufe dieses Jahrhunderts 
systematisch entwickelt hat. Das Altertum und Mittelalter 
hat vielseitige kommunistische Bestrebungen litterarisch und 
politisch aufzuweisen, aber für die Gemeinsamkeit der Er- 
werbsmittel finden sich keine Vertreter. Wohl zeitigte na- 
mentlich das Mittelalter grosse gesellschaftliche Missstände, 
wohl wurde die Möglichkeit eines unumschränkten vollen Le- 
bensgenusses, eines erleichterten Erwerbs und Besitzes auch in 
jener Zeit nur wenigen Bevorzugten zu Teil, andererseits aber 
waren die individuellen Bedürfnisse wegen der erschwerten 
Verkehrsmittel geringer, das Kapital weniger einflussreich und 
konzentriert, die freie Konkurrenz durch die Gebundenheit 
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der gewerblichen Verhältnisse gehemmter, die kapitalistischen 
Gegensätze weniger schroff und die Massenarmut daher ver- 
schwindender wie heute. Anders aber gestalteten sich die 
Verhältnisse nach Abschluss der grossen franzosischen Re- 
volution. Nachdem soziale Missstände beseitigt und politische 
Rechte gleichmässiger als bisher auf Alle übertragen waren, 
entwand sich dem Erkenntnisvermögen der Menge die An- 
sicht, dass die Freiheit der Person gewürzt und nur voll 
genossen werden könne durch die Thatsache des Besitzes. 
Gleichzeitig entwickelte sich nicht nur in Frankreich, sondern 
allerorten in bisher ungeahntem Masse eine mächtig aufstre- 
bende Industrie. Immer beweglicher wurde das Kapital, immer 
erleichterter wurden die Verkehrsmittel auf dem Geldmarkt. 
Grosse individuelle Vermögen bildeten sich schneller wie bis- 
her, der Gegensatz zwischen Genuas und Entbehrung, Armut 
und Reichtum machte sich schroffer geltend und dem unbe- 
friedigten Drange des persönlichen Bedarfes und ungestillter 
Leidenschaften entstieg missgünstig die Betrachtung über die 
verschiedenartige Belohnung der einzelnen menschlichen Ar- 
beiten. Jener unbefriedigten Erkenntnis folgte der Wunsch 
nach erleichterten Produktionsmitteln und jenem entsprang 
die Idee des Sozialismus, bereit, eine Welt von Hindernissen 
zu finden und sie zu bekämpfen. 

Einmal geboren, suchte der Sozialismus wissenschaftliche 
Fühlung und Unterlage. Er fand sie in dem Grossmeister der 
Nationalökonomie, in Adam Smith. Kunstvoll, geistreich und 
umfassend hatte er es verstanden, die losen Gebilde einer bis- 
her unfertigen Wissenschaft zu einem einheitlichen Ganzen 
abschliessend zu formen. Der Inhalt des » Wealth of Nation* 
übte bestrickenden Einfiuss auf Gemüter und Thatkraft der 
Menschen. Aber es führte auch zu wirtschaftlichen Trug- 
schlüssen und unberechtigten Forderungen. Unangefochten 
und unwiderlegt hatte Smith behauptet, dass die Arbeit die 
Quelle aller Werte sei; treibend verband sich nun mit jenem 
Gedanken der sich immer schroffer gestaltende soziale Gegen- 
satz zwischen Arm und Reich und der Ideenassociation beider 
entwand sich die Ansicht, dass, wenn und da die Arbeit die 
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Quelle aller Werte sei, das finanzielle Produkt der Arbeit allen 
Arbeitsproduzenten und nicht wie bisher wenigen Einzelnen als 
Unternehmergewinn zufliessen müsse. Eine derartige Schlussfol- 
gerung hatte zwar Adam Smith fern gelegen ; aber in der Entwick- 
lung des einmal ausgesprochenen Gedankens war aus einer volks- 
wirtschaftlichen Theorie ein sozialistisches Dogma geworden und 
der Sozialismus , der tief in die Poren des Volkes eindrang 
und dauernd an dessen Seele nagt, hatte .eine wissenschaft- 
liche Unterlage gefunden. Auf ihr fussen alle hervorragenden 
Sozialisten von Saint-Simon bis Rodbertus und Lasalle. 

Was bezwecken die Reformvorschläge der einzelnen her- 
vorragenden Kommunisten und Sozialisten? Sie seien an dieser 
Stelle mit teilweiser Charakteristik ihrer intellektuellen Ur- 
heber in kurzen Umrissen vorgetragen. Ihr volkswirtschaft- 
licher Feingehalt soll geprüft, gleichzeitig die Frage aufge- 
worfen und beantwortet werden, ob jene Reformvorschlage 
einzeln oder in ihrer Gesamtheit als ein wirklich empfehlens- 
wertes Mittel zur Herstellung einer von Missstanden geläuter- 
ten, das Glück jedes Einzelnen begründenden Gesellschafts- 
ordnung betrachtet werden können und ob sie bei etwaiger 
Durchführung fähig und geeignet erscheinen, Wunden zu hei- 
len, Thränen zu trocknen, Hunger zu stillen und die Welt zu 
bessern. 

IL 

Der Kommunismus ist fast so alt wie die Liebe. Vor 
den Thoren der Kultur standen Volksstämme roh und unzivili- 
siert, aber gewappnet in Gütergemeinschaft. Doch auch in 
den geistig hochstehenden Staaten des Altertums fand der 
Kommunismus praktische und theoretische Anhänger. Lykurg' s 
Gesetzgebung war kommunistisch gefärbt und in den »Zehn 
Büchern vom Staate«, sowie in der Abhandlung »Ueber 
die Gesetze« versucht Plato das Ideal eines Staates auf 
kommunistischem Hintergrunde zu zeichnen. Sein Einfluss 
war mächtiger und nachhaltiger wie der LyJcurg'a. Plato war 
nicht nur der geistig hervorragendste Vertreter einer kom- 
munistischen Weltanschauung im Altertum , der Geist seiner 
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Schriften wirkte auch zündend und verführerisch im Mittel- 
alter. Die Eigenart seiner Ideen wurde gierig aufgesogen 
und weitergegeben. Er hat der Nachwelt eine höchst ver- 
hängnisvolle Erbschaft hinterlassen, die Privateigentum sämt- 
licher späteren Kommunisten wurde. Die Rente jenes geistigen 
Kapitals läuft bis zur Gegenwart. 

Der Kommunismus äusserte sich ferner in fassbaren Ge- 
bilden im letzten Jahrhundert vor Christi Geburt. In Aegyp- 
ten und Palästina sind es die Therapeuten und Essener, die 
nicht aus Drang nach mühelosem Erwerb, sondern in sittlich 
empfundener Religiosität Gütergemeinschaft treiben 1 ). Nach 
dem siegreichen Durchbruch des Christentums finden sich na- 
mentlich im Mittelalter in den klosterlichen Gemeinschaften 
manche auf religiöser Grundlage fassende gesellschaftliche Ab- 
sonderungen, die unbewusste Fühlung mit kommunistischen 
Lehren und Ansichten verraten s ). Namentlich aber verquickt 
sich im Zeitalter der Reformation in krankhaften Auswüchsen 
religiöse Empfindung mit kommunistischen Trieben und Ge- 
lüsten. Leider dient die erstere häufig zum Vorwand der 
letzteren. Thüringen wurde der Schauplatz kommunistischer 
Begebenheiten. In den chaotischen Wirrwarr religiöser, po- 
litischer und materieller Interessen und Gegensätze tauchen 
die Wiedertäufer auf und in ihnen macht sich Thomas Münster 
zum Führer der erregten Massen. Aus der religiösen Gleich- 
heit sucht er die politische abzuleiten und auf dieser will er 
die Gleichheit des Besitzes herstellen. Zwar verschwindet sein 
persönlicher Einfluss nach der Schlacht bei Frankenhausen, 
aber der Lebenskeim des religiösen Kommunismus war erst 
erstickt, als den Vorgängen in Mühlhausen die in Münster 
gefolgt und Johann von Leyden das Schicksal Münzer's ge- 
teilt hatte. Fast gleichzeitig äusserte sich der Kommunismus 
litterarisch und hier sollten seine Wirkungen, da po- 
litische widrige Verhältnisse seine Entwicklung dauernd gön- 

1) Vgl. Sudre: Geschichte des Kommunismus, Deutsch von Fried- 
rich. 1882. 8. 40 ff. 

2) Vgl. Huber: Artikel »Sozialismus und Kommunismus« im ßlunt- 
Bchli- und Brater'schen Staatswörterbuch. 
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stig beeinflussten , nicht mit der Erregung des Augenblicks 
verfliegen. Die landesherrliche Willkür lahmte den allge- 
meinen Wohlstand, unter dem Drucke dauernder Lasten seufzten 
Bauern und Bürger und in Unzufriedenheit gährten nament- 
lich die unteren Stände. So schweifte willig und hoffnungs- 
voll der Blick des Einzelnen aus dem Jammer der Gegenwart 
hinüber in das Reich der Phantasie. Theoretischen Idealen 
entstiegen zur Besserung der staatlichen Missstände Pläne, 
denen die Staatsromantiker beredten Ausdruck gaben. 
Die Poesie, die sich durch sie äussert, ist politisch tendenziös, 
denn vom Piedestal der Objektivität steigt die Muse herab in 
den Kampf der Parteien. Staatsromane sind poetische Ge- 
bilde , die sich mit der Ordnung des Staats befassen , nicht 
wie sie ist, sondern wie sie sein konnte. Staatsromane 
sind Erzählungen, die in blutnigen, die Sinne reizenden und 
bethörenden Bildern unter harter Kritik der jeweiligen Miss- 
stände und warmer Befürwortung kommunistischer Grundsätze 
das Ideal einer besseren Staats- und Gesellschaftsordnung ent- 
werfen. Der hervorragendste Vertreter jener litterarisch-poli- 
tischen Richtung war Thomas Morus. In seiner Utopia *), 
die der erste litterarisch-offizielle Widerhall der Platonischen 
Ideen ist, wendet sich Morus gegen die derzeitigen Schäden 
und Auswüchse der englischen Verfassung und Verwaltung. 
Er wollte in jener Schrift die Blossen der herrschenden Stände 
und Missstände aufdecken, er lehnte sich mit Recht gegen 
die Willkür des Herrschers und den konfessionellen Partei- 
hader der Einzelnen im Staate auf, aber sein Werk ist trotz 
der Anmut der Darstellung, Klarheit und Eigenart der Ge- 
danken mehr romantisch, wie von politischem Werte. Es 
fand Nachbildungen, die sich jedoch zur Höhe und Wirksam- 
keit des Originales nicht emporzuschwingen vermochten. So 
ist der »Sonnenstaatc des Campanella ') unklar und die Ideen- 
welt eines Harrmgton*), der das Ideal eines Staates in den 
Ozean verlegt, verschwommen. Im Anschluss an die Utopia 

1) De optima rei piiblicae statu deque nova insula Utopia. Löwen 1516. 

2) Campcmeüa: Civitas eolis vel de rei publica« idea. 1620. 
8) Earrmgton, Oceana. 1656. 
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ist ferner eine Reihe anderer Staatsromane *) geschrieben wor- 
den; aber ihre Zahl ist bedeutender wie ihr Inhalt. Trotz- 
dem ist die Gesamtwirkung jener Dichtungen durchaus nicht 
zu unterschätzen. Sie haben das Feuer der Erregung dauernd 
geschürt und vorbereitend und werbend für die Zukunft ge- 
wirkt. Aus dem Borne ihrer Erkenntnis schöpfen fast sämt- 
liche späteren kommunistischen Schriftsteller und stählten 
und stärkten sich in ihnen. Jene Staatsromane sind das Ar- 
senal, das die Waffen liefert, sie eröffnen das Vorspiel zum 
Kampfe, sie vermitteln den Uebergang vom mittelalterlichen 
zum neuzeitigen Kommunismus und sie machen sich auch im 
Leben der Gegenwart bemerkbar. 

Vor Beginn der franzosischen Revolution und nach Aus- 
bruch derselben machte sich ihr Einfiuss erhöht geltend. Neben 
Bousseau, der in dem Eigentum die Quelle aller gesellschaft- 
lichen Uebel sieht, neben Morelly a ), der der Idee der Güter- 
gemeinschaft eine moralische und philosophische Unterlage zu 
geben versucht, neben Mably 8 ), der behauptete, dass das Pri- 
vateigentum der Einzelnen mit der politischen Gleichheit Aller 
sich nicht vereinen lasse, trat Brissot auf, der in einer Reihe 
von Abhandlungen mit rücksichtsloser Schärfe das Privateigen- 
tum angreift und es als einen Frevel an der Natur bezeichnet 
Auch Gondorcet 4 ) , nach dessen Ansicht der Reichtum nur 
durch eine widerrechtliche Besitzergreifung von fremden Gü- 
tern entsteht und der somit als ein Vorläufer Proudhons be- 
zeichnet werden kann, erhebt laute Klagen gegen den ferneren 
Bestand des individuellen Besitzes, namentlich aber war es 
Babeuf, der am Ende des vorigen Jahrhunderts in Frankreich 
die Ideen der kommunistischen Staatsromantiker in sich auf- 
nahm und sie praktisch zu verwerten suchte. 

Frangois Babeuf war ein Mann von grosser Charakter- 



1) Vgl. Bobert von MoM: Staatsromane. Tübinger Zeitschrift für 
die gesamte Staatswißsenschaft. 1845. S. 27 ff. 

2) Morelly: Code de la natnre. 1755. 

3) Mably: De la legislation. 1776. 

4; Condorcet : Esqnisse d'un tableau historique du progres de Tesprit 
humain. 1794. 

Zeittchr. f. Staatew. 1890. II. Lieft, 21 
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stärke, Offenheit und Energie. Sein Mut schreckte vor keiner 
Gefahr zurück ; wild und ungestüm, besass er hinreichende Be- 
redtsamkeit. Von personlichem Ehrgeiz frei , strebte Babeuf 
nicht nach äusseren Vorteilen und Ehren. In seinen Sym- 
pathieen für romische Bürgertugend schwang er sich fast em- 
por zu antiker Seelengrösse und willig teilte er das Schicksal 
seines Vorbildes. Tendenziös hatte er sich den Beinamen 
»Gracchus« beigelegt und gleich dem römischen Volkstribunen 
fand auch Babeuf ein vorzeitiges Ende durch einen unnatür- 
lichen Tod. So wurde auch er ein Märtyrer seiner Ueber- 
zeugung. 

Sein wissenschaftliches Denkvermögen war begrenzt; lit- 
terarisch und theoretisch ist er für die Geschichte des neueren 
Kommunismus ohne tiefergehende Bedeutung. Seine bewussten, 
aber unerreichten Vorbilder sind Thomas Morus^ Rousseau, 
Morelly und Mably. Babeuf jedoch überschritt zuerst in Frank- 
reich den steilen Uebergang von der Phantasie zur nüchternen 
Wirklichkeit, der von der kommunistischen Theorie zur ver- 
brecherischen That tritt. Auferzogen in demokratischen Grund- 
sätzen, hatte er sich mit Fanatismus und Ueberzeugung der 
ausbrechenden Revolution zugewandt. Er wollte die demo- 
kratische Verfassung von 1793 auf kommunistischer Grundlage 
dauernd hergestellt wissen und bekämpfte in diesem Versuche 
die fernere Beibehaltung des Privateigentums. Babeuf hat 
ein abgeschlossenes wissenschaftliches kommunistisches Werk 
nicht veröffentlicht, er hat kein eigentliches System entwor- 
fen, aber aus den Reformen, die er praktisch einzuleiten ver- 
suchte und aus der später zu erwähnenden Schrift Buonarottts 
sind die Pläne des Mannes klar ersichtlich 1 ). Die Gleichheit 
Aller ist nach Babeuf ein Gesetz der Natur, das mit rück- 
sichtsloser Strenge durchgeführt werden muss und das folge- 
richtig zur gleichmässigen Verteilung der wirtschaftlichen Güter 
zu führen hat. Diese letztere ist jedoch nur möglich , wenn 
Alle gleichmässig arbeiten und die Arbeitskraft keines brach 
liegt. Die zur Zeit bestehende Gesellschaftsordnung kennt 

1) Vgl. auch Beybaud: Etudes aar les räformateurs ou socialistes 
modernes. 1848. II., S. 358 ff. 



Digitized by VjOOQ IC 



Gesch. krii Ueberbl. ö. d. Syst. d. Komm. n. Sozialem, u. d. Vertreter. 315 

einen derartigen Zustand nicht; denn der Müssiggänger mästet 
sich an den Produkten des Arbeiters und der Arme stöhnt 
anter der Last dauernder Mühen und Entbehrungen. Der 
Reiche jedoch zehrt nicht nur unberechtigt an den Früchten 
Anderer, er bestimmt nicht nur kraft des Uebergewichtes des 
individuellen Eigentumes die materiellen Geschicke des Armen, 
er reiset auch politische Rechte an sich, bemächtigt sich der 
Eegierungsgewalt und erlässt selbstsüchtig Gesetze zu eigenem 
Vorteil. So entspringt die politische Unfreiheit aus der Ar- 
mut, beziehungsweise aus dem individuellen Privateigentum, 
das die zu verstopfende Quelle aller gesellschaftlichen Miss- 
stande ist. Eine neue vernunftgemässere Gesellschaftsordnung 
in der es weder Reiche noch Arme gibt, ist zu schaffen und 
damit dieser ideale Zustand der Gesellschaft eintrete, ist eine 
kommunistische Revolution erforderlich. Babeuf zeichnet deren 
Ziele klar yor. Beim Ausbruch einer derartigen Revolution 
hat das Privateigentum der Gemeinden , Schulen und milden 
Stiftungen sofort an die Gesellschaft überzugehen, während 
das Privateigentum der physischen Personen erst nach deren 
Tode der Gesamtheit anheimfällt. Alle Schuldverhältnisse im 
Inland sind sofort zu lösen, das Geld wird abgeschafft und 
die Naturalwirtschaft wieder eingeführt. Die tägliche Arbeits- 
zeit Aller ist gesetzlich zu bemessen, unangenehme Arbeiten 
werden wechselseitig von den Arbeitspflichtigen übernommen. 
Eine Zentralverwaltung hat die gesamte Produktion zu ver- 
mitteln. Der Handel im In- und Ausland ist dem Einzelnen 
ra untersagen und nur dem Staat steht das Recht zum Be- 
triebe von Handelsgeschäften zu. Jene Zentralverwaltung hat 
für Wohnung, Bekleidung und Beköstigung Aller gleichmässig 
zu sorgen und die gemeinsame Erziehung der Kinder zu lei- 
ten. Jeder bisherige soziale Unterschied ist von Staatswegen 
aufzuheben und nur der unauslöschliche Unterschied des Al- 
ters und Geschlechts bleibt für die Zukunft bestehen. 

Zur Durchführung derartiger Pläne hat Babeuf 1796 eine 
kommunistische Verschwörung gegen den ferneren Bestand 
der französischen Republik und des Privateigentums, wenn 
anch erfolglos, eingeleitet. Er wurde ein Opfer des Verrats 

21* 
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seiner Genossen und endete auf dem Schaffot. Eine Wider- 
legung der Ideen, für die er eingetreten, vornehmen zu wollen, 
hiesse dem brutalen Kommunismus unnötige Eonzessionen 
machen. Aber obwohl Babeuf nur von untergeordneter littera- 
rischer und politischer Bedeutung war, endete sein Einfluss nicht 
mit seinem Tode. Er feierte sein kommunistisches Auferstehungs- 
fest durch seinen Jünger Philippo Buonarotti, der reich ver- 
anlagt, von revolutionären Trieben geleitet, den Geist der 
Rousseau'schen Schriften willig in sich aufgenommen hatte. 
Aus Toskana und Korsika vertrieben, war Buonarotti 1798 
nach Frankreich gekommen , hatte schnell mit Babeuf Füh- 
lung gewonnen und beschloss, dessen Verschwörung litterarisch 
zu verherrlichen, damit Zeitgenossen und spätere Generationen 
zur Aufnahme und Fortpflanzung kommunistischer Ideen dauern- 
des Material fanden. So entstand die Schrift: »Conspiratioz 
pour l'egalitä dite de Babeuf«, die 1828 erschienen und 
gewandt, wenn auch nicht geistig originell geschrieben ist 
Ihr Erfolg war nicht unbedeutend ; sie wurde unter die be- 
sitzlosen Volksklassen Frankreichs verteilt und ihr Inhalt, der 
die Babeuf sehe Verschwörung in Zielen und Wirkungen schil- 
dert, ergoss sich über das französische Proletariat. Jene 
Schrift wurde thatsächlich die Quelle kommunistischer Erkennt- 
nis und Verführung ; sie gab zur Begründung neuer kommu- 
nistischer Zeitungen und Gesellschaften, die staatszersetzende 
Tendenzen verfolgten und schliesslich den Kommunistenauf- 
stand vom 12. Mai 1839 hervorriefen, direkten Anlass 1 ). 
Erst nach Unterdrückung jenes Aufstandes war die Lehre 
Babeufs in ihren Ausläufern erstickt, die geheimen kommu- 
nistischen Gesellschaften starben ab, Babeufs Reformpläne 
wurden wieder in das gebührende Dunkel gerückt und vor- 
läufig nur noch mit mattem Strahl flackerte in Frankreich 
das Irrlicht des Kommunismus, um allerdings später wiederum 
in hellen Flammen lodernd zum Ausbruch zu kommen. 

Nicht nur in Frankreich war seit Ausbruch der fran- 
zösischen Revolution das Interesse am Kommunismus und sei- 

1) Vgl. auch Loren* van Stein, Geschichte der sozialen Bewegung 
in Frankreich von 1789 bis auf unsere Tage. 1885. II Bd. 8. 380 ff. 
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ner Verwirklichung gehoben, auch in England fand er bei Be- 
ginn des 19. Jahrhunderts stärkere Verbreitung wie bisher. 
Derjenige, der aus wahrer Menschenliebe zuerst für ihn dort 
eingetreten, der in der edelsten Wallung des Gemütes sich 
mit theoretischem und praktischem Kommunismus befasste und 
und hierbei die Aufmerksamkeit und das Interesse der eng- 
lischen Regierung und machtiger Fürsten Europas auf sich 
lenkte, war Robert Owen. 

Sein Leben war bewegt und inhaltsreich; er war ein Mann 
von natürlicher Liebenswürdigkeit, edler Willenskraft, seltener 
Herzensgüte, sittlichem Ernst und schaffensfreudiger Energie. 
Sein Charakter war friedlich, mild und grossmütig, seine 
Brust durchwogten nie unedle Leidenschaften, Liebe für die 
gesamte Menschheit durchglühte seine Seele und der Drang 
nach Gemeinnützigkeit zeichnete ihn aus. Dabei verband Owen 
mit einer ausserordentlichen Güte des Herzens den Scharfblick 
des Geschäftsmannes. Arm von Geburt, hat er sich durch 
eigene Arbeit in die Hohen des Wohlstandes emporgeschwungen 
und nachdem er sich durch kaufmännische Intelligenz und 
Tüchtigkeit eine gesicherte materielle Existenz begründet, gab 
er ein leuchtendes Beispiel, wie ein fürsorglicher Fabrikant 
unter Wahrung seines eigenen Interesses das Wohl seiner Ar- 
beiter zu fordern vermag. In ungekünsteltem menschlichem 
Wohlwollen widmete er sich schliesslich gänzlich sozialen Re- 
form planen. Für jene Zwecke hat er unzählige Reden gehal- 
ten, schriftstellerisch umfangreich gewirkt und einen Teil 
seines Vermögens, die Gesundheit des Körpers und die Ruhe 
seiner Seele geopfert. Aber wenn er auch vorübergehend 
glücklich und erfolgreich war, so umstrahlte sein Lebensende 
doch nicht des Geschickes Gunst. Der Reiz seiner Theorien 
war vor seinem Tode verblasst, ohne Ansehen und Einfluss 
der Person führte er in den letzten Jahrzehnten seines Lebens ein 
geschwätziges Dasein ; so ist er nach internationaler Berühmt- 
heit halb verschollen als 87jähriger Greis in's Grab gesunken. 

Robert Owen war als Praktiker hervorragender wie als 
Theoretiker; seine wissenschaftliche Bedeutung ist gering. 
Allerdings lehnte er sich nicht wie die Mehrzahl seiner Vor- 



Digitized by LiOOQ IC 



318 Dr. Otto Warschauer: 

ganger und Nachfolger an Plato oder Morus an, seine Ge- 
danken sind selbständig, aber sein Ideekreis war doch eng 
umschrieben. Autodidakt und ohne eigentliche höhere Bil- 
dung verstand er es nicht, seine Weltanschauung zu vergei- 
stigen oder vergeistigt zu vertiefen. In seinen wissenschaft- 
lichen Schriften *) sind die Begriffe häufig verrenkt, die Form 
der Darstellung ist zwar durchschnittlich klar, aber ohne 
Schwung der Rede, ohne packende Bilder und ohne die Grazie 
des Geistes. Robert Owen strebte nach einer wissenschaft- 
lichen Begründung des Kommunismus, aber sie misslang ihm 
und in seinen verfehlten Anläufen ist er zeitweise langweilig 
und in steten Wiederholungen ermüdend. 

Robert Owen war ein psychologischer Kommunist; das 
Feld seiner Untersuchungen ist die seelische Veranlagung der 
Menschen. Er betrachtet alle Individuen als von der Natur 
gleich veranlagt und befähigt, sich zu sittlicher Vollkommen- 
heit emporzuschwingen. Owen nimmt an, dass die Eigenart 
der Erziehung den Charakter der Menschen bestimme und 
somit Jeder als das Produkt seiner Erziehung zu betrachten 
sei. Alle natürlichen Anlagen, mit denen der Einzelne aus- 
gestattet ist , werden durch die Erziehung unterdrückt oder 
entwickelt und würden Alle gleichmässig gut erzogen, so wür- 
den Alle gleichmässig tugendhaft sein. In der zur Zeit be- 
stehenden Gesellschaftsordnung leiden nun nach Owen fast 
alle Menschen unter ungünstigen Vorbedingungen der Er- 
ziehung ; demgemäss werden sie unsittlich , unglücklich und 
ungebildet. Diese Missstände müssen gehoben werden und 
zu ihrer Beseitigung entwirft Owen den Reformplan einer 
neuen Gesellschaftsordnung. Eine nur auf Vernunft beruhende 
Religion, die sich von allen Grübeleien über das Wesen 
Gottes und die Unsterblichkeit der Seele fern zu halten hat 



1) Zu Owen's hervorragendsten Schriften zahlen: 1. New views of 
society or essays upon ihe formatian of human char acter. 1812. 2. Book 
of ihe new moral toorld. 1820. 3. Revolution in ihe mind and pradice 
of ihe human race. 1850. Seine sonstige litterarische Thatigkeit war 
■ehr umfassend, erstreckt sich aber fast durchweg auf die in seinen 
Hauptwerken niedergelegten Ansichten. 
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und nur als angewandte Moral zu handhaben ist, ist zu be- 
gründen. Auf Grundlage dieser vernunftgemässen Religion 
ist die Erziehung zu leiten. Die Aufspeicherung todter 
Kenntnisse ist zu vermeiden. Die Philologen haben Psycho- 
logen zu sein, die die Erziehung der Jugend individuell nach 
der Seelenveranlagung des Einzelnen leiten. Die als Seelen- 
lehre gehandhabte Erziehung ist von Staatswegen Allen gleich- 
massig zuzuwenden. Wenn in vernunftgemässer Religion und 
in gemeinsamer guter Erziehung das ideelle Glück Aller be- 
gründet ist, sind Reformen zu deren materiellen Besserung 
einzuleiten. Das gesamte Gebiet eines Staates soll zu diesem 
Zweck in Kolonien geteilt werden, die 500 — 2000 Mit- 
glieder beherbergen können, die Produktion der Güter ge- 
meinsam und selbständig betreiben und von einander unab- 
hängig sind. Nur das, was die einzelnen Kolonien über Bedarf 
produzieren oder bedürfen, ohne es produzieren zu können, 
bildet den Gegenstand gegenseitigen Tausches. Sämtliche 
Kolonisten haben gleichmässige Arbeitspflichten und erhalten 
ihren Bedarf von der Oberleitung der Kolonie. Privateigen- 
tum besteht nicht. Vergehen und Verbrechen werden als 
psychische Krankheiten behandelt, die nicht mit Strafen, son- 
dern mit Vernunftgründen zu bekämpfen und zu heilen sind. 
Um den Wechsel der Arbeit zu ermöglichen, die berufliche 
Thätigkeit der Einzelnen und die Produktionsfähigkeit Aller 
zu erhöhen, vollzieht sich die gesamte wirtschaftliche Pro- 
duktion je nach der Altersverschiedenheit der Arbeitsproduzenten . 
Die Einzelnen scheiden sich in acht verschiedene Al- 
ters- und Arbeitsstufen, die Erziehung, Unterricht, 
wirtschaftliche Heranbildung der Kinder, Erzeugung, Auf- 
sicht, Verteilung der Güter und innere und äussere Lei- 
tung der Kolonie umfassen. Der Wechsel der Beschäfti- 
gung erfolgt für die Einzelnen je nach der Höhe ihres 
Alters. Jeder ist zu jeglicher Arbeit verpflichtet, jede Be- 
rufseinseitigkeit ist vermeiden und die Ausbildung aller in- 
dividuellen Fähigkeiten gewährleistet. So, meint Owen, werde 
Jeder eine gute Erziehung erhalten, sich frei von materiellen 
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Sorgen entwickeln und Elend und Kummer aus der Welt ver- 
schwinden. 

Owens Grundanschauung , dass Jeder das Produkt seiner 
Erziehung sei und unter dem Banne bestimmter Vorurteile 
stehe, hat innere Berechtigung. Aus dem Zufall der Geburt 
und des Besitzes entstehen häufig Vorzüge der Erziehung, die 
den Charakter der Menschen bilden und beeinflussen. Die 
Luft, die wir durch Erziehung und Umgebung in unserer 
Jugend einatmen, bestimmt häufig die dauernde Eigenart un- 
serer Gefühle und führt zur nur einseitigen Ausbildung in- 
dividueller Fähigkeiten. Auch die grosse Anzahl sogenannter 
problematischer Naturen, die alle Berufe aufweisen, zeigt, wie 
der Einzelne häufig das Opfer einer verfehlten Erziehung ist. 
Die Ansicht ferner, dass die Philologie auf Psychologie sich 
aufzubauen habe, ist berechtigt; konsequente Reformen nach 
dieser Richtung erscheinen namentlich für den gegenwärtigen 
Schulunterricht in Deutschland durchaus geboten; aber man 
kann billiger Weise in jenem Missstande nicht das Grundübel 
aller bestehenden Zustände suchen. Falsche Erziehung ver- 
schuldet häufig das Unglück des Einzelnen, aber die richtige 
vermag ihn nicht immer von der Bahn des sittlich oder be- 
ruflich Falschen abzulenken. Die individuelle Veranlagung 
bricht sich doch trotz falscher Erziehung häufig erfolgreich 
Bahn und Robert Owen lieferte an sich selbst einen Beweis 
gegen seine Behauptung. Sein System jedoch hat auch volks- 
wirtschaftliche Lücken. Eine Arbeitsteilung nach Altersklassen 
würde die berufliche Tüchtigkeit der Einzelnen und die Pro- 
duktionsfahigkeit Aller in dem dauernden Wechsel der Be- 
schäftigung nicht heben sondern mindern. Der Staatsmann 
wird um so tüchtiger, je länger er die Staatsgeschäfte leitet. 
Die praktische Erfahrung des Kaufmanns ist häufig das Pro- 
dukt jahrzehntelanger Schulung ; in der heutigen Gesellschafts- 
ordnung ist sie die Ursache materiellen Wohlstandes , aber 
auch bei einer anders gearteten Zusammensetzung der bürger- 
lichen Gesellschaft wird sie die stete Quelle persönlicher Tüch- 
tigkeit sein. Im Owen'schen Staat wird der Einzelne seinem 
Berufe entrissen, wenn ersieh in denselben eingelebt hat; er 
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steigt mit Zunahme seines Alters in die höhere Arbeits- 
klasse und fingt von Neuem zu lernen an. Wer jemals 
in seinem Leben einen Wechsel des Berufs personlich durch- 
gemacht hat, weiss, wie schwierig der Uebergang in neue 
Arbeit«- und Erwerbsverhaltnisse ist und wie vieler Er- 
fahrungen es bedarf, um mit Erfolg in dem neuen Berufe 
tüchtig zu sein. Ein dauernder Wechsel der Arbeit, gleich- 
viel auf welche Faktoren er zurückgeführt ist, würde eine 
Minderung der wirtschaftlichen Gesamtproduktion hervorrufen 
und selbst unter der Vorbedingung einer gleichmässig ausge- 
zeichneten, auf Psychologie beruhenden Erziehung Aller zur 
Forderung des individuellen Glücks und Wohlbehagens und 
zur Ausnutzung der individuellen Thätigkeiten wenig beitragen. 
Auch die Owen'sche Ansicht über die Zweckmässigkeit einer 
Vernunfbreligion ist in hohem Masse anfechtbar. Eine Religion 
ist nicht religiös, wenn sie nur auf der Vernunft und nicht 
auch auf dem Gefühl beruht. Vernunft und Glauben lassen 
sich nicht immer vereinen und eine Religion ohne Glauben 
verfehlt den sittlichen Zweck ihrer eigentlichen Bestimmung. 
So enthalt die Owen'sche Theorie neben einem Körnchen 
Wahrheit logische, wirtschaftliche und sittliche Irrtümer, die 
leicht erkennbar sind. Owen verschloss sich ihnen. Er ist 
für die praktische Durchführung seiner Pläne in der neuen 
und in der alten Welt, in New-Lanarck und New-Harmony 
eingetreten und obwohl seine praktischen Versuche fast durch- 
weg missglückten , zweifelte er nicht an der Lebensfähigkeit 
seiner Pläne und beschäftigte sich dauernd mit der Möglich- 
keit ihrer Durchführung. Die Mittel, die er hierbei verwandte, 
waren nie verwerflich. Jedem politischen Radikalismus abhold, 
ohne jede Neigung zur Gewaltthat, schürte er nicht die un- 
edlen Leidenschaften der Menge, sondern er wollte durch die 
Macht der Ueberzeugung friedlich kämpfen und siegen. Seine 
Ziele sind häufig utopisch, seine Ideale Idole — aber sein ir- 
disches Wirken war .nicht erfolglos. Er hat einerseits in 
praktischer Thätigkeit bewusst und unter Opfern das Loos 
seiner eigenen Arbeiter gebessert, dann hat er auf die Pflich- 
ten des Besitzes hingewiesen und in England zuerst die gegen- 
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sätzlichen Interessen der Arbeiter und der Arbeitgeber ver- 
söhnend zu über brücken versucht. Als seine kommunistischen 
Bestrebungen undurchführbar erschienen, hat er den prak- 
tischen Gedanken angeregt, das materielle Wohl der Besitz- 
losen in kooperativer Selbsthilfe zu fordern und zu diesem 
Zwecke lebensfähige Genossenschaften in Form von Eonsum- 
und Vorschuss vereinen in's Leben gerufen. So hat Robert 
Owen das Ziel seines Lebens, wenn auch nicht voll erreicht, 
so auch nicht voll verfehlt. Er wollte eine Revolution in der 
Denkweise und dem Geiste seiner Zeit. Dies missglückte; 
nicht missglückt aber sind seine sonstigen humanitären, der 
Wohlfahrt der Armen gewidmeten Versuche. Er erstrebte 
viel Unmögliches, viele seiner Pläne sind undurchführbar, aber 
in seinem aus vollem Herzen quellenden Kommunismus ver- 
suchte er zur Veredelung des Menschengeschlechts beizutragen 
und hat dabei mehr geleistet und erreicht, wie die Mehrzahl 
seiner kommunistischen Gesinnungsgenossen. Deswegen ist 
sein Name und Wirken ehrenvoll zu erwähnen in der Ge- 
schichte philantropischer Bewegungen und Bestrebungen. 

Bei weitem weniger sympathisch hebt sich in der Ge- 
schichte des neueren Kommunismus die Persönlichkeit des- 
jenigen Mannes ab, der, nachdem die Babeuf 'sehe Verschwörung 
in ihren Ausläufern erstickt war, es verstanden hat, Sinn und 
Enthusiasmus für den Kommunismus von Neuem in Frank- 
reich zu entfachen. 

Etienne Cabet ist als der direkte Nachfolger Babeufs 
und Buonarotti's zu bezeichnen. Er war oppositionell und re- 
volutionär aus Beruf und Neigung. Ursprünglich glühender 
Demokrat suchte er in der Verbannung in wissenschaftlicher 
Forschung die treibenden Ursachen der sozialen Missstände zu 
erkennen. Mächtig angezogen von der Idee der Gütergemein- 
schaft betrachtete er deren endgiltige Durchführung als das 
alleinige Mittel irdischer Glückseligkeit. Ehrgeizig und mutig 
war Gäbet ein Mann der That, der vor keiner Schwierigkeit 
zurückschreckte , dessen Seele , Geist und Charakter aber dä- 
mouisch veranlagt waren. Zur Verwirklichung politischer 
Zwecke kitzelte und reizte er die Phantasie seiner Leser und 
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indem er die Möglichkeit des Genusses Allen verführerisch 
vorspiegelt, appelliert er an die Macht der individuellen Ein- 
bildungskraft und versucht, seinem kommunistischen Wunder- 
horn das Glück Aller zu entrollen. 

Cabet'3 Hauptwerk erschien 1840; es führt den Titel: 
» Voyage en Icarie, roman philosophique et social* *), eine Er- 
gänzung fand dasselbe durch die später erschienene Abhand- 
lung: *Le vrai christianisme suivant JSsus- Christ.* Die 
Voyage en Icarie zerfällt in drei Teile und ist tendenziös unter 
indirekter Bezugnahme auf die in Frankreich einzuführenden 
sozialen Beformen geschrieben. In Ikarien, einem in der 
Phantasie Cabet's geschaffenen Idealstaat, ist die Güterge- 
meinschaft, nachdem das Land lange unter dem Druck herrsch- 
süchtiger Fürsten geschmachtet hatte und durch Ikarus die 
Monarchie gestürzt war, eingeführt worden. Der Uebergang 
von der Aufhebung des Privateigentums zur Einführung der 
neuen Gesellschaftsordnung vollzog sich innerhalb fünfzig 
Jahre. Erst wurde die Jugenderziehung gemeinsam geleitet, 
dann das Erbrecht abgeschafft, die sämtlichen Erwerbszweige 
verstaatlicht, die freie wirtschaftliche Konkurrenz der Einzel- 
nen unterdrückt und schliesslich eine Gemeinsamkeit der Pro- 
duktion und Genussmittel von Staatswegen durchgeführt. So 
war Ikarien ökonomisch, politisch und sozial zur Blüte ge- 
langt. Die Nahrung Aller war reichlich, wohlschmeckend und 
gesund, alle Lebensmittel wurden vom Staate geliefert, alle 
Ikarier mussten gleichmässig arbeiten, die Wahl des Berufes 
stand Jedem frei, schmutzige und unbequeme Arbeiten wur- 
den durch Maschinen erledigt, unentgeltlich war der Eintritt 
zu Theater und Konzerten, der Handel wurde vom Staate ge- 
leitet, die überschüssige , nicht zum Verbrauch verwendbare 
Produktion an das Ausland verkauft und die Edelmetalle dien- 
ten nicht als Zahlungsmittel. Eine Staatsreligion bestand 
nicht, doch wurde das Christentum im Sinne ursprünglicher 
Reinheit gepflegt 

1) Von Cabet's hervorragenderen Schriften ist noch zu erwähnen: 
Histoire popuknre de la Revolution frangaüe de 1789 ä 1830. 4 Bände. 
Paris 1840. 
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Im zweiten Teile seiner Schrift sucht Gäbet zu beweisen, 
dass die Idee der Gütergemeinschaft zu allen Zeiten hervor- 
ragendste Vertreter gehabt habe; auch das Christentum sei 
ursprünglich kommunistisch gewesen und Christus selbst für 
die Gleichheit Aller eingetreten. Je mehr allerdings das 
Christentum sich ausgebreitet habe, desto mehr ist nach Gäbet 
jener ursprüngliche Gedanke seiner Begründung verwischt 
worden. Der Glaube an die Gleichheit Aller sei fast ganz- 
lich geschwunden und berge sich nur noch in den Klöstern, 
in denen die Mönche personlichem Eigentum freiwillig ent- 
sagen. Das Christentum sei somit seinem Grundgedanken 
nicht gerecht geworden ; voll und im Sinne seines Begründers 
durchgeführt müsse es zur Verwirklichung der Gütergemein- 
schaft führen. Doch ruht nach Cabet nicht nur die wahre 
Gotteslehre, sondern auch die Philosophie auf kommunistischer 
Unterlage. Das Beispiel eines Plato, Sokrates, F£nelon, Hob- 
bes und Anderer sollte der Gegenwart eindringlich lehren, 
durch welche Mittel das Glück Aller zu begründen sei. 

Die »Reise nach Ikarien« ist geschickt geschrieben; die 
Schilderungen sind farbenreich, der Styl ist fliessend und die 
Darstellung klar. Die tendenziös-politische Erzählung, durch 
die sich eine anmutige, mit dem üblichen befriedigenden Ab- 
schlüsse endigende Liebesgeschichte windet, entbehrt, wenn 
auch des Reizes der Originalität, so doch durchaus nicht des 
poetischen Schwunges der Gedanken. Cabet war mehr Ro- 
mantiker wie Sozialpolitiker, mehr Dichter wie Nationalökonom 
und gegen die Phantasie des Dichters gibt es nicht volkswirt- 
schaftlich überzeugende Widerlegungsgründe. Hier sind die 
Waffen der Kritik stumpf. Cabet ist jedoch nicht ohne Wider- 
legung geblieben; er widerlegte sich selbst. 

Cabet war wissenschaftlich belanglos. Er konstruiert seine 
Utopien auf denen des Morus. Von dem Vorwurfe politischer 
Selbständigkeit ist er völlig frei zu sprechen; denn seine 
ikarische Republik erinnert in Grundriss und Aufbau lebhaft 
an das unerreichte Vorbild des grossen englischen Kanzlers. 
Nur in religiöser Beziehung weicht er von seinem Meister 
ab ; hier lehnt er sich an den später zu erwähnenden Sozialisten 
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Saint- Simon an, dessen Schriften ihm unmöglich unbekannt 
geblieben sein können. Gleich Saint-Simon verquickt Gäbet 
die Sozialpolitik der Gegenwart mit der Idee des Christentums, 
um den Kommunismus mit dem Nimbus sittlicher Weihe um- 
geben zu können. Im Gegensatz zu Morus war Gäbet ferner 
nicht internationaler , sondern bewusst französischer Kom- 
munist mit zielbewusstem Ehrgeiz. Er wollte der Ikarus 
Frankreichs werden und fand Gelegenheit, seine diesbezüg- 
lichen Fähigkeiten zu offenbaren und zu erproben. Am 15. März 
1849 wurde auf direkte Veranlassung Gabet's zur Verwirk- 
lichung seiner in der »Reise nachlkarien« niedergelegten An- 
sichten die ikarische Bepublik zu Nauvoo im Staate Illinois 
gegründet 1 ). An der Spitze der eigenartigen Unternehmung 
stand Gäbet persönlich, dessen geringe organisatorische Be- 
gabung und vielseitige Charakterschwäche die Ursache des 
baldigen Verfalls der kommunistischen Kolonie sein sollte. 
Nachdem aus dem Revolutionär Frankreichs der Chef einer 
Kommuni8tengemeiude und aus dem vermeintlichen Menschen- 
freunde ein selbstsüchtiger Autokrat geworden war, bediente 
sieh Cabet zur dauernden Wahrung seines Einflusses unlau- 
terer Kunstgriffe, um schliesslich in persönlicher Verblendung 
das Schicksal seines Vorbildes Ikarus zu teilen, der der Sonne 
zu nahe flog und mit gesengten Flügeln daher zur Erde fiel. 
So ergibt sich aus der Kenntnis seines Lebens die unpartei- 
ische Kritik seiner Handlungen und Gedanken. Gäbet hat 
einen abenteuerlichen Kommunismus getrieben , viel verspro- 
chen und wenig gehalten. Er hat böse Leidenschaften ge- 
weckt und gestachelt; durch seine Agitation wurden seine An- 
hänger, nachdem sie leichtgläubig seine Schriften gelesen und 
seinen Worten gelauscht, heimischen und friedlichen Berufen 
entrissen. Gehobenen Mutes folgten sie dem Weltverbesserer 
über das Meer. Die Hoffnungen aber, die er erregt hatte, 
liess er ungestillt und in den unwirtschaftlichen Gegenden 
Amerikas büssten die Verführten die Leichtfertigkeit ihrer 
Entschlüsse. Getäuscht in der Person ihres Führers gingen die 

1) Vgl. Shaw, Ikaria. Gin Beitrag zur Geschichte des Kommanis- 
mos. Deutsch von M. Jacobi. Stuttgart 1886. 
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Bewohner Ikariens einer sorgenvollen Zukunft entgegen; der 
Mittel entblösst, im Erwerb beschränkt, erreichten sie im 
günstigsten Falle im unzivilisierten Westen das, was sie leich- 
ten Herzens im Heimatslande aufgegeben hatten. Cabet selbst 
blieb es erspart, den Ausgang seiner Schöpfung zu verfolgen. 
Nachdem er mit Gewalt aus der kommunistischen Gemeinde, 
die er selbst begründet , ausgetrieben war , ist er fern vom 
Heimatlande gebrochenen Herzens am 8. November 1856 zu 
Saint-Louis als der unfreiwillige Held einer Tragödie ge- 
schieden, der das Wohl seiner Zeit nicht gefordert, sondern 
gemindert hat, dessen Kommunismus agitatorisch aufgebauscht 
war, der falsche Ideen verbreitet, gehässige Gesinnungen er- 
weckt, revolutionäre Gedanken gezüchtet hat, dessen Wirken 
verhängnisvoll war und dessen Andenken daher umflort ist. 

Bei weitem später wie in Frankreich und England äus- 
serte sich im Laufe dieses Jahrhunderts der Kommunismus in 
Deutschland. Ursprünglich war hier der Boden für der- 
artige Bestrebungen spröde und unfruchtbar. Das Beispiel 
namentlich französischer Kommunisten fand wenig Anklang 
und Nachahmung. Zwar waren einzelne Deutsche, unzufrie- 
den mit sich und den heimischen Verhältnissen, nach Frank- 
reich gewandert, hatten dort den Geist der kommunistischen 
Theorien in sich aufgesogen und suchten ihn später in Deutsch- 
land in weiteren Kreisen fortzupflanzen. Das Resultat ihrer 
Gesamtbemühungen jedoch war ein verschwindend kleines und 
nur einem Einzigen gelang es, vorübergehend in Deutschland ein 
gesteigertes praktisches Interesse für die Einführung der Güter- 
gemeinschaft hervorzurufen. 

Wilhelm Weitling zeichnete sich durch natürlichen Scharf- 
sinn, schnelle Fassungsgabe und Schlichtheit des Wesens aus. 
Des Glückes Sonne strahlte nicht an seiner Wiege; materielle 
Glücksgüter blieben ihm versagt. Frühzeitig gezwungen, für 
des Lebens Unterhalt selbständig zu sorgen, war er Schneider 
geworden. In Paris war er in das Fegefeuer des Kommunis- 
mus geraten und dem 1836 dort gestifteten »Bunde der Kom- 
munisten c beigetreten. Bald jedoch war aus dem Partei- 
gänger ein Parteileiter geworden , der frei von persönlichem 
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Ehrgeiz und nicht äusserer Vorteile halber kampfbereit für 
die Idee des Kommunismus eintrat. Als Redner blendend, 
wenn auch nicht überzeugend, versuchte Weitling auch schrift- 
stellerisch Erfolge zu erzielen. 1838 veröffentlichte er »Die 
Welt, wie sie ist und sein solltet, 1843 »Das Evan- 
gelium des Armen Sünders«; sein Hauptwerk erschien 
1842 und führt den Titel: »Garantien der Harmonie 
und Freiheit« *). 

Weitling meint, dass die Menschen im Urzustände am 
glücklichsten waren, dass mit Teilung der Arbeit das Privat- 
eigentum entstanden und hierdurch böse Begierden erweckt 
und die Quelle unsagbaren Unglücks geschaffen sei. Nach- 
dem die Edelmetalle Geldfunktionen vollzogen und das Privat- 
eigentum durch das Erbrecht zu einer dauernden gesellschaft- 
lichen Einrichtung gestempelt sei, werde der Schwache durch 
den Starken ausgebeutet und mit ungebührlichem Druck die 
Arbeitskraft des Armen belastet. Damit Alle zu gleichem 
Lebensgenuss kommen, haben diese Missstäude zu verschwin- 
den und Weitling weiss das Geheimmittel hierfür. Alle na- 
tionalen Unterschiede sind aufzuheben und das ganze Men- 
schengeschlecht hat sich zu einem grossen »Familienbund« 
zu einen. An Stelle der bisherigen monarchischen oder re- 
publikanischen Regierungsform tritt die »soziale Verwal- 
tung«, die eine gleiche Verteilung der Arbeiten und Genüsse 
zu vermitteln hat und an deren Spitze das »Trio« steht. Es 
setzt sich aus den drei hervorragendsten Vertretern der Wissen- 
schaften zusammen. Sowie in diesem Dreimännerkollegium 
eine Vakanz eintritt, ist sie, damit jede personliche Bevor- 
zugung vermieden wird, durch anonyme Preisbewerbung zu 
besetzen. Preisfragen werden gestellt, die schriftlich zu be- 
antworten sind und der geeignetste Bewerber erhält die va- 
kante Stelle. Auf gleichem Wege vollzieht sich dauernd die 
Besetzung sämtlicher übrigen höheren Verwaltungsstellen. 
Unter dem »Trio« , das den Familienbund als oberste Ver- 



1) Vgl. auch Georg Adler, Ein Vorläufer Lasalle' 8. Grenzboten 1884 
und von demselben Verfasser: Die Geschichte der ersten sozialpoliti- 
schen Arbeiterbewegung in Deutschland. 1885. 
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waltungsbehörde leitet, steht die »Z entral meist er k om- 
pagniec, die die wichtigsten Aemter verwaltet und unter 
diesen die »Provinzialmeisterkompagnieenc , denen 
die Fürsorge für die einzelnen Bezirke und die Vervollkomm- 
nung der wirtschaftlichen Produktionszweige obliegt. Die Pro- 
vinzialmei8terkompagnieen wählen den »W erkvorstandc, 
der jedes Einzelunternehmen zu beaufsichtigen hat Sämt- 
liche Arbeiten, an denen sich Alle gleichmässig zu beteiligen 
haben, sind in notwendige, nützliche und ange- 
nehme zu unterscheiden. Die Produkte der beiden ersteren 
gelangen durch das Trio zur gleichmassigen Verteilung an 
Alle. Die angenehmen Arbeiten dienen zur Herstellung der 
zum Lebensunterhalt nicht unbedingt erforderlichen, aber das 
menschliche Dasein verschönernden wirtschaftlichen Güter. Sie 
werden nicht von Allen gleichmässig, sondern von den Ein- 
zelnen je nach seinem Geschmack und seiner Individualität 
verlangt. Der Eine beansprucht sie in höherem Grade, der 
Andere in geringerem; Jedem muss daher freistehen, sie sich 
durch aussergewohnliche Arbeit zu verschaffen. Zu diesem 
Zwecke sind »Kommerzstunde nc und iKommerz- 
b ü c h e rc einzuführen. Jeder erhält ein Kommerzbuch und 
hat eine gewisse Anzahl Stunden täglich zu arbeiten. Die 
über Vorschrift geleisteten Arbeitsstunden werden in das Kom- 
merzbuch eingetragen und gelten als Kommerzstunden. Sie 
berechtigen zum Genüsse der Produkte der angenehmen Ar- 
beiten und sind ein Mittel zur Befriedigung des persönlichen 
Luxus. Der Wert der von dem Einzelnen über Bedarf be- 
gehrten Waren wird nach der zu ihrer Herstellung erforder- 
lichen Arbeitszeit bemessen und die Anzahl der betreffenden 
Arbeitsstunden dem Käufer des Gutes im eigenen Kommerz- 
buch abgestrichen. So wird nur die Arbeit Wertmass der 
Güter und statt der Edelmetalle, der bisherigen Wertträger 
durch Raum und Zeit, dienen die Kommerzstunden als Tausch- 
mittel. Um der Entstehung eines neuen individuellen Privat- 
eigentumes vorzubeugen , erlischt die Giltigkeit der eingetra- 
genen Kommerzstunden mit Ablauf des Kalenderjahres. So 
muss Jeder innerhalb 12 Monaten die Produkte seiner über- 
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schüssigen Arbeit verzehren. Die Wurzel der individuellen 
Vermögensungleichheit und der hierauf sich errichtenden 
Klassenunterschiede ist ausgerottet. Die Uebertragung der 
über Vorschrift geleisteten Arbeitsstunden an Dritte ist wegen 
der kurz bemessenen Verwertungsfrist der Arbeitsstunden und 
da jedes Kommerzbuch mit dem als Legitimation dienenden 
Bildnis des Arbeitsproduzenten beim Kaufe der Ware vorzu- 
zeigen ist, vereitelt. So kann der Einzelne nichts hinterlassen ; 
das Erbrecht mit seinen sozialen Auswüchsen ist verschwunden, 
die Quelle aller Uebel ist verstopft und die soziale Frage gelost. 
Nur zwei von Weitling in dem aufgeführten System 
geäusserte Ansichten sind volkswirtschaftlich kritikfähig. 
Sie beziehen sich auf die Einführung der Kommerz- 
stunden und die Besetzung der Staatsstellen 
durch anonyme Preisbewerbung. Bei den einzu- 
führenden Kommerzstunden, wie in der gesamten Organisation 
des Familienbundes, wäre die Dauer der Arbeitszeit Massstab 
der Arbeitsleistung. Damit wäre nicht die Qualität, sondern 
die Quantität der Produkte für den Wert der Güter entschei- 
dend. Berechtigte Bückschlüsse auf die Art der wirtschaft- 
lichen Produktion ergeben sich hierdurch von selbst. Wenn 
es nicht darauf ankommt, was man leistet, sondern dass man 
etwas leistet, wird qualitativ immer Geringfügiges geleistet, 
werden und die Produktion an sich minderwertig sich gestalten. 
Abgesehen von der Ungeheuerlichkeit eines internationalen 
Familienbundes wäre daher unter der obigen Voraussetzung die 
Möglichkeit seiner materiellen Entwicklung sehr in Frage gestellt. 
Durch die beschränkte Giltigkeit der Kommerzbücher würden 
ferner dem Einzelnen alle Genüsse kostspieligerer Natur, für 
die ein grösseres Arbeitsquantum erforderlich ist, versagt blei- 
ben. Der Genuss bestimmter Güter wäre dadurch für die 
Mehrzahl der Menschen unmöglich und ihr Sehnen und Ver- 
langen wahrscheinlich noch ungestillter, ihre Unzufriedenheit 
noch grosser wie in der Gegenwart. Der Vorschlag der ein- 
zufahrenden Kommerzstunden daher, so verlockend er ausser- 
lieh erscheinen mag, kann nicht als ein hilfreiches Mittel zur 
Förderung des menschlichen Glückes betrachtet werden« 

Zeitaehr. f. Steattw. 1890. II. Heft. 22 
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Auch die Besetzung vakanter Stellen durch ano- 
nyme Preisbewerbung würde die selbstsüchtigen Regungen der 
Menschenseele nicht dämmen. Es lässt sich zwar nicht in 
Abrede stellen, dass in der gegenwärtigen Gesellschaftsord- 
nung bei Besetzung vakanter Stellen die Onkel- und Muhmen- 
schaft der Bewerber einen entschiedenen Einfiuss ausübt. Es 
fragt sich jedoch, ob mit Durchführung des WeiÜing'schen 
Vorschlages eine wesentliche Besserung der diesbezüglichen 
Missstände herbeigeführt werden würde. Die Anonymität der 
Preisbewerbung kann, wie die Gegenwart in manchen Be- 
rufen lehrt, leicht umgangen und der Name des Bewerbers 
vor der Urteilsfallung absichtlich verbreitet werden. Unbe- 
wusst könnten sich die Preisrichter durch politische Rück- 
sichtnahmen in ihren Entschlüssen leiten lassen oder ihr per- 
sönliches Interesse geltend machen. Auch bei Durchführung 
des WeiÜing'schen Vorschlags wäre daher der Dämon des 
Herzens nicht gebannt, die Objektivität des Urteils nicht völlig 
gewahrt und keine dauernde Garantie der Harmonie und Frei- 
heit gegeben. 

Die übrigen Vorschläge Weitling's sind nicht originell. In 
geringer wissenschaftlicher Bedeutung strebte er bewusst grös- 
seren Vorbildern nach und spiegelte sich selbstgefällig in den 
Ideen Anderer. Der »Familienbundc erinnert an das später 
zu erwähnende Fourier'sche Phalangensystem und wenn, wie 
Weitling nach Proudhon annahm, Eigentum wirklich Dieb- 
stahl ist, so hat er in seiner hier nicht näher aufgeführten 
Betrachtung der Ehe als freien Bund der Liebe und in seiner 
Annahme, dass Verbrechen Krankheiten der Seele seien, un- 
bestrittenes Eigentumsrecht an den Ideen Cabet's und Owen's. 
Und wenn Owen mit seiner psychischen Strafrechtstheorie 
Recht hätte, so wäre Weitling unbedingt als seelenkrank zu 
behandeln. Denn die Ziele, denen er nachstrebte, waren sträf- 
lich. Er wollte die unbedingte Gleichheit Aller durch die 
Vernichtung jeder staatlichen Ordnung und eine Arbeitsge- 
meinschaft ohne verbindende nationale Kraft und Gesetze. 
Leider gelang es ihm, jene gemeingefährlichen Ansichten auf 
weitere Kreise ansteckend zu übertragen. In der Schweiz 
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hatte er die deutschen Gesangvereine und Arbeiterkreise in 
die kommunistische Bewegung hineingezogen und nachdem er 
wegen des »Evangeliums des armen Sündersc, in 
dem er die Evangelien im Sinne des Kommunismus ausgelegt 
und den Diebstahl zum Ausgleich individueller Vermögens- 
unterschiede empfohlen hatte, aus der Schweiz ausgewiesen 
war, suchte er in Berlin zu wühlen und stiftete in Ham- 
burg den kommunistischen »Befreiungsbundc. Schliesslich 
Terschwand er nach Amerika. Dort gelang es ihm nicht, po- 
litische Bedeutung zu gewinnen ; verschollen, nachdem er lei- 
der zu spät den in der Jugend erlernten Beruf wieder auf- 
genommen hatte, ist er 1871 in New-York gestorben. Wissen- 
schaftlich belanglos, hat er es verstanden, den Kommunismus 
praktisch zu handhaben. Er leitete in Deutschland die erste 
kommunistische Bewegung ein und ist deswegen in höherem 
Masse wie wegen seines Ideenreichtums in der Geschichte 
des neueren Kommunismus zu erwähnen. 

Bei weitem grössere politische und wissenschaftliche Be- 
deutung wie Weitling hat Karl Marx. Er ist von allen deut- 
schen und ausserdeutschen Kommunisten der geistig hervor- 
ragendste, der eine eigene wissenschaftliche Theorie geschaffen, 
sich weder an Moros, noch an sonstige Kommunisten ange- 
lehnt hat, sondern selbständig vorgieng und seinen Anhalt 
nur in sich selbst suchte und fand. 

Karl Marx war hoch veranlagt. Durch des Geschickes 
Gunst von materiellen Sorgen befreit, hat er es unternommen, 
nachdem er den deutschen Arbeiterbildungsverein in Brüssel 
gebildet und 1847 das viel erwähnte »Manifest der kom- 
munistischen Partei« mit Friedrich Engels gemeinsam 
erlassen, die Idee des Kommunismus, wissenschaftlich zu be- 
gründen. Das Hauptwerk von Karl Marx ist betittelt: »Das 
Kapital, Kritik der politischen Oekonomie«. 
Die beiden bisher erschienen Bände 1 ) bilden äusserlich ein 



1) Bd. I. >Der Produktionsprozess des Kapitals.« 1867. Bd. IL 
»Der Gnrkulationsprosess des Kapitalge. 1885 von Engels herausgegeben. 
Ein dritter Band ist noch zu erwarten, 

99* 
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Ganzes, aber sie sind weder einheitlich noch systematisch und 
ihrem Inhalte nach sehr schwer verständlich. Ihre Lektüre 
bietet grosse Schwierigkeiten ; die Klarheit des Ausdrucks fehlt 
und die Darstellung ist häufig ungeniessbar. Im »Kapitale 
stellt Karl Marx drei Theorien auf: die Werttheorie, 
die Kapitalstheorie und die Theorie einer zu- 
künftigen Gesellschaftsorganisation. 

Die gesellschaftliche, einfache Durchschnittsarbeit des 
Einzelnen ist der Nenner, nach dem sich der Wert der Güter 
zu richten hat. Die zur Herstellung eines Einzelgutes erfor- 
derliche Arbeitszeit soll endgültig bestimmend sein für dessen 
Wert. Alle Werte enthalten in sich bestimmte Masse fest- 
geronnener Arbeitszeit. Wert ist nichts anderes als »verge- 
genständlichte Arbeite. Von vier Wertformen ist die Geld- 
form die vollendetste. Das Geld vollzieht doppelte Funktionen. 
Es ist Wertmesser und Mittel zur Kapitalbildung. In der 
ersteren Eigenschaft vermittelt es den Austausch einer Ware 
gegen eine andere. Marx bezeichnet das mit der Formel 
W-G-W. Als Mittel der Kapitalbildung wird Geld durch Ver- 
mittlung von Waren wieder in Geld umgetauscht. Marx be- 
zeichnet diesen Vorgang mit der Formel G-W-G. Das Geld 
erhält durch die Warenzirkulation, die es vermittelt, einen 
höheren Wert als es ursprünglich besessen ; es empfangt einen 
Mehrwert, aus dem sich das Kapital bildet. Woher stammt 
der Mehrwert ? In der gegen Geld ge- und verkauften Ware 
lagert sich die Arbeitskraft des ursprünglichen Arbeitspro- 
duzenten ab. Die Arbeit schafft den Wert, folglich auch den 
Mehrwert. Kapital ist somit nichts Anderes als eine Auf- 
saugung jenes Mehrwertes. Sie vollzieht sich durch den Druck 
auf den Arbeitslohn und die Ausnutzung des Arbeitstages; 
je stärker diese Faktoren einwirken, desto mehr schwillt der 
Mehrwert der Ware an und desto schneller bildet sich das 
Kapital zu Gunsten Dritter, die an der Herstellung der wirt- 
schaftlichen Güter nicht beteiligt sind. Kapital ist daher 
nichts Anderes als »ausgebeutete Arbeit«. Auf dem ausge- 
beuteten Mehrwert bauen sich kapitalistische Zellen auf, die 
sich um so schneller vermehren, je kürzer die Umlaufszeit des 
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Kapitals ist. Doch die böse That rächt sich. Die Gegen- 
wart kennt in immer steigenderem Masse nur den kapitalis- 
tischen Produktionsprozeß , in dem der stärkere Kapitalist 
durch die • freie Konkurrenz die Thatkraft des Schwächeren 
unterbindet und dessen Warenabsatz und Geschäftsgewinn min- 
dert. So entsteht ein Geschlecht der Kapitalmagnaten. In 
immer weniger Händen ballen sich die grossen Vermögen an, 
die kapitalistischen Produktionsmittel laufen in immer stär- 
keren Fäden in den Händen Einzelner zusammen und die Ver- 
gesellschaftung der Arbeit vollzieht sich zu Gunsten weniger 
Bevorzugter. Je länger dieselben aber herrschen werden, desto 
geringer wird ihre Anzahl und desto mehr zerquetschen sie 
sich und fressen sich im Kampfe der freien Konkurrenz auf. 
Die Kapitalherrschaft einer verschwindenden Minderheit wird 
sich immer unerträglicher gestalten und das Elend der aus- 
gebeuteten Mehrheit sich solange steigern, bis von innen heraus 
die kapitalistische Hülle, die die Gesamtheit eisern umfasst, 
gewaltsam gesprengt wird. Dann erheben sich die ausgebeu- 
teten, geknechteten und hungernden Massen gegen ihre Unter- 
drücker, die wenigen im Reichtum schwelgenden "Geldfürsten. 
Die Enteigner werden enteignet; oder wie Marx sich mit 
Fremdwörtern auszudrücken beliebt, die Expropriateurs werden 
expropriiert. Nun beginnt eine neue und freiere Organisation 
der Gesellschaft! Die Erde wird gemeinsam bebaut, die Pro- 
duktionsmittel sind Allen gleichmässig zugänglich und auf 
den Trümmern des vernichteten kapitalistischen Pri- 
vateigentums erhebt sich das individuelle Privateigentum, le- 
diglich hervorgegangen aus den Mühen eigener Arbeit. So 
eröffnet sich dem darbenden Armen der Gegenwart eine schönere 
Zukunft ; sie einzuleiten und vorzubereiten ist Sache der Pro- 
letarier, die nach Marx die Aufgabe haben, die morschen Fugen 
der abbröckelnden Gesellschaftsordnung zu bersten und den 
Grundstein zu einem neuen sozialen Aufbau zu legen. 

In einer Zeit, in der die Macht des Grosskapitals immer 
konzentrierter, bedeutsamer und fühlbarer wird, in der die 
Kleinindustrieen durch das finanzielle Uebergewicht der Aktien- 
gesellschaften einen immer erschwertereh und vergeblicheren 
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Daseinskampf aufzunehmen haben und in der die willkürlich 
geschlossenen Kartelle die Preise der Güter zu Gunsten weniger 
Fabrikanten erhöhen, werden die Marx'schen Theorieen zweifels- 
ohne von Neuem Anhänger finden. Der objektive und nüch- 
terne Kritiker jedoch kann ihnen nicht zustimmen , denn die 
Marx'sche Werttheorie ist falsch , die Kapitalstheorie agita- 
torisch aufgebauscht und die zukünftige Organisation der Ge- 
sellschaft verschwommen gezeichnet Nach Marx soll das 
Quantum der aufgewandten Arbeit für den Wert einer Ware 
bestimmend sein. Wäre diese Ansicht thatsächlich richtig, so 
müssten die Erzeugnisse des fruchtbareren Bodens wertloser 
sein, wie die des spröden ; denn zur Bebauung dieses ist mehr 
Arbeitskraft erforderlich , wie zur Bearbeitung jenes 1 ). Die 
quantitative Arbeit bildet nur einen der Wertfaktoren zur 
Abschätzung eines Gutes; der ausschliesslich entscheidende 
liegt in dessen thatsächlicher Verwendbarkeit und Fähigkeit 
zur Befriedigung eines vorhandenen wirtschaftlichen Bedarfes. 
Die Ware, die hergestellt wird, ohne verkauft zu werden, 
führt ohne Rücksicht auf das zu ihrer Herstellung erforder- 
liche Arbeitsquantum eine problematische Existenz und hat 
ihren Beruf verfehlt. Nicht das Arbeits q u a n t u m, sondern 
das Arbeits quäle entscheidet über Wert und Preis der Güter 
und Jeder, der sich dieser Auffassung verschliesst, ist volks- 
wirtschaftlich im Irrtum oder handelt bewusst tendenziös. Die 
Marx'sche Werttheorie ist daher kein richtiger Ausdruck der 
volkswirtschaftlichen Verhältnisse. Sie ruht auf falschen Vor- 
aussetzungen, sie führt zu einer ungebührlichen Ueberschätzung 
der physischen Arbeitskraft und alle Folgerungen, die aus ihr 
gezogen werden, sind Trugschlüsse. 

Auf der Werttheorie baut sich die Marx'sche Kapitals- 
theorie auf. Kapital ist »ausgebeutete Arbeit«, d. h. der Kapi- 
talist entzieht den Mehrwert der Arbeit dem ursprünglichen 
Arbeitsproduzenten. Bei einer derartigen Definition des Kapital- 



1) Vgl. aach Lehr: K. Marx, Das Kapital, Kritik der politischen 
Oekonomie. Vierteljahrsschr. für Volkswirtschaft, Politik and Kultur- 
geschichte, Bd. XG. S. 1 ff. 
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begriffes verkennt Marx durchweg die wirtschaftliche Bedeu- 
tung und Notwendigkeit des Unternehmers, dessen Kopfar- 
beit schwieriger ist und höhere Verwertung erheischt, wie 
die leichtere Handarbeit des Arbeitsproduzenten. Die Marx'sche 
Kapitalstheorie ist aber nicht nur engherzig sondern auch ein- 
seitig. Ist der steigende Wort und Preis stadtischer und länd- 
licher Grundstücke, die, wie die thatsächlichen Verhältnisse 
jeden Tag zur Genüge lehren, die Ursache grosser Vermögen 
ist, auf die Ausbeutung des Arbeiters oder nicht vielmehr auf 
die Fortschritte der Kultur, die erleichterten Verkehrsmittel 
und allgemeine nationale Verhältnisse zurückzuführen? Und 
wie verkennt Marx den volkswirtschaftlich-sittlichen Charakter 
des Kapitals und dessen wirtschaftlich-wohlthätige Bedeutung 
als Leihmittel ! Das Kapital spinnt die Fäden der Produktion 
nicht nur für den Kapitalisten, sondern auch für den Besitz- 
losen fort. Der Kapitalzufluss des Einen in die Werkstatt 
des Andern gibt dem Unbemittelten Gelegenheit, seine pro- 
duktiven Kräfte zu erproben und in erprobter Intelligenz den 
eigenen Wohlstand zu begründen. So ist das Kapital nicht 
nur kein Produkt der ausgebeuteten, sondern häufig die Ur- 
sache der ermöglichten Arbeit, und dann dient es zum Aus- 
gleich der individuellen Besitzesunterschiede und wirkt sozial 
versöhnend. 

Beruht aber die Werttheorie auf falschen Voraussetzungen 
und ist die Kapitalstheorie tendenziös, so ist der Plan einer 
zukünftigen Organisation der Gesellschaft unklar. Das kapi- 
talistische Privateigentum soll verschwinden, die Produktions- 
mittel Allen zugänglich gemacht werden und ein auf ureigen- 
ster Arbeit nur beruhendes Privateigentum geschaffen werden. 
Der Vorschlag mag sehr schön klingen und verlockend er- 
scheinen, aber Marx verschweigt sich und Anderen das direkte 
Verwirklichungsmittel hierfür. Er kritisiert das Bestehende, 
er stösst revolutionäre Drohungen aus, aber die thatsächliche 
Durchführung derartig gewagter Reformpläne überläset er der 
auf ureigenster Geistesarbeit beruhenden Einbildungskraft seiner 
Leser. Obwohl nun in dem Kerne seiner eigenartigen Auf- 
fassung wirtschaftlicher Verhältnisse kein thatsächliches Welt- 
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Verbesserungsmittel liegt, hat er es doch versucht, praktischen 
Kommunismus zu treiben. Durch die Schwerfälligkeit und 
ermüdende Weitschweifigkeit seiner Ideen, durch die krank- 
hafte Sucht nach Wort- und Gedankenspielerei und endlich 
durch den unnötigen Aufwand gelehrt erscheinender Fremd- 
wörter hat Marx zwar durch seine wissenschaftlichen Publi- 
kationen auf Herz und Verstand der Arbeiter nie Einfluss 
ausgeübt, aber seine praktische Thätigkeit war erfolgreicher. 
Kein Kommunist weder vor noch nach ihm hat die Entschlüsse 
seiner Partei mit seines Geistes Hauch derartig gestempelt 
wie er. Karl Marx ist der Begründer der »Internatio- 
nale Arbeiterassociationc, die die kommunistische 
Agitation weit über die Grenzpfahle der Einzelstaaten hinaus- 
tragen und zum Gemeingut der Welt machen wollte. Mit 
dem gebieterischen Einflüsse seiner Persönlichkeit und ver- 
möge seines geistigen Uebergewichts über seine Parteigenossen 
hat Marx viele Jahre hindurch die Geschicke jener Vereinigung 
selbständig geleitet. Je mehr sie sich ausbreitete und die 
Ideen weitergab, die Karl Marx ihr eingeimpft hatte, desto 
offenkundiger wurden seine Ziele, desto mehr entpuppte sich 
die Eigenart seines Charakters. Grübelnd, kühl, verschlossen, 
scharf und schroff in Stimme und Urteil, unduldsam im Wider- 
spruch, hatte er auch der Mehrzahl seiner Parteigenossen ge- 
genüber das Gefühl souvenäner Verachtung und folgte in seinen 
Handlungen nur den Eingebungen persönlicher Berechnung. 
Klügelnd und versteckt, bissig und giftig , war er ein Kom- 
munist ohne Herz und ohne Liebe, blieb er mit eiserner Be- 
ständigkeit der Verkünder einer internationalen sozialen Re- 
volution. Marx war kein Idealist wie Owen , kein Utopist 
wie Weitling, seine Politik war zielbewusst und urpraktisch 
gegen den Geldbeutel der Besitzenden gerichtet. So hat er 
seine Ideen auf die Unzufriedenen aller Länder übertragen, 
den Anarchisten das Terrain geebnet und der ganzen zivili- 
sierten Welt eine dauernde und unberechenbare Gefahr ge- 
schaffen. Trotz vorgeschobener Menschenliebe und Arbeiter- 
freundschaft jedoch hat er mit seiner verworrenen und ver- 
schwommenen Idee einer Aufhebung des kapitalistischen und Ein- 
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fahrung des individuellen Eigentums während der ganzen Dauer 
seines Lebens nicht einen einzigen Vorschlag gemacht , der 
die Möglichkeit der Durchführung gehabt hätte oder zur Bes- 
serung der materiellen oder politischen Lage auch nur eines 
einzigen Menschen hätte beitragen können. 

(Zweiter Artikel — Schluss — folgt im nächsten Heft.) 
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Die englisch-schottische Grafschafteverfassungsreform durch 
Gesetze vom 13. August 1888 und 26. August 1889. 

— e. In der Gesetzgebungsübersioht für das Jahr 1888 (Jahrg. 1889 
unserer Zeitschrift) haben wir die > Locol Government Act* vom 18. August 
1888, giltig für E n g 1 a n d und Wales, einer besonderen Darstellung 
und Analyse ?or behalten. Wir kommen mit diesem auf den hochwichtigen 
Gegenstand surück. 

Das Gesetz tastet, obwohl es auch ein bedeutendes Stück Trennung 
der Verwaltung von der Justiz bedeutet, die Gerichtsverfassung i. e. S. 
nicht an. Dies beweist nicht bloss die durchgreifende Wahrung der 
Gerichtsbefagnisse der Quarter Session* in der Akte selbst, sondern die 
Erlassung einer umfassenden County Courts Att vom selben Tage 
(18. August 1888), worin die Organisation und das Verfahren der Graf- 
schaftsgerichte konsolidiert werden« 

Die Locol Government Act bedeutet auch« obwobl ihr Name darauf 
schliessen lassen könnte, nicht eine allgemeine Kommunal (Gemeinde-, 
Kreis- und Provinzial-) Ordnung, sie ist nur ein Gesets zur Konstituierung 
der »Verwaltungsgrafs chaf t« administrative county, (Artikel 1 
Abs. 1). Die gegenwärtige Regierung dürfte allerdings auch eine Kreis- 
(Bezurks)-Ordnung im Auge haben, und die Liberalen scheinen auf 
einheitlichere Zusammenfassung der Gemeindeverwaltung durch Kiroh- 
spielreform hinzudrängen. Bis jetzt aber ist die Zusammenziehung 
der vielgestaltigen Verwaltung der zwei unteren Kreise der Lokalver- 
waltang zu einheitlicher und einfacher Kreis- und Gemeindeverwaltung 
nicht vollzogen, ausbleiben wird sie kaum mehr lange. 

Die neue »Verwaltungsgrafschaft« selbst tritt nach der 
einen Seite dezentralisierend auf, gegenüber der Staatsregierung; der 
Metropolitan board of Works entfallt; Ministerien und Staatszentral- 
stellen geben auch sonst Vieles ab. Die Gemeindeunterstützungen aus dem 
Staatsschatze {grants in aid) verwandeln sich in eine allgemeine Ueber- 
weisung eines Teiles einer der Erbschaftssteuern (probate duty) an die 
Bank von England für Rechnung des Verwaltungsbedarfes der Ver- 
waltungsgrafschaften. 

Auf der andern Seite und gegenüber den engeren Verbanden bis- 
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heriger Lokalverwaltung wirkt das Gesetz zentralisierend und verein- 
. fachend. Dies ist ganz besonders für London der Fall, welches zu einer 
einzigen und damit zu des Landes grösster Verwaltungsgrafschaft unter 
Verschmelzung aller bisherigen Sonderverwaltungen verschmolzen wird. 
Mehr Schonung haben vorläufig die Boroughs erfahren, welche mehr- 
fach die Stellung von Stadtkreisen, innerhalb ihrer Verwaltungsgraf- 
schaft bis auf Weiteres erlangt haben. 

Es wird am Platze sein, zuerst einen allgemeinen Ueberblick 
Aber den Inhalt des Gezetzes zu geben und dabei die Organe und 
den Wirkungskreis der neuen Verwaltungegrafschaft auseinander- 
zuhalten. 

Oberstes Organ der Verwaltungsgrafschaft ist eine neue Körperschaft 
{wrporation Art. 79) : der Grafschaftsrat (county Council). Er besteht aus 
einem Vorsitzenden (chairman) , aus den Aldermen und aus den direkt 
gewählten Grafschaftsräten (county councülors). Der Artikel 2, Absatz 1 
bestimmt aber den Grafschaftsrat und dessen Mitglieder: »sie sollen 
konstituiert, gewählt und in ihrer Geschäftsführung so gehalten werden 
und in jeder Hinsicht in der Lage sein, wie der Rat einer in Distrikte 
(wards) eingeteilten Landstadt (borough), jedoch unterworfen den beson- 
deren Bestimmungen dieses Gesetzes. Darnach werden, so viel uns bekannt, 
die Aldermen, welche dem Gesetze zufolge neben den county councülors 
dem Grafschaftsrat angehören werden, V* der G. Councilors ausmachen. 

Der Wirkungskreis des Grafschaftrates ist ein sehr ausge- 
dehnter. Nach Artikel 1 des Gesetzes ist er mit der Führung aller 
administrativenundfinanziellenGeschäfteder Graf- 
schaft betraut. Insbesondere scheidet ihm unter Aenderung der Zuständig- 
keitsentscheidungen vieler älterer Verwaltungsgesetze das neue Gesetz 
folgende Gegenstände zu: die Grafschaftsbesteuerung und das Graf- 
schaftsschuldwesen; die Herstellung und Erhaltung der öffentlichen 
Gebäude, Brücken, Irrenanstalten und Gewerbeschulen ; die Lizenzabgaben 
für Konzerte und Bälle; den Vollzug der Gesetze über Sprengstoffe, 
Tierseuchen, Getränke- und Lebensmittelfalschung , Mass und Gewicht; 
die Polizei, diese unter veränderter Stellung des Oberkonstable (chief 
constäble) und unter Uebertragung der Polizeibefugnisse an einen Aus- 
schuss, welcher zusammen vom Grafschafts rat und von den Quartal- 
sessionsrichtern ernannt wird ; auch die Gewerbelizenzabgaben der Brauer, 
der Branntwein- und Weinschänker, die Abgaben von Wappen, Kutschen, 
Hunden, Jagdscheinen, männlichen Dienstboten, Pfandleihern, die Geld- 
strafen und Konfiskationserträge gehen an die Grafschaft über. Die 
Grafschaft hat das Recht, alle Grafschaftsabgaben zu regeln, zu ändern, 
zu beziehen und deren Umlage zu ordnen; die Berufungen gegen Ent- 
scheidungen des Grafschaftsrates hierin sind bei den Grafschaftsgerichten 
anzubringen. Der Grafschaftsrat ist befugt, Anlehen aufzunehmen und 
anderen Lokalbehörden der Grafschaften Anlehen zu geben. Dem'JLocaZ 
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Government Board (Lokalverwaltungsministerium) ist jedoch vorbehalten, 
die Anlehen zu genehmigen und die Rechnungen zu prüfen. Ein grosser 
Teil der Befugnisse dieser Zentralstelle sowie des Board of trade geht 
an die Räte der Verwaltungsgrafschaften f über. Der Locol Government 
Board hat die Zahl der Grafschaftsratsmitglieder zu bestimmen und die 
Bezirke für die Wahl der direkt gewählten Mitglieder des Grafechafts- 
rates festzustellen. 

Die EinzelbeBtimmungen des Gesetzes betreffend — 
bemerken wir zuerst, dass sie in 126 Artikeln und drei Beilagen zum 
Gesetz enthalten sind. 

Teil I Artikel 1 bis 30 handelt von dem Grafschaftsrate. 
Geistliche sollen zu counciüors und aUermen wählbar sein. Wählbar 
soll, auch wenn die Wählbarkeit nicht schon nach der Munizipialkör- 
perschaftsakte von 1882 besteht, Jeder sein, welcher als Eigentümer in 
der Grafschaft oder als Parlamentswähler auf Grund irgend eines in 
der Grafschaft belegenen Eigentums registriert ist (Art 2, Absatz 2). 
Ein Grafechaftsalderman soll als solcher bei der Wahl eines Grafschafts- 
alderman nicht mitstimmen. Die counciüore werden auf 3 Jahre ge- 
wählt und treten nach dieser Zeit zusammen ab ; je ein eouneillor wird 
von einem besonderen Wahlbezirk (division) erwählt und dieser Bezirk 
heisst eleetoral division, nicht ward (Art. 2 , e). Wahlberechtigt sind 
nach Artikel 4 alle Personen, welche in Boroughe nach der Municipal* 
körperschaffcsakte von 1882 als Bürger eingetragen und sonstwo als 
Grafschaftswähler unter der Grafschaftswählerakte von 1888 aufge- 
nommen sind. Nach Artikel 5 soll der Vorsitzende des Grafsohaftsrates 
Chairman und nicht Mayor heissen; er soll durch sein Amt Friedens- 
richter der Grafschaft sein. Der Grafechaftsrat ernennt von Zeit zu 
Zeit einen stellvertretenden Chairman, vice-chairman (Art 6). 

Der Wirkungskreis des Grafschaftsrates — wird 
in den Artikeln 7 bis 30 geregelt. Der Grafschaftsrat erhält zugewiesen: 

1) zahlreiche VerwaltungsbefugnisBe, welche bis- 
her den quarter Sessions und den Ausschüssen der letzteren zustanden, 
aufgezählt in Artikel 3, 1 bis XV : Steuerwesen, Anlehenswesen, Rech- 
nungswesen, öffentliche Gebäude aller Art, Lizenzerteilungen, Irren- 
wesen, Herstellung und Unterhaltung der reformatory and indwtrial 
eehools, Brücken- und Strassenwesen, Anstellungs- und Besoldungswesen 
der GrafschaftBbeamten, Einteilung der Grafschaft in die Polldistrikte 
der Parlamentswahlen und das Wahlgeschäftssekretariat ; Viehsenchen- 
wesen; Tierschaden; Mass- und Gewichtswesen; alle aus der Akte von 
1886 über Aufruhrschaden sich ergebenden Angelegenheiten und Anderes. 

2) gewisse Befugnisse aus local act8 f welche der Locol Government 
Board durch provisorische Verfügung den Quartalsitzungen und Einzeln- 
richtern entzieht und den Grafschaftsräten überträgt (näher im Art. 4). 
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3) Anstellung des Coroners Btatt der Wahlbestellung durch die Graf- 
schafts-Freeholders (Art. 5 Z. 1—7); 

4) Uebernahme von Brücken, die bisher nicht Grafschaftsbrücken 
waren, und Errichtung neuer Brücken ; 

5) die Grafsohaftspolizei als eine gemischt administrativ gericht- 
liche Angelegenheit in Gemeinschaft mit den Quarter Sessions ausgeübt 
durch einen ständigen gemeinsamen Ansschuss (Joint comtnütee) der 
Session8 und des Grafschaftsrates (Art. 9 Z. 1 bis 3); ausdrücklich wird 
hiebei vorbehalten (Art. 9, Z. 3): »Nichts in diesem Gesetze soll die 
Befugnisse, Pflichten und Verbindlichkeiten der Friedensrichter als Frie- 
denabe wahrer und die Verpflichtung der Ober- und anderer Eonstabier 
cum Gehorsam gegen gesetzliche dissfällige Befehle ändern. c 

6) von der Regierung provisorisch übertragene Befugnisse des 
privy Council, des Staatssekretariats und der Begierungszentralstellen 
{Boards), sowie verwaltnngsgesetzlich besonderer Ausschüsse und Ver- 
waltungskorporationen (näher Art. 10, Z. 1 — 4); 

7) Uebernahme der Strassennetze (motn roade von 1878), sowie der 
dazu gehörigen Brücken in die Grafschaftsunterhaltung mit den Be- 
fugnissen eines high way board (ausführlich in Art. 11 Z. 1—13); 

8) Handhabung des Gesetzes von 1876 zur Verhütung der Fluss- 
verunreinigung auf der in der Grafschaft durchlaufenen Flussstrecke 
und gemeinsames Vorgehen mit anderen Grafschaftsräten in Beziehung 
auf einen mehrere Grafschaften durchziehenden Fluss durch Joint com- 
nutteJa (Art. 14 Z. 1—3); 

9) Vertretung der Interessen der Grafschaft im Parlament nach 
Massgabe des Munizipalgesetzes vom Jahr 85 und 86 Viktoria, Kap. 91 ; 

10) Befugnis zur Erlassung von Statuten (byelatos) für die Grafschaft 
und Teile der letzteren, analog den Befugnissen der .Borou^ft-Gemeinde- 
räte nach Abschnitt 23 der Mun.-Körp.-Akte von 1882 und Abschnitt 187 
der Sanitätspolizeiakte von 1875; 

11) Anstellung von Sanitätsbeamten (Art. 17 — 19). 

Die finanziellen Beziehungen zwischen dem 
Staatsschatz und der Grafschaft (Artikel 20 bis 25): 
Der Artikel 20 verfügt : 1) die Ueberweisung von Anteilen am Erträg- 
nis der vom Staat in einer jeden Grafschaft eingehobenen Lizenzabgaben 
an die Bank von England für Rechnung der Grafschaften (Z. 1), bzw. 
die Befugnis der Königin, mit Zustimmung des geheimen Rates, die 
Erhebung aller oder einzelner derartiger Lizenzabgaben an die Graf- 
schaftsräte zu überlassen (Z. 8) ; 2) die Ueberweisung von vier Fünfteln 
der Hälfte des vom Staatsschatz bezogenen Erträgnisses der Testaments- 
bestätigungsstempel (probate duty) an die Grafschaften, was im Gesetz 
»probate duty granU genannt wird. Die Ueberweisung aus dem Ertrag 
der Bestätigungsabgabe soll an die einzelnen Grafschaften erfolgen im 
Verhältnis des Anteiles, welchen jede Grafschaft in dem Finanzjahr 
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1887/1888 an den vom Staat der Lokalbesteurung gewährten Unter- 
stützungen (grants in aid) bezogen hat. Letztere grants sollen da- 
gegen forthin entfallen (Artikel 23). Die Artikel 23 f. ordnen die Ver- 
wendung der überwiesenen Steuerbeträge für bestimmte Zwecke und 
die Unterausteilung innerhalb der Grafschaft, unter Berücksichtigung 
namentlich der bisher bezogenen Staatsbeiträge zur Armenlast (Art. 24). 
Die Lizenzabgaben, welche an die Grafschaften überlassen werden, sind 
in der Beilage I zum Gesetz besonders aufgeführt. 

Teil II (Art 31 bis 49) erledigt die Anwendung des Gesetzes 
auf die Boroughs f anf die Hauptstadt und auf gewisse Grafschaften 
von ausnahmBweiser Stell ang. 

Was London betrifft, so ist es wie schon bemerkt, zu einer ein- 
zigen Verwaltungsgrafschaft zusammengefaßt (»administrative eounty 
of London*). Jener Bereich der Verwaltungsgrafschaft Londons, welcher 
aus Teilen der Grafschaften Middlessez, Surrey und Eent besteht, soll 
von diesen Grafschaften getrennt werden und für nichtadministrative 
(gerichtliche) Zwecke eine besondere Grafschaft unter dem Namen 
»Grafschaft Londonc bilden. Die City bleibt vorläufig gerichtlich selbst- 
ständig. Die eounty counciUors des Grafechaftsrates der Verwaltungs- 
grafschaft London werden von den bisherigen Parlamentswahlbezirken 
der Hauptstadt in doppelter Anzahl ihrer Parlamentsabgeordneten ge- 
wählt. Die Zahl der Grafschafts-ilZdennen soll für die Verwaltungs- 
grafschaft London ein S e c h b t e 1 der Grafschaftscouncillors nicht über- 
steigen (Art. 40, Z. 1 bis 7). Nach Artikel 40 Z. 8 gehen alle Befug- 
nisse, Pflichten und Verbindlichkeiten des Metropolitan Board of Works, 
unter Aufhebung dieser Regierungszentralstelle, samt Aktiven und Pas- 
siven der letzteren, an den Verwaltungsgrafechaftsrat London über. 

Während das Gesetz für London vereinfachend ins Volle gegriffen 
hat, ist es den Landstädten (boroughs) gegenüber sehr schonend verfahren. 
Es erklärt (Art. 31) die in Beilage III aufgeführten Städte (boroughs), 
122 an der Zahl, welche am 1. Juni 1888 eine Bevölkerung von min- 
destens 50 000 Einwohnern besassen oder eine Grafschaft für sich waren, 
als selbstständige Verwaltungsgrafschaften (ähnlich preußischen Stadt- 
kreisen) unter dem Namen eounty boroughs. Der ausführliche Art. 32 
regelt das finanzielle Verhältnis zwischen der Verwaltungsgrafschaft 
und den Stadtkreisen derselben. Auch kleinere Landstädte finden nach 
mehreren Kategorieen (Art. 35 bis 39) eine mehr oder weniger ausge- 
dehnte Ausnahmestellung. 

Teil HE handelt von der ersten und von der künftigen Ab- 
grenzung der Wahlbezirke innerhalb der Verwaltungsgrafschaften, 
von der Zusammenlegung von Stadtkreisen u. s. w. Teil V von der 
Vermögens- und Finanzverwaltung. Teil VI trifft ausführliche 
Bestimmungen über die Anwendbarkeit älterer Gesetze auf die Organi- 
sation und Verwaltung der Verwaltungsgrafschaften, über gemeinsame 
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Ausschüsse, über Beamtenanstellung and Anderes. Teil VII trifft 
Uebergangsbestimmungen, welche besonders für den Uebertritt Lon- 
dons in den neuen Znstand und für die erstmalige Wahl der Grafschafts- 
rate ziemlich ausführlich sind. 

Aus dem kurzen Bild der neuen Grafschaftsverwaltung für England 
und Wales ist zu ersehen, dass nicht wie vor zwanzig bis dreissig Jahren 
verlangt wurde, die festländische Kommunalorganisation zur englischen, 
sondern umgekehrt diese zur festländischen sich hinüberbildet. Für 
London insbesondere bedeutet das Gesetz einen gewaltigen Fortschritt 
der Vereinfachung in Verfassung und Verwaltung. 

Obiges zeichnet die Grafechaftsreform für England und Wales. 
Das Jahr 1889 hat mit Act to amend the Law relating to local Govern- 
ment m Scotländ (26. August 1889) eine völlig analoge Reform auch 
Ar Schottland gebracht. 

Die »Locol Government (Scotland) Act 1889c, welche im ganzen 
121 Artikel umfasst, bestellt in Artikel 3 ebenfalls für jede Grafschaft 
unter dem amtlichen Namen »county Council* oder >the Council of the 
county* einen Grafschaftsrat für die Versehung aller »admini- 
strativen und finanziellen Geschäfte der Grafschaft«. Der schottische 
Grafscbaftsrat hat nur county counciRors, welche jeder von einem Wahl- 
bezirk erwählt sind, keine couniy a&dermen (Artikel 4). Der Vorsitzende 
des Grafscbaftsratee , welcher nicht chairman sondern Covener of the 
county heisst (Art. 10), wird vom Grafschaftsrat aus seiner Mitte für 
ein Jahr gewählt und ist als Covener ein Grafschaftsfriedensrichter. Der 
Staatssekretär für Schottland bestimmt die Zahl der Mitglieder des 
Grafschaftsrates (Artikel 5). Jedes Ratsmitglied wird von den Graf- 
schaftsw&hlern für drei Jahre erwählt; Landstädte (burghs) unter 7000 Ein- 
wohnern wählen ihren Vertreter im Grafschaftsrat durch den Stadtrat 
{toum Council of euch burgh) aus der Mitte des Stadtrates, ebenfalls für 
drei Jahre. Keine Frau ist zum Grafschaftsrat wählbar, auch Beamte 
und Solche, welche mit dem Grafschaftsrat in Gesohäfte Verhältnissen 
stehen» sind nicht wählbar (Artikel 8). 

Für die äussere und innere Abgrenzung und Einteilung der Graf- 
schaften und ihrer Wahldistrikte ist eine besondere Abgrenzungskom- 
mission bestellt. 

Der Artikel 18 regelt die Bildung und Zuständigkeit »gemeinsamer 
Ausschüsse« des Graftchaftsrates und der commiseionen of suppig. 

Artikel 76 gestattet in ausgedehnter Weise gemeinsame Ausschüsse 
der Grafschaftsräte mehrerer Grafschaften für gemeinsame Angelegen- 
heiten. Artikel 77 verfügt über die Bildung von Bezirken innerhalb 
der Grafschaft für Strassen- und Gesundheitswesen. 

Der Wirkungskreis des scho ttischen Grafschaftsrates wird mit An- 
passung an die schottischen Verhältnisse ähnlich bestimmt, wie jener 
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des englischen Grafschaftsrates. Der schottische Grafschraftsrat bekommt 
ebenfalls den Steuerbeutel der Grafschaft in die Hand, indem er jahr- 
lich die zur Deckung des Fehlbetrages des Grafschaftsfonds erforder- 
lichen Beitrage auf das Pfand steuerbaren Eigentums vorschreibt 

Auch den schottischen GrafochafUräten werden (Artikel 19 ff.) aus 
dem Staatsschatz Anteile an den Lizensabgaben und an 
der probate äuty nach Verhältnis des Aufbringen aus der einzelnen Graf- 
schaft aberwiesen und (Art. 22) für die Deckung naher bestimmter Aus- 
gaben — Subvention der Hochland- und Inselgrafschaften, Strassenunter- 
halt, Besoldung und Kleidung der Polizeimannschaft, Armenunter- 
stützung, Irrenwesen — zur Verfügung gestellt 



Digitized by LiOOQ IC 
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A. Staatswissenschaftliches. 

Die Selbstverwaltung in den Vereinigten Staaten Nordamerikas 
nach v. Holst. („Handbnoh des Öffentlichen Hechtes der Gegenwart 
in Monographien", unter Leitung von H. Marquardsen bei J. C. B. 
Mohr (Siebeck) in Freibarg). 

— e. Eswarlängstder Wunsch dieser Zeitschrift, das Mar quardBcn' sehe 
Unternehmen zur Anzeige zu bringen. Es liegt jedoch nicht in der Auf- 
gabe derselben, die einzelnen Leistungen des positiven Staatsrechtes 
in den Kreis der Beurteilung zu ziehen und die bedeutenden, z. T. 
vorzüglichen Darstellungen des Staatsrechtes der einzelnen Länder, 
welche im gedachten Handbuch der Reihe nach erschienen sind, haben 
deshalb uns nicht genötigt , auf das Werk schon bisher näher einzu- 
geben. Für diese Zeitschrift ist wesentlich der Gehalt der fraglichen 
Encyklopädie an Erörterungen der »Allgemeinen Staatslehre« und 
»Politik« von Interesse. Gerade nach dieser Richtung stehen aber bis 
jetzt die »Einleitung« und »Politik« Marquardsen's noch aus, die wir 
zusammen mit dem schon länger erschienenen »allgemeinen Staatsrecht« 
von Gareis zur Anzeige zu bringen wünschen. 

Dennoch fehlt es in den bisher vorliegenden Monographien des 
Marquardsen'scJien Sammelwerkes nicht an Darstellungen, welche für die 
allgemeine Staatslehre von hohem Interesse sind. Am meisten wirkt nach 
dieser Hinsicht in v. Holsfs vorzüglicher Darstellung des amerikanischen 
Staatsrechtes die »Selbstverwaltung« Nordamerikas (Band IV, I. Halbbd., 
3. Abteilung des Handwörterbuchs) anregend. 

Die nordamerikanische Selbstverwaltung tritt hier in ihrer ganzen 
Eigentümlichkeit gegenüber dem Kommunalaufbau und dem Kommunal- 
leben der Staaten alter Zivilisation in Europa hervor. Jene Eigentüm- 
lichkeit beruht sichtlich nicht bloss auf dem besonderen Wesen der 
jugendlichen Yankee-Nationalität, sondern auch und ganz besonders 
darauf, dass der grosse Kolonialfreistaat unter dem Einfluss alter Kultur, 
von der er abgezweigt ist — in abgekürzter und höherer 
Weise dieEntwiokelungsstufen erst vollzieht, die 
Europa in seiner Weise hinter sich hat, aber allerdings so, dass Neu- 
Zeltschr. f. 8toatsw. 1890. II. Heft 23 
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artiges für die Weltgesittung daraus hervorgehen wird. Da ist noch 
kein einheitlicher Guss vom zentralen Staataleben an bis herab zu 
europäischem Gemein deleben. Die Gemeinde ist eben noch nicht »Grund- 
lage des Staatesc im Sinn unseres Verfassungslebens. Der Staat (Bund) 
ist nicht einheits- oder auch nur im deutschen Sinne des Wortes bundes- 
staatliche Krönung der systematisch zusammengeschlossenen Kommunal-, 
Kreis-, Provinzial- und Länder-Organisation. Neben einander liegen und 
wachsen, einheitsstaatlicher Verschmelzung in der Zukunft erst entgegen- 
sehend, moderne Hufen Verfassung, (Farmerkommune) und erste ftmter- 
mässige (wahlamtliche) Gewaltenbildung, stadtstaatliche Entwickelung 
und extensive, länderstaatliche (territorialistische) Bildung. Die ver- 
schiedenen Stufen staatlicher Entwickelungshöhe , welche die Weltge- 
schichte in ganzen Jahrtausenden, die Volksgeschichte der alten Kultur- 
nationen in halben Jahrtausenden zurückgelegt hat, liegen werdend — 
aber in neuzeitlichem Massstabe und unter dem Einfluss neuester Ge- 
sittung rasch werdend — nebeneinander vor, die Union ist ein Kom- 
plex dieser mannigfaltigsten Bildungen. Dies und nicht bloss der 
demokratisch-republikanische Charakter des grossen Gemeinwesens mit 
seinem anglosächsischen Ursprungsstempel — gibt der grossen Republik 
in der Reihe der jetzigen Staatenbildungen für die allgemeine staats- 
wissenschaftliche Betrachtung ihr unvergleichliches eigentümliches Ge- 
präge. 0. Holst? 8 Darstellung des amerikanischen Staatsrechtes hat uns 
wenigstens in dieser Auffassung nur bestärkt, und nirgends mehr als 
aus der Darstellung der Selbstverwaltung scheint uns der kolonial- 
tochterstaatliche Jugendcharakter des verheissungsvollen Gemeinwesens 
entgegenzutreten. Auf der einen Seite fügen sich alle nebeneinander 
liegenden Gebilde — Gemeindeansätze, Townships, Städte, Grafschaften, 
States, nur in das unerläßliche Mass der Einheit, alle huldigen der 
thunlichsten — farmerschaftlichen, townsweisen, städtischen, grafschaft- 
lichen, einzelnstaatlichen Selbstverwaltung. Andererseits sind gerade die 
engeren Verbände so weiche, veränderungsfähige und veränderungsbe- 
dürftige Gebilde, dass die Zentralgewalten, die des Bundes und die der Ein- 
zelnstaaten, mit weit grösserer Machtvollkommenheit dieselben konstitu- 
ieren und modifizieren, als es in einem Staate alter Kultur denkbar ist. 

Hauptsächlich unter diesem Gesichtspunkte der allgemeinen Staats- 
lehre ist für uns wenigstens die v. Holst' sehe Darstellung, obwohl oder 
vielmehr gerade weil sie alle allgemeinen Gesichtspunkte staatlicher 
Entwickelungstheorie bei Seite lässt, von hohem Interesse gewesen. Die 
Darstellung ist aber auch an sich für die verbesserte Erkenntnis des 
Öffentlichen Lebens von Nordamerika von höchstem Interesse. Darum 
glauben wir, aus dem Mar quardtseri sehen Werke gerade den folgenden 
Gegenstand als Probe vorführen zu sollen. 

Die Dezentralisation — sagt v. Holst — ist hier der Grund- 
zug in der Wahrnehmung der Öffentlichen Interessen. Die Faktoren 
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der Staatenregierungen hängen so unmittelbar von der Bevölkerung ab, 
dass langwahrende und ernste Konflikte zwischen ihnen und ihr kaum 
entstehen können. Höchstens zwischen den grossen Städten und den 
Legislaturen könnte es zu bedenklichen Weiterungen kommen, denn 
es ist ja nicht undenkbar , dass jene ihre spezifischen Interessen von 
der Majorität der ländlichen Vertreter aus Unverständnis oder gar aus 
Mangel an gutem Willen systematisch vernachlässigt und schwer beein- 
trächtigt glauben, und Städte wie New York, Philadelphia, Boston, 
Chicago, St. Louis sind zu volkreich und zu mächtig, als dass man einen 
solchen Widerstreit der Ansichten und Interessen ungestraft einen 
chronischen Charakter gewinnen lassen könnte. Im allgemeinen kann 
jedoch in den Einzelstaaten die Zentralisierung nie weiter gehen, als 
die öffentliche Meinung es fordert oder mindestens billigt und im grossen 
und ganzen hat die öffentliche Meinung bis jetzt unverbrüchlich an dem 
Grundsatz festgehalten, dasB alle lokalen Angelegenheiten thunlichst 
der Selbstverwaltung überlassen bleiben sollen. Die verfassungs- 
rechtliche Kompetenz der Legislaturen wäre gross genug, um mit einem 
Schlag die Selbstverwaltung auf ein sehr bescheidenes Mass zu reduzieren, 
denn nie sind Eigen rechte die Basis derselben. Zweckmässigkeitser- 
wägungen bestimmen denStaat, »Munizipal-Organisationen« verschiedener 
Art und verschiedener Ordnung zu schaffen und denselben stehen nur 
die ihnen vom Staat verliehenen Rechte zu. Die Befugnisse sind ent- 
weder ausdrücklich verliehen oder sie ergeben sich aus den ausdrücklich 
verliehenen, weil sie zur Ausübung dieser notwendig sind. Die Gerichte 
erkennen jedoch bis auf einen gewissen Grad auch ein Gewohnheits- 
recht an, weil in der That gewisse Befugnisse so unausreutbar in der 
Gewohnheit wurzeln, dass sie häufig nur deswegen nicht ausdrücklich 
verliehen werden, weil man sie als schlechthin selbstverständlich an- 
sieht. Nur aus Analogien hergeleitete Befugnisse werden dagegen nicht 
von den Gerichten anerkannt, d. h. es kann nicht daraus, dass ein be- 
stimmtes Recht verliehen worden ist, das Vorhandensein analoger 
Rechte gefolgert werden. Die Verleihung erfolgt durch allgemeines 
Gesetz oder durch einen besonderen Akt, aber in dem letzteren Falle 
liegt ebensowenig wie in dem enteren ein »Kontrakt« im 8inne der 
Bundesverfassung vor, der nicht verletzt werden darf. Inkorporations- 
akte und Freibriefe (Charters) können ebenso wie allgemeine Gesetze 
jeden Augenblick von der Legislatur geändert oder auch vollständig 
aufgehoben werden, denn es ergeben sich aus ihnen nie gesetzliche 
Rechte (vested rights), die der Kompetenz des Staates entrückt sind. 
Städtische Grenzen können erweitert oder verengert, Counties zerstückelt 
oder verschmolzen, TownB abgeschafft, Städte zu Dörfern degradiert 
werden, u. b. w. und die Betroffenen können nicht daraufhin, dass da- 
durch ihre früheren Rechte verletzt werden , den Schutz der Gerichte 
au rufen. Dagegen sind den Rechten der Legislaturen hinsichtlich solcher 

23* 



Digitized by LiOOQ IC 



348 Miszellen: 

und ähnlicher Massnahmen vielfach durch die Verfassungen gewisse 
Schranken gezogen, indem sie nur in einer bestimmten Weise Torger 
nommen werden dürfen oder nur unter bestimmten Voraussetzungen — 
bisweilen die Zustimmung der Beteiligten — gestattet sind. Am häufigsten 
finden sich in den Verfassungen solche beschränkende Vorschriften in 
betreff der Zerlegung und Verschmelzung von Counties, der Verteilung 
des Vermögens und der Schulden bei derartigen Aenderungen, der Ver- 
legung des County-Sitzes, u. dgl. m. 

Die Munizipal-Organisationen zerfallen in zwei Hauptgruppen : die 
Munizipalitäten im engeren Sinne, die wirklich öffentlichrechtliche 
Korporationen sind, und die von den amerikanischen Publizisten häufig 
als > quasi Korporationen« bezeichneten. Letztere sind durch allgemeine 
Gesetze geschaffen oder es hat die gleiche Kategorie in jedem Staat 
die gleichen Rechte und die gleichen Pflichten. Ihre raison dfetre ist 
nicht, wie bei den eigentlichen Munizipalitäten, ihre thatsächliche 
wirtschaftliche und soziale Sonderexistenz, sondern 
die Notwendigkeit, aus Gründen administrativer Zweckmässigkeit den 
Staat in grössere und kleinere Abteilangen zu zerlegen. Sie haben 
eigentlich gar keine natürliche Existenz, sondern sind im wesentlichen 
ganz künstliche Schöpfungen. Sieht man sich eine Karte 
der Vereinigten Staaten an, in die die grösseren Abteilungen einge- 
zeichnet sind, so erkennt man das auf den ersten Blick ans dem Ueber- 
wiegen der geraden Linien. Wir wollen zuerst diese grösseren Ab- 
teilungen betrachten. 

1) Die Counties. Diese grösseren Abteilungen heissen jetzt in allen 
Staaten mit Ausnahme von Louisiana Counties; in diesem werden sie 
parishes genannt. Mehrere Verfassungen schreiben der Legislatur vor, 
den Counties thunlichst natürliche Grenzen zu geben, was jedoch meist 
nicht möglich ist, obwohl sie nicht ganz gleich gross zu sein brauchen. 
Viele Verfassungen bestimmen für neue Counties eine Minimalgrösse» 
die jedoch von 275 bis 900 Quadratmeilen variiert; in den neueren und 
grösseren Staaten sind etwa 400 bis 600 Quadratmeilen die normale 
Grösse. Schon daraus erhellt, dass die Counties auch in den Staaten, 
die ihrer Grösse nach manches europäische Königreich Übertreffen, nie 
in irgend welcher Hinsicht den Charakter von Provinzen tragen. Es 
sind Kreise, aber Kreise mit recht ausgedehnten Befugnissen. Die 
Beamten werden in der Regel gewählt und zwar wie die grosse Mehr- 
zahl der amerikanischen Beamten auf ziemlich kurze Zeit. In mehreren 
Staaten werden sie jedoch auch zum Teil vom Gouverneur ernannt» 
allein auch in diesem Fall tragen sie immer weit mehr den Charakter 
von Organen der Selbstverwaltung als von Regierungsbeamten im 
europäischen Sinne. Es ist — wie schon Tocqueville scharf hervorgehoben 
hat — einer der bedeutsamsten Unterschiede zwischen den europäischen 
und amerikanischen Institutionen, dass in Europa mehr oder minder 



Digitized by VjOOQ IC 



A. Staatswissensohaftliches. 349 

aoch in der Selbstverwaltung die mittelbar oder unmittelbar dirigierende 
Hand der Regierung für unentbehrlich gehalten wird, während in den 
Vereinigten Staaten umgekehrt der Staat auch für seine Aufgaben, wie 
s. B. das Umlegen und Erheben staatlicher Steuern, sich der Organe 
der Selbstverwaltung bedient. Die Ausdehnung, sowie die Art und 
Weise, in der das geschieht, sind in den verschiedenen Staaten verschieden, 
wie denn überhaupt die Organisation der Selbstverwaltung bei aller 
Gleichartigkeit in den Grundzügen ein recht mannigfaltiges Bild dar- 
bietet Trotz vielfacher und zum Teil ziemlich belangreicher Abweichungen 
treffen die nachstehenden Angaben aber doch so weit für alle Staaten 
zu, dass sie eine im allgemeinen korrekte Vorstellung von der Natur 
und Form der Selbstverwaltung in den Counties gewähren. 

Der Ortliche Mittelpunkt der County-Regierung beisst County Seat. 
Hier befindet sich das Gerichtsgebäude und das Gefängnis. 
Jedes County hat sein eigenes Gericht (county court), das immer eine 
ziemlich beschränkte Zuständigkeit hat, deren Grenzen jedoch in den 
verschiedenen Staaten sehr verschieden abgesteckt sind. In Verbindung 
mit dem Gericht sind zu nennen: 1) der Sheriff, der die exekutive 
und administrative Gewalt des Staates im County repräsentiert; er hat 
für die Erhaltung des öffentlichen Friedens zu sorgen und kann zu dem 
Behuf die Einwohner zu seiner Unterstützung als posse eonUtatus auf- 
bieten; er vollstreckt die Befehle des Gerichts, vollzieht die Verhaftungen, 
ist für die Gefangenen verantwortlich und hat darum die Direktion 
des Gefängnisses; der Gefängniswart pflegt von ihm ernannt und aus 
der Zahl der deputies genommen zu werden, die er nach Massgabe des 
Bedürfnisses ernennen kann und zwar entweder als ständige (general) 
Deputierte oder als Hilfsbeamte für einen bestimmten Fall (special); 
er hat auch gewisse richterliche Befugnisse, die durch Gesetz festge- 
stellt sind und viel beschränkter zu sein pflegen als nach dem engl, 
common law; in mehreren Staaten ist die Wiederwählbarkeit zu diesem 
wichtigsten Countyamt durch die Verfassung beschränkt 1 ). 2) Der 
Coro n er : dessen wesentlichste Pflicht besteht darin, unter Mitwirkung 
der coroner's jury eine Untersuchung in betreff aller eines gewaltsamen 
Todes, plötzlich und aus unbekannten Ursachen oder im Gefängnis 
Gestorbenen anzustellen ; der Coroner braucht jedoch kein medizinischer 
Sachverständiger zu sein; in Massachusetts ist das Amt 1877 abgeschafft 
und der Gouverneur autorisiert worden, Aerzte mit der gerichtlichen 
Totenschau zu betrauen. 3) Den öffentlichen Ankläger, ProsecuUng 
Attomey. 

An der Spitze der Verwaltung steht ein Board of County 
Oo mmiss ioners oder Supervisors. In der Regel sind es eigene County 

1) A, K. Qtoynne, Law of 8heriff and Coroner, Cinc. , 1848 ; J. G. Orocker, Law of 
Sheriffs, *d ed., N. Y., 1871; H. Bitmort, Law of Sheriffs, Ooroners and Constables, 
<Wc, 1861. 
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Beamte, aber es kommt auch vor, dass der Board ans den Commissionera 
oder Supervisors der Townships gebildet wird. Seine Befugnisse er- 
strecken sich nach der Verfassung von Sonth Carolina auf die »Wege, 
Landstrassen, Fähren, Brücken, auf alle Dinge die sich auf Steuern und 
auf die Verausgabung von Geldern für County Zwecke und auf alles, 
was die inneren Verbesserungen und lokalen Angelegenheiten erfordern 
mögen.« In der Verfassung von North Carolina sind noch ausdrück- 
lich »eine allgemeine Oberaufsicht und Kontrolle über die Straf- und 
Wohlthätigkeitsinstitute und die Schulen« genannt. Zur Erfüllung 
dieser Aufgaben darf der Board Steuern umlegen und erheben und 
Schulden kontrahieren, (aber in beiden Hinsichten sind seine Befugnisse 
durch die Verfassung oder durch Gesetz beschränkt), Eigentum erwerben 
und veräussern, Lokalgesetze (by-laws) oder Reglements erlassen und 
ihre Verletzung bestrafen, Eontrakte absch Hessen und Prozesse führen 
(natürlich aber auch seinerseits vor Gericht belangt werden). Privat- 
gesellschaften ihren Kredit zu leihen oder sich unmittelbar an Privat- 
nnternehmungen zu beteiligen, ist den Counties (ebenso Townships, etc.) 
in vielen Verfassungen ausdrücklich untersagt. Anlass zu diesen Ver- 
boten hat die missbränchliche Weise gegeben, in der häufig bei Eisen- 
bahnanlagen die übertriebenen Erwartungen der Leute von den wirt- 
schaftlichen Konsequenzen derselben ausgebeutet worden sind. — Kanz- 
leichef der Verwaltung ist der County Clerk. Wo es keinen eigenen 
Recorder oder Registrar of Deeds gibt, liegt ihm auch die Einzeich nung 
der Urkunden ob. — Der County Kasse steht ein Treasurer vor. Die 
Umlage der Steuern erfolgt oft durch eigene Beamte, die den Namen 
Assessors führen. — Die verschiedenen County- Beamten werden nicht 
immer für die gleiche Zeit erwählt, resp. ernannt oder wo Verschieden- 
heiten in der Amtsdauer obwalten, sind es namentlich Sheriff und Schatz- 
meister, die häufiger wechseln. 

Auf die Einteilung in Wahldistrikte und in die Schul- 
distrikte braucht nicht näher eingegangen zu werden, denn es sind 
keine organischen Gestaltungen mit einem eigentümlichen Leben. 

2) Die Towns oder Townships. Um so wichtiger sind die Towns, 
die sich in den Neu England Staaten so bewährt haben, dass sie von 
mehreren der sog. Mittelstaaten und den meisten westlichen Staaten 
adoptiert worden sind und in neuerer Zeit auch in den Südstaaten Ein- 
gang zu finden beginnen. Der Staat, resp. das County ist in Bezirke 
von gewöhnlich etwa 4 bis 6 Quadratmeilen eingeteilt, die den Namen 
Town oder Township führen und eine Gemeine (a body corporate) bil- 
den, deren Selbstverwaltung sich auf alle lokalen Angelegenheiten er- 
streckt und auf der breitesten demokratischen Basis ruht. Ueber die 
öffentlichen Angelegenheiten wird in der Volksversammlung (town mee- 
tmg) verhandelt und beschlossen und jeder Einwohner , der nach den 
Staatsgesetzen das Wahlrecht besitzt, ist stimmberechtigtes Mitglied 
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des toten meetmg. In dem Ausschreiben zu einem town meeting müssen 
alle Fragen, die auf demselben zur Verhandlung gelangen sollen, genau 
angegeben werden, damit Jedermann Zeit habe zu überlegen und sich 
eine Ansicht zu bilden. Abgehalten werden die Veraammlungen in der 
g rössten oder dem Mittelpunkt am nächsten gelegenen Ortschaft. Volk- 
reichere Towns haben wohl ein eigenes Gebäude für den Zweck, Toum 
Hau genannt; wo ein solches nicht existiert, pflegen die Kirche oder 
das Schulhaue als Versammlungeort zu dienen. Geleitet wird die Ver- 
sammlung von einem Vorsitzenden, der in den Neu England Staaten 
moderatar h eiset. Die Pflichten und Rechte der Town umfassen: Um- 
lage und Erhebung von Steuern auf Grundlage des von den Town be- 
amten festgestellten Schatzungswertes des Eigentums ; Bau und Unter- 
haltung der Strassen und Brücken; Polizei; Armenpflege; 
Schulwesen nach Massgabe der staatlichen Schalgesetze; Leitung 
aller Wahlen. Die Town-Beamten werden meist auf ein Jahr, in einigen 
Staaten aber auch auf längere Zeit gewählt (geheime Wahl). Dem 
Board of Commissioners der Countiea entspricht ein Board of Selectmen 
oder Trustees. Besonders hervorgehoben zu werden verdient, dass sie 
am Schlüsse des Jahres einen allgemeinen Rechenschaftsbericht ablegen 
und gleichzeitig einen Voranschlag der im kommenden Jahr zu machen- 
den Ausgaben vorlegen, der den Beschlüssen über die Umlagen als 
Basis dient. Mit der Umlage der Steuern ist ein Board of Assessors 
betraut, erhoben werden sie von einem Collector of Taxes und die 
Kassenverwaltung hat ein Treasurer. Die Selectmen sind häufig auch 
zu gleicher Zeit die Assessoren und Armenpfleger und dem Toum Clerk 
ist oft auch das Amt des Schatzmeisters übertragen. Das Amt des 
Clerk ist ein sehr wichtiges, da er nicht nur die Verhandlungen und 
Beschlüsse der Townversammlungen und der Selectmen protokolliert, 
sondern auch die Geburts-, Heirats- und Sterberegister zu führen hat. 
Den Schulangelegenheiten steht ein Schoöl Committee vor und die Be- 
amten , denen die Sorge für die Strassen übertragen ist, werden Sur- 
veyors oder Soad Masters genannt. Die Polizeibeamten heissen constabks. 
3) Städte. Im Jahre 1873 sagte ein namhafter und hochange- 
sehener Amerikaner : »Es ist nicht nur wahr, dass wir keinerlei Muni- 
zipalsystem geschaffen oder adoptiert haben, sondern es ist auch wahr, 
dass wir, die letzten zwei Jahre ausgenommen, nicht einmal das grosse 
Problem der Stadtregierung studiert , geschweige denn eine richtige 
Vorstellung von den Prinzipien und Methoden gewonnen haben , die 
am geeignetsten für die Regierung einer grossen Stadt sind . . . sicher- 
lich ist nichts in diesem Kontinent gleichzeitig in einer so gefährlichen 
und schmachvollen Verfassung ! )c Wenn überhaupt nicht von einem 
amerikanischen Munizipalsystem geredet werden kann, so ist es aber 
auch nicht wohl möglich, in einigen Zeilen eine richtige Skizze von 

1) D. B. $aton, Municipal Government, Journal of Social Science, 1873, p. 0, 
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der städtischen Regierung und Verwaltung zu entwerfen ; von einigen 
wenigen Thatsachen allgemeinsten Charakters abgesehen sind die Ver- 
schiedenheiten so sahireich und wesentlich , dass jede Generalisierung 
ausgeschlossen ist. Wohl oder übel beschränken wir uns auf einige 
allgemeine Bemerkungen vornehmlich historischer Natur, die znr Er- 
läuterung und Begründung der angeführten Behauptung dienen werden. 
Es empfiehlt sich dabei, besonders die grossen Städte ins Auge zu fassen, 
teils weil in ihnen die aus dem System wie aus der Systemlos! gkeit 
erwachsenen Ue beistände am schärfsten zu Tage getreten sind, teils 
weil sie es sind, die das Problem der Munizipalregierung zu einer Frage 
erster Ordnung machen. Die Keime zu den Mißständen, die in ihnen 
oft so üppig ausgewuchert sind, finden sich meistens auch in den Städten 
zweiten und dritten Banges. Haben sie sich in diesen nicht in Be- 
sorgnis erregender Weise entwickelt, so ist das nicht der Tugend der 
Einwohner zu danken, die — abgesehen von den über Nacht entstehen- 
den Bergwerks- und Eisen bahnstädten des fernen Westens — nirgends 
hoch über oder tief unter dem Durchschnittsniveau steht, sondern aller- 
lei zufälligen Umständen und namentlich der Thatsache, dass die Ent- 
wickelungsfähigkeit jener Keime in einem bestimmten Verhältnis zur 
Grösse der Kommune steht 

Der Unabhängigkeitskrieg und Beine allgemeinen politischen Kon- 
sequenzen änderten an den Munizipalverhältnissen im Grunde nichts. 
Die Städte lebten ruhig unter ihren königlichen Freibriefen 
fort. Erst im drittenJahrzehnt dieses Jahrhunderts begann sich ein 
Umschwung vorzubereiten und es war nicht nur zufälliger Weise, dass 
er zeitlich mit dem ersten grossen Aggressivstes* der Sklavenhalter- 
aristokratie in dem Kampf um Missouri zusammenfiel. Das Wachsen 
der Macht des Sklavenhalterinteresses und die Radikalisierung der 
Demokratie in den freien Staaten hielten gleichen Schritt und sie be- 
dingten einander zum Teil. Je weiter die Badikalisiernng der Demo- 
kratie fortschritt, desto mehr mussten die Staatsmänner den nur in 
den kleinen Künsten der Parteipolitik grossen Berufspolitikern und oft 
auch Demagogen des reinsten Wassers das Feld räumen, und je mehr 
das Volk für die Leitung durch Staatsmänner die Herrschaft dieser 
Berufspolitiker und Demagogen eintauschte, desto leichter fand es die 
Sklavokratie mit ihren Ansprüchen durchzudringen und darum förderte 
sie nach Kräften diese Entwickelung der Verhältnisse im Norden. Die 
Uebertragung der radikalen demokratischen Prinzipien auf das muni- 
zipale Leben ist aber die Pfahlwurzel gewesen, aus der alle die Uebel 
erwachsen sind, an denen das Regiment der Grossstädte je länger desto 
schwerer krankte, bis die Zustände in New-Tork geradezu ungeheuer- 
lich geworden waren und mit dem Sturz der dortigen Stadtregierung 
im Jahre 1870 die denkenden Leute ihre Aufmerksamkeit ernstlich 
dieser Frage zuzuwenden begannen. 



Digitized by LiOOQ IC 



A. Staatswissenschaftliches. 353 

Mas vergass, da» die Stadt der Neuzeit nur ein wirtschaftliches 
und soziales Gemeinwesen ist und nicht auch ein politisches wie die 
Stadt des Mittelalters. Da es keine allgemeine Städteordnung gab, 
sondern jede Stadt ihren besonderen Freibrief hatte und jeden Augen- 
blick besondere und jedes beliebige Verhältnis betreffende Gesetze für 
sie erlassen werden konnten '), fanden die Städte — und natürlich 
namentlich die grossen — oft Gelegenheit, sich immer neue Kompe- 
tenserweiternngen auf Kosten der Staatsgewalt zu erwirken *) , und 
gleichzeitig wurde die Lehre von dem Stimmrecht als einem natür- 
lichen Recht jedes volljährigen Mannes immer mehr auch zur Basis 
der munizipalen Institutionen gemacht. Der Bürgermeister 
(nayor), die Stadträte (aldermen) und die Stadtverordneten (cowncü oder 
common co%tncü) gingen ans direkten Volkswahlen hervor, in denen die 
Stimme des letzten Proletariers ebenso schwer wog wie die des grössten 
Kaufherrn. Wer die Massen, die wenig oder nichts zn den städtischen 
Lasten beitrugen, für eich zu gewinnen wusste, konnte den städtischen 
Säckel in seine Hände bekommen — ein Preis, der gross genug war, 
um die politischen Parteien zu reizen. Statt der komunalen Interessen 
wurde immer mehr der politische Parteistandpunkt massgebend für 
die städtischen Wahlen. Die häufige Wiederkehr der Wahlen — nicht 
selten jedes Jahr — bot die Möglichkeit, die politischen Gegensätze 
immer tiefer als Drachensaat in das kommunale Leben einzupflügen, 
während die nötige Stetigkeit mehr und mehr aus der städtischen 
Verwaltung versohwand und die Geschäftserfahrung der Beamteten 
immer dürftiger wurde. Die durch Ernennung zu besetzenden Aemter 
wurden, wie im Staat und in der Union, so auoh in den Städten als 
Spolien der siegreichen Partei behandelt, mit denen die verdienten 
Getreuen abgelohnt und neue arbeitende« und »praktische« Politiker 
angelockt wurden. Der Ernennungsmodus war oft ein solcher, dass 
Niemand recht für einen schlechten Beamten verantwortlich gemacht 
werden konnte und die Folge davon sowie des Spoliensystemes war, 
dass immer zweifelhafteres Volk die städtischen Aemter füllte. Nicht 
die Erfüllung der amtlichen Pflichten, sondern die politische Arbeit 
war die Hauptaufgabe, denn wer die Gunst der lokalen Parteichefs 
einbüsste, verlor auch das Amt, und die Gunst der Parteichefs hing 
davon ab, wie viel man für die Partei wert war. Der gewaschene und 



i) „There has been no greater legislative abäse, no more prolific source of frand, 
ptBage, and litlgation , than the acenmulation of special city and Tillaffe law». In 
Xew-York, tot example, in each of the four years suoceedlng 1867 the nomber and 
bolk of such laws enacted, hare, I think, exceeded all simllar leffislatlon in England 
äaee «he •nacönent of the general mnniclpal corporattons acte in 1836. In 1870, the 
legWatare of New- York passed thirty-nlne special laws for the city of Brooklyn 
■lone!" Eaton, p. 1*. 

J) „We have too mach snrrendered the sovereignty of the State« to the Claims 
of dttes and vlllages. M ib. p. 9. 
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ungewaschene Bezirkspolitiker (ward poHtician), dessen Hauptquartier 
irgend ein Schanklokal zu sein pflegte, schlag den Mann von Einsicht 
ond Gemein sinn vollständig ans dem Felde und die Stadtverwaltung 
entwickelte sich immer mehr zu einem wahren Rattenkönig von Dema- 
gogen aller Arten und aller Rangstufen, von dem Streber an, dem die 
städtische Politik nnr eine Leiter zu einer Rolle im Staat oder in der 
Union war, bis zu dem unersättlichen Dieb, den die erste Million nur 
um so heisser nach der zweiten verlangen Hess. Die besseren Elemente 
konnten entweder wirklich nicht dem wachsenden Unwesen steuern, 
oder sie verstanden die Sache nicht recht anzugreifen, oder sie machten 
auch nicht einmal einen ernsten Versuch zu einer durchgreifenden Re- 
form. Unstreitig ist es zum nicht geringen Teil dem hochgradigen 
Optimismus des amerikanischen Volkes zuzuschreiben, dass das Uebel 
solche Proportionen hat gewinnen können. Dazu kam die Wider Willig- 
keit , die tiefgewurzelte und liebgewonnene Ansicht aufzugeben , dass 
die Menschenrechte auch das Fundament der munizipalen Institutionen 
sein müssen. So lange die Verhältnisse noch viel schlimmer werden 
können, als sie sind, lassen die Amerikaner sich nicht leicht dazu bringen, 
sich umzudenken und mit Energie und nachhaltigem Ernst Reformen 
anzustreben, die im eigentlichen Sinne des WorteB wesentliche Aen- 
derungen bedingen. Allein die vornehmste Ursache war doch unfrag- 
lich, dass das Uebel dadurch , dass es alle Seiten des munizipalen Le- 
bens ergriffen und einen solchen Höhegrad erreicht, auch eine unge- 
heure Widerstandsfähigkeit erlangt hatte. Von welcher Seite her man 
auch den Angriff machen mochte, überall stiess man auf fast unüber- 
windliche Hindernisse. Wenn der Wahltag kam , hatten die Bürger 
in der Regel nur die Wahl zwischen zwei Uebeln. Während sie ihrem 
Beruf obgelegen hatten, war das Denken und Thun der Politiker das 
ganze Jahr hindurch auf diesen entscheidenden Tag gerichtet gewesen. 
Die Welt war verteilt, ehe der Bürger auf den Platz kam, d. h. die 
offiziellen Kandidatenlisten der Parteien waren aufgestellt und ihm 
blieb nur übrig, für die eine oder andere zu stimmen oder seine Stimme 
wegzuwerfen. Wer hätte die Zeit, die Lust und die Autorität gehabt, 
nicht nur unabhängig von den bestehenden Parteiorganisationen, son- 
dern in offenem Gegensatz zu ihnen den nach Tausenden oder Zehn- 
tausenden zählenden Haufen Einzelner zu sammeln, zu organisieren und 
zu einheitlichem Handeln zu bestimmen ! Der soziale, geistige und sitt- 
liche Zusammenhang der Bevölkerung war durch daß rapide Wachsen 
der Städte in Folge der modernen Verkehrsmittel und Produktionsver- 
hältnisse immer lockerer geworden und die Zersetzung des lebenskräf- 
tigen kommunalen Geistes, wie er in den stabilen Zeiten der einstigen 
Kleinbürger- und Bauernrepublik bestanden hatte, war weiter mächtig 
gefördert worden durch das massenhafte. Zuströmen von Europäern ver- 
schiedener Nationalität. Die Herrschaft war der Masse ausgeantwortet 
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worden nnd die Masse war eine aas allen Teilen des Landes und aus 
europäischen Ländern zusammengeflossenes und fluktuierendes Chaos, 
und ein nicht geringer Bruchteil nahm nicht den geringsten Anstoss 
an dem wüsten Regiment der Demagogen oder glaubte gar bei ihm 
seine Rechnung zu finden. Und war das Treiben so arg geworden, 
dass sich doch einmal die Majorität der anständigen and einsichtigeren 
Leute sammeln liess und ein Wahlsieg über die politischen Macher 
davongetragen wurde, so gewannen sie bald wieder das verlorene Ter- 
rain zurück, denn sie blieben beisammen und hielten die Hebel der 
politischen Maschinen in ihren Händen, der Bürger aber ging wieder 
seinen Geschäften nach und die Methode war unverändert geblieben, 
d. h. die letzten Ursachen, aus denen die Uebelstände entsprossen waren, 
hatte man ruhig fortbestehen lassen. Selbst die öffentliche Meinung 
wurde systematisch gefälscht, weil die herrschenden Politiker sich durch 
die Zuwendung der amtlichen Anzeigen einen Teil der Presse zu er- 
kaufen wossten. Die Parteiführer hintergingen die eigenen Parteien 
durch heimliche und korrupte Vereinbarungen über die Verteilung der 
Aemter und die Krone wurde dem ganzen Unwesen aufgesetzt, wenn 
ein zur Bande gehöriger erwählter Richter die frechen Spitzbubereien 
und die gemeinen Verbrechen ihrer Mitglieder deckte. — Ich habe diese 
Skizze absichtlich nach den Zuständen in New- York entworfen, weil 
die Schäden in dem kommunalen Leben der amerikanischen Grossstädte 
hier weitaus am krassesten zu Tage traten. Die anderen Städtebilder 
zeigten denselben Grundtypus, nur waren die Farbentöne mehr oder 
weniger abgeblasst und in vielen Städten dritter Ordnung verschwam- 
men und verschwimmen sie so weit in ein harmloses Grau, dass weniger 
helle Augen jenen gemeinschaftlichen Grundtypus überhaupt nicht mehr 
zu erkennen vermögen. New- York schien jedoch nicht nur deswegen 
das passendste Beispiel darzubieten, weil sich hier die typischen Züge 
am leichtesten erkennen lassen. In New- York wurde der Bogen von 
den Demagogen überspannt und die Katastrophe, die 1870 das Regi- 
ment der Führer von Tammany Hall ereilte, gab den Anstoss dazu, 
der Frage der Stadtregierungen mit nachhaltigem Ernst näher zu treten. 
Wohl waren schon früher von manchen Staaten und durch die 
eigene Initiative mancher Städte allerlei mehr oder minder tiefgreifende 
Reformen versucht und auch mit Erfolg durchgeführt worden, aber erst 
durch die Ereignisse in New- York kam eine allgemeine und eindring- 
ende Erörterung der in Betracht kommenden prinzipiellen Fragen in 
lebhaften Fluss und sie hat schon reiche Früchte getragen, wenn auch 
noch lange nicht Alles den berechtigten Wünschen entspricht oder 
auch nur den schlechthin notwendigen Anforderungen genügt. Man 
sucht die persönliche Verantwortlichkeit schärfer zu konzentrieren, 
stellt zu dem Behuf den Mayor unabhängiger und vereinigt die beiden 
gesetzgebenden Körper in einen; die Ernennung der Beamten wird 
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zweckmässiger geordnet und die wichtigsten Exekutivbeamten werden 
unter schärfere Eontrolle gestellt ; gewisse Departements — namentlich 
die Polizei und die Feuerwehr — sucht man vollständig den Einflüssen 
des Parteiregiments zu entziehen; dem Publikum werden neue und 
bessere Möglichkeiten geboten, das Thun und Lassen der städtischen 
Machthaber beständig zu überwachen; den Grundsätzen der »Beform 
des Zivildienstesc wird breitere Bahn gebrochen, das Unwesen der Spe- 
zialgesetzgebung für die Städte wird in engere Grenzen gedrängt und 
an die Stelle der speziellen Freibriefe treten nach und nach allge- 
meine Städteordnungen für die in Klassen eingeteilten Muni- 
zipalitäten. 

Wenn die kommunalen Zustände in den amerikanischen Groß- 
städten vielfach das dunkelste Bild in den öffentlichen Verhältnissen 
der Vereinigten Staaten waren und zum Teil noch sind, so hat mithin 
auf der anderen Seite doch auch die Entwickelang der letzten fünf- 
zehn Jahre gerade auf diesem Gebiet mannigfache Beweise von der 
grossen politischen Befähigung und dem hohen sittlichen Ernst des 
amerikanischen Volkes geliefert. Es tritt hier besonders scharf zu 
Tage, dass sich weder ein richtiges Verständnis der amerikanischen 
Verhältnisse gewinnen läset, noch eine billige Beurteilung derselben 
möglich ist , wenn man sie lediglich an sich, d. h. ohne Berücksichti- 
gung ihrer geschichtlichen Entwicklung betrachtet. Das kann nicht 
zu stark betont werden, obwohl der Satz bei seiner anerkannten All- 
gemeingültigkeit nur als eine banale Wahrheit erscheinen mag. Po- 
litisch und sozial sind die Vereinigten Staaten in allen wesentlichsten 
Hinsichten ein der europäischen Kulturwelt so gleichartiges Gemein- 
wesen, dass die Europäer fast immer in den Fehler verfallen, ihrer Be- 
urteilung der transatlantischen Zustände ohne weiteres einen Vergleich 
derselben mit den betreffenden europäischen Verhältnissen und Insti- 
tutionen zu Grunde zu legen und somit trotz der unbedingten Aner- 
kennung jenes Satzes thatsäohlich doch Amerika stets unter den fllr 
Europa massgebenden Gesichtswinkeln zu prüfen und kritisieren. Man 
weiss wohl alle die gleichfalls im eigentlichen Sinne des Wortes wesent- 
lichen Momente herzuzählen, die wiederum andererseits die Vereinigten 
Staaten politisch und sozial zu einem ganz eigenartigen Kulturgebilde 
gemacht haben und machen mussten , aber sie werden fast nie in der 
richtigen Weise und mit ihrem wahren Wert in die Rechnung einge- 
stellt , wenn es die Anwendung dieses theoretischen Wissens auf kon- 
krete Fragen gilt. Ein längeres Mitleben und Mitwirken ist wohl ein 
unbedingtes Erfordernis dafür, denn die Entwickelungsgeschichte der 
alten Welt bietet keine Analogien dar und darum kann nur an der 
Hand der tausend Einzelheiten des täglichen Lebens durch das un- 
mittelbare eigene Empfinden und Erfahren das volle Verständnis er- 
schlossen werden für das stetige und allseitige bestimmende Eingreifen 
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dieser der neuen Welt ganz eigentümlichen Faktoren, die in hohem 
Grade ihrer Entwickelung mit zwingender Gewalt sowohl die Ziele 
wie die zur Erreichung derselben einzuschlagenden Wege weisen, weil 
sie ihre positive Basis bilden. Je umfassender und eindringender aber 
die Kenntnis und das Verständnis der Bedingungen sind, unter denen 
die Vereinigten Staaten zu ihren gegenwärtigen politischen und sozialen 
Zuständen gelangt sind, desto überzeugter wird man , trotz aller noch 
so scharfen Kritik über Einzelheiten, sein Gesamturteil in das Wort 
zusammenfassen: in höherem Grade hat kein Volk alter oder neuer 
Zeit den Genius staatenbildender Kraft bekundet. 

B. Sozialpolitisches und Volkswirtschaftliches. 

Zum internationalen Arbei tersohutz. 

— e. Die internationale Arbeiterschatzgesetzgebung ist plötzlich in 
den Vordergrund der Aufmerksamkeit Westeuropas getreten. Das ist der 
im Februar 1890 mitten in der Wahlagitation erfolgten Initiative des 
Kaisers Wilhelm II. zu verdanken, welcher seinen Staatsrat und alsbald 
darauf im März 1890 eine internationale Konferenz zu Berlin mit dem 
Gegenstand befasst hat. Dabei ist jedoch nicht bloss das, was der 
preussische Staatsrat und die Berliner Konferenz geleistet und nicht 
geleistet haben, von Interesse, sondern auch das eigentümliche Eingreifen 
des Papsttums und der deutschen Geistlichkeit. Bedeutsam wird bei 
dieser Konjunktur ferner die von den Arbeiterparteien auf ihren Kon- 
gressen zu Paris im Juli 1889 voraus eingenommene Stellung zu der 
Frage; der Arbeiterschutz ist für einen erneuten Versuch internationaler 
Zusammenfassung des Proletariates als Anknüpfungspunkt benützt worden. 
Bezeichnen wir zunächst alle diese neuesten Thatsachen und knüpfen 
dann einige vorläufige Betrachtungen an dieselben an ! 

Die hervorragendsten Thatsachen sind die Beschlüsse der Berliner 
Konferenz; die Forderungen der Arbeiterparteien in Paris; die Kund- 
gebung des Papstes, deren Wirkung auf der Berliner Konferenz alsbald 
zu 'Tage getreten ist. 

I. Die Beschlüsse der Berliner Konferenz. 

Die Konferenz, welche vom 14. — 28. März stattfand, genehmigte die 
Resolutionen ihrer Ausschüsse. Zwar sind diese Beschlüsse laut »Reichs- 
anzeiger« amtlich nicht veröffentlicht. Doch ist ihrem Inhalt, soweit 
er ausseramtlioh in die Oeffentlichkeit gedrungen ist, auch nicht wider- 
sprochen worden; man wird daher das ausseramtlich gebotene Ma- 
terial ohne Bedenken benützen dürfen (das Schlussprotokoll ist seit 
Abfassung d. amtlich veröffentlicht) : 

Erstens: Der Ausschuss für Frauen- und Kinde r- 
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arbeit — hat das Ergebnis seiner Beratungen dahin formuliert, dass 
»es wünschenswert sei« : erstens die Nacht- und 8onntagsarbeit für Frames 
und Mädchen Ober 16 Jahre zu verbieten ; zweiten* die wirkliche Arbeit 
auf höchstens elf Stunden im Tage zu beschränken, und eine Ruhe- 
pause von mindestens 17» 8tunden dazwischenzulegen: drittens ver- 
heiratete Frauen erst vier Wochen nach ihrer Niederkunft zur Arbeit 
zuzulassen. Für gewisse. Industrien sollen Ausnahmen gestattet und für 
einzelne besonders ungesunde und gefährliche Beschäftigungsarten noch 
weitergehende Einschränkungen als die oben angeführten zulässig sein. 

Bei der Diskussion aber Nachtarbeit giengen die Meinungen sehr 
auseinander; dreizehn Delegationen waren für Ausschluss der Nacht- 
arbeit bei Mädchen von 16 bis 21 Jahren , Spanien enthielt sich der 
Abstimmung, während Belgien und Luxemburg erst nach gewissen Ein- 
schränkungen zustimmten. Für den Ausschluss der Nachtarbeit bei 
Frauen über 21 Jahren stimmten sieben Staaten: Deutschland, Oester- 
reich, Dänemark, Grossbritannien, Niederlande, Schweden und Schweiz. 
Mit Nein stimmten sechs : Belgien, Spanien , Frankreich, 
Ungarn, Italien und Portugal. 

Ebenso erfolgte die Abstimmung über die Arbeitsdauer der 
Frauen und Mädchen erst unter manchen abweichenden Meinungs- 
äusserungen. Ungarn, Frankreich, England und Portugal stimmten für 
den lOstündigen Arbeitstag; Belgien, Spanien und die Schweiz ent- 
hielten sich der Abstimmung, während Deutschland, Österreich, Däne- 
mark, Italien, Luxemburg, Niederlande, Schweden und Norwegen für 
die längere Zeit stimmten. Die Vorschläge über die Frauenarbeit nach 
der Niederkunft und über die Arbeit bei ungesunder Beschäftigung 
wurden einstimmig angenommen. 

Ueber Kinderarbeit wurde folgendes festgesetzt. Es ist wünschens- 
wert, dass Kinder beider Geschlechter, welche ein bestimmtes Alter 
noch nicht erreicht haben, von der Arbeit in industriellen Etablissements 
ausgeschlossen werden. Diese Altersgrenze ist auf 12 Jahre festzusetzen, 
mit Ausnahme der südlichen Länder, wo sie 10 Jahre betragen darf. 
Diese Altersgrenze soll ohne Unterschied für jedes industrielle Unter- 
nehmen gelten; Ausnahmen sind nicht gestattet. Die Kinder müssen 
vor dem Eintritt in die Fabrik der Schulpflicht genügt haben. Kinder 
unter dem vollendeten vierzehnten Lebensjahr dürfen weder Nachts 
noch Sonntags arbeiten. Die wirkliche Arbeitszeit rar Kinder darf nicht 
länger als sechs Stunden, mit einer halbstündigen Ruhepause dauern. 
Ausserdem müssen alle Kinder von jeder gesundheitsgefahrlichen Be- 
schäftigung ferngehalten werden, oder dürfen sie doch nur dann ver- 
wendet werden, wenn ganz besondere Schutzvorrichtungen getroffen sind. 

Aehnlich lauten die Beschlüsse über die jugendlichen Arbeiter. 
Es wird empfohlen, die jugendlichen Arbeiter beider Geschlechter zwischen 
14 und 16 Jahren weder Sonntags noch Nachts arbeiten zu lassen, und 
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dafür zu sorgen, dass ihre wirkliche Arbeitszeit 10 Standen am Tage 
nicht übersteigt, wobei eine Ruhepause von IV2 Stunden eingeführt 
werden soll. Für gewisse Industrien sollen auch hier Ausnahmen ge- 
stattet sein) wie auch bei ungesunden Beschäftigungsarten Ein- 
schränkungen geboten sind. Ferner empfiehlt sich, für Knaben von 
16 bis 18 Jahren Schutzbestimmungen hinsichtlich des Maximalarbeits- 
tages, der Nachtarbeit, der Sonntagsarbeit und der speziellen Sicherung 
bei gesundheitsgefährlicher Arbeit zu treffen. Auch hier zeigten sich 
viele Meinungsverschiedenheiten. Bei der Altersgrenze trat be- 
sonders der dänische Vertreter Bramsen dafür ein, dass das Alter für 
alle Arten der Industrie dasselbe sein soll. In der Frage der Schul- 
pflicht trat Schweden sofort auf den Boden der zuletzt gefassten Be- 
schlüsse, Belgien und Holland aber enthielten sich der 
Abstimmung, weil dieFrage beiihnen, wokein Schul- 
zwang bestehe, zu viel Kontroversen anregen würde. 

Zweitens: Der andere Ausschuss, für Bergwerke, 
welcher zuerst Berichte über die Bergwerksverhältnisse entgegennahm, 
beriet über drei Fragen: 

Die erste lautete: Soll Kindern unter einem gewissen Alter 
und Personen weiblichen Geschlechts die Grubenarbeit verboten sein? 
Zweitens soll der Arbeitstag in gesundheitsschädlichen 
Gruben abgekürzt werden? Drittens: kann man im öffentlichen 
Interesse, um die Kontinuität der Kohlenförderung zu sichern, die Gruben- 
arbeit einer internationalen Reglementierung unterwerfen? Zuletzt 
sah man von der Formulierung bestimmter Beschlüsse ab und einigte 
sich nur, als Beantwortung dieser drei Fragen einige Wünsche auf- 
zustellen. In der ersten Frage wünscht man , dass die Altersgrenze, 
unter welcher Kindern die Zulassung zur unterirdischen Arbeit ver- 
boten sein soll, auf das 14. Lebensjahr, in südlichen Ländern auf das 
12. festgesetzt werde und dass die Arbeit unter der Erde für Frauen 
verboten sein soll. In der Frage der Abkürzung der Arbeitszeit in ge- 
sundheitsgefährliohen Bäumen der Bergwerke drückte man 
den Wunsch aus, die Arbeit zu beschränken für den Fall, dass es der 
Bergwerkswissenschaft nicht gelingen sollte, alle schädlichen Einflüsse 
fernzuhalten; dabei sollte es jedem Lande überlassen bleiben, wie es 
dieses Ergebnis herbeiführen will, sei es auf legislativen oder adniini- 
stativen Wegen oder auf Grund einer Verständigung zwischen Arbeit- 
gebern und Arbeitern, wie es den Grundsätzen und der Praxis des 
Landes entspricht. Der dritte Punkt betreffend die Regelung der 
Kohlenförderung auf Grund nationaler Vereinbarung gab 
bei der Schwierigkeit des Gegenstandes Anlass zu manchen Debatten. 
Schliesslich einigte man sich zur Formulierung ungefähr folgenden 
Wunsches: es sei zu wünschen, dass die Sicherheit des Arbeiters und 
die Unschädlichkeit der Arbeiten durch alle Mittel, welche die Wissen- 
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■chaft bietet, gefordert und unter Aufsicht des Staates gestellt werden; 
ferner dass die technische Befähigung der Ingenieure, welche die För- 
derung leiten, staatlicherseits festgestellt werde. Drittens sollen die 
Beziehungen zwischen Arbeitern und Arbeitgebern, respektive den In- 
genienren die engsten und direktesten sein, damit zwischen beiden 
Faktoren Vertrauen und gegenseitige Achtung Platz greife. Viertens 
wird gewünscht, dass die Hilfs- und Sicherheitseinrichtungen, wie sie 
auch in jedem Lande organisiert sein mögen, so viel wie möglich ver- 
vollkommnet werden, namentlich alle Einrichtungen, welche bestimmt 
sind, den Arbeiter gegen Krankheit, Unfälle, vorzeitige Invalidität zu 
schützen, gegen Alter und Tod zn versichern, kurz alle Einrichtungen, 
welche geeignet sind, die Lage des Bergarbeiters zu bessern und ihn 
an seinen Beruf zu fesseln. Zum Schluss beriet man die Mittel , um 
Strike8 zu verhindern und die Kohlenförderung stets auf dem gleichen 
Quantum zu halten und stellte fest, dass das beste Mittel zur Strike- 
verhütung darin bestehe, dass die Arbeitgeber und Arbeitnehmer in allen 
den Fallen bereit sind, sich der Entscheidung eines Schiedsgerichts 
zu unterwerfen, wo eine direkte Verständigung unmöglich erscheine. 

Die Exekutiv- und Kontrollevorschläge bezüglich des 
internationalen Arbeitersohutses. 

Die deutschen Vertreter machten folgende Vorschläge: I. Für 
den Fall, dass die Regierungen die von der Konferenz gefassten Be- 
schlüsse thatsächlich einführen wollten , sind folgende Massregeln 
unerlässlich : 1) Die Ausführung der Konferenzbeschlüsse muss von 
einer genügenden Anzahl Fachbeamten überwacht werden. Dieselben 
werden ad hoc ernannt und müssen sowohl von den Eigentümern 
wie von den Arbeitern ganz unabhängig sein. 2) Die Beobachtungen 
dieser Fachbeamteu über die Ausführung der Beschlüsse werden in 
einem jährlichen Bericht zusammengefaßt und veröffentlicht. 3) Die 
beteiligten Regierungen werden in bestimmten Zeitabschnitten, nach 
noch zu treffenden Vereinbarungen , statistische Erhebungen Über die 
beratenen Fragen vornehmen. 4) Die beteiligten Staaten werden 
unausgesetzt untereinander austauschen : a. die gesetzlich oder admini- 
strativ getroffenen Vorkehrungen zur Ausführung der Beschlüsse, b. die 
jährlichen Berichte der Aufsichtsbeamten , c die statistischen Erhe- 
bungen. IL Es ist wünschenswert, dass in noch zu bestimmenden Zeit- 
abschnitten die Delegierten der beteiligten Staaten sich versammeln, 
um die in der Praxis gesammelten Beobachtungen auszutauschen und 
die Konferenzbesohlüsse eventuell zu ändern oder zu vervollkommnen. — 
Dagegen schlug der Schweiz. Vertreter vor : Es ist nicht nur wün- 
schenswert, sondern notwendig, Massregeln für die Ausführung zu treffen. 
Das Einfachste und Angebrachteste wäre die Gründung eines beson- 
deren Amtes, eines Zentralamts, um Auskunft zu erteilen 
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und die reg el massige Veröffentlichung der statisti- 
schen Berichte, sowie die künftigen Konferenzen zu erleichtern. 

— Die Vertreter Englands verwahrten sich aufs entschiedenste gegen 
diesen Antrag. Es sei unmöglich, in diesem Faohe alle einzelstaatliohen 
Gesetzgebungen durch eine internationale zu ersetzen. England habe 
seine Beteiligung an der Konferenz nur bewilligt unter der Bedingung, 
dass eine solche Eventualität ausgeschlossen sei. Selbst wenn die eng- 
lischen Staatsmänner geneigt wären, einer internationalen Regulierung 
der Arbeit zuzustimmen, wären sie dazu nicht befugt, sie konnten un- 
möglich ihre industriellen Gesetze denen einer fremden Macht preis- 
geben. Dagegen seien die Vorschläge der deutschen Vertreter mit 
einigen Veränderungen annehmbar. — Der Vertreter Oestreiohs 
schlug vor, den Antrag der Deutschen in folgendem Sinne zu verän- 
dern: Die Ueberwachung der Ausführung der Konferensbesohlüsse sei 
jedem Lande zu überlassen und keine fremde Einmischung sei zulässig. 

— Die Vertreter Belgiens und Italiens fanden den Austausch 
der gesamten Jahresberichte der überwachenden Beamten bedenklich 
und zogen einen nur teilweisen Austausch vor. — Die Vertreter der 
Niederlande fügten noch hinzu, dass ihre Minister verpflichtet 
seien, diese bei ihnen schon eingeführten Berichte, sei es ausführlich, 
sei es teilweise, den Generalstaaten vorzulegen, und dass es ihnen un- 
möglich sei, fremden Regierungen mehr davon mitzuteilen, als ihrer 
eigenen Nationalvertretung. — Jules Simon hatte keine wesentlichen 
Einwendungen gegen die Anträge der Deutschen zu machen, um so 
weniger als in Frankreich die amtliche Ueberwachung schon ein- 
geführt sei. Die französischen Vertreter hätten jedoch die Weisung, 
sich jeder Abstimmung zu enthalten, welche mittelbar oder unmittel- 
bar den Beschlüssen der Konferenz einen ausführenden Charakter ver- 
leihen konnte, und daher blieben sie dem deutschen Antrag gegenüber 
neutral; Tolain setzte noch hinzu, dass die französische Regierung 
die Konferenz ausschliesslich als eine Untersuchung über die Lage der 
Arbeit in den vertretenen Ländern und über die dort in Betreff dieser 
Frage herrschende Meinung betrachte. Die Regierung habe, wenigstens 
vorläufig, durchaus nicht die Absicht gehabt, in der Konfe- 
renz eine Veranlassung zu einer internationalen Ver- 
einbarung zu sehen. Das Schlussprotokoll werde der franzOs. Re- 
gierung vorgelegt werden, welche dann sehen wird, ob es geeignet sei, 
besondere diplomatische Verhandlungen einzuleiten. — Die dänischen 
und luxemburgischen Vertreter stimmten den Anträgen unbe- 
dingt bei. — Die deutschen Vertreter erwiderten, dass bei anderen Ge- 
legenheiten, z. B. bei der Vereinbarung gegen die Reblaus, die Re- 
gierungen keinen Anstoss daran genommen haben, die gesamten Be- 
richte auszutauschen , dass sie aber gerne bereit seien, die vorgeschla- 
genen Aenderungetf anzunehmen. Nach der Abstimmung hob der Be- 

Zeitsehr. t Staataw. 1890. II. Heft. 24 
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rieht erBtatter Ellena (Ital.) mit besonderer Genugthuong noch hervor, 
dass die Arbeiten der Kommission zu einem fast einstimmigen Ergebnis 
geführt hätten, und schrieb dies hauptsächlich dem versöhnenden Ein- 
fluss und der einsichtigen Leitung des Fürstbischofs Kopp zu. Da die 
Bemühungen der Konferenz nur dazu führen sollten, alle beteiligten 
Staaten in Einem Gedanken zu vereinigen, so sei bemerkenswert, dass 
die Vertreter Frankreichs, obechon sie sich der Abstimmung enthalten, 
doch persönlich zugestimmt haben. Dies sei ein gutes Vorzeichen für 
das Gelingen des edlen, durch Kaiser Wilhelm eingeleiteten Werkes, 
und man könne die Zuversicht hegen, dass die Konferenz von 1890 der 
Gesittung und dem Weltfrieden einen grossen Dienst geleistet habe. 

Im Schlussprotokoll der Konferenz sind die endlichen Be- 
schlüsse bezüglich der Ausführung wie folgt angegeben: 1. Frage: 
8ollen Bestimmungen über die Ausführung der zu vereinbarenden Vorschrif- 
ten und deren Ueberwachung getroffen werden ? Beschluss: Im Falle 
die Regierungen den Arbeiten der Konferenz Folge geben, empfehlen 
sich die nachstehenden Bestimmungen : Die Durchführung der in jedem 
Staate mit bezug auf die Gegenstände der Konferenzberatung getroffenen 
Massnahmen soll durch eine ausreichende Zahl besonders geeigneter 
und von der Regierung des betreffenden Landes ernannter Funktionäre 
überwacht werden, die von den Arbeitgebern und den Arbeitnehmern 
gleich unabhängig sein sollen. Die von den verschiedenen Staaten ver- 
öffentlichten jährlichen Berichte dieser Funktionäre sollen von jedem 
derselben den anderen Regierungen mitgeteilt werden. Jeder dieser 
Staaten soll periodisch und, soweit möglich, in ähnlicher Form, sta- 
tistische Erhebungen über die in den Beratungen der Konferenz be- 
handelten Fragen vornehmen. Die teilnehmenden Staaten sollen unter 
einander sowohl diese statistischen Nachweisungen, als auch den Text 
aller Bestimmungen austauschen, die auf dem Wege der Gesetzgebung 
oder der Verwaltung getroffen, sich auf Fragen beziehen, welche in 
der Konferenz behandelt sind. — 2. Frage : Sollen wiederholte Konfer- 
enzen von Vertretern der beiteiligten Regierungen abgehalten werden, 
und welche Aufgaben sollen ihnen gestellt werden ? Beschluss: Es 
ist wünschenswert, dass die Beratungen der teilnehmenden Staaten sich 
wiederholen zum Zwecke der gegenseitigen Mitteilungen der Beobach- 
tungen, welche bei der Ausführung der Beschlüsse der gegenwärtigen 
Konferenz gemacht worden sind, und um zu prüfen, ob Abänderungen 
oder Ergänzungen der letzteren wünschenswert sind. 

II. Aus den Pariser Sosialistenkongressen vom Juli 1889« 

Die Beratungen der zwei ans Anlass der Weltausstellung stattgehabten 
Kongresse lassen die vorläufigen Forderungen des demokratischen Sozia- 
lismus in Hinsicht auf Arbeiter schütz und auf Parteiorganisa- 
tion hiefür erkennen. Bei Vergleichung der von ihnen gestellten Arbeiter- 
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schutz-Forderungen mit den oben mitgeteilten Resolutionen der inter- 
nationalen Konferenz, wird man sofort wahrnehmen, wie weit entere 
über letztere hinausgesehen. 

Im Eongress der Marxisten (Sozialdemokraten) sohlug laut 
glaubwürdigen Zeitungsberichten (andere Quellen kennen wir nicht) 
H. Bebel eine Resolution vor, in welcher er einen achtstündigen Normal- 
arbeitstag, gänzliches Verbot der industriellen Einderarbeit, Ausdehnung 
der Fabrikinspektion auf die Hausindustrie, eine Statistik der Arbeiter- 
verhaltnisse, Erweiterung des Koalitionsrechts u. s. w. verlangte. Die 
Arbeiterklasse müsse ihre Organisation und ihre Kampfmittel vervoll- 
ständigen, um die auf dem internationalen Arbeiterkongresse gefassten 
Beschlüsse in Thaten verwandeln zu können. Auch die internationale 
Organisation müsse mehr und mehr befestigt werden, damit der nächste 
internationale Eongress die Möglichkeit eines leichteren und erfolg- 
reicheren Arbeitens gewähre. 

Der Possibilistenkongress hat am 18. Juli ähnliche Be- 
schlüsse gefasflt wie der Kongress der Marxisten. Der Possibilistenkongress 
fordert : 1) achtstündige Arbeitszeit als Maximum, durch inter- 
nationale Gesetzgebung zu regeln. 2) Einen freien Tag 
jede Woche. 3) Abschaffung der Nachtarbeit für Männer und Frauen 
nach Möglichkeit, für Kinder vollständig. 4) Doppelte Bezahlung und 
Beschränkung aller Extraarbeit auf 4 Stunden innerhalb 24 Stunden. 
5) Allgemeine technische und gewerbliche Erziehung. 6) Untersagung 
aller Arbeit für Kinder unter 14 Jahren. Ueberwachung der Arbeit bei 
Kindern unter 18 Jahren. 7) Verantwortlichkeit der Arbeitgeber bei 
Unglücksfällen. 8) Einsetzung von Arbeitsinspektoren, die von Arbeitern 
gewählt und vom Staate besoldet würden. 9) Arbeiterwerkstätten mit 
staatlicher oder Gemeindeunterstützung. 10) Regelung der Gefangenen- 
arbeit und Ausnutzung derselben zum Besten des Staats. 11) Fest- 
setzung eines Mindestlohnes durch Gewerbekammern auf Grund der 
Existenzbedingungen des Landes. 12) Niemand darf für geringeren 
Lohn als den festgesetzten Mindestlohn arbeiten. 13) Abschaffung aller 
die Ajrbeitsfreiheit beschränkenden Gesetze. 14) Für die Frauen bei 
gleicher Arbeit auch gleichen Lohn. 

In der Sitzung der Possibilisten vom 19. Juli 1889 gelangte zur 
Behandlung der zweite Punkt des Programm es: >die praktischsten 
Mittel zur Herstellung ständiger Beziehungen zwischen 
den Arbeiter-Organisationen aller Länder, ohne deren Autonomie zn be- 
schränken^ Jm Namen der englischen »Sozialdemokratischen Föderation c, 
welche bisher den Trades Unions feindlich gegenüber gestanden hat, 
erklärte Hyndman, dass sie für ein definitives Einvernehmen mit den 
Trades Unions sowie mit den Sozialisten anderer Länder seien, allein 
sie wollten keinen beständigen kontrollierenden Rat, welcher an einem 
und demselben Orte sitze. Diener Rat würde seine Autorität bald miss- 
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brauchen, um die nationale Autonomie der anderen Sozialisten zu be- 
schranken und er würde bald eine »Clique« werden. »Beeilen wir uns, 
die grosse internationale Allianz abzuschliessen, welche es endlich 
den Arbeitern aller Länder gestatten wird, von 
dem Qrund und Boden, den Maschinen und den Trans- 
portmitteln Besitz zu ergreife nc. Im Namen der Trades- 
Unionisten beglückwünschte der englische Delegierte Cowper Herrn 
Hyndman und bedauerte nur, dass er diesen Ansichten nicht früher 
in London Ausdruck gegeben habe. Eine Verständigung wäre längst 
erzielt, denn alle Trades - Unionisten tadelten ihr parlamentarisches 
Komitee, dessen reaktionäre Haltung bedauerlich sei. Die Trades-Unio- 
nisten sind die wahren Sozialisten, denn sie haben auf ihrem lotsten 
jährlichen Kongress die Sozialisation des Bodens und der Minen be- 
schlossen«. — Sodann verlangte der spanische Delegierte die Errichtung 
eines Zentral-Eor respondenzbureau, während der Dele- 
gierte der englischen Glaser ein Bureau für Statistik und Ueber- 
setzung errichtet zu sehen wünscht. Zum Sohluss gelangte ein An- 
trag des Pariser Gemeinderats Lavy zur Annahme. Derselbe lautet: 
»Der Kongress verharrt auf dem Prinzip , dass jede Nationalität 
am besten die politische und soziale Taktik bestimmen kann, welche 
sie befolgen soll. Im Hinblick auf eine internationale Korrespondenz 
wird in jedem Lande für die Syndikatskammern ein internationales 
Korrespondenzbureau errichtet werden. Ein ähnliches Bureau wird durch 
die sozialistischen Parteien in jeder Gegend geschaffen werden. Diese 
Komitees versammeln sich alle drei Monate, oder öfter, wenn es nötig 
ist, um zu korrespondieren und sich zu verständigen.« Vom 1. Mai 1890 
an soll in drei Sprachen ein internationales Organ »der achtstündige 
Arbeitstag« erscheinen, wenn die Blätter richtig berichtet haben. 

DI. Die Antwort des Papstes an Kaiser Wilhelm II. 
betr. die Berliner Konferenz. 

Bei der Wichtigkeit der Stellung der katholischen Kirche zur 
internationalen Sozialpolitik teilen wir das fragliche Schreiben (in der 
Uebersetzung der »Frkf.Ztg.« aus dem Französischen) wörtlich mit: 

»Majestät, Wir danken Ew. Majestät für das Schreiben, welches 
Sie an uns zu richten geruht haben, um uns für die internationale Kon- 
ferenz zu interessieren, die im Begriffe steht, in Berlin zusammenzutreten, 
und zwar zu dem Zwecke, die Mittel behufs Verbesserung der Lage der 
arbeitenden Klassen zu suchen. — Es ist uns vor allem angenehm, Ew. 
Majestät zu beglückwünschen, dass Sie sich eine so edle, einer ernst- 
haften Aufmerksamkeit so würdige Angelegenheit am Herzen liegen 
Hessen, eine Angelegenheit, welche die ganze Welt interessiert. Diese 
Angelegenheit hat übrigens nicht aufgehört, uns selbst zu beschäftigen, 
und das von Ew. Majestät unternommene Werk entspricht einem unserer 
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heissesten Wünsche. Bereits in der Vergangenheit haben wir, wie Sie 
sich erinnern werden, unsere Gedanken Aber diesen Gegenstand kund- 
gegeben, und mit unserem Worte haben wir zu gunsten dieses Gegen- 
standes die Unterweisung der katholischen Kirche geltend gemacht, 
als deren Leiter wir bei einer spateren Gelegenheit auch auf diese 
Unterweisung hinwiesen. Damit aber dieses schwierige und wichtige 
Problem nach allen Regeln der Gerechtigkeit gelöst, sowie die berech- 
tigten Interessen der arbeitenden Klassen in gebührender Weise gewahrt 
würden, haben wir Allen und Jedem mit Einschluss der Regierungen 
die ihnen obliegenden Pflichten und besonderen Obliegenheiten klarge- 
legt. — Ohne jeden Zweifel wird die vereinigte Aktion der Regierungen 
mächtig zur Erreichung eines so ersehnten Zieles beitragen. Die Ueber- 
einstimmung der Ansichten und der Gesetzgebungen, insoweit wenigstens 
eine solche durch die verschiedenen Bedingungen der Orte und der 
Lander gestaltet wird, wird geeignet sein, in hohem Masse die Frage 
einer billigen Lösung naher zu führen. Auch können wir nur im hohen 
Grade alle Beratungen der Konferenz unterstützen, welche darauf ab- 
zielen werden, die Lage der Arbeiter zu heben, wie z. B. eine Ver- 
teilung der Arbeit, welche in besserem Verhältnisse steht zu den Kräften, 
dem Alter und dem Geschlechte eines Jeden; die Sonntagsruhe und im 
allgemeinen alles, was verhindern wird, dass man 
den Arbeiter wie ein gewöhnliches Instrument aus- 
beutet {exploite comme un vü Instrument) ohne Rücksicht für 
seine Würde als Mensch, für seine Moralität, für 
seinen häuBlichenHerd. — Es wird jedoch Ew. Majestät nicht 
entgangen sein, dass die glückliche Lösung einer so ernsten Frage ausser 
der klugen Intervention der Zivilbehörde die starke Mitwirkung der 
Religion und die wohlthätige Aktion der Kirche erheischt. Das religiöse 
Gefühl ist in der That allein fähig, den Gesetzen ihre Wirksamkeit zu 
sichern, und das Evangelium ist das einzige Buch, in welchem sich ver- 
zeichnet finden die Prinzipien der wahren Justiz, die Grundsätze der 
wechselseitigen Liebe, die alle Menschen vereinigen soll, als Kinder 
desselben Vaters und Mitglieder derselben Familie. — Die Religion 
wird so den Arbeitgeber lehren, in dem Arbeiter die menschliche Würde 
zu ehren und ihn mit Gerechtigkeit und Billigkeit zu behandeln; sie 
wird dem Gewissen des Arbeiters das Gefühl der Pflicht und Treue 
einprägen, sie wird ihn sittlich, nüchtern und ehrbar machen. Weil 
sie die religiösen Grundsätze aus dem Gesicht verloren, vernachlässigt, 
verkannt hatte, sieht die Gesellschaft sich bis in ihre Grundlagen er- 
schüttert; sie zurückzurufen und wieder aufzurichten, ist das einzige 
Mittel, der Gesellschaft die Grundlagen wiederzugeben und ihr Friede, 
Ordnung und Wohlergehen zu verbürgen. Es ist aber die Aufgabe der 
Kirche, in der ganzen Welt diese Grundsätze und Doktrinen zu 
lehren. Ihr kommt es somit zu, in der Lösung der sozialen Frage einen 
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tiefen and befruchtenden Einfluss zu üben. Diesen Einfluss haben wir 
geübt und üben wir speziell zu Gunsten der arbeitenden Klassen. Die 
Bischöfe und Pfarrer werden, unterstützt von ihren 
Hil f sgeistlichen, in gleichem Sinne in ihren Sprengein 
vorgehen; und wir hoffen , dass der heilsame Einfluss der Kirche, 
weit entfernt davon, durch die Staatsgewalt gehindert zu werden, in 
Zukunft Hilfe und Schutz finden wird. Zum Bürgen dafür haben wir 
einerseits das Interesse, welches die Regierungen dieser ernsten Frage 
widmen und andererseits den wohlwollenden Aufruf, den Ew. Majestät 
an uns gerichtet hat. — Inzwischen bringen wir die innigsten Wünsche 
dar, dass die Arbeiten der Konferenz fruchtbar und wohlthfttig sein 
mögen und der allgemeinen Erwartung entsprechen. Und ehe wir dies 
Schreiben endigen, wollen wir hier die Genugthuung zum Ausdruck 
bringen, die wir empfanden, als wir erfuhren, dass Ew. Majestät den 
Fürstbischof von Breslau Kopp, eingeladen haben, an der Konferenz 
als Ihr Delegierter teilzunehmen; er wird sich zuverlässig von dem 
Zeichen hohen Vertrauens, das ihm Ew. Majestät bei dieser Gelegenheit 
geben, hoch geehrt finden. — »Schliesslich drücken wir Ew. Majestät 
mit lebhaftester Befriedigung die aufrichtigsten Wünsche aus, die wir 
für Ihr Wohlergehen und für das der kaiserlichen Familie haben«. — 
Aus dem Vatikan, den 14. März 1890. (gez.) Leo P. P. XIIL 

Dies die Thatsachen des neuesten Standes der Arbeiterschutzfrage! 

Zu welchem Urteile veranlassen dieselben? 

Auf einen oberflächlich ersten Blick zu einem Urteile des Zweifels 
und des Bedenkens! Das industrielle Europa in Konferenz! Der deutsche 
Kaiser! Der Papst! Daneben der Sozialismus allen dreien nach Zeit und 
Umfang der erhobenen Ansprüche weit mehr als um eine Pferdelänge 
voraus — was soll da herauskommen? Das Horoskop für das, was 
sich daraus ergeben wird, lässt sich in der That von niemanden mit 
Sicherheit stellen. Muss denn aber aller Erfolg ausbleiben oder ist der 
volle Misserfolg auch nur wahrscheinlich? Ist es verwunderlich, daas 
eine europäische Staatenkonferenz, Kaiser und Papst bei einem Gegen- 
stand zusammentreffen, welchen der internationale Sozialismus kurz 
zuvor auf die Tagesordnung Beiner Kongresse gesetzt hat? Wir möchten 
dies überhaupt nicht, jedenfalls nicht vorweg bejahen. Allerdings fehlt 
das Material der Staatsrats- und Konferenzprotokolle für eine sichere 
Verwertung dessen, was von den thatsächlichen Vorgängen schon be- 
kannt ist. Allein eine Betrachtung der Dinge, welche mit bescheidenem 
Vorbehalt jener besseren Informationen angestellt wird, die aus ge- 
dachten Protokollen zu schöpfen sein mögen, führt doch nicht zn einer 
pessimistischen Wettervoraussage für dieses erste Stück internationaler 
Sozialpolitik. 

Der Pessimismus kommt von entgegengesetzten Seiten. Die Einen 
fürchten, dass die Initiative des Kaisers weiter in die unbekannten 
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Tiefen sozialer Neuerung hineinführen werde, als man schon Boden 
sehen könne. Andere sind dagegen der Meinung, dass man — nach 
den Eonferensbesohlfissen zu urteilen — dem, was die Arbeiterparteien 
mit Recht verlangen, doch nicht gerecht werden wolle. Wie stellt sich 
beiden Ansichten gegenüber die wirkliche Sachlage dar? 

Die erstere Befürchtung fand sohon im Wortlaut der Kaiser-Erlasse 
und der Einladung an Europa zur Berliner Konferenz einen 'festen Grund 
nicht. Die kaiserlichen Kundgebungen waren sehr vorsichtig und gaben 
sich bei ihrer Bücksicht auf dasjenige, was mit Rücksicht auf das 
Gleichgewicht der internationalen Industriekonkurrenz zunächst mög- 
lich sein werde, nicht im Geringsten Illusionen und überschwanglichen 
Hoffnungen hin. Weit starker erhielt der Uneingeweihte den Eindruck, 
als ob die Einladung zur Konferenz bei aufrichtigstem Willen des 
deutschen Kaisers das praktisch Mögliche an international gleichmäß- 
igem Abeiterschutz zu erreichen, taktlich den Zweck verfolge, Europa 
zu dem Bekenntnis dessen, was es in der Sache könne und wolle, vor 
aller Welt Ohren zu veranlassen. Wir wenigstens mussten in erster 
Linie ein die deutsche Politik von Ueberforderungen entlastendes hie 
BhoduSj hie sdUa! in der Konferenzberufung nach ihrer diplomatischen 
Seite erblicken. Ob diese Ansicht richtig ist oder nicht, so wird man 
angesichts der Konferenzbeschlüsse desto bestimmter behaupten dürfen, 
dass die Initiative des Kaisers von Deutschland das Einlenken auf eine 
Bahn international oder national überstürzender Sozialpolitik nioht im 
Geringsten bedeutet. Die Bourgeoisie wenigstens kann in dieser Hin- 
sicht völlig ruhig sein, was den Inhalt gedachter Beschlüsse, und wahr- 
scheinlich auch, was die zu gewärtigenden Vorlagen bezüglich der No- 
vellen zur deutschen Gewerbeordnung im Sinne der Konferenzbeschlüsse 
betrifft. Vergleicht man die Artikel 135 bis 139 der deutschen Ge- 
werbeordnung mit den Mehrheitsbeschlüssen der jüngsten Berliner Kon- 
ferenz, so ist bei aller Wertschätzung der über unsere Gewerbeordnung 
hinaustreibenden Anläufe in bezug auf Frauen- Jugend- und Nacht- 
arbeit nichts zu bemerken, was auch nur von ferne als Überstürzter 
Fortschritt erscheinen könnte. Wenn daher Deutschland, wie zu er- 
warten, allen weitergehenden Mehrheits forderungen der Konferenz 
demnächst vollständig Folge geben wird — mit der vier- statt drei- 
wöchentlichen Schonung der Wöchnerinnen, mit der Sonntagsarbeit der 
Frauen und Mädchen, mit den Arbeitstagsbestimmungen für die Frauen, 
kindlichen und jugendlichen Arbeiter, mit den Einschränkungen der 
Nachtarbeit, — so wird damit nichts in unser Gewerberecht eingeführt 
werden , was radikal wäre , auch nichts , was die internationale Kon- 
kurrenzfähigkeit der deutschen Industrie in irgend erheblichem Masse 
beschweren würde. Deutschland ist vielleicht eher zu sehr als zu wenig 
ängstlich für seine Industrie gewesen, als es sich dem zehnstündigen 
Arbeitstag für Frauen und jugendliche Arbeiter, wie ihn andere Kul- 
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turstaaten zugegeben haben, nicht anschloss, sondern mit angstlicheren 
Staaten vorläufig den eilfstfindigen Arbeitstag vertreten zu sollen glaubte. 
Der zehnstündige Arbeitstag ist übrigens, wie es scheint, in preussischen 
Milit&rwerkst&tten und seitdem in den wQrttembergischen Eisenbahn - 
Werkstätten, (vielleicht auch anderswo) eingeführt worden und es ist 
wahrscheinlich, dass derselbe wenigstens für schwerere Arbeit den Auf- 
fassungen der kaiserlichen Sozialpolitik entspricht. Wenn auf denselben 
gleichwohl vorläufig Verzicht geleistet ist, so beweist dies jedenfalls, 
dass man eine Politik sozialpolitischer Abenteuer zu fürchten keinerlei 
Grund hat. 

Enttäuscht, beziehungsweise in ihrer entgegengesetzten Befürchtung 
gerechtfertigt, sind diejenigen, welche von der Konferenz sofort die Er- 
füllung alles desjenigen wünschten, was ihnen an den Arbeiterschutzfor- 
derungen der Sozialdemokratie nur noch irgendwie gerechtfertigt erscheint. 

Die Berliner Konferenzen haben keinen bindenden Arbeiterschutzver- 
trag gebracht ; ihre Beschlüsse haben Nichts, was die Staaten völkerrecht- 
lich verpflichten würde, sie »wünschen« bloss. Die Konferenz war ein 
internationaler Kongress von lediglich moralischem Gewichte und von 
ähnlichen Privat-Kongressen, wie sie in jedem Spätsommer stattzufinden 
pflegen, erscheint sie nur dadurch verschieden, dass die Mitglieder 
Entsendete der Regierungen und Eingeladene des Kaisers von Deutsch- 
land gewesen sind. Die Veröffentlichung der Protokolle wird dem- 
nächst zeigen, ob für die Zukunft rechtlich Bindendes beabsichtigt 
ist. Wahrscheinlich wird dies nicht der Fall sein. 

Die Beschlüsse der Konferenz haben keine internationale Exekutdv- 
organisatioD vorgesehen. 

Die Beschlüsse der Konferenz sind sehr zurückhaltend auch in be- 
zug auf den materiellen Inhalt international gleichmässigen Arbeiter- 
schutzrechtes. 

Von gleichartigen Bestimmungen in bezug auf den Schutz von 
Gesundheit und Leben der Arbeiter und von Gewähren einer in dieser 
Hinsicht ausreichenden Fabrikinspektion ist nichts wahrzunehmen. Eben- 
sowenig von einem allgemeinen Maximaiarbeitstag und von einem all- 
gemeinen Arbeitsruhetag für alle , — nicht bloss die weiblichen und 
jugendlichen — Arbeiter. Als Arbeitstag für Frauen und jugendliche 
Arbeiter ist nicht einmal die zehnstündige Arbeitsdauer empfohlen 
worden. Sonntags- und Nachtarbeit sind nicht der allgemeinen Be- 
schränkung für alle Arbeitergattungen empfohlen. Die Begrenzung 
und Mehrvergfltung der Ueberarbeit ist nioht berührt. In Beziehung 
auf die Bergwerksarbeit ist es allem Anschein nach nur zu frommen 
und sehr allgemeinen Wünschen gekommen. 

Daher sind die Idealisten der Arbeitersohutsgesetzgebung — von ihrem 
Standpunkte aus mit Recht — enttäuscht und unzufrieden ; ein par- 
turiunt montes scheint ihnen auf den Lippen zu schweben und der Kon- 
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trast zwischen dem, was Europa, Kaiser und Papst bieten, und Je- 
nem , was die Sozialdemokraten acht Monate vorher verlangt haben, 
erscheint ihnen grell. 

Sind darum die Berliner Konferenzbeschlüsse bedeutungslos? Hat 
die deutsche Sozialpolitik ein Fiasko erlebt? Man wird dies bis auf 
Weiteres nicht behaupten dürfen. 

Schon die Thatsache, dass die Konferenz nur »Wünschec ausge- 
sprochen, nicht Schutzvertrage formuliert hat, ist als ein vorläufiges 
kritisches Ergebnis! von Bedeutung. Sie dürfte eine umsichtige 
Erwägung dessen , was auf diesem Gebiete formell möglich ist , einzu- 
leiten geeignet sein. Die Konferenz hat ergeben, dass gerade England, 
Frankreich, Italien und Oesterreich-U. widerstreben. Vielleicht wird ein- 
mal bindendes Völkerrecht über Arbeiterschutz möglich. Vorlaufig sind 
die Schwierigkeiten gesichert gleichmäßiger Handhabung eines solchen 
sicherlich schwer zu überwinden, wenn man nicht eine ungeheuer grosse 
Reibungsflache für internationale Konflikte herstellen will. Die ver- 
waltungsstrengen Staaten hatten am meisten Anfechtung zu befürchten 
und am wenigsten Reciprozitat zu erwarten. Wahrscheinlich wird bis 
auf Weiteres nur Gleichmassigkeit des nationalen Arbeiterschutzes 
zwischen den verschiedenen Staaten unter dem Drang und unter der 
Kontrolle international verbundener Arbeiter- und Arbeitgeberverbande 
praktisch zu erreichen sein. 

Allein auch das positive Ergebnis wird nioht vorweg zu ver- 
werfen, das Zusammenstehen der weltlichen und der geistlichen Gewalten 
nicht zu unterschätzen sein. 

Schon die Hauptthatsache fallt schwer ins Gewicht Von jener starken, 
dennoch verfassungsstaatlichen Monarchie, welche hierzu vorzüglich be- 
rufen war, ist die Forderung international gleichmassiger Regelung des 
Arbeiterschutzes auf die Tagesordnung einer förmlichen Staatenkon- 
ferenz gesetzt worden ; bisher hatte sich in der Sache kein Stützpunkt 
für praktische Anrassung der Fragen vom Gesichtspunkt des inter- 
nationalen Rechtes und des internationalen Konkurrenzgleichgewichtes 
gefunden. Die moralische Mitwirkung des Papstes hierzu ist bei dem 
Einfluss dieser internationalen Macht Über Millionen Herzen von nicht 
zu unterschätzendem Werte. Ein anderer internationaler Einfluss, der 
Kongress der Arbeiterparteien der verschiedenen Nationen, wird dabei 
antreibend mitgewirkt haben und wird wohl auoh künftig auf Wieder- 
holung fruchtbarer Staatenkonferenzen hindrängen. Die römische Kirche 
und die internationale Vereinigung der nationalen Arbeiterparteien 
führen und treiben, so verschieden ihre Wege sind, zum selben Ziele. 

Einen zweiten Erfolg kann man in dem moral. Zwange erblicken, 
welchen die Konferenzbesohlüsse auf die nationale Arbeiterschutzgesetz- 
gebung der einzelnen Staaten ausüben werden. Jene Staaten, deren 
Vertreter den Mehrheitsbeschlüssen zustimmten, werden im Wege der 
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nationalen Gesetzgebung mehr oder weniger, früher oder später den 
Beschlössen Folge geben , soweit sie den Inhalt derselben nicht schon 
in das positive Recht übergeführt haben, and ihr Vorgang wird auch 
die Staaten der verneinenden Stimmen moralisch zur Nachfolge nötigen. 
Es wird — so darf man wenigstens lebhaft hoffen — ein nicht unbe- 
deutendes Stück international gleichmässigeu ArbeiterschutzrechteB 
nationalrechtlich erreicht werden. Das ist viel ! So lange internationale 
Exekutivorgane für die Ueberwachung völkerrechtlich bindender Arbeiter- 
schutz vertrage sich nicht finden lassen, ist schon jede Gleichm&asigkeit 
der nationalen Arbeiterschutzgesetzgebung und Arbeiterschatzverwaltung 
von Bedeutung. Schrittweite können alle Staaten immer weiter gehen, 
bis das praktisch Mögliche ganz erreicht ist, ohne das internationale 
Konkurrenzgleichgewicht für ihre Industrien zu stören. Sind auch 
internationale Exekutiv- und Eontrollorgane für absehbare Zeit oder für 
immer nicht möglich, so können die christlichen Kirchen einer-, die ver- 
schiedenen nationalen Arbeiter- und Arbeitgeberverbände andererseits dem 
Arbeiterschutze anhaltenden und starken Nachdruck immerfort geben. 

Die Sache des Arbeiterschutzes überhaupt und des international 
gleichmässigeu Arbeiterschutzes insbesondere wird aber noch in einer 
weiteren Hinsicht durch die stattgehabte Konferenz gewonnen haben. 
Die Protokolle werden wohl den vollen und genauen Nachweis darüber 
bringen , auf welcher Seite die Hauptwiderstände gegen die einzelnen 
Massnahmen liegen und wie sie zu Überwinden sind« Man darf gerade 
in dieser Hinsicht der Veröffentlichung der Protokolle mit besonderem 
Interesse entgegensehen. Kennt man einmal amtlich genau die Gründe 
und die Träger dieser Widerstände, so werden die letzteren viel erfolg- 
reicher angefasst und rascher überwunden werden können. Wiederum 
kann gerade der internationale Einfluss der christlichen Kirchen, wenn 
sie es dauernd nioht bloss auf die Sabbathheiligung , sondern darauf 
abgesehen haben, »die Behandlung des Arbeiters als eines gemeinen Pro- 
duktionswerkzeugesc zu hindern und mit ihren Waffen und Mitteln zu 
verfolgen, als ein recht wirksamer Träger des Fortschrittes auf diesem 
Gebiete sich bewähren können und er wird — Herr von Gossler bietet 
so eben auch die protestantische Kirche Preussens auf — auch die 
übrigen Kirchen und humanitären Vereinigungen bald zur Seite haben. 
Die Arbeiterpartei jeder Nation kann die in ihrem Lande vorliegenden 
Hindernisse im Hinweis auf andere Nationen sicher bekämpfen und, 
indem dies in jedem Lande geschieht, muss die thatsächlich internatio- 
nale Gleichmäßigkeit des Arbeiterschutzrechtes gewinnen. 

Die positive Weiterbildung des Rechtes über Frauen- und Kinder-, 
Sonntags- und Nachtarbeit, wie sie in den »Beschlüssen« der Berliner 
Konferenz empfohlen ist, darf ebenfalls nicht gering angeschlagen 
werden, weil grosse Vorsicht dabei obgewaltet hat. Weiteres ist nioht 
ausgeschlossen. 
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Die Grundforderung der Pariser Kongresse, der achtstündige Arbeits- 
tag hat allerdings, wie zu erwarten war, auf der Konferenz Annahme 
nicht gefunden. Der achtstündige Arbeitstag ist aber nicht einmal in 
England zur Zeit schon die Forderung aller dortigen Arbeiterparteien 
und die praktische Sozialpolitik kann ruhig der Diskussion der nächsten 
Jahrzehnte über das Haupt verlangen der Pariser Arbeiterkongresse 
entgegensehen. 

Der kurze Normalarbeitstag bildet denjenigen Punkt, bei welchem 
einseitiges Vorgehen einer Nation, deren Konkurrenzfähigkeit auf dem 
Weltmarkt am meisten zu gefährden vermag. Man wird daher gerade 
in dieser Hinsicht den Protokollen mit besonderer Neugierde entgegen- 
sehen dürfen, um zu erfahren, ob und wie die einzelnen Staaten die 
Ablehnung des allgemeinen Maximalarbeitstages und eines solchen auch 
von nur 10 Stunden für alle Arbeiter begründet haben ; nur Österreich 
scheint einen solchen vertreten zu haben. Gewiss stehen der allgemein 
gleichen Feststellung der Tagesarbeitshöchstdauer schon national, ge- 
schweige international bedeutende Schwierigkeiten entgegen, auf welche 
zurückzukommen die nächsten Jahrgänge dieser Zeitschrift Veranlassung 
genug haben werden. Angesichts der Schwierigkeiten begreift man 
voraus die grosse Zurückhaltung der Berliner Konferenz in dieser Frage. 
Allein zur Lösung drängt sie doch, dafür wird die in Paris beschlossene 
Agitation des radikalen Sozialismus für den »internationalen achtstün- 
digen Arbeitstage sorgen. 

Wahrscheinlich wird die letztere Forderung, wenn sie so gemeint 
ist, dass jeder Industriearbeiter oder gar jeder Arbeiter überhaupt, 
welchem Arbeitszweige er angehöre, ob er harte oder leichte Arbeit 
leiste, in der ganzen Welt acht Stunden höchstens arbeiten solle, d.h. 
dass acht Stunden den allgemeinen M a x i m a larbeitstag ausmachen 
sollen, mit ihrem Erfolg selbst von den praktischen Arbeiterparteien Eng- 
lands als im weiten Felde stehend angesehen werden. Immerhin sollte 
man ihrer Erörterung ruhig entgegensehen, obwohl sie von der inter- 
nationalen Agitation der Sozialisten auf die politische Tagesordnung 
zu bringen gesucht wird. 

Die Forderung verfolgt bekanntlich vom Arbeiterinteresse aus zwei 
Hauptziele : den Schutz gegen Ueberarbeitung und eine für die Arbeiter 
günstige Rückwirkung auf die Lohnbildung, bezw. auf den berechtigten 
menschenwürdigen Lebensgenuss. Nach beiden Seiten ist die Forderung 
nicht überhaupt abzuweisen. Schutz gegen Ueberarbeitung wird Jeder- 
man als ein billiges, im Interesse der Industrie selbst liegendes Ver- 
langen anerkennen müssen. Es fragt sich nur, ob und wie viel die 
Staaten einzeln oder vereint durch Gesetzgebung und Verwaltung in 
dieser Frage thun können, ob nicht die Arbeiterverbände einerseits und 
die Arbeitgeberverbände andererseits gruppenweise — höchstens inner- 
halb eines allgemeinen für alle Erwerbszweige gleichen oder für ver- 
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schiedene Industrien besonderen Landes-Maximalarbeitstages — auch 
die Tagesarbeitsdauer für sich regulieren sollen. 
Ueber diese Frage werden noch viele Erörterungen stattfinden. Man 
bleibe weiterer Belehrung zugänglioh. Bis auf weiteres aber ist und bleibt, 
wird angenommen werden dürfen, dass unterhalb einer die Ueberarbeitung 
abschneidenden Tagesarbeitshöchstdauer die Normierung der Arbeits- 
dauer den Vertretungen der Arbeiter und der Arbeitgeberverbände über- 
lassen bleiben sollte. Wir sehen aber gar keinen Grund zu besonderer 
Furcht davor, dass der Arbeitstag von den Arbeiterparteien der ver- 
schiedenen Nationen gemeinsam agitiert wird. Es kann darüber zu 
Ausständen kommen, wie schon bis jetzt; aber durch die internationale 
gemeinsame Agitation kann die Gefahr doch kaum grösser werden, 
namentlich, nachdem — was nicht ausbleiben kann — auch die Ar- 
beitgeber zu nationalen Arbeitgeberparteien mit periodischen interna- 
tionalen Besprechungen gelangt sein werden. Es liegt gerade da das 
feste Mass in den Dingen selbst. Die Arbeiter aller Nationen und 
aller Erwerbsgattungen sind darin einig und werden stets darin einig 
bleiben, unterhalb der Ueberarbeitungsgrenze nicht den Höchstbetrag 
freier Zeit, sondern den Höchstbetrag an Lohn im ebenbürtigen Ver- 
tragskampfe mit dem Kapital zu erreichen. Mit oder ohne Streiker- 
fahrungen hierüber wird man bald auch von Seite der Arbeiterwelt 
nüchtern vorwärts gehen, besonders dann, wenn die Arbeiter- und die 
Arbeitgeberparteien aller Nationen die Sache in die Hand nehmen. 
Der im Possibilistenkongress zu Paris vertretene Standpunkt der Eng- 
länder Hyndham und Cowper wird solche Fragen einer »Clique« auf die 
Dauer entziehen. Die Regelung des wirklichen Arbeitstages wird in 
verschiedenen Industrieen und Ländern wahrscheinlich verschieden aus- 
fallen. Die Dauer der Tagesarbeit wird für besonders harte Arbeit 
auch ausserhalb Englands, wo für einzelne Kohlendistrikte der Arbeite- 
tag jetzt schon geringer ist (vrgl. Heft I Miszellen) , selbst unter acht 
Stunden des Tages herabgehen können. 

Die demnächste Diskussion des »allgemeinen«, »internationalen« 
Achtstundenarbeitstages wird also mit der Sozialdemokratie] in aller 
Ruhe eingegangen werden können. Die Frage wird nicht so sehr durch 
Staat oder Kirche, sondern entscheidend durch die ordentliche Begeg- 
nung der organisierten Arbeiter- und Arbeitgeber- Verbindungen praktisch 
gelöst werden. Die internationale Berührung der nationalen Verbind- 
ungen beider Klassen in dieser Frage wird dabei sehr nützlich sein können. 

Vermutlich werden weiteren Konferenzen europäischer Staaten in 
Fragen des Arbeiterschutzes später einmal nicht bloss internationale 
Arbeiter-, sondern auch internationale Arbeitgeber-Kongresse Anhalts- 
punkte und Antriebe geben. Die bunte Mischung der Vertreter inter- 
nationalen Arbeiterschutzes, die heute auffallt, kann noch zunehmen, 
ohne dass die Wirkung für die gute Sache abnehmen muss. 
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O. Köbner. Die Methode der letaten französischen Boden- 
be wertung. Ein Beitrag zum Katasterproblem. Staatsw. Studien tos 
L. Elster. III. Bd. 2. Heft. Jena 1889. H. Fischer. 77 8. 

Verfasser teilt seine Schrift in folgende 4 Abschnitte : I. Die E n t- 
wickelnng der Bodenbewertungs-Methoden inFrank- 
reich. Das Ergänzungsverhältnis zwischen Katas- 
ter und summ arisch er Erhebungen. IL Die sogenannte 
»direkte Bewertung! in der neuen Erhebung. Deren 
Stellung zum Produktions- und zum Verkehrswerte. 
III. Die Verkehrsakten-Durchsichtungen (rentilations). 
Kaufwert und Pachtwert. IV. Die praktische Ver- 
wendbarkeit derErhebungund ihre bis her ige Nie ht- 
verwendung. 

In dem ersten Abschnitt beschreibt Verf« die verschiedenen, in 
ihrer Gesamtheit sehr kostspieligen Versuche, welche in Frankreich 
yon 1789 bis zur Gegenwart gemacht worden sind, um zu einer, sowohl 
den Ansprüchen ausgleichender Gerechtigkeit wie dem staatlichen Zweoke 
der Besteuerung einigermassen genügenden Katastrierung des Bodens 
zu gelangen. Der neueste Versuch dieser Art ist am 1. Januar 1883 
zum Abechluss gelangt; seine Besprechung und Beurteilung bildet den 
Hauptinhalt der vorliegenden Schrift. Hier kann auf eine Darstellung 
der jüngst in Frankreich angewendeten Methode der Bodenbewertung 
nicht eingegangen werden; nur so viel sei bemerkt, dass dabei that- 
sächlioh der Verkehrswert und nicht der Ertrags- (Produktions-) Wert 
der Grundstücke ausschlaggebend gewesen ist und dass man den Ver- 
kehrswert, vorzugsweise auf Grund der Pachtpreise ermittelt hat. Verf. 
vertritt dabei mit Recht die Ansicht, dass der Pachtwert der Grund- 
stücke in seinem näheren Verhältnis zu dem Produktionswert stehe, 
als der Kaufwert, oder m. a. W., dass der Reinertrag der Grundstücke 
mit grösserer Sicherheit aus den Pachtpreisen als aus den Kaufpreisen 
festgestellt werden können. 

Im letzten Abschnitt begründet der Verf. die von Anderen be- 
kämpfte Meinung, dass die neueste Bodenwertsermittlung in Frankreich 
trotz mancher Mängel doch Vorzüge genug habe, um bei der Repar- 
ation der Grundsteuer Verwendung zu finden und bedauert, dass man 
in Folge des Widerspruches des französischen Senates auf diese Ver- 
wendung habe Verzicht leisten müssen. 
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Ref. kann das Studium der vorliegenden Schrift nur empfehlen ; 
dieselbe bietet nicht bloss ein zusammengedrängtes, aber anschauliches 
Bild von der in Frankreich geübten Methode der Bodenbewertung, son- 
dern auch wertvolles Material für die Entscheidung prinzipieller Fragen 
auf dem Gebiete der schwierigen Ermittlung des Reinertrages des land- 
wirtschaftlich benutzten Bodens. Th. Freiherr von der Goltz. 



J. B. Lambl. Die Grundrente als Zweck aller Landwirt- 
schaft und Viehzucht. 2. fast unveränderte Ausg. Prag 1888. 169 8. 

Vorliegende Schrift stellt lediglich eine neue Titelauflage der bereits 
im Jahre 1880 erschienenen gleichnamigen Schrift desselben Verfassers 
dar ; nur am Schluss ist noch ein ans wenigen 8eiten bestehender Nach- 
trag hinzugefügt. Lambl sucht nachzuweisen, dass es nicht allein 
zweck 1 08, sondern auch unstatthaft sei, für die in den landwirtschaft- 
lichen Betrieb erzeugten und wieder verbrauchten nicht marktgängigen 
Produkte, wie z. B. Stalldünger, Heu, Stroh n. s. w. einen Geldwert 
zu ermitteln und bei landw. Veranschlagungen in Anwendung zu bringen. 
Dass ihm dieser Beweis gelungen wäre, kann nicht behauptet werden. 
Für die Feststellung des Reinertrages von Landgütern, bezw. für die 
Feststellung von deren Grundrente ist jene Geldwertsermittelung über- 
haupt nicht nötig, und was Lambl hierüber sagt, ist ein Kampf mit 
Windmühlen. Von der eigentlichen Bedeutung der zahlreichen sonstigen 
Veranschlagungen, welche in der Landwirtschaft, bezüglich der einzelnen 
Betriebsmittel und Betriebszweige durchaus nötig sind, wenn man zu 
einem sicheren Urteil über die Zweckmässigkeit der getroffenen oder 
noch zu treffenden Einrichtungen gelangen will, scheint der Verf. nur 
eine sehr unklare Vorstellung zu besitzen. Den Mangel an sachlichen 
Gründen und den Mangel eines tieferen Eingehens auf die behandelten, 
allerdings nicht ganz leicht zu lösenden Fragen sucht er durch Leiden- 
schaftlichkeit der Polemik auszugleichen oder zu ersetzen. 

Dr. Freiherr von der Goltz. 



Gustav Marchet, 1848—1888. Ein Bückblick auf die Ent- 
wickeln g der österreichischen Agrarverwaltung. Wien 1889. 
Verlag von Fricke. 101 8. 

Verf. gibt in der vorliegenden Schrift einen kurzgefaßten, aber in- 
haltreichen Ueberblick über dasjenige, was während der 40 ersten Be- 
gierungsjahre des Kaisers Franz Joseph auf dem Gebiete der Agrarge- 
setzgebung und Agrarverwaltung in Oesterreich geleistet worden ist. 
Er erörtert die in dieser Periode stattgehabte Grundentlastung, die 
Aufhebung des Jagdrechtes auf fremdem Boden, die Beschränkung des 
Forst- und des Bergreg&les, die Einführung der Freiteilbarkeit der Güter 
sowie der Eommassation (Zusammenlegung) der Grundstücke; ferner die 
Errichtung des Aokerbauministeriums , die Entwickelung des landw. 
Yerein8wesens 9 die neuen Gesetze über das Grundbuchwesen, Über landw. 
Meliorationen, über Feld- und Vogelschutz u. s. w. ; endlich das Steuer- 
und Kreditwesen, soweit dasselbe auf die Landwirtschaft Bezug hat. 
Allen denjenigen, welche über die grossen Veränderungen, die auf 
agrarpolitischem Gebiete innerhalb der letzten 40 Jahre in Oesterreich 
stattgefunden haben , sich ohne tieferes Eingehen auf Einseinheiten 
orientieren wollen, wird die Schrift des Verf. ein willkommenes Hilfs- 
mittel darbieten. Th. Frhr. von der Goltz. 
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Zu den Fflrstenrechten. 



Von Freiherr L. t. Borch. 

I. Zu* Reichsgewalt and der Landeshoheit 

Es ist allgemein bekannt, dass schon unter den Karo- 
lingern, durch die Einführung des Lehenwesens, die frühere 
Heerespflicht aufgegeben 1 ), und, infolge der Immunitäts- 
Verleihungen, die einheitliche Gewalt der Gerichtsbarkeit ge- 
fährdet wurde *). Besonders scharf ist die Bestätigung der 
Landeshoheit •), durch Eonig Heinrich VII. und Kaiser Fried- 
rich IL verurteilt worden, und man hat, infolge der dadurch 
entstandenen Unabhängigkeit der einzelnen Gebiete, die An- 
sicht ausgesprochen : dass die mittelalterliche Verfassung über- 
haupt einer gedeihlichen Verbesserung und Entwickelung un- 

1) Dr. O. Gierke, Untersuchungen rar deutschen Staats- and Rechte- 
geschichte, B. L, Dr. A. ßaldamus, das Heerwesen anter den späteren 
Karolingern, 8. 81—89: an Stelle des früheren Dienstes aller Freien, 
ohne Röcksicht auf Besitz, sondern nur durch Treueid gebunden, war 
Güterverleihung die Bedingung der Heerespflicht geworden; belehnte 
Vasallen, and Dienstmannen, bildeten nun die Bestandteile des Reichs- 



2) Dr. Th. Henner, die herzogliche Gewalt der Bischöfe Ton Wirz- 
tnrg, 8.58: Immunität (ursprünglich in der Hauptsache nur Zollfreiheit) 
sxniasste seit dem 9. Jahrhundert auch Befreiung vom Heeresdienst und 
die Ausübung eigener Gerichtsbarkeit. 

3) L Böhmer, Begerta impem, zum 1. Mai 1231, Mm. Qerm. Uges, 
iL, 291 zum Jahr 1232. 

Zetttchr. I 8Uatsw. 1890. in. Heft. 25 
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fähig gewesen sei, weshalb die neueren Staaten zu den Ein- 
richtungen der Eonige der Merovinger zurückkehren mussten 1 ). 

Ein anderer Gelehrter hat behauptet, der Dämon des Parti- 
kularismus sei das Wesen der deutschen Rechtsordnung ge- 
wesen, gelangt aber zu dem folgenden, seltsamen Ausspruche, 
nach welchem doch gerade von den einzelnen Staaten 
das Verlangen nach Einheit ausgieng *) : »Die Errichtung des 
Reichskammergerichts und die Abfassung jener peinlichen Ge- 
richtsordnung Karls V., welche von Karl V. nichts als den 
Namen hat, sind insofern mittelbar den Türken zu verdanken, 
als diese den Habsburgern jene heilsame Angst einjagten, die 
notig war, um sie für die betreffenden Forderungen der Reichs- 
stände geschmeidig zu machent. 

Es kann nicht meine Absicht sein, den ganzen Umfang 
der Macht zu erörtern, der dem Reich über Heer- und Ge- 
richtswesen — nach der Bestätigung der Landeshoheit — noch 
geblieben war: nur einige, weniger beachtete Grundregeln 
mochte ich hervorheben. 

Es ist der Satz aufgestellt worden ') : 

»Bannleihe durch das Reich giebt die Gewalt, Gerichts- 
leihe das Recht zu richten, dort wird Hulde ohne Mannschaft, 
hier Hulde mit Mannschaft geleistet«. So richtig und allge- 
mein giltig es sein dürfte, dass für die Bannleihe nicht Heeres- 
pflicht geleistet wurde, so wenig kann ich zugeben, dass die 
letztere regelmässig mit der Gerichtsleihe verbunden war. 
Einige Beispiele werden das Gegenteil erkennen lassen. 

Es ist vor allem zu berücksichtigen, wem die Gerichts- 
barkeit verliehen wurde. Der Boden der Grafschaft Hennegau 
war z. B. ursprünglich freies Eigen, als aber den Inhabern 
vom Reich das Grafenrecht — volle Gerichtsbarkeit — ver- 
liehen wurde, entstand dadurch noch kein Dienstverhältnis: 
denn die Grafen übertrugen ihr Land, um das Jahr 1070, dem 

1) P. v. Both, Feudalitflt und Unterthanenverbaud, Schluss der 
Einleitung. 

2) H. Brunner, die Rechtseinheit, S. 4 und 8. 10. 

3) Dr. H. Brunner, das gerichtliche Exemtionarecht der Babenberger, 
Sitzungsberichte der Kais. Akademie der Wissenschaften, 1864,8.316—317. 
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Bistum Lüttich als Lehen 1 ). Dies würde aber doch unmög- 
lich gewesen sein, wenn Hennegau schon zur Stellung von 
Mannschaft an das Reich verpflichtet gewesen wäre. 

Ebenso ist schon früher vermutet, dass Burg Wernigerode 
und Zugehör durch Immunitäts- Bewilligung von der sie um- 
schliessenden Grafschaftsgewalt von Begenstein befreit sein 
musste, weil zu keiner Zeit eine solche Amtshandlung dort 
nachweisbar ist: und doch übertrug Graf Eonrad v. Wernige- 
rode am 20. November 1268 sein kleines Gebiet als Lehen 
an Brandenburg *). Von einer Genehmigung ist nirgends die 
Rede, die aber nicht fehlen könnte, wenn Wernigerode für die 
eigene Gerichtsbarkeit schon dienstpflichtig gewesen wäre. 
Freilich ist die Immunität nicht mehr nachweisbar, allein bei 
den vielen Streitigkeiten um die Grafschaft zu Regenstein 
würden gewiss auch Ansprüche auf die Gerichtsbarkeit über 
Wernigerode von den Weifen gemacht sein : man fürchtete 
also wohl die ursprünglich so hohe Strafe für Verletzung von 
Immunitat 8 ), deren einstige Verleihung noch bekannt war. 
Uebrigens ist das Recht zu richten, nach meiner Ansicht, auch 
noch aus anderen Gründen zu beweisen. Zunächst würde die 
Familie, wie dies feststeht 4 ), nicht schon den Amtstitel un- 
unterbrochen seit 18. Oktober 1121 nach Wernigerode 
geführt haben, während sie in entfernter Gegend bis zum 
Jahre 1272 unbestritten eine Grafschaft besass *). Sodann ist, 



1)1. Ficker, vom ß ei chefürster stand S. 111, der aber diese Verleih- 
ung der Gerichtsbarkeit doch ein Reichslehen nennt. 

2) Q. Bode (Staatsanwalt): Geschichte der Grafschaft v. Wernige- 
rode nnd ihrer Grafschaft! in der Zeitschrift des Harzvereins, B. IV, 
& 380-882. 

8) Dr. Th. Sichel, die Mundbriefe, Immunitäten und Privilegien 
der ersten Karolinger bis zum Jahre 840, in den Sitzungsberichten der 
Kais. Akademie der Wissenschaften, 1864, 8. 240, weist nach den Ge- 
•etzetellen darauf hin : dass Verletzung der Immunität immer eine Strafe 
von 600 Schillingen nach sich zog, während die Verletzung jeder königl. 
Vorschrift (nach S. 247) nur mit 60 S. geahndet wurde. Auch in den 
Landfrieden waren die Strafen bis zum 13. Jahrhundert sehr hoch. 

4) Q. Bode, a. a. O., S. 5. 

5) G. Bode, a. a. O., 8. 350 ff. 

25* 
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wenigstens seit dem Jahre 1239, im Harzgebiet auch schon 
ein Vogt {advocatus) des Grafen Oebhard Wernigerode be- 
kannt 1 ). Endlich aber würde die Selbstübertragung an Bran- 
denburg, im Jahre 1268, ganz ungehörig gewesen sein, sie 
hätte im Gericht vollzogen werden müssen, wenn die Grafen 
nicht unabhängig gewesen wären. 

Ein drittes freies Eigen, dem schon längst die niedere 
Gerichtsbarkeit verliehen sein musste, weil im Jahre 1336 
unmittelbar vom Reich nur die Malefiz-Obrigkeit gegeben wurde, 
und 1350 alle Freiheiten bestätigt werden, war die, den Edel- 
herrn v. Abensberg gehörige, Burg Randek: und doch ver- 
pflichteten sich diese 1394 »den Herzogen von Bayernt 
mit dem Orte gewärtig zu sein *). Dies wäre aber doch ebenso 
wenig möglich gewesen, wie die erwähnte Selbstübertragung 
von Hennegau an Lüttich und von Wernigerode an Branden- 
burg: wenn die Verleihung der Gerichtsbarkeit regelmässig 
die Stellung von Mannschaft nach sich gezogen hätte. 

Von meinen Beispielen ist nun allerdings, mit voller 
Sicherheit, nur in demjenigen über Hennegau nachgewiesen, 
dass die Verleihung der Gerichtsbarkeit durch das Reich vor 
dem Gesetze über die Landeshoheit erfolgte, allein es muss 
dies auch in den Fällen von Wernigerode und Randek als 
unzweifelhaft gelten: weil der König nach dem Jahre 1231, 
ohne Zustimmung des Territorialherrn, wie ich gleich zeigen 
werde, nur in einem Falle über das Recht zu richten noch 
bestimmen konnte. 

Ich glaube daher der obigen Behauptung, dass die Ver- 
leihung der Gerichtsbarkeit immer mit Leistung von Mannschaft 
verbunden war, den Satz gegenüberstellen zu dürfen: »Freie, 
denen die Gerichtsbarkeit vom Reiche vor dem Erlass über die 
Landeshoheit übertragen war, konnten sich den Kriegs- 
herrn selbst wählen.c 

Etwas schwieriger wird nun der Nachweis über die alleinige 
Ausnahme sein, welche dem Könige zu allen Zeiten die Gerichts- 

1) Dr. JS. Jakobs, Älter nnd Ursprang der gräflichen Dienerschaft 
2u Wernigerode, S. 10. 

2) H. v. Lang, Bayerns alte Grafschaften, S. 28-38. 
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leihe gestattete, und ich werde zunächst auf die älteste Zeit 
der Güterverleihung zurückweisen müssen: weil aus dieser 
jenes Verhältnis herzuleiten ist. 

Die Verleihung eines Benefizium, welches ursprünglich gar 
keine Leistung voraussetzte *), und auch nur Giltigkeit auf die 
Lebensdauer des Eigentümers und des Empfangers hatte 8 ), 
konnte in Renten oder Gütern bestehen. Aber schon im O.Jahr- 
hundert wurden dieselben, wegen Schwäche des Königtumes, 
bei Thronfall nicht mehr eingezogen 8 ), und unter Karl dem 
Dicken sind Benefizien schon durch mehrere Menschenalter iu 
denselben Familien nachweisbar 4 ). Die Gegenleistung des 
Empfangers bestand gewöhnlich in Kriegsdienst, keineswegs 
aber war mit seinem Boden auch die Gerichtsbarkeit auf ihn 
übergegangen, dieselbe wurde ihm nur erst in seltenen Fällen 
überlassen 6 ). Es gab also Güter, auf welchen die 
Heerespflicht ruhte, ohne dass der Gerichtsstand 
des Besitzers dadurch berührt wurde. Sehr selten 
mögen sie geworden sein, da schon im 10. und 11. Jahrhundert 
durch unaufhörliche Schenkungen des Königs, namentlich an 
geistliche Stifte, der Grafschaftsverband verringert, und endlich 
das Schwinden der alten Gaueinteilung herbeigeführt wurde 6 ). 

Diese Gebiete nun, welche dem Reiche seit ältester Zeit 
unmittelbar Heeresdienste leisteten, scheinen auch der Ober- 
herrlichkeit desselben durch das Gesetz über die Landeshoheit 
nicht entfremdet zu sein. Es heisst zwar in demselben: 
>unu$quisque principum libertatibus, iurisdictionibus, co- 
mitatibus, centis, sive liberis sive 7 ) infeoäatis utatur quiete 

1) Dr. P. <?. Roth, Geschichte des Benefizialwesens bis in das 10. 
Jahrhundert, 8. 428 ff. 

2) Dr. P. v. Roth, a. a. 0., S. 416 ff. Daneben gab es (nach 
S. 436) unter den Karolingern aber aaoh Verleihung von Krongut zu 
erblichem Besitz, aXloämn genannt. 

3) Dr. P. v. Roth, a. a. 0., S. 420 ff. 

4) Dr. P. v. Roth, a. a. 0., S. 421. 

5) Dr. P. <?. Roth, Feudalität und Unterthanenverband, Abschnitt 
über die 8eniorate und die aemores. 

6) Dr. H. Siegel, deutsche Rechtsgeschichte, S. 199-200. 

7) Es ist zu ergänzen ribi. 
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secundum terre sue consuetttdinetn appröbakam* allein der Ge- 
nuss der Gerichtsbarkeit, welche den' Fürsten überlassen wird, 
dürfte sich doch nur über Freie erstrecken, welche bisher 
unter der öffentlichen Gewalt — den Reichsgerichten — ge- 
standen, sowie mit den tcomüatibus*, nach meiner Ansicht nur 
solche gemeint sein können, welche ans Eigengut and solchen 
Trümmern des alten Gan Verbandes gebildet waren, auf denen 
keine unmittelbare Heerespflicht ruhte 1 ), oder solche, die von 
den Fürsten bisher weitergeliehen werden mussten*). 

Mit keinem Worte ist aber angedeutet, dass den Fürsten 
auch die, bisher dem Reiche zu stellende, Mannschaft, nun 
dienstpflichtig werden sollte: wie schon das Vorkommen von 
Reichsdienstmannen auch in solchen Landen beweist, die sich 
nicht in unmittelbarer Abhängigkeit zum König befanden 9 ). 
Ausnehmen möchte ich aber diejenigen in Bayern, obgleich 
dort noch im Jahre 1254 »Dienstmannen des Reiches und 
Herzogtums c erwähnt werden, welche im Eigentum des ersteren 
geblieben sein sollen 4 ). Ich kann aus den hier folgenden 



1) Weil der allgemeine Heerbann eingegangen und durch die Auf- 
gebote der einzelnen Territorialherren ersetzt war. 

2) Dr. H. Siegel, a. a. 0.» der Fürst, welcher eine Grafschaft er- 
warb, mosste sie weiter leihen, und der neue Besitzer bedurfte der Bann- 
leibe von Seiten des Königs. Ueber solche Teilgrafschaften, entstanden 
aus dem Rest der Amtsgewalt, Gerichtsbarkeit und Eigentum, nach 
welchem letzteren die Besitzer sich nannten, ist zu ver- 
gleichen C. v. Staelin Wir tem bergische Geschichte, B. 1, S. 534 ff., nur 
gibt er nicht meine obige Erklärung, über die fehlende Heerespflicht» 
und die sich daraus ergebenden Folgen für das Gesetz über die Lan- 
deshoheit. 

8) Ich erinnere nur an das Haus Bolanden in der Rheinpfalz, welches 
(nach H, GroU?8 Stammtafeln S. 136) noch bei seinem Aussterben 1386 
unmittelbar war.) (J. Ficker, die Reichshof beamten der Staufischen Zeit, 
S. 81 ff.)» worauf namentlich noch das Geschlecht v. Wolfenbüttel im 
Braunschweigisohen erwähnt wird. 

4) Dr. H. Siegel, die rechtliche Stellung der Dienstmannen in Öster- 
reich im 12. und 13. Jahrhundert (Sitzungsberichte der Kais. Akademie 
der Wissenschaften, 1882, S. 239). In Oest erreich stand ihnen (nach 
S. 266), und schon wegen kränkender Behandlung durch den Landesherrn 
»in erster Instanz« der Rechtszug an das Reich offen: und dooh sollte 
nach dem Stiftungsbriefe (von 1156) Niemand — (also auch nicht der 
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Gründen anter diesem Rechte aber nur verstehen, dass der 
Herzog dieselben nicht ohne Zustimmung des Reiches von seinem 
Lande, zu dessen Stärkung sie verwendet waren, trennen durfte. 
Daffir scheint mir z. B. zu sprechen, dass Ludwig der Bayer 
am 15. März 1842 als Kaiser ein Glied der Familie Fraun- 
berg verschenkt, von welchem er sagt, dass dasselbe mit dem 
Leibe ihm und dem Herzogtum Bayern angehöre 1 ). Es 
ist auch nicht als Beweis anzusehen, dass Familien, wie Fraun- 
berg und Fraunhofer! — die wohl unter den Dienstmannen 
des Reichs und Herzogtums zu verstehen sein dürften — dem 
enteren noch immer dienstpflichtig waren, weil sie am 3. Mai 
1392 unter denjenigen genannt werden, welche mit der Aus- 
führung eines königlichen Spruches gegen Augsburg beauftragt 
sind*), denn es waren solche dazu bestimmt, die den Land- 
frieden in Schwaben und Franken beschworen hatten: und 
Ludwig der Bayer nahm ja am 4. Oktober 1330 auch »die 
Dienstleute zu Bayern und seine Städte München, Ingolstadt 
and Weilheim« in einen Landfrieden auf 8 ). Die letzteren haben 
aber doch niemals Anspruch auf Reichsunmittelbarkeit erhoben. 
Dass aber auch die Dienstmannen nicht mehr in einem sol- 
chen Verhältnisse stehen konnten, habe ich bereits an anderer 
Stelle dadurch erwiesen: dass gerade die Fraunhofen niemals 
in die Reichsmatrikel aufgenommen sind, und dass — 
als die Kaiser dennoch später die Oberherrlichkeit über sie 
beanspruchten — das Reichskammergericht, im Jahre 1701, 
selbst von ihnen einen rechtskräftigen Beweis über ihre Un- 
mittelbarkeit verlangte 4 ). Unbedingt würde aber die Gewalt 

König) — ohne Zustimmung des Hersogs dort irgendwelche Gerichts- 
barkeit beanspruchen! 

1) I. Böhmer, drittes Ergänzungsheft su den Regesten Kaiser Lud- 
wig*» des Bayern, aus dem Nachläse herausgegeben von J. Fioker, S. 376. 

2) L Weizsäcker, deutsche ßeiohstagsakten, B. II, S. 315—316. 

3) 1. Böhmer, die Urkunden K. Ludwigs des Bayern, S. 75. 

4) Zeitschrift für die gesamte Staats Wissenschaft 1887, 8. 883 ff., 
fast ganz nach ungedruckten Belegen, und zwar bis 1795 besonders 
sos den Landschaftsakten, was hier für die Rechte Bayerns von hoher 
Wichtigkeit wird, weil die Fürsten nach dem Gesetz über die Landes- 
hoheit keine Neuheiten ohne die Genehmigung ihrer Stände einführen 
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über sie dem Reiche verblieben sein, wenn dieses nicht — 
auch ohne urkundlichen Beweis — auf sie verzichtet 
haben müsste: denn als Reichsdienstmannen waren sie 
heerespflichtig gewesen, und über solche sind den Für- 
sten durch das Gesetz von der Landeshoheit keine 
Rechte abgetreten. 

Schwerlich wird daher den Worten des Jahres 1254 — 
und den früheren von 1135 und 1142 — ein anderer Sinn 
beizulegen sein, als dass »die Dienst mannen des Reiches und 
Herzogtumsc von Bayern — ohne Zustimmung des ersteren 
nicht getrennt werden durften. 

Dennoch werde ich für meine Behauptung, dass dem Reich 
zu allen Zeiten die Oberherrlichkeit über unmittelbar dienst- 
pflichtige Gebiete blieb, gerade ein Beispiel aus Bayern wählen, 
welchem um so mehr Gewicht beizulegen ist, da ja von diesem 
Lande gesagt wird, dass geistliche und weltliche Stande sich 
dort einer gewissen herzoglichen Hoheit niemals ganz entziehen 
konnten 1 ). 

durften. Wenn 1701 das RKa m merger ich t dennoch gegen Bayern er- 
kannte, so habe ich schon im obigen Aufsatz erklärt, dass der Kurfürst 
vermutlich als Reichsfeind behandelt werden sollte, weil er in dem eben 
beginnenden spanischen Erbfolgekrieg zu Frankreich hielt, und ich 
füge hinzu, dass dies völlig ungerecht war, »weil nach der Wahlkapi- 
tulation Leopolds I. f nach welcher Max Emmanuel auch sp&ter nur 
zu beurteilen ist, Bändnisse mit dem Auslände gestattet sind« (zu vergl. 
A. Wolf, Wenzel Lobkowitz, erster Geh.Rat Leopolds L, das Cap. von 
der Wahl.) 

1) H. v. Lang, an der oben angegebenen Stelle. Ich möchte einen 
Beweis zwar nicht in der gewöhnlichen Behauptung finden, dass die 
Herzoge dort allein im Frankenreiche erblich waren, denn H. Brunner 
(deutsche RecbtBgeschichte I., 252) weist dies auch von denen in Ale- 
mannien und Obereleass nach ; dagegen Iftsst sich ein Hauptgrund dafür 
in dem Umstände suchen, dass nach Dr. P. v. Bo(h, Benefizialwesen 
S. 244 — noch im Jahre 788, also längst nach eingegangener Abhängig- 
keit, der Bayernherzog die königliche Verleihung von Krongut in seinem 
Lande — bestätigt. Freilich sind die Grafschaften nicht alle als herzog- 
liche Lehen nachweisbar (S. Riezler, Gesch. Bayerns, I, 754 und II, 12 ff.) ; 
das Reich verwaltete aber im 11. Jahrhundert mehrere Male das Land, 
wodurch wohl manche Aendernng entstand, denn sogar das jus de mm 
appellando erhielt Bayern erst am 4. Mai 1628 (zu vergl. Dr. Frhr. v. 
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Ich habe bereits an anderer Stelle nachgewiesen, dass 
Kaiser Friedrich II. im Mai 1246 dem bayerischen Dienst- 
mann y Siegfried v. Fraunberg, in der Herrschaft Haag, die er 
durch Heirat erworben, die hohe and niedere Gerichtsbarkeit 
verlieh *). 

Nun aber würden die Herzoge von Bayern, nach dem 
Gesetz ober die Landeshoheit, eine solche Verleihung unbedingt 
für einen Eingriff in ihren Gerichtszwang erachtet haben, wenn 
Haag ein freies Eigen gewesen wäre. Aber auch ein bayeri- 
sches Lehen oder Dienstgut konnte es nicht sein: denn es 
wurde den Herzogen erst im Jahre 1469 und 1471 das Oeff- 
nnngsrecht daselbst eingeräumt, und zwar mit Wissen 
des Kaisers Friedrich, als Lehensherrn , und Herzog Ludwig 
erklärt, dass er von diesem Rechte nur auf seine Kosten einen 
Gebrauch machen und jeden Schaden ersetzen wolle 9 ). Ob- 
gleich die Anerkennung der Herzoge als Landesfürsten hervor- 
gehoben ist — und diese Umgestaltungen vom Kaiser, immer 
als Lehensherr »zu merklichem Frummen und Nutz der Herr- 
schaft Haag« im letzten Jahre genehmigt werden — so ist 
doch unverkennbar, dass die Herzoge auf das Oeffnungsrecht 
keine Ansprüche hatten 8 ). Nun aber scheint mir doch keine 
andere Erklärung möglich, als dass die Herrschaft dem Reiche 
von jeher Mannschaft schuldete — welche sie auch während 
der bayerischen Oberherrlichkeit zu stellen fortfuhr 4 ) 

Craittmayr, Anmerkungen über den codicem max. judiciarium, 8. 494). 

1) Rechtsverhältnisse der Besitzer der Grafschaft Haag, S. 6 and 10, 
wo ich aber damals den Boden derselben ursprünglich für freies Eigen hielt. 

2) Ebenda, 8. 41—43. Alle diese Urkunden sind damals von mir 
zum ersten Male veröffentlicht worden, ich verdankte dieselben dem 
jetzigen Universit&ta-Professor Dr. C. Th. Heigel zu München. 

8) Eine ähnliche, höchst merkwürdige doppelte Besatzung kenne ich 
nur noch aus Dr. C. Grünhagen 1 8 trefflicher Arbeit »König Johann von 
Böhmen und Bischof Nanker von Breslau« in den Sitzungsberichten der 
Kais. Akademie der Wissenschaften 1864, S. 73, wo nachgewiesen wird, 
dass, in dem seit 1163 von Polen getrennten Schlesien, die Grenzfeste 
Militsoh 1249 einen herzoglichen Kastellan und einen solchen im Dienste 
des Domkapitels zu Breslau besass, welcher letztere die Gewalt hatte. 

4) 1. Moeer, teutsches Staatsrecht, B. 38, S. 82. Siejgismund v. F. 
hatte kein anderes Reichslehen. Erst im Jahre 1503 befreite der Kaiser 
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— und dass deshalb die Verleihung der Gerichtsbar- 
keit im Jahre 1246 zulässig war 1 ). 

Ist aber meine Beweisführung eine richtige, so schliesat sich 
an meinen ersten Satz »Freie, denen die Gerichtsbarkeit vom 
Reiche vor dem Erlass über die Landeshoheit übertragen war, 
konnten sich den Kriegsherrn selbst wählenc nun noch der 
zweite : 

»Ueber verliehenes Krongut mit Heerespflicht blieb dem 
Reich zu allen Zeiten die Gerichtsbarkeit.« 

Das Gesetz über die Landeshoheit hatte also auf solche 
Gebiete keine Anwendung, und sie blieben von der Territorial- 
gewalt der Fürsten ausgeschlossen. Sehr zu beachten ist 
es aber, dass diese Rechtsverhältnisse noch aus 
der allerältesten Zeit stammen müssen: weil das 
Reich später mit dem Boden grösseren Umfanges 
(wie Haag) wenigstens einen Teil der Gerichts- 
barkeit gleichzeitig zu vergeben pflegte. Und 
ebenso sind später fast alle wirk lieh be rech t igte Reichs- 
standschaften der Grafen auf dieses älteste Verhältnis zurück- 
zuführen: denn wie wenige Freie vermöchten nachzuweisen, 
dass ihr Boden vor dem Jahre 1231 durch Verleihung der 
Gerichtsbarkeit gegen Heerespflicht in ein Reichslehen ver- 
wandelt wurde! Ich gelange also durch eine fast ausschliess- 
lich rechtsgeschichtliche Beweisführung gleichzeitig zu einem 
staatswissenschaftlichen Ziele. 

Dass in späterer Zeit — namentlich seit Sigismund bis 



die Grafschaft Haag von der durch Herzog Ludwig von Ober- und Nieder- 
bayern erlangten, erblichen Oeffnung, von dem Geleit, so wie von 
der bayerischen Oberherrlichkeit, und bestimmt, dass dieselbe wieder 
eine freie Reichsgrafschaft sein solle (Sammelband 1, fol. 245 der Graf- 
schaft Haag im Beicbsarchiv zu Manchen). 

1) Die Worte der Urkunde (man. bona, ß. XXX a, S. 294) sprechen 
freilich nicht von einer Belehnung, lassen aber die Dienstpflicht doch er- 
kennen: quod noB attendentes fidempuram eideuotionemimmensam,quam 
Sifridus de vrowemberch fideUs noster ad Excellendam nostram gerü, 
m(emo)rc8 quoque Seruitiorum eine que calmtni nostro dudum exhibuit ei 
in anUa potent exhibere aueioritaUm judicandi «tot et heredibua suis de 
grotia noetta coneessimus. 
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Karl V. — sehr häufig gegen diese Regeln gehandelt wurde, 
beweist nicht deren Unrichtigkeit: denn es wird in allen Fällen 
nach denselben leicht zn entscheiden sein, auf welcher 
Seite das Recht war. Das berühmte Werk vom Reichs- 
fürstenstand lehnt es zwar ab, über die fränkischen Grafen ein 
Urteil zn geben, weil deren Verhältnisse zu schwankend seien, 
allein ich glaube, dass meine Erklärungen auch für sie zu 
einem Beweise führen. Ich will dieselben auf das schwierigste 
Beispiel, die Grafen des Herzogtumes Wirzburg anzuwenden 
versuchen 1 ). Kaiser Friedrich überlässt und bestätigt 1168 
dem Bischof die Gerichtsbarkeit im ganzen Bistum und Her- 
zogtum von Wirzburg, und für alle in denselben gele- 
genen Grafschaften 8 ). Es ist unter den comüatibus, 
welche die Fürsten nach den Gesetzen von 1231 und 1282 zu 
ihrem Nutzen verwenden sollten, gewiss auch an solche zu 
denken, welche sie — wie ich zeigte — bisher weiter verleihen 
mnssten. Allein von dieser Klasse, schon erworbenen 
Gebietes, konnte Kaiser Friedrich I. nicht reden, weil der 
Bischof das Recht zu richten schon mit der Verleihung 
gehabt haben, und nur die Gewalt zu richten — die Bann- 
leihe — gefehlt haben würde. »Die Ueberlassung der 
Gerichtsbarkeit für alle im Bistum und Herzog- 
tum gelegenen Grafschaften« musste also einen an- 
deren Sinn haben: der Bischof erhielt daher wohl das Recht 
zn richten in Gebieten, die bisher in gar keinen weltlichen 
Beziehungen zu ihm standen. Von welcher Eigenschaft waren 
nun aber diese Grafschaften ? Jedenfalls stellten sie dem Reich 
keine Mannschaft, sonst würde man sie entweder nicht unter 
das herzogliche Gericht gegeben, oder die Lehenspflicht 
auch mit verliehen haben: dann könnte aber nicht, wie 
hier, nur von der Uebertragung der Gerichtsbar- 



1) Dr. Th. Hennef l&sst in seinem trefflichen Werk, die kerzogl. 
Gewalt der Bischöfe v; Winsburg S. 99 ff., unentschieden! ob die in jenem 
Sprengel begüterten Grafen, wie Henneberg, Wertheim und Gastel ihre 
Lande vom Herzog zu Lehen trugen, and betont nur, dass im engeren 
Hochstift dem Bischof die volle Herzogsgewalt zustand." 

2) Mon boica, B. 29 a, S. 385 ff. 



Digitized by LiOOQ IC 



386 v. Borch: 

keit die Rede sein. Es darf daher, nach meiner Ansicht, 
nur an solche oben beschriebene Grafschaften gedacht werden, 
welche aus Trümmern der alten Gaue — aber ohne Lehens- 
pflicht — und Eigengut »nach welchem letzteren sich die 
Besitzer nannten t entstanden waren. Ueber diese Beste des 
ehemaligen Grafensprengels und das Eigen hatte das Reich die 
Gerichtsbarkeit, welche erst durch das Gesetz über die Landes- 
hoheit an die Territorialherren kam, die nun — unusquisque 
jurisdictionibus utatur — aufhörten Beamte zu sein. Aber im 
Jahre 1168 bedurfte es für die Erwerbung natürlich einer be- 
sonderen Verleihung, und diese erhielt der Bischof für sein 
Hochstift und Herzogtum. 

Wie nun die Besitzer dieser Grafschaften später doch dem 
Reiche Mannschaft stellen und die Reichsstandschaft üben 
konnten, ist hier nicht weiter zu erörtern 1 ): wer aber von 
ihnen nicht das im Jahre 1168 eingetretene Verhältnis zu 
Wirzburg, durch Entschädigung wieder gelöst hatte, stand 
jedenfalls ausser dem Recht. Ein unter fürstliche Gerichts- 
barkeit gehöriger Graf konnte, obgleich er ein Freier war, sich 
nicht mehr den Kriegsherrn wählen. Er durfte sich in diesem 
Falle nur dem Herzog von Wirzburg zu Lehen auftragen. 
Selbst wenn die Besitzer vor dem Jahre 1168 vom Reich den 
Eönigsbann erhalten hätten, so war doch die Oberherrlich- 
keit »mit dem Recht zu richten« nun an den Herzog über- 
gegangen. Nur wenn der Freie seinen Stand gewahrt »und 
die Gerichtsbarkeit vor der Entstehung der Lan- 
deshoheit vom Reich erworben hatte« konnteer — 
wie Hennegau — selbst den Lehensherrn wählen. 

Wir wissen also ziemlich genau, welche Klasse von Graf- 
schaften Kaiser Friedrich I. im Jahre 1168 unter die Wirz- 
hurger Gerichtsbarkeit stellen konnte, und ich darf hoffen, 
dass meine Forschungsergebnisse in gleicher Weise zur Reckts- 

1) Dr. M. Bendiner, die Reichsgrafen, sagt: »dass diesen auch jene 
gleich gehalten wurden, deren Gebiet in einem geistlichen Fürstentume 
lag.« Das Recht war jedenfalls nicht auf ihrer Seite, tu vergl. Aus- 
zug aus den Darstellungen der Rechts Verhältnisse der standesherrlichen 
Häuser I, 129 ff. 
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erklärung für andere Fälle dienen werden. Ist es aber nach 
diesen Grundregeln möglich die Bestandteile grösserer Gebiete 
zu unterscheiden, auch wenn die Urkunden nicht von ihren 
Eigenschaften sprechen, so wird dadurch auch für die Staats- 
wissenschaft etwas gewonnen sein. 

Darauf bezüglich will ich zum Schlüsse noch eine sehr wichtige 
Streitfrage berühren. Es ist die besprochene Verleihung der Gra- 
fenrechte an Haag, 1245, ein unzweideutiges Zeugniss ge- 
nannt 1 ), dass die Herrschaft bereits von Bayern das Gerichts- 
lebenbesass, und es sich hier nur noch um den Königsbann ge- 
handelt habe. Dafür spricht allerdings die Form *auctorifatem 
— über Eigen und Ungericht — judicandi concessimus€. Allein 
abgesehen davon, dass ich Haag als ein vom damaligen Be- 
sitzer durch Heirat erworbenes Reichslehen nachgewiesen, 
welches wahrscheinlich aus einer Zeit stammte, in der man 
noch Krongut gegen Heerespflicht — aber ohne Gerichtsbar- 
keit — verlieh, so wird dieselbe 1245 auch »sibi et Keredibus 
suis€ erteilt Es kann daher von dem gewöhnlichen Königs- 
bann hier nicht die Bede sein, dessen Bedeutung ja die Erb- 
lichkeit gerade ausschliesst, und auch das erwähnte Eigen, über 
welches gerichtet werden soll, ist kein Beweis dafür. Dieses 
könnte ja vor 1245 ebenso entstanden sein, wie z. B. 1424 
nnd 1513: dass nämlich die Besitzer in der Grafschaft Haag 
gelegene Grundstücke aus dem Lehen verbände entliessen »und 
als freiec veräusserten 8 ). Ebenso wenig folgt etwa aus den 
Worten des Kaisers: Sigfridus de Frawenberg »in comüatu, in 
quo quondam Gurroni fideli nostro legitime successit* dass schon 
Gerichtslehen bestand 8 ). Ich glaube nun zwar auch, dass 
hier eine Verleihung des Königsbannes vorliegt »aber ohne 



1) Prof. 0. v. ZalUnger, Mitteil. d. Institut für öster. Geschichts- 
forschung III, 558. 

2) Man. boica, I, S. 322 und X, 221. 

3) Nach Ducange — Brinkmair ist die Bedeutung von comtatm 
sehr verschieden, heisst auch Herrschaft Noch weniger beweist der 
Umstand, dass ich (Rechtsverhältnisse 8. 2—10) sowohl Ourro wie Sieg- 
fried v. Fraunberg als Dienstmannen der Herzoge von Bayern nachge- 
wiesen, dass sich dieses Verhältnis auf Haag beziehen musste. 
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vorhergegangene Gerichtslei bec in ganz ausserge- 
wöhnlicher und noch nicht beobachteter Weise. Die ausge- 
sprochene Erblichkeit ersetzt die letztere, und das Reich hat 
hier, wie seit 1231 den geistlichen Stiften 1 ), auch einem welt- 
lichen Gebiet >bannum perpetuo possidendum et 
exercendumt übertragen: nur wird 1245 weder Bann ge- 
sagt, noch, wie bei den Kirchen, ein Recht zu richten erwähnt 
Das erstere wurde überflüssig durch die Form der Verleihung, 
das letztere durch die ausgesprochene Erblichkeit. Dieses Bei- 
spiel konnte daher auch nicht, wie es geschehen, gegen Pro- 
fessor G. Meyer' 8 Behauptung benutzt werden *) , dass die 
weltlichen Fürsten und Grafen neben der Belehnung keiner 
königlichen Ermächtigung für die Ausübung der Amtsgewalt 
bedurften: denn Haag hatte bis 1245 das Recht zu richten 
weder von Bayern noch vom Reich. Ich glaube überhaupt, 
dass es, wie früher die geistlichen Voegte, auch noch Grafen 
gab, die nur den Königsbann besassen. Dafür spricht mein 
Nachweis, dass die Grafschaften des Herzogtums Wirzburg 
bis zum Jahre 1168 nicht gut die Gerichtsbarkeit haben konnten, 
und wenn man nicht annehmen will, dass die Besitzer ohne 
allen Grund einen Amtstitel führten , so hatten sie nur den 
Königsbann : denn nur mit dieser Eigenschaft durfte das Reich 
dem Herzog die Gerichtsbarkeit in allen Grafschaften daselbst 
überlassen. 

Gerade diese beiden Beispiele werden aber noch wesentlich 
zur Beurteilung der Reichsgewalt und Landeshoheit beizu- 
tragen vermögen. 

II. Reichsstände nnd Aufzeichnung des Sachsenspiegels. 

Es ist wiederholt geklagt worden, dass es für die Zeit des 
Beginnes der Aufzeichnung des Sachsenspiegels an jedem Be- 
weise fehle, und dass mau mit Bestimmtheit nur ganz allge- 
mein behaupten könne: die Niederschreibung müsse nach dem 



1) Prof. v. Zaüinger, a. a. 0., S. 561. 

2) 0. v. ZalUnger'8 Abhandlung hat überhaupt nur den Zweck der 
Widerlegung. 
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Jahre 1198 statt gehabt haben, weil der Herrscher von 
Böhmen als Eonig bezeichnet werde *). 

Vielleicht ist aber doch eine etwas genauere Abgrenzung 
möglich. 

Der Verfasser, Eike v. BepJcow, nennt in dem Abschnitte 
von der Herrengeburt, gewöhnlich als Vorrede angesehen, unter 
den Fürsten noch Grafen a ), und bezeichnet an anderer Stelle, 
Dach dem Ausschusse, aus welchem später das Kurfürstenkolle- 
gium entstand : nur Pfaffen- und Laienfürsten als Berechtigte 
bei der Königswahl 8 ). 

Für die Zeitbestimmung dieser beiden Angaben ist es nun 
von Wichtigkeit zu begründen, dass unter den letzteren nicht 
mehr auch die Prälaten und Grafen zu verstehen sind. 

Ueberzeugend ist zwar schon nachgewiesen, dass seit etwa 
1180 eine Abgrenzung nach unten sich vollzogen hatte, und 
dass die Grafen nur noch ausnahmsweise — wie 1228 — in 
Königsurkunden zu den Fürsten zählten 4 ). 

Allein eine wirkliche Zunahme der Machtverhältnisse für 
die letzteren gab es im 12. Jahrhundert, abgesehen von der 
beginnenden Entwicklung der Landeshoheit, noch nicht. Die 
schärfere Trennung trat, nach meiner Ansicht, erst dadurch 
ein, dass die Magnaten etc. von der Königswahl ausgeschlossen 
wurden 5 ). 

1) 1. Ficker, die gesetzliche Einführung der Todesstrafe für Ketzerei, 
8. 4. Der Endpunkt der Aufzeichnung wird dort, als allgemein aner- 
kannt, in die Zeit kurz vor 1235 gesetzt. 

2) Professor Dr. L Wdahes Ausgabe, 8. 1—2. I. Fkker vom Reichs- 
färstenstand, § 157, erklärt dies dadurch, dass die Genannten solchen 
Familien angeboren, deren Hauptlinie wirklich zu den neueren Reichs- 
färaten z&hlte. Ich komme darauf zurück. 

3) Landrecht, tit. III, Art. 57, § 2. 

4) I. Fkker, vom Reichsfttratenstand, § 92. Und §24—27 und § 98 
ond 99 beweist er, dass primäres, opUtnatea, primates, proceres und prtnctpe*, 
Bezeichnungen für die geistlichen und weltlichen Grossen des Reiches 
bildeten, von denen erst seit dem 12. Jahrhundert die principes den 
ersten Rang einnahmen. Den neueren Reichsfürstenstand erkl&rt er 
(vom fleerschilde, S. 117) als lehen recht liehe Genossenschaft, vom König 
mit einem Fahnlehen oder Fürstenamt — und überhaupt von keinem 
Lsienlursten — beliehen. 

5) Dr. 0. Franklin, das Reichshofgericht im Mittelalter, B. II, S. 146, 
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Die Scheidung der Stände um das Jahr 1180 bezog sich 
mehr auf Rechte, die ich später berühre, die letzte bildete den 
eigentlichen Grund für die Entstehung des neueren Fürsten- 
standes: und durch diese Unterschiede ist vielleicht auch zu 
erklären, weshalb der Sachsenspiegel anfangs noch die Grafen 
zu den Fürsten zählen konnte, wie er aber später unter Pfaffen- 
und Laienfürsten nur noch solche verstehen musste, denen das 
alleinige Recht der Königswahl zugefallen war. 

Ist es aber möglich die Zeit zu bestimmen, wann dies 
geschah, so ergibt sich daraus auch ein Anhalt für diejenige 
der Aufzeichnung. 

Principes et barones clerici et laici 1 ) nennen sich die Wähler 
Ottos IV. im Jahre 1198, während er selbst — wohl nur 
durch eine Verschiebung der Worte — ab optimatibus ei jprtf*- 
cipibus imperii, ad quos de jure spectat electio, erhoben zu sein 
dem Papste meldet. Es kann also wohl kaum ein Zweifel sein, 
dass Prälaten (barones clerici) und Grafen und Herren noch 
das Wahlrecht hatten. Allerdings fügen die Wähler den Worten 
. . . Ottonem elegimus noch den Satz hinzu *et sicut debuimus, 
ipsius electioni consensimus*. Dies ist auf den Grafen v. Euik 
bezogen, und daraus gefolgert, weil dieser nur consensi et sub- 
scripsi zeichnet, so hätten die Grafen überhaupt nur noch das 
Zustimmrecht gehabt *). 

Allein ich glaube, dass jener Satz sich auf alle bezieht, 
die der Wahl nicht persönlich, oder durch einen 
Bevollmächtigten, beigewohnt hatten: denn nach 
den beiden Briefen des Papstes vom 19. Februar 1254, an den 

welcher vergeblioh nach Gründen forscht, weshalb seit dem 13. 
Jahrhundert im Reichshof die Fürsten als Klasse mit beson- 
deren Rechten erkennbar werden, während sie mit den 
freien Herren noch einen Geburtsstand bildeten, 
kann mich in meiner Vermutung nnr bestärken, dass dies durch das 
alleinige Recht der Königswahl entstanden ist. 

1) Monamentu Germanica, legcs, B. II, 8. 204 ff.; und I. Ficker vom 
Reichsfttrstenstand § 17, 96 und 97 weist nach, dass Grafen, Edle und 
sogar Dienstmannen, in eine Klasse — als barones — zusammengefaßt 
zn werden pflegten. 

2) F. Hurter, Innocens 10, B. I, S. 165. 
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Markgrafen von Brandenburg und den Herzog von Braunschweig, 
wird durch die Worte *$icut decuit .... consemisti* auch 
hier die nachträgliche Zustimmung von der Wahl selbst unter- 
schieden, während beide gleiche Kraft hatten 1 ). 

Endlich nennen sich auch die Wähler Philipps von 
Schwaben 8 ) principes et magmtes aliique totius Alemanniae 
nobiles. Wenn also behauptet worden ist, dass die Grafen zu 
jener Zeit das Wahlrecht schon verloren hatten, und dies da- 
durch bewiesen werden soll, dass sich im Jahre 1198 ein Unter- 
schied, mit dem Rechte des Grafen Balduin von Flandern und 
Hennegan, Markgraf v. Namur, erkennen lasse 8 ), so be- 
ruht dies auf einem Irrtum in dem alten Druck bei Stefan 
Bahuse 4 ). Der Graf von Flandern und Hennegau war im 
Jahre 1198 gar nicht Markgraf von Namur, und sein Titel 
ist in den Urkunden 1196, 1197, 1198, 1199 und 1200 aus- 
nahmslos > Ego Bcdduinus Flandriae ac Hannoniae comes* 6 ). 
Der Fehler in dem Briefe bei Baluee ist wahrscheinlich dadurch 
zu erklären, dass der Graf von Flandern, und sein jüngerer 
Bruder der Markgraf von Namur, am 12. Juli 1198 
bei Ottos Krönung in Aachen waren 6 ), so dass der erstere für 
sich und seinen Bruder dem Papste geschrieben hatte 7 ). 



1) Dr. 0. Hamack, das Kurfürstenkollegium bis zur Mitte des 14. 
Jahrhunderts, 8. 52, der aber sonst den Prälaten, Grafen und Herren 
das Wahlrecht, ohne genügende Gründe, wie ich gleich aeigen werde 
gegen Ende des 12. Jahrhunderts abspricht. 

2) Mon. Germaniae, lege*, 6. II, S. 201 ff. 

3) Dr. 0. Hamack, a. a. 0., S. 12. 

4) Epistölae Innocentii I1I % vol. I (Anhang p. 688). 

5) A. Miraeus, Op. dipl B. I., 8. 109, 558, 722, 723, 724. 

6) E. Winkelmann, Philipp und Otto, B. I, 8. 85. 

7) Ich will an dieser Stelle bemerken, dass Dr. L. Quiäde, die Ent- 
itehung des Kurfürstenkollegiums 8. 91, die zu jener Zeit an den Papst 
gerichtete Anzeige von der Wahl Ottos erst in den Monat Oktober 1198 
■etat, und zwar hauptsächlich ans dem Grunde, weil der Herzog ▼. 
Brabant im Juli nachweisbar noch nioht vom Kreuzzuge zurück war, 
also nicht schreiben konnte »Ego Henricus dux Loiharingiae*. Er ist 
aber gewiss im Unrecht, wenn er (8. 89) meint »es sei mehr als un- 
wahrscheinlich, dass in seiner Abwesenheit die mit der Regentschaft 
betraute Herzogin oder deren Rate diese Form gebraucht haben könnten«, 

Ztftttehr. f. Btutiw. 18*0. 1IL Heft. 26 
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In allen Fallen ist aber der Versuch durch die Worte des 
Markgrafen von Namur, andere Rechte bei der Königswahl 
von 1198, als die der übrigen Grafen zu begründen, unhaltbar: 
denn Namur zählte jedenfalls seit 1195 nicht zu 
den Fürstentümern 1 ). Auch sein Vater, der erste Mark- 
graf ist nicht unter den Reichsfürsten nachweisbar, ich glaube 
daher, dass die Erhebungsbedingung, das gesamte Eigen dem 
Reiche als Lehen aufzutragen, von der Familie nicht gehalten 
oder wieder rückgängig gemacht wurde *). Die Worte Kaiser 
Friedrichs I., dass der Markgraf ein Reichsfürst werden solle 
und *prvncipum imperii gauderä privüegio* vermag ich nur 
darauf zu beziehen, dass er nur vom Fürstengericht 



denn ich habe Geschichte des Kaiser!. Kanzler Konrad, (2. Aufl.) 8. 17, 79 bis 
81, nachgewiesen, dass es — während seiner Abwesenheit in Italien — in 
allen gleichzeitig in Deutschland nnd Burgund ausgestellten Kaiser- 
urkunden heisst »Ego Conradus etc. recognovi«. Wenn Dr. Quidde (8. 88) 
ferner meint, es sei auffallend, dass der Papst erst 10 Monate sp&ter 
auf die Wahl- und Krönungsanzeige geantwortet hätte, man würde des- 
halb dieselbe besser, statt in den Juli, in den Spätherbst 1198 setzen, 
so ist dieser Unterschied doch wohl zu gering. Der Papßt antwortete 
nicht froher, weil er um Bestätigung ersucht war, und erst das Schreiben 
des Gegenkönigs Philipp, der im März erwählt war, abwarten wollte. 
Dieses ist aber, wie ich (oben a. a. 0. S. 103 — HO) bewiesen zu haben 
hoffe, erst am 28. Mai 1200 — nicht wie Dr. Quidde (S. 90) für erwiesen 
hält 28. Mai 1199 — abgefasst und deshalb beantwortete der Papst 
nach langem Zögern am 20. Mai 1199 Ottos Brief. Wenn Dr. Quidde 
(8. 91) die Unterschriften seiner Wähler — zuerst eine niederrheinische, 
dann eine westfälische Gruppe — damit erklären zu müssen glaubt, 
dass Otto die enteren in Köln (Oktober) die letzteren später auf seinem 
Zuge nach Sachsen gesammelt habe, so will ich nur bemerken, dass 
solche Zeugeneinteilungen nach Ländergruppen gar nicht selten 
sind, ohne, dass an den Aufenhalt in verschiedenen Orten zu denken 
ist. Die Reichsregesten nennen z. B. 30. Sept. 1220 nach den deutschen 
Zeugen, die mit Dienstmannen schliessen, noch fünf: 
italienische Bischöfe und den Markgraf v. Estea ; und König Ottokar v. 
Böhmen lässt (I. Emmier, regasta Boh. ei Mor.) am 10. Dezember 1256, 
nach allen deutschen Zeugen, darunter Dienst m a n nen, erst 
die böhmischen Herren (darunter Podebrad und Rosenberg) folgen. 

1) L Ficker, vom Reichsfürstenstand § 143. 

2) I. Ficker, a. a. O., § 72. 
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Recht zu nehmen habe 1 ), keineswegs ist aber schon an 
den Vorzug der alleinigen Königswahl zu denken, da die ge- 
ringeren Stande daran noch viel später Teil hatten. Das Recht 
mit Leben, Ehre und Lehen nur vom Fürstengericht Urteil zu 
nehmen, war nur die erste Stufe des neueren Fürstenstandes, 
welche für Namur jedenfalls vor 1194 wieder verloren gieng. 

Wann aber trat nun die letzte Scheidung ein, und zu 
welcher Zeit wurde die Königswahl ein ausschliessliches Recht 
der neueren Reichsfürsten? 

Die sehr angefeindete Behauptung, dass im Juni 1209, 
von Papst Innocenz III. und Otto IV. auf dem Reichstage zu 
Wirzburg der vom Sachsenspiegel erwähnte Wahlausschuss 
eingesetzt wurde 8 ), habe ich schon verteidigt, und glaube 
namentlich als neuen Beweis nennen zu dürfen: dass auch 
Prälaten und Grafen dort ihr Wahlrecht verloren zu haben 
scheinen. 

Schon bei der Wahl Friedrichs IL, am 5. Dezember 1212, 
werden vom Kanzler nur noch geistliche und weltliche Fürsten 
erwähnt 9 ). Und wenn auch von ihm bei der Erhebung Hein- 
richs VII., im April 1220, über die vota tarn electorum, quam 
etiam omnium principum et nobilium Teutonie be- 
richtet wird, so spricht doch König Friedrich selbst in seinem 
Briefe nur von principes, welche seinem Sohn die Stimme 
gaben 4 ). 

Ich glaube auch beweisen zu können, dass die electores 
die gesamten Reichsfürsten waren, denen das 
Wahlrecht zustand, die principes et nobiles dagegen die 
auf jenem Reichstag in Frankfurt gegenwärtigen geringeren 
Stande, von welchen unter den principes noch ausnahmsweise 



1) 0. Franklin, a. a. 0., B. II, 8. 97 ff. 

2) W. WiUmarms, die Reorganisation des Karfürstenkollegiums durch 
Otto IY. nnd Innocen* III., S. 23, 8. 34 ff. and 71 ff. ' 

8) Dr. F. ScMrrmacher, die Entstehung des KurfarstenkoUegiuras, 
8. 19 n. 1. Der von der Magdeb. 8chöppenchronik (8. 136) erwähnte 
Graf (v. Efterstein) sachte nnr die Stimmen für Friedrich sa einigen, wie 
auch Dr. 0. HarnOek (a. a. 0. 8. 12) gans richtig angibt 

4) Neue Reichsregesten, S. 696—697. 

26* 
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die Prälaten und Grafen zu verstehen sind. Wenn man näm- 
lich meine Erklärung der electores des Jahres 1220 nicht 
annimmt, so könnten dieselben nnr einige, auf dem Reichstag 
zu Frankfurt, anwesende Mitglieder des Ausschusses gewesen 
sein, und die principes et nobiles wären als die üb- 
rigen Wähler anzusprechen 1 ). Dann aber hätte 
auch der Sachsenspiegel unter Pfaffen- und Laien- 
fürsten noch Prälaten und Grafen verstehen 
können, was jedoch mit seinem sonstigen Gebrauch 
in Widerspruch stehen würde. Es erscheint demnach 
gewiss viel annehmbarer, dass der Kanzler zunächst die wirk- 
lichen Wahlberechtigten und dann auch noch die übrigen Mit- 
glieder des Reichstages nennen wollte, und in diesem Falle 
werden auch meine anderen Folgerungen an Glaubwürdigkeit 
gewinnen *). 

Wenn nun diese Erklärung richtig ist, so müssten die 
Fürsten doch das alleinige Wahlrecht in der Zeit von 1198 
bis 1212 erhalten haben, und in diesem Falle könnte dies wohl 
kaum bei einer anderen Gelegenheit geschehen sein, als im 



1) Dr. 0. Harnack gibt (S. 32 ff.) diese Erklärung, ohne su be- 
denken, dass er (S. 19) den Grafen schon im 12. Jahrhundert das Wahl- 
recht abgesprochen hat, was ihnen aber dann 1220 nach den Worten 
*vota tarn electorum, quam ctiam omniutn principum et nobilium 
Teutonic* noch zugestanden haben müsste. L Ficher, Reichsregesten 
8. 697, macht zwar auf die Scheidung der electores und der übrigen 
principe» aufmerksam erklärt sie aber nicht. Früher (Mitteil, des In- 
stituts für öaterr. Geschichtsforschung, III, 58) fand er in den ersteren 
nur die drei rheinischen Erabischöfe und den Pfalzgrafen v. Rhein, wo- 
rauf sich auch 0. Harnack stützt. 

2) B. Tannertj die Entwicklung des Vorstimmrechtes unter den 
Staufen, S. 4, N. 3, will vota als »Wunsche fassen, und übersetzt den 
Satz wörtlich: quam ctiam omniutn ecü. abwesenden principum Ten- 
tonte* — alle waren doch nicht zugegen. Und so kommt — wie er 
sich ausdrückt — die Magnatenkur in Wegfall. 

Von der letzteren kann allerdings nioht die Rede sein, aber eben- 
sowenig ist es wahrscheinlich, dass der Kanzler von^abweaenden Fürsten« 
sprechen wollte und doch gesagt hätte »quam etiam omnium principum 
et nobilium Teutonie*. Ich kann mich daher dieser Erklärung nicht 
anschli essen. 
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Jahre 1209 auf dem Reichstage zu Würzburg. Zu diesem hatte 
ja der Papst seine Gesandten geschickt, um zwischen Kirche 
und Reich für alle Zeiten ein friedliches Einverständnis 
zu bewirken, wobei die Wahlordnung, welche unter Philipp 
von Schwaben einen Hauptpunkt des Streites gebildet, doch 
gewiss nicht vergessen war ! Und dies gewinnt noch an Wahr- 
scheinlichkeit, weil im Jahre 1208 die geringeren 
Stande noch das Wahlrecht gehabt zu haben 
scheinen 1 ). 

Dadurch würde nun aber zugleich eine Untersuchung für 
die Zeit der Entstehung der Vorrede des Sachsenspiegels an 
dieser Stelle notig werden. Es ist nicht unmöglich, dass die- 
selbe bald nach König Philipps Tode, in der kurzen Zeit der 
Beliebtheit König Ottos IV. niedergeschrieben wurde, und dass 
es geschah, nachdem zu Halberstadt im Herbst 1208 seine 
Wahl von den sachsischen Grossen angenommen war. Dagegen 
spricht anscheinend, dass die Abfassung der Vorrede dann der- 

1) Arnold von Lübeck, VII, 13: omnes igitur principe» qmconvene- 
rant .... der Erzbiscbof v. Magdeburg, der Herzog v. Sachsen, der 
Markgraf v. Meinen und der Landgraf v. Thüringen cum aliis ad 
quo 8 electio regia pertinere videbatur. Dass die Bischöfe hier 
nach den weltlichen Fürsten gestimmt haben sollten, ist nicht anzu- 
nehmen — zu vergleichen darüber die Erklärung bei R. Tannert, das 
Vorstimmrecht unter den Staufen, 8. 6 n. 1. Ausser den genannten 
zählte im Jahre 1208 in Sachsen nur noch der Markgraf von Branden- 
burg — welcher nicht zugegen war — zu den neueren Fürsten welt- 
lichen Standes : die nach diesen folgenden Worten »cum attw, ad guos 
elecHo regü pertinere videbatur* können sich daher nur auf geringere 
Klassen beziehen. R. Tannert, der a. a. 0., S. 4 n. 2, behauptet, dass 
die gewöhnlichen Grafen im Jahre 1202 im Haller Protestbrief nicht 
mehr als vollberechtigte Wähler galten »weil dort nur noch die (Fürsten- 
genoesen) Grafen von Orlamünde, Sommerschenburg, Brena und Wettin 
am Schlüsse der principes genannt wordene, muss aber doch zugestehen, 
dass der Graf von Dachsburg (nos una cum aliis prinäpibus elegimus) 
Otto 1198 gewählt hatte, und sucht dies durch die sehr schwache Er- 
klärung zu entschuldigen »der Dachsburger tritt wenigstens als Fürst 
auf, wie er auch stets an der Spitze der Grafen steht.« Hatten die 
letzteren aber 1198 noch das Wahlrecht, so gab es nach meiner An- 
sicht, auch weder bis 1202 noch bis 1208 ein Ereignis, welches sie des- 
selben hätte berauben können! 
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jenigen des Rechtsbuches vorangegangen wäre, allein es gibt 
ancb Gründe, welche dieser Annahme nicht im Wege stehen. 
Zunächst würde das Vorkommen der geringeren Stände bei 
der Königswahl für die Zeit vor 1209 sprechen, nnd dann ist 
doch eigentlich nicht an eine Vorrede im neueren Sinne zu 
denken, sondern dieselbe bildet hier einen förmlichen 
Abschnitt von der Herren Gebort. Wenn nnn aller- 
dings die dort unter den Fürsten genannten Grafen von An- 
halt, Orlamünde und Brena zu denen gehören, welche nach 
der Glosse zum Sachsenspiegel — wegen ihrer Hauptlinien 
von Askanien und Meissen — zu den Fürstengenossen zählten, 
so ist doch andererseits auch bemerkt worden, dass eigentlich 
nur die Grafen von Anhalt Kennzeichen des Reichsfürsten- 
standes genossen *), die von Orlamünde und Brena aber nicht 
in gleicher Weise. Diese Erklärung würde also auch nicht 
gegen die Aufzeichnung vor 1209 sprechen ; und ebensowenig 
der Umstand, dass die Vorrede schon einen Herzog von Lüne- 
burg nennt. Ein Herzogtum Braunschweig ist allerdings erst 
seit 1236 errichtet, allein die Weifen übertrugen ihren früheren 
Herzogstitel bekanntlich auf ihren eigenen Besitz und nannten 
sich längst und ganz gewöhnlich dux de Lüneburg oder de 
Brunswik*). Eike v. Rqpkow konnte ihnen also gerade im 
Jahre 1208, als Ottos Wahl in Sachsen bestätigt wurde, auch 
schon diesen Titel geben. Mit Bestimmtheit wissen wir über- 
haupt nur, dass die Abfassung der Vorrede vor 1240 statt- 
gefunden haben muss, weil sie die Edlen v. Amersleben noch 
nennt, welche in diesem Jahre erloschen 8 ), die des eigentlichen 
Rechtsbuches aber vor 1235, weil es das Herzogtum Braun- 
schweig noch nicht unter den sächsischen Fahnlehen nennt. 
Ganz unverständlich ist nun aber die folgende Behauptung: 
»Die Vorrede des Sachsenspiegels nennt unter des Reiches 
Schöffen: Hynric, Judas von Snetlinge nach Homeyrs Lesart, 
nach anderer Hynric Judases. Nach letzterer Lesart muss es 

1) F. Fidcer, vom Reichsförstenstand § 157. 

2) F. Winter, Forschungen zur deutschen Geschichte, B. XIV. 
S. 315-816 (über Entstehungszeit der Vorrede cum Sachsenspiegel). 

3) F. Winter, a. a. 0., S. 812. 
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Eine Person gewesen sein : Heinrich, Judas 9 Sohn von Schneid- 
lingen. Nun kommt 1223 auf dem Landgericht zu Aschers- 
leben vor: Henricus Judas sen. unter den Schöffen. Derselbe 
erscheint ohne weiteren Geschlechtsnamen, aber es dürfte keinem 
Zweifel unterliegen, dass eben damit jenes Geschlecht der Herren 
v. Schneidlingen gemeint und dass in der That Hynric Judas 
nur eine Person ist. Während also in einer anderen Urkunde 
von 1223 Henricus et Filius suns de Snetlinge erscheinen, wird 
hier der Vater allein Judas sen. genannt. Wenn die Vorrede 
des Sachsenspiegels nur von einem Heinrich Judas v. Schneid- 
lingen spricht, 1223 aber nach zwei Urkunden Vater und Sohn 
lebten, welche beide in der Lage waren, beim Grafengericht 
zu erscheinen, so ist auch hiermit der Schluss naheliegend, dass 
die Vorrede erst nach 1223 abgefasst ist 1 ). 

Zunächst hat sich der Verfasser zu dieser Behauptung wohl 
deshalb verstanden, weil er — aber ganz irrtümlich, wie ich 
später zeigen werde — die Abfassung vor dem Jahre 1224 
ffir ganz unmöglich hielt*). 

Seine Folgerungen aus der angeblich richtigeren Lesart 
»Hinric Judasesc sind nun aber schon deshalb sehr bedenklich, 
weil Judases doch eine ausgedehnte Schreibart für » Judass« sein 
konnte, mithin nichts anderes bedeuten würde als eben »Judas«. 
Dafür spricht auch schon, dass sowohl Professor Weiske, wie 
R. Sachse, gerade »Heinrich Judas« in ihren Ausgaben 
haben, und beide Handschriften, die Leipziger und Heidelberger, 
sind doch gewiss derjenigen vorzuziehen, welche der Herr Ver- 
fasser für die bessere hält. Professor Homeyers Lesart »Hein- 
rich, Judas v. Schnetlingen« nach der Quedlinburger Hand- 
schrift, wird daher die ausführlichere sein, welche mit 
der Leipziger und Heidelberger im wesentlichen überein- 
stimmt: dass nämlich der Vater mit dem Zunamen Judas, 
und nicht dessen Sohn, gemeint ist, der einen solchen gar nicht 
führte. Der Herr Verfasser hat z. B. selbst einen »Heinrich 
v. Schneidlingen« 1255 und 1257 nachgewiesen 8 ). Dadurch 

1) F. Winter, in seinen Nachträgen, a. a. 0., B. XVIII, S. 382. 

2) F. Winter, a. a. 0., B. XIV, S. 315. 

3) F. Winter, a. a. 0., B. XIV, S. 314. 
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wird nun aber gerade meine Vermutung gestärkt: das die 
Vorrede bedeutend früher abgefasst sein muss, als man 
gewöhnlich annimmt, sonst würde sieden Vater uni den 
Sohn nennen. Letzterer, der vor 1223 urkundlich nicht 
erscheint, muss zur Zeit der Niederschreibung noch eil Kind 
gewesen sein, und es stände also dem Jahre 1208 durchaus 
nichts entgegen. Mag dies nun richtig sein oder nicht, jeden- 
falls ist die Beweisführung meines seligen Freundes eine sehr 
zweifelhafte, da sie die drei anerkannt besten Handschriften 
gegen sich hat, ich selbst aber halte meine eigeien Unter- 
suchungen über die Entstehungszeit der Vorrede nur für eine 
mögliche Hilfe, die Bestimmung der Abfassungszeit des eigent- 
lichen Rechtsbuches für die Hauptsache. 

Endlich habe ich noch für die letztere den einzigen 
Artikel — über den Wahlausschuss — in welchem der 
Herrscher von Böhmen genannt wird, etwas naher zu 
besprechen. Dem Könige wird hier sein Erzamt als Schenk 
des Reiches gelassen, das Vorstimmrecht aber entzogen — weil 
er kein Deutscher sei. Es ist nicht meine Aufgabe, die ver- 
schiedenen Deutungen dieser Worte hier zu erläutern, nur eine 
derselben ist för mich von Wichtigkeit, weil sie mit meiner 
Erklärung über die Abfassungszeit des Sachsenspiegels in Wider- 
spruch steht. Es ist nämlich behauptet worden *), dass sich 
jene obigen Worte auf König Wenzel I. — seit 1230 — be- 
ziehen, wegen dessen nicht deutscher Mutter. Derselbe Ver- 
fasser gibt aber zu, dass Eike v. Repkows weifische Beziehungen 
noch unter Friedrich II. fortbestanden: und danach scheint es 
mir doch sehr wahrscheinlich, dass sich die Ausschliessung des 
Königs schon auf Ottokar I. bezog. Ich halte dieselbe für rein 
politisch und auf persönlicher Abneigung beruhend. 
Der König von Böhmen hat sein Vorwahlrecht in den Jahren 
1212, 1237 und 1257 ohne Widerspruch geltend gemacht*), 
wie aber konnte der Verfasser des Sachsenspiegels denselben, 
nach seinem Abfalle (1211) von Kaiser Otto, wirksamer in 



1) X. Weiland, Forschungen zur deutschen Geschichte, B. XX, S. 308. 

2) Dr. L. Quidde, a. a. 0., S. 85, & 40 und 103. 
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seinem Ansehen schädigen, als dadurch, dass er ihm — weil 
er ja zweifellos nicht deutsch war — unter diesem Vorwande 
sein mit dem Erzamte verbundenes Recht bei der Eönigswahl 
in dem bald so weit verbreiteten Rechtsbuche gänzlich entzog? 
Dieses Verfahren wäre durchaus im Einklänge mit meinen 
übrigen Erklärungen, dass jener Artikel über den Wahlaus- 
8chuß8 — wegen der Pfaffen- und Laienfürsten — zunächst 
nach dem Jahre 1209 niedergeschrieben ist, und meine Schluss- 
erörterungen werden, hoffe ich, wahrscheinlich machen, dass 
dies lange vor 1230 geschah. Viel zu weit geht aber die Be- 
hauptung: »dass die ganze Zusammensetzung des Kurfürsten- 
kollegiums in der Hauptsache als ein Werk des Sachsen- 
spiegels anzusehen sei, und dass die Begründung desselben 
auf ein Erzamt dazu habe führen müssen, das Eurrecht auch 
dem Könige von Böhmen zuzuerkennen, welchem die sächsische 
Theorie dasselbe anfangs aus Gründen des Partikular- 
interesses (!) unter Berufung auf seine nichtdeutsche Ab- 
stammung abgesprochen hattet 1 ). 

Meine Untersuchungen lassen sich nun etwa in Folgendem 
zusammenfassen: 

1) dass der Abschnitt des Sachsenspiegels, von der Herren- 
geburt, in welchem noch Grafen zu den Fürsten zählen, wahr- 
scheinlich im Jahre 1208 niedergeschrieben wäre, als die 
ersteren noch das Wahlrecht hatten. 

2) dass der Artikel 57, welcher von der Einsetzung des 
Wahlausschusses handelt, nach dem Jahre 1209 abgefasst 
ist, und dass unter den Pfaffen- und Laienfürsten nur noch 
solche zu verstehen sind, welche den neueren Fürstenstand 
bildeten, und das alleinige Recht der Königswahl übten; und 
endlich, dass jener Abschnitt nicht vor dem Abfalle des Königs 
von Böhmen von Otto IV. niedergeschrieben wurde. 

Wenn ich nun noch einen Blick auf meine gesamte Aus- 



1) 0. Harnack, a. a. 0., S. 63 ff. H. Schuster (Mitteil. d. Inst. f. 
öster. Geschfg. III, 892 ff. spricht dem böhm. Herrscherhaus als nicht deutsch 
überhaupt jedes Wahlrecht ab, seine Berufung (S. 406) auf die ganz 
verworrene Stelle derGlosse zum Sachsenspiegel halte ich aber nicht 
für annehmbar, »da diese sogar noch alle Fürsten wählen lasst.« 
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führung zurückwerfe, so will ich mich durchaus nicht dem 
Gefühle entziehen, dass die Schwierigkeiten einer festen Be- 
gründung solcher Fragen sehr gross sind. Auch die Annahme, 
dass die Aufzeichnung des Sachsenspiegels nach dem Jahre 
1224 stattgehabt haben müsse, weil der Verfasser erst aus der 
Tregua Eonig Heinrichs VII. den Feuertod für Ketzerei ge- 
kannt hätte, schien sehr wahrscheinlich, und doch musste die- 
selbe aufgegeben werden 1 ), weil nachgewiesen wurde, dass be- 
reits im Jahre 1052 zu Goslar, auf Befehl des Kaisers, Ketzer 
gehangen sind, und auch der Scheiterhaufen 1143 in K3ln, 
1168 in Bonn und 1211 in Strassburg in Anwendung kam. 

In gleicher Weise mochte mir zunächst entgegnet werden, 
dass ich selbst die Möglichkeit zugelassen, der Abschnitt von 
der Herren Geburt könne nach dem Jahre 1208 niedergeschrieben 
sein, und dass dadurch mein Beweis, die Grafen hätten 1208 
noch das Stimmrecht bei der Königswahl gehabt, abgeschwächt 
werde. Allein es bleibt mir noch immer die Angabe Arnolds 
von Lübeck aus diesem Jahre, und für die Bestimmung des 
frühesten Beginnens der Aufzeichnung des Sachsenspiegels ist 
ein anderer Grund entscheidend, weshalb ich viel mehr Wert 
auf meine zweite, eigentliche Behauptung lege: dass der Ab- 
schnitt, welcher von dem Wahlausschusse handelt, nicht vor 
Juni 1209 abgefasst sein kann. 

Allerdings wäre auch hier der Einwand möglich, dass 
Eike v. Eepkow schon früher von einer bevorzugten Klasse der 
Wähler wissen konnte, weil Papst Innocenz III. bereits zu König 
Philipps Zeit von solchen Fürsten gesprochen, ad quos prin- 
cipaliter spectat electio*). 

Allein, wenn es auch — ungeachtet der Widersprüche — 
wahrscheinlich ist, dass diese päpstlichen Worte sich auf ein 
älteres Gewohnheitsrecht zurückbeziehen 8 ), so mussten doch 



1) I. Ficker verbessert seine frühere Behauptung an der angegebenen 
Stelle über die Einführung der getetzl. Todesstrafe für Ketzerei; F. 
Winter hatte aber daraus noch seine Folgerungen für die Abfassungs- 
zeit gezogen, wie ich bereits andeutete. 

2) Epistola Innocentii nr. 29. 

3) I. Ficker, fürstliehe Willebriefe und Mitbesiegelungen (Mittei- 
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die ini Sachsenspiegel genannten weltlichen Mitglieder jenes 
Ausschusses, welche sämtlich Inhaber yon Erzämtern waren, 
um so sicherer unter Otto IV., und durch eine ganz bestimmte 
Uebereinkunft, erblich gemacht sein, da die ihnen ge- 
hörigen Fürstentümer, mit Ausnahme von Böhmen, seit dem 
Jahre 1184 sich erst dauernd mit einem solchen Amte ver- 
bunden nachweisen lassen, und das gleiche gilt von dem 
Vorstimmrecht. Das letztere mag seit alter Zeit den In- 
habern der Erzämter gebührt haben , was schon sehr gut zu 
der Gewohnheit gepasst hätte, dass man gewöhnlich den Sohn 
des Königs zu seinem Nachfolgerwählte: denn welche andere 
Fürsten — als diese Gefolgschaft 1 ) — würden wohl 
mehr einem solchen Verbleiben der Krone in der Familie ge- 
neigt gewesen sein ? Aber diese Inhaber der Erzämter, welche 
wohl Papst Innocenz III. mit seinen unsicheren Angaben be- 
zeichnen will, waren ebenso wenig erblich, wie der König, der 
nach seiner Thronbesteigung sie entweder bestätigte oder durch 
andere ersetzte*). 

hingen des Instituts für österreichische Geschichtsforschung, B. III, S. 58) 
meint aber, dass von den geistlichen Fürsten nur die drei rheinischen 
Erzbischöfe zu Anfang 13. Jahrhunderts eine bevorzugte Stellung ge- 
habt und ihre Wahlstimmen einigen Vorzug genossen hätten, während 
im weltlichen Fürstenstande noch Gleichheit herrschte, bis zuerst der 
Pfalzgraf, und gegen Mitte 13. Jahrhunderts auch andere von ihnen 
als bevorzugte Wähler galten. 

1) Nam ipsi pars corporis nostri sunt nennt sie die goldene Bulle 
c. 24, zu vergl. über diese Bedeutung jener engen Verbindung meine 
Broschüre über Gefolgschaft und Majestätsverletzung. 

2) Dr. L. Quidde, die Entstehung des Kurfürtenkollegiums hat sich 
durchzuführen bemüht, dass die vom Sachsenspiegel im Ausschüsse ge- 
nannten Fürsten schon ältere Rechte hatten, indem einige von ihnen 
als Erben der Stammesherzoge anzusehen seien, welche man als die 
ältesten Inhaber der Erzämter kennt Allein er muss (S. 33) selbst zu- 
geben, dass dies überhaupt nur ein Mal — 936 — nachweisbar ist, dass 
(S. 33) schon 986 auch der Herzog von Eärnthen als ein solcher Würden- 
träger genannt wird, dass (S. 46) auch 1114 und nach 1158 der Herrscher 
von Böhmen ein Erzamt inne hat, und dass (S. 95) sogar 1184 der Graf 
von Hennegau — (ein Vasall des Bischofs von Lüttich !) — das Reichs- 
schwert trug. Ueberhaupt werden die Inhaber der Erzämter, wie wir 
sahen, viel zu selten genannt, und mit Recht hat Dr. H. Siegel 
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Die Stanfen hatten aber seit 1184 wenig Veranlassung 
gehabt die vier Erzamter mit anderen Landen zu verbinden, 
nachdem der Pfalzgraf von Otto zu Philipp fibergetreten war. 
Ersterer aber handelte sehr klag, dass er gerade diese als 
erbliche Gefolgschaft bestätigte: weil er sie dadurch 
alle für sich gewann, und fremde Ansprüche am wenigsten 
verletzte. 

Ich glaube demnach bei meiner Ausfährung, dass diese 
Wahlordnung im Juni 1209 zu Wirzburg festgesetzt worden, 
um so mehr beharren zu dürfen, da ich nachgewiesen, dass 
die Grafen fast bestimmt 1198 und wahrscheinlich im Herbst 
1208 noch das Wahlrecht übten, dass dagegen im Jahre 1212 
nur noch von Fürsten die Bede ist; und eine passendere Ge- 
legenheit für die Einführung dieser Neuerung in der Zwischen- 
zeit kaum gefunden werden konnte, als auf obigem Reichstag, 
und selbst wenn die Grafen, wie behauptet wurde, wirklich 
im Jahre 1198 nur noch das Recht der Zustimmung gehabt 
hätten *), so müssten sie doch immer dieses in der Zeit von 
1208—1212 verloren haben, denn nur bei den unregelmässigen 
Wahlen der von Innocenz IV. aufgestellten Gegenkouige — 



(deutsche Rechtsgeschichte, 8. 199) gesagt, dass die Bedeutung des Herzog- 
tums eine sehr Ungewisse ist Es scheint mir daher unhaltbar nach den 
obigen Beispielen den Stammesherzogen oder deren tteohtserben einen 
bestimmten Anspruch auf die Erzamter zuzugestehen. Jedenfalls 
ist die Erblichkeit derselben vor der Angabe des 
Sachsenspiegels nicht nachweisbar; wenn sich auch 
die Worte Arnolds von Lübeck (Man. Germ. Scrp. XXI, S. 152), dass 
1184 »reges vel dueee out marchionea* die Erzämter verwalteten, auf die 
weltlichen Mitglieder des Ausschusses im Sachsenspiegel anwenden 
lassen; denn ich glaube nicht, dass 0. Harnacks Ansioht (S. 44) die 
richtige ist: »es fehle 1184 der Pfalsgraf, weil keine paloUni genannt 
seien«. Der damalige Rheinpfalzgraf war ein geborner Herzog von 
Schwaben und wird unter den duces zu suchen sein, obgleich er ur- 
kundlich wohl immer palatmue comee heisst Aber auch der König von 
Böhmen — den es in jenem Jahre überhaupt nicht gab — konnte nioht 
in Mains sein, L. Weiland (Forschungen B. XX, S. 816) hat aber nach- 
gewiesen, dass sich von diesem Lande Herzog Friedrich zu jener Zeit 
bei dem Kaiser befand. 

1) 0. Harnack, a. a. 0., S. 19. 
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Heinrich Raspe und Wilhelm von Holland — am 22. Mai 1246 
and am 3. Oktober 1247, werden in der Folge noch einige 
Grafen als Teilnehmer genannt l ). 

Ich glaube daher zur Annahme vorschlagen zu dürfen, 
dass der Sachsenspiegel nicht in der Zeit von 1198 — 1234, 
sondern erst nach Juni 1209 niedergeschrieben sein wird. 

Ueber die Vollendung des Rechtsbuches, welche man ge- 
wöhnlich um 1234 geschehen lässt, dürften aber auch weitere 
Untersuchungen nicht überflüssig sein. Eis ist doch sehr auf- 
fallend, dass in demselben die Bestimmungen Friedrichs IL, 
vom 26. April und November 1220, und diejenigen seines 
Sohnes Heinrich aus dem Jahre 1225 und 1230, über den 
Kirchenbann, ganz unberücksichtigt geblieben sind. Ich 
habe dies zwar selbst an anderer Stelle *) damit zu entschul- 
digen gesucht, dass Kaiser Friedrich seinen eigenen Gesetzen 
keine Anerkennung verschaffte, und dass der Verfasser des 
sachsischen Rechtsbuches deshalb auch nicht verpflichtet ge- 
wesen sei, dieselben aufzunehmen, sondern uns nur das bis 
1220 bestehende Gewohnheitsrecht überlieferte. 

Aber sehr bedenklich bleibt es doch immer, dass Eike v. 
Repkow nicht wenigstens eine Andeutung über die Bestimmung 
vom November 1220 gibt, deren Verkündigung im Reich 
Friedrich II. besonders dem Erzkanzler befahl. Allerdings 
bringt sie der Schwabenspiegel ') auch nicht, aber dies erklärt 
sich leicht dadurch, dass för den Erzbischof von Mainz, dem, 
wie ich am Schlüsse zeigen werde, der Verfasser angehören 
musste, 1234 ausdrücklich wieder das strengere Gesetz vom 
26. April 1220 bestätigt wurde, und dieses enthält das soge- 
nannte schwäbische Rechtsbuch 4 ). 

1) Dr. F. Schirrmacher, die Entstehung des Kurförstenkollegiums, 
8. 62—65. 

2) Zur Absetzung des Königs der Deutschen, S. 13 ff., wo ich die 
einseinen Straferlasse besprochen habe. 

3) Der richtige Titel ist »das Buch vom Land- und Lehnrecht oder 
vom kaiserlichen Land- und Lehnrecht«, su vergleichen Dr. Heinrich 
Siegel, deutsche Rechtsgeschichte, S. 74. 

4) o. 106 und c 246. Gegenseitigkeit von Bann- und Achterklärung, 
zwischen Kirche und Reich, bei der Dauer von sechs Wochen 
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Wäre der Sachsenspiegel wirklich erst so spät zum Ab- 
schlüsse gekommen, wie man annimmt, so mösste sich doch 
irgend eine Erwähnung dieser Gesetze finden. Ich halte daher 
die Vollendung vor dem Jahre 1220 für sehr möglich, und 
dies würde meiner Annahme nicht entgegen stehen, dass ich 
den Beginn bald nach 1209 ansetze: denn es wäre auch un- 
wahrscheinlich, dass der Verfasser, wie man bisher zuliess, von 
1198 bis 1234 an seinem Werke gearbeitet haben sollte. 

Sollten jedoch meine staatsrechtlichen Erörterungen nicht 
annehmbar erscheinen, so wird man wohl auf die Bestimmung 
der Entstehungszeit des Sachsenspiegels überhaupt verachten 
müssen, da ein berühmter Rechtslehrer *) erklärt hat, dass auch 
aus der Gerichtsverfassung jenes Rechtsbuches, weil sie noch 
auf karolingiscber Grundlage beruht, keinerlei Folgerungen für 
die Zeit der Aufzeichnung gestattet sind : dass man sich aber 
bei Lebzeiten des Verfassers — um die gesetzlich weiter zu 
leihenden Grafschaften zu behalten*) — dadurch zu helfen 
wusste, dass man aus denselben grössere Gebiete bildete — 
die sogenannte »Krumme Grafschaft* in Westfalen bestand 
z. B. aus 17 Freistühlen — und dann die einzelnen Gerichte 
durch belehnte oder angestellte Richter verwalten liess. 

Dies war also bereits die entwickelte Landeshoheit, von 
welcher ich eingehend (Cap. I) gesprochen, und welche ihre 
gesetzliche Bestätigung im Jahre 1231 durch die Worte erhielt, 
dass jeder Fürst €Jurisdidionibus utatur* und mithin des 
Königsbannes nicht mehr bedurfte. 



und einem Tag, während Friedrich Novemb. 1220 nur versprach, 
wenn ein Ort oder eine Person ein Jahr im Banne wäre, die Acht 
zu verhängen, bis Freisprechung durch die Kirche erfolgt sei. 

1) B. Sehröder, Zeitschrift der Savigny-Stiftung fftr Rechtsgeachichte, 
B. V, germ. Abt. S. 49, n. 4. 

2) Am Schluß« des Kap. I habe ich bei der Untersuchung Über die 
Grafschaften des Herzogtums Wirzburg (nach 11. Siegels deutscher 
Rechtsgeachichte, S. 200) auch bemerkt, dass jeder Fürst, welcher eine 
Grafschaft erwarb, diese einem Afterlehensmann Übergeben mutete, der 
dann des Königabannes — der Gewalt zu richten — durch die Krone 
bedurfte. 
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Dieser letztere ist aber kürzlich für eine Behauptung be- 
nutzt worden, auf welche ich hier weiter eingehen muss. 

Es ist nämlich auf Grund des Art. 41 b des kaiserlichen 
Land- und Lehenrechts — des sogenannten Schwabenspiegels 
— dem Herzog von Bayern das böhmische Reichsschenken- 
und Kurrecht zugesprochen worden »weil ihn König Richard 
bei seiner Rückkehr nach England im Jahre 1258 bevoll- 
mächtigt habe, an seiner Stelle, den Königsbann diesseits des 
Rheines über die Berge bis nach Trient zu verleihenc 1 ). Ganz 
abgesehen davon, dass der Kardinal Heinrich von Ostia, der 
von 1262 — 1272 in Deutschland weilte, noch nichts von dem 
beanspruchten Rechte des Herzogs wusste und von den Kur- 
fürsten berichtet >septitnus est dux Bohemiae, gut modo est rex* *) 
und auch Bayern selbst in dem späteren Streit unter Rudolf I. 
niemals seine angebliche Berechtigung darauf gestützt hat : so 
war auch die Bannleihe spätestens doch seit Mitte des 13. Jahr- 
hunderts fast überall, durch die Landeshoheit, überflüssig ge- 
worden 8 ), und ich muss es daher als durchaus unzulässig er- 
klären »noch im Jahre 1258c so gewichtige Folgerungen 
aus einer solchen Angabe ziehen zu wollen. Uebrigens gibt 
der Herr Verfasser ja selbst zu 4 ) dass diese Bannleihe auch 
nur »dem Schenken« nach jener Aufzeichnung des Lehen- 
rechts in A b Wesenheit d es Königs zustehen sollte »und 
dass nur in einigen Handschriften der Herzog v. Bayern hin- 



1) Dr. L v. BocJcinger, Abhandlungen der kgl. bayer. Akad. d. 
Wissenschaften, B. 18, S. 602 und 633 ff. 

2) F. Schirrmacher, die Entstehung des Kurförstenkollegiums, S. 93 ff. 

3) 0. v. Zallinger, Mitteil, des Instituts f. österr. Oeschichtsfg. III- 
S. 542 and 561. 

4) Dr. i» o. BocJcinger, a. a. 0., S. 602. Auch muss ich noch be- 
merken, dass S. 634 — 635 anscheinend der Königsbann — die Gewalt 
in richten — mit dem Schutze des Reichegutes gleichgestellt wird, indem 
es dort hebst, »es sei eine Art Widerruf und eine klein- 
liche Rache gewesen, dass suerst an Bayern (!) die 
Verleihung des Königsbannes übertragen wurde, 
später (nach den Reichsregesten) 1266 in dem gleichen Ge- 
biet dem König von Böhmen der Schutz des Reichsgutes 
anvertraut werden sollte.« 
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zogefögt wirdc Das Wahre dürfte also sein, dass jene An- 
gabe sich anf die Krenzzfige nnd den staufischen Besitz von 
Sizilien, also anf eine viel frohere Zeit, bezieht, in welcher der 
Schenk in Abwesenheit des Königs vielleicht in jenem Gebiet 
die Bannleihe erteilen sollte : dass aber der Name des Herzogs 
von Bayern in einigen wenigen Handschriften hinzugefügt 
wurde, nm den vergeblichen Streit mit Böhmen um das Kur- 
recht in ein günstiges Licht zu stellen. 

Vermag ich auf Grund dieser Behauptungen dem 
Herrn Verfasser nicht beizustimmen , dass der sog. Schwaben- 
spiegel im Jahre 1259 abgefasst sei, so kann ich ihm ebenso- 
wenig einräumen *) dass dies in Bamberg und durch den 
Magister Jakob geschehen sein soll. Und zwar deshalb, weil 
jenes Rechtsbuch Ober Gegenseitigkeit von Kirchen- Bann und 
Acht des Reiches die Bestimmungen vom 26. April 1220 
bringt, nämlich nach sechs Wochen und einem Tag, 
was 1234 nur dem Erzbischof von Mainz — in/aw- 
rem ipsius precipimus — erneuert und bestätigt wurde: wah- 
rend für das Reich im November 1220 die wechselseitige 
Verpflichtung erst nach der Dauer eines Jahres mit 
dem Papst verabredet und festgesetzt wurde 9 ). Eine so un- 
richtige Angabe würde aber ein Bamberger Geistlicher schwer- 
lich gemacht haben, da ja dieses Hochstift nur von Rom ab- 
hängig war und das jus beati Pari hatte 8 ). Der Herr Ver- 
fasser verstärkt nun zwar seine Behauptung über den Ursprung 
des Rechtsbuches im Ostfranken durch den Nachweis, dass in dem- 
selben für den Gerichtsgehilfen die angeblich nur fränkische Be- 
zeichnung »des Büttelc gebraucht wird 4 ), aber das passt ganz 
ebenso für das Erzbistum Mainz, welches ja vom Odenwald bis 
in das südliche Sachsen hinein reichte 6 ). Und geradedieser 

1) Dr. L. v. Bockingcr, a. a. 0., S. 660—668. 

2) Meine Broschüre »zur Absetzung des Königs der Deutschen e, 
8. 17 — 21, wo ich aber noch unrichtig Augsburg als den Ort der Ab- 
fassung annahm, während die Bestätigung für Mains, und nicht 
für die Sufragane 1284 erfolgte. 

3) Dr. L. v. Bockingcr, a. a. 0., 8. 329 und 872. 

4) Dr. L. v. Bockingcr, a. a. 0., S. 314. Ich komme noch auf den Büttel. 

5) Dr. K. Stumpf, acta MogunUna, 8. VII. 
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Umstand spricht noch weit mehr für meine Beweisführung: 
da der sogen. Schwabenspiegel neben der fränkischen 
Bezeichnung auch die echt sächsische und allgemeine »des 
Fronboten c gebraucht 1 ). Ist also die Behauptung über die 
Abfassung in Bamberg schon nach der obigen ganz unrichtigen 
Angabe über Bann und Acht — die nur für Mainz passt 
— als unhaltbar zu bezeichnen, so glaube ich auch noch be- 
weisen zu können, dass jenes Rechtsbuch kaum durch einen 
Geistlichen entstand. Es wird nämlich cap. 122 die Wahl 
eines Gebannten zum König nicht allein nicht unbedingt 
verworfen, sondern der Bann auch erst hinter körper- 
lichen Gebrechen als Hiudernis genannt. Sodann wird 
cap. 128 nichts über die Folgen gesagt, welche der Kirchen- 
bann für den Kaiser hat; und endlich sprechen die cap. 106 
und 246 nicht von der Ausschliessung eines Gebannten von 
aller Thätigkeit vor Gericht, denn nur als Angeschuldigter 
durfte er dort erscheinen, wie dies im Gesetz vom 26. April 
1220 bestimmt wird. Das alles ist wohl kaum geeignet, um 
in dem Verfasser einen Geistlichen zu vermuten, am wenigsten 
aber einen so erfahrenen Kenner der Rechte, wie Magister Jakob 
von Bamberg! 

Aber ganz abgesehen von den zwingenden, gesetzlichen 
Gründen dafür, dass jenes Rechtsbuch im Erzbistum Mainz 
abgefasst sein muss, so ist auch erwiesen, dass Magister Jakob 
von Bamberg den Titel eines Kaplan des Königs Ottokar II. von 
Böhmen geführt hat*): und es wäre doch recht sonderbar, 
wenn dieser — als Verfasser — das Schenken- und Kur- 
recht jenes Fürsten an Bayern gegeben haben sollte! 

Ich will hier zum Schlüsse noch einige Bemerkungen über 
den, zwischen dem Sachsenspiegel und dem sog. Schwaben- 
spiegel stehenden, Deutschenspiegel machen. Er nennt eben- 
falls den Büttel und den Fron boten und kennt, wie 
der Schwabenspiegel, keinen Waibel des Augsburger Stadtrechts, 

1) Dr. L. v. Bockinger, a. a. 0., S. 314. 

2) Dr. L v. Bockinger, a. a. 0., S. 668 n. 2. Wunderbar, dass der 
Herr Verfasser dennoch seine Behauptungen, ohne das geringste Be- 
denken, fortsetzte. 

Zeltsohr. 1 StMttw. 1890. III. Heft. 27 
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fahrt aber auch noch den bayerischen Schergen ein 1 ). Darin 
liegt nun zwar eine gewisse Gleichheit, ich muss aber be- 
merken, dass die Behauptung »der Büttel komme nur in Franken 
vor« unrichtig ist: denn er findet sich z. B. in den Ham- 
burger Chroniken (332), wo der Bürgermeister Matthias 
Reders bei Ausbruch des Schmalkaldischen Krieges den Kaiser 
Karl V. als Büttel und Bluthund des Papstes bezeichnet*). 

Um aber ganz sicher zu gehen wandte ich mich an das 
Archiv der Freien-Stadt Hamburg und erhielt s ) die folgende 
sehr gefällige Mitteilung: 

»Dass in Hamburg wie in Lübeck und ohne Zweifel in 
ganz Niedersachsen, das Wort » Büttel c (: im alten Plattdeutsch 
»B o d e lc, — von BodeUus :) durchweg einen niedern Ge- 
richtsdiener bedeutet, und namentlich der Fronbote 
(praeco) darunter verstanden ist. Die Dienstwohnung dieser 
Gerichtsdiener, welche auch als Gefängnis benutzt wurde, heisst 
in alten Schriften die »Bodeliec (: Büttelei :). In den letzten 
Jahrhunderten sagte man amtlich statt Bodel: Fron 
(: Scharfrichter :) und statt Bodelie : Fronerei.« 

So lautet wortlich die hochinteressante Erklärung des 
Archivar Dr. Beneke: wofür ich hiermit meinen wärmsten 
Dank ausspreche. 

Ich habe nun zwar kein Beispiel für den Büttel in Sachsen 
aus dem 13. Jahrhundert, aber schwerlich wird er als ganz 
fremde Bezeichnung dort erst eingeführt sein *), und damit 
entfallt nun auch der letzte Grund für die Behauptung, dass 
Magister Jakob von Bamberg der Verfasser des sog. Schwaben- 
spiegels sei: denn das Werk konnte nach meinem Beweise 
ganz ebenso gut von einem Sachsen geschrieben sein. Ich 
glaube aber, dass dieses Rechtsbuch und der Deutschenspiegel 
doch einem gleichen Lande angehören, und wiederum scheinen, 

1) Dr. X. v. Bockmger, a. a. 0. f 8. 314 ff., wo der Büttel als aus- 
schliesslich fränkisch bezeichnet ist. 

2) J. Janssen, Geschichte des deutschen Volkes, B. III, S. 564, n. 2. 

3) Dorch Zuschrift vom 3. Juni 1890. 

4) Bedellus provinciae, woraus er doch herzuleiten, heisst aber am 
25. Nov. 1196 der praeco, oder Fronbote, im Landgericht des ducatus 
Transalbmus (zu vergl. A. F. Riedel, cod. dipl Brand, Abi 3, B. I, S. 3. 
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auch für den letzteren, die Verhältnisse auf das Erzbistum 
Mainz hinzuweisen, welches sich ja bis nach Sachsen hinein 
erstreckte. War der Büttel in den Seestädten bekannt, so ist 
dies doch um so mehr in den Mainzischen Teilen vorauszu- 
setzen, da ja der südliche Teil des Sprengeis ohnehin fränkisch 
war: und in welchem anderen Land, als gerade am Hofe des 
Erzkanzlers von Deutschland, lässt sich mit so viel Wahr- 
scheinlichkeit erwarten, dass auch der bayerische Scherge des 
Deutschenspiegel, durch die Verbindung mit den Sufraganen, 
genannt werden konnte, und dass die Schriften des Berthold 
von Regensburg etc., welche der sog. Schwabenspiegel benutzt 
hat, bis in die Metropole wohl am frühesten Verbreitung fanden ? 
Dass in Mainz die Rechtswissenschaften gerade zu jener 
Zeit besonders gepflegt wurden, geht schon daraus hervor, dass 
Dr. C. Will in seinen Regesten die staatsmännischen Eigen- 
schaften der beiden Erzbischöfe Gerhard 1 und Werner (1251 
bis 1284) in den betreffenden Einleitungen mit Sorgfalt her- 
vorhebt. Ersterer, dessen Mutter Beatrix dem Hause Wittels- 
bach angehörte, hat sich grosse Verdienste um den rheinischen 
Bond vom Jahre 1254 erworben, und letzterer könnte in so 
schwierigen Zeitverhältnissen, ohne eine förmliche Juristen- 
schale, sein Amt nicht mit solchem Erfolge verwaltet haben *). 
Bei der Wahl Rudolfs I. hat er aber die angeblich 1257 ent- 
standene bayerische Teilstimme — denn einen anderen Schein- 
grand konnte sie nicht haben a ) — begünstigt. Beide Erz- 

1) ßchon der berühmte Mainzer Landfrieden des Jahres 1235 scheint 
mir in der Kanzlei des Erzkanzlera enstanden zu sein, da die Kaiser- 
liche — wegen des langen Aufenthaltes in Italien — schwerlich das 
Bechttmaterial dazu besessen haben kann. Dieser Landfrieden war von 
solcher Bedeutung, dass nach J. Ficker (Entstehung des Sachsenspiegels 
8. 80) bereits die bayerische Gesetzgebung von 1244 und 1256 be- 
itimmt, dass jeder Richter ihn in deutscher Uebersetznng haben solle : 
and auch der sog. Seh wabenspiegel hat ihn mehr- 
fach benatzt (zu vergl. Dr. H. BGhlau, nove constitutionea domini 
Aber*, S. XV). 

2) Dr. L. Quidde, a. a. 0., 8. 104, bringt in sehr gediegener Weise 
die Erklärung für diesen Anspruch bis zur Rückgabe aller Rechte an 
die Krone Böhmen in den Jahren 1289 und 1290. Teilstimmen für eine 
Kurwürde zu fuhren, ist auch später versucht worden, so z. B. stimmte 

27* 
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k an zier standen demnach in nahen Beziehungen zu den 
Witteisbachern : und daraus wird sich vielleicht auch die Vor- 
liebe und Begünstigung, welche der sog. Schwabenspiegel an 
einigen Stellen diesem Hause widmet, zum Teil erklären lassen. 

Wenn der Verfasser geistlichen Standes gewesen ist, so 
gehorte er wohl einem der Bettelorden an, deren Mitglieder 
sehr unabhängig lebten, und, wie J. Janssen in seiner be- 
rühmten Geschichte des deutschen Volkes (B. III, S. 32) sagt, 
in dem sog. Mainzer Ratschlag an den Kaiser, des Jahres 1525, 
sogar ihrer Freiheiten wegen als die Urheber der Reformation 
bezeichnet sind. 

Durch diese Erörterungen habe ich nun allerdings die 
Abfassungszeit des Sachsenspiegels überschreiten müssen, allein 
man wird mir dies um so leichter verzeihen können, weil 
ich dazu durch eine Ueberschätzung der Notwendigkeit später 
Verleihung des Könnigsbannee veranlasst wurde — worüber 
ich noch erwähnen will, dass z. B. der Herzog von Bayern 
über liegendes Gut schon im Jahre 1229 sub bannt nostri 
pena urteilt *) — und weil ja der Königsbann einen Haupt- 
gegenstand meiner Untersuchungen über die Fürstenrechte 
bildete, endlich auch alle diese Verhältnisse, welche ich über 
die Entstehung des Kaiserlichen Land- und Lehenrechts — den 
sogenannten Schwabenspiegel — berührte, von hoher Bedeutung 
f&r die Staatswissenschaft sind. 

Ich bin mir zwar vollkommen bewusst, ausschliesslich 
schwierige Fragen behandelt und auch die Gegensätze nicht 
vermieden zu haben, hoffe dabei aber doch nicht von dem 
Grundsatze abgewichen zu sein: do ut des! 

bei der Wahl von 1814 Herzog Rudolf von Sachsen für Friedrich von 
Oeaterreich »aber Johann H. für Ludwig den Bayer«; und 
1349 für Günther von Schwarzburg »Pfalsgraf Rudolf IT. und Ruprecht 
von der Pfalz« und »Erich der ältere und Erich der jüngere, Herzoge 
von Sachsen« (zu vergleichen : Hofrat Phillipps, in den Sitzungsberichten 
der K. K. Akad. der Wissenschaften, B. 26, S. 162 und 164). 

1) Professor W. Sichel, zur Geschichte des Bannes, S. 41. Mit 
Recht bemerkt der Herr Verfasser S. 26—27, dass im Westen des 
Reiches am frühesten — schon seit 1069 — Beispiele der Landesherr- 
schaft zu finden sind, dass aber solche Aeusserungen der Macht sich 
auch bald weiter zeigen. 
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Geschichtlich kritischer Ueberhlick über die Systeme 
des Kommunismus und Sozialismus und deren Ver- 
treter. 



Von Dr. Otto Warschauer, 
Dozent der Staatowiuensehaften an der Universität Lefpitg. 



Zweiter Artikel. 

Der Sozialismus fusst wissenschaftlich auf der Lehre 
Adam Smiths und fand wie diese internationale Verbreitung. 
Er fasste Wurzeln in fast sämtlichen Staaten Europas und der 
alten Welt. Seine Wirkung ist bedeutend, denn er trug zur 
Verwischung bisheriger Partei-, Stände- und Kastenunterschiede 
bei und bringt die Gegensätze zwischen Arbeit und Kapital, 
zwischen dem besitzenden Bürgertum und dem Proletariat in 
immer höherem Masse zur Geltung. Die eigentliche Statte 
seiner Geburt ist Frankreich, und der Erste, der dort die Ar- 
beit als die Quelle aller Werte hinstellte und diese Ansicht 
zur Grundlage einer eigenen Weltauffassung machte, war Saint- 
Simon. Er hielt sich für den berufenen Träger einer neuen 
Offenbarung und wollte einen die Menschheit erlösenden Glauben 
predigen. Mit dem Zauberstabe der Religion klopfte er an 
die Gemüter der Menschen, und der Born ihrer Erkenntnis ver- 
schluss sich nicht. In Geburt, Leben und Tod jenes Mannes 
weht ein eigenartiger Zug des Bizarren. Geboren als der 
Sprössling eines erlauchten französischen Adelsgeschlechtes, 
war Saint-Simon Demokrat aus Ueberzeugung. Ein Weltmann 
durch Erziehung, ein Verschwender durch Neigung, wurde er 
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durch die Not fast zum Bettler. Sein Leben war reich an 
Plänen und arm an Erfolgen. Es enthält eine fast ununter- 
brochene Reihe verfehlter Versuche, grosser Misserfolge und 
arger Enttäuschungen. Doch der Wechsel seiner Geschicke be- 
einflusste nicht die Idealität seines Charakters. Kein unlauterer 
Gedanke und kein Auswuchs der Selbstsucht nagte an ihm; 
im Glück und Unglück, in Freud und Leid wahrte er sich 
stets die Wärme vornehmer Empfindung, die Güte des Herzens 
und die Grosse der Seele. Aber er war ein Produkt eigen- 
artiger Gegensätze. In ihm paarte sich eine ungezügelte Phantasie 
mit dem steten Drange nach Wissen, sowie Geistesreichtum 
mit personlicher Ueberspanntheit. Er war mehr andeutend 
wie skizzierend, er hatte nicht den Vorzug einer abgeschlossenen 
Bildung, und doch war er einer der hervorragendsten Denker 
des 19. Jahrhunderts, unbeachtet in seinen Schriften, unbe- 
lohnt für seine Mühen, scheidet er aus diesem Leben als der 
erste wahrhaft Christlich-Soziale; keine Thräne wird ihm nach- 
geweint, kein Herz bangt sich in Sehnsucht um den Dahinge- 
schiedenen, keine Wehklage hallt an seinem Sarge wieder — 
und doch hinterläßt er eine Gemeinde zielbewußter Jünger. 
Saint-Simons Leben war der Auffindung gesellschaftlicher 
Wahrheiten gewidmet; er wollte in der Vereinigung der Po- 
litik und Naturwissenschaften eine physico-politische Wissen- 
schaft begründen und durch sie die fernere Entwicklung der 
bürgerlichen Gesellschaft bestimmen. Eine grosse Anzahl von 
Schriften l ) hat er zu diesem Zwecke verfasst, jedoch haben nur 
vier derselben hervorragendere Bedeutung. Nachdem er in 
einer *V Organisateur* betitelten Abhandlung einen Ueberblick 
über die Entwicklung der Industrie gegeben und offen ange- 
deutet hatte, dass der Arbeit und ihren Vertretern ein höherer 
Platz in der bürgerlichen Gesellschaft zukomme wie bisher, 
erschien 1820 seine Schrift iDti Systeme industrieU, in der 
er den Schutz der Industrie als eine Selbsterhaltung des Kö- 
nigtums hinstellt. 



1) Vgl. Oeuvres de Saint -Simon et cPEnf antin, publikes par lee 
membres da conteil institul par Enfantin pour l'execution de ses der- 
nibres volontäs. Paris 1865. 
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Die Grundlage seiner sozialistischen Auffassang jedoch ist 
in dem 1823 und 1824 erschienenen >Catichistne des Indu- 
strieis* zu suchen. Saint-Simon meint darin, dass alle, welche 
arbeiten, zur Klasse der Industriellen gehören, dass sie die 
grösste Anzahl der Staatsangehörigen umfasse, die wichtigste 
im Staate sei und, obwohl sozial unterschätzt, den ersten Rang 
in der bürgerlichen Gesellschaft zu beanspruchen habe. Pflicht 
der Wissenschaft sei es nun, historisch rückblickend und sozial 
Torbereitend die bisherigen Missstände zu beseitigen. Den Ent- 
wicklungskeim der französischen Bourgeoisie sucht Saint-Simon 
im Zeitalter Ludwigs XI. Erst seit jener Zeit hätten sich 
Handel und Industrie entwickelt und Kapitalien schneller als 
bisher gebildet. Auf kapitalistischem Untergrunde sei allmäh- 
lich eine Gesellschaftsschichte entstanden, welche die Vorrechte 
des Adels beschnitten, um sie selbst an sich zu ziehen. Fus- 
send auf den Früchten der Arbeit habe sich ein reicher Han- 
delsstand entwickelt, dem sich vermögende Beamte und Advokaten 
angeschlossen und der gemeinsam mit diesen Elementen die 
liberale Bourgeoisie bilde. Der Industrie entsprossen, erhebe 
sie sich, um die Industrie zu unterdrücken; sie habe die Macht 
des grund herrlichen Adels gebrochen, um gleich diesem an den 
Früchten der Arbeit zu saugen und sich daran zu sättigen; 
ihr Programm laute: *öte-toi de lä que je m>y mette.* So sei 
allmählich die Bourgeoisie die mächtigste Klasse im Staate ge- 
worden, aber ihr grosser sozialer und selbstsüchtiger Einfluss 
wird nach Saint-Simon nur vorübergehend sein, denn die grosse 
Revolution, die am Ende des vorigen Jahrhunderts begonnen, 
werde den eigentlichen Zweck ihrer Bestimmung nur dann er- 
füllt haben, wenn die volle Gleichheit Aller und das grösste 
Mass individueller Freiheit Jedem gewährt sei. Zur Vollstre- 
ckung dieser Aufgabe sei in der Gegenwart das Königtum be- 
rufen ; ihm liegt es ob, sich mit den Arbeitern, d. h. mit allen 
denjenigen, die wirklich arbeiten und das Uebergewicht der 
physischen Kraft und Intelligenz besässen, zu verbinden und 
die liberale Bourgeoisie von der angeraassten Machtstellung in 
das Nichts ihres Ursprungs wieder herabzuschleudern. 

Diesen wirtschaftlichen Auffassungen sucht Saint-Simon 
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eine sittliche Begründung zu geben. Er wollte die Idee des 
Sozialismus hinaufheben in die Sphäre religiös-verklärter Ge- 
sinnung, er wollte sie mit Religion und Kirche verquicken, 
sie in Einklang bringen mit der größten Erscheinung der 
Weltgeschichte und ihren ursächlichen Zusammenhang mit dem 
positiven Christentum nachweisen. Diesem Zwecke dient die 
berühmteste Schrift Saint-Simons , die 1825 erschienen, den 
Titel yNouveau Christianistne* führt und als Hauptwerk Saint- 
Simons zu bezeichnen ist. Saint-Simon behauptet darin, dass 
im Gebot der Nächstenliebe der Kern der christlichen Religion 
liege. Jenes Gebot aber sei bisher unerfüllt geblieben. Denn 
der Katholizismus habe die unteren Volksklassen an Leib 
und Seele verkümmern lassen, Institutionen wie die Inquisition 
geduldet, die Nächstenliebe nur theoretisch gepredigt, aber 
nicht praktisch gehandhabt und daher der treibenden Idee des 
Christentums nicht zum Durchbruch verholfen. Aehnlich ver- 
halte es sich mit dem Protestantismus, der nur in der 
Verneinung fruchtbar gewesen, eine scharfe Kritik der zur Zeit 
bestehenden Missstände gegeben, ohne schöpferisch vorzugehen 
und thatsächlich bessere Zustände zu schaffen. Luther riss 
nach Saint-Simon der umgarnten Welt den Schleier von den 
Augen, aber er hat in die Wunden des blutenden Herzens nicht 
lindernden Balsam geträufelt. Obwohl er daher durch die Re- 
formation ein Wohlthäter der Menschheit geworden, hat auch 
er nicht die treibende Idee des Christentums ihrer Verwirk- 
lichung näher gebracht, die Gebote der Nächstenliebe nicht 
voll zur Erfüllung bringen helfen und die Leiden der Armen 
und Darbenden nicht gemindert. So hat sich nach der An- 
sicht Saint-Simons die sittlichste Religion der Welt entwickelt, 
ohne ihrem eigentlichen Wesen gerecht geworden zu sein. Das 
Christentum muss, um seinen Grundgedanken voll zu erfüllen, 
die Gebote der Nächstenliebe derartig ausüben, dass die sitt- 
lichen Bedürfnisse der Seele mit den materiellen des Leibes 
versöhnend vereint werden. Das praktische Christentum endige 
daher im praktischen Sozialismus, d. h. in der Wegräumung 
aller Schranken, die sich der Thatkraft des Einzelnen ent- 
gegenstellen und in der Aufhebung des individuellen Elends. 
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Nur anter Erfüllung dieser Bedingungen wird das praktisch 
gehandhabte Christentum dem Sinne seines Begründers ent- 
sprechen, zu seiner ursprünglichen Reinheit zurückkehren, eine 
bisher nur in der Theorie gepredigte Wahrheit zur beglücken- 
den That gestalten, nur dann werden alle Menschen sich wie 
Brüder lieben, die Armut wird verschwinden und das Christen- 
tum in dieser verklärten Form ein Segen des Himmels und 
den Menschen ein Wohlgefallen sein. 

Saint-Simon war es, der zuerst in eigener Auslegung Adam 
Smiths die Arbeit nicht nur als wirtschaftlichen Produktions- 
faktor und als Mittel zum Zwecke der Kapitalbildung hinstellte, 
sondern auch verlangte, dass die bürgerliche Gesellschaft sich 
zu schichten und zu trennen habe nicht nach den Vorrechten 
der Geburt und des Besitzes, sondern nach der individuellen 
Arbeits- und Leistungsfähigkeit. Die vorgeschlagene Vereini- 
gung und Selbsterhaltungs- Assoziation des Königtums mit dem 
Arbeiterstande, die später in den Rodbertus- und Lasalleschen 
Schriften so intensiv nachklingt, ist, wenn auch von Saint- 
Simon die direkten Mittel zu ihrer Verwirklichung nicht an- 
gegeben sind, geistig originell, entbehrt nicht des Reizes der 
Erwägung und scheint auch von den staatserhaltenden Ele- 
menten der Gegenwart nicht völlig übersehen zu werden. In 
höherem Masse aber wie die wirtschaftliche Anschauung Saint- 
Simons ist der religiöse Hintergrund seiner Ideen beachtens- 
wert. Er war ein sittlicher Sozialist, der die Religion als die 
unentbehrliche Grundlage jedes Gemeinwesens hinstellte und 
das Christentum als den berufensten Träger gesellschaftlicher 
Reformen betrachtete. Er griff die Idee des Christentums nicht 
an, sondern wollte sie verwirklicht wissen ; und wenn auch in 
diesem Wunsche manche Uebertreibung unterläuft, und es un- 
gerecht und historisch falsch wäre, behaupten zu wollen, dass 
das Christentum seine Kulturmission nicht erfüllt habe, so ist 
doch der von Saint-Simon ausgesprochene Gedanke, dass es 
Pflicht und Aufgabe wahrer Religiosität sei, das Los darben- 
der Menschen zu bessern, ein in hohem Masse sympathischer 
und findet auch in den Kämpfen der Gegenwart erneute und 
opferwillige Beachtung. 
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Saint-Simon, der Sozialist ans Wissensdrang geworden and 
ans Menschenliebe gewesen ist, hat ein eigentliches sozialisti- 
sches System nicht aufgestellt, aber der Geist seiner Schriften 
gährte eigenartig in den Köpfen seiner Epigonen, die schliess- 
lich Ziele verfolgt haben, die ihm ebensofern lagen, wie Adam 
Smith die sozialistische Ausbeutung der Arbeit. 

Die inneren Verhältnisse Frankreichs, die Regierungsun- 
fahigkeit der Bourbonen, die immer grosser werdenden Gegen- 
sätze zwischen Rentengenuss und Arbeitslast, leise in der 
Menschenbrust wogende Leidenschaften, ungestillte Erwartun- 
gen und Begierden — alle diese Umstände waren die Ursachen, 
dass der Funke, den Saint-Simon entfacht hatte, nicht erlosch, 
sondern langsam weiterglühte, um schliesslich zu einem ge- 
waltigen Brande auszuarten. Unter Bezugnahme auf die von 
Saint-Simon vorgetragenen Ansichten bildete sich eine Schule, 
die ursprünglich für die Ideen Saint-Simons eintrat, sie aber 
allmählich selbständig erweiterte und verallgemeinerte, schliess- 
lich ein sozialistisches System aufbaute, das auf eigener Grund- 
lage ruhend gegen die bestehende Gesellschaftsordnung ge- 
richtet war, den Namen von Saint-Simon zwar entlehnte und 
sich als Sain t-Simonismus bezeichnete, aber für Grundsätze 
eintrat, die mit denen Saint-Simons nicht identifiziert werden 
können. Diese Sozialistenschule setzte sich aus einer Reihe 
junger, kühner, begeisterter und teilweise begabter Männer 
zusammen. Zu ihren hervorragenden Anhängern zählen Mi- 
chael Chevalier, die Gebrüder Pereire, Rodriguez u. s. w., aber 
nur durch zwei seiner Vertreter gewann der Saint-Simonismus 
in Frankreich greifbare Form and treibende Kraft. Zeitlich 
der erste von ihnen war Bastard. 

Saint-Amand Bazard war ein sittlich ernster, edel an- 
gelegter Charakter, der unbewusst falsche Ziele verfolgte. Jede 
Niedrigkeit der Gesinnung lag auch ihm gleich Saint-Simon 
fern. Er erkannte, dass die Verschiedenartigkeit des Besitzes 
die Scheidewand der Stände des 19. Jahrhunderts sei. Diese 
Scheidewand wollte er sprengen, das Explosionsmaterial hierfür 
suchte er in den Schriften Saint-Simons, dessen Lehre ihn 
begeistert hatte, dessen System unvollendet war und das er 
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nach seiner eigenen Art vervollständigen wollte. So nahm 
Bazard den Schall auf, den Saint-Simon ausgestossen hatte, 
gab ihm seine individuelle Klangfülle, veränderte aber dadurch 
die ursprüngliche Tonart. Er lehnte sich an Saint-Simon an, 
er stützte sich auf ihn, aber er ist der intellectuelle Begründer 
des Saint-Simonismus. Nachdem Bazard 1828 eine Reihe von 
Vorträgen in Paris gehalten hatte, veröffentlichte er dieselben 
unter teilweiser Beteiligung des später zu erwähnenden En- 
f a n t in unter dem Titel »Exposition de la doctrine de Saint- 
Simon*. Diese Schrift ist das Hauptwerk der Saint-Simo- 
nistischen Schule. Bazard meint darin, dass verscheucht aus 
den Gemüthern der Menschen die Religion asyllos umherirre, 
dass der irreligiöse Mensch auf allen Gebieten des öffentlichen 
Lebens im Dienste der Selbstsucht und der Feilheit stehe und 
statt nach Veredelung nach Effekt hasche. Der entweihten 
Religion und der verkünstelten Kunst stehe die arbeitslose 
Industrie gegenüber, die ihre produktiven Kräfte unter dem 
Drucke der freien Konkurrenz, in der sich kollosale Einzel- 
reichtümer mit Massenarmut begegnen , zersplittere. Aber 
dieser trostlose Zustand einer allseitig unharmonischen Gesell- 
schaftsordnung Verstösse gegen die Gesetze der Religion und 
sei vom Schöpfer der Welt dem Menschengeschlecht nicht 
vorgeschrieben. Wie die Sonne häufig, von trüben Wolken- 
schleiern umhüllt, sich doch schliesslich mit der Allgewalt 
ihres Lichtes siegreich durchbreche und mit strahlendem Glänze 
die Erde erleuchte, so werden auch die Nebel der Gegenwart 
sich verflüchten, und die Zukunft sich lichtvoller gestalten, 
wenn der Mensch nicht mehr durch den Menschen ausgebeutet 
werde, sondern Jeder Gelegenheit fände, seine Fähigkeiten 
zu entwickeln und die Früchte seines Fleisses zu geniessen. So 
häufig entscheide gegenwärtig der Zufall der Geburt über den 
Besitz eines Vermögens; hierin sei der Keim des Grundübels 
der gegenwärtigen Gesellschaftsordnung zu suchen. Der Reiche 
vermag häufig aus Unfähigkeit sein Kapital nicht auszunutzen, 
der Arme aus Mangel an Kapital seine Fähigkeit nicht zu 
entwickeln. Schwänden aber alle zufalligen finanziellen Vor- 
rechte der Geburt und wäre vor Allem dem Einzelnen die 
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Möglichkeit verwehrt, nicht selbst erworbenes Eigentum zu 
besitzen, so würden die Fähigkeiten Aller mehr entwickelt 
und individuell verwertet werden. 

Der vorhandene Missstand kann gehoben, bessere gesell- 
schaftliche Verhältnisse können geschaffen werden, wenn im 
Wechsel der Generationen der Vermögensübergang ohne Rück- 
sichtnahme auf vorwaltende verwandtschaftliche Beziehungen 
des Erblassers in Zukunft lediglich auf Grund bewiesener in- 
dividueller Tüchtigkeit sich vollzöge. »Jedem nach seiner 
Fähigkeit und jede Fähigkeit nach ihren Wer- 
ke nc, das ist das Losungswort, dem die Gegenwart zu folgen 
habe und zu dessen Verwirklichung eine Umgestaltung 
des Erbrechts erforderlich ist. Nicht mehr der nähere 
oder fernere Verwandte soll der Erbe des Besitzenden sein, 
sondern der Staat die jeweilige frei werdenden Erbschaften 
antreten, um sie zur Produktion neuer Güter weiterzugeben. 
Der Staat hat das Mittel- und Bindeglied des erblichen Be- 
sitzes zu bilden; zum Massstabe der endgültigen Verteilung 
jedoch ist die Fähigkeit des Einzelnen zu machen. Zu diesem 
Zweck sollen Staatsbanken, die in den verschiedenen Teilen 
des Staates gleichmäßig organisierte Filialen haben, errichtet 
werden. Ihnen fallen die jeweilig flüssig werdenden Erbschafts- 
beträge zu, sie verteilen sie direkt an diejenigen, deren Fähig- 
keiten aus ihren bisherigen Leistungen erwiesen und die dem- 
gemäs8 mutmasslich den besten wirtschaftlichen Gebrauch von 
den ihnen derartig zufliessenden Kapitalien machen können. 
Ohne eigene Arbeit gelangt somit Keiner fortan in den Be- 
sitz von Vermögen. Die persönliche Tüchtigkeit ist die Vorbe- 
dingung der erleichterten Produktionsmittel, des Wohlstandes 
und Genusses. Nur das individuelle Eigentum besteht, das 
erbliche Eigentum aber wird aufgehoben. 

Der Gedanke eines nur auf individueller Fähigkeit sich 
aufbauenden Eigentumes, vor Marx ausgesprochen und an dessen 
individuelle Eigentumstheorie erinnernd, könnte bei flüchtiger 
Betrachtung reizvoll erscheinen ; tritt man aber der Eventua- 
lität seiner Durchführung in der von Bazard vorgeschriebenen 
Form näher, so erweist er sich, wie fast alle sozialistischen 
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PläDe, als volkswirtschaftlich unmöglich. Nach Einführung 
der Bazard'schen Erbschaftsordnung würde der Staat überhaupt 
wenige Erbschaften anzutreten haben, denn sowie dem Einzelnen 
die Möglichkeit genommen ist, namentlich für seine direkten 
Nachkommen zu sorgen, wird er es vorziehen, das zu verzehren, 
was er durch persönliche Arbeit erwirbt, jedenfalls aber wird er 
sich hüten, zwecklos zu sparen. Wenn aber der Einzelne nichts 
spart, so hat der Staat nichts zu erben und die Voraussetzung 
des Planes ist hinfallig. Keine Staatsbehörde kann ferner 
se weise sein , um die Fähigkeiten Aller zu erkennen und 
gerecht zu belohnen. Bei der Eigenart der Menschen und 
der unausrottbaren menschlichen Leidenschaften würde die vor- 
zunehmende Verteilung der Erbschaften wahrscheinlich in per- 
sonlich selbstsüchtiger Weise gehandhabt werden. Es würde 
sich ein Nepotismus entwickeln, in dem gewiss immer die Bank- 
halter oder ihre Verwandten und Bekannten diejenigen wären, 
die die grössten Fähigkeiten zum Antritt der freiwerdenden 
Erbschaften aufzuweisen hätten. Wäre jedoch selbst in der 
von Bazard vorgeschlagenen Form eine gerechte Erbschafts; 
Verteilung möglich und konsequent durchgeführt, so fragt es 
sich doch sehr, ob die endgültig vorgenommene Vermögens- 
teilung den Wünschen der Beteiligten entspräche. Die Mehr- 
zahl der Nichtberücksichtigten würde sich dann wahrscheinlich 
in ihren Interessen verletzt glauben und Bevorzugung da vor- 
aussetzen, wo sie vielleicht gar nicht eingetreten ist. Aus der 
unvermeidlichen Nichtberücksichtigung der Einzelnen in Erb- 
schaftsangelegenheiten würde eine allgemeine Verbitterung ent- 
springen , die stärker und leidenschaftlicher wäre, wie unter 
Verhältnissen, in denen eine verständig gehandhabte Erbschafts- 
ordnung den Tod des Einzelnen nicht zum Gegenstände allge- 
mein er Hoffnungen oder Enttäuschungen macht. Wäre 
ferner dem Einzelnen die Möglichkeit versagt, das Produkt 
seiner Arbeit auf seine Kinder zu übertragen , so schwände 
der Reiz einer dauernden Produktion. Jeder würde nur soviel 
producieren, als er zu seinem Unterhalt braucht und ein Ge- 
schlecht wirtschaftlich teilnahmsloser Individuen würde ent- 
stehen. Endlich aber würde eine nach individuellen Fähig- 
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keiten vorzunehmende Verteilung der Erbschaften grosse soziale 
Ungerechtigkeiten schaffen, so lange nicht eine Vererbung per- 
sonlicher Eigenschaften, Vorzüge oder Fehler Seitens des Staates 
unmöglich gemacht ist. Solange nicht alle Individuen bei 
ihrer Geburt gleich veranlagt auf die Welt kommen, 
würde der Bazard'sche Erbschaftsplan in seiner Durchführung 
Missstände des individuellen Besitzes schaffen , die weder auf 
vorübergehende geschäftliche Konjunkturen, noch auf zufällig 
geglückte Spekulationen, sondern auf rein physische Ver- 
hältnisse zurückzuführen wären. Wer geistig viel hat, 
dem würde materiell noch mehr gegeben werden. Die von der 
Natur in der Verschiedenheit der Anlagen und Geschlechter 
vorgezeichnete individuelle Ungleichheit erhielte durch die von 
Bazard empfohlene Erbschaftsordnung eine Staatsprämie, und 
ein physisches Proletariat der Besitzlosen würde geschaffen 
sein, das unnatürlicher wäre und gerechtere Klagen über seine 
soziale Vernachlässigung verlauten lassen würde wie das gegen- 
wärtige. 

Saint-Simon hatte das materielle Unglück der Einzelnen 
als die Folge einer mangelhaft durchgeführten Religionsidee 
hingestellt, Bazard betrachtete es als die Folge ungleicher 
Güterverteilung. Dadurch lenkte er die Aufmerksamkeit der 
grossen Massen auf Saint-Simon und den Saint - Siraonismus. 
Eine Steigerung der allgemein erwachenden Teilnahme konnte 
jedoch nur dann eintreten, wenn die Sehnsucht der Besitzlosen 
von Neuem religiöse Verklärung erhielt. Der unberufene Ver- 
künder göttlicher Offenbarung, das angeblich von der Vor- 
sehung hierfür bestimmte Individuum war Enfantin. 

Barihelemy-Prosper Enfantin wollte Saint-Simons Theorie 
erweitern, Bazards System ergänzen und eine sozialistische Re- 
ligion stiften. Litterarischfhat erfqualitativ und quantitativ 
wenig geleistet. In seiner 1831 erschienenen Schrift >Lar6- 
ligion Saint - Simoniennet behauptet er vornehmlich, dass in 
jedem Menschen ein psychischer und ein physischer Trieb vor- 
handen sei, von denen der letztere dem Drange nach Genuas 
entspringe. Die Menschheit wende sich vom zerfallenden 
Christentum ab, weil es diesen physischen Drang nicht befrie- 
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digt. Es will nur den Geist verherrlichen, aber das Fleisch 
tödten. Der Leib aber ist das Werk Gottes gleich der Seele, 
und die Aufgabe der Religion sei es, gleichmassig für beide 
zu sorgen. Da das Christentum dieser Aufgabe nicht gerecht 
geworden sei und die Bedürfnisse von Geist und Fleisch nicht 
gleich massig gestillt, habe es einen verderblichen Dualismus 
in alle Verhältnisse des Lebens hineingetragen und eine Tren- 
nung der geistlichen und weltlichen Gewalten herbeigeführt. 
So seien die Gegensätze zwischen Kirche und Staat, zwischen 
Papst und Kaiser entstanden, die verschwinden würden, so- 
bald das Christentum die physischen Triebe der Menschen voll 
befriedige. Saint-Simon sei von Gott gesandt. Indem er aus- 
gerufen: »Heiliget Euch durch Arbeit und Vergnügen Ic, habe 
er das Evangelium des Geistes und Fleisches offenbart und sei 
der Begründer und Verkünder einer neuen Religion geworden. 
* Durch derartig vorgetragene Ansichten, die an diejenigen 
der Wiedertäufer erinnern und daher nicht als originelle zu 
bezeichnen sind, bekam die von Bazard eingeleitete Bewegung 
einen sinnlichen Beigeschmack, der vielleicht die Ursache ge- 
wesen, dass der Saint-Simon ismus in Frankreich immer mehr 
Anhänger fand und den grossen Massen immer sympathischer 
wurde. Immer breiter schwoll die Bewegung an. Die leicht 
erregbare Jugend wandte sich ihr zu, ernste Männer beschäf- 
tigten sich mit ihr, einflussreiche Zeitungen unterstützten sie, 
die Herzen und die Taschen der Menge öffneten sich, die Orga- 
nisation einer Saint-Simonistischen Gemeinde vollzog sich und 
die Errichtung einer theokratischen Republik, in der alle Vor- 
rechte der Geburt aufgehoben ]und Jeder nach seinen Fähig- 
keiten und jede Fähigkeit nach ihren Werken belohnt werden 
sollte, wurde angestrebt. In der Abstraktion der Theorie er- 
sonnen, regte der Saint-Simonismus seinen Flügelschlag in den 
Wallungen des praktischen Lebens. In zwölf Pariser Stadt- 
vierteln wurden Saint-Simonistische Schulen, in fünf Städten 
Frankreichs Saint-Simonistische Kirchen errichtet, Bazard und 
Enfantin sahen schwer erreichbare Ideale verwirklicht. 

Doch dem schnell errungenem Glücke folgte der Uebermut. 
»Jedem nach seiner Fähigkeit und jeder Fähigkeit nach ihren 
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Werken c so lautete das Losungswort, dessen innere Berechti- 
gung Enfantin wider Willen zuerst spüren sollte. Da er in- 
dividuelle Unfähigkeit bewies, zerfiel bald seines Geistes Werk, 
und sein Einfluss auf die Massen war nur vorübergehend. Nach- 
dem er sich weniger durch Arbeit, wie durch Vergnügen ge- 
heiligt und sinnlich und sittlich bethört erklärt hatte , dass 
der männliche Verstand sich mit der weiblichen Schönheit zu 
gatten habe, dass Mann und Weib als Einzelindividuum mit 
gemeinsamen Rechten und Pflichten zu betrachten seien, der 
Priester durch die Priesterin ergänzt werden müsse und das 
Priesterpaar in gemeinsamer Thätigkeit die Geschicke Aller zu 
lenken habe, zogen sich die verständigen Elemente von ihm 
zurück. Von den Uebriggebliebenen zum »pbre supreme* aus- 
gerufen, suchte Enfantin das ihn ergänzende Priesterweib. 
Als jedoch die sogenannte Messiasfrau nicht erschien, statt 
ihrer jedoch in der von Enfantin geleiteten Saint-Simonis- 
tischen Gemeinde sich ein grosses finanzielles Defizit eingestellt 
hatte, kühlte sich die Teilnahme der Massen merklich ab. 
Schliesslich schritt die Polizei ein und Enfantin wurde wegen 
Verletzung der öffentlichen Moral und Sitte angeklagt und 
zu zwei Jahren Gefängnis verurteilt. Dadurch war der Zerfall 
der Saint - Simonistischen Gemeinde gewaltsam herbeigeführt 
und die Lebenskraft des Saint-Simonismus für immer unter- 
bunden. Enfantin hatte ihn ruiniert; weder Bazard, noch bei 
Weitem weniger Saint-Simon sind für die begangenen Aus- 
schreitungen verantwortlich zu machen. Saint-Simon war theo- 
retisch für die soziale Berechtigung der Arbeit eingetreten, Ba- 
zard hatte die hierfür praktischen Mittel gesucht. Saint-Simon 
wollte eine religiöse Wohlthätigkeitspflege geübt, Bazard statt 
des Rechtes der Geburt das Recht der Fähigkeit gesetzt wissen. 
Saint-Simon will Minderung der individuellen Armut, Bazard 
Besitz, Enfantin Genuss für die Armen. Was bei Saint-Simon 
Menschenliebe, war bei Bazard Agitationsmittel und bei En- 
fantin Unsinn. Saint-Simon und Bazard waren edel veran- 
lagte, tief sittliche Naturen, aber Enfantin war, wie er hiess, 
— kindisch. Er hat die ursprünglich reine Lehre Saint- 
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Simons befleckt, den Saint-Simonismus in einen üblen Ruf ge- 
bracht und aus der Religion eine Farce geschaffen. — 

Ein Klassiker des Sozialismus in Frankreich ist neben 
Saint-Simon Charles Fourier. Eigenartige Gegensätze paarten 
sich auch in ihm. Neben individueller Thorheit und über- 
schwänglichem Geistesreichtum beseelte ihn intensiv der Drang, 
der Menschheit zu nützen. Fourier war ein Gegner der Philo- 
sophie, aber er wollte der Begründer einer neuen sozialen 
Wissenschaft werden, die sich aus der abgeschlossenen Er- 
kenntnis der menschlichen Leidenschaften zusammenzusetzen 
habe. Durch die Ungunst der Verhältnisse während der ganzen 
Dauer seines Lebens in untergeordneten kaufmännischen Stel- 
lungen, war er ein steter Gegner des Handels und grollte 
dauernd sich und seinem widrigen Geschick. In vergeblichem 
Ringen nach innerer Befriedigung litt er dauernd an ver- 
fehltem Beruf und suchte für die mangelnden seelischen Glücks- 
güter Ersatz in der Weihe der Wissenschaft. Doch irrte er 
auch hier und war sich des rechten Weges nie bewusst. Der 
Inhalt seiner Schriften ist verworren, bizarr und schwer ver- 
ständlich und verdaulich. Ausser der 1808 erschienenen »Theorie 
des quatre mouvements* und der 1829 veröffentlichten *Le 
nouveau monde industriel et societaire* gab er 1822 eine 
Schrift unter dem Titel *Trait6 de Yassociation domestique* 
heraus, die als sein Hauptwerk zu bezeichnen ist. 

Fourier will eine Glückseligkeitslehre begründen. Ihre 
Gesetze sucht er in der Erkenntnis derjenigen Kräfte, aus denen 
nach seiner Meinung der kosmische Organismus sich zusam- 
mensetzt. Alle physischen Erscheinungen sind nach Fourier 
direkte Folgen gewisser Bewegungen und jede Bewegung geht 
aus einem Triebe hervor. Die sozialen Gesetze stehen mit den 
organischen, aus denen die Welt zusammengesetzt ist, im eng- 
sten Zusammenhang. Beide funktionieren nur in gegenseitiger 
Harmonie. In der Erforschung und Befriedigung der mensch- 
lichen Triebe ist gleichzeitig die Möglichkeit der Ausnutzung 
der kosmischen Kräfte gegeben. Nach Fourier schlummern in 
jedem Menschen drei allgemeine Triebe: der Luxustrieb, 
der Gruppentrieb, der Serientrieb. Im Luxustrieb 

ZeltMhr. f. StaaUw. 1890. III. Heft. 28 
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äussern sich die fünf Sinne des Menschen, von denen jeder 
nach Befriedigung eines bestimmten Genusses strebt Der 
Gruppentrieb, zu denen Freundschaft, Liebe, Ehre und 
Familiensinn zu rechnen sind, führt zur Bildung sozialer Ver- 
einigungen; im Serien trieb gattet sich die Leidenschaft der 
Intrigue mit dem Bedürfnis nach periodischer Abwechslung 
der Beschäftigung und dem Verlangen einer dauernden Ver- 
einigung und Verschmelzung aller individuellen geistigen und 
physischen Kräfte. Demgemäss kommen bei jedem Menschen 
12 Grundtriebe vor, die in ihrer Mischung den Charakter des 
Einzelnen bestimmen. Wenn diese zwölf Triebe dauernd bei 
allen Menschen befriedigt werden, verschwinden Zwiespalt und 
Hader aus der Welt und die soziale Harmonie, die die Vor- 
bedingung der kosmischen ist, wird hergestellt. Wie ist es 
möglich, dauernd die soziale Harmonie und damit gleichzeitig 
die kosmische zu begründen? Fourier entwirft hiefür ein 
>System der passioneilen Attraktionc, durch das 
die freie Entfaltung der menschlichen Triebe verbürgt, die 
Schwierigkeit der Arbeit gehoben, die Berufstüchtigkeit des 
Einzelnen gesteigert, die bisherige, zum Teil nutzlose Ver- 
schwendung der Arbeitskräfte vermieden und das materielle 
und seelische Glück Aller begründet werden soll. 

Unter dem >System der passionellen Attrak- 
tionc versteht Fourier diejenige Neuordnung der bürgerlichen 
Gesellschaft, in der jeder von Staatswegen nur die Arbeiten 
zuerteilt erhält, die seiner Individualität entsprechen und für 
die er von der Natur seiner Veranlagung nach bestimmt ist. 
Fourier meint, dass die Natur in die Gesamtheit der Menschen 
so viele Einzelveranlagungen lege, als die bürgerliche Gesell- 
schaft Berufsarten bedürfe und dass die Veranlagungen der 
Einzelnen in der freien individuellen Berufswahl und im 
Wechsel und Wetteifer der Arbeit zum Nutzen Aller 
verwertet werden könnten. Zur Verwirklichung dieser Idee 
und um die Triebe der Menschen wirtschaftlich wirksam und 
harmonisch auf einander wirken zu lassen, schlägt Fourier eine 
Trennung der Menschen nach Berufen vor. Die in verwandten 
Berufen beschäftigten Menschen sollen Gruppen, die verwandten 
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Gruppen Serien bilden und eine gewisse Anzahl von Serien 
zu einer Phalange oder Phalanstöre geformt werden. 
Die Phalanstören sind Paläste, die eine Anzahl verschieden- 
artiger, je nach Bedarf der Mieter eingerichteter Wohnungen 
und gesunder Arbeitsräume umfassen. Jeder wird nach Mass- 
gabe seiner Fähigkeiten in die verschiedenen Serien eingereiht, ' 
kann aber nach Belieben und Neigung von einer Serie zur 
andern übergehen. In der Freiheit und Befriedigung der Nei- 
gungen wird die Arbeit nicht wie bisher eine Last, sondern 
eine Lust, Berufseinseitigkeiten werden vermieden und durch 
die Entfaltung individueller Fähigkeiten ist die Arbeitsteilung 
wahrhaft produktiv. 

Zum Zweck der erforderlichen sozialen Harmonie ist ferner 
die Verteilung des Unternehmergewinns andersals 
bisher vorzunehmen. Fourier meint, dass zwar jedes Produkt 
durch Arbeit, Kapital und Talent erzeugt wird, dass aber der 
Produktionsfaktor »Arbeit« von höherer Bedeutung für die 
Herstellung der Güter sei, wie der Produktionsfaktor »Kapi- 
tal«. Demgemä8s ist der Geschäftsgewinn jeder Phalange der- 
artig zu verteilen, dass der Arbeit Via °/o, dem Kapital Via °/o 
und dem Talent 8 /u % zufallen. Die Gesamtproduktion hat 
zwar auf gemeinsame Kosten zu erfolgen, aber das der Pha- 
lange zugeführte bare Einlagekapital des Einzelnen wird ver- 
zinst, das Talent von den Gesellschaftsvorständen abgeschätzt 
und jede Arbeit nach der Schwierigkeit ihrer Herstellung und 
im Verhältnis zu ihrer Verwertbarkeit bezahlt. 

Die Durchführung einer derartigen Gesellschaftsordnung 
soll nicht gewaltsam erfolgen. Freiwillig sollen die gegen- 
wärtig Besitzenden den vorgeschlagenen Reformen zustimmen. 
Das Interesse des zukünftigen Sozialstaates erheischt zur Zeit 
nur die Enteiguung der Grundbesitzer. Ihre berechtigten An- 
sprüche sollen durch Aktien auf das Gesellschaftskapital be- 
glichen werden. Auch für die cler Phalange zugeführten Bar- 
kapitalien werden Aktien ausgegeben. So wird das Kapital 
verstaatlicht, aber die Eente bleibt dem ursprünglichen Besitzer. 

Die Phalangen sollen zuerst in einzelnen kleinen Gemein- 
den errichtet werden ; sie würden sich, meint Fourier, derartig 

28* 
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bewähren, dass sich dem gegebenen Beispiele bald Dorfer und 
Städte anschliessen werden. Schliesslich würden alle Bewohner 
der zivilisierten und unzivilisierten Welt, von dem Drange der 
Nachahmung getrieben, Phalangen errichten, die ganze Erd- 
oberfläche würde mit Phalangen bedeckt, die Grenzen der 
Nationalitäten verschwunden, der Unterschied der Rassen auf- 
gehoben, die Konkurrenz der Völker beseitigt und aus der 
Staatenwelt ein Weltenstaat entstanden sein, an dessen Spitze 
der König der Erde, der Omniarch, der zu Konstantinopel zu 
residieren hätte, stände. Dann ist die soziale Harmonie begründet. 
Alle Teile der Erde sind gleichmäßig bebaut und bewohn- 
bar, die wirtschaftliche Produktion steigert sich stetig und in 
der gesteigerten Produktion wird der Kapitalist eine höhere 
Verzinsung finden und der Arbeiter leichter zu Privateigen- 
tum kommen, als dies bisher der Fall war. Aus der sozialen 
Harmonie ergibt sich schliesslich die kosmische. Die Sahara 
wird fruchtbar, Orangen blühen in Sibirien, die wilden Tiere 
sterben aus und im Nordpol erscheint eine Wärme spendende 
Lichtkrone. In gleichmässig erleichterter Produktion wird der 
Reichtum Aller gehoben, die zur Zeit bestehenden sozialen 
Missstände sind beseitigt, die Kluft zwischen Arm und Reich 
ist überbrückt, Jammer und Elend aus der Welt geschwunden 
und das seelische und materielle Glück Aller ermöglicht. 

Das Fouriersche System sei an dieser Steile entladen von 
dem Ballast kosmischer Abgeschmacktheiten, für die jede phy- 
sikalische Voraussetzung fehlt, und ohne Berücksichtigung der 
die Ehe betreffenden, hier nicht eingehend aufgeführten Vor- 
schläge, die einen geeigneten Platz in dem »Decameronec des 
Boccacio fänden, nur in seinem psychologisch - volkswirtschaft- 
lichen Teile zum Gegenstande der Kritik gemacht. Fourier ist 
der Romantiker des Sozialismus; er versuchte ein Gesetz der 
Attraktion zwischen Neigung und Beruf des Menschen zu finden. 
Es gelang ihm nach seiner Meinung, aber Voraussetzung und 
Behauptung jenes subjektiv lind willkürlich aufgestellten Ge- 
setzes sind verfehlt und die überzeugenden Beweise seiner Rich- 
tigkeit nicht gegeben. Die Voraussetzung jenes Gesetzes ruht 
in der Annahme, dass die Befriedigung der menschlichen Triebe 
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die Ursache des irdischen Glückes sei. Diese psychologische 
Voraussetzung ist falsch. Derjenige, der nüchtern und unpar- 
teiisch sein eigenes und das Seelenleben Anderer belauscht, 
wird sich der Erkenntnis schwer verschliessen können, dass 
gerade die Individuen sich häufig am unglücklichsten fühlen, 
die durch die Gunst der Verhältnisse alle ihre Triebe und 
Leidenschaften sofort und ohne Entbehrung befriedigen können. 
»Etwas fürchten und hoffen und sorgen muss der Mensch für 
den kommenden Morgen, c Es wäre auch ein stetes Wagnis, 
eine Organisation der bürgerlichen Gesellschaft auf der Be- 
friedigung der schwankenden individuellen Triebe aufbauen zu 
wollen. Der Trieb des Einzelnen ist etwas Unbestimmtes ; er 
ist veränderlich wie die individuellen Schicksale. Im Begriff 
»Trieb« liegt das Treibende, das Werdende und doch hat nur das 
Seiende, und nicht das Wer den de die Berechtigung, in den Gesetzen 
der bürgerlichen Gesellschaft berücksichtigt zu werden. Die psy- 
chologischen Ansichten Fouriers mögen daher als geistreiche 
Spielerei interessant erscheinen, praktische Verwertung aber 
in dem gesunden Organismus einer Volkswirtschaft werden sie 
nie finden können. 

Durch die Befriedigung der Triebe soll die Harmonie der 
Arbeit hergestellt werden. Nun lässt sich wohl nicht leugnen, 
dass zeitweise in der flüchtigen und augenblicklichen Wallung 
bestimmter Triebe ein erhöhter Eeiz zu vorübergehender Be- 
schäftigung liegt. Wie häufig erscheint heute eine Arbeit, 
die Lektüre eines Buches u. s. w. interessant, für die morgen 
das Interesse wesentlich abgekühlt ist. Wohl ist es daher 
möglich, dass der Reiz des Augenblickes kapitalisiert in der 
Thätigkeit des Einzelnen, die Qualität seiner Arbeit wesentlich 
fordert, aber der Wechsel der Arbeit und die Arbeitsteilung 
in dieser Form zum wirtschaftlichen Prinzip erhoben, würde 
das Gegenteil von dem erreichen, was Fourier bezweckt. Einer- 
seits wäre jeder Uebergang von einer Arbeit zur andern mit 
Zeitverlust verbunden, der selbstverständlich das Quantum 
der Gesamtproduktion ungünstig beeinflussen müsste und an- 
dererseits würde, wie bei Owen genauer nachgewiesen, ein 
dauernder Wechsel der Beschäftigung die Qualität der Ar- 
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beit Dicht fördern können, weil die berufliche Schulung des 
Einzelnen, die die durchschnittliche Ursache seiner Tüchtigkeit 
ist, mangelhaft sein müsste. So wäre selbst bei den arbeits- 
lustigsten Individuen Quantität und Qualität der Arbeit ge- 
mindert. Da aber ein unleugbarer Trägheitstrieb in der Mehr- 
zahl aller Menschen vorhanden ist, so würde, wenn Jeder seiner 
Neigung willig nachgeben könnte, schliesslich die Gesamtpro- 
duktion derartig verschwindend klein sein, dass der Unter- 
nehmergewinn auf ein Minimum zusammenschrumpfen und die 
Welt einer grossen Aktiengesellschaft ohne Dividende gleichen 
würde. 

In der Phalange sollen vom Unternehmergewinn der Ar- 
beit 5 /is°/o, dem Kapital 4 /ia °/o und dem Talent '/ia°/o zu- 
fallen. Fast gleichmässig vollzieht sich auch in der zur Zeit 
bestehenden Gesellschaftsordnung die Verteilung des Unter- 
nehmergewinns, nur dass das Kapital vielleicht ein Bruchteil 
mehr, die Arbeit ein Bruchteil weniger erhält, als Fourier es 
vorschreibt. Aber selbst wo die vorgeschlagene Dreiteilung 
des Beingewinns konsequent durchgeführt und die bei Bazard 
näher erörterte Schwierigkeit einer ohne Einfluss der mensch- 
lichen Selbstsucht von Staatswegen vorzunehmenden Abschätz- 
ung des Talentes überwunden wäre, würde das bisherige üeber- 
gewicht des Kapitals nicht gebrochen sein, und eigentlich 
neue Stände und Zustände im Staate wären bei etwaiger Durch- 
führung des Fourier'scher Projekte daher nicht geschaffen. 

Der Einfluss Fouriers war, da seine Ideen aus den vor- 
geführten Gründen praktisch nicht verwertbar sind, gering. 
Der grossen Masse des Volkes waren sie zu gelehrt, den Ge- 
lehrten zu wenig wissenschaftlich. So beschloss Fourier ziem- 
lich erfolglos in stetem Zwiespalt zwischen Beruf und Neigung 
sein disharmonisches Dasein. In der Fruchtfolge der Sozia- 
listen jedoch treibt jedes Saatkorn Halme und auf diesem Ge- 
biete ist fast noch kein Gedanke ausgesprochen worden, der 
nicht eine passionelle Attraktion der Triebe ausgeübt und An- 
hänger gefunden hätte. So ist, wenn auch nur vorübergehend, 
in Amerika und Frankreich das System Fouriers zur Unter- 
lage publizistischer und sozialer Versuche gemacht worden. 
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Zeitschriften 1 ) im Sinne Fouriers wurden begründet, man ver- 
suchte sogar Phalangen zu errichten, Biographien Fouriers 
wurden veröffentlicht , Victor Considerant namentlich machte 
sich zum Vertreter seiner Lehre und verstand es auch, in leben- 
digem Eifer vorübergehend weitere Kreise für Pourier zu in- 
teressieren und für eine Assoziation des Kapitals, der Arbeit 
und des Talents Anhänger zu werben. Das Fourier'sche Sy- 
stem entbehrte jedoch der inneren Lebenskraft, der Reiz, den 
es ausübte, war flüchtig, die Handlungen der Menschen hat es 
nicht wesentlich beeinflusst, und in der politischen Erregung 
der Revolution von 1848 wurde es vergessen. Seit jener Zeit 
fast verschollen, hat es mit Mühe in einem stillen Winkel der 
staatswissenschaftlichen Litteratur ein bescheidenes Ruheplätz- 
chen gefunden. 

Nachdem durch die Kindereien eines Enfantin der Saint- 
Simonismus dem Gespötte der Menschen preisgegeben und die 
Lehren Fouriers wegen ihrer Sprodigkeit, Eigenart und Un- 
verwendbarkeit wenig Anklang gefunden, wurde in die erregten 
Arbeitermassen namentlich Frankreichs der Ruf nach dem 
»Recht auf Arbeite hineingetragen. Derjenige, der zu- 
erst jenen Ruf ausgestossen und später in der, wenn auch nur 
teilweisen Durchführung seiner Ideen die Aufmerksamkeit von 
ganz Europa auf sich gezogen, war Louis Blanc. Er war 
1811 geboren ; Beruf und Neigung führten ihn früh zur Jour- 
nalistik. Er hat eine Reihe historischer Schriften verfasst, 
deren Inhalt Meisterschaft der Darstellung und Reichtum der 
Gedanken bekundet. Louis Blaues internationale Berühmtheit 
jedoch ist auf eine Abhandlung zurückzuführen, die, zuerst in 
einer Zeitschrift erschienen, 1841 besonders abgedruckt wurde 
und den Titel *U Organisation du travaiU führt. In ihren 
Falten birgt sich ein neues und eigenartiges sozialistisches 
System. 

Louis Blanc meint, dass die bisher unbegrenzte freie 
Konkurrenz den Kapitalstarken leistungsfähiger und ein- 
kommensreicher, den Kapitalsch wachen jedoch in der finan- 



1) Vgl. Stein, Geschichte der sozialen Bewegung II. 8. 540. 
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zielten Ergiebigkeit seiner Arbeit unterbinde and somit den 
Untergang der bürgerlichen Gesellschaft vorbereite. Dieses 
Uebel kann gehoben werden, wenn die Konkurrenz der Pri- 
vaten durch die des Staates zermalmt und das Grosskapital 
durch die Macht des grosseren lahmgelegt werde. Der Staat 
in der Vielfältigkeit seiner wirtschaftlichen Obliegenheiten, in 
der Verwaltung seiner Domänen und Forsten, als Leiter des 
Heerwesens, als Brodherr unzähliger Beamter ist nach Blaue 
der grösste und kreditfähigste Arbeitgeber, kann als solcher 
am billigsten produzieren und ist berufen und verpflichtet, dieses 
wirtschaftliche Vorrecht zum Nutzen der Besitzlosen zu verwerten. 
Demgemäss soll er unter voller Ausnutzung seiner billigen Pro- 
duktionskraft und fast unbegrenzten Kreditfähigkeit, ohne Rück- 
sicht auf privatindustrielle Interessen die gesamte wirtschaftliche 
Produktion an sich reissen. Wenn dann durch die Allgewalt und 
überlegene Konkurrenz des Staates die Konkurrenz der Priva- 
ten gebrochen, ist zu einer neuen Organisation der Arbeit zu 
schreiten. ' Dem Staat liegt dann ob, für die einzelnen Ge- 
werbe Produktivassoziationen zu errichten, das für 
deren Betrieb erforderliche Kapital leihweise gegen Zinsen vor- 
zuschiessen und in derartig organisierten Staatswerkstätten jedem 
Arbeiter das Recht auf Arbeit und Lohn zu sichern. Verwal- 
tung und Betrieb dieser Produktivassoziationen hat anfanglich 
für Rechnung und Gefahr des Staates zu erfolgen. Später je- 
doch, wenn die Arbeiter nicht mehr durch das Grosskapital 
ausgenutzt, sondern unter der erzieherischen Leitung des Staates 
wirtschaftlich geschult und zu höherer geschäftlicher Einsicht 
gelangt sind, soll der Unternehmergewinn der Produktivasso- 
ziationen den Arbeitern direkt zufliessen. Der Staat hat dann 
nur den einzelnen unter direkter Leitung der Arbeiter stehen- 
den Produktivassoziationen das erforderliche Anlage- und Be- 
triebskapital leihweise gegen Zinsen zu überlassen. Die Rück- 
zahlung desselben erfolgt je nach Gunst der geschäftlichen 
Konjunkturen. Ein Netz vielfach verschlungener, in finanzieller 
Wechselbeziehung zu einander stehender Assoziationen um- 
spannt die gesamte wirtschaftliche Produktion ; von dem sich 
endgültig ergebenden Reingewinn ist ein Drittel den Ar- 
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beitern als Arbeitslohn, ein Drittel zur Unterstützung für 
Arme und Kranke, sowie zur Hebung notleidender Industrien 
und ein Drittel zur Errichtung neuer Produktivassoziationen 
zo verwenden. 

Der Ausschluss der privaten freien Konkurrenz, die Or- 
ganisation von Produktivgenossenschaften mit Staatsmitteln 
und die Aus- und Umbildung der bisher abhängigen Arbeiter 
zu selbständigen Unternehmern soll sich nicht durch die Macht 
der rohen Gewalt, sondern auf dem Wege friedlicher Verein- 
barung und ausgleichender Gesetzgebung vollziehen. Der Staat 
bat zuvörderst nur Industriewerkstätten zu errichten und in 
denselben den Kampf mit der Privatindustrie aufzunehmen. 
Der kapitalstarken und wegen der Grosse der Umsätze billig 
arbeitenden Staatskonkurrenz wird die Privatindustrie für die 
Dauer nicht gewachsen sein können. Die einzelnen Privat- 
unternehmungen werden daher im Interesse ihrer wirtschaft- 
lichen Selbsterhaltung zur Aufgabe ihrer bisherigen Thätigkeit 
gezwungen und gern bereit sein, die von ihnen geleiteten Ge- 
schäfte käuflich dem Staate zu überlassen. So würde, nament- 
lich wenn die Macht des Grosskapitals auch politisch ge- 
mindert werde und im Interesse der Besitzlosen das allge- 
meine Wahlrecht eingeführt sei , jene ursprünglich 
nur in kleinem Masse angebahnte Organisation der Arbeit 
von selbst sich weiter entwickeln, friedlich siegen, siegreich 
herrschen und in dem billig bemessenen Recht und Lohn der 
Arbeit die Ursache der bisherigen sozialen Unzufriedenheit 
verschwinden. 

Louis Blanc war der ordnenden Staatsgewalt ebensowenig 
feindlich wie Saint-Simon dem Christentum. Beide wollten nur 
das innere Wesen jener mächtigen Gewalten nach ihrer eigenen 
Ideenwelt und durch dieselbe voll zum Durchbruch bringen. 
Dabei entbehrte Louis Blanc durchaus nicht der geistigen Ori- 
ginalität. Während Saint-Simon den Sozialismus auf 
die Religion begründete, F o u r i e r , ihn auf die Befriedigung 
der individuellen Triebe zurückführte, verband ihn Louis 
B 1 a n c mit der Idee des Staates. Somit hat er einen neuen, 
eigenartigen Gedanken in die Gemüter der Massen hineinge- 
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worfen und sich bemüht, in der Vertiefung desselben ein selb- 
ständiges sozialistisches System zu schaffen. Louis Blanc war 
zeitlich der erste Anwalt des Rechtes auf Arbeit, er 
ist der intellektuelle Begründer des Staatssozialismus, der die 
Verpflichtung des Staates zur Beschäftigung und zum Unter- 
halt der Arbeiter zuerst nachzuweisen sich berufen fühlte. 
Sein System ruht auf dem Angriff gegen die freie 
Konkurrenz, und diesem Angriff ist die volkswirtschaftliche 
Berechtigung abzusprechen. Die freie Konkurrenz ist das Produkt 
verfeinerter Kultur und freier politischer Verhältnisse. Unfreie 
Menschen werden in ihrer Konkurrenz nie frei sein. Die freie 
Konkurrenz ist aber nicht nur die Folge gesteigerter Kultur, son- 
dern sie befördert auch dieselbe. Indem sie die Kräfte Aller treibt, 
schürt sie die gesamte Produktion und indem sie den Einzelnen zum 
objektiven Richter seiner eigenen Leistungsfähigkeit macht, 
hebt sie die Leistungsfähigkeit Aller. Sie ist die Vorbedingung 
jeder beruflichen Selbständigkeit, und erst durch sie wird die 
freie Wahl des Berufes ermöglicht, die in sich die Vorbedingung 
eines vermehrten Erwerbs und Besitzes birgt. Wer die Not- 
wendigkeit ihrer Existenz leugnet, verkennt den freizügigen 
Geist einer durch reiche Verkehrsmittel geschwängerten Zeit. 
Louis Blanc verschluss sich dieser Erkenntnis und deswegen 
ruht sein System auf morscher Unterlage. Es ist aber auch 
inkonsequent. Wäre die freie Konkurrenz auf gewerblichem 
Gebiete gehemmt, so müsste sie gerechterweise für alle Be- 
rufe, die die Möglichkeit der Kapitalbildung in sich schliessen, 
unterdrückt werden. Dann müsste auch die freie Konkurrenz 
im Gesang, auf der Bühne und für alle andern Künste, durch 
deren hervorragende Ausübung die individuelle Fähigkeit er- 
sichtlich ist und ein Mittel zur beschleunigten Kapitalbildung 
wird, verschwinden. Kein Verständiger würde übrigens bei 
konsequenter Durchführung dieses Gedankens behaupten können, 
dass hierdurch die subjektive und objektive Daseinsfreudigkeit 
der Einzelnen gefördert und das Glück aller vermehrt wäre. 
Auch der finanzielle Grundgedanke des Louis 
Blanc'schen Systemes ruht auf schwachen Füssen. Zur erfor- 
derlichen Subvention aller denkbaren Produktivassoziationen 
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mfis8te ein Staat Beträge aufnehmen, die einerseits fast un- 
begrenzt wären und denen andererseits ein nicht immer er- 
werbsfähiges Activum gegenüberstände. Bei schlechter Leitung 
der Produktivassoziationen könnte unter Umständen der ge- 
samte Staatskredit ruiniert werden. Die Differenz auf die 
Zinsen, die der Staat für die aufgenommenen Beträge zu zahlen 
und die Zinsen, die er von den Produktivassoziationen zu fordern 
hat, aber nicht erhält, könnte bei ungünstigen Geschäftskon- 
junkturen derartig bedeutend werden, dass der ganze nationale 
Wohlstand zertrümmert und statt der beabsichtigten »Organi- 
sation der Arbeit« eine Desorganisation aller Vermögens- und 
Besitzverhältnisse einträte. Ob diesem eventuellen Wagnisse 
gegenüber die Vorteile der vorgeschlagenen sozialen Reformen 
bedeutend genug erscheinen, dürfte in hohem Masse fraglich sein. 
So irrte auch Louis Blanc, weil er Unerreichbarem nach- 
strebte; aber sein System von der Organisation der Arbeit 
hat historisches Interesse. 1848 wurde er Mitglied der pro- 
visorischen Regierung, in deren Händen die Geschicke Frank- 
reichs ruhten und die versucht hat, einen Teil des Blanc' sehen Sy- 
stems praktisch zu verwirklichen. Es wäre ungerecht, Louis Blanc 
für alle Sünden, die hierbei begangen wurden, verantwortlich 
zu machen, aber der Vorwurf kann ihm nicht erspart werden, 
dass der Geist seiner vorhergenannten Schrift die Arbeiter- 
massen zum Gähren gebracht, das Feuer der Erregung ge- 
schürt, die Gegensätze verschärft und entzündet und die pro- 
visorische Regierung zur Ausführung thörichter Entschlüsse 
getrieben hat. Die Nationalwerkstätten, die am 1. März 1848 
in Paris eröffnet wurden, haben den Besitzenden grosse Ver- 
laste gebracht, den Besitzlosen nichts genützt, eitle Hoffnungen 
erregt, Furcht gezeitigt, Hass erzeugt und schliesslich nicht 
die Arbeit, sondern das Proletariat organisiert. Der Einfluss 
Louis Blanc's war aber nicht nur für die Geschicke Frank- 
reichs verhängnisvoll; er war international und beeinflusst 
iudirekt auch die Gegenwart. Louis Blanc ist für den sozia- 
listischen Ideengang des 19. Jahrhunderts deswegen von ent- 
scheidender Bedeutung geworden, weil Ferdinand Lasalle, der 
dem Sozialismus in Deutschland eigene Bahnen ange- 
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wiesen hat, als sein direkter Anhänger und geistiger Nach- 
folger zu bezeichnen ist. 

Louis Blanc war bis zur Gegenwart der letzte hervor- 
ragendere wissenschaftliche Vertreter des Sozialismus in 
Frankreich. Denn Proudho n , der auf einer bestän- 
digen Jagd nach wirtschaftlichen Widersprüchen die Ursache 
sozialer Missstande auf die Existenz des Eapitalzinses zurück- 
führte, Eigentum als Diebstahl *) bezeichnete, und eine Organi- 
sation der Arbeit mit der des Kredits *) verbinden wollte, 
schliesslich aber den Staat als ein zu beseitigendes Uebel be- 
trachtete *) gehört seinem urinnersten Wesen nach mit seinen 
Theorien nicht in die Geschichte des Sozialismus, auch nicht 
in die des Kommunismus, sondern in die der Anarchie. 

Bei weitem später wie in Frankreich fand der Sozialis- 
mus vergeistigte Vertretung in Deutschland. Der Mann, in 
dessen edler Seele sich Sozialismus und Kommunismus für 
Gegenwart und Zukunft eigenartig paarte, der die Monarchie 
durch das Bündnis mit dem vierten Stande stärken und nach 
der Norm des strahlenden suum cuique — wie er sich aus- 
drückte — eine Aussöhnung der gesellschaftlichen Klassen- 
gegensätze herbeiführen wollte, war Rodbertus. Er war 
eine Zeitlang preussischer Kultusminister, vorübergehend Mit- 
glied des preus8ischen Parlaments und während der Dauer 
seines Lebens von wahrer Vaterlandsliebe geleitet. 

Rodbertus zeichnete sich durch Mannesmut und Unab- 
hängigkeitssinn aus; sein Charakter war lauter, sein Streben 
edel, sein persönliches Auftreten stets vornehm. Er war ge- 
lehrt und geistvoll, aber nicht frei von doktrinärer Einseitig- 
keit. Der Lauf seiner Gedanken wird häufig durch die Un- 
gefügigkeit seiner Worte gehemmt, seine Ideen sind zu abstrakt 
und seine Schriften zwar für das Wohl der Arbeiter bestimmt, 
aber deren Verständnis schwer zugänglich. 

Rodbertus wollte das Los der arbeitenden Klassen heben, 



1) Proudhon: Qu'est-ce que la proprio? 1840. 

2) Proudhon : L'organisation da credit et de la oirculation. Bd. VI. 
der Oeures complfetes« 

3) Proudhon: Du principe födlratif. 1863. 
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ihren Lohn steigern und Jeden an den Fortschritten der Kal- 
ter ergiebigen Anteil nehmen lassen. Gleich Saint-Simon fosst 
Rodbertus auf der Adam Smith'schen Ansicht von der alleinigen 
Produktivität der Arbeit und gleich Heinrich von Thünen 
suchte er nach dem Ideal des Arbeitslohnes. 

Rodbertus hat eine grosse Anzahl kleiner Abhandlungen 
veröffentlicht, aber seine Gedanken nicht abgerundet und ein 
einheitliches System nicht entworfen. Seine die Organisation 
der Gesellschaft betreffenden Pläne sind hauptsächlich nieder- 
gelegt in der 1842 erschienenen Schrift »Zur Erkenntnis 
unserer staatswirtschaftlichen Zuständet, in den 
>Sozialen Briefen an von Kirchmann« und in einem 
1871 in der Berliner Revue veröffentlichten und 1878 in der 
Tübinger Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft abge- 
druckten Aufsatz, der den Titel »Der Normalarbeit s- 
tagc fährt 1 ). 

Rodbertus nimmt an, dass im unbegrenzten, der Aufsicht 
des Staates entzogenen Wirtschaftsverkehr der Menschen die 
Verteilung des Volkseinkommens sich ungerecht vollzieht und 
dass mit gesteigerter Produktivität den Arbeitern relativ ein 
immer kleinerer Arbeitslohn zufällt. So steht die Höhe des 
Arbeitslohnes im umgekehrten Verhältnis zu der Ergiebigkeit 
der Arbeit. Dies sei um so ungerechter, weil alle wirtschaft- 
lichen Güter nur als Produkte der Arbeit anzusehen seien und 
nichts als Arbeit kosten. Je geringfügiger aber der Lohn sei, 
desto unzufriedener seien die Massen und in desto höherem 
Masse ist die Gefahr und Möglichkeit einer sozialen Revolution 
vorhanden. Hiergegen hat der Staat und die bürgerliche Ge- 
sellschaft im Interesse der Selbsterhaltung frühzeitig Gegen- 
vorbereitungen zu treffen, die die Abschaffung des Grund- 
und Eapitaleigentumes und die Begründung eines 
Verdienst- oder Ei n kom m eneigen tu m es ermög- 
lichen. Als Mittel zu diesem Zweck hat ein Lohnsystem zu 



1) Ein genaues Verzeichnis der Rodbertusschen sehr zahlreichen 
Abhandlungen u. a. w. findet sich in Kosack: Rodbertus-Jagetzows 
sozialökonomische Ansichten. 1882. 3. 7 — 11. 
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dienen, das zwar Grund- und Kapitaleigentum vorläufig noch 
bestehen lässt, auch dessen Rentenbeträge nicht kürzt, aber 
den arbeitenden Klassen einen höheren Lohn wie bisher sichert 
und somit die sozialen Verhältnisse der Gegenwart mit den 
erstrebenswerteren der Zukunft vermittelnd überbrückt. Der 
Sozialstaat der Zukunft, in welchem das Nationaleinkommen 
durch die gemeinsame Arbeit Aller gewonnen wird, jede Ueber- 
produktion und Handelskrise vermieden ist und in welchem 
dem Staate als alleinigem Arbeitgeber der Cnternehmergewinn 
zufliesst, ist kommunistisch gedacht. Er sei deswegen und 
weil seine Organisation erst in 500 Jahren erfolgen soll und 
daher gegenwärtig wenig praktische Bedeutung hat, in seinen 
Einzelheiten an dieser Stelle nicht eingehender besprochen. Die 
Mittel jedoch, diesen zukünftigen Sozialstaat einzuleiten, be- 
treffen die Gegenwart und sind sozialistischer Natur. Der 
Staat soll im Interesse der Lohnarbeiter den Arbeitstag auf 
eine bestimmte Anzahl von Arbeitsstunden gesetzlich beschrän- 
ken und zu diesem Zweck einen Normalarbeitstag nach 
dem Quantum und dem Quäle der zu leistenden Arbeit für die 
verschiedenen Gewerke mit verschiedenen Arbeitsstunden 
und Arbeitswerk einfuhren. Zur gerechten Lohnung der 
Arbeiter sollen ferner unter dauernder Leitung und Aufsicht 
des Staates direkte Vereinbarungen zwischen den Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern getroffen werden, in denen der Lohn der 
einzelnen Gewerke durchschnittlich nach Zeit und Werk fest- 
gestellt und je nach Eigenart der Geschäftskonjunkturen er- 
höht oder gemindert werden soll. So hofft Rodbertus den Ar- 
beitern einen Lohn zu sichern, der der steigenden Produkti- 
vität der Arbeit proportional bleibt, die verschiedenartige 
Quantität und Qualität der Arbeit berücksichtigt und dem 
besseren Arbeiter mehr bietet als dem schlechteren. Gleich- 
zeitig aber meint Rodbertus, dass mit Einführung des Normal- 
arbeitstages der Ueberschuss der Produktion nicht mehr wie 
bisher allein dem Kapitalisten , sondern auch den Arbeitern 
zufliessen und somit ein ferneres ungebührliches Wachsen der 
Grund- und Kapitalrente vermiedeu sein werde. 

Neben der Einführung des Normalarbeitstages hat sich 
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der Staat in der Gegenwart mit einer Reform der bisheri- 
gen Geldverkehrgmittel zu beschäftigen. Das Edelmetall- 
geld unterliegt Schwankungen, die den Preis der Arbeit zu 
Ungunsten der Arbeitsproduzenten beeinflussen. Sinkt z. B. der 
Preis des Silbers in Ländern, die die Silberwährung haben, so 
werden die Produkte für die Ausfuhr billiger, aber die gelei- 
stete Arbeit des einheimischen Produzenten wird unterfertig 
bezahlt. Diese unberechtigt hervorgerufenen Schwankungen 
zwischen dem Wert und dem Preis der Arbeit schaffen soziale 
Missstände; sie können jedoch nach Rodbertus vermieden wer- 
den , wenn zum Entgelt der geleisteten Normalarbeitsstunden 
Lohnungsscheine ausgegeben und diese Löhnungsscheine 
Cirkulakionsfähigkeit erhalten und als Zahlungsmittel bei dem 
An- und Verkauf wirtschaftlicher Güter verwendet werden. Das 
Recht zur Ausgabe dieser Löhnungsscheine soll nur dem Staate 
zustehen; er hat mit diesem Lohnpapiergeld den Arbeitgebern 
Darlehn zu gewähren, die von denselben in nach Normalarbeits- 
zeit bemessenen Produkten zurückzuzahlen sind. Diese Pro- 
dukte werden in staatlich errichteten Warenmagazinen unter- 
gebracht, zum Verkauf gestellt, beziehungsweise von den Ar- 
beitern gegen die erarbeiteten Löhnungsscheine umgetauscht. 
So werden die Edelmetalle als Geldverkehrsmittel entbehrlich, 
die Lohnscheine treten an ihre Stelle, der Arbeiter ist nicht 
mehr das unschuldige Opfer unvorhergesehener und unverschul- 
deter Preisschwankungen und kommt zum volleren Genuss seines 
Arbeitsproduktes. 

So ist nach Rodbertus die Aufgabe des Staates in der 
Gegenwart vorgeschrieben und die Lösung der sozialen Frage 
för die Zukunft ermöglicht. Wird nach Eigenart der Ge- 
werke unter Beaufsichtigung des Staates ein Normalarbeitstag 
in freier Vereinbarung zwischen Arbeiter und Arbeitgeber ge- 
schaffen, wird staatliches Lohngeld ausgegeben und von den 
Arbeitsproduzenten als Zahlungsmittel angenommen und ver- 
wertet, so haben die Arbeiter dauernden Anteil an der steigen- 
den Produktivität der Arbeit, das Ideal des Arbeitslohnes ist 
erreicht und das Interesse der Besitzenden, die noch für Jahr- 
hunderte im Besitze ihrer Renten bleiben, vorläufig gewahrt. 
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In der Verwirklichung seiner Pläne hielt sich Rodbertus 
von jedem Radikalismus fern. Mit revolutionären Bestreb* 
ungen, die die Autorität des Staates und der Gesetze unter- 
graben und die Besitzlosen gegen die Besitzenden hetzen, hatte 
er nichts gemein. Er war ein steter Verteidiger der gleich- 
massigen Fortentwicklung des Rechtes und personlich zu ver- 
ständig, um auf einen gesetzmässigen Uebergang der Dinge zu 
verzichten. Er hat sich mit der sozialen Frage aus Mitge- 
fühl für die Arbeiter und aus Interesse für das Wohl aller 
Stände beschäftigt und somit Ziele verfolgt, die in hohem 
Masse als edel zu bezeichnen sind ; aber auch seinen Reform- 
vorschlägen mangelt die Möglichkeit der praktischen Durch- 
führung. 

Der Einführung eines Normalarbeitstages, der sich aus 
Zeit- und Werkarbeit zusammensetzt, stehen fast unüberwindliche 
Schwierigkeiten gegenüber. Es dürfte zwar nicht unmöglich sein, 
für alle 6 e w e r k e einen Normalarbeitstag unter den Rodber- 
tus'schen Voraussetzungen zu schaffen, auch die Höhe der 
Einzellöhne Hesse sich wohl staatlich regulieren, aber die Idee 
eines Normalarbeitstages erscheint nur dann gerecht, wenn 
sie nicht nur für die Gewerke, sondern für alle Berufe gleich- 
massig durchgeführt werden kann. Dies ist unmöglich. Der 
Normalarbeitstag ist z. B. nicht durchführbar in denjenigen 
Berufen, deren Produkte von den Konjunkturen der Natur, 
— wie dies bei der Landwirtschaft der Fall ist — abhängig 
sind. Die Möglichkeit der Einführung des Normalarbeits- 
tages ist nur für eine begrenzte Anzahl bestimmter Berufe, 
z. B. für die Handwerke, die Klein- und Grossindustrie denk- 
bar. Nun aber kommen die Fortschritte der Kultur finanziell 
doch nicht nur den Fabrikanten zu Gute und die grossen Kapi- 
talien sammeln sich nicht allein in ihren Händen. Nach Ein- 
führung des Rodbertus'schen Norraalarbeitstages würde der 
Unternehmergewinn der Fabrikanten sich zwar mindern, der- 
jenige aber der Händler, Bankiers, Spekulanten u. s. w. sich 
mindestens gegen früher gleich bleiben. Dadurch entständen 
Verhältnisse ganz eigener Art. Die klugen und geschäfts- 
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tüchtigen Fabrikanten würden sich mit Recht aus den weniger 
ergiebigen Fabrik-Unternehmungen herausziehen und sich den- 
jenigen Erwerbszweigen zuzuwenden versuchen, die ihnen bei 
gleichem Aufwand von Intelligenz und Arbeitskraft eine höhere 
Verzinsung ihres Anlagekapitals gewähren, als dies bei Durch- 
führung des Normalarbeitstages in ihrem ursprünglichen Be- 
rufe möglich ist. Hierdurch wäre ein unvermeidlicher Um- 
schwung der Verhältnisse, eine unausbleibliche Minderung der 
industriellen Unternehmungslust und demgemäss eine geringere 
Nachfrage nach Arbeitskräften, die die materielle Lage der 
Fabrikarbeiter keineswegs zu bessern geeignet wäre, herbei- 
geführt. 

Die Einführung eines staatlichen Lohn- 
geldes gehört in das Reich der Utopien. Der ausge- 
sprochene Gedanke setzt zu seiner Verwirklichung internatio- 
nale Vereinharungen voraus, die die gleiche Möglichkeit der 
Existenzberechtigung haben wie die Aufhebung der Racenun- 
terschiede oder die Einführung der Gütergemeinschaft. Ist 
aber das Arbeitsgeld an Stelle des Metallgeldes in einem 
Einzelstaat eingeführt, so würde für diesen der Verkehr mit 
der gesamten übrigen Kulturwelt unterbrochen werden. Denn 
die Angehörigen jedes anderen Staates würden die Annahme 
jenes Arbeitsgeldes, für das sie keine unbeschrankte Verwen- 
dung haben, mit Recht verweigern. Somit wäre jener Lohn- 
staat lediglich auf die Produktionsfahigkeit seiner eigenen An- 
gehörigen angewiesen, Reisen derselben ins Ausland wären 
wegen mangelnder Zahlungsmittel mit Schwierigkeiten ver- 
bunden, die erleichterten Verkehrsmittel der neueren Zeit 
blieben unverwertet, der erleichterte Austausch der Gedanken 
und wirtschaftlichen Güter, der in der Gegenwart so wesent- 
lich zur Erleichterung der individuellen Existenzbedingungen 
beiträgt, wäre unterbunden und ein Rückfall in längst über- 
wundene Verhältnisse unvermeidlich. 

Auch der Grundgedanke von Rodbertus, dass der Lohn 
der Arbeiter relativ mit dem Steigen der Kultur sinkt, ist 
falsch. Man kann "wohl als Menschenfreund wünschen, dass 
die Arbeiterlöhne namentlich in der Gegenwart in ein immer 

ZeltMhr. f. SUAtsw. 1890. III. Heft. 29 
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gerechteres Verhältnis zum Unternehmergewinn gebracht werden, 
aber andererseits darf man sich nicht der Erkenntnis verschliessen, 
dass, wie die Ereignisse namentlich der jüngsten Vergangen- 
heit lehren, der Lohn fast aller Arbeiter dauernd im Steigen 
begriffen ist. So werden die Rodbertas'schen Reformvorschlage 
mit ihren hier nicht weiter zu erörternden, rein theoretisch- 
volkswirtschaftlichen Wert-, Renten- and Absatzkrisen- 
theorien, in denen durchweg die quantitativ geleistete Ar- 
beit als das natürliche Preismass der Güter hingestellt wird, 
voll und ganz von Niemandem verteidigt werden können. Es 
fehlt zwar Rodbertus auch in der Gegenwart nicht an über- 
zeugungsvollen Anhängern, aber in nüchterner und objektiver 
Kritik wird er doch beurteilt werden müssen als ein Mann, 
den zwar hohe sittliche Ideale beseelten, der edel und vornehm 
dachte, der einer grossen Idee sein Leben gewidmet und den 
Arbeitern den höchstmöglichen Anteil am Unternehmergewinn 
sichern wollte, der aber in diesem heissen Streben nach dem 
Glücke Aller verwendbare Vorschläge zur Losung der sozia- 
len Frage nicht gemacht und praktische Realpolitik nicht ge- 
trieben hat. 

Bei weitem grossere, wenn auch verhängnisvollere Erfolge 
wie Rodbertus hat derjenige Sozialist Deutschlands zu ver- 
zeichnen, dessen Charakter flammend und verzehrend, dessen 
Wirken unvergesslich, dessen Name unauslöschlich eingetragen 
ist in die Geschichte seines Vaterlands und dessen Geist dauernd 
die Strömungen der Gegenwart beeinflusst. Ferdinand La- 
solle war titanisch veranlagt; in ihm schlummerten grosse 
Gaben und gefährliche Triebe. In ihm paarten sich seltene 
Vorzüge des Geistes mit den Eingebungen einer thöricht eitlen 
Mannesseele. Leidenschaftlich, stürmisch, von tegelloser Be- 
gierde, heftig und glühend im Leben und Lieben, unbändig 
in Selbstgefühl und Eitelkeit, zeichnete er sich durch Geistes- 
gegenwart, Sicherheit des Auftretens, Schnelligkeit der Ent- 
schlüsse und Fähigkeit der Organisation aus. Verwegen und 
trotzig, kühn im Angriff und stark in der Verteidigung, 
gierig dürstend nach Macht und persönlichem Einfluss, ver- 
zehrte er sich fast während der ganzen Dauer seines Lebens 
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in anbefriedigtem Ehrgeize. Zum Herrscher geboren, casari- 
stisch veranlagt, eine stark ausgeprägte Napoleonsnatur, war 
Ferdinand Lasalle der erste praktische Sozialist, den Preussen 
gebar, der Begründer der Arbeiterpartei in Deutschland und 
der erfolgreichste Vertreter des Sozialismus in seinem engern 
Vaterlande. 

Die Quintessenz seiner sozialistischen Vorschläge findet 
sich nicht in dem berühmten, 1861 erschienenen »System 
der erworbenen Rechte« — dessen Grundgedanken in 
Bezug auf Entstehung und Aenderung des zur Zeit geltenden 
Erbrechts allerdings nicht frei von sozialistischen Regungen 
sind — , sondern in dem am 1. März 1863 an das Leipziger 
Zentralkomite zur Berufung eines allgemeinen deutschen Ar- 
beiterkongresses abgesandten »Offenen An t wortschrei- 
be nc Jene kleine Schrift steht im Mittelpunkt der theore- 
tischen und praktischen Agitationsthätigkeit Lasalles ; frühere *) 
Vorträge leiten dieselbe ein , spätere *) wiederholen nur den 
ursprünglich ausgesprochenen Gedanken. 

Das Grundübel der gegenwärtigen sozialen Missstände ruht 
nach Lasalle in der bisherigen Verteilung des Unternehmer- 
gewinnes, der nicht, wie es recht wäre, dem eigentlichen Ar- 
beitsproduzenten zufliesst. Der Arbeiter wird willkürlich von 
der gesteigerten Ertragsfähigkeit seiner Arbeit ausgeschlossen, 
wahrend dem Unternehmer diejenige Summe stetig zufallt, die 
sich aus der Differenz des zur Befriedigung der Lebensnotdurft 
der Arbeitsproduzenten erforderlichen Betrages und des beim 
Absatz der produzierten Güter erzielten Preises ergibt. So 
steht der Arbeiter dauernd unter dem Drucke eines »ehernen 
Lohngesetze 8«. Gegen diese im Vermögensstande der Ein- 



1) Vergl. »Ueber Verfassung«. »Was nun?« »Ueber den beson- 
deren Zusammenhang der gegenwärtigen Geschichteperiode mit der 
Idee des Arbeitentandes« (Arbeiterprogramm). »Die Wissenschaft und 
die Arbeiter.« 

2) Vgl. »Arbeiterlesebuch«. »Die Feste, die Presse und der Frank- 
forter Abgeordnetentag.« »An die Arbeiter Berlins.« »Die Agitation 
des allgemeinen deutschen Arbeitervereines und das Versprechen des 
Königs ?on Preussen«. 
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zelnen so tiefe Gegensätze hervorrufenden, sozialen Missstande 
gibt es nach Lasalle nur ein Heilmittel. Dies ist die Organi- 
sation der Arbeiter zu selbständigen Unternehmern, beziehungs- 
weise die Errichtung gewerblicher Produktivassoziatio- 
nen. Da jedoch das hierfür erforderliche Anlage- und Be- 
triebskapital den Arbeitern wegen der Geringfügigkeit ihrer 
Löhne weder gegenwärtig noch später jemals direkt zu Gebote 
stehen wird, ist es, nach Lasalle, Pflicht und Aufgabe des 
Staates, mit seinem eignen Vermögen schützend für das Wohl 
der Arbeiter einzutreten und das zur Errichtung der Produktiv- 
assoziationen erforderliche Kapital vorzuschiessen. Dagegen 
soll ihm dauernd das Aufsichtsrecht über die Geschäftsführung 
der Produktivgenossenschaften zustehen. Die Arbeiter gleicher 
Berufe haben sich selbständig in genossenschaftlichem Betriebe 
zu einen und die Leitung der Produktivassoziationen, die in 
einem gegenseitigen Kredit- und Versicherungsverband stehen 
und an dem gegenseitigen Gewinne und Verluste partizipieren, 
nach freier Wahl Berufsgenossen zu übertragen. An dem 
endgültig sich ergebenden Reingewinn hat der Staat keinen 
Anteil, sondern er wird an die Arbeiter, nachdem ihnen zu- 
nächst der ortsübliche Tage- und Arbeitslohn ausgezahlt ist, 
am Schlüsse des Geschäftsjahres als Superdividende gezahlt. 

So lange die Besitzenden allein herrschen, wird, nach La- 
salle, die finanzielle Unterstützung des Staates zur Errichtung 
der Produktivassoziationen schwer zu erreichen sein. Es müssen 
daher zuvorderst die Arbeiter sich zu einer geschlossenen, poli- 
tischen Partei formen, die Besitzenden von der Regierung ver- 
drängen und um die Entschlüsse der Staatsgewalt selbständig 
beeinflussen zu können, in möglichst grosser Anzahl in das 
Parlament zu kommen suchen. Das allein hierfür geeignete 
Mittel ist das allgemeine freie und direkte Wahl- 
recht, dessen Einführung die Arbeiter mit allen Kräften zu 
erstreben hätten und das die Vorbedingung jeder sozialen Re- 
form sei. Nach dessen Erlangung würden die Arbeiter kraft 
ihres numerischen Uebergewichts schnell in die Parlamente ein- 
dringen, den Staat auf die Erfüllung seiner sozialen Pflichten 
aufmerksam machen und ihn zur Errichtung der Prodnktiv- 
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assoziationen zwingen. Dann ist eine gerechtere Verteilung 
des Unternehmergewinnes ermöglicht und die Wirkung des 
ehernen Lohngesetzes in seinen Auswüchsen dauernd unter- 
bunden. 

Lasalle mag als Agitator berauschend und erfolgreich ge- 
wesen sein, wissenschaftlich originell war er nicht. An 
der Spitze seines Systems steht das »eherne Lohnge- 
setz«, das, wenn auch mit Lasalles Namen eng ver- 
knüpft, doch, wie allseitig bekannt, auf Ricardo zurückzu- 
führen ist. Die Richtigkeit des Ricardo'sohen Lohngesetzes 
wird niemand bezweifeln können. Doch erstreckt sich seine 
Gültigkeit nicht nur, wie Lasalle annahm, auf die Lohnar- 
beiter, sondern auf die Mehrzahl aller Menschen. Nur 
einer verschwindenden Minderheit menschlicher Individuen ist 
es vergönnt, Einkommen über Bedarf zu beziehen. Beamte, 
Lehrer, Künstler, Gelehrte haben durchschnittlich nur das- 
jenige Einkommen, das zur Befriedigung ihres durch Erziehung 
und Bildung bedingten Bedarfes erforderlich ist. Die Existenz 
jenes Gesetzes daher nur für die Lohnarbeiter nachweisen, für 
die übrigen Volkschichten dagegen leugnen zu wollen, ist volks- 
wirtschaftlich einseitig oder agitatorisch tendenziös. Reformen 
zu seiner Aufhebung dürfen gerechterweise sich nicht auf einen 
Einzelstand, sondern müssen sich auf Alle erstrecken, die 
unter dem Drucke jenes Gesetzes stehen. 

Lasalle ist jedoch nicht nur wegen seiner Anlehnung an 
Ricardo nicht originell. Der Gedanke der mit Staatsgeldern 
zu errichtenden Produktivassoziationen ist, wie aus vorher- 
gehenden Mitteilungen ersichtlich, nicht auf Ferdinand Lasalle, 
sondern auf Louis Blatte zurückzuführen. »Bewaffnet mit der 
ganzen Bildung seines Jahrhunderts c, wie er sich im »Bastiat- 
Schulzec ausdrückt, musste Lasalle der Reformplan Blancs be- 
kannt sein, und so kann auch bezüglich der Produktivasso- 
ziationen mit Staatsgeldern kein ernstlicher Zweifel bestehen, 
wer der legitime Vater des Gedankens ist. 

Abgesehen jedoch von der intellektuellen Urheberschaft 
jener Produktivassoziations-Idee wäre auch ihre Verwirklichung 
wenig geeignet, den Arbeitern Vorteile zu bringen und soziale 
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Miss8tände zu mindern. Eine grosse Anzahl von Lohnarbeitern 
lässt sich genossenschaftlich überhaupt nicht vereinen oder 
würde hierdurch finanzielle Einbusse erleiden. Männliche und 
weibliche Dienstboten, Hausknechte, Lohndiener können ihre 
materiellen Interessen produktiv-assoziationell nicht verbinden 
oder würden durch die Geschäftsunkosten der Produktivasso- 
ziationen in ihren materiellen Interessen durchaus geschädigt 
werden. Für die in der Landwirtschaft beschäftigten Arbeiter 
ist die Produktivassoziation ohne Verstaatlichung des Grund 
und Bodens, der auch Lasalle widerstrebt, nicht möglich. Die 
Produktivassoziation eignet sich daher eventuell nur für die 
gewerblichen Lohnarbeiter, während die grosse An- 
zahl der in anderen Berufen beschäftigten Arbeiter dauernd 
wie bisher dem Drucke des ehernen Lohngesetzes unterstehen 
würde. Der Blanc-Lasalle'sche Plan würde demgemäss selbst 
in dem unwahrscheinlichen Falle seiner glücklichen Durch- 
führung bisher nicht vorhandene materielle Gegensätze zwischen 
den Fabrik- und sonstigen Lohnarbeitern schaffen und soziale 
Missstände nicht mindern, sondern mehren. Die Wahrschein- 
lichkeit jedoch, dass Produktivassoziationen mit Staatsgeldern 
den Interessen der gewerblichen Lohnarbeiter wesentlich dienen 
würden, ist sehr gering. Nähme man an, dass ein Unterneh- 
mer 6000 Arbeiter beschäftige, jedes Jahr frei von Ver- 
lusten bliebe und durchschnittlich einen jährlichen Reinge- 
winn von 300000 Mark erziele! In der Voraussetzung dauernd 
günstiger Geschäftskonjunkturen würden hiervon dem Arbeiter 
nach Errichtung der Produktivassoziationen jährlich 60 Mark 
zufallen. Damit wäre ihm wenig geholfen, der Unternehmer- 
gewinn aber würde in kraftlose und unproduktive Teilchen 
zersplittert sein, seine volkswirtschaftliche Zeugungskraft ver- 
lieren und nicht mehr zur Herstellung neuer wirtschaftlicher 
Güter dienen können. Diese an sich geringfügige Summe von 
60 M. kann aber nur bei steten günstigen Konjunkturen und wenn 
die Produktivassoziationen mit dauerndem Erfolg arbeiten, zur 
Verteilung kommen. Was geschieht nun bei Konjunkturen, die 
statt Gewinne Verluste bringen? Wer erfüllt dann die Voraus- 
setzungen des ehernen Lohngesetzes und wer zahlt dem Arbeiter 
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den Betrag des zu seiner Existenz und Fortpflanzung unbe- 
dingt erforderlichen Unterhaltes ? Soll der Staat, der bereits 
das Kapital unverzinslich gegeben, den Verlust tragen? dann 
dürfte sein Kredit bald derartig geschwächt sein, dass er für 
neue Produktivassoziationen weder Anleihen aufnehmen noch 
Darlehen gewähren könnte. Oder soll der Verlust auf die 
Arbeiter, die nichts oder wenig besitzen und daher auch nichts 
oder wenig zu verlieren haben, verteilt werden ? In der nüch- 
ternen Beantwortung aller dieser Fragen ergibt sich das ob- 
jektive Urteil über die Lebensfähigkeit des Lasalle 1 sehen, nicht 
auf geistiger Selbständigkeit ruhenden Projektes. Die Idee 
ist in erster Linie wegen der unausbleiblichen, mit allen Handels- 
anternehmungen verbundenen Konjunkturen und Verluste un- 
durchführbar und auch Lasalle, nach dessen Tode ein abgeschlos- 
senes und auf wissenschaftlicher Grundlage beruhendes sozialisti- 
sches System nicht mehr aufgestellt worden ist, darf daher nicht 
als der ersehnte Messias einer neuen eigenartigen, von Miss- 
standen freien Gesellschaftsordnung betrachtet werden. 
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Znr Weinbesteuerung mit besonderer Rücksicht 
anf Württemberg, 



Von Willi. Müller. 



Ist eine Weinsteuer überhaupt nötig ? Der Wein ist ein 
sehr beliebtes, gutes und taugliches Steuerobjekt zunächst aus 
dem Grunde, weil der Wein im grossen und ganzen mehr von 
den wohlhabenderen Leuten getrunken wird. Sodann deshalb, 
weil der Wein eine Besteuerung nach der Qualität, d. h. nach 
der — sehr verschiedenen — Güte desselben zulässt. Weiter 
darum, weil der Wein thunlichst nahe vor der Konsumtion 
erhoben werden kann, so dass dann derjenige zur Steuer heran- 
gezogen wird, der eigentlich getroffen werden soll. 

Der Wein kann auch in der Besteurung zum Bier in das 
richtige Verhältnis gebracht und als Glied in ein allgemeines Ge- 
tränkesteuersystem wohl eingefügt werden. Beide Gegenstände 
sind solche des Massenkonsums und eignen sich daher in vor- 
züglichster Weise zur Besteuerung überhaupt Niemanden 
kann es ernstlich in den Sinn kommen, die Wein- und die 
Biersteuer oder eine hievon, insbesondere eine ohne die andere, 
trotz ihrer Einträglichkeit aufzuheben. 

In allen Staaten, in denen eine ergiebige und ausgedehnte 
Weinproduktion und Weinkonsumption stattfindet, ist heut- 
zutage der Wein ein sehr beliebter und brauchbarer Gegen- 
stand der indirekten Besteurung; vornehmlich besteht in 
Württemberg seit mehreren Jahrhunderten eine Weinsteuer. 
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Es gibt in Württemberg einen eigenen Stand der Winser, 
in vielen Gegenden und Orten zwingen gewissermaßen die Stand- 
ortsverhältnisse (Klima, Lage, Boden) zum Weinbau. Der 
Wein wird von Reichen und Armen, Hohen nnd Niedrigen, 
Gebildeten und Ungebildeten, Gesunden und Kranken, teils als 
Nahrungs- teils als Genussmittel dienend, konsumiert* 

Man könnte sich fragen, wie es komme, dass der Obst- 
most aueh immer von der Weinsteuer betroffen wird. Hiefür 
spricht der Umstand, dass der Obstmost sehr schwer von 
leichteren und geringeren Weinen zu unterscheiden ist und 
dass derselbe erfahrungsgemäss des öfteren mit Traubenwein 
vermischt (verschnitten) wird« 

Nun hat allerdings jede Form der Weinbesteuerung ihre 
Schwierigkeiten und es ist eine der kompliziertesten Aufgaben 
der Steuerwaltung vom technischen Standpunkte aus, einer 
richtigen und gerechten Lösung der Frage der Weinbesteue- 
rung sich auch nur zu nähern. Die Frage der Weinsteuer ist 
namentlich scharf zu trennen von der Frage der Bierbesteue- 
rung ; erstere ist viel schwieriger zu lösen. Dies liegt in der 
Natur der Sache. Der Wein ist ein Produkt des landwirt- 
schaftlichen Kleinbetriebs im Gegensatze zu Bier, und der 
Wein eignet sich daher zu einer ganz anderen Besteuerungs- 
art» Wein wie der Most, kann zur Steuer erst herangezogen 
werden, entweder wenn derselbe verkauft oder wenn er ver- 
braucht wird, und das nicht schon während der Fabrikation; 
man muss sich bei der Weinsteuer an das fertige Produkt, 
an das Fabrikat halten, nicht an Betriebsmerkmale bei der 
Herstellung noch an Rohstoffgegenstände. Ganz anders ist 
dieses beim Bier. Das Bier wird zum grössten Teile in grossen 
gewerblichen Räumen und Betrieben hergestellt ; die Beauf- 
sichtigung der Räume und Ueberwachung des Betriebs hiebei 
ist nicht schwer. Die Weinbauüberwachung während des 
Kelterns und die Weinbauproduktion ist nicht auf wenige 
Punkte und Betriebsverhältnisse beschränkt und beschränkbar, 
wie solches beim Bierbrauereibetrieb der Fall ist; deshalb ist 
das Bier mehr zu einer Fabrikationssteuer, der Wein hingegen 
mehr zu einer Produktionsteuer geeignet. Und die genannten 
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in der Natur der Sache liegenden Verhältnisse bringen es mit 
sich, dass es viel schwieriger ist, den Wein einer Eontrolle zu 
unterwerfen. Wenn hiezu noch kommt, dass die Ausbeute des 
Weins und dessen Ertrag ausserordentlich schwankend werden 
kann, wenn insbesondere berücksichtigt wird, dass auf das 
Weinertragnis nicht bloss die Menge, sondern wesentlich auch 
die Güte, die Qualität des erzeugten Weins von Eiufluss ist, 
dass endlich in dem einen Lande kein oder wenig Wein produ- 
ziert wird, in dem andern aber die privatwirtschaftliche Pro- 
duktion beim Wein- und Obstbau sehr zersplittert ist, so 
werden gewiss solche Verhältnisse und Besonderheiten bei einer 
Weinsteuer eine Berücksichtigung finden müssen, und es immer 
wieder zur Unmöglichkeit machen, eine allen Wünschen und 
Forderungen Rechnung tragende Steuer auf Wein, als das 
Korrelat eines richtigen, guten, brauchbaren und rationellen 
Steuersystems ein- und durchzuführen. 

In Betreff der Weinsteuergesetzgebung in 
Deutschland zunächst bestimmt die Reichsverfassung, dass 
die Besteuerung des Weins in den Bundesstaaten der Landes- 
gesetzgebung zukommt ; nur dürfen bestimmte Maximalbetrage 
(ca. 6 M., wenn nach dem Werte 11 M.) lt. Zollvereinsver- 
trag vom 8. Juli 1867 nicht überschritten werden. Hienach 
werden innere Weinsteuern erhoben in Baden, Elsass-Loth- 
ringen, Hessen und Württemberg. 

In Preussen bestand eine Weinsteuer bis zum Zoll- 
vereinsvertrag vom 16. Mai 1865 und zwar als Produktions- 
steuer von dem jährlich erzeugten Quantum Weins in 4 Ab- 
stufungen nach der Güte des Reblandes. 

Baden hat eine allgemeine Einlagesteuer (Accise) von 
3 M. per hl Wein und 90 Pfg. per hl Most, daneben noch 
eine Abgabe vom Eleinverkauf (sog. Ohmgeld) im Betrage von 
2 M. per hl Wein und 60 Pfg. per hl Most. Steuerfrei sind 
die Weinproduzenten und die Weinhändler, sowie die Bezüge 
unter 20 Liter aus Wirtschaften ; dagegen zahlen die Wein- 
händler die Erwerbssteuer (ähnlich wie unsere württ Gewerbe- 
steuer) ; wollen diese aber von ihr befreit sein, so können sie 
von der Vergünstigung Gebrauch machen, Lagerkeller gegen 
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Entrichtung einer jährlichen Patentgebühr von 50 M. zu halten. 

Elsass-Lothringen hat eine allgemeine Versand- 
steuer von 1 M. 50 Pfg. per hl Wein und 1 M. per hl Most ; 
Ausnahmen hievon bestehen bei Versendungen der Weinprodu- 
zenten von der Kelter nach deren Keller oder Lager, sowie bei 
Versendungen von Weingrosshändlern; auch besteht eine Aus- 
nahme bei schon versteuertem Wein und bei Versendungen 
von Flaschen Wein in Mengen unter 5 Liter. Im allgemeinen 
bezahlt hier der Versender die Steuer, nur bei Versendungen im 
Kleinen bezahlt in der Regel der Empfanger ; für die Ladschein- 
stempelung wird eine Gebühr von 12 Pfg. erhoben; ausser- 
dem ist eine V* jährige Lizenzgebühr von 12 M. zu bezahlen. 

Hessen hat ähnlich wie Baden eine allgemeine Ein- 
lagesteuer neben einer Kleinverkaufsabgabe ; hier bezahlen die 
Einlagesteuer die Privaten, die Wirte und Weinhändler (con- 
tra Baden) ; die Wirte sind noch einer besonderen Zapfgebühr 
unterworfen. Die Abgabe beträgt 5 M. pro hl bei einem 
durchschnittlichen Verkaufspreise unter 70 Pfg., dagegen 7 M. 
bei einem solchen über 70 Pfg. ; in letzterem Punkt greift 
das Einschätzungsverfahren Platz. Privatbezüge in Quantitäten 
unter 40 Liter sind steuerfrei. 

Württemberg hat eine Abgabe vom Kleinverkauf 
in (dermalen 11) Prozenten vom Ausschankserlös der Wirte; 
die Abgabe von Wein und Obstmost heisst bekanntlich das 
Umgeld. Der Steuer sind auch diejenigen Privaten oder Wein- 
händler unterworfen, welche Wein in Mengen unter 20 Liter 
?erkaufen, wozu es übrigens noch der oberamtlichen Konzession 
zur Ausübung dieses Gewerbes bedarf. Bezüge von Privaten 
in Mengen über 20 Liter sind Steuer-, kontrolle- und kon- 
zessionsfrei. 

Was die Weinsteuergesetzgebung in aas- 
serdeutschen Staaten betrifft, so besteht in e s t- 
reich eine sog. Verzehrungssteuer; es wird nämlich in neun 
geschlossenen Städten eine Eingangsabgabe erhoben, während in 
den anderen die Wirte von dem Wein, welchen sie einlegen, 
die sog. Einlagesteuer zu entrichten haben. Das Verfahren 
wird meist in der Praxis so durchgeführt, dass man sich mit 
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den Pflichtigen abfindet oder dass der Pflichtige in das Ver- 
hältnis eines Pächters tritt. 

In Frankreich gewährte die Restaurationsregierung 
den Eigenbauern für selbstproduzierten Wein Steuerfreiheit 
Oberhaupt, eine Aenderung trat dann ein durch die Wein- 
steuergesetze von 1816 und 1817, welche nur mehr Steuer- 
freiheit für den eigenen personlichen Verbrauch und für Trans- 
porte von Keller zu Keller festsetzen. Die provisorische Regie- 
rung f&hrte dann eine allgemeine Verbrauchsabgabe auf Wein 
und Obstmost ein an Stelle der bestandenen Cirkulationsab- 
gabe für Sendungen von Privaten und Kleinverkaufsabgabe 
für Wirte, Debitanten u. a. Diese letztere Besteuerungsart 
stellte die Nationalversammlung wieder her. Heute besteht 
eine allgemeine Abgabe (sog. Lizenzsteuer für Kleinverkauf, 
Grosshandel) u. s. f. in 8 Abstufungen nach Ortsklassen im 
Betrage von 16 — 60 Frs; die Grosshändler zahlen fiberall 
gleichviel, nämlich 125 Frs. Steuerfrei sind die Destillateure 
von Wein und Most, wenn sie auschliesslich eigenes Produkt 
verarbeiten, auch bezahlen sie bei Verkäufen im grossen keine 
Lizenz. 

Daneben besteht seit 1880 eine eigentliche, staatliche Ver- 
brauchssteuer für Wein und Obstmost und zwar bestehen die 
sog. Eingangs- und Kleinverkaufsabgabe neben einander für 
dieselbe Weinmenge; als Ersatz dieser beiden besteht die sog. 
»einzige Steuere, sodann besteht noch die sog. Cirkulatioos- 
steuer. Als Ersatz der genannten 4 Abgaben und der Lizenz- 
steuern bestehen die Pariser and Lyoner Ersatzsteuern. Von 
den Weinversendungsn und Weintransporten ist eine Gebühr 
zu entrichten. Hievon bezahlen die »einfachen Privatenc, welche 
meist für ihren eigenen Bedarf Wein beziehen, und dritte bei 
Bezügen über 25 Liter die Cirkulationsabgabe in 3 Abteilungen 
mit den Sätzen von 1, 1,5 und 2 Frs. per hl. ; Obstwein 80 Cts. 
überhaupt. Die Kleinabgabe besteht für den Konsum im 
Kleinen, insbesondere in Wirtschaften oder bei Debitanten 
und bei Bezügen von weniger als 25 Liter ; sie beträgt 12,5 °/o 
vom Ausschankspreis, ev. zahlen die einfachen Privaten auch 
die Eingangsabgabe oder statt beider die Ersatzsteuer in Paris 
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und Lyon. Bei Weintransporten innerhalb des Kantons und 
der Nachbargemeinden von Keller zn Keller zahlen die Eigen- 
bauern keine Cirkulationsabgaben. Sonst aber, also bei Ver- 
kaufen und Versendungen im Grossen müssen sie auch das 
▼ersandte Quantum anmelden und kontrollieren lassen, sowie 
Cirkulations-Kleinverkaufsabgaben und Gebühr bezahlen. 

Zuletzt hat England die Bezollang allein von allem 
eingeführten Wein in Verbindung mit Lizenz für Grosshändler 
und Kleinhändler von Wein. Wein von weniger als 26° 
zahlt 1 8h., von 26 bis weniger 42°: 2 1 /* sh. ; für jeden 
weiteren Grad Stärke 3 d. Weinhändler (in fremden Weinen, 
nicht lizenziert für Kleinverkauf von Wein und Spiritus) zahlen 
10 £ 10 sh., sodann Weinkleinhändler für Wein im Lokal 
zu verzehren 3 £ 10 sh., für solchen nicht im Lokal zu 
verzehren 2 £ 10 sh., endlich zahlen die Weinkleinhändler 
noch gelegentliche Lizenzen, bei Weinschank nicht über 3 Tage 
auf einmal 1 sh. 

Was die Beurteilung und Würdigung der 
verschiedenen Weinbesteuerungsarten anbe- 
langt, so ist die Weinbesteuerung in England aus dem Grunde 
sehr einfach und kommt diesem Lande zu Gute, dass der in- 
ländische Weinbau fast ganz fehlt und so der meiste Wein 
importiert wird, was naturgemäss darauf hinweist, dass bei 
der Einfuhr von Wein die Verzollung Platz greift. Der 
Zollsatz kann hier eine ziemliche Höhe erreichen, weil vor- 
herrschend die Vermöglichen dort Wein trinken. Die Zölle 
haben auch den Vorzug, dass sie den freien Verkehr kaum 
belastigen ; wohl aber ist der Umstand nicht zu ihren Gunsten 
sprechend, dass Städte mit eigenem Weinbau einer speziellen 
Kellerkontrolle für die Produzenten unterworfen werden müssen. 
Die Lizenzen will die englische Gesetzgebung auf die 
Konsumenten übergewälzt haben, was auch geschieht und was 
sich in dem hohen Erträgnis derselben ausdrückt. Die Lizen- 
zen sind ausserdem zu befürworten, weil sie in gewerbe- und 
sittenpolizeilicher Beziehung ihre Wirkung nicht verfehlen. 
Im Einzelnen erscheinen die Lizenzabgaben etwas willkürlieh, 
weil man keine sicheren Anhaltspunkte für die Höhe der 
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Sätze hat, aber im grossen ganzen haben dieselben grosse 
Vorzüge, welche sich anderweitig kaum so erzielen lassen 
würden : auch sind die Lizenzen nur in sehr niedrigen Sätzen 
zulässig. Im Jahre 1804 bestand in Frankreich, ähnlich wie in 
Preussen, eine Produktionssteuer ; es wurde hier nach der Ein- 
kelterung das erzeugte Quantum aufgenommen und vom Wein- 
verkauf ein bestimmter Satz erhoben. Allein diese Produk- 
tions- (Kelter- s. u. m.) Steuer wurde in Frankreich und Preussen 
deswegen beseitigt, weil die Weinbauern, die Weinhändler, 
das Privatpublikum und der Verkehr in eminentem Masse durch 
die damit verbundenen Eontrolle-Massregeln belästigt wurden. 

Naturgemäss bat sich die Weinbesteuerung ganz anders 
entwickelt in Frankreich, dieselbe ist aber auch hier nicht 
frei von Mängeln und Schwierigkeiten. 

Die heute in Frankreich bestehende Steuerfrei- 
heit der Eigenbauern für ihren persönlichen Ver- 
brauch und für Transporte in der Nachbarschaft von Keller 
zu Keller veranlasst zu Defraudationen und Unterschleifen, 
wirkt als demoralisierend; diese Frage der Steuerfreiheit der 
Eigenbauern ist eben nie so leicht auszutragen. Schwierig 
ist es für die Finanzverwaltung darauf hinzuwirken, dass von 
den Eigenbauern kein gekauftes Produkt mitverarbeitet wird 
und dass sie an dritte steuerfreien Wein verkaufen. 

Besondere Schwierigkeiten in letzterer Richtung und über- 
haupt sind in Frankreich deswegen vorhanden, weil der Wein- 
und Obstbau ungemein zersplittert ist. Die Ueberwachung 
und Kontrollierung so vieler Personen begegnet bedeutenden 
Schwierigkeiten. Die in Frankreich bestehenden fünf ver- 
schiedenen Abgaben von Wein lassen es mit Recht 
fraglich erscheinen, ob die Konsumenten annähernd gleich- 
massig von der Steuer getroffen werden ; wenn nun auch dieses 
komplizierte System einerseits gegen den wichtigen Grundsatz 
der gleichmässigen Besteuerung der Konsumenten verstosst, so 
kommt doch zu Gunsten dieses Systems in Betracht, dass sich 
auf diese Weise die Besteuerung den verschiedenen Verkehrs- 
Absatz- und Konsumtionsverhältnissen gut anpassen kann. 

Die Kleinabgabe ist passend, weil nur sie eine Be- 
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rücksichtigung der Qualität des Weines zulässt. Allein die 
Kontrollen, Visitationen, Feststellung der bezogenen und ver- 
kauften Menge, die Ausschankspreise, Buchführungen, sind 
schwierig und geben vielfach zu Defraudationen Veranlassung. 

Schwierig ist es auch, das richtige Verhältnis heraus zu 
finden bei der von den Vermöglicheren zu zahlenden C i r k u- 
lationssteuer und bei der von den Unbemittelteren zu 
zahlenden Kleinabgabe im Wirtshaus. 

Die Eingangsabgabe belastet die städtische Bevölkerung 
höher als die ländliche, wohl mit Recht, da die Wohlhaben- 
heit hier von Jahr zu Jahr zunimmt. Dieser Anschauung kann 
gleichwohl eine weitere gegenübergehalten werden, dass näm- 
lich oft zu einseitig und uugerechterweise die Eingangsabgaben 
den ländlichen Konsum vor dem städtischen begünstigen. 

Sehr vorteilhaft für die Steuerverwaltung sowohl, als für 
den Verkehr ist die in Paris 8,25 Frs., in Lyon 7,77 Frs. 
per hl betragende sog. Ersatzsteuer (Obstmost zahlt 
4,50 bezw. 2,65 Frs.), weil hier die Koutrollen fortfallen. 

Die Girkulationssteuer Frankreichs und Elsass-Lothringens 
setzt voraus, dass die Zahl, Zeichen der Behältnisse, Menge 
und Gattung des Weines, Person des Versenders, Empfangers 
und Führers, Ort der Verladung und Einlage konstatiert wird, 
dass ferner die Versendungskontrolle von der Abfassung im 
Bezugsorte bis zur Einkellerung am Einlageorte Platz greift, 
und jJass die Lagerkeller der Grosshändler und Debitanten 
überwacht werden. Jedoch sind alle diese Kontrollen ganz 
richtig und dienen eben dazu, dass nicht der Produzent, son- 
dern der Konsument, als der eigentliche Steuerpflichtige, die 
Steuer zu tragen hat, dass der Konsument also die Steuer von 
Produzenten, Grosshändlern und Wirten übergewälzt bekommt. 

Wenn so in Frankreich im einzelnen Manches eigentüm- 
lich, lästig, störend und nicht genügend wirksam erscheint, so 
ist im allgemeinen die ganze Einrichtung eine »sinnreiche 
Kombination c und macht die Besteuerungsform auch deswegen 
weniger unerträglich, weil die Bevölkerung an dieselbe ge- 
wöhnt ist. 

Die ostreichische Weinsteuer hat ein ungleich massige Be- 
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lastung von Stadt und Land zur Folge, da der stadtische Wein- 
konsam stärker belastet wird, als der ländliche ; das ostreichische 
Verpachtungssystem ist indessen mangelhaft. 

Als bedeutender Vorzug der Versand- (Cirkula- 
t i o n s-) steuer in Frankreich und Elsass- Lothringen und 
der Einlagesteuer in Baden und Hessen gegenüber 
der Produktions- (Kelter) Steuer ist anzufahren, dass die Ver- 
sand- und Einlagesteuer den Weinkonsum viel vollständiger 
erfassen, weil bei ihnen die Kunstweinbereitung nicht steuer- 
frei ausgeht, weil sie ferner den Produzenten weniger insofern 
belästigen, als derselbe sein eigenes Erzeugnis einkeltern kann 
ohne dasselbe vorher versteuern zu müssen ; sodann fallen bei 
der Einlagesteuer Badens und Hessens die nicht angenehmen 
Steuervorausentrichtungen und Steuervorschösse oft auf Nimmer- 
wiedersehen weg/ endlich werden bei der Einlage- und Ver- 
sandsteuer gleichmäs8igere Einnahmen erzielt, was für das 
Budget der betreffenden Staaten von Gewicht ist. Auf der 
anderen Seite aber haften der Versand- und Einlagesteuer nicht 
unerhebliche Nachteile und nicht zu verkennende Mangel an ; 
denn diese Steuern werden dadurch drückend, dass sie öfters 
ein und dieselbe Weinmenge versteuern und also den Charakter 
von Doppelsteuern annehmen, dass ferner zu machende Aus- 
nahmen mit ihrem Grundgedanken und Zwecke in Wider- 
spruch stehen, während solche Ausnahmen doch manchmal 
gerechter- und billigerweise ganz zweckmässig sind ; auch geben 
diese Steuern keine hohe Einnahmen für die Staatskasse, be- 
lasten ausserdem die billigen, geringen Weine sogar verhält- 
nismässig höher als die feinen, guten und teuren Weinsorten ; 
die Kontrollen beschränken sich bei ihnen nicht blos auf einen 
gewissen Bevölkerungskreis und Stand, sondern erstrecken sich 
auf das Publikum und den Verkehr überhaupt , womit dann 
zusammenhängt, dass zahlreiche Steuerbeamte zur Aufsicht 
und Deberwachung notwenig werden. Diese Besteuerungsart 
ist allgemein störend und lästig; die Kontrollekosten erreichen 
eine solche Höhe, dass dieselben oft gar nicht gedeckt werden 
können, hauptsächlich in einem Lande mit parzellierten zer- 
splitterten Weinbau Verhältnissen. 
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Es ist nicht einzusehen, warum Hessen den Weinhandel 
im grossen einer Steuer unterwarf; denn hierin liegt eine zu 
grosse Härte, wie auch der Weinhandel nicht gut konkurrenz- 
fähig bleiben kann. Weiter ist nicht einzusehen, warum 
Hessen den direkten Bezug der Privaten von den Produzenten 
ganz steuerfrei lässt Immerhin ist als ein sehr beachtens- 
werter Vorzug der hessischen Besteuerung anzuführen, dass 
die Abgabe vom Kleinverkauf durch Wirte nach dem wirk- 
lichen Getränkeverschluss veranlagt ist, während in letzterem 
Punkte namentlich die badische Weinbesteuerungsart bedenk- 
lich ist, ja dieses Bedenken geradezu als der Hauptübelstand 
des badischen Systems erscheint. Wenn Hessen die Keller- 
und Transportkontrolle beseitigte, so war dies unrichtig, da die 
Kontrollen eben notwendig sind, und da der Ersatz der Kon- 
trollen durch örtliche Einschätzungskommissionen ein sehr 
ungenügendes Aushilfemittel ist. Wohl zahlt man in Baden 
vom Wirtshauswein eine geringere Steuer, allein ein Grund- 
übel des badischen Systems ist vorhanden, solange die Steuer 
nicht im Verhältnis zum Wert der Ware abgestuft ist, weil 
sonst die ärmeren Klassen der Bevölkerung mehr belastet 
werden. Uebrigens verstösst die badische Besteuerungsart doch 
gegen den Grundsatz der Allgemeinheit der Besteuerung, indem 
es die Produzenten allein keiner Steuer unterwirft. 

Bei der in Württemberg als Ergänzungssteuer auch 
in andern Staaten bestehenden Kleinverkaufs abgäbe 
d. h. der Abgabe vom Ausschankserlös des in dem Wirtshaus 
konsumierten Weines dürfen Mengen unter 20 Liter (Verkauf 
im Kleinen) nicht eher verkauft werden als bis dieser Ge- 
schäftsbetrieb vorher der Steuerbehörde (Kameralamt, Um- 
geldskommissariat) angezeigt und dieselbe vor dem Beginn 
des Gewerbebetriebs den Getränkevorrat vollständig aufgenom- 
men hat; weiter ist zur Durchführung dieses Systems erforder- 
lich und durch das hier in Betracht kommende Wirtschafts- 
abgabengesetz vom 9. Juli 1827 bestimmt, dass der Verkauf 
im Grossen d. h. in Mengen über 20 Liter dann abgabenfrei 
ist, wenn die Abfassung in Gegenwart des Ortsaccisers statt- 
fand und von ihm gehörig kontrolliert worden ist, dass die 

Zeitsohr. f. StMtiw. 1890. III. Haft. 30 
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nach vorgangiger Aufnahme und Kontrollierung seitens des 
Ortsaccisers als Hefe, Trübwein, umgestandener, ausgelaufener 
Wein u. s. f. im Grossen verkauften, oder als unbrauchbar 
ausgeschütteten, zu Branntwein, Essig verwendeten Mengen, 
endlich was erwiesenermassen durch Unglück zu Grunde gegangen 
ist oder sonstwie unbrauchbar wurde, steuerfrei ist. Weiter ist 
vorgeschrieben, dass die Weineinlagen in die entsprechenden 
Verzeichnisse (Keller- Akkords-Register) eingetragen werden; es 
werden die Ausschanks- und Kaufspreise der Weine und des 
Mostes ermittelt und erfordert, wie auch die Aenderungen in 
denselben der Steuerbehörde anzuzeigen sind; endlich findet 
eine periodische Getränkeaufnahme statt (Quartalabstich oder 
bei Ablauf der meist 3jährigen Akkordsperiode). 

Damit heimliche Einlagen thunlichst vermieden werden, 
werden sämtliche Getränketransporte überwacht und zu diesem 
Behuf müssen Ladscheine bei der Abfuhr und Versendung von 
Weinen ausgestellt werden, die Wirtskeller vornehmlich müssen 
und werden steuerlich streng überwacht werden, die Fässer 
der Wirte müssen amtlich gesiegelt und gestempelt sein, ohne 
Gegenwart und Erlaubnis des Steuerbeamten darf kein Siegel 
entfernt und keine Auf- und Verfüllung vorgenommen werden; 
die Wirte sind verbunden, ehe das Abladen der Fässer begonnen 
hat und ehe die Weine in den Keller gebracht werden, den 
Ortsacciser zur Untersuchung der Ladung herbeizurufen ; keinem 
Wirt ist es erlaubt, in seinen Keller Wein einzulegen, welcher 
anderen Personen gehört, ebenso dürfen die Wirte keinen Wein 
in Privatkeller legen (höchstens mit Genehmigung der Steuer- 
behörde und dann immer getrennt). Sämtliche Fässer in den 
Kellern der Wirte müssen von der ordentlichen Behörde ge- 
eicht sein und sie werden unter accisearatliches Siegel gelegt ; 
ohne Beiseiu des Accisers darf die Ordnung , in welcher die 
Fässer numeriert sind, nicht verändert und kein Siegel abge- 
nommen werden. 

Hinsichtlich der Geschichte der württembergischen Wein- 
steuer ist zu erwähnen, dass die Abgabe vom Kleinverkauf, 
»Umgeldc genannt, bis zum Jahre 1312 zurückreicht; eine erst- 
malige Ordnung fand 1807 statt; im Jahre 1827 kam das 
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Wirtschaftsabgabengesetz zustande, das heute noch in seinen 
Hauptbestimmungen geltendes Recht und die Grundlage för 
die Wirtschaftsabgaben bildet. Das Gesetz hatte eine doppelte 
Bedeutung und Aufgabe: zunächst eine gewerbepolizeiliche, in 
welcher Beziehung es die »Bedingungen für die Erlangung der 
Befugnis zum Betrieb der Wirtschaftsgewerbe und für den 
Verlust der Wirtschaftsberechtigung c regelte ; die einschlagen- 
den Bestimmungen wurden aber teils durch das württ. Gesetz 
von 1855 teils durch die Reichsgewerbeordnung von 1869 be- 
seitigt; sodann war aber die wichtigere Aufgabe des Gesetzes 
von 1827 die steuerpolitische : es bestimmte Abgaben von Wein 
und Obstmost, Eonzessions- und Rekognitionsgelder, Abgaben 
von Branntwein, Essig, Bier u. s. f. Heute kommen bei den 
Wirtschaftsabgaben nur noch der Wein und das Bier in Betracht. 

Der Betrag der Abgabe war anno 1827 : 15 %, 1834 : 13 '/b, 
1839: 10, 1868/90: 11 °/o des Ausschankerlöses. Die Ab- 
gabe von Wein wird in der Regel durch Akkorde erhoben, 
welche von 3 zu 3 Jahren mit den Wirten abzuschliessen und 
den Gemeinderaten zur Nachricht mitzuteilen sind. Hat aber 
die Verwaltungsbehörde keine sicheren Anhaltspunkte oder 
wenn der Wirt keinen Akkord eingehen will, so wird seine 
Schuldigkeit durch Kelleruntersuchung und Abstich mittelst 
Erhebung der Auschankspreise so bestimmt, dass 11 °/o des 
Erlöses vom ausgeschenkten Wein als Abgabe berechnet werden. 
Die Getränkeeinlagen der Wirte unterliegen einer urkundlichen 
Eon trolle über die Quantität, den Preis des Getränkes, sowie 
Namen, Wohnort und Gewerbe des Käufers und Verkäufers. 

Der Hausbrauch und gewöhnliche Abgang eines Wirts ist 
nach der Zahl seiner Hausgenossen und nach seinem landwirt- 
schaftlichen oder anderen Gewerbebetrieb zu bemessen. Es be- 
steht die Ladschein- Getränke- Transport- und Einlage-Kon- 
trolle. Bei den Akkordswirten findet jedoch eine spezielle 
Kellerkontrolle nicht statt. 

Wenn auch gegen das Prinzip der württembergischen Wein- 
bestenerungsart, nämlich der Belastung des nur im Wirtshaus ge- 
trunkenen Weines eingewendet wird, dass, weil hienach der häus- 
liche Konsum freigelassen wird, dieses den Grundsätzen der Gleich- 

30» 
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mässigkeit und der ausgleichenden Gerechtigkeit widerspreche, 
dass fernerhin die »sozialpolitische Erwägung einer gleich- 
massigen Lastenverteilung« für eine Besteuerung sämtlichen 
Weines spreche, dass sodann nicht bloss die Transport- und 
Einlagekontrolle, sondern auch noch die Kellerkontrolle statt- 
findet, so sind diese Bedenken gegen das württembergische Wein- 
steuersystem auf den ersten Anschein sehr bestechendem übrigen 
werden diese Bedenken im Zusammenhang weiter unten noch 
besprochen werden), jedoch stehen diesen Mängeln solche un- 
geheuer grosse und entschiedene Vorzüge gegenüber, dass die 
erwähnten Nachteile unerheblicher und unbedeutender Natur 
sind. Ein Hauptvorteil ist zunächst, dass das württ. Umgelds- 
system eine gleichmäßige Besteuerung des Weines in den 
Wirtshäusern durch das ganze Land ermöglicht, dass sie sodann 
die Eontrolle auf eine kleine Anzahl von Personen beschränkt. 
Weiter sind die Weinproduzenten, die Privatbezüge und Wein- 
grosshändler d. h. Weinbezüge in Mengen über 20 Liter steuer- 
frei; diese Steuerfreiheit beim Weingrosshandel rechtfertigt 
sich, weil eben der Grosshandel mit Wein, soweit er sich mit 
ausländischen Weinen befasst, vom Weinzoll erfasst wird, wäh- 
rend das eigene Landeserzeugnis bezw. der innere Verbrauch 
vermittelst des Grosshandels bereits den anderen Formen der 
Besteuerung unterliegt. Länder, welche mit Württemberg eine 
Vergleichung zulassen, haben alle auch diese Steuerfreiheit und 
es bestehen da, wo die Weinsteuer eine allgemeine ist, für den 
Ausschank von Wein noch besondere Abgaben neben der üb- 
rigen ganzen Weinverkaufssteuer. 

Die württembergische Art der Weinbesteuerung beseitigt jede 
vorschussweise Steuerentrichtung, indem sie die Steuer erst nach 
dem Uebergang des Weins in den Konsum bemisst und erst 
erhebt, nachdem sich der Wirt durch den Konsumenten, als den- 
jenigen, welchen die Steuer eigentlich treffen soll, bezahlt ge- 
macht hat; »die Wirte sind eben die Steuereinnehmer des 
Staats, gerade so wie es etwa bei den Rübenzucker-, Tabak-, 
Spielkarten-Fabrikanten der Fall ist«, nur dass die Wirte vor 
diesen Fabrikanten noch die Vergünstigung haben, dass sie 
die Steuer dem Staate nicht vorzustreckeu haben, vielmehr die- 
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selbe erst von der verbrauchten und bezahlten Ware entrichten ; 
der Wirt, and dieser Umstand ist sehr wohl zu beachten, zahlt 
die Steuer nach und nach, wie er verkauft und nachdem er 
verkaufte, und die Steuer schon vom weinkonsumierenden Publi- 
kum eingenommen hat; es besteht vielfach der Glaube, die 
Wirte müssen die 11 °/o Steuer zahlen; nein, diese 11 °/o be- 
kommen die Gäste schon in den Weinpreisen zugeschlagen. 

Vornehmlich aber ist der Umstand bei Beurteilung der 
württembergischen Weinsteuer von Gewicht, dass die Kleinver- 
kaufeabgabe nach dem Aasschankserlöse eine genaue Bemessung 
der Steuer nach der Qualität gestattet, und so einem der Haupt- 
grundsatze einer rationellen Staatsbesteuerung genügt; die Steuer 
wird in Prozenten des Verkaufserlöses erhoben und so werden die 
teureren, feineren Weine verhältnismässig höher zur Steuer heran- 
gezogen, als die billigeren, geringeren Sorten; sie kann sich 
ebenso den jeweiligen Verhältnissen und Bedürfnissen anpassen 
und gestattet eben auch die Erhebung höherer Steuersätze, wo- 
durch die Staatskasse an den Vorteilen vom Steigen der Preise 
teilnimmt. Diese Besteuerung nach der Qualität ist zu fordern 
im Interesse der unbemittelteren Weinkonsumenten; dieser Forde- 
rung trägt aber und kann nur Rechnung tragen die Besteue- 
rung nach dem Ausschankserlös (Kleinabgabe) und keines der 
anderen Systeme, insbesondere nicht die Steuer unter der Kelter 
und die allg. Weinsteuer (s. u.). 

Besonders kommt der Besteuerung nach dem Ausschanks- 
erlöse noch zu Gute, dass sie für städtischen und ländlichen 
Weinverbrauch gleichmässig wirkt. Nach alledem entscheidet 
also beim württ. Weinsteuersystem der Grundsatz der Leistung 
nach der Leistungsfähigkeit d. h. die Grösse der sittlichen 
Pflicht zur Steuerzahlung bestimmt sich nach der Kraft des Ein- 
zelnen, mit der er kann, womit einer der Hauptforderungen der 
Theorie der Finanzwissenschaft genügt ist. 

Was das württembergische Weinsteuersystem vor Allen 
andern auszeichnet — ein nicht genug zu schätzender Vorzug — 
ist, dass die Einnahmen für die Staatskasse gleichmässige, stetige 
sind ; das Umgeld bleibt im grossen und ganzen konstant ; die Ein- 
nahmen vom Umgeld verteilen sieb gleichmässig über gute und 
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schlechte Weinjahre ; denn, während z. B. bei der Keltersteuer 
die Staatskasse keine Einnahmen hat, sobald ein Herbstaus- 
fall stattfindet, bezw. wenig einnimmt, wenn ein geringer Herbst 
ist, ist dieses beim System der Besteuerung nach dem Aus- 
schankserlös im Wirtshaus nicht der Fall ; hier wird nämlich 
der Ausfall der Steuer durch das Steigen der Weinpreise und 
somit auch des Steuerbetrags ausgeglichen, welche Tendenz 
sich zeigt, wenn ein schlechtes Ernteergebnis ist. 

Unsere jährlichen Budgets zeigen bei den Posten der Wirts- 
sehaftsabgaben keine zu grossen Differenzen, sie machen »keine 
grossen Sprünge«. Zudem bezahlen die Konsumenten die Steuer 
in ganz kleinen Beträgen, welche sie als Ausgabe kaum spüren 
und zudem zahlen Händler und Wirte erst nach der Konsump- 
tion. Sehr bezeichnend ist es, dass, als anno 1827 die Weinsteuer 
neu reguliert wurde, die Ständekammern sich entschieden für 
die althergebrachte Erhebungsweise nach dem Konsum und 
nach dem Verkaufspreise, nicht wie die Regierung damals be- 
antragte, nach den Einlage- und Einkaufspreisen aussprachen; 
denn die Einlagesteuer (s. o.) belastet eben die Wirte in emi- 
nentem Masse dadurch, dass sie hohe Steuerbeträge vorschuss- 
weise entrichten müssen, ebenso auch die Weinproduzenten, welche 
bei ihr im Nachteil wären, indem die Wirte wohl die Sache 
dadurch umgehen würden, dass sie von den Weinhändlern Wein in 
kleinen Mengen bezogen. Auch würden bei der Besteuerung 
nach den Einkaufspreisen sich Schwierigkeiten dadurch ergeben, 
dass man bei Ermittelung derselben zu sehr auf die Wahr- 
heitsliebe der Käufer und Verkäufer angewiesen wäre, welche 
sich nur zu leicht der Verlockung preisgeben würden , ihre 
Angaben nicht der Wahrheit gemäss zu machen. 

Wenn fernerhin allerdings als Nachteil des württ Systems 
angeführt wird, dass dasselbe die Wirte allzu strengen, lästigen 
und störenden Kontrollen unterwerfe, so ist eben darauf hin- 
zuweisen, dass diese Kontrollen unumgänglich notwendig sind, 
da man hiedurch die allein sichere Grundlage für unsere Wein- 
besteuerung, nämlich das wirkliche Getränkequantum und den 
Erlös gewinnt. Deshalb behalte man entweder die Kontrollen 
bei oder lasse man die Steuer ganz fallen, einen anderen Aus- 
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weg gibt es nicht: sint üb sunt aut non sint! Die Kontroll- 
be8timmungen werden aber auch in der Praxis nicht so schlimm, 
als dieses nach dem Buchstaben des Gesetzes erscheint; sie 
erleiden ihre ganz besondere Milderung: es sind nämlich die 
Interessen der Wirte durch die Steuergesetzgebung in sehr an- 
erkennenswerter Weise berücksichtigt worden, indem die Eon- 
trollen nur da Platz greifen, wo über die Grösse der zu zahlen- 
den Steuer kein Akkord, keine Vereinbarung getroffen werden 
kann, so insbesondere wegen mangelnder Grundlage bei Neu- 
beginn oder Neueröffnung einer Wirtschaft oder wegen Nicht- 
zustandekommens eines Akkords durch das Nichtwollen des 
Wirts. Im Jahre 1887/88 standen von den 13 996 Wirten 
und Klein Verkäufern 9468 derselben im Uingeldsakkord und 
4 528 Wirte hatten das sog. Abstichsverfahren. Die Licht- 
seiten des Akkordsverfahrens bestehen darin, dass die Eontrollen 
sich lediglich auf die Ueberwachung der Weintransporte der 
Wirte, auf die Revision der Weineinlagen und Versendungen 
im Grossen, endlich auch die Führung von Registern hierüber 
beschränken. Die Akkorde werden auf Grund der vorange- 
gangenen Erfahrungen und unter sorgfaltiger, gewissenhafter 
und billiger Erwägung aller einschlägigen Verhältnisse auf ein 
Gutachten des E. Eameralamts und Umgeldskommissariats hin 
durch das K. Steuerkollegium bewilligt ; hiebei wird in entgegen- 
kommender, nachsichtiger Weise verfahren und jedem, nicht un- 
billigen Verlangen Rechnung getragen ; die Zufriedenheit mit dem 
bestehenden Akkordsverfahren beweist sich durch dieoben erwähnte 
Zahl der Wirte, welche vom Akkordsverfahren Gebrauch machen. 
Unerklärlich erscheint es allerdings, dass die Angemessen- 
heit des Akkordsverfahrens nicht recht gewürdigt wird. Un- 
berechtigt sind namentlich die Klagen mancher Wirte über 
die Höbe der vereinbarten Akkordsummen; viel Lärm wird 
hier gemacht, wenn etwa einer durch den 3jährigen Akkord 
in angeblichen Nachteil kam, der Vorteil aber, welchen sie 
haben, wenn es reichen Herbst gab und ihr Akkord gering 
war, wird verschwiegen. Die Sache einfach übertrieben ist die 
Behauptung, dass die Kontrollen eine Beschränkung, ja Ver- 
nichtung der gesetzlichen Freiheit in sich schlössen. Bezüglich 



Digitized by LiOOQ IC 



462 Wilh. MOller: 

der Kontrollen muss nun einmal eine Zwangspflicht vorhanden 
sein zunächst wegen der Natur des Menschen, die egoistisch 
angelegt ist : so würden z. B. bei freiwilliger Zahlung die meisten 
keine Steuer bezahlen, auch hat man aus der Erfahrung ge- 
lernt, dass es in Steuersachen unredlich genug zugeht, nament- 
lich wenn man, wie bei der Dienst-, Einkommen- und Kapital- 
steuer, auf die Wahrheitsliebe der steuerpflichtigen Personen 
angewiesen ist; diesen Betrügern fehlt eben das sittliche Be- 
wusstsein zur Steuerzahlung und bei diesen ist es auch sonst 
faul ; hier in diesen delikaten Steuersachen muss der leitende 
und erste Grundsatz das Misstrauen sein und es sind die Menschen 
zu nehmen, wie sie sind und nicht von dem Standpunkt aus, 
wie sie sein sollten und könnten. Zwangspflicht muss sodann 
noch vorhanden sein, wegen der Natur des Staates, welcher 
seine grossen Pflichten und Funktionen nicht von dem Willen 
der Einzelnen abhängig machen darf. Beschwerden über Eon- 
trollen und ähnliche Dinge sind aus den angeführten Um- 
ständen um so weniger begründet. 

Vielfach macht man unserer Weinsteuer den Vorwurf, dass 
sie den Weinverbrauch des Armen, des auf den Wirtshausge- 
nus8 Angewiesenen zu hoch belaste, während man Keltereinlagen 
des vermöglichen Privatmanns steuerfrei lasse; diese Beschul- 
digung ist im grossen und ganzen einseitiger Natur und auch 
nicht richtig ; denn die unbemittelteren Leute trinken meistens 
im Wirtshaus billigere Weine und zahlen somit auch verhältnis- 
mässig weniger Steuer als die vermöglicheren Leute. »Deber 
den grösseren oder geringeren Wirtshausbesuch, welcher in 
Württemberg ziemlich verbreitet ist, seitens der Armen oder 
der Reichen, fehlen aber statistische Anhaltspunkte ; wenn wir 
versuchen nachzuweisen, dass das meist die Wohlhabenden 
sind, welche sich im Wirtshaus an den Wein halten, wodurch 
also der erwähnte Vorwurf nicht gerechtfertigt ist, so sind es 
allerdings die ledigen Fabrikarbeiter, Gehilfen u. s. f. Leute, 
welche von ihren Arbeitgebern keine Naturalverpflegung haben 
und so also an den Wirtshausbesuch sich halten müssen ; allein 
dafür sind diese Leute auch besser bezahlt und haben in Privat- 
Kosthäusern, Volksküchen und ähnlichen Einrichtungen ge- 
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nagenden Ersatz fttr's Wirtshaus ; die Ledigen werden im allge- 
meinen mehr in's Wirtshaus gehen als die Verheirateten ; der Wirts- 
hausbesuch in der Stadt ist stärker als auf dem Land: Die 
Feldarbeiter deren es nicht wenige sind, besuchen wenig das 
Wirtshaus; der Obstmost wird meist nicht im Wirtshaus, viel- 
mehr von der ziemlich grossen Zahl von Produzenten und deren 
Zugehörigen zu Hause getrunken«. Nach alledem ist es ver- 
mutlich vorzugsweise der Mittelstand, welcher fähig genug ist, 
diese Steuer zu tragen. Diese Steuer also wegen eines kleinen 
Teils von Leuten aufzugeben, welche diesem System abgeneigt 
sind, wäre thöricht genug! Im übrigen sind ja die privaten 
Wein- und Obstmosteinlagen der Unbemittelteren gerade so 
steuerfrei, wie die der Verraöglicheren. 

Der Einwand gegen die württembergischen Weinsteuer, 
dass dieselbe mit der württembergischen Landes- Verfassung 
von 1819 in Widerspruch stehe, weil verfassungsmässig der An- 
spruch auf staatsbürgerliche Gleichheit garantiert sei, ist unrichtig. 
Die Bestimmung der Verfassungsurkunde lautet nämlich : »Alle 
Württemberger haben gleiche staatsbürgerliche Rechte und ebenso 
sind sie zu gleichen staatsbürgerlichen Pflichten und gleicher Teil- 
nahme an den Staatslasten verbunden, soweit nicht die Verfassung 
eine ausdrückliche Ausnahme enthält«. Hieraus und in Ver- 
bindung damit, dass das württembergische Weinsteuersystem nur 
den im Wirtshaus getrunkenen Wein besteuere und die Privatein- 
lagen der Vermöglichen steuerfrei lasse, folgern einige Gegner des 
württembergischen Umgelds ganz falsch, dass eine Ungleichheit 
bestehe ; allein diese Folgerung entspricht ganz und gar nicht dem 
wirklichen Sachverhaltund den thatsächlichen Verhältnissen ; denn 
mit obiger Bestimmung der Verfassung will einfach gesagt sein, 
dass, wer sich unter den gleichen Verhältnissen befindet, wer in 
die Lage kommt, Wirt zu werden, wird auch gleich behandelt, 
wird gerade so behandelt, wie dieser oder jener Wirt ; »die Ver- 
fassung wendet das allg. Prinzip der Gleichheit vordem Gesetz auf 
das Steuerwesen an »und nur von den Personen, die sich in dem 
gleichen Fall befinden, nicht von den Sachen will die Ver- 
fassung, dass sie gleich besteuert werden: Die Gleichheit ist 
also vorhanden, wenn jeder Wirt mit seinem Weinausschank 
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wie jeder andere Wirt behandelt und nach gleichen Grund- 
sätzen beschieden wird. Wenn auch der Gesetzgeber die Wein- 
produktion, den häuslichen Verbrauch und den Weingrosshandel 
steuerfrei Hess und als ungeeignet zur Besteuerung glaubte, so 
lässt sich aus genannter Bestimmung der Verfassung gewiss 
nicht ableiten, dass er »rechtlich und grundsätzliche gehindert 
sei, den Weinverkauf im Kleinen zu besteuern; es ist eben 
nur eine Frage der Zweckmässigkeit und praktischen Durch- 
führbarkeit, wie bei dem einzelnen Gegenstand von der Ge- 
setzgebung verfahren werden will, und es ist, wie anfangs ver- 
sucht wurde nachzuweisen, der Wein zu. einer ganz anderen 
Art der Besteuerung geeignet als z. B. das Bier. Die angeb- 
liche Ungleichheit wird auch dadurch hinfallig, dass ja die 
Wirte, wenn sie Wein im Grossen verkaufen, denselben nicht 
versteuern müssen, und dass den Wirten Abgänge an Hefe 
u. 8. f. abgeschrieben werden. Der Standpunkt einiger Gegner 
des württembergischen Systems, dass die bestehende württem- 
bergischeBesteuerungsart miteinem weiterenParagraphen der Ver- 
fassungsurkunde (§ 24 : jeder Staatsbürger hat Freiheit der Person 
und des Eigentums) im Widerspruch stehe, sowie die teil weise schon 
oben berührten Klagen über die lästigen, schädlichen, verderb- 
lichen, den Verkehr störenden und beeinträchtigenden Kontrollen, 
über die Geschäftshemmungen, Weitläufigkeiten, Beschwerlich- 
keiten, Beschränkung im eigenen Hause, im Gewerbebetrieb, über 
die demoralisierende Wirkung, diese Klagen und andere ähnliche 
Phrasen sind einfach zu übertrieben und fanatisch in ihrer 
Art, als dass man die dieser Ansicht Beipflichtenden eines 
andern belehren und von der Grund- und Haltlosigkeit ihrer 
Anschauung überzeugen könnte. Derartige Beschwerden werden 
immer gehört und dieselben sind fast so alt wie das Umgeld 
selbst; keine Landtagsperiode geht vorüber, ohne dass nicht 
die Stände mit Eingabeu bestürmt werden, welche immer in 
abschlägigem Sinne dadurch beschieden werden, dass man ein- 
fach über dieselben zur Tagesordnung übergeht. Namentlich 
konnten derartige vorgebrachte Missstände kein Grund sein, 
andere gesetzliche Bestimmungen zu treffen, zumal man sich 
der Ansicht nicht verschliessen kann, dass das württembergische 
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Gesetz grosse unleugbare Vorzüge in Bezug auf Zweckmässigkeit 
and Unentbehrlichkeit der Weinsteuer hat. Es ist ja nicht zu ver- 
kennen, dAss das württembergische Weinsteuersystem im einzelnen 
Ungleichheiten an sich trägt, allein man muss dem gegenüber 
erwägen, dass sich solche »Inkonvenienzen und unangenehme 
Accedenzenc bei keiner Steuer ganz vermeiden lassen, dass der- 
artige Unebenheiten eben im Wesen der Steuern überhaupt liegen. 

Dass eine Steuerquelle, wie die Weinsteuer, nicht ent- 
behrt werden kann, erhellt daraus, dass der Ertrag des Umgelds 
durchschnittlich jährlich über 2 Millionen Mark beträgt; einesolche 
Einnahmesumme ist ein notwendiger Faktor im württembergischen 
Einnahmebudget, welches dazu dient, die nützlichsten und not- 
wendigsten Ausgaben, welche an den modernen Staat heran- 
treten, zu bestreiten. Es sind hauptsächlich Ausgaben für die 
oberste Centralleitung, für die Durchführung des Rechts- Macht- 
Kultur- Wohlfahrt- Zweckes, ftir die Finanzverwaltung, für die 
Finanzschuld : alle diese Ausgaben sind Forderungen im In- 
teresse der Gesamtheit und des Gesamtwohls. 

Die als Ersatz des Umgeldes vielgerühmte Keltersteuer 
und die allgemeine Weinsteuer haben »auf den ersten Blick sehr 
bestechende Vorzüge«, indem sie den gesamten Weinverbrauch 
besteuern, was den Grundsätzen der Gerechtigkeit und den 
Interessen einer gleichmässigen Lastenverteilung am meisten 
Rechnung trage. Allein diesen Postulaten werden diese Steuern in 
der Praxis doch nur in unvollkommener und ungenügender 
Weise gerecht, weil überall der Wein der Produzenten frei- 
gelassen wird und weil es hier nicht möglich ist, die Kunst- 
weinbereitung zur Steuer heranzuziehen, deren Steuerfreiheit 
zu befürworten und zu prämiieren nicht einzusehen ist. Weiter 
kann bei ihnen nachteiligerweise eine Besteuerung nach der 
Qualität des Weins nur sehr unvollkommen erzielt werden durch 
Abstufung der Steuersätze nach der Lage und Beschaffenheit 
des Reblandes, weil ja in denselben Orten je nach der Lage, 
dem Bogen, Klima und Jahrgang Weine der verschiedensten 
Güte erzeugt werden. Gegen die Keltersteuer spricht beson- 
ders, dass der Weingärtner die Steuer oft viele Jahre zum 
Voraus entrichten muss, was unbillig ist, da die üeberwälzung 
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der Steuer auf den Konsumenten zweifelhaft ist und da diese 
Last in empfindlicher Weise den meist nicht beneidenswerten 
Stand der Winzer trifft, zumal in Zeiten schlechter Weinjahre, 
wo die Konkurrenz günstig wäre, wo aber geringe Weine 
keinen Absatz finden; aber auch in Zeiten reichen Herbstet, 
wo zwar viel Wein abgesetzt wird, aber niedere Preise bezahlt 
werden. 

Die Keltersteuer kann nur sehr niedrig sein, da der Preis 
des Weins beim definitiven Konsumenten nicht in Betracht 
kommen, der Produzent aber nie zu hoch gefasst werden kann 
und darf; denn es ist ja bekannt, dass, wo der Produzent mit 
einer Abgabe belastet wird, dieselbe ihn sehr schwer drückt 
und es sehr schwierig ist, die Steuer auf den endgiltigen Kon- 
sumenten überzuwälzen: die Keltersteuer würde gegen den 
allgemein anerkannten Grundsatz der Finanzwissenschaft direkt 
Verstössen, »dass alle Steuern, welche in eine gewerbliche Pro- 
duktion unmittelbar eingreifen c, vermieden werden sollen. 

Die Erträge sind bei der Keltersteuer und bei der allge- 
meinen Weinsteuer zu schwankend und zu wechselnd, als dass 
dieselben mit dem Budget eines geordneten, konstitutionellen 
Staats ohne finanzielle Benachteiligung vereinbar wären; es 
lässt sich bei ihnen der Voranschlag an Weinsteuerertrag auch 
nicht einmal annähernd bestimmen. Man hat hier eben keine 
genügenden und einigermassen sicheren Anhaltspunkte zur 
Beurteilung des künftigen Steueranfalls. Wenn die Kelter- 
steuer eine finanziell brauchbare Massregel für den Staat sein 
soll, so müs8te man noch viel strengere Kontrollbestimmungen 
treffen und damit wären Störungen und Missliebigkeiten für 
eine nicht geringe Zahl von Weingärtnern verbunden. Auch 
würde durch eine solche fixe Weinsteuer, wie sie die Kelter- 
steuer und allgemeine Weinsteuer repräsentiert, jedes > Fort- 
schreiten des finanziellen Ertrags« der Abgabe von Wein ver- 
hindert, während es doch ein Hauptgrundsatz der heutigen 
Finanzwissenschaft ist, dass die Steuern elastisch sein sollen, 
um sich den jeweiligen Verhältnissen und Bedürfnissen an- 
schmiegen zu können. 

Wenn schon jetzt bei der bestehenden württembergischen 
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Umgeldsabgabe ein engerer Kreis von Personen in den bestehenden 
gesetzlichen Weinsteuerbestimmungen Belästigungen sieht, so 
'wäre es doch absurd, solche Belästigungen auf einen grosseren 
Kreis auszudehnen und das ganze Publikum, wie es bei der 
allgemeinen Weinsteuer der Fall ist, zu belästigen und zu Klagen 
zu veranlassen, ganz abgesehen von den enormen Kontrolle- 
kosten, welche eine allgemeine Weinsteuer und eine Kelter- 
Steuer im Gefolge haben würden. Man vergegenwärtige sich 
nur einmal eine solche Keltersteuer in ihrer praktischen An- 
wendung und Wirkung, um die Haltlosigkeit der Befürwortung 
einer solchen nachzuweisen. 

Zunächst müsste man kontrollieren, was jeder einzelne 
Weingärtner jeden Herbst aus seinen Weinbergen produziert; 
zur Zeit der Weinlese und des Kelterns müsste jeder einzelne 
Weingärtner durch einen Steuerbeamten kontrolliert werden; 
dieses hätte zur Folge, dass eine »rationelle Behandlung des 
Weins bezüglich der Kontrolle erschwert wäre, wie z. B. das 
Auslesen der Sorten, die Gährmethoden, das Rohkeltern« ; dies 
würde den Weingärtner seiner Sache abgeneigt machen und 
Unzufriedenheit hervorrufen : es wäre, »die möglichst lebendige 
Uebung der Produktionskraft gestört«. Wenn man nun die 
Menge des erzeugten Weins hat, so kommt hiezu noch die 
»Kontrolle jedes einzelnen Getränkeverkaufs und der Abstich 
des eigenen Verbrauchs«. In einem Jahre wäre die Steuer ver- 
fallen und entweder müsste jetzt der Produzent von seinem 
nicht verkauften Wein die Steuer bezahlen und Beträge vor- 
schiessen, bei denen es ungewiss ist, ob er dieselben wieder 
ersetzt bekommt, oder die Steuer wäre bis zum Konsum anzu- 
borgen ; der Steuervorschuss würde um so empfindlicher wirken, 
weil durch Abgang und Verluste ihm viel Schaden verursacht 
würde; die Steueranborgung würde noch weitere Kontrollen 
und Kelleruntersuchungen erfordern. Die Wirte würden üb- 
rigens ihren Hausbrauch nicht mehr steuerfrei erhalten, was 
ihnen nach dem geltenden Recht gestattet ist. 

Um wie vieles vollends würde alles komplizierter, wenn 
der Obstmost der Keltersteuer unterworfen wäre! Hier wäre 
eine genügende Kontrolle einfach gar nicht möglich; denn 
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wie soll man jeden Bewohner einer obstreichen Gegend, über- 
haupt jeden, der Obstraost einkellert, während der zwölfwöchigen 
Obstmostperiode beaufsichtigen können ? Hiezu wäre ein Heer 
von Steuerbeamten notig; erleidet dann der Obstmost etwa 
in der Einkellerung eine Verzögerung, so verdirbt er leicht 
und dann raisonnieren die Beteiligten, wie bekannt, über die 
bestehenden gesetzlichen Zustände erst recht. Nachdem Gesagten 
haben daher so ziemlich alle ergiebig Wein- und Obstbau- 
betreibenden Länder den Genuss des selbsterzeugten Weines 
d. h. die Produktion steuerfrei gelassen. 

Die Nichtbefürwortung der Keltersteuer gipfelt aber darin, 
dass es bei ihr unmöglich ist, Akkorde zu bekommen, durch 
welche sich die Wirte der lästigen Eontrollen entledigen können, 
und bei welchen eine Fasssiegelnng nicht stattfindet; denn 
bei der Keltereteuer hat man absolut keine sicheren Grundlagen 
und keine Anhaltspunkte, welche einen Akkord zu Stande 
kommen lassen könnten. 

Die Produzenten würden schliesslich bei der Keltersteuer 
deswegen geschädigt und deren Interessen empfindlich berührt, 
weil ja hier eine Besteuerung nach der Qualität des Weins 
— wegen des Nichtkennens der Güte des Weins unter der 
Kelter — nicht stattfinden kann und weil dann hier vom guten 
Wein verhältnismässig die gleiche Steuer bezahlt wird, wie 
vom schlechten, derjenige also, welcher schlechten Wein bei 
schlechterem Boden und schlechterer Lage erzeugt und ohne- 
hin schon in ärmlichen Verhältnissen sich befindet, mehr zur 
Steuer herangezogen wäre, als derjenige unter den direkt ent- 
gegengesetzten Verhältnissen. 

Wenn je eine Keltersteuer bestehen soll, so kann dieselbe 
dem Staate nicht beachtenswerte Einnahmen geben, ja dieselbe 
wird, wie die allgemeine Weinsteuer, in Fehljahren nicht ein- 
mal die Verwaltungskosten decken: Ei u Staat mit ganz gün- 
stigen Finanzen könnte höchstens den Versuch wagen eine der- 
artige Steuer einzuführen. 

Die Keltersteuer kann auch nur da empfohlen werden, wo 
nicht viel Wein- und Obstbau getrieben wird und wo nament- 
lich keine starke privatwirtschaftliche Zersplitterung des Wein- 
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und Obstbaus besteht. Endlich ist noch der demoralisierende 
Einfluss zu erwähnen, welchen eine Kelter- und allgemeine 
Weinsteuer im Gefolge hätte; die Demoralisation wäre bei dieser 
Steuer grosser als bei jeder andern Besteuerungsart. 

Im Folgenden seien noch die Weinsteuervorschläge 
einer kurzen£r5terungunterzogen,welcheeinigermassen brauchbar 
sein können, Vorschläge, die sich unter den dermaligen, eigentüm- 
lichen württembergischen Verhältnissen etwa empfehlen könnten. 

Abgesehen von der schon abgehandelten Keltersteuer und 
allgemeinen Weinsteuer dürfte der Vorschlag angeführt werden, 
die Produktionss teuer von Wein nach der bebauten Fläche, d. h. 
eine Arealsteuer zu erheben, allein hingegen ist einzuwenden, 
dass, da der Ertrag nach Lage, Boden, Klima, quantitativ und 
qualitativ verschieden ist und sehr schwankend sein kann, dieses 
eine zu ungleiche Besteuerung zur Folge hätte, überdies der 
Weinbauer in schlechten Jahren dieselbe Abgabe zu bezahlen 
hätte, wie in guten. 

Zweckmässiger wäre daher die Veranlagung der Produk- 
tionssteuer nach dem wirklichen Erzeugnis, wobei zugleich 
auf die örtliche Verschiedenheit des Produkts durch höhere 
und niedrigere Steuersätze einigermassen Rücksicht genommen 
werden kann ; allein dies ist auch nicht brauchbar, da die Er- 
hebung nach dem wirklichen Erzeugnis eine »Klassifikation 
der Weinberge und für die Ermittlung der zu versteuernden 
Weinmengen den Kelterzwang oder die Anmeldepflicht der 
Weinbauer hinsichtlich ihres Herbsterzeugnisses mit nachfolgen- 
der Kontrollierung durch steueramtliche Aufnahme der Vorräte 
und Vergleichung des Erfunds mit den Ergebnissen einer Ab- 
schätzung des Ertrags durch ortskundige Sacbventändigec er- 
fordert; hier wären neue Kontrollen, ob der W#n von diesem 
oder jenem Weinberg stammt und Einschätzungen nach Willkür 
notwendig. Alles dieses ist jedoch nicht zu wünschen und es 
wäre eine solche Steuer ein sehr schlechter Ersatz f&r die Be- 
stehende. 

Der Vorschlag der Weingärtner geht dahin, das Umgeld 
auf die Bezirke und Gemeinden, und in diesen durch Schätzungs- 
kommissionen auf die Wirte umzulegen. Hiebei wäre der 
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Willkür denn doch zu sehr Thüre und Thor geöffnet. Der 
Vorschlag von Wirten, dass ihnen in jeder Gemeinde eine 
Banschsnmme angesetzt werden soll, welche sie unter sich auf- 
zubringen haben, taugt nichts, da sich die Grundlage der Ver- 
teilung stets ändert. Ein Gesetz abzuändern ist eben viel 
schwieriger, als einen Vorschlag zu machen und immer wieder 
hat man aus diesem und den andern Gründen vor der Er- 
kenntnis Halt machen müssen, dass die Vorzüge des Umgeld- 
systems eine Erhaltung der bestehenden Zustände erheischen. 
Die erwähnten Vorschläge würden Massregeln der schwierigsten 
Art fordern, welche geordnete und zu allgemeiner Befriedig- 
ung bestehende, längst eingewohnte Verhältnisse umstossen. 

Wenn die Wirte in Württemberg für die Aufhebung der 
bestehenden Weinbesteuerungsart agitieren, so erklärt sich dies 
daraus, dass dieselben davon den grossten Gewinn hätten ; denn 
dieselben wären dann statt des Staats die Steuereinnehmer, 
was indes nicht zu befürworten ist, zumal dadurch »die Weine 
nicht viel billiger und nicht bessere würden. Doch ist diese 
extreme Ansicht nicht allzusehr vorherrschend und es richtet 
sich die Agitation heutzutage meist nicht gegen die Abgabe 
selbst, sondern nur gegen den Modus der Besteuerung. Und 
wäre hier die Abhilfe so leicht und einfach, so würde man an 
massgebender Stelle wohl doch schon klug genug gewesen sein, 
darauf zu verfallen. 

Dass die dermalen bestehende Umgeldseinrichtung nicht 
ungünstig wirkt, dafür spricht die erfahrungsgemässe That- 
sache, dass durch die höheren Wein preise, welche die Umgelds- 
abgabe mit sich bringt, dennoch die Zahl der Wirtschaften 
sich vermehrte, dass der Weinverschluss ein grosserer wurde 
und das Umgeld eine nicht unbeträchtliche Steigerung erfuhr 
durch »die zum Verbrauch gelangenden und sich nach der 
aufsteigenden Richtung bewegenden Mengen der geistigen Ge- 
tränke« überhaupt. Wer trotzdem die Aufhebung des Umgelds 
beantragen will, hat vor allem ein Aequivalent desselben nam- 
haft zu machen, welchem geringere Schwierigkeiten und Ein- 
würfe entgegenstehen und welches im finanziellen Ertrag so 
ziemlich gleiche Hohe erreicht. Es sind ja manche Missstande 
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und Un Vollkommenheiten im Einzelnen nicht zu verkennen, 
allein man kann sich dem gegenüber der Einsicht nicht ver- 
schliessen, dass die bestehende Abgabe und Art der Besteue- 
rung von Wein nicht »auf Zufall und Willkürc beruht, sondern 
in den »eigentümlichen Besonderheiten des württ. Weinbaus 
und Wein verkehr« c ihre Begründung und Rechtfertigung findet. 
Regierung und Stände konnten sich daher auch immer 
nur für das bestehende System entscheiden. Vorzüglich hält 
der württ. Steuermodus die Yergleichung mit dem in den andern 
Staaten Deutschlands und Ausserdeutschlands gut aus ; die An- 
sichten, denen man häufig begegnet z. B. dass die Weinbe- 
steuerung Württembergs eine Anomalie sei, dass es sich wieder 
einmal um ein württembergisches Unicum handle, dass das Ge- 
setz unzeitgemäss, veraltet, und schlecht sei, werden zur inhalts- 
losen Phrase. Wenn die Leute, welche eine solche Vergleichung 
anstellen, auch hervorbeben würden, in welchen Beziehungen 
das württerabergische System vor andern Staaten Vorzüge und 
in welchen Beziehungen die Systeme in andern Staaten 
Mängel in sich vereinigten, und umgekehrt, so wäre das 
nicht mehr als billig und gerecht, und es Hesse sich mit 
ihnen wohl disputieren. Aber leider würdigt man die Vor- 
züge des württembergischen Systems — und deren sind es, wie 
gezeigt, sehr beachtenswerte — zu wenig, wie man die Nachteile 
der Systeme in andern Staaten zu wenig erkennt. In den 
andern Staaten steht auch nicht alles in der Vollkommenheit; 
und angesichts der Lage der Gesetzgebung in andern Staaten, 
welche wir um ihre Vorzöge zu beneiden keinen Grund haben, 
sind wir wohl durchaus nicht gewollt, viel weniger genötigt, 
das seit Jahrhunderten erprobte württembergische System zu 
verlassen ; wir nehmen nach dem Gesagten auch wohl mit Recht 
Veranlassung, den Vorwurf zurückzuweisen, welcher Württem- 
bergs Weinsteuer hintanstellen will : Die Garantie für konstante, 
stetige, unabhängige Einnahmen mit thunlichst geringer Be- 
lästigung des Verkehrs ist vornehmlich ihre jetzige Bedeutung, 
und es ist nach Alledem nur eine oberflächliche landläufige 
Formulierung, wenn gesagt wird, man solle das Umgeldssystem 
ändern oder sogar abschaffen und eine allgemeine Weinsteuer 

ZeUsehr. t Staate*. 1800. III. Höft 31 
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an dessen Stelle einführen. Wenn auch von gewisser Seite 
viel Gerätisch gemacht wird, so macht dies im grossen und 
ganzen nichts znr Sache und ist es nur gut, dass nicht alles 
in das Blut und Herz des Volkes übergegangen ist, da ans 
der Meinung einer bestimmten Klasse der Bevölkerung, welche 
sich in nicht wohlverstandenem Interesse gegen die Besteue- 
rung nach dem Ausschankserlöse im Wirtshaus auflehnt, noch 
lange nicht gefolgert werden kann, dass die übrige Bevölke- 
rung ähnliche Bedürfnisse empfindet. (Jeberhaupt ist es gefahr- 
lich, Anordnungen zu treffen, von denen man nicht weiss, ob sie 
besser sind als die bestehenden. Manches» was als das Ein- 
fachste erscheint, ist im Finanzwesen eben nicht immer am 
leichtesten durchführbar. 
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Zur Verschuldungsstatistik des Grundbesitzes in 
Nordamerika. 



Von Dr. 0. Rnfcland. 



Die Verschuldungsverhältnisse der Farmer sind bekannt- 
lich für die Beurteilung der nordamerikanischen Konkurrenz 
von der allergrößten Wichtigkeit Und dazu kommt neuer- 
dings noch ein unmittelbar praktisches Interesse für Deutsch- 
land durch das Auftauchen von Pfandbriefen nordamerikanischer 
Hypothekeninstitute auf dem deutschen Kapitalmärkte. Trotz- 
dem sind unsere Kenntnisse auf diesem Punkte nur sehr spärlich. 
Sering kann in seinem Werke über die nordamerikanische Kon- 
kurrenz nur flüchtige Schätzungen geben, die von »statistischen 
Agentenc in den einzelnen Staaten und Territorien für die land- 
wirtschaftliche Zentralabteilung in Washington gesammelt 
worden. Ueber diese sehr schüchternen und nach unseren Er- 
fahrungen in Deutschland ziemlich wertlosen Anfange hinaus 
existiert für ganz Nordamerika einfach gar nichts. Erst in der 
neuesten Zeit haben die statistischen Bureauz der Staaten 
Nebraska, Michigan und Illinois mehr oder minder eingehende 
Berichte über die Verschuldung ihres privaten Grundbesitzes 
publiziert und daran hat sich mittlerweile eine Debatte in der 
wissenschaftlichen Litteratur wie in der Tagespresse angeschlossen. 
Auch hat die Zentralregierung in Washington entschieden, in 
den Zensusbericht für 1890 die Hypothekenstatistik aufzunehmen 
und ist im vorigen Jahre ein diesbezügliches Gesetz im Kongress 
angenommen worden. Wir dürfen also in nicht zu ferner Zeit 
auf eine einheitliche Darstellung der landwirtschaftlichen Ver- 
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Schuldungsverhältnisse der Vereinigten Staaten rechnen. Trotz- 
dem mochte mir ein Hervorheben der Licht- und Schattenseiten 
an dem jetzt schon Vorhandenen nicht wertlos erscheinen. 
Die Einteilung aber, welche ich dem Nachfolgenden zu Grunde 
lege, wird sich vielleicht zweckmässiger Weise so gestalten, 
dass ich zunächst über Methode und Inhalt der erwähnten 
Hypotheken berichte referiere, alsdann den damit zusammen- 
hängenden litterarischen Streit nach seinen Hauptrichtungen 
wiedergebe und dann versuche, auch anf Grund der von mir 
persönlich in Nordamerika gemachten Beobachtungen ein ab- 
schliessendes Urteil zu formulieren. 

I. Aus den offiziellen Berichten. 

Der weniger eingehende und auch weniger wertvolle Be- 
richt — um mit diesem zu beginnen — ist jener von dem 
Staate Nebraska. Sein Titel ist > First Biennial Report of 
the Bureau of Labor and Indttstrial Statistics of Nebraska,* 
herausgegeben im Januar 1889. Die hierhergehörenden Ab- 
teilungen umfassen zusammen nicht mehr als 25 Druckseiten. 

Die Methode, welche man beobachtet hatte, ist die folgende: 
von dem statistischen Bureau wurden an 215 Farmer, die in 
allen Sektionen des Landes verteilt sind, Fragebogen mit 22 
verschiedenen Fragen versandt. Die Zahl der Farmen beträgt 
in Nebreska 99 857. Die gemachten Erhebungen beziehen sich 
also tbatsächlich nur auf 2—3 Farmen, die unter je 1000 mehr 
oder minder zufällig herausgegriffen wurden. Und dabei sind 
noch keineswegs immer alle Fragen beantwortet worden. 

Den gemachten Zusammenstellungen lässt sich entnehmen, 
dass von 215 Farmern 113 Hypothekenschulden haben, 78 
machten auch im letzten Jahre (1888) Ersparungen, 41 also 
etwas über 18°/o hatten weitere Schulden aufzunehmen, um Be- 
triebsdefizite zu decken. Diese Verluste nach der Grosse der 
Farmen klassifiziert, ergibt die folgende Tabelle: 

Zahl de. Fanner. &*£££* 
unter 80 acres 6 40% 

80 acres 17 41,2°/o 
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Zahl der Farmer. fc&J*£? 
Ueber 80 und unter 160 acres 15 13.3% 

160 acres 76 37°/o 

üeber 160 und unter 320 acres 27 40.7% 

320 acres 13 58.9°lo 

üeber 320 und unter 640 acres 10 80% 

640 acres und mehr 7 55% 

84 Farmer oder etwa 40% hatten auch in den früheren Jahren 
vor 1888 nichts erspart und darunter befinden sich der Natio- 
nalitat nach 62 Amerikaner, 12 Engländer, 6 Deutsche, 4 
Schweden u. s. w. Von den gesammten 216 Farmern verteilen 
sich in der gleichen Weise 165 auf die Vereinigten Staaten, 24 
auf England, 16 auf Deutschland und 10 auf das übrige Europa. 
Es stehen also die Deutschen und Amerikaner unter dem 
durchschnittlichen Prozentsatz wirtschaftlicher Misserfolge. Der 
angegebene Wert der Farmen schwankt zwischen 22 und 420 
Mk. pro acre (gleich 40.47 ar). Der Hypothekenzinsfuss schwankt 
zwischen 6 1 /* und ll°/o. 

Man hat diesen Farmern auch die Frage vorgelegt: was 
die wichtigsten Gründe für den Rückgang des bäuerlichen 
Wohlstands in den einzelnen Fällen seien ? und die 200 darauf 
eingelaufene Antworten verteilen sich derart, dass 21 auf die 
mangelnde Organisation der Landwirte hinweisen, 55 die Sorg- 
losigkeit bei der Aufnahme von Schulden hervorheben, 51 über 
zu viel Maschinen klagen, 19 sind der Meinung, dass mit den 
teueren Maschinen nicht sorgfaltig genug umgegangen wird, 
76 führen Beschwerde gegen die Höhe der Eisenbahnfrachten, 
49 klagen über geringe Ernten, 88 über zu hohe Zinsen des 
Peroonalkredits (2 bis 4% per Monat), 12 beschweren sich 
Ober hohe Preise der Feuermaterialien, 49 halten die grossen 
Privatmonopole Nordamerikas für verantwortlich, 50 klagen 
über niedrige Preise der landwirtschaftlichen Produkte. 28 
Farmer sind der Meinung, dass die in ihrem Wohlstand zu- 
rückgehenden Landwirte sich zu viel Laufereien machen, 16 
reden vom vielen Trinken, 32 klagen das übers tellungsgemässe 
Leben an, 11 die hohen Holzpreise, 19 die hohen Steuern, 18 
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den Verlust durch Viehseuchen, 35 die schlechte Wirtschaft, 
7 die Ueberproduktion und 10 die Last der Hypotheken. 

Besser und namentlich auch weit umfangreicher ist der 
Bericht des Staates Michigan. Es ist der Fifih annual Report 
of the Bureau of Labor and industriell Statistics, der im Früh- 
jahre 1888 publiziert wurde. 

Auch hier begegnen wir der Farmstatistik. Im Verlaufe 
des Monats April 1887 wurden die mit der Steuereinschätzung 
betrauten Steuerbeamten beauftragt, die Ausfüllung der ror- 
bereiteten Formularien zu überwachen. Von 90803 Farmen 
wurden die Berichte an der Zentralstelle für Statistik abge- 
liefert d. i. von 68.1 Prozent aller Farmen in Michigan. 

Der summarische Bericht ist ziemlich »agrarische gehalten. 
Es wird darin gesagt, dass der Steuerwert aller Farmen, von 
denen Berichte vorliegen Doli. 194 854 633 betrage. Die da- 
rauf lastenden Hypotheken seien gleich Doli. 37 456 272 oder 
etwas mehr als 19.2°/o des gesamten Steuerwerts der im Be- 
richt figurierenden Farmen, aber 46.8°/o der wirklich belasteten 
Güter. Der durchschnittliche Zinsfuss beträgt 7.2°/o, was eine 
Summe von Doli. 2 701 669 für Zinszahlungen ausmacht. Wird 
von diesen tatsächlichen Ermittlungen aus auf die Verhält- 
nisse des ganzen Staates geschlossen, so haben die Farmer in 
Michigan bei einem Steuerwert von Doli. 335378025, eine 
Schuldenlast in Hypotheken gleich Doli. 64392580 und dafür 
jährlich an Schuldenzinsen Doli. 4 636 265 zu zahlen. Der Be- 
richt nimmt an, dass unter Hinzurechnung des Personalkredits 
sich diese Schuldenlast verdoppelt und führt dann aus, dass 
auf diese Weise Absatzfähigkeit und Grösse des inländischen 
Marktes ausserordentlich gelitten haben. Als ein gerechtes und 
notwendiges Mittel der Abhülfe wird der Abzug der Schulden 
bei Auflage der Grundsteuer verlangt und dabei auf die ge- 
setzlichen Bestimmungen Kaliforniens hingewiesen, die allein in 
der ganzen Union diese Gerechtigkeitsforderung erfüllt hätten. *) 



1) Die hierhergehörenden Bestimmungen dee Kalifornischen Steuer- 
gesetzes lauten: »All tazable property miist be assessed atits füll cash 
valne. Land and improvements thereon shall be separately assessed. 
Cultivated and unculfcivated land of the same quality and similarly 
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Um jedoch der Gefahr der Auswanderung dee Kapitals zu be- 
gegnen, wird vorgeschlagen, diese Steuerreform zur Entlastung 
der Landwirte in allen Weststaaten, in denen grosse Kapitalien 
ans dem Osten ausgeliehen werden, gleichzeitig durchzuführen. 
Nach der Meinung des Berichts kommen hier namentlich die 
Staaten Ohio, Indiana, Wisconsin, Minnesota, Illinois, Jova, 
Nebraska und Kansas in Betracht. 

Den nur sehr kurzen und gar nicht eingehenden Erläuter- 
ungen ist ein, fast gar nicht verarbeitetes Tabellenwerk von 
nahezu 400 Seiten beigefügt, aus dem ich noch die folgenden 
Zusammenstellungen ableite. 

Die Zahl der nicht mit Hypotheken belasteten Farmen beträgt 



situated, shall be assessed at the same value. A mortgage, deed of 
trust, contract, or other obligatio» by whioh a debt if secured, shall, 
for the pnrposes of assessment and tazation , be deemeä and treated 
as an interest in the property affeoted thereby, ezcept as to railroad 
and other quasi-publio Corporation. In case of debts so secared , the 
value of the property affected by such mortgage, deed of trast contract 
or Obligation, leea the valne of such security, shall be assessed and 
tazed to the owner of the property and the valne of such security shall 
be assessed and tazed to the owner thereof, in the connty, oity or 
distriot in which the property affeoted thereby is situated. The tazes 
so levied shall be a lien npon the property and security and may be 
paid by either party to such security; if paid by the owner of the 
security, the tax so levied upon the property affected thereby shall 
become a part of the debt so secured. — If the owner of the property 
shall pay the tax so levied on such security, it shall constitute a payment 
thereon, and, to the extent of such payment a füll discharge thereof. 
— If any such security or indebtedness shall be psid by any such 
debtor or debtors after assessment and before the tax levy, the amount of 
such levy may likewise be reteined by such debtor or debtors, and shall be 
computed according to the tax levy for the proceeding year, and every con- 
tract by which a debtor is obliged to pay any tax or assessment of money 
loaned, or on any mortgage, deed of trust, or other lien, shall, as to 
any interest specified therein , and as to such tax or assessment be null 
and void. — Indes ist die Behauptung des Michigan Berichtes, dass nur 
Kalifornien ein solches Gesetz habe, unrichtig. Auch in Oregon werden 
die Hypotheken besteuert und von der Grundsteuer abgesogen. Dabei 
ist man allerdings der Meinung, dass der Farmer dennoch die Hypo- 
thekensteuer trage« — 
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47 724. Darauf entfallen im Ganzen 2 615 474 cares benutztes 
and 1717465 acres unbenutztes Land. Der Steuerwert dieser 
Farmen ist auf Doli.. 115 141 592 geschätzt. Für die mit Hypo- 
theken belasteten Farmen, deren Zahl 48079 beträgt, sind 
die betreffenden Ziffern: 2099911 acres landwirtschaftlich 
benutztes 1 397 699 acres unbenutztes Land, bei einem Steuerwert 
von Doli. 79713041. Diese Ziffern und Verhaltnisse auf die 
Durchschnittsfarm reduziert, ergibt für die schuldenfreien Farmen 
eine Grosse von 93 acres, wovon 56 acres benutztes, 37 acres 
unbenutztes Land sind und der acre durchschnittlich auf etwa 
Doli. 26 geschätzt wird. Die verschuldeten Farmen haben eine 
durchschnittliche Gesamtgrosse von 81 acres mit 49 acres be- 
nutztem und 32 acres unbenutztem Land und einen durch- 
schnittlichen Schätzungswert von Doli. 23 pro acre. Also die 
Durchscbnittsgrösse der verschuldeten Farmen erscheint etwas 
kleiner als die der unverschuldeten, während in beiden Fallen 
das Verhältnis der landwirtschaftlich benutzten Fläche zur un- 
benutzten ziemlich gleich ist. Der Wert pro acre erscheint 
etwas kleiner. Ob darin eine etwas geringere Wertigkeit der 
Bodenfläche oder aber die Tendenz der Steuerbehörde, den ver- 
schuldeten Grundbesitz zu entlasten, zum Ausdruck kommt, 
muss dahin gestellt bleiben. Die durchschnittliche Eigentums- 
farm erscheint etwas kleiner als die Durchschnittsfarm der 
Pächter. Der Steuerwert der ersteren beträgt etwa Doli. 2 078, 
der der letzteren Doli. 2 710. 

Nun stellen sich diese Durchschnittsziffern für die 82 Graf- 
schaften des Staates Michigan sehr verschieden. Die Durch- 
schnittsgrösse der Farmen schwankt z. B. von 49 acres in der 
Grafschaft Baraga bis 213 acres in der Grafschaft Marquette. 
Arbeitet man nun die Angaben für die einzelnen Grafschaften 
in der Weise auf, dass man das Verhältnis der Schulden zum 
Taxwert der belasteten Farmen und dann das Verhältnis der 
Schulden zu dem Gesamtwerte aller Farmen in Verbindung 
bringt mit der angegebenen Durchschnittsgrosse derselben und 
für die Fläche von 40 bis 80 acres, von 80 bis 120 acres und 
über 120 acres besondere Unterscheidungen macht, so gelangt 
man zu der nachfolgenden Uebersicht: 
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Zahl der Verhältnis der Verhältnis der 
Durchsohnittsgrösse der q-J* Hypotheken zum Hypotheken zum 
Farmen. ««w»i« Taxwert der be- Taxwert aller 

scnaiten. steten Farmen. Farmen. 

unter 80 acres 24 64°/o 26°/o 

von 80 bis 120 acres 42 66°/o 22°/o 

über 120 acres 8 1 ) 88°/o 12°/o 

Ans dieser Tabelle scheint zunächst hervorzugehen, dass 
die Hypotheken der belasteten Farmen den grossten Umfang 
bei dem grösseren Besitz einnehmen, während dieses Verhältnis 
bei dem mittleren Besitz am Kleinsten erscheint. Das Ver- 
hältnis der Hypotheken zum Gesamttaxwert aller Farmen lässt 
freilich den grösseren Besitz sofort wieder in der günstigsten 
Situation erscheinen. Es geht daraus wohl hervor, dass der 
Grossgrundbesitz in Michigan hypothekarisch sehr verschieden 
situiert ist : einige Besitzungen sind ausserordentlich hoch ver- 
schuldet, im Ganzen aber erscheint die hypothekarische Lage 
dieser Besitzkategorie als die günstigste. Die Zahl der hier 
zu8ammengefassten Farmen beträgt nur 1182. Die landwirt- 
schaftlichen Anwesen, welche nach dem Durchschnittsverhältnis 
der Grafschaften als »unter 80 acres c in der obigen Tabelle 
erscheinen, lassen nach beiden Richtungen eine stärkere Be- 
lastung vermuten, dem sich dann der mittlere Besitz in der 
Weise anschließt, dass man auch für Michigan zur Annahme 
berechtigt erscheint, die hypothekarische Belastung 
wachse im umgekehrten Verhältnis zur Besitz- 
grösse — ein Satz, den ich an anderer Stelle 8 ) als für die 
deutschen landwirtschaftlichen Verhältnisse zutreffend nachge- 
wiesen zu haben glaube. 

Ich habe hierzu nur noch einen Punkt ergänzend hervor- 
zuheben. Ein Blick auf die hier gemachten Angaben zeigt 
nämlich, dass das Verhältnis der Hypotheken zum Taxwert der 
belasteten Farmen und ebenso auch das Verhältnis der Hypo- 



1) Die Differenz der Gesamtzahl der hier figurierenden Grafschaften 
gegenüber den oben gemachten Angaben erklärt sich durch die Un- 
Vollständigkeit der mir vorliegenden Tabelle. 

2) vergl. meine »landw. Kreditfrage im System der agrarischen 
Beform.« (H. Laupp'sche Buchhandlung in Tübingen.) 
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thekenschulden zum gesamten Taxwert aller Farmen — im 
letzteren Falle nur mit der Ausnahme der grösseren Besitzungen 
— in meiner obigen Tabelle stets viel höher ist, als die ange- 
führten Durchschnitte für den ganzen Staat. Für Michigan be- 
rechnet sich das Verhältnis der Hypotheken zu dem Taxwert 
der belasteten Grundstücke aus den Gesamtsummen auf 46%, 
während ich in meiner obigen Tabelle von 64, 66 und 88% 
rede. Das Verhältnis zwischen Hypothekenlasten und Taxwert 
aller Farmen stellt sich innerhalb des Staates auf 19%, während 
ich in meiner Tabelle 22 und 26% berechnet habe. Die Er- 
klärung dieser anscheinenden Widersprüche findet sich zunächst 
in dem Umstand, dass meine Tabelle aus den Verhältniszahlen 
der einzelnen Grafschaften, die Angaben des Berichtes aber 
aus den Gesamtsummen der Schulden und Taxwerte berechnet 
sind und weiter in der Thatsache, dass die ungünstigsten 
prozentualen Verhältnisse sich stets auf Grafschaften beziehen, 
in welchen eine kleine Anzahl von Farmen und folglich auch 
geringerer landwirtschaftlicher Besitzwert existiert, während 
alle besseren, unter dem Landesdurchschnitt sich bewegenden 
Verhältniszahlen den am meisten bevölkerten und reichsten 
Grafschaften angehören. Daraus lässt sich als Regel der Satz 
ableiten, dass die Höhe der Verschuldung im umge- 
kehrten Verhältnis zur Dichtigkeit der Ansiedel- 
ung steht. Die Erklärung liegt nahe: wer Geld hat geht 
als Farmer nicht in den »Busche und wer in den »Busche 
geht, braucht oft mehr Geld, als durch seinen Besitzwert an 
Grund und Boden gedeckt wird. So finden wir denn in ein- 
zelnen sehr dünn bevölkerten Grafschaften eineUeberschuldung des 
Taxwerts der belasteten Farmen um 115, 171 und selbst 233%! 
Die Farmen in sehr dünn bevölkerten Gegenden sind offen- 
bar neueren Datums als jene in dicht bevölkerten Gegenden. 
Es liegt deshalb die Vermutung nahe, aus der Schuldenabnahme 
der dichter besetzten Grafschaften auf eine gedeihliche Gesamt- 
entwicklung der landwirtschaftlichen Verhältnisse zu schliessen. 
Die heute dicht bevölkerten Gegenden waren vielleicht vor nur 
20 Jahren noch sehr spärlich besiedelt und der Regel nach wohl 
ähnlich mit Schulden überlastet. Diese Last ist in der Zwischen* 
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zeit verschwunden oder hat sich doch ganz bedeutend vermindert. 
Wenn ich es versuche, an Hand der mir vorliegenden An* 
gaben diese Vermutung auf ihre Richtigkeit zu prüfen, so 
muss ich die Bemerkung vorauschicken , dass in Nord* 
amerika häufiger als hier bei uns eine bäuerliche Subhastation 
in der Weise umgangen wird, dass der Gläubiger den Eigen- 
tumstitel sich übertragen lässt und der Farmer nachher als 
Pächter auf seinem Hofe verbleibt. Also nicht bloss die Sub- 
hastation- sondern auch die Pachtstatistik gehört in Nord- 
amerika zur Beurteilung der landwirtschaftlichen Entwicklungs- 
verhältnisse. Und wenn ich nun eine allgemeine Abstufung 
der Jugend und Dichtigkeit der Ansiedlung in den Grafschaften 
in der Weise vornehme, dass ich die erste Abteilung bis zu 
500 Farmen in der Grafschaft, die zweite von 600 bis 2000 
Farmen reichen lasse, und den Rest einer dritten Abteilung 
zuweise, so ergibt sich unter Hereinbeziehung der Subhasta- 
tions- und Pachtstatistik die folgende Tabelle; 

Zahl der Farmen iJiSlEÄ^ Z^l der Sab- Zahl der 

in der Grafschaft theken erarkt ha8tationen Pachtungen 

unter 500 237 67 225 

von 600 bis 2000 738 73 1273 

über 2000 683 99 4817 

Der Zahl nach verteilen sich die Grafschaften auf diese drei 
Gruppen derart, dass auf die erste 31, auf die zweite 22 und 
auf die dritte 23 Grafschaften entfallen. Das wäre ziemlich 
gleichmässig. Anders lagert sich das Verhältnis für die Zahl 
der Farmer. Sie beträgt in der ersten Gruppe 7178, in der 
zweiten 23907, in der dritten 59726. Um deshalb zu einer 
vergleichsfähigen Zifferreihe zu gelangen, reduziere ich die er- 
langten Zahlen auf je 1000 Farmen. Dadurch ergibt sich die 
folgende Tabelle: 

Zahl der Farmen flu^°^™ Zahl der Sab- Zahl der 

in der Grafschaft theken erfnSrt ha8tationen Pachtungen 

unter 500 34 7 32 

von 500 bis 2000 30 3 53 

über 2000 11 1,5 80 
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Was folgt daraus? Zunächst wird man sagen können, dass 
die Erwirkungen von Zahlungsbefehlen sowohl als auch die 
Zahl der Subhastationen in dem Jahrgang 1886/87 — auf den 
sich diese Ziffern hier beziehen — in der That im umgekehrten 
Verhältnis mit der Dichtigkeit der Ansiedlung wächst. Aus 
der Zahl der Subhastationen wird man sagen können, dass nach 
den äusseren Kulturkreisen die Geneigtheit zur Zwangsvoll- 
streckung anscheinend wächst — nach Informationen, die ich 
während meiner Durchreise durch Nordamerika erlangte, mehr 
in Folge von Erwägungen auf Seiten des Schuldners als 
des Gläubigers. Sobald ein Unternehmer in neu erschlossenen 
Gegenden keinen Erfolg seiner Wirtschaft sieht, stellt er 
seine Zahlungen ein, um auf dem Wege der Subhastation 
sich wieder frei zu machen und anderwärts sein Glück zu 
versuchen. Dadurch verliert die Proportion 7:3:17s viel 
von ihrer Beweiskraft für das Zurükgehen der so sehr ver- 
schuldeten jungen Farmanwesen. Aus der Proportion 32:58:80 
geht offenbar ein Umwandlungsprozess von Eigentümern in 
Pächter nach den inneren Kulturkreisen hervor, der um so 
auffallender erscheint, als in gleichem Verhältnis die Schulden- 
last sich sehr beträchtlich vermindert. Es mag indes sein, 
dass auch diese Umwandlung mit der dichteren Besiedlung und 
dem Alter der Niederlassung abnimmt und dass in diesen 80 
Pächtern unter 1000 Farmern viel mehr Entwicklungsresultate 
der Vergangenheit als der Gegenwart zum Ausdruck kommen 
— der statistische Bericht gibt leider keinerlei Anhaltspunkte, 
um diese Frage weiter zu untersuchen. Ebenso ist das Material 
unzureichend für eine bestimmte Beantwortung der Frage : ob 
die Rentabilität der Landwirtschaft in der Union während den 
letzten Jahren zurückgegangen ist? Dieser Rückgang musste 
sich offenbar bei den neu eingerichteten Farmen und in den 
am wenigsten besiedelten Grafschaften am stärksten bemerkbar 
machen, denn hier finden wir ja die höchste Verschuldungs- 
ziffer neben den geringsten Reserven. Die mir vorliegenden 
statistischen Angaben genügen leider nur für den Satz, dass 
wenn ein Rückgang in der landwirtschaftlichen Rentabilität 
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zu verzeichnen ist, dieser bis dahin nicht als sehr umfang- 
reich bezeichnet werden kann. 

Eine andere interessante Frage ist vom Michigan Report 
wie ich glaube zum ersten Male in der Union aufgegriffen 
worden — die Frage nach der vergleichsweisen Prosperität 
der Farmer je nach ihrer Nationalität. Leider ist auch dieses 
Material auf 252 Druckseiten wieder gegeben, aber in keiner 
Weise systematisch verarbeitet worden. Der Schlusstabelle auf 
Seite 347, die nur die Unterscheidung zwischen Amerikanern 
und Fremden, d. h. in der Fremde geborenen, kennt, entnehme 
ich, das8 die Einzelberichte sich auf 31570 Fremde und auf 
63379 Amerikaner erstrecken. Das würden zusammen 94949 
Farmer sein, während ich oben der Einleitung gemäss zitiert 
habe, dass vorgeblich nur über 90803 Farmen berichtet wird. 
Ich bin nicht in der Lage, diesen Widersprach aufzuklären. 
Von diesen 31570 Ausländern nun sollen 23503 kein Geld, 
8067 Personen aber einen Kapitalbesitz von Doli. 4633188 
oder 2 432 Mk. pro Kopf bei ihrer Ankunft in Amerika mit* 
gebracht haben. Der gesamte Farmbesitz dieser Ausländer ist 
für Steuerzwecke auf Doli. 52 537 871 geschätzt worden, während 
die darauf lastenden Hypothekenschulden Doli. 11 191714 be- 
tragen sollen. Zählen wir also zu diesen Hypotheken das mit- 
gebrachte Kapital hinzu, so ergibt sich durch Subtraktion vom 
Gesamtsteuerwert der Farmen, dass diese 31570 Ausländer 
sich in ihrem Grundvermögen Doli. 36 712 969 oder rund 
5000 Mk. pro Kopf in dem neuen Lande erworben haben. Der 
Steuerwert der den Amerikanern gehörenden Farmen beträgt 
Doli. 153 777 813. Ihre Hypothekenlast ist gleich Doli. 26 313 153 
angegeben. Der darnach als unbelastet erscheinende Besitz- 
wert der Amerikaner beträgt somit pro Kopf etwa 8517 Mk. 

Von diesen 31 570 Fremden kommen 10341 aus Deutsch- 
land, 8225 aus Kanada, 3629 aus Irland, 1027 aus Schottland, 
4182 aus England, 1517 aus Holland, 538 aus Schweden, 312 
aus Frankreich, 224 aus der Schweiz, 180 aas Polen und der 
kleine Best von der übrigen Welt. 

Um wenigstens einigermassen einen Einblick zu erlangen 
in das Fortkommen unserer nach Michigan ausgewanderten 
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deutschen Bauern, will ich versuchen, aus den von deutschen 
Farmern am meisten bewohnten Gegenden die Grafschaften 
Huron und Wayne herauszugreifen und das zerstreute ein- 
schlägige Material etwas geordnet hier wieder zu geben. 

In der Grafschaft Huron bezieht sich der Michigan- 
bericht auf 2037 Farmer. Es ist das also sicher eine Graf- 
schaft, die nach der obigen Einteilung zu den dichtbesiedelten 
zu rechnen ist. Hier wohnen 1669 Ausländer neben 368 Ameri- 
kanern. Und unter ersteren befinden sich 646 deutsche Farmer. 
Deren durchschnittliche Anwesenheit berechnet sich auf 16 Jahre. 
Nur 180 deutsche Einwanderer hatten Kapital mit sich und 
zwar Doli. 81936 im ganzen oder 1911 Mk. pro Kopf. Der 
Steuerwert ihres landwirtschaftlichen Besitzes ist gleich Dol- 
lar 646929. Darauf lasten Doli. 166855 Hypothekenschulden, 
woraus sich ein hypothekenfreies Grundvermögen von Dol- 
lar 80074 berechnet. Wird hiervon das bei der Einwanderung 
eingebrachte Barvermögen von Doli. 81 936 abgezogen, so er- 
gibt sich statt eines Vermögenszuwachses ein Defizit von Dol- 
lar 1862 oder ca. 12 Mk. pro Kopf. 466 waren ohne jedes 
Vermögen eingewandert. Für sämtliche Farmberichte dieser 
Grafschaft beträgt die durchschnittliche Grösse der Farm 86 acres 
und das Verhältnis der Schuldenlast zum Gesamttaxwert der 
Farmen ist gleich 30:100. Für die deutschen Farmer stellt 
sich dieses Verhältnis gleich 26 : 100. Die im Jahre 1886/87 
erwirkten Zahlungsbefehle zählen 25, die 4 Subhastationen nach 
sich zogen. Die Zahl der Pächter beträgt 52 oder 2 Vi °/o der Farmer. 
Der Fläche nach verteilen sich 1 580 Farmen auf Betriebe unter 100 
acres, 389 auf Betriebe von 100 bis 200 acres, 41 auf Betriebe von 
200 bis 300 acres, 24 auf Betriebe mit 300 bis 600 acres und 3 auf 
Betriebe von 600 bis 1000 acres. Natürlich ist in dieser Graf- 
schaft die ökonomische Lage der deutschen Bauern ausserordent- 
lich verschieden. In dem einen Falle z. B. brachte ein Farmer 
vor 19 Jahren Doli. 600 mit nach Amerika, der Steuerwert seiner 
Farm ist heute Dollar 450 und darauf lasten vorgeblich Dol- 
lar 500 Hypothekenschulden. Zwei andere Bauern wanderten 
vor 16 Jahren nach Michigen , brachten keinen Pfennig Geld 
mit und haben heute zusammen einen schuldenfreien Besitz 
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von Doli. 2170. Trotzdem muss es auffallen, dass die Lage 
der deutschen Bauern in dieser Grafschaft Hnron unzweifelhaft 
im ganzen unter dem Durchschnitt steht. Der mir vorliegende 
Bericht bietet indes keinerlei Erklärung dazu. 

Wenn ich mich nun der Graf scha ft Wayne zuwende, 
so will ich zunächst wieder notieren, dass sich der Bericht 
auf 2420 Farmer bezieht, wovon 1375 in Amerika, 624 in 
Deutschland geboren sind. Die durchschnittliche Anwesenheit 
der Deutschen in dieser Grafschaft ist 26 Jahre. 614 Ein- 
wanderer waren ohne Mittel, 110 besassen im ganzen ein Kapital 
von Doli. 40764 oder 1664 Mk. pro Kopf. Der Steuerwert 
ihres landwirtschaftlichen Besitzes istheutegleich Doli. 1 269 600. 
Darauf lasten Doli. 214095 Hypothekenschulden. Der reine 
Vermögenszuwacbs an Grundwert abzüglich des bei der Ein- 
wanderung mitgebrachten Kapitals berechnet sich im ganzen 
auf Doli. 1004741 oder 7014 Mk. pro Kopf. Das Verhältnis 
der Schuldenlast zum Taxwert aller Farmen stellt sich für die 
ganze Grafschaft wie 100:127s; für die deutschen Farmer 
stellt sich dieses Verhältnis wie 100:16. Aus der Subhasta- 
tionsstatistik ist hier nichts berichtet. Der Fläche nach ver- 
teilen sich 1771 Farmen auf Betriebe unter 100 acres, 423 
Farmen auf Betriebe von 100 bis 200 acres, 62 Farmen auf 
Betriebe von 200 bis 300 acres, 22 Farmen auf Betriebe von 
300 bis 600 acres, und 4 Farmen auf Betriebe Ober 600 acres. 
Man ersieht daraus, dass hier die Lage der deutschen Bauern 
nicht nur ungleich besser ist als die ihrer Landsleute in der 
Grafschaft Huron, sondern dass sie sich auch über das durch- 
schnittliche Niveau der Vermögenserwerbungen der Fremden im 
Staate Michigan beträchtlich erhebt. Trotzdem war das An- 
fangskapital auch hier wieder viel geringer. Im Uebrigen ver- 
mag ich auch hier wieder nicht die weiteren Verschiedenheiten 
zu erklären. 

II. Aus den offiziellen Berichten (Fortsetzung). 

Ich wende mich damit dem methodologisch in vielfacher 
Hinsicht reicheren Berichte des Staates Illinois zu. Der 
Titel desselben ist Fifth biennial Report of the Bureau of 
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Labor Statistics of Illinois, herausgegeben im November 1888. 
Umfang 322 Seiten. Im Gegensatz zu der nicht ganz drei 
Seiten nmfassenden Einleitung des Michigan Berichts, gibt 
Illinois auf 58 Druckseiten eingehende Information über Methode 
sowohl wie auch über die Resultate der Erhebungen und er- 
leichtert somit meine Aufgabe wesentlich. 

Dabei ist dieser Bericht nicht aus Erhebungen von Farm 
zu Farm, sondern aus Auszügen aus den Hypotheken- und 
Pfandbüchern entstanden. Die Eintragungen in die Pfand- 
bücher erfolgen auf Grund eines richterlichen Erkenntnisses 
zur Sicherstellung von klagbar gewordenen Forderungen und 
nach gemachten Probeerhebungen betragen sie etwa 8°/o der 
in der gleichen Zeit gemachten Hypothekeneintragungen. Die 
Hypotheken teilen sich in Nordamerika wieder in zwei Klassen, 
in eine solche, welche auf Grundstücken oder Immobilien nnd 
in eine solche, welche auf Mobilien lasten. Die hypothekarische 
Immobiliarbelastung erfuhr weiter eine Scheidung, je nachdem 
stadtisches oder ländliches Grundeigentnm in Betracht kommt. 
Wir haben es also im Nachfolgenden mit drei Klassen von 
Hypotheken zu thun : mit solchen auf Land, solchen auf Blocks 
und solchen auf Mobilien. Die ersteren schliessen in sich alles 
Land, das nicht in städtisches Eigentum aufgeteilt ist, die 
zweiten alles zu Städten gehörendes oder für Städte bestimmte 
Landeigentum, die dritten alle Arten von persönlichem Besitz, 
wie landwirtschaftliche Geräte, Vieh, Haushaltungsgegenstande, 
Ernten auf dem Felde u. s. w. 

Eine weitere Unterscheidung, die wir in Deutschland seit 
Bodbertus so hoch schätzen, die aber m. W. in Amerika bis 
jetzt noch nie angewandt wurde, bezieht sich auf die Isolierung 
der Restkaufgelder. Die Auszüge aus den Hypothekenbüchern 
wurden in Illinois von den Eintragungsbeamten selbst besorgt. 
Deshalb war dem Statistiker diese Zweckverschiedenheit der 
Hypothekenbestellung vielfach personlich bekannt. Ausserdem 
finden sich auch entsprechende Vormerkungen in den Formu- 
larien. Im Zweifel wurde jedoch gegen die Annahme als Rest- 
kaufschilling entschieden, weshalb in Wirklichkeit der Betrag 
desselben eher etwas grösser sein mag als im Bericht angegeben. 
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Und diese Ausscheidung von Restkaufgeldern wurde sogar auf 
die» auf beweglichem Eigentum lastenden Schulden ausgedehnt, 
so dass auch die Sicherstellungen für noch nicht voll gezahlte 
Pianos, für Möbel, landwirtschaftliche Maschinen u. 8. w. als 
eine selbständige statistische Abteilung in dem Berichte figu- 
rieren. Dazu kommen nech weitere interessante Unterschei- 
dungen über die Herkunft des Kapitals bzw. den Wohnort des 
Gläubigers, über die Beteiligung von Kreditinstituten neben den 
Privaten und über die Arten der verpfändeten Mobilien, die 
sich bei den folgenden Auszügen finden werden. 

Der Hypothekenreport für Illinois hat aber auch dadurch 
eine ungleich grössere Bedeutung, dass er auch auf die Ver- 
gangenheit zurückgreift und vergleichweise die Ermittlungen 
für die drei Jahre 1887, 1880 und 1870 einander gegenüber 
stellt. In einzelnen Fällen freilich mussten dabei Verschiebungen 
und Schätzungen stattfinden. Die Hypothekenberichte für 
Chicago und für das Jahr 1870 sind durch das Feuer im Jahre 
1871 zerstört worden. Die Angaben für 1872, 1873 und 1874 
konnten nicht an deren Stelle gesetzt werden, weil das Jahr- 
gänge mit ausserordentlicher finanzieller Depression waren. 
Man wählte den Jahrgang 1875 als Ersatz. Aehnliche Sub- 
stitutionen mussten in vier Fällen bei den übrigen 101 Graf- 
schaften vorgenommen werden. In Chicago bediente man sich 
statt der Hypothekenbücher periodisch publizierter Auszüge, 
die übrigens vorher auf ihre Zuverlässigkeit geprüft wurden. 
Ich will indes auf diese und andere Details hier nicht näher 
eingehen, um nur noch einen Punkt hervorzuheben, nämlich 
die Berechnung der Gesamtschuldenlast aus den 
im Laufe des Jahres gemachten Eintragungen. 
Die Behandlung dieses Problems, deren Lösung von der euro- 
päischen Verschuldungsstatistik noch nicht einmal versucht 
wurde, ist für die praktische Art der Nordamerikaner zu 
charakteristisch, als dass ich nicht den ganzen hierher gehören- 
den Ideengang im Auszug bringen sollte. 

Dass die bestehenden Verschuldungen zu irgend einer Zeit 
für das ganze Land genau ermittelt werden könnten, ist — 
wie der Kommissionsbericht sagt — einfach unmöglich. Aber 

Zeitwhr. t SUaUw. 1800. III Heft. 32 
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deshalb auf diese so wichtige Verschuldungsstatistik zu ver- 
zichten, würde unvernünftig sein. Fehler kommen in jeder 
statistischen Arbeit vor. Es handelt sich also auch hier viel- 
mehr darum, die unvermeidlichen Ungenauigkeiten zu kennen 
und mit ihnen zu rechnen. Der Ausgangspunkt ist dabei voll- 
kommen sicher: er bezieht sich auf den Inhalt der Eintra- 
gungen. Die daraus angefertigten Auszüge betreffen: die 
Schuldsumme, für welche <ue Hypotheken bestellt wurde, 
Charakter und Grosse des Eigentums, auf welchem die Ver- 
pflichtung lastet, die Zeit für welche die Rückzahlung ver- 
sprochen ist und die Zinsen, welche jährlich zu zahlen sind. 
Ueber die Grösse der Schuld existiert kaum eine Unsicherheit. 
Wo eine Hypothek auf Land und Blocks, oder auf Mobilien und 
Immobilien zugleich gelegt war, wurde sie jener Klasse zuge- 
teilt, der das grössere Wertobjekt ihrer Sicherheitsleistung an- 
gehörte. Und falls für eine Schuld die ratenweise Bückzahlung 
bedungen war, wurden diese Vertragsbedingungen auf die üb- 
liche einheitliche Zahlung unter Korrektur der Schulddauer 
entsprechend reduziert. 

Dazu wollten noch andere Dinge berücksichtigt werden. 
Die Schuldbeträge, welche durch diese Hunderttausende von Hypo- 
theken repräsentiert wurden, wechselten von Doli. 1 bis zu 
Doli. 2250000, und die Zeit, nach welcher diese Schulden heim- 
zahlbar werden sollten, variierte von 30 Tagen bis zu 25 Jahren. 
Alle diese Ziffern in Einen Durchschnitt zusammen geworfen 
würde gewiss einen sehr ungenauen Ausdruck der Schuldver- 
hältnisse gegeben haben. Auch aus diesetm Grunde gebot sich 
deshalb die oben bereits hervorgehobene Spezialisierung je nach 
dem Charakter der Hypothek, und dazu kam ferner die separate 
Aufbereitung für die 102 Grafschaften des Staates, um von da 
aus ersfr zur Darstellung der Gesamtheit zu gelangen. 

Zur Berechnung der Gesamtschuldenlast aus den Eintragen 
des Jahres gelangte man auf Grund des folgenden einfachen 
Ideenganges. Man sagte sich, dass, wenn z. B. die Dauer der 
Hypotheken im Durchschnitt gleich drei Jahren ist und auf 
Grund der relativen Gleichmässigkeit der Verhältnisse ange- 
nommen werden darf, dass die Schuldbewegung des vorher- 
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gehenden wie des nachfolgenden Jahres ziemlich gleich sind, 
so gelange ich zur Ziffer der Gesamtschuldenlast durch Multi- 
plikation des einjährigen Eintrags mit der Durchschnittsdauer 
der Hypotheken, also mit 3. Es würde in Wirklichkeit in 
diesem Falle die Gesamtverschuldung bestehen: aus den Ein- 
tragungen des laufenden Jahres, die in 3 Jahren fallig werden, 
aus den Eintragungen des vorhergehenden Jahres, welche im 
nächsten Jahre gekündigt werden und aus den Eintragungen 
von vor 2 Jahren, die nach Ablauf des Jahres ihre Erledigung 
finden. Und so findet sich denn überall in dem Bericht der 
jährliche Eintrag mit der jeweilig speziell berechneten Durch- 
schnittsdauer der Hypothekenart multipliziert, um dadurch die 
Ziffer der Gesamtverschuldung zu erlangen. 

Und nun zu den positiven Resultaten der Erhebungen! 

Im Jahre 1887 erfolgten in den 102 Grafschaften Illinois 
im ganzen 125923 Hypothekeneintragungen, wovon sich 25334 
auf landwirtschaftliches, 38 326 auf städtisches Grundeigentum 
und 62263 auf Mobilien bezogen. Diese Hypotheken dienten 
dazu, um eine Gesamtschuld von Doli. 117152857 zusichern, 
wovon Doli. 37040770 durch 2178632 acres Land, Dol- 
lar 62754914 durch 65066 städtische Grundstücke und Dol- 
lar 17 357 173 durch Mobilien gedeckt waren. Dabei war die 
Durchschnittsdauer der landwirtschaftlichen Hypotheken gleich 
3.844 Jahre, der städtischen Hypotheken 3.807 Jahre und jener 
auf Mobilien 14.32 Monate. Der durchschnittliche Zinsfuss war 
im ersteren Falle 6.90%, im zweiten 6.51 °/o, im dritten 7.83 °/o. 

Die wichtigste Grafschaft des Staates ist die Grafschaft 
Cook, in der Chicago liegt. Die in derselben registrierten 
Schulden betragen 64.8% der Gesamtschulden des Staates. 
Der auf städtischem Grundeigentum aufgenommene Betrag ist 
sogar 4mal so gross als der korrespondierende Betrag aller 
übrigen Grafschaften zusammen genommen. In der Schuld- 
aufnahme für Mobilien stehen sich beide Teile ziemlich gleich 
gegenüber, während von den Hypotheken auf ländliches Grund- 
eigentum nur 13% auf die Grafschaft Cook entfallen. 

Das Resultat der Aufnahme bezüglich der Restkaufgelder 
ergibt sich aus der folgenden Tabelle; 

32* 
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Nicht Restkaufgelder. Restkaufgelder. 

Klaaeen. Hypotb.zahl. Betrag. Hypofch.zahl. Betrag. 

landw.Grundst. 79109 DolL 118045581 13668 Dali. 24354769 
städt Grundst 92685 „ 166511025 50065 „ 72411014 
Mobilien 53464 „ 16826346 21276 „ 3904433 

Im ganzen 225258 D. 301382902 85009 D. 100670216 
Wieder die Grafschaft Cook ausgeschieden zeigt sich, 
dass für landwirtschaftliches Grundeigentum die Schuldenlast 
infolge von Resttaufgeldern etwas grösser in Cooks Graf- 
schaft ist, während im Falle von Bauplätzen die weit grossere 
Verschuldung durch Restkaufschillinge in den übrigen Graf- 
schaften sich finden und für Mobilien die aufgenommenen Schuld- 
beträge auf beiden Seiten ziemlich gleich sind, die Zahl der 
bestellten Hypotheken aber in der Grafschaft Cook die drei- 
fache ist. Die Gesamteiffern zeigen, dass in Cooks Grafschaft 
die Hypotheken zum Ausgleich der Kaufgelder 36%, and sonst 
im Staate Illinois 30% aufmachen. 

Auch bei Ermittelung der Hypothekenbelastung der Farmen 
rnuse die Grafschaft Cook besonders behandelt werden. Die 
Grundstücke haben hier einen Wert der weit über den Durch- 
schnitt hinausragt und unzweifelhaft mit der Nähe der Gross- 
stadt Chicago im Zusammenhang steht. Die durchschnittliehe 
Belastung der Farmen pro acre beträgt hier Doli. 165, in den 
übrigen Teilen des Staates dagegen nur Doli. 15. Wird des- 
halb die landwirtschaftliche Verschuldungsstatistik dement- 
sprechend besonders zusammengestellt, so ergeben sich 

Hypoth.sahl. Schuldbetrag. Fliehe in acres. 
für den Staat 92777 D. 142400300 8062794. 

für Cooks Grafschaft 2388 „ 18667202 116228. 
Ausserhalb C.Grafsch. 90389 „ 123733098 7866,566. 
für Restkaufgelder 13287 „ 20621329 1001726. 

für andere Zwecke 77102 „ 103111769 6964840. 

23°/o der Ackerfläche ist mit Hypotheken belastet, aber die 
Ackerfläche, welche nicht für Restkaufgelder verpfändet ist, 
beträgt ausserhalb Cooks Grafschaft 20°/o. Für den Vergleich 
mit dem Werte der Farmen bietet sieh kein anderer irgend 
brauchbarer Anhalt, als die Schätzungen für den letzten üniona- 
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eensus aus dem Jahre 1879/80. Darnach War der Wert der 
Farmen in Illinois Doli. 1009594580 und in dem Staate ab- 
züglich Cooks Grafschaft Doli. 979703887. Es geht also 
daraus hervor, dass die landwirtschaftliche Verschuldung im 
ganzen Staate 14> und nach Abzug der Cook'schen Grafschaft 
nur 12.6% beträgt. 

Eine Analyse der einzelnen Teile des Landes zeigt, dass 
diejenigen Grafschafken, welche eine grössere landwirtschaftliche 
Schuldenlast haben, sich auch durch einen grösseren Reichtum 
auszeichnen, während die ärmeren Grafschaften im Süden des 
Landes auch in geringerer Weise belastet sind. So sind z. B. 
13 Grafschaften, die im Süden gelegen, nur mit 66 cents per 
acre verschuldet, während bei 20 der reicheren Grafschaften 
sich dieser Betrag auf Doli. 5.48 per acre steigert. Hier sind 80% 
der Gesamtackerfläche hypothekarisch verpfändet und dort in 
den ärmeren Distrikten nur 11%. 

Wenn ich mich damit den Pfandeintragungen auf Mobilien 

zuwende, so verteilen sich dieselben für Illinois unter acht 

Abteilungen in der folgenden Weise: 

Zahl d. Hypothek. Schuldbetrag. 

auf landw. Geräte und Vieh 

» Hausgeräten. KleidungBgegenst&nde 

> Waren und unbewegt. Hausgeräte 
» Maschinen und Werkzeuge 
» Früchte im Felde 

> in Depot gegebene Früchte 
» Pianos, Orgeln und Nahmaschinen 
» andere Dinge 

Im ganzen 62263 Doli. 17357175. 
Von den Pfandbestellungen auf landwirtschaftliche Geräte 
und Vieh fallen 90% ausserhalb Cook's Grafschaft, aber von 
den Pfandern auf Haushaltungs- und Kleidungsgegenstände 
fidlen 91% in dieselbe, während auf Kleidungsgegenständen 
in den andern Grafschaften gar keine Verpfandung berichtet 
wurde. Von den übrigen Klassen entfallen 61.6% aller Hypo- 
theken auf Maschinen und Werkzeuge, 73.14% aller Hypo- 
theken auf Waren und unbewegliche Hausgegenstände und 
71.9% der Pfändungen auf Orgeln und Nähmaschinen der Graf- 
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schaft Cook zu. Andererseits sind alle Hypotheken auf Früchte im 
Felde und Früchte in Depots den übrigen Grafschaften angehörig. 
Diese Statistiken sind — wie ich glaube — auch für die 
Beurteilung der sozialen Verhaltnisse Nordamerikas viel zu 
interessant, als dass ich nicht folgende Details hier noch wieder 
geben sollte. In der Grafschaft Cook sind 124 Hypotheken 
aufgenommen worden für Doli. 15105 an Kleidungsstücken, 
deren Betrag von Doli. 10 bis zu Doli. 950 wechselt Ffir 
die 22889 Hypotheken der Cook'schen Grafschaft; auf Haos- 
haltungsgegenstande und Kleidungsstücke gibt der Report die 
folgende detailierte Uebersicht: 
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eine grossere Zahl von Hypothekeneigentümern in Wirklichkeit 
ausserhalb des Staates Illinois wohnen, als aas dem Vermerk 
der Eintragungen hervorgeht, wenn auch jeder Anhalt fehlt, 
um diesen Fehler schätzungsweise zu ergänzen. Mit dieser 
Einschränkung sei bemerkt, dass die auswärtigen Hypotheken 
35 Staaten und 6 Territorien der Union und ausserdem noch 
Bewohnern von England, Frankreich, Deutschland, der Türkei, 
Neu-Schottland, Neu-Braunschweig, Ganada, Cuba und Mexico, 
angehören. Dabei beträgt die Zahl der auswärtigen Hypo- 
theken nur 7%, der Schuldbetrag 11% der Gesamtsumme. 
Der Betrag, welcher pro 1880 berichtet wird, soll 56% geringer 
gewesen sein, aber pro 1870 sollen die auswärtigen Hypotheken 
bei einer Höhe von Doli. 7308027 noch um 17.6% jene für 
1887 überstiegen haben. 

unter den auswärtigen Gläubigern stehen die Staaten 
Connectticut, New- York und Wisconsin obenan mit 61% der 
auswärtigen Gesamtsumme, in dem letzten Staate hauptsächlich 
durch eine Lebensversicherung vertreten, welche ihre Gelder 
in Chicago anzulegen beliebt Aus Deutschland figurieren für 
1870 2 Hypotheken für einen Betrag von Doli 2500 auf 80 
acres Land sicher gestellt, die in gleichem Umfang für 1880 
angegeben werden, pro 1887 aber als auf Doli. 6500 ange- 
wachsen erscheinen. 

Es berechnen sich pro 1870 pro 1880 pro 1887 

für England Doli. 3609 Doli. 13600 Doli. 28680 
für Frankreich » — t — > 61300 

Ein Vergleich der Hypothekenermittelungen für 1887 mit 
jenen für 1880 und 1870 ergibt das überraschende Resultat, 
dass die Schuldsumme für 1880 am kleinsten ist. Die Hypo- 
theken waren 

Der Zahl nach. Dem Betrage nach. 

im Jahre 1870 176962 DolL 304433760. 

> > 1880 180790 » 196656074. 

i » 1887 310267 > 402063118. 

Der Gesamtstaat abzüglich der Grafschaft Cook zeigt indes eine 
viel gleichmassigere Entwickelung. Hierfür betrugen die Hypo- 
theken pro 1870 Doli. 126331460, pro 1880 DolL 132499320, 
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pro 1887 Doli. 181449888. Ein weiteres Eingehen in die 
Details zeigt, dass die eigentlichen Farmhypotkeken ausserhalb 
der Cook 'sehen Grafschaft in der folgenden Weise gestiegen sind. 
Zahl der Hypotheken. Schuldbetrag. 

1870 66377 Doli. 95721003. 

1880 80769 > 103525287. 

1887 90389 > 123733098. 

Es zeigt sich also in der ersten Interwalle eine Zunahme um 
8.2%, in der zweiten eine solche um 19°/o, während die Zahl 
der Hypotheken sich zuerst um 22% und dann nur um 12% 
steigert. Das Verhältnis der Schuldaufnahme für Restkauf- 
schillinge und andere Zwecke stellt sich in folgender Weise 
für die Hypotheken auf landwirtschaftlichen Grundeigentum 
und abzüglich der Cook'schen Grafschaft: 

für andere Zwecke: für Restkaufgelder: 

Zahl. Schuldbetrag. Zahl. Schuldbetrag. 

1870 51011 Doli. 69110566 15366 Doli. 26610438. 

1880 68193 > 83855442 13957 > 19669795. 

1887 77102 i 103111769 13287 > 20621329. 
Zur Beurteilung der Lage der Farmer ist von grosser 
Wichtigkeit die Kenntnis der Wertbewegung der landwirt- 
schaftlichen Grundstücke. Der mir vorliegende Bericht zeigt, 
dass auch hier in Illinois wie überall mit grossen Verschieden- 
heiten zu rechnen ist. Namentlich von den im Süden gelegenen 
Grafschaften auf ärmerem Boden wird berichtet, dass der Grund- 
wert insbesondere auch in Folge von schlechten Ernten zurück- 
gegangen sei. Die Ausnahmen bilden hier jene Teile, in denen 
neuerdings Eisenbahnen gebaut wurden. In einigen von den 
westlichen, nördlichen und zentral gelegenen Grafschaften auf 
gutem Kulturboden hat sich unter dem Einfluss von Auswande- 
rungen nach dem Westen die Tendenz geltend gemacht, die 
Farmen selbst mit einem kleinen Verlust zu verkaufen, um 
das Geld dann in jüngeren Staaten und in billigerem Lande 
anzulegen. Indes soll darin gegenwärtig eine Aenderung ein- 
getreten sein, wodurch die Bodenpreise seit 1880 ihr Niveau 
behaupten. Von anderen Grafschaften im Osten wird berichtet, 
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dass der Farmgrund durch Meliorationen und Bodenverbesse- 
nrogen seit 1880 und 26 bis 50% im Werte gestiegen sei. 
Alles in Allem gerechnet wird angegeben, dass der landwirt- 
schaftliche Grundwert des Staates seit 1880 um 6.2% gestiegen 
sei. Die grossten Unterschiede kommen für die Grafschaft 
Mc Lean und die Grafschaft Madison vor. Von der ersteren 
wird gesagt, dass ihre Farmen seit 1880 um 75% an Wert 
gewonnen, von letzterer dass sie um 33% an Wert verloren 
hätten, dies namentlich in Folge von schlechten Weizenernten 
and von Auswanderung jüngerer Farmer und Rentner. Füge 
ich hierzu die Schätzung des Wertzuwachses der landwirtschaft- 
lichen Grundstücke seit 1870, so ergibt sich, dass der Zuwachs 
an Landwert in dem Jahrzehnt 1870 bis 1880 24%, der Zu- 
wachs der Farmhypotheken 21°/o betrug. Seit 1880 bis 1887 
war die Hypothekenzunahme 23%, was nach den Worten des 
Berichtes mehr als zweimal so viel ist, als die günstigste Wert- 
schätzung der landwirtschaftlichen Grundstücke aufweist. Der 
durchschnittliche Zinsfuss war 

für Land für Blocks für Mobilien 

1870 9.436% 9.854% 9.851% 

1880 7.608% 7.644% 7.969% 

1887 6.909% 6.514% 7.856% 

Die durchschnittliche Zeit, für welche die Hypotheken bestellt 

wurden, betragt 

für Land für Blooks für Mobilien 

1870 3.119 Jahre 2.413 Jahre 13.72 Monate 

1880 3.547 > 2.940 > 13.56 > 

1887 3.844 > 3.807 » 14.32 » 

Man ersieht daraus wie mit dem Bückgang des Zinsfusses eine 

längere Lebensdauer der Hypotheken Hand in Hand geht. 

m. Die hypothekarische Verschuldung der Farmer und die 
öffentliche Meinung in Nordamerika. 

Die Tagespresse beschäftigt sich auch in Nordamerika 
sehr häufig mit dem Verschuldungeproblem der Farmer, doch 
ist mir davon wenig Beachtenswertes bekannt geworden. Das 
Beste in der Litteratur, das in dieser Hinsicht vorhanden 
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zu sein scheint, sind mehrere Artikel aus der Feder des hervor- 
ragenden volkswirtschaftlichen Schriftstellers Edward Atkinson, 
die in Bradstreefs Journal erschienen sind und eine Arbeit 
eines gewissen W. F. Mappin, seit 25 Jahren in Indiana 
wohnhaft, publiziert in der letzten Nummer der vorzüglichen 
Zeitschrift yPolitical Science Quarterly* vom vorigen Jahre. 
Der Stand der öffentlichen Meinung lässt sich darnach etwa 
in folgender Weise charakterisieren. 

Der erste Alarm kam von England. Die beiden Kom- 
missare Pell und Reed hatten bekanntlich in ihrem Bericht 
an das englische Parlament herausgerechnet, dass die nord- 
amerikanische Konkurrenz nicht mehr zu fürchten sei, sobald 
in London der Preis per Quarter Weizen auf 48 Mk. dauernd 
zurückgegangen. Nun sanken aber die Londoner Weizen- 
preise von 44 Mk. im Jahre 1880/1 auf 38 Mk. 33 Pfg. im 
Jahre 1883/4 und selbst auf 30 Mk. 25 Pfg. im Jahre 1887/8. 
Es lag also nahe, dass sich in der englischen Presse und allen 
voran in der Londoner Times die Ansicht einbürgerte, dass 
die Farmer in den Weststaaten Amerikas »zumeist bankrott 
seien, oder doch viel Geld zusetzten, namentlich beim Weizen- 
bau, und deshalb von Hypotheken und Steuern bald aufge- 
fressen sein dürften c. Der Preisrückgang im Jahre 1886 lies 
auch in den Vereinigten Staaten die Pessimisten erwachen. 
Und von da ab finden sich in der Presse häufig Aeusserungen 
darüber, dass der unabhängige kleine Farmer zu verschwinden 
drohe. Die Weststaaten, welche oft als »das Land von Korn 
und Weine bezeichnet worden seien, würden viel richtiger 
»das Land der Hypotheken c genannt. Die Grundschulden, so 
wird gesagt, würden nie abgetragen und die Farmen gingen 
immer mehr und mehr in das Eigentum der Kapitalisten über. 
Die miselichen Zustände sollten sich östlich bis in die Staaten 
Michigan und Indiana erstrecken, während der Druck der 
Hypothekenlasten mit dem ferneren Westen zunehme. Einzelne 
Schätzungen haben sich als sehr übertrieben erwiesen. So 
wurde z. B. während der letzten Präsidentenwahl in Illinois 
gesagt, dass die Farmhypotheken Doli. 620000000 betrügen. 
Der oben angeführte offizielle Report hat ermittelt, dass diese 
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Summe auf Doli. 123733093 reduziert werden muss. Mr. 
Henry M. Mc. Donald, Präsident der Handelsbank in Pierre 
(Dakota) schätzt den Umfang des Westernhypothekengeschäftes 
för Kansas, Minnesota und Dakota auf einen jährlichen Um- 
satz von Doli. 150000Q00. Fast in jeder Stadt und in jedem 
Dorf der alten amerikanischen Oststaaten finden wir eine ganze 
Anzahl von Agenten, welche in der Vermittelung von Dar- 
lehen för die Weststaaten ihren Lebensunterhalt finden. Boston 
hat mehr als 60 Agenturen für Farmhypothekengeschäfte. Es 
wird gesagt, dass Philadelphia alleine jährlich 15 Millionen 
Dollars in den westlichen Staaten neu investiert. Für Kansas 
und Nebraska wird die Zahl der Hypothekengesellschaften auf 
334 angegeben. Illinois hatte im Jahre 1887 nach offiziellem 
Bericht 348 Hypothekengesellschaften innerhalb der Staats- 
grenzen in Thätigkeit. Es kann also keinem Zweifel unter- 
liegen, dass alljährlich sehr grosse Kapitalsummen von dem 
Osten nach dem Westen Nordamerikas wandern, um dort in 
Hypotheken veranlagt zu werden. Der ziffermässige Ausdruck 
för die Gesamtgrosse dieser Kapitalbewegung kann erst nach 
Herausgabe des, unter der Arbeit befindlichen Gensusberichtes 
mit annähernder Sicherheit angegeben werden. Indes handelt 
es sich m. K för die Beurteilung dieser Kapitalbewegung viel 
weniger um die Kenntnis der absoluten Grossen, als vielmehr 
nm die Kenntnis der Funktion der Hypotheken in den jungen 
Staaten des Westens. Ich entnehme die nachfolgende Dar- 
stellung hauptsächlich den Ausführungen Mappin 9 8 die sich 
offenbar auf eine sehr tüchtige Kenntnis der wirklichen Vor- 
gänge stützen und die ich auf meinen Reisen in Amerika nur 
überall bestätigt gefunden habe. 

In jeder neu aufgenommenen Sektion des Landes ist die 
Handelsbilanz für den Anfang immer ungünstig. Wer viel 
Geld hat geht nicht nach dem fernen Westen, um auf freiem 
Land eine Farm zu gründen. Es sind kapitalarme, aber 
energische, unternehmende Arbeiter, die wir als Pioniere des 
Westens finden. Auf ihren neuen Heimstätten, die alle mehr 
oder weniger weit von der Stadt oder der Eisenbahn entfernt 
sind, zeigt sich nun bald, dass alles was gekauft werden muss, 
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sehr theuer ist, und das Wenige was verkauft werden kann 
(wenn überhaupt etwas zu verkaufen ist) sehr billig. Für 
zwei bis drei Jahre gibt es zn Anfang überhaupt kein Ein- 
kommen, es sei denn dass der Farmer für sich und seine Ge- 
spanne Lohnarbeit findet In der Zwischenzeit sind immerzu 
Ausgaben für bauliche Zwecke, Umzäunungen, Ackergerate 
u. s. w. notwendig und bis sich endlich regelmässige Ernten 
einstellen, sind die Ausgaben viel grösser als die Einnahmen. 
Auf diese Weise ist das bischen Geld, das mitgebracht worden, 
bald verausgabt Auch die Eauflente haben langfristigen 
Kredit zu geben und auch diese finden bald heraus, dass ihr 
Kapital unzureichend ist. Die Kapitalanleihen von dem Osten 
werden so bald notwendig, um die Entwicklang des Landes be- 
friedigende Fortschritte machen zu lassen. Von diesem Stand- 
punkte ist es also zweifelsohne, dass die Eintragungen einer 
Hypothek auf eine Farm viel eher das Zeichen eines Fort- 
schritts als des Gegenteils ist Ohne das Kapital des Ostens 
würde die Entwicklung des Landes nur ein sehr langsames 
Tempo wandeln, so wie zu Anfang unseres Jahrhunderts, als 
die Auswanderer über die Berge nach Kentucky und Ohio 
zogen. Die erstaunliche Raschheit, mit welcher das Land be- 
siedelt und verbessert worden ist, markiert die Linie zwischen 
dem alten und neuen Westen. Der alte Westen, von dem 
Indiana und Illinois das Zentrum und Westohio, Süd-Michigan* 
Süd- Wisconsin, Ost-Jowa und Teile von Missouri die Grenze 
bilden, entwickelte sich — wie die Amerikaner sagen — mit 
der Geschwindigkeit einer Schnecke, ohne Hilfe durch die 
Eisenbahnen und das Kapital des Ostens. Der neue Westen, 
wesentlich jenseits des Mississippis und nördlich von Chicago 
gelegen, macht heute in einem Jahr grossere Fortschritte als 
der alte Westen in 10 Jahren erreichte. Man betrachte z. B. 
Dakota, wo 75°/o der Farmen mit Doli. 60000000 Hypotheken 
vergeblich belastet sind. Im Jahre 1880 war die Weizenernte 
Dakota's 2 830 280 Bsh., 1886 war sie bereits auf 38 166 413 Bsh. 
gestiegen um zwei Jahre später 62663,449 Bsh zu erreichen. 
Will hier irgend Jemand behaupten, dass diese Resultate ledig- 
lich darauf zurück zu führen seien, dass die Ansiedler die 
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Eisenbahnen schon vor ihrer Ankunft fertiggestellt vorfanden ? 
Und muss nicht das Kapital des Ostens als ein wichtiger Ent- 
wicklungsfaktor betrachtet werden, der es dem Anfänger er- 
möglichte, Häuser zu bauen, Umzäunungen zu errichten und 
Maschinen und Vieh zu kaufen, um vorwärts zu kommen? 

Unter diesen Verhältnissen war eine kurze Zeit ge- 
lingend, um das Hypothekengeschäft in dem neuen Westen zu 
erproben. Es zeigte sich, dass ein Darlehen eine Wohlthat für 
den Schuldner und eine vollständig sichere Veranlagung für 
den Gläubiger war. Damit ging die Nachfrage für Hypo- 
theken auf Farmen in den neuen Weststaaten in den alten 
Oststaaten rasch in die Höhe. Tausende von Menschen machten 
ihr Geschäft daraus, anvertrautes Kapital auf den Farmen des 
Westens als Darlehen unterzubringen. Jahre hindurch, sagen 
wir bis zum Jahre 1885, war der Erfolg dieses Hypotheken- 
geschäftes ein ganz erstaunlicher. Die Gläubiger verloren 
selten etwas. Die Gründe sind naheliegend: der Wert des 
Landes stieg von Jahr zu Jahr und wenn auch die Belehnung 
anfänglich selbst über den vollen Wert hinausging, sie fand 
in dem Wertzuwachs ihre Sicherheit. Das alles brachte die 
Bevölkerung in dem Osten dazu, mehr Geld für Hypotheken 
anzubieten als unterzubringen war. Spezialagenten wurden 
mit der Zusicherung hoher Kommissionen für die investierten 
Geldbeträge im Lande umhergeschickt. Die Folge, war dass die 
Farmer viel mehr Schulden machten, als sie eigentlich machen 
sollten. Alle möglichen Gründe wurden ihnen nahe gelegt, 
um Hypotheken aufzunehmen und man machte Gebrauch da- 
von, weil es so leicht gemacht war. Unverantwortliche Hypo- 
thekenvermittler tauchten allerwärts auf. Die Leute in den 
Staaten des atlantischen Ozeans begannen zu glauben, dass 
jede Sicherheit die vom Westen komme, eine gute sei. Da 
kam im Jahre 1886 eine ziemlich allgemeine Fehlernte. Im 
Jahre 1887 folgte beinahe eine zweite nach. Die Konsequenz 
war, dass viele Vermittelungsagenten anderweitige Beschäf- 
tigung suchten und viele Leute in den Oststaaten gezwungen 
wurden, Grundbesitzungen in den Weststaaten zu übernehmen 
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and andere haben möglicher Weise auf dieser Bahn noch 
zu folgen. 

Es geht daraus hervor, dass das Hypothekengeschäft der 
Weststaaten seine starken und seine schwachen Seiten hat 
Zu seiner Starke muss nach Mappin die Gewissheit gezahlt 
werden, dass nach einiger Zeit die Grundpreise die heutige 
Verschuldung wieder beträchtlich überholt haben ; ferner der 
Charakter der Leute, welche sich im fernen Westen ihr neues 
Heim suchen : durchweg junge energische Männer und Frauen 
und falls es Fremde sind: Charaktere, die sich willig den 
grössten Entbehrungen unterziehen, um Geld zu erübrigen. 
Eine dritte Stärke liegt in dem Vorteil, welchen ein kräftiger 
jungfräulicher Boden schon gegenüber den Farmern in den 
Oststaaten Amerikas gewährt 

Zu den schwachen Seiten übergehend, muss vor allem die 
wachsende Geringschätzung hervorgehoben werden, mit der 
die Farmer des Westens eine Zahlungsaufforderung betrachten. 
Die soeben als Stärke hervorgehobene Energie dieser Leute 
birgt auch ihr bestimmtes Risiko in sich. Die Thatkraft und 
der Ehrgeiz, wirtschaftliche Erfolge zu sehen, mag zu jeder 
Zeit den Farmer bestimmen, die altmodische Landwirtschaft 
aufzugeben als eine zu langsame Art Geld zu machen. Der 
Geist der Zeit, in der grosse Vermögen oft in wenigen Monaten 
gewonnen werden, verlangt auch von dem landwirtschaftlichen 
Betrieb, dass er sich so forcieren lasse, um nach 6 bis 8 
Jahren »sein Schäfchen im Trocknen zu haben. c Der Farmer 
weiss oder wusste, dass ein zahlloses Heer von Geldvermitte- 
lungsagenten bereit sei, sein Land als Ersterklasse-Sicherheit 
anzunehmen. Er hatte nur deren Ratschläge zu folgen, womit 
sie ihn drängten, eine Hypothek aufzunehmen. Mit dem Gelde 
kaufte er sich Vieh und Ackermaschinen und spekulierte auch 
mit anderem Farmland oder mit Bauplätzen, die für die Er- 
richtung und Erweiterung von Städten bestimmt sind. Seine 
Hoffnungen auf Gewinn eulminieren nicht länger ausschliess- 
lich in dem Ertrag seiner Felder, sondern in den Spekula- 
tionen, die er auswärts eingegangen hatte. Und so kommt 
es denn, dass er heute gezwungen ist die Kapitalisten aufzu- 
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suchen, wahrend wenige Jahre zurück die Kapitalisten bemüht 
waren, seine Geneigtheit zur Schuldaufhahme zu finden. 

Die grösste Schwäche des Hypothekengeschäftes in dem 
fernen Westen Amerikas liegt, neben der Nichtverantwort- 
lichkeit der Geldvermittelungsorgane und in dem Risiko von 
Fehlernten, hauptsächlich in der zu hohen Belehnung. Diese 
Gefahr ist heraufbeschworen worden durch den Ueberfluss an 
Kapital des Ostens, das den Hypothekenmarkt des Westens 
bestürmte. In Folge der Konkurrenz sind alle Sicherheits- 
leistungen als zuverlässig angenommen worden, während man 
gewiss bei Kapitalmangel vorsichtiger zu Werke gegangen 
wäre. Nur zu viele Hypothekengesellschaften belehnten bis 
zum vollen Taxwert der Grundstücke. Und der Besuch eines 
beliebigen Grafschaftssitzes im fernen Westen will sogar noch 
erstaunlichere Erfahrungen zu Tage fordern. So hat z. B. eine 
Hypothekengesellschaft auf eine Farm Doli. 1500 geliehen, die 
kurz vorher von ihrem Eigentümer für Doli. 1200 zum [Ver- 
kauf angeboten war. 

Die Folgen dieser zu hohen Belehnung liegen auf der Hand. 
Ein Farmer der sein Grundeigentum beinahe zum vollen Werte, 
oder wirklich voll oder gar noch darüber hinaus hypothekarisch 
belehnt hat, ist nach einem schlechten Herbst oder nach er- 
folgloser Wirtschaft nur zu gerne geneigt zu sagen : »Hier ist 
mein Land, nehmt es an Euchlc Und gerade Leute mit einem 
gewissen spekulativen Charakter benützen diese günstige Ge- 
legenheit, um wieder einmal einen Wechsel herbeizuführen. 
Die zu hohen Belehnungen müssen deshalb in ihrer Allge- 
meinheit zur Folge haben, dass viel Land zu niedrigen Preisen 
auf den Markt geworfen wird. ^Daraufkommt dann die Reaktion 
und das Geld, das bis dahin so liberal sich dem westlichen 
Hypothekenmarkt zugewendet hatte, sucht anderweitige Ver- 
anlagungsgelegenheiten. Hohe Zinsen und Kapitalmangel 
kommen dann natürlich im Gefolge. 

Ganz anders liegen die Verhältnisse im alten Westen, 
dessen Grenzen oben genannt wurden und als dessen Mittel- 
punkt Illinois und Indiana bezeichnet sind. Was immer die 
unweise Spekulation sein mag, welche die Farmer des neuen 
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Westens zur Aufnahme tob Hypotheken veranlasst, die Bauern 
des alten Westens sind mit wenigen Ausnahmen gegen diese 
Versuchung gewappnet Sie sind viel mehr konservativ and 
gewissenhaftere Wirtschafter. Hypotheken werden nur dann 
aufgenommen, wenn wenig Zweifel darüber besteht, dass sich 
die Kapitalanlage rentiert und den Schuldner in die Lage setzt, 
das Kapital in nicht zu ferner Zeit zurück zu zahlen. Wenn 
trotzdem berichtet werden kann, dass für Illinois z. B. die 
Farmhypotheken seit 1870 um etwa 28°/o gewachsen sind, so 
lassen sich dafür ganz bestimmte und andere Gründe ab im 
neuen Westen anführen. 

Vor allem muss erinnert werden, dass auch die Farmer- 
familien Söhne und Töchter haben. Die Landwirte spekulieren, 
sie halten und machen nicht immer so gute Geschäfte, dass 
sie ihre Söhne noch bei Lebzeiten mit einer neuen Farm aus- 
rüsten können. Aber wo auch die Mittel dazu vorhanden 
wären, ist man viel eher geneigt, den Besitz nicht zu teilen, 
sondern es den Söhnen zu überlassen, sich durch eigne Kraft 
zu dem Besitz einer Farm emporzuringen. So entstehen heute 
viele Hypotheken, von denen man annimmt, dass sie nach fünf 
bis zehn Jahren wieder abgetragen werden. 

Aber auch die fortschreitende Entwickelung der landwirt- 
schaftlichen Verhältnisse seit den letzten 25 Jahren berechtigt 
den alten Westen zu einer grösseren Hypothekenlast, wenn 
auch damit keineswegs bestritten werden soll, dass z. B. Kansas 
und Nebraska, obwohl durchschnittlich 700 Meilen westlich 
von Indiana gelegen, in Bezug auf landwirtschaftliche Ent- 
wicklung auf die gleiche Stufe mit Indiana gestellt werden 
müssen. Die grössten Ausgaben auf diesem Punkte erwachsen 
heute durch Wegbauten und Drainage. 

Für den Bau besserer Landstrassen diente Ohio meistens 
als Muster. Die Kosten belaufen sich in Indiana durchschnitte 
lieh auf Doli. 1500 bis Doli. 2000 per Meile. Und die Bei- 
träge, welche die Weggenossenschaft jährlich von den Farmern 
erhebt, ist vielfach grösser als die Staats- und Grafschaftsteuer 
zusammengenommen. Mappin schätzt die jährlichen Ausgaben 
fftr diesen Zweck in Indiana auf mindestens Doli 3000000. 
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Auch in der Thonröbren-Drainage ist Ohio bereits mit 
gutem Beispiel vorangegangen und zwar fallt der Zeitpunkt 
der allgemeinen Wendung zum Bessern wie för Indiana in das 
Jahr 1876. Es zeigte sich, dass durch gute Drainage feuchtes 
Land im Ertrag um das Fünf* bis Sechsfache, im Preis von 
Doli. 30 auf Doli. 60 bis Doli. 80 gesteigert werden konnte. 
Und der Eigentümer einer gut drainierten Farm lächelt zu 
dem Hinweis, dass sein Grundbesitz mit einer Hypothek von 
Doli. 2000 bis Doli. 3000 belastet sei. Aus Indiana wird 
offiziell berichtet, dass im Jahre 1887 3415461 rods 1 ) Drain- 
rohren in den Boden gelegt worden sind. Bei einem durch- 
schnittlichen Kostenaufwand von nicht weniger als 60 Cents 
oder 2 Mk. 20 Pfg. pro rod ergibt sich dafür eine Gesamt- 
ausgabe von Doli. 1 707 730. Zusammen mit den Kosten des 
WegbaueB belaufen sich also beide Ausgabeposten auf 4 Mil- 
lionen Dollars jährlich. Illionis ist in diesen Richtungen frei- 
lich noch weit zurück. Gute Landstrassen bestehen soviel wie 
gar nicht und mit der Drainage hat man erst seit dem Jahre 
1880 ordentlich begonnen, seitdem aber grosse Fortschritte 
darin gemacht. Wie die Dinge also liegen, braucht der alte 
Westen keine Sorge zu haben, von der Last seiner Hypotheken 
erdrückt zu werden. 

IV. Das Resultat. 

Wer nur aus der Ferne und nur oberflächlich die nord- 
amerikanischen Verhältnisse beobachtet, der sieht dort unter 
den wirtschaftlichen Dingen nur die grosse Völkerbewegung nach 
dem Westen mit dem reichen Strome landwirtschaftlicher Pro- 
dukte, der sich von dort aus nach dem Osten wälzt und kon- 
struiert sich dann daraus sein Bild von der nordamerikanischen 
Konkurrenz. Wer aber etwas tiefer in diese Zustände und 
Verhältnisse hineingeschaut hat, der findet auf dem Grunde 
aller Bewegung den Zug einer mächtigen Kapitalmasse von 
Osten nach Westen. 

Das kann ja keinem Zweifel unterliegen, dass die grossen, 



1) Dm altenglische LftngenmasB rod ist gleich 5,029 m. 
Zoitiohr. t Staatsw. 1890. III. Heft. 33 
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frachtbaren und bis dahin unangetasteten Ebenen jenseits des 
Mississippi einen gewichtigen Faktor in der nordamerikanischen 
Entwicklang ausmachen. Aber diese Ebenen waren schon 
immer da and haben doch früher gar keine Rolle gespielt 
Es ist ja richtig, dass Nordamerika ohne den Charakter der 
Nordamerikaner einfach andenkbar ist, aber dieser Yankee- 
charakter war doch auch schon damals ausgebildet, als die 
ersten Ansiedler über das Alleghany-Gebirge nach Ohio und 
Kentucky zogen und doch steht die Energie der damaligen 
Entwicklung soweit hinter der heutigen im neuen Westen zu- 
rück, wie die Geschwindigkeit einer alten Postkutsche hinter 
der eines modernen amerikanischen Schnellzugs. Ein Hinweis 
auf Kanada oder auf die englischen Kolonien in Australien 
hat gewiss mit geologischen, klimatologischen und geogra- 
phischen Faktoren zu rechnen, aber zu all dem kommt doch 
noch ein ganz bedeutendes Etwas und das ist der Mangel jener 
alten kapitalkräftigen Staaten an der Küste des atlantischen 
Ozeans. 

Als nach der Beendigung des Bürgerkrieges das wirt- 
schaftliche Leben der nordamerikanischen Nation zu neuer 
Thatkraft erwacht war, da war es das Kapital der Neuengland- 
staaten, das die Grundlinie zu einem Eisenbahnnetze legte, das 
heute ebenso gross ist, wie alle Bahnen der ganzen übrigen 
Welt zusammengenommen. Diese Bahnen haben mit ihrer 
Tarifpolitik den neuen Westen geschaffen. Die Bewegung ge- 
riet freilich in ein so rasches Tempo , dass sie mit ihrem 
rechten Mass auch ihre eigne innere Kraft verlor; aber trotz 
der Krisis vom Jahre 1873 war der Boden bereitet und kaum 
fünf Jahre später konnten die reifen Früchte geerntet werden. 
Und wenn heute der Herbst herannaht und es gilt die Baum- 
wolle vom Süden, den Weizen vom nördlichen Westen, den 
Mais von beiden Hälften auf den Markt zu führen, dann ziehen 
die Bankreserven der atlantischen Städte hinaus, die Bankrate 
steigt auf 5, 6, 7, 8 und mehr Prozent, und sogar von Europa 
werden grosse Kapitalien herangezogen *to move the crop€ wie 
die Amerikaner sagen — um die Ernteschätze in Bewegung 
zu setzen. Und auch wenn wir hinausziehen nach dem neuen 
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Werten, nach Nebraska und Dakota, um ein Volk staunend 
zu bewundern, wie es sich grünende Fluren zaubert und seine 
Städte baut, so befinden wir uns doch nur an dem wirkenden 
Ende eines Hebels, der von Boston, Philadelphia und New-Tork 
aus in Bewegung gesetzt wird. Diese grosse Kapitalbewegung 
Ton Osten nach Westen ist aber auch der Schlüssel für das rechte 
Verständnis der bauerlichen Verschuldung in Nordamerika. 

W i e das Kapital seinen Weg zu den Farmen des Westens 
findet, ist oben des Naheren dargelegt worden. Unverantwort- 
liche Agenten, die lediglich ihr Interesse an den Kommissions- 
gebühren kennen, teilen sich mit einer sehr grossen Anzahl 
weniger umfangreicher Kreditgesellschaften in's Geschäft. Die 
durchschnittliche Farmhypothek ist nicht sehr gross und schwankt 
zwischen Doli. 900 und Doli. 1000. Der Zufluss des Kapitals 
von aussen ist am stärksten zu Anfang der Ansiedelungen. 
Mit der Erstarkung der Kolonie bezw. des Staates treten ein- 
heimische Kapitalisten an Stelle der Fremden und die von 
aussen zugeflossenen Unterstützungen wenden sich anderen, 
jüngeren Niederlassungen zu. So waren die auswärtigen Hypo- 
theken in Illinois von 1870 bis 1880 um 81°/o zurückgegangen 
und heute sind die Kapital ver mittel ungsagenten des Ostens zum 
weitaus grossten Teile aus Illinois nach Dakota und Nebraska 
gewandert. Die Konkurrenz des Kapitalangebots ist dabei in 
den neuen Staaten und nach guten Jahren eine sehr grosse, 
so dass Belehnungen in diesem äussersten Westen bis 80, 100, 
120% und mehr des Taxwerts der Farmen ganz an der Tages- 
ordnung sind. Das Geheimnis, dass trotzdem nicht die ge- 
fahrlichsten Krisen sich einstellen, liegt in dem geringeren Wert 
der Grundstücke, und in der Kurzlebigkeit der Hypotheken. 

Im fernen Westen geht der Durchnittspreis pro acre Farm- 
land selten über Doli. 10 bis Doli. 20 hinaus. Die Kündi- 
gungsfrist der Hypotheken läuft nach 1, 2, 8, selten erst nach 5 
Jahren ab. Die Gesamtfläche ist mindestens zur Hälfte Weizen- 
land, oft aber auch zu */s und mehr. Der Weizenertrag in 
guten Jahren ist gewiss 20 Bsh. pro acre. Der Erlös pro Bushel 
im Westen mag auf etwa 50 cts. angenommen werden. Ziehen 
wir also in Rechnung dass z. B. eine Farm mit Doli. 10 

83» 
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Schätzungswert pro acre bis auf 100% hypothekarisch belehnt 
sei, so ist die ganze Schuld nach einer zweimaligen guten 
Ernte nnd bei einer Bebauung von */s der Gesamtfläche bezahlt. 
Ich weiss sehr wohl, dass die hier angezogenen Ziffern sich 
auf günstige Verhältnisse beziehen nnd dass an vielen Orten 
die Lage etwas ungünstiger ist. Aber die Landwirte mit hohen 
Hypothekenlasten sind in ihrem Einkommen auch nicht allein 
auf den Weizenertrag angewiesen. (Entweder sie sind an Land- 
Spekulationen beteiligt oder haben sich grössere landwirtschaft- 
liche Maschinen angeschafft, wofür in beiden Fallen die auf- 
genommene Hypothek die Mittel gewährte. Die Landspekula- 
tion rentiert sich bei der aufwärtsgehenden wirtschaftlichen 
Wellenbewegung sehr gut und die landwirtschaftlichen Ma- 
schinen bringen nach guten Ernten durch Ausleihen eine vor- 
zügliche Rente. In beiden Fallen wird die Schuld nach 1 bis 
2 Jahren prompt zurückbezahlt. Wenn freilich hintereinander 
zwei Missernten eintreten, dann ist die ganze Rechnung falsch. 
Aber dann vollzieht sich in Folge der kurzfristigen Hypo- 
theken der wirtschaftliche Regenerationsprozess in sehr kurzer 
Zeit. Ein Teil der Farmer und das ist namentlich ein Teil 
der schwächeren Elemente, wandert ans. Kapitalisten des Ostens 
werden Farmeigentümer im Westen. Die Grundpreise sinken. 
Die Schuldenlast wird bedeutend gemindert und mit der nächsten 
guten Ernte ist alles wieder blühend und gedeihend. Einen 
Rückschlag auf den schlecht organisierten Geldmarkt hat das 
freilich auch. Viele der Vermittelungsagenten ziehen fort, 
weil es nichts mehr zu verdienen gibt. Die öffentliche Mei- 
nung auf dem Kapitalmarkt im Olsten über die Sicherheit der 
westlichen Hypotheken schlägt um und nur die grösseren 
Kreditvermittelungsinstitute halten bei ruhigerer Beurteilung 
der Sachlage aus. Man befleissigt sich, eine niedrigere Beleh- 
ungsgrenze bis 40 oder höchstens 60% des Schätzungswertes ein- 
zuhalten, aber für das Unterbringen der Pfandbriefe müssen aus- 
ländische Märkte aufgesucht werden* Das ist offenbar beste 
die Lage des westlichen Hypofchekeninarktes in den Vereinigten 
Staaten, und dadurch erklärt es sich, dass gerade in letzter 
Zeit viele amerikanische Hypotheken doknaente nach England 
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wanderton und selbst auf den deutseben Markt über 4 Mil- 
lionen 5prozentiger amerikanischer Hypothekenpfandbritft ge- 
worfen worden« 

Ganz anders liegen die Verhältnisse im alten Westen. Hier 
ist die Spekulation und damit auch das Geschäft in eine viel 
ruhigere und langfristigere Periode eingetreten. Hier werden 
nicht mehr einzelne Plätze mit allen Mitteln des Raffinements 
»aufgeboomte — um einen deutschamerikanischen Ausdruck 
zu gebrauchen — um bei der Gunst äusserer Verhältnisse in ge- 
radezu erstaunlich rascher Zeit aus dem Boden formlich heraus- 
zuwachsen oder aber bei der Ungunst der äusseren Verhältnisse 
womöglich noch rascher in ihr Nichts zu zerfliessen. Hier 
bedarf man auch nicht so sehr der Hilfe fremden Kapitals; 
das im Staate bereits angesammelte Kapital bildet die Basis 
aller Operationen. Und hier wird dann auch beim Schulden- 
machen im allgemeinen viel vorsichtiger zu Werke gegangen. 
Der Bückgang der Preise landwirtschaftlicher Produkte und 
namentlich der Getreidepreise seit 1880 hat hier wie auch im 
Westen keinen wesentlichen Einfluss gewonnen, aus dem einfachen 
Grunde, weil die Transportkosten von Chicago bis nach London 
bezw. Liverpool sich um mindestens 75°/o der Preisrückgänge 
erniedrigt haben und auch noch eine weitere Verbilligung von 
Spesen und Umladekosten hinzutrat, wodurch der europäische 
Preisrückgang für den Westen Amerikas ziemlich pariert wurde. 
Erst seit den letzten beiden Jahren, und zwar m. E. wesentlich 
unter dem Einfluss des nordamerikanischen Interstate Commerce 
Law, wodurch die Exporttarife mehr in ein entsprechendes Ver- 
hältnis zu den Lokaltarifen gebracht werden, hat sich der Rück- 
gang der Getreidepreise auch in diesen Teilen Nordamerikas 
bemerkbar gemacht. Ueber die Rückwirkung auf die Hypo- 
thekarverschuldung der Farmer fehlen uns noch eingehendere 
Angaben. Sie werden uns durch die für nächstes Jahr in Aus- 
sicht stehende Publikation des Gensusberichtes zu Teil werden, 
wobei nur zu hoffen bleibt, dass die Erhebungen sich besser 
als bisher auf die Unterscheidungen zwischen Gross-, Mittel- 
und Kleinbesitz, auf das Auseinanderhalten der dünn und dicht 
bevölkerten, der neu und alt besiedelten Gegenden, nicht bloss 
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für ganz Nordmerika, sondern vielleicht auch innerhalb der 
einzelnen Staaten verstehen. Das allgemeinere Heraasschalen 
der Restkaufgelder nach dem Beispiele des Illinoisbericht wird 
gewiss Nachahmung finden, aber es wäre auch für die Nord- 
amerikaner interessant und wertvoll genug, die Lage der Farmer 
nach der Nationalität, ihrer Herkunft weiter zu untersuchen, 
wie das durch den Michiganbericht, wenn auch mit unvoll- 
kommener Verarbeitung begonnen worden. 

Aber wie viel oder wie wenig auch von diesen Wünschen 
im Gensusbericht ihre Erfüllung finden mog, Eines glaube 
ich aus den nordamerikanischen Erfahrungen den deutschen Be- 
strebungen zur Reform unseres landwirtschaftlichen Kredit- 
wesens gegenüber besonders betonen zu sollen, und das ist die 
Bedeutung der kurzfristigen Hypotheken. Diese kurzen Kün- 
digungsfristen in erster Linie haben es fertig gebracht, dass 
bei einer erstaunlich mangelhaften Organisation des Kredits und 
einer mindestens ebenso erstaunlich hohen Belehnung landwirt- 
schaftliche Kreditkrisen im Westen so rasch vorübergehen und 
die Kreditkosten von 10°/o Zinsen und 10% Kommission auf 6 V* 
bis 7Va /o Zinsen und keine Kommission in den letzten 10 
Jahren gesunken sind. 
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Verfassung und Verwaltung des platten Landes 
im deutschen Mittelalter nach Lamprecht. ') 

Ein Beitrag zur allgemeinen Entwicklungslehre der Gemeinwesen. 
Von Dr. Seh&ffle. 

Das grosse, tiefeindringende, auf umfassendste Quellenforschung ge- 
stützte Werk Lamprechfs hat, so viel wir die Kritiken desselben und 
seine Verwertungen in den verschiedenen Zweigen der Sozial Wissenschaft 
haben verfolgen können, noch nicht jene Anerkennung und allgemeine 
Beachtung gefunden, die es in vollem Masse verdient. 

Wenigstens fttr die allgemeine Entwickelungslehre 
d e 8 Staat es und der Gemeinde, welche wohl die schwierigste 
aber auch mindest fertige Partie der allgemeinen Staatslehre bildet, ist 
das Werk noch keineswegs so ausgebeutet, wie es der Fall sein konnte 
und sollte. Vielleicht ist daran der Titel des Werkes schuldig. Der 
einzige Vorwurf, den wir dem H, Verfasser machen können, ist die viel 
zu grosse Bescheidenheit, mit welcher er seine Arbeit bloss als »Deut- 
sches Wirtschafts leben im Mittelalter c bezeichnet. Sein grosses Werk 
bietet wirklich unendlich mehr. Lamprecht gibt — unseres Wissens so- 
gar zum ersten Mal eine vollkommene Paralleldarstellung einerseits 
des öffentlichen Verfassung*-, Gerichts- und Verwal- 
tungswesens, andererseits des Wirtschaftslebens auf dem platten 
Lande für eine typische Landschaft des westelbischen 
D e u s o h 1 a n d s und fQr die Zeit vom Ende der Wanderungen des fränkischen 
Stammes bis zu den ersten Stufen der Entwicklung des Territorial- 
staates zu Ende des Mittelalters. Endlich tritt einmal das Verfassungs- 
und Verwaltungswesen des platten Landes im Mittelalter auf dem Unter- 
grund einer vorzüglichen und erschöpfenden Entfaltung des ganzen 



l) Lamprecht, Karl. Deutsches Wirtschaftaleben Im Mittelalter: B. IDarstellung 
(1640 Selten) ; B. II Statistisches Material, Quellenkunde (608 Selten) ; B. III 
Quelle nsammlun* (783 Seiten) Leipzig. A. Dürr 1886. 
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Wirtschaftslebens in plastischer Anschaulichkeit, statistischer Reichhal- 
tigkeit und entwickelungsgeschichtlicher Durchsichtigkeit hervor. Hin- 
wieder findet das wirtschaftliche Leben des flachen Landes durch die 
im besten Sinn historische Darlegung der ländlichen Verfassung^- und 
Verwaltungsbildung weitere Aufhellungen vom höchsten Werte. Diese 
wechselseitige volle Durchdringung der Gesamtdarstellung einerseits des 
wirtschaftlichen, andererseits des Öffentlichen Lebens auf dem platten 
Lande im deutschen Mittelalter macht die nicht hoch genug zu schätzende 
Bedeutung des Lamprechf sehen Werkes für den empierischen Teil der all- 
gemeinen Entwickelungslehre der Gemeinwesen ans. Die entweder bloss 
wirtschafte- oder bloss rechtsgeschichtliche Darstellung gab entfernt 
nicht denselben tiefen Einblick, dieselbe klare Einsicht. Diese Einsieht 
voll und ganz zu erwerben, hat beispielsweise trotz heisaem Bemühen 
dem Referenten bis jetzt nicht gelingen wollen. In Lamprcchts Werk 
kommt Licht in unser Dunkel über damaliges Landleben, an seiner Hand 
fühlt man, selbst wenn Einzelnes angefochten werden mag, durchaus 
sicheren Boden unter sich. LamprechVs Geschichts- und Entwicklungs- 
bild ist freilich nur eine Darstellung des Mosellandes. 
Dieses aber ist ein besonders gut gewählter formenreicher Typus; die 
Behandlung sonstiger linkselbischer Landschaften in derselben Weise, 
die nicht ausbleiben wird, verspricht wohl Abweichendes im Einzelnen 
zu bringen, aber so bedeutend wird das Besondere nicht sein, dass man 
nicht sagen dürfte: die Brücke, über welche die Gemeinwesens-E.-Lehre 
bisher nicht hinwegkommen konnte, wenigstens nach unserer Ansicht 
nicht hinweggekommen ist, sei mit Lamprecht's bahnbrechender Ar- 
beit in den grossen Grundzögen ausgefüllt. -Das Studium des Werkes 
hat wenigstens den Referenten in Beziehung auf Staatsentwickel ungs- 
lehre mehr gefördert, als viele Dutzend bloss rechts- oder bloss wirt- 
schaflsgeschichtlicher Bände. Und so möchten wir der ungewöhnlichen 
Leistung gerade in der »Zeitschrift für die gesamte Staatswissen- 
schaft« gerecht werden, ihre Ergebnisse, soweit dies der Raum ge- 
stattet, an dieser Stelle vorführen. 

Wir müssen zu diesem Zwecke allerdings etwas weiter ausholen, 
um die Anzeige zu einem »Beitrag für eine allgemeine Staats- und Ge- 
meinde-Entwicklungslehre« gestalten zu können. 

Eine allgemeine Lehre der Entwickelung der Gemeinwesen, des 
Staats- und des Gemeindewesens setzt die genetische Durcharbeitung 
eines gewaltigen ethnographischen und rechtsgeschichtlichen Materials 
voraus. Soll dieselbe gelingen/so muss die Gemeinwesens-Entwickelung der 
noch auf der ersten Hauptstufe stehenden Naturvölker und der auf zweiter 
8tandesstaatlicher Hauptstufe stecken gebliebenen Völker der Gegenwart 
(China u. s. w.) eindringend erklärt werden. Es wird das Staats- und 
Gemeindewesen des orientalischen und des klassischen Altertums entwicke- 
lungsgeschichtlich einer konzentrierenden Betrachtung zu unterwerfen 
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sein. Dazu kommt die Beherrschung des Staats- und rechtageschichtlichen 
Materials der modernen Völker alter Gesittung, die es im Staats- und 
Gemeindewesen am weitesten gebracht haben. Und auch daran genfigt 
es nicht. Eine haltbare Theorie der Entwicklung der Gemeinwesen 
wird auch die Kolonialgemeinwesen, welche im Laufe der Weltgeschichte 
auf jeder Hauptstufe, zuletzt rom modernen Europa aus gepflanzt worden 
sind, in ihrer Entwiokelung, soweit letztere gediehen ist, zu verfolgen 
und eine Formulierung zu suchen haben, welche diese neuesten Gebilde 
mit allen Übrigen staatlich-gemeindlichen Bildungen entwicklungsge- 
sohichtlich in Einklang zu bringen vermag. Dabei ist der Einfluss des 
Landes und des Klimas sowie der Rasse umfassend zur Geltung zu bringen. 

Wir haben im Anschluss an »kolonialpolitische Untersuchungenc in 
einem früheren Jahrgang dieser Zeitschrift unsere allgemeine Ansicht 
über eine genetische Klassifikation ausgesprochen, welche im Stand sein 
soll, die sämtlichen Ausdehnungs- und Stufenerscheinungen der Gemein- 
wesensbildung in sich aufzunehmen, welche man im ganzen Lauf der 
allgemeinen weltgeschichtlichen und jeder besonderen volksgesohichtlichen 
Entwiekelung von vorgeschichtlicher Volkszeit an bezw. was die Kolonien 
betrifft, von der ersten Squatter- und Farmerzeit an herauf bis zum 
modernen Gemeinwesen alter Völker und bis zum heutigen Gemeinwesen 
neuester Kolonial nationen in Ethnographie und Rechtsgeschichte über- 
haupt antrifft Wir haben es daselbst für eine solche Klassifikation als 
Grundvoraussetzung bezeichnet, dass man den Gebietsumfang und die 
Gebietsgliederung einerseits, andererseits die Entwickelungsh ö h e und 
deren Stufen, dass man die extensive und die intensive, s. z. s. die 
horizontale und die vertikale Gemeinwesensbildung unterscheide. 

Eine umfassende Klassifikation der betreffenden Gebilde des bis- 
herigen Geschichtslaofes wird so, wenn man von den Uebergangsformen, 
von den hybriden Bildungen und von den Verbindungen der Grossstaaten 
mit Schutzgebieten (Dependenzen) absieht, fünf Extensitätsklassen 
(I bis V) und fünf Intensitätsklassen (I bis V) ergeben. 

A. Die ExtensitätsklasseiL 

Wir bezeichnen sie hier der Kürze wegen mit e. Es sind die folgen- 
den: Das örtliche (ortschaftliche) Gemeinwesen (Ie), das Ortschaften-Ge- 
meinwesen oder Unterbezirksgemeinwesen (He), das Oberbezirks- (Gau-, 
Grafschafts-, Mittel- und Grossstadt-JGemeinwesen (Uta), das Land- 
schafts (Volksstamm-) u. s. w. Gemeinwesen (IVe), das National- oder 
Landesgemeinwesen (Ve). 

Auf dieser Spannweitenlinie Ie bis Ve umfasst jede höhere Exten- 
sit&tB-Klasse eine Anzahl von einverleibten oder unentwickelten Gemein- 
wesen der niedrigen Klassen. Diese Glieder hängen je weiter zurück 
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in der Entwickelung, desto loser unter sich and mit dem Ganzen zu- 
sammen. 

Allmählich treten die Gemeinwesen jeder Nation in den 8 taat, 
welcher die Indiyiduation eines Bevölkerungsganzen, das 8ein und Wirken 
des letzteren in seiner Willens- und Machteinheit bedeutet, und in die 
gemeindlichen Bildungen der Klassen Ie bis IVe auseinander. 

Der Staat selbst rerzweigt allmählich seinen Verfassung*- und Ver- 
waltungsorganismus in Bezirksabstufangen bis zum platten Land hin, 
zieht die ganze Gliederung der engeren Gemeinwesen za seinem Ver- 
fassuDgsaufbau heran und waltet administrativ des allgemeinen Volks- 
interesses und des Staatsberufes für alle Parteien auoh dem Gemeinde- 
wesen gegenüber; dies ist aber das erst späte Ergebnis einer langen 
Entwickelang, soweit es sich nicht um Gericht, Steuerhebung und Wehr- 
wesen handelt. Lange wirken umgekehrt die engeren Gemeinwesen 
(Ie bis IVe)staatsstell vertretend. 

Diese engeren, nichtstaatlicben Gemeinwesen, besw. Herrschaften 
weisen ihrerseits zweierlei Erscheinungen des Daseins und Wirkens auf. 
Diejenigen der Selbstständigkeit im Eigenleben, der Kommunalauto- 
n omie und Selbstverwaltung und diejenigen der Verfassungs- und Ver- 
waltungs-Eingliederung in die höheren Gemeinwesen der Nation, 
sowie der Stellvertretung des Staates. 

Man darf nur nicht glauben, dass alle Kreise der Extensitätsklassi- 
fikation von Anfang als fertig und unwandelbar gegeben seien; Den 
Anfang bezeichnet bei der nicht schon sesshaften Horde und noch bei 
den Völkern in der Zeit der Völkerwanderungen die Abwesenheit jeder 
festen Abgrenzung nach aussen und jeder reichhaltigeren durchgreifen- 
den und dauernden Bezirksgliederung nach innen. 

Die Bildung beginnt auch nicht an den Enden, weder am unteren 
Ende des Ortsgemeinwesens (Ie), noch am oberen Ende des National- 
oder Landesgemeinwesen8 (Ve), vielmehr in der Mitte mit dem Urvölker- 
8chaftsrevier (Ille) der vorgeschichtlichen Zeit und der heutigen Natur- 
völkerwelt, sie schreitet aber allerdings nach beiden Enden in dem 
Masse fort, als die Völkerschaften zu sprach- und abstammungsver- 
wandten Stammes-, dann Nationalkonglomeraten sich aus wachsen und 
in dem Masse, als der Gau durch innere Kolonisation eine vollständige 
Besetzung und höhere gleichmäßige Volksverdiohtung erfährt. Schliess- 
lich sind freilich das nationale Staats- und das örtliche Gemeinwesen, 
welche noch am Anfang der ständeherrschaftliohen (feudalen) Zeit au 
fehlen pflegen, die Hauptsache. Lamprecht hellt diesen Prozess der Be- 
zirks- und Gebietsbildung nach unten und nach oben von der Völker- 
schaft, besw. Hundertschaft aus, in vorzüglicher Weise für Deutschland 
auf, wie wir sehen werden. 

Die äussere Nationalabschliessung und die innere Bezirksgliederung 
sind endlich nicht unwandelbar in allen Volkszeitaltern. Sie wechseln 
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vielmehr vollständig dem Namen, der Sache, dem Umfang und dem 
Grenswesen nach. 

B. Die Entwicklungsstufen oder Intensit&tsklassen. 

Wir bezeichnen sie der Kürze wegen mit i. Es sind die folgenden : 

I. Die yolksohaft liehen 1 ) Gemeinwesen (Ii): Sie reichen 
von dem Gebilde des vorgeschichtlichen Hordenlebens (Ha) Ober mehrere 
Unterstufen der Entwickelnng (Ii,ß,r) hinweg zum militärisch geglie- 
derten Gemeinwesen der Eroberungs- und Wanderungs-Nomaden (Ii,ö) 
nnd gipfeln in der Volksgemeinde der familienhaften Hufenverfassung mit 
gleichem Besitz- und Nutzungsanteil aller Freien (Ii,s). Die zwei 
höchsten dieser Unterstufen finden bei Lamprecht eine vorzügliche Er- 
klärung für Deutschland. In der neuesten Zeit findet man die Form 
Ii,s zum Beginn der neukolonialen Rodung in den Hufen- oder Mark- 
genossenschaften der ersten Farmerniederlassung und ihrer townships, 
counüeSj Territories. Die gesamten Volksgemeinwesen kann man auch 
negativ als die vorfeudalen (vorst&ndeherrschaftlichen) Gemeinwesen 
bezeichnen. 

IT. Diest&ndeherrschaftlichenGemeinwesen (IliJiEesind 
die Kastengemeinwesen, die Feudalgemeinwesen, die Gemeinwesen der 
Handels- und Plantagenkolonisation bis herab zur Wahlämterherrschaft der 
Professionspolitiker in den Totonships, Counties, States und Unitedstates mo- 
derner Ackerbaukolonien w&hrend ihrer rasch dahineilenden Mittelzeit. 

Das gemeinschaftliche Charaktermerkmal aller Gebilde dieser zweiten 
kulturell schon unvergleichlich höheren Entwickelungsstnfe — von der 
altindischen Kaste und dem chinesischen Mandarinenstaat bis zum wahl- 
amterm&ssigen Kolonialgemeinwesen der neuesten Zeit — liegt darin, 
dass die Herrschaft herrschenden Ständen übergeben, nicht mehr 
geschlechtsgenossenschaftlich oder hufen verfassungsmässig fundiert ist 
Sei es, dass diese Herrschaft auf überlieferter Gewalt aus der Volk- 
schaftszeit her oder auf vermehrtem Grundbesitz und höherer Wehrkraft, 
oder auf der Priesterstellung und dem Kultusvermögen, oder auf dem 
Amtsansehen und der Bildungsübermacht einer nationalen Beamten- 
kaste, oder auf Ueberlegenheit der Redner, Journalisten, Advokaten und 
anderer Professionspolitiker für die Wahlbeherrschung durch Presse 
und Bednerkunst beruhe. Und gleichviel ob die Ständeherrschaft von 
aussen durch Eroberung und durch Einwanderung von Handelskapital 
und von Kolonisten höherer Zivilisation oder von innen her durch 
Grundherrlichkeit, Sohirmvogtei, Besiedelungsherrschaft (Markherrlich- 
keit alter und neuester Zeit) oder durch die Künste und Uebung 



l) Wir sagen Volkschaft, weil das Wort „Volk" für Ve and „Völkerschaft* rar 
ine (der Intensitattstufe II) verbraucht ist. 
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eines Stande« toh Professionspolitikern demokratischer Farmerrepub- 
liken zu Stande komme. 

Die Ständeherrschaft kommt auf immer weichere Formen zurück. 
Zuerst Kastenherrschaft. Weiter Kaiserherraohaft durch Soldaten und 
Juristen. Dann durch Grundherrn, Vasallen, Dienstadel und Geistliche. 
In der Kolonisation, welche von der westeuropäischen Territorialzeit 
ausgeht, durch Mission, Pflanzung*- und Handelskapital. Endlich ist 
sie völlig abgeblasst und flüssig in der Form der Herrschaft eines 
Wahlgeschäfts- und Wahl&mterstandes über das demokratische »Volk« 
durch das wahlbeeinflusste Volk selbst in der bald eintretenden Mittel- 
zeit der grossen Ackerbaukolonialreiche der neuesten Zeit Schon der 
deutsche Feudalismus hatte, wie gerade Lamprecht für das platte Land 
nachweist, nicht entfernt die finstere Harte, die man sich so gerne vor- 
stellt ; auch die egyptologisohe Forschung hat für den ständeherrscharV 
liehen Zustand des alten Orients viel mildere Farben ergeben. 

Die standeherrschaftlichen Gemeinwesen kommen samtlich zurEnt- 
wickelung der höheren und höchsten, der stammliohen und nationalen 
Extensität (IVe, Ve): dagegen fehlt es ihnen noch in hohem Grade 
an Ausbildung der engeren Kreise; auch die Differenzierung des Staat- 
lichen und des Gemeindlichen in den engeren Kreisen der Orte- und 
Bezirksgemeinwesen fehlt noch tief hinein in die ständeherrschaftliche 
Zeit, wie Lamprecht von der Hundertschaft aus bezüglich der Zehnderei 
und des Markdorfes nachweist. Die toumship Amerikas ist eine Unter- 
bezirksgemeinde, welche nicht bloss Staatliches und Gemeindliches noch 
immer etwas vermischt, sondern auch den Ortsgemeindeverband so 
wenig schon aus sich geboren hat, wie einst die anfängliche Zehnderei 
den Dorfverband, was sich in beiden Fällen aus der Bildung des »Landes» 
durch noch extensive Rodungswirtschaft ganz von selbst erklärt. 

Charakteristisch ist bei jenen ständeherrschaftlichen Gemeinwesen, 
welche aus innerer Kolonisation durch Emporhebung von Grossgrund- 
besitz aus der Bauerschaft der Volkschaftszeit hervorgehen, die »Streu- 
lage« der herrschaftlichen Besitze, und die Zurückdrängung der natio- 
nalen Gewalten. Wo die Bildung durch Eroberung und unter Wir- 
kung der Reste einer vorher dagewesenen höheren Kultur erfolgt, wie 
im alten Orient, in China, in Frankreich, in England, da hat der 
nationale Staat auch in der Feudalzeit allen ihm gebührenden 8pielraum. 

Negativ kann man die Gebilde der Klasse üi als naohvolk- 
schaftlich-vorbürgerherrsohaft liehe Gemeinwesen 
charakterisieren. 

1H. Die bürgerherrschaftlichen Gemeinwesen (Uli). 
Man kann sie auch als Stadt- und Stadtkreis-Gemeinwesen, (bez. Staats- 
oberbezirks, Regierung8bezirk8)-Gemeinwesen bezeichnen, wenn man nur 
daran festhält, dass dieselben schon im klassischen Altertum, in welchem 
sie erstmals in die Weltgeschichte eintreten und nach der staatlichen 
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Seite ior Kulmination gelangen, dann im germanischen Mittelalter 
vorher eine ständeherrschaftliche und weiter zurück eine volkbauerschaft- 
liche Zeit mehr oder weniger rasch durchlaufen haben, beziehungsweise 
was die farmerschaftiichen und wahlämtermässigen Counües der Union 
betrifft, noch heute durchlaufen. Das Bürgersohaftsgemeinwesen ist 
dadurch charakterisiert, dass Angehörige aller Stände staatlich und ge- 
meindlich zu einer Bürgerschaft, wenn auch nicht sogleich und immer 
mit allgemein gleichem Machtanteil der verschiedenen Stände sich ▼er- 
schmelzen. Da ist verbundene Herrschaft aller Stände. Diese Bürger- 
schaftsbildung bricht zuerst in den zuvor ständeherrsohaftlich gewesenen 
Städten hervor; so im klassischen Altertum, so im christlichen Mittel- 
alter, to heate in der amerikanischen Grossstadt. Sie saugt jedoch das 
umgebende >Landc des Gaues, bezw. der Grafschaft (county) auf, aus wel- 
chem die Stadt sich emporhob; sie kommunalisiert — allerdings erst 
nach bereits erfolgtem Eintritt der nachbürgerschaftlichen Entwickel- 
ungs8tufen unter dem Einflnss des Territorialismus und Neuzeitstaates — 
das platte Land zu Landbürgergemeinwesen und verwächst mit diesen 
zu Kreis- und Regierungsbezirks-Kommunalkürpern. 

Auch diese Bildung legt allmählioh den staatlichen Nebengehalt 
ab, um desto mehr die Autonomie zu entwickeln und das oberbezirk- 
liche Wirken des Staates im Übertragenen Wirkungskreise zu unter- 
stützen und von diesem durch die Regierungsbehörde sich unterstützen 
zu lassen. Gleichmäßig fertig wird das Bürgergemeinwesen für das ganze 
Land erst in den zwei folgenden Epochen. 

Die amerikanische Union hat die Stufe Uli erst auszugestalten be- 
gonnen, nämlich in den grossen Städten, während sie in den Counties 
noch der wahlämterherrschaftlichen Stufe (Ili) angehört. Das neu- 
koloniale Mittelalter wiederholt so in der fast souveränen Grossstadt- 
gemeinde auf seine Weise die altmittelalterliche Städtebildung. 

Man kann die Gebilde dieser Klasse auch als die nachfeudal- 
vorterritorialen bezeichnen. 

IV. Dielandsohaftsherrschaft Hohen (landesherr- 
lichen, territorialistischen) Gemeinwesen (IVi). Sie 
erbeben sich weltgeschichtlich erst am Ende des christlichen Mittel- 
alters und vollziehen bis ins 19. Jahrhundert herein ihre weitere Durch- 
bildung. Diese ist erst geschlossen, nachdem alle Untergememwesen 
des Territoriums in Verfassung und Verwaltung zu einem ganzen 
verschmolzen sind, welches von der Landesregierung und von dem 
Landtag an hindurch duroh die Ober- und Unterbezirks-Gemeinwesen, 
bis herab zu den Ortsgemeinden ein staatlich-kommunales Gebilde von 
gleichmassiger Gliederung und einheitlichem Gusse darstellt. 

Nach der Seite der Verfassung und Verwaltung wird diese Bildung 
selbst heute noch nicht als abgeschlossen anzusehen sein. Zwar ist die 
alUandständische Gliederung in der Vertretung teils erloschen, teils 
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vom einseitigen Individualismus des allgemeinen Wahlrechtes verdrängt, 
aber eine neuzeitliche Gliederung ist noch nicht erreicht Auch erfahrt 
die Territorial Verwaltung in unseren Tagen noch erhebliche Erweite- 
rungen, z. B. im Versicherung*- und Verkehrswesen. 

Die Territorialbildung geht bei den christlichen Völkern alter Kultur 
teils von den Städten her, teils von der Konglomeraten grosser Feudal- 
herrschaften mit Land- und Reichsstädten aus vor sich. In den Kolonial- 
grossreichen wird sie einst vielleicht in der Entwickelung einer ein- 
heitlichen Kommunal-, zunächst Grafschaften-Gliederung innerhalb der 
States bestehen; die fraglichen Kolonialreiche haben weder in den 
UnUedstates, noch in den States, noch im Territory die Stufe IVi er- 
reicht, obwohl daselbst diese drei Gemeinwesens-Klassen als Extensi- 
tätserscheinungen (IVe und Ve) vorhanden und unvergleichlich gross- 
artig für eine gewaltige Territorialbildung (IVi) und Nationaleinheitabil- 
dung (Vi) angelegt sind. 

V. Die modernen Gemeinwesen alter Gesittung 
(Vi). Sie sind teils unitarischer, teils bundesstaatlicher 
Art. 

Auf dieser Höhe verschmelzen die Gemeinwesen der Stufe IVi zur 
mehr oder weniger vollständigen Nationalstaatseinheit und erlangen 
dabei politisch und kommunal einen vollkommen gleichmässigen Aem- 
ter- und Gemeindeunterbau in Verfassung und Verwaltung, in den 
Provinzial-, Begierungbezirks-, Amts- und Ortsbezirken bis zur letzten 
Dorfgemeinde herab. 

Auf dieser Stufe haben die Gemeinwesen Ie bis IVe zwar den letzten 
Best staatlicher Selbstständigkeit verloren und viele Aufgaben ihrer 
älteren Zeit an den Staat überlassen, sie sind dafür als gemeindliche 
Körper autonom um so vollständiger entwickelt und aktiv wie passiv mit 
Verfassung nnd Verwaltung des Staates mehr oder weniger verwachsen. 

Der moderne Staat ist weit entfernt, schon fertig zu sein. 

Selbst Frankreich mit seiner sogar Übertriebenen Zentralisation in 
der Verwaltung hat in der Staats- und Kommunalverfassung den 
modernen Staat noch nicht vollkommen entfaltet; auch ist sein Uni- 
tarismus nicht der einzige berechtigte Typus des modernen Staates. 

Schon in der Verwaltungsorganisation und im Umfang der Ver- 
waltungsthätigkeit (Verstaatlichungen der Neuzeit!) ist der moderne Staat 
nicht fertig. Geschweige im Verfassungsaufbau, welcher nicht auf den 
Flugsand der Wählerhaufen des allgemeinen Stimmrechtes allein ge- 
stellt bleiben kann, sondern der repräsentativen Heranziehung auch 
neuzeitlicher Kommunal- und Berufskörperschaften bedarf. 

Er erhebt sich entweder aus dem territorialisiert gewesenen Natio- 
nalgemeinwesen (Frankreich, England), oder wo ein solches mehr oder 
weniger abhanden gekommen war, aus den Territorialgliedstaaten durch 
Eroberung, Union und engere Verbündung (Deutschland, Italien.) 
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C. Die Kombinationen der Extensität und der Intensität. 

8chon das Bisherige hat angedeutet, daas jede Extensitätsklasse all- 
mählich zur höchsten Intensitätsklasse (wenn auch nur gliedlich) auf- 
zusteigen vermag und dass bei diesem Aufsteigen zu höherer Entwicke- 
lung sämtliche Extensitätsklassen vom Mitteltypus des völkerschaftlichen 
Gemeinwesens aus in den beiden entgegengesetzten Richtungen all- 
rnfthlich zu voller Ausbildung gelangen. Beide Klassenreihen durch- 
dringen sich in der ethnographischen und reohtsgeschichtlichen Wirk- 
lichkeit. So ergeben sich die verschiedenartigsten Kombinationen 
teils staatlicher, teils gemeindlicher, teils gemischter Natur. 

Man würde dabei freilich sehr fehl gehen, wenn man annehmen 
wollte, dass die parallelen Klassen der Extensität und der Intensität 
paarig auf abschliessende Weise an einander gekettet seien, so dass 
etwa Gemeinwesen der Klasse Ie nur auf der Entwicklungsstufe Ii oder 
Gemeinwesen der Klasse Ve nur auf der Entwickehmgsstufe Vi möglich 
waren und umgekehrt. In Beziehung auf die staatliche Selbstständig- 
keit (Individuation, Autarkie) paaren sich allerdings die korrespon- 
dierenden Klassen der Extensität»- und der Intensitätsreihe annähernd 
ab. Um zu einem Staatsgebilde höheren Grades (i) zu erwachsen, muss 
ein Gemeinwesen die korrespondierende Ausdehnung entweder voraus 
besitzen oder durch irgendwelche Art der Konglomeration und Ver- 
schmelzung, durch Vergrössernng in die entsprechend höhere Exten- 
sitätsklasse hinaufgelangt sein. Allein im Gemeindewesen erreicht 
jede Extensitätsklasse durch volle Eingliederung in den Staat des be- 
treffenden Zeitalters die Fähigkeit an jeder Entwickelungshöhe teilzu- 
nehmen und auch politisch bewährt jede eine staatsstellvertretende 
»übertragene« Thätigkeit. 

Durch die Kombination beider Reihen ergeben sich nun — wenn 
man von den Uebergangs-, den Krankheits und den Bundeserscheinungen 
einer jeden Entwickelungsstufe absieht, folgende Typen von Gemeinwesen, 
welche in der ethnographisch- rechtsgeschichtichen Erfahrung volle Be- 
stätigung finden: 

Erstens: Für die Volkschaft szeit: 

Ii, Ie: etwa ein Negerdorf, ein »Rotthufendorf«, »Markdorf» 
(vergl. unten); 

Ii, Ile: etwa eine altgermanische Gentena oder Hundertschaft, eine 
Farmer- Tovmship (neukoloniale Markgenossenschaft); 

Ii, Ille : etwa eine Gauvolksgemeinde oder eine junge Farmer-Cotmty ; 

Ii, IVe: etwa eine germanische Stamm Vereinigung (Stamm) von 
Völkerschaften oder ein Territory (Farmerlandschaft) der amerika- 
nischen Union; 

Ii, Ve : die erste Verbindung von Völkerschaften und Stämmen zu 
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Völkern am Schlug» der Völkerwanderung, die Agglomeration von 

Farmerlandschaften vor Gründung der Unüedstates. 

Zweitem: Für die ständeherrschaftliche(feudale)Stufe: 

Hi, le: etwa die Fronhofsgenosseiischaften, das markherrliche Dorf; 

lli, He: die Grundherrschaften des mittleren Feudaladels, der 
Klöster, auch die townskips mit enter ständiger Wahlämter- Verfassung ; 

Ili, Hie: etwa die grösseren Feudalgrafschaften; auch die Kolonial- 
Cornnties mit ständigen Wahlämtern vor Erreichung eines hauptstäd- 
tischen Kernes und ohne gegliederten Aufbau aus den ToumsMps; 

Ili, IVe : etwa die Feudalherrschaften der Grossen vor Aufsaugung 
der Städte; die States der amerikanischen Union; 

Ili, Ve : die nationalen Feudalreiche des altorientalischen und des 
christlichen Mittelalters, die United States des neukolonialen Mittel- 
alters. Die letzteren sind weit davon entfernt» die Selbstverwaltungs- 
körper der States, der Counties und der county wertigen Städte oder gar 
der ToumsMps als gleich massigen Kommunal- und Stellvertretungsunter- 
bau zur Grundlage zu nehmen oder mit einem gleichmässigen Staats- 
ämterorganismus staatsbezirklich zu durchsetzen, dieselben administrativ 
und gerichtlich zu vereinheitlichen ; sie sind eine Verknüpfung von be- 
stimmten Vertretungskörpern mit einer Wahlregierungsstelle für die 
Regelung, Kontrolle und Lenkung einiger ständigen zentralisationsbe- 
dürftigen Obergerichts- und Verwaltungsthätigkeiten (Auswärtiges, Krieg 
ohne Milizwesen , Handel, Zollwesen, Patentwesen, nationales Rodungs- 
wesen, Statistik, Bundesgericht). 

Drittens: Für die bürgerherrschaftliche Stufe: 

Uli, le: etwa die Dorfkommune der nachfeudalen Entwickelung; in 
staatlicher Selbstständigkeit ist diese Bildung normaler Weise unmög- 
lich, da die Extensitätsklasse I das Zeug für eine nicht geradezu lilipu- 
tanieche Entwickelung der Intensitätsstufe III (geschweige IV und V) 
nicht besitzt; 

Uli, He : einst selbstständige Kleinstädte samt Bezirk ; Amtskörper- 
schaft ; 

Uli, Hie: Rom vor der Ausbreitung über Latium hinaus; griech- 
ische Politien, amerikanische Grossstädte; 

Uli, IVe: Städte mit Nachbarschaftsdependenzen, italienische und 
deutsche Städte des Mittelalters im Auswachsen zu Territorialherr- 
schaften, einstens wohl amerikanische Grossstädte bei Anschluss der 
benachbarten counties ; 

Uli, Ve: Rom mit den Bundesgenossen; einstens vielleicht die 
amerikanische Union mit einheitlicher Kommunalgliederung der States 
counties, townships und etwaiger künftiger Ortsgemeinwesen. 
Viertens: Auf der landesherrschaftlichen Stufe: 

IVi, le: als staatliches Normalgebilde unmöglich, dagegen als 
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Kommunal gebilde im Ortsgemeinde wesen des Territorialstaates vor- 
banden gewesen; 

IVi, He: als staatliches Normalgebilde unmöglich, dagegen als 
Kommunalgebilde im Bezirksgemein wesen (Amtskorporation) des Terri- 
torialstaates vorhanden gewesen; 

IVi, Ille : etwa kleine Kantone und kleine Fürstentümer der Terri- 
torialzeit, später vielleicht die kolonialen Gounties und Grossst&dte nach 
voller Territorialentwickelung der States; 

IVi, IVe: der Territorialstaat der christlichen Nationen alter Gesittung 
vom Ende ihres Mittelalters bis ins 19. Jahrhundert ; der grössere Kanton 
derselben Zeit; einst vielleicht die States nach stattgehabter voller 
Territorialisierung der counties, toumships und etwaiger künftiger Orts- 
kommunen ; 

IVi, Ve : die Territorialstaats-Beiche : Preussen, Oesterreich vor der 
neuesten Zeit; einst wohl die Union nach stattgehabter Vollentwicke- 
lung der States zur Landesherrschaft. 
Fünftens: Auf der Stufe des Neuzeitstaates der 
alten Welt: 
Vi, Ie — desgleichen Vi, Ile, ferner Vi, Ille — sind als Staaten 
nicht möglich, dagegen stehen Vi, Ie bis Vi, IVe, als Orts-, Bezirks- 
(Kreis-), Regierungsbezirks (»Kreis«) und Provinzial- (Grafschafts-) Kom- 
munalkörper in West- und Mitteleuropa fast vollentwickelt da. 

Ferner sind Vi, Ile, Vi, Ille weiterhin in den kleinen Fürsten- 
tümern, in den hanseatischen Gemeinwesen, und Vi, IVe in den Mittel- 
staaten des deutschen Reiches als bundesstaatliche Glieder gegeben. 

Vi, Ve ist die höchste und letzte Kombination ; sie bezeichnet den 
Staat i. e. S., den modernen Staat, sowie mehr weniger die modernen, 
aus Kronländern und Kantonen gebildeten Reiche und Bundesstaaten 
der Völker alter Kultur. 

Man wird bei den Exemplifikationen der vorstehenden Kombinationen 
auf die gegebenen und auf mögliche künftige Gebilde der neuesten 
Kolonialwelt sich daran nicht stossen dürfen, dass wir z. B. die 
amerikanische Union erst auf der Stufe Uli, Ille angekommen dagegen 
die States und die United States als wahl&mterherrschaftliche Gebilde 
(Ili) ansehen mit beschränktem Wirkungskreis und ohne Verschmel- 
zung aller Gebilde der tieferen Extensitätsklassen zu einem in Ver- 
fassung, Verwaltung und Gesetzgebung einheitlichen, kommunal und 
staatlich vollständig gegliederten Nationalgemeinwesen. Gebilde von einer 
die erreichte Intensitätsklasse übersteigenden Extensitfttsklasse finden 
sich für alle Welt- und Volkszeitalter der vor- und nachchristlichen 
anderen Völker; sie finden sich in den Territories für die Zeit der 
ersten Farmniederlassung sogar als Ii, IVe innerhalb der Union selbst. 
Eine Herabsetzung der modernen Ackerbaukolonieen kann deshalb in 
unserer Klassifikation nicht liegen. Zivilisiert sind sie von Anfang an 
Zeitachr. f. Staats*. 1890. III. Heft. 34 
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und es ist vielmehr als ihr geschichtliche! Glück anzusehen, dass sie 
mit den besten Mitteln and Kräften der alten Kultur ihren Lauf un- 
vergleichlich grossartig anfangen konnten und in Jahrhunderten und 
Jahrzehnten dasselbe oder mehr erreichen als wozu die alten Nationen 
der vor- und nachchristlichen Zeit Jahrtausende, Halbjahrtausende und 
Jahrhunderte gebraucht haben. Bezeichnend ist es, dass das Dorfge- 
meindewesen im Westen der Union selbst als Markdorf und sonst all 
Kommune auch der neukolonialen Volkschafts- und Mittelzeit fest fehlt. 

D. Feudalisierung. Bürgergemeinwesensbildung. Territoriali- 
sierung. Unitariaierung. Prozess des Verfalles. 

Wirkliche Gebilde VIe und angebliche Gebilde Vli bei Seite ge- 
lassen (vergl. E.)i »o lässt der bisherige Geschichte lauf der zivilisierten 
Völker als Ziel oder notwendiges Endergebnis der Entwicklung dies 
erkennen, dass unter Ausbildung der äusseren Abgrenzung und der 
inneren Bezirksgliederung die staatlichen und gemeindlichen Gebilde 
aller fünf Extensitätsklassen allmählich von Intensitätsstufe li zur Inten- 
sitätsstufe Vi, hiermit zur immer höheren Entwickelung emporgehoben 
werden und zwar so, dass schliesslich an allen Gemeinwesen auch die 
Einzelnen als Orts-, Bezirks-, Landes-, Staatsbarger (Wähler) mit- 
beteiligt werden. Aber nur einem Teil der Völker unserer Rasse und ihren 
kolonialen Volksablegern ist dies gelungen und wird es mit einiger 
Sicherheit gelingen. Ob die mongolische Rasse Ober die zweite Stufe 
Überhaupt und wie weit sie darüber hinansdringen wird, ist noch nicht 
abzusehen. Eine allgemeine Staatsentwiokelungslehre wird aber auch den 
Ursachen des Stehen- und Steckenbleibens gerecht werden müssen. 

Der eben erwähnte Prozess des stufenweisen Ansteigens der zivi- 
lisierten Völker verläuft in folgender Reihe : 

als Feudalisierung aller Gebilde der Klassen li, Ie bis li, Ve; 

als Bürgergemeinwesens-Bildung (Kommunali- 
sie rung) für alle Gebilde der Klassen Ili, Ie bis Ili, Ve, sowie Ar 
die Reste aus den Formen li, Ie bis Ve; 

als Territorialisierung aller Gebilde Uli, Ie bis Uli Ve, 
sowie aller Reste von Formen der Klassen Ili und li; endlich 

als Unitarisierung und Bundesstaats- (Reichsein- 
heit s-) Bildung aller dem nationalen Gemeinwesen zugehörigen 
Gebilde der Stufe IVi und der Reste aus den Entwickelungsgebilden 
der Stufen Uli bis li rückwärts. 

Umgekehrt sind die Prozesse der Rückbildung und des Verfalles 
stets Vorgänge des stufenweisen Zurücksinkens in krankhafter Weise 
auf die niedrigeren Intensitätski aasen und auf die mittleren Extensitftts- 
klassen mit Vermengung staatlichen und gemeindlichen Lebens. 

Der grösste Vorgang dieser Art war das Rückeinken des klassischen 
Occidentes im römischen Kaiserreich auf Ili und durch die Barbaren 
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sogar auf Ii, sowie des klassischen Orientes erst auf den Byzantinis- 
mus Ili, dann durch die Türken auf noch tiefere Lagen derselben 
Stufe und teilweise (in Asien) selbst auf Ii. 

Die Fortschritts- und die Rückschrittsprozesse vollziehen sich im 
vielgestaltigsten, friedlichen und feindlichen Kampf ums Dasein und 
Mehrsein, durch Vereinigung und Unterwerfung, durch Agglomeration 
und darauffolgende Verschmelzung, beziehungsweise durch Spaltung 
und Zertrümmerung, durch Lockerung und Auflösung, — auf Grund des 
Wachsens und Sinkens der Bevölkerung und der Gesamtgesittung, ins- 
besondere der Moral, des Verkehrs und der Technik. 

Fort- und Rückbildung erfolgen jedoch nicht für alle Extensi- 
tätsklassen gleichm&ssig. Wahrend die mittleren Extensitätsklassen 
schon mehr oder weniger entwickelt sind, kommen erst die Gebilde 
der niedersten Eztensit&tsklasse zur reinen Geltung, wie z. B. im deut- 
schen Mittelalter durch Rottkultur (innere Kolonisation) und 
rechtselbisoh noch später durch Grenzkolonisation. Das flache Land wird 
am spätesten der höheren und höchsten Entwickelung teilhaftig werden. 
Es war noch nicht kommunalisiert, als die mittelalterliche Stadtbürger- 
gemeinweeen schon weit über ihren Höhepunkt hinüber waren. 

Der Entwickelan gsfortech ritt vollzieht sich auf zwei verschiedene 
Weisen , nämlich entweder selbständig oder unselbstän- 
dig, aber immer durch Vorangehen einzelner und durch Nachfolge 
der übrigen Gebilde derselben Extensitätsklasse. Selbständig vollzieht 
sich der Fortschritt, indem die erst fortschreitenden Gebilde den schon 
fortgeschrittenen in freiem Selbsterhaltungstrieb nachkommen mit oder 
ohne Folge der Verknüpfung. Unselbständig erfolgt er, wenn die zu- 
rückgebliebenen Gebilde erst unter Vormundschaft und Zwang des 
weitere n(e) Verbandes, welchem sie angehören, denFortschritt vollziehen. 
Mittelalterliche Städte z. B. sind unter Emanzipation von der Grund- 
herrschaft frei emporgekommen, das platte Land ist umgekehrt durch 
Zusammengeraten mit Städten unter Vormundschaft der Landesherr- 
lichkeit kommunalisiert worden. 

Von keinem der Gebilde der Klassen Ie bis Ve kann eine Stufe über- 
sprungen oder die Mitemporhebung der anderen engeren und weiteren 
Gemeinwesen versäumt werden. DieB hat auch für die Extensitäts- 
klasse Ve, den Staat im weiteren Sinn des nationalen Ganzen, volle 
Geltung. Der Staat ist zwar auf allen fünf Intensitätsstufen immer 
die Individuation des weitesten (e) Volkskreises, aber er ist dies auf den 
fünf Stufen (i) in ganz verschiedenem Grade und in sehr verschiedener Weise. 
Man darf historisch vom Staat einer tieferen Stufe nicht die Leistungen des 
Staates einer höheren Stufe verlangen. Und auf jeder Stufe kann der Staat 
als Organ des Volksgemeinwesens seine Aufgabe nur erfüllen, indem er 
die engeren Gemeinwesen derselben oder einer beginnenden höheren 
Entwicklungsstufe seinem Zweck dienstbar zu machen, d. h. sich ein- 
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angliedern und die tieferstehenden den entwickelteren Gliedern anzu- 
passen versteht, wie denn der moderne Staat alle Korporationen und 
die Individuen bis auf den totsten Mann in seinen Verfassung«- nnd 
Verwaltungsorgani8nins hereingezogen hat. Nicht das war der Vor- 
teil Frankreichs, dass etwa der nationale Einheitsstaat (Vi, Ve) schon 
im Mittelalter vorhanden gewesen wäre, sondern dies, dass der durch nnd 
über die Städte nnd Feudalherrschaften waltende Feudal- und Territorial- 
Nationalstaat (Ili, Ve nnd IVi, Ve) weder von unten her aufgesogen noch 
nach aussen hin im Versuche eines feudalen Weltstaates (Ili, VIe) ver- 
pufft werden konnte. 

Lamprecht gibt auch für diese Partie einer allgemeinen Entwicke- 
lungslehre schöne Stoffe. 

Von gewaltiger Bedeutung für eine allgemeine Entwicklungslehre 
der Gemeinwesen sind die Erscheinungen des Einflusses höherer 
und niedrigerer Entwickelnngsgebilde fremder Ge- 
meinwesen und die Erscheinungen der Nachwirkung und des 
geistigen Wiedererwachens (Renaissance) verfallener Bil- 
dungen. Hieher gehören u. a. die auch politischen Erscheinungen 
der Kolonisation durch alle Entwickelungsalter der Weltgeschichte hin- 
durch. Dann die Renaissance des alten Orients in der klassischen Zeit 
und der klassischen Welt im Orient und Occident der christlichen 
Völker nach dem klassischen Weltalter. Weiter der Einfiuss der 
schon von Karl M. versuchten Neubelebung des Gasarismus (d. h. des 
rückgebildet gewesenen römischen Bürgerschaftsreiches) für die Ent- 
wicklung des christlichen mittelalterlichen Feudalismus. Ferner die 
Nachwirkung der mittelalterlichen S t a d t wohlfahrtspolizei auf den 
landesherrlichen Polizeistaat (IVi, y, IVe). Endlich die allgemeine Rück- 
wirkung der Absolutio des französischen National - Territorialismus 
(IVi, y, Ve) auf den Landschafts-Territorialismus (IVi, y, IVe) in Deutsch- 
land und in Italien. Die Verfallsausstrahlungen, die Erscheinungen der 
internationalen Völker ansteckung sind nicht weniger bedeutend 
für eine allgemeine Entwickelungslehre der Gemeinwesen. Lamprtckt 
streift diese sämtlichenErscheinungen mehrfach in bemerkenswerter Weise. 

E. Die Weltreiche und die Entwickelung über den modernen 

Staat hinaus. 

Erschöpfen die Klassen Ie bis Ve und li bis Vi alle Extensitats- 
und In tenaitätege bilde der Ethnographie und der Staatsgeschichte? 
Gibt es nicht Gebilde von noch grösserer Weite (VIe) und von noch 
höherer Intensität (Vli)? 

Extensit&tsgebilde von grösserer Spannweite liegen in den Welt- 
reichen in der That zahlreich vor. Wir finden sie auf allen fünf 
Entwickelongsstufen (i). In der Volkschaftszeit als Weltreiche der Reiter- 
nomaden- und als Weltreiche wandernder Viehzüchterheere nach er- 
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folgter Niederlassung (Attila, fränkisches Reich, zentralafrikanische 
Reiche : li, VIe). Auf der ständeherrschaftlichen Stufe die altorientalisohen 
Reiche, die Soldatenmonarchie Alezanders M., das römische Cäsaren* 
reich, das heilige römische Reich, das türkische und chinesische Reich, die 
antiken und mittelalterlichen ßandelsreicbe (Karthago, Venedig): Ili, 
VIe. Auf der bargerherrschaftlichen Stufe und von dieser aus die grie- 
chischen Politien mit überseeischen Dependenzen, vor allem die römische 
Republik nach erfolgter Ausdehnung über Italien hinaus: Illi, VIe. 
Auf der territorialistischen Stufe die deutschen rensreiche, die Terri- 
torialkonglomerate Preussens und Oesterreiohs vor dem Durchbrach 
des modernen Staates (IVi, VIe). Endlich auf der Stufe nationalein- 
heitlicher Entwicklung das Napoleonische Weltreich, die modernen 
Grossstaaten mit Schntsdependenzen: Vi, VIe. Einzelne dieser Bil- 
dungen waren von längerem Bestand, nämlich dann, wenn Nationen 
höherer Kultur solche von niedrigerer Kultur unter ihre vormundschaft- 
liche Herrschaft stellten oder die Befruchtung jüngerer Bildungen yon 
den Resten alter Kultur aus vermittelt ward. Dagegen sind die andern Welt- 
reiche immer rasch durch Emanzipations kämpf oder durch Aufsaugung 
des Siegers seitens der höher kultivierten Besiegten oder durch Ver- 
schmelzung zu Einer neuen Nation wieder verschwunden. 

Ob es dagegen je zu Reichen VI. Intensitäts stufe (Vli) kommen 
wird, ist noch immer zweifelhaft. Gewiss ist, dass es solche bis jetzt 
nicht gegeben hat. Für die Zukunft könnten sie in doppelter Weise 
gedacht werden: entweder als nicht bloss völkerrechtliche Verwach- 
sungen der Neuzeitstaaten alter Kultur im Interesse des Weltfriedens 
und der Weltkonkurrenzfähigkeit gegenüber den transatlantischen 
Grossreichen der Ackerbaukolonisation und gegenüber dem russischen 
Weltreiche, oder als Ergebnis des weiteren Auswachsens jener Kolonial- 
Grossreiche in der Weise, dass z. B. die grösseren States der Union die 
Bedeutung jetziger westeuropäischen Staaten, die Counties die Bedeu- 
tung von Landschaftsstaate n erhielten u. s. w., so dass die Unions Welt- 
staat VI. Klasse werden würde. Die eine wie die andere Eventualität 
ist zur Zeit unabsehbar. 

Die bekannten internationalen Kommissionen in Bern, an der unteren 
Donau, bald vielleicht am Kongo sind Ansätze einer ständigen Ver- 
waltungsgemeinschaft internationaler Art, nach Intensität (Vli,ß, bereits 
ämterherrschaftlicher Art) : um eine Unterstufe höher als die Wander- 
gewebe der internationalen periodischen Konferenzen und Kongresse. 
Allein wenn das eine erste weltgeschichtliche Hindentung auf viel Höheres 
sein kann, was im Schosse der Menschheitszukunft liegen mag, so ist 
es weit davon entfernt, das Kommen eines geschlossenen in ter nationalen 
Gemeinwesens staatlicher Art (Vli, VIe) in sichere Aussicht zu stellen. 
Es wird für eine allgemeine Entwicklungslehre genügen, den Klassi- 
fikationsrabmen auch für diese Erscheinungen offen zu erhalten. 
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Die Bundes- und Doppelstaaten von zertrümmert gewesenen Völkern 
and von Volkstrümmer- Konglomeraten (Schweiz, OesterreichJ, sind un- 
fertige Einheitsstaaten oder Surrogate des Einheitsstaates, aber keine 
Gebilde oder Prototype einer höheren Intensitätsklasse (Vli) der Zuknnft. 

Wir Hessen auch deshalb eine Klasse Vli gerne beiseite. 

F. Die Unterstufen jeder Entwickelungshauptstafe, 

Schon innerhalb der v olkschaftlichen Zeit ist ein Aufsteigen von 
der Wildenhorde durch weitere Unterstufen zu den zwei obersten Treppen, 
auf welchen die barbarischen Stammvölker den Boden des Anfängst 
der deutschen Geschichte betreten haben, weiter oben angedeutet wor- 
den. Die n&here Darlegung der ganzen Unterabstnfung auf volkschaft- 
licher Stufe (li : ot, ß, y, d, s) wäre hier nicht am Orte. Lamprecht be- 
rührt nur die zwei höchsten Unterstufen der Volkschaftszeit. 

Auch die Entwickelung der Fendalepoohe bewegt sieh — an- 
gefangen von der ersten Heraushebnng von Grossgrundbesitzungen, 
welche lose nebeneinander liegen (IIi,aJ — über eine Anzahl von Unter- 
stufen, bis sie im emanzipierten Bürgergemeinwesen einer- und im 
»landesherrschaftlichen Embryo« (Lamprecht) andererseits an ihr Ziel 
gelangt. Reflexe dieser inneren Stufenbewegung fallen auch auf den 
Gang der Verfassungs- und Verwaltungs- Entwickelung des platten 
Landes , doch sind sie so schwach , dass wir an dieser Stelle auf die 
Unterstufen der Feudalentwickelung nicht eingehen dürfen. Im Unter- 
schied des Dienstadels und des Vasallenadels spiegeln sich ebenfalls zwei 
verschiedene Perioden feudaler Entwickelang. Lamprecht berührt dies. 

Auch die Bildung der B ürgergemeinwesen vorchristlicher 
und christlicher Zeit hat von dem Punkt an, da solche Gemeinwesen 
staatlich oder gemeindlich aus der ständeherrschaftlichen Epoche der 
Städte sich emporgerungen haben, eine reiche innere Stufenbewegung 
aufzuweisen und wird selbst die heutige Eommunal(Bürgerschafts)- Ver- 
fassung nicht als fertig anzunehmen sein. Die Rückwirkung des städ- 
tischen Lebens auf das platte Land im Mittelalter hatte mit der ersten 
bürgerherrschaftlichen Entwickelung zwar zu thun, die Unterabstufong 
der Gesamtentwiokelung von Uli berührt uns jedoch an dieser Stelle nicht 

Bezüglich des Territorialismus Hegt die innere Abstufung 
der Entwickelung klar vor. Eine erste Stufe ist wieder die blosse Neben- 
einanderlagerung von Gebilden der Stufen li biB Uli im »Territorial- 
Embryoc Lamprechts zu Ende der grundherrschaftlichen Zeit (IVi, a). 
Es folgt die altlandständische Epoche des Territorialstaates, welche zwar 
nicht eine neue Ständeherrschaft (Ili), aber eine zweite Unterstufe von 
IVi, nämlich die territorial verfassungsmässige Vereinigung der ans 
der Epoche II und III übernommenen Territorial-Bestandteile (Unter- 
thanen, Patrimonialherrschaften, halbselbständige Städte, als Stände) be- 
deutet (IVi, ß) j Lamprecht kommt hierauf am Schiusa zu reden. Die 
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folgende Periode des absolutistischen Territorialismus schmilzt verfas- 
sungsmässig alle Unterschiede im Tiegel des fürstlichen Absolutismus 
xu einer allgemeinen Landesunterthanschaft zusammen und bildet ad- 
ministrativ nach Vorgang der Städte (icoXtc) alter und neuer Zeit die 
Wohlfahrts- und Sicherheit«- Verwaltung (Polizei) erstmals für das ganze 
Land aus (IVi, y). Die neulandst&ndische Periode folgt weiter nach, 
jedoch zunächst ohn e vollständige Gleichstellung der Unterthanen in 
Bezug auf Lasten und ohne Aufhebung der letzten Beste patrimo- 
nialer und feudaler Herrschaft und Belastung. Doch geht diese und die 
nächste höhere Unterstufe des Territorialismus unseren Gegenstand 
nicht unmittelbar an. 

Anch von der inneren Stufenbewegung des modernen Staates, 
d. h. yon deren Anfang haben wir hier aus demselben Grunde abzusehen 1 

Gk Die Verteilung der öffentlichen Funktionen unter die ver- 
schiedenen Kreise des Gemeinwesens auf den verschiedenen 
Intensitätsstufen. 

Die Funktionen des Gemeinlebens sind heute solche der Regierung, 
der Gesetzgebung und der Verwaltung; früher sind die dreierlei Aufgaben 
noch nicht differenziert, insbesondere ist die auch jetzt noch lange 
nicht abgeschlossene Verzweigung der Verwaltung in Militär-, Steuer-, 
auswärtige, Gerichts-, Polizei-,' Kultus-, Schul-, sozialpolitische u. s. w. 
Verwaltung das späte Ergebnis einer langen Entwickelung. Die 
Funktionen sind auf den verschiedenen Intensitätsstufen über die fünf 
Extensitätsklassen äusserst verschieden verteilt; Beides kann anders 
gar nicht sein. Eb gibt entwickelungsgeschichtlich keinen absoluten, 
für alle Entwicklungsstufen gleichen Staats-, Landschafts-, Oberbezirks-, 
Unterbezirks- und Ortschafts-Beruf (nicht einmal für den Rechtsschutz). 
Eb gibt deshalb auch kein absolutes Bedürfnis der Hinabsenkung des 
staatlichen Aemterorganismus bis zum platten Lande für alle Epochen, 
auch kein solches der unmittelbaren und gleichmässigen Eingliederung 
aller Gemeinden in die Verfassung und Verwaltung des Staates. Ueber 
dieses grosse Kapitel der Staatsentwickelungslehre nachzudenken, dazu 
gibt Lamprecht die allernmfassendste Anregung. 

H. Die Stellung des platten Landes in der allgemeinen Ent- 
wickelung der Gemeinwesen. 

Vor der Entwickelung der Städte, welche übrigens nicht sogleich 
Bürger gemein wesen sind, ist das ganze Land plattes Land. Mit der 
Entwickelung der Städte, unter deren Burgschutz in Deutschland das 
erste Stadtbürgertum heranwächst, wie ein halb Jahrtausend später unter 
.Burggrafenschutz das erste Landesbürgertum, ist der Begriff des platten 
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Landes gegeben. Eb ist das bauerschaftliche Gebiet zuerst unter Herr- 
schaft des Feudal-, Dienst- und Lehens( Vasallen)- Adels. 

Die Bestimmung des platten Landes besteht in der Feudalepoche 
darin, der Ständeherrschaft in ihrer ganzen Gebietsabstufung von Vebis 
le herab den finanziellenünterhalt und das zivile wie militärische Dienst- 
mannen personal zu liefern. Dem Staate wird es wesentlich durch einen 
Dienst- und Vasallenadel erster, zweiter, dritter und vierter Ausdebnungs- 
klasse, sowie durch Herrschaft der Stadt ober das Land dienstbar gemacht. 

Das ist aber ganz anders schon in der Territorialzeit Lamprecht 
liefert hiezu viel Material. 

Und wieder anders wird es in der Neuzeit der Gern ein wesensbildung. 
Selbst das platte Land wird aktiv in die Verfassung und Verwaltung 
des modernen 8taates verflochten und von Verfassung und Verwaltung 
des letzteren passiv ergriffen. Unser Ausgangspunkt gestattet aber 
nicht, hierauf weiter einzugehen. 

Und nun kehren wir endlich des Näheren zum Inhalt des Lam~ 
prechtf sehen Werkes zurück ! 

J. Die Ausbeute aus Lamprecht's Werk für die Gemeinwesens- 
Entwickelungslehre. 

Die sämtlichen Erscheinungen extensiver und intensiver Gemein- 
wesens-Bildungen müssten für alle toten und alle lebenden, für alle 
alten und für alle jungen, für alle nichtkolonial und für alle kolonial 
entstandenen Völker aller Zonen und aller Zeiten festgestellt und er- 
klärt sein, um eine vollkommene Entwickelungslehre der Gemein- 
wesen begründen zu können. Diese Arbeit ist noch lange nicht gethan. 
Sie ist aber bezüglich der meisten Natur- und Geschichte Völker für 
einzelne Entwickelungsstufen und Extensitätsklassen teils weit fortge- 
führt, teils in Angriff genommen und es übersteigt die Kraft des Ein- 
zelnen nicht mehr, wenigstens das bedeutendere Material für die Grund- 
legung einer allgemeinen Entwickelungslehre der Gemeinwesen und für 
Beiträge zu einer solchen zu bewältigen. Verfasser dieses hat dies in um- 
fassenderem Studium der ethnographischen und staatshistorischen Lit- 
teratnr zu erreichen gesucht und hofft darin noch weiter zu kommen. 
Aber eine Lücke hat er bis jetzt nicht füllen können. Sie betrifft die 
Entwicklung der Verfassung und Verwaltung des platten Landes im 
Mittelalter vom Schluss der Völkerschafts- bis zum Beginn der Terri- 
torialzeit. Diese Lücke füllt Lamprecht aus. Eben darum begrüssten 
wir seine Arbeit, welche für eine typische Landschaft (IVe) die poli- 
tisch-kommunale Entwickelung des platten Landes in der Bewegung 
von der ersten über die zweite Stufe (i) bis zur Aufsaugung in den Terri- 
torialstaat am Ende des Mittelalters mit so grosser Anschaulichkeit und 
Zuverlässigkeit quellenmässig klar gelegt hat, mit ganz besonderer Freude. 
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Kaum eine einzige der Thatsachen, die wir vorstehend für eine allge- 
meinen Entwickelungslehre klassifiziert haben, bleibt im Lamprechf sehen 
Werke unberührt; denn selbst die Worzeln des nationalen Staates 
fünfter Stufe weist L. für das platte Land in der Darstellung der feudalen 
Grundherrsobaft and den ersten Unterstufen der Landesherrlichkeit nach; 
auch kommt er treffend auf die politische »Frührenaissancec der karo- 
lingischen Zeit und auf den Verfall der römischen Zivilisation im Mosel- 
lande zurück. Die meisten Gebilde li bis IVi und Ie bis Ve erhalten, was 
Verfassung und Verwaltung des platten Landes betrifft, reiche, helle 
Beleuchtung. Desgleichen die Prozesse der Feudalisierung und der 
Territorialisierung, teilweise auch der Kommunalisierung. Die Behand- 
lung des Rodungszeitalters und seiner Gebilde öffentlicher Art ist eine 
musterhafte; der fragliche Bildungungsprozess liefert dem vergleichen- 
den Leser aufliegende Parallelen mit ähnlichen neukolonialen Vorgängen, 
obwohl unsere mittelalterliche Rodung teils von der ersten, teils von der 
zweiten, nicht wie die neukoloniale Besiedelung von der Stufe IVi und 
Vi ausgegangen ist. Der ungeheure Unterschied in der Verteilung der 
verschiedenen Funktionen der Gemeinwesen auf verschiedenen Entwicke- 
lungsstufen tritt eindrucksvollst hervor. Das politisch-gemeindliche Aus- 
wachsen des Völkerschafts- zum Stamm-, dann zum Nationalgemein- 
wesen (IVe und Ve) ist im Eingang zur »Schlussc-Uebersicht geradezu 
klassisch behandelt, immer mit Herbeiziehung der kulturellen, nament- 
lich wirtschaftlichen Entwickelungsmomente. Leider ist es aber nicht 
möglich, den reichen Inhalt des Werkes in allen diesen Richtungen 
hier voll zur Anschauung zu bringen. 

Wir glauben aber mindestens dasjenige vorführen zu sollen, was 
der Herr Verfasser selbst in der Schlussübersicht des grossen Bandes I 
über das Auswachsen der Gemeinwesens von der Völkerschaft aus nach 
oben und nach unten, dann über die Feudalisierung des platten Landes 
durch Grundherrlichkeit, Markherrlichkeit, Vogtei und Immunitäts- 
herrlichkeit, endlich Über die erste Ausbildung des Territorialgetnein- 
wesens abschliessend bemerkt. Damit hoffen wir dem Werte des Werkes 
gerecht zu werden und unserem Beitrag zu einer allgemeinen Entwicke- 
lnngslehre der Gemeinwesen eine starke Stütze zu verschaffen. Lam- 
preckfs Vorzug ist es, in allen diesen Richtungen die kulturell- wirt- 
schaftlichen Unterlagen der betreffenden VerfasBungs- und Verwaltungs- 
Entwickelung nachzuweisen und dieselben sogar mit einem unerwartet 
reichhaltigen Material historischer Statistik zu belegen. 

Bevor der H. Verfasser zum »Schluss« in klassischer, aber hier nicht 
wiederzugebender Ausführung die zwei höchsten Unterstufen der ger- 
manischen Volkschaftszeit dargestellt und genetisch erklärt hat, charakteri- 
siert und erklärt er kurz die Entstehung der Bildungen li, IVe und li, 
Ve, beziehungsweise lli, Ve : die Entstehung nämlich des volkschaft- 
lichen Stammgemeinwesens und des in der Volkschaftszeit kaum erst 
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anklingenden, aber in der Feudalseit zum Bedürfnis erwachsenden Natio- 
nalgemeinwesens. Er bemerkt hierüber (S. 1487) zunächst: »Blicken 
wir von der Schiaasepoche unserer Forschungen um anderthalb Jahr- 
tausende rückwärts, auf die Zeiten des Cäsar und Tacitus, so erscheint 
um diese Zeit die Nation noch nicht geeint, ja der Begriff der Natio- 
nalität ist kaum vorhanden. Die Völkerschaft ist naheiu das 
alleinige Gefäss des politischen Lebens ; kaum mehr wie SO 000 bis 40000 
Seelen werden durchschnittlich einen gesonderten Staatskörper gebildet 
haben. Dieser Zustand dauerte bis tief ins 3. und 4. Jahrh. hinein, bis 
die Ueberreife des bisherigen politischen Systems, die Notwendigkeit 
zusammenfassender Organisation gegenüber dem jahrhundertelangen An- 
dränge der Römer, das langsam erwachende Verständnis der grosseren 
staatlichen Organismen im feindlichen Westen, endlich und wohl ror 
allem der den Völkerschaften an sioh innewohnende Drang zur Aus- 
bildung umfassenderer Verbände im Sinne einer nationalen Einheit 
cur Entwicklung der grossen deutschen 8tämme führte. Diese Stämme 
beherrschen nun vom 5. Jh. ab grundlegend für alle weitere Entwickelung 
mehr als ein halbes Jahrtausend der deutschen Geschichte.« 

Noch in der Merow.-Zeit hat bei fortschreitendem Feudalismus das 
Stammgemeinwesen (unser IVe) das Uebergewicht: »Diese langsame und 
systematische Durchreifung des Volkes der germanischen Völkerschafts- 
epoche zur deutschen Nation des hohen Mittelalters wurde durch die 
Begründung der merowingischen Monarchie und die Entstehung des 
occidentalen Weltreichs der Karolinger nur modifiziert, nicht 
unterbrochen. Die merowingischen Herrscher blieben stets weit davon 
entfernt, ein Reich einheitlicher Verwaltung zu schaffen, etwa in auch 
nur gröbster Anlehnung an jene eindringliche Regierungsform des Kul- 
turstaates, welcher vor ihnen über diese Gegenden gewaltet hatte: ihr 
Reich trug , vornehmlich in Deutschland, die, wenn auch 
abgeschwächten, so doch immer noch genügend gekennzeichneten Merk- 
male der einfachen persönlichen Despotie. Diese Könige herrschten, sie 
regierten nicht ; die deutschen Stämme waren ihnen weniger unterthan 
als unterworfen. Stammesart und Stammeshass worden von der Zen- 
tralstelle deB Reiches aus niedergehalten, nicht vernichtet: noch blieben 
die alten Stammesgewalten bestehen, noch lebte teil weis der alte Adel 
aus völkerschaftlicher Vorzeit in den überrheinischen Stämmen fort.« 

Von der politischen Frührenaissance der Karolinger urteilt Lam- 
precht : »Auch der Herrschergeist Karls des Grossen hat das Stammes- 
leben der deutschen Nation dem Staate mehr ein- als untergeordnet: 
doch stand in seinem Reiche, das interterritorial und international 
dem unerreichbaren Ziele einer Verwirklichung des römischen kulturge- 
sättigten Staatsideales nachstrebte (Ili, VIe), der Sachse gleichberechtigt 
neben dem Aquitanen, und Alemannen wie Bayern und Italer unter- 
lagen derselben Behandlung. Es ist eine mit strengem Wohlwollen 
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geleitete Schulzeit von ffinf bis sechs Generationen, welche die garen- 
den Nationen des Abendlandes seit den ersten Tagen des grossen Kaisers 
und Pädagogen durchmachen; eine Periode, die diese Nationen zu 
selbständigem Leben befähigt und ihnen auf ihre Sonderpfade die zu- 
nächst vielfach unverstandenen, erst im Laufe von Jahrhunderten zu 
reichster Frucht erwachsenden Lehren einer hoher stehenden Kultur mit- 
gibt. Mit rasch wachsendem Einfluss hatte der Karolingerstaat die äus- 
»ersten Enden des Occidents umfasst, fern vom Zentrum traf er in 
Italien wie Irland-England auf die noch immer lebensfrischen Reste 
klassischer Bildung und zog sie an sich: Paulus Diaoonus wie Alkuin 
folgten mit gleicher Liebe dem kaiserlichen Rufe. So entstand am 
Hofe ein Brennpunkt klassisch -römischer, auf ganz andere Kulturver- 
hältnisse wie die der Gegenwart berechneter Anschauungen ; eine vor- 
frühe Renaissance kam zum Durchbruch. Karl der Grosse versuchte, 
diesen Strebungen litterarisch wie sozial und politisch Fleisch und Blut 
zo geben : seine Staatsanschauung ist die imperatorische, sein Ideal der 
allen Kulturinteressen offen stehende Staat höchster Kulturepochen, 
nicht der primitive Staat germanischer Friedeoswahrung. Unberechen- 
bar reich ist das Erbteil, welches der grosse Kaiser der Ausbildung der 
abendländischen Nationen in der Erinnerung an seinen Staat mit auf 
den Weg gab, wenngleich die praktische Durchführung seiner Politik 
vor allem an der naturalwirtschaftlichen Lethargie der Zeit scheitern 
musete: nicht umsonst erscheint Karl das ganze Mittelalter hindurch 
als Heiliger der Kirche, als Held der Sage, als unerreichbares Ideal 
des christlichen Herrschers , bis die natürliche , die aus der Erfüllung 
der Zeiten geborene Renaissance seine Ideen zur Wirklichkeit gebar und 
sein Staateideal, soweit es anging, verkörperte. Es ist nötig, sich diese 
allgemeinen Züge unserer nationalen Entwicklung zu vergegenwärtigen, 
will man anders zu einem vollen Verständnis der Bedeutung der ger- 
manischen Völkerschaft als keimartiger Teilform des späteren Stammes- 
und Volksstaates gelangen.« 

Für uns weit bedeutsamer als das Vorstehende sind Lamprechts 
Ausführungen über das erst späte Herauswachsen von Bezirken und 
Bezirksgewalten der Eztensitätsklassen II und I von dem lange 
Zeit einzigen Bezirksgebilde des platten Landes, d. h. der Hundert- 
schaft her. Ueber die Hundertschaften selbst, die ursprüng- 
lich als eine Art Militär kompagnie der geschlechtsgenossenschaftlichen 
Wander- und Eroberungszeit sich festgestellt hat, bemerkt Lamprecht 
(S. 1498) : »Sie waren ursprünglich Heereskörper. Noch mehr : sie waren 
zugleich die untersten Körper der Gerichtsverfassung; der Krieger, wel- 
cher seine Kameraden gegen den äusseren Feind schützen half, hatte 
Recht und Pflicht, sie auch gegen jene Angriffe zu verteidigen, welche 
sie innerhalb des Staates trafen ; er sorgte für den Frieden nach aussen 
wie im Innern, er war Krieger zugleich und Urteil er. Heeres verfassung 
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and Gerichtaverfassung fallen zusammen ; sie treffen sich in demselben 
Rahmen, jede Heeresabteil ung ist anch Geriohtsabteilang, to auch die 
Hundertschaft. Und die Grundlage dieser Einrichtung war in der 
kameradschaftlichen Gleichheit der Freien gegeben. Nun war die Hun- 
dertschaft aber auch Mark, d. h. Wirtschaftsgenossenschaft : auch 
für dieses Gebiet setzte die kameradschaftliche Gleichheit dieselben 
Rechte und Vorteile, d. h. die wirtschaftliche Gleichheit aller Ge- 
nossen voraus. Diese Wirtschaftsgleichheit war bisher kraft der land- 
verteilenden Thatigkeit der Markgenossenschaften aufrecht erhalten wor- 
den, und sie hatte in einem gleichen und auf alle Söhne freier Krieger 
in gleich grosser Ausdehnung vererblichen Ansprach jedes Markge- 
nossen auf Bodennutzung ihren Ausdruck gefunden. Nun trat das In- 
dividualeigen an Grund und Boden ein, der bezeichnete Ansprach ver- 
blasste bis zur Bedeutungslosigkeit; die wirtschaftliche Gleichheit and 
damit die kameradschaftliche Gleichheit, die Grandlage des Staates der 
Urzeit, hörte auf. Wir sehen von den Folgen des Vorganges nach oben 
hin, von der Notwendigkeit eines veränderten politischen Systems hier 
ab: fttr die Hundertschaft aber unterliegt es nach Lage der geschil- 
derten Entwicklung keinem Zweifel, dass die alte Harmonie militä- 
rischer, gerichtlicher und wirtschaftlicher Leistungen und Interessen 
unter dem Einfluss entstehenden Individualeigens an Grand und Boden 
— mit 574 erhalten im fränkischen Reich auch die Weiber die Zu- 
lassung zur Erbfolge im Land — schon mit dem Schlüsse der Völker- 
schaftsepoche (unter Ille), mit dem Beginn der Stammeszeit (unter IVe) 
für immer gestört war.» 

Wie nach oben von der mittleren völkerschaftlichen Ausdehnung 
die weiteren stamm liehen und nationalen Gemeinschaften ausgingen, 
so auch nach unten (vergl. Absch. C) die Centenar- und Dorfgemeinden, 
erst als Gebilde der ersten 8tufe (Ii, Ile und Ie), dann nach Aufsaugung 
durch die Grundherrlichkeit und nach Zertrümmerung der Hundert- 
schaft als Gebilde zweiter Entwickelungutufe (Ili, Ile und Ili, Ie), je- 
doch noch nicht in kommunaler (bürgersch.), sondern in feudaler Verfas- 
sung noch ohne scharfe Trennung der politischen und der gemeindliehen 
Bezirks- und Ortsverfasaung, und noch ohne Beschränkung auf ansserstaat- 
liche Funktionen, ohne erhebliche Differenzierung des autonomen und des 
überladenen Wirkungskreises. Hierüber bemerkt Lamprecht (S. 1513) : 

»Wir haben die alte Hundertschaft in früherer Betrachtung in jenem 
Zeitpunkte verlassen, wo sie, wenn auch innerlich vielfach durch neue 
Bildungen beengt und in ihrer ursprünglichen Bedeutung untergraben, 
doch noch ftusserlich in alter Abgrenzung bestand, in der Weise, wie 
sie sich in den ersten Besiedelungsvorg&ngen auf heimatlichem Boden 
niedergeschlagen hatte. In dieser Form umfasste die einzelne Hundert- 
schaft wohl stets ein nicht unbedeutendes Areal; lassen sich doch so- 
gar im reich- und frühbesiedelten Moselland Hundertschaften bis zur 
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Ausdehnung Ton fünf Qaadratmeilen nachweisen. Für solche grosse 
Landstrecken also und ihre anfangs geringe Besiedelnng und Bevölke- 
rung bestand eine einzige ond angeteilte Ordnung, 
welche wirtschaftlichen und staatlich-gerichtlichen wie staatlich-mili- 
tärischen Zwecken in gleicher Weise diente: sie war der unterste Rah- 
men, in welchem staatliche Macht überhaupt noch zur Geltung kam. 
Es liegt auf der Hand, dass eine solche Bildung ihrem Umfange 
nach bald dem Andränge vermehrter Bevölkerung und zunehmender 
Besiedelung zum Opfer fallen musste. Schon nach wenigen Jahrhun- 
derten wird namentlich die Bevölkerung so gestiegen sein, dass ein 
einmütiger Betrieb der Hundertschaftsgeschäfte durch dieselbe, nament- 
lich eine einheitliche Aufreohterhaltung des Friedens für alle unmöglich 
ward. Die Notwendigkeit von Unterabteilungen musste 
sich aufdr&ngen. Die fränkische Gesetzgebung des 6. Jhs. zog diese 
Folgerung; die Hunderschaften worden in eine grössere Anzahl von 
Zehndereien — oft neun bis vierzehn an der Zahl — zerlegt und 
letztere als staatliche Polizeibezirke vornehmlich der Friedens Währung 
bestimmt. Zu diesem Zwecke erhielt jede Zenderei einen wohl von der 
Zendereigemeinde gewählten, staatlich bestätigten Vorstand im Ze n- 
d e r oder Heimburgen, welcher durch staatlichen Auftrag zur 
Friedenswahrung verpflichtet ward und zu diesem Zwecke das mili- 
tärische Führerrecht der Gemeinde wie das Bügerecht von Verbrechen 
am Hundertschaftsgericht, dem alten ordentlichen Gericht der frän- 
kischen Verfassung, erhielt So die ursprüngliche Einrichtung. Allein 
bald wird eine Weiterbildung dieser Schöpfung des 6. Jhrs. einge- 
treten sein. Sobald sich am ordentlichen Gerichte der Hundertschaft 
ein Scböffenstuhl ausbildete, war es natürlich, dass die Zendereien ihre 
Vorstände als Schöffen zu demselben abordneten; kamen doch diese 
Vorstände schon auf Grund ihrer Zenderthätigkeit in häufige Berührung 
mit der Rechtssprechung. Nicht minder einfach erklärt es sich, dass 
von diesem Zeitpunkte ab allmählich jene Rechte des Hunnen oder 
Thunginus, des alten Hundertsohaftsrichters, an die Zender übergingen, 
welche die örtliche Thätigkeit des Hunnen in den Zendereien betrafen, 
so namentlich das Strafvollstreckungs- und das Pfändungsrecht. Auf 
diese Weise wurde aber die Zenderei immer mehr ein Gefäss juris- 
diktioneller Rechte: die Gemeinde war zur Spurfolge von Verbrechern 
verpflichtet, trat also unter Umständen zu gerichtlich-polizeilicher 
Handlung militärisch — nicht anders wie der Umstand im Hundert- 
schaftsgericht — zusammen, und ihr Vorstand war schliesslich im Be- 
sitz einer ziemlich ausgedehnten gerichtlichen Vollstreckungsgewalt. 
Namentlich der letzte Punkt bedarf der Betonung : die Vollstreckungs- 
gewalt ist nach deutschem Recht recht eigentlich das Hauptrecht des 
Gerichtsherrn. Wie leicht versteht man es, wenn sich entsprechend 
diesen Rechten die Zendereien, die alten Polizeiunter bezirke der Hun- 
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dertschaft, zu Untergerichten des Hundertschaftsgerichts ausbildeten. 
Da« Hundertschaftsgericht war noch Hochgericht und insofern im wesent- 
lichen Strafgericht, das Zendereigericht Untergericht und Zivilgericht : 
das ist die Bildung, welche bis zur deutschen Kaiserzeit, einige Jahr- 
hunderte vor der endgültigen Zerstörung der Hunderschaftsgerichte im 
12. und 13. Jh., wohl überall mehr oder minder erreicht ward. Dem- 
entsprechend tritt der Zender nunmehr als Gerichtsbeamter auf ; er er* 
hält den Gerichtsbann vom Hunnen; er verkündet den Spruch des 
meist mit sieben Schöffen besetzten Zendereischöffenstuhls. 

»War aber mit diesem Vorgange, mit dem Herabsinken eines Teiles 
der Rechtssprechung auf Unterabteilungen der alten Hundertschaft, 
nicht die alte Einheit der Rechts- und Wirtschaftsinteressen in der 
Handertschaft gelöst? Liessen die Wirtschaftsinteressen in gleicher 
Weise wie die Rechtssprechung eine Trennung ihrer Funktionen und 
eine Uebertragung eines Teiles derselben auf kleinere Bezirke zu? 8eit 
Jahrhunderten hatte man jetzt gerodet: an Stelle einer oder 
weniger Ansiedlungen in der Handertschaftsmark war eine grosse An- 
zahl von Dörfern und Höfen getreten, die alte Weidenutzung war 
von Geschlecht zu Geschlecht mehr der eindringlicheren Nutzung im 
Ackerbau gewichen. Was war natürlicher, als dass sich demgemta 
die gemeinsame Behandlung der Wirtschafteangelegenheiten in der 
Hundertschaft immer mehr abschwächte und Sonderbildungen und Son- 
derberatungen stets vollere Kraft gewannen ? Wenn schon die Gerichts- 
verfassung eine Zerlegung der alten allzu grossen Verbände gefordert 
hatte, die Wirtschaftsentwickelung forderte sie noch viel mehr; die 
Zendereien bildeten ohne wei t eres auch Wirtschafta- 
verbande. 

»Aber die Intensität der Wirtschaft nahm noch weiter zu , die Be- 
siedlung schritt fort, die meisten Zendereien umfassten bald mehrere 
Dörfer. Von jeher hatte wohl die Einsiedelung für die aus der ge- 
meinen Mark ausgesonderten Teile ihres Anbaues, für die eigentliche 
Feldflur wie für deren nächste Nachbarschaft in Weide und Wald, eine 
besondere Regelung des Wirtschaftslebens getroffen, wenn wir auch 
aus früherer Zeit von solchen Regelungen urkundlich nichts wissen: 
jetzt, mit wachsender Intensität des Anbaues, drängten sich diese ört- 
lichen Regelungen hervor, sie schlössen sich zu einem förmlichen System 
ab und führten zu einer Unterabteilung auch der Zendereimark in 
Dorfmarken. Und so hatten denn die Fortschritte der Wirtschaft die 
Entwicklung der Gerichtsverfassung in ihrem zersetzenden Einfluss auf 
die räumliche Einheit der Hundertschaft sogar noch überholt; in dop- 
pelt und bisweilen dreifach wiederholten Ausgestaltungen war die alte 
Wirtschaft sverfassung von der Hundertschaft auf 
die Zenderei, von der Zendereiaufdie Dorfgemeinde 
herabgesunken, und schon in der Kaiserzeit zeugten nur noch dunkle 
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Zusammenhänge gemeinsamen Besitzes vornehmlich an Wald nnd Weide 
von dem Bestand des ursprünglichen Organismus. Ja nicht lange sollte 
es währen,^ bis der alte. Gedanke der Wirtschaftverfassung bei zu- 
nehmender Verfeinerung der Dorfwirtsohaft überhaupt seinem Unter- 
gange entgegengeführt wurde. Etwa im 9 Jh. mag die Bildung von 
Dorfmarkgenossenschaften stärker begonnen haben und bis 
zum 12. Jh. ziemlich allgemein durchgeführt worden sein : in der zweiten 
Hälfte des 13. Jhs. hören wir bereits von Gemeinheitsteilungen, deren 
Folge schliesslich der völlige Zusammensturz der alten markgenossen- 
schaftlichen Ordnung sein musste. Freilich zog sich dieser Ruin in 
seiner sporadischen und sprungweisen Eutwickelung noch lange genug 
und teilweise bis zur Gegenwart hin, ehe sich ans der alten Dorfmark- 
gemeinde des Mittelalters im 16. Jh. die Personalgemeinde, seit der 
französischen Revolution die politische Gemeinde zu bilden begann. In- 
des schon mit dem Uebergang des Wirtschaftsgedankens der Urzeit von 
der Zenderei auf die Dorfmarkgemeinde seit spätkarolingisoher Zeit war 
der erste nnd folgenschwerste Schritt zum Verfall der alten Wirtschafts- 
verfassung gethan : die Dorfgemeinde bildete der Regel nach kein Unter- 
gericht, die Einheit gerichtlicher und wirtschaftlicher Interessen war 
gesprengt, die Markeinung sonderte sich von der Gerichtsbusse, die ge- 
nossenschaftliche Verwaltung verkümmerte in ihrer Trennung von dem 
belebenden, sie mit staatlichen Interessen verknüpfenden Element der 
Gerichtsverfassung. 

>In eben dieser Zeit aber, in welcher die alte Verbindung zwischen 
Wirtschaft und Recht sich zu lösen begann, trat die Ü randherr- 
sch aft (Hi)der selbständig gewordenen Wirtschaftsverfassung näher. 
Zwar war der grundherrliche Besitz in Streuhufen gelagert, zwar gab 
es an vielen Orten mehrere Grundherren, deren Einfluss sich gegenseitig 
mehr oder weniger aufhob, aber es waren doch auch viele Marken vor- 
handen, in denen sich geschlossenere Besitzungen eines Grundherrn vor- 
fanden, und wo sie bestanden, da sass auf ihnen gewöhnlich ein grand- 
herrlicher Meier. Der Grundbesitz war die Basis, der Meier das Or- 
gan grundherrlicher Einwirkung ; oft kam das Bedürfnis der gesamten 
Gemeinde nach Schutz eines Mächtigen hinzu, um dem Grundherrn 
noch weiteren Einfluss zu verschaffen. All diese Macht aber wandte 
der Grundherr regelmässig einem Ziele, der Vergewaltigung der Mark- 
genossen, zu. In der Mark war einerseits das Eingriffsrecht des Ein- 
zelnen nach deutschem Genossenschaftsreoht weitgehend gewahrt, gleich- 
zeitig aber ein grosser Teil des verfügbaren Bodens gemeinsamer 
Nutzung vorbehalten. Beides Einrichtungen , welche dem Grundherrn 
wenig benagten : ihm kam es auf unbekümmerten Ausbau seiner Felder 
nnd umfassende Urbar ung neuer Laodstrecken an, und seine Hofge- 
nossenschaft mochte oft genug in Gegensatz zur freien Markgemeinde 
(unter Ii, le) geraten. Diese Bestrebungen und Widersprüche führten den 
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Grundherrn mit überall wiederkehrender Notwendigkeit auf den Ge- 
danken, sich zum Herren der Mark, die Markgenossen zu Nutznießern 
des gemeinsamen, nunmehr markherrlichen Bodens, alle grundhörigen 
Hofgenossen zu Mär kern, die Märker aber zu einer mehr oder minder 
abhängigen Klasse von Hofgenossen zu machen. Dies Ziel wurde zu- 
meist erreicht. Ueberall erhob sich siegreich die Markherrlich- 
keit der Grundherren ; nur wenige Gemeinden traten noch als freie 
Markgenossenschaften in die Stauferzeit ein. 

»Aber die Grundherren beruhigten sich nicht mit der einfachen 
Markherrlichkeit. Ihre Hofgenossenschaften bildeten zugleich 
den Rahmen einer besonderen Gerichtsverfassung der Grundholden mit 
eigenem Schöffenstuhl und dem Meier als Richter: jetzt traten nun 
dieser Genossenschaft der Grundholden die Markholden aus der bisher 
freien Gemeinde hinzu: sollte sich da nicht das bisher personal be- 
grenzte Hofgericht zu einem räumlich geschlossenen, zu einem Dorf- 
gericht oder Grundgericht erweitern? In der That ergab sich diese 
Entwicklung mit ziemlicher Regelmässigkeit; der grund herrliche Meier 
ward zum Grundrichter des markhörigen Dorfes; die alte Markver- 
sammlung, seit etwa dem 9. Jh. ihres Zusammenhangs mit der staat- 
lichen Gerichtsverfassung beraubt, trat jetzt in die neu entwickelte grund- 
herrliche Gerichtsverfassung ein ; und die Nachbarn verhandelten bürger- 
liche Streitigkeiten wie Einungssachen vor dem gleichen grundherr- 
lichen Dorfgericht. Mit diesem Vorgang war der Eintritt der Grund- 
herrschaft in den untersten Kreis jener Bildungen, welche aus der 
Auflösung der alten Hundertschaft erflossen waren, vollzogen: eben 
jene Bildung, welche, rein wirtschaftlicher Natur, aber den Kreis der 
Zendereien, also der untersten zugleich gerichtlichen und wirtschaft- 
lichen Verbände, hinausging, war der Vereinsamung nnd der ungenügen- 
den Widerstandskraft einer bloss wirtschaftlichen Grundlage zum Opfer 
gefallen. Aber die Macht der Grundherren griff weiter. Nicht selten 
lagen mehrere Grundgerichte nebeneinander; in jedem derselben befand 
sich ein Meier aU Richter und Wirtschaftsbeamter zugleich. Was lag 
näher, als diese kleinen Gerichte zu einem Gericht zu verbinden, diesem 
einen besonderen grundherrlichen Richter vorzusetzen und so die seit 
Entstehung der Grundgerichte mehr als früher beschäftigten zu ent- 
lasten ? Und wann konnte die Ausführung dieses Gedankens von vor- 
teilhafterer Wirkung sein, als in jener Zeit, in welcher sich die mini- 
sterialischen Meier selbständig zu machen bestrebten? So schreitet man 
in der zweiten Hälfte des 12. Jhs. zur Vereinigung; die Meier 
werden auf die blosse Zinseinnahme beschränkt und einSchnltheiss 
tritt an die Spitze der vereinten Gerichte. Eine Entwicklung von sehr 
weitgreifender Bedeutung. Jetzt wird die unterste Ausbildung der 
Markgenossenschaft, die Ortsgemeinde, wieder jeder gerichtlichen, 
für sich stehenden Thätigkeit entfremdet, sie sendet nur noch einige 
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Schaffen in den Stahl der neuen Grandgerichte, welcher aas den alten 
Schöffenstuhlen unter Beschränkung der Schöffenzahl zusammengesetzt 
wird; im übrigen ist sie nur noch Wirtschaftsgemeinde. Aber keine 
freie Wirtschaftsgemeinde mehr; der Meier bleibt nach wie vor der 
Vorsitzende ihrer Markversammlungen, and ihre Strafgelder flieasen ganz 
oder teilweis in die Kasse des Grundherrn. Und wie wirksam war nun 
erst der Einfluss der grösseren Grundgeri chte(Ger. Ili), wie er sich etwa 
zu Beginn des 18. Jhs. zu äussern anfing. Diese Grundgerichte durch- 
setzten mit ihrer Bildung die alten (E, He) Zendereibezirke, ja sie 
löste sie zum nicht geringsten Teile auf; and sie traten mit ihrer 
Kompetenz in .vollsten Wettbewerb mit den Zendereigerichten , auch 
hier mit dem schliesslichen Erfolge fast völligen Ruins der alten selb- 
ständigen Bildungen. Damit war die Zeoderei, der erste und hervor- 
ragendste Güterverband der Hundertschaft, gestürzt und für die fernere 
Entwicklang unbrauchbar gemacht, mochten auch hier und dort noch 
ausgedehnte Trümmer derselben auf lange hin den Boden der Gerichts- 
verfassung bedecken und Neubildung tadellos einheitlichen Aufbaues 
verhindern.« 

Nun blieb nur übrig, auch die Hundertschaft, deren räumliche Be- 
grenzung schon durch die fortwährenden Unterentwickelungen von 
Zenderei und Ortsgemeinde schwer gelitten hatte, noch in ihrem 
Kern, dem Hochgericht, zu treffen: »In merowingischer Zeit war ein 
Volk sbeamter, der Th angin us, Richter im Handertschaftsgericht ge- 
wesen ; der Graf hatte als königlicher Verwaltungsbe- 
amter mit der Rechtssprechung selbst keinerlei Be- 
rührung gehabt. Anders unter den Karolingern. Jetzt machte 
sich der Aufschwung des monarchischen Gedankens auch im Aufbau 
der Gerichtsverfassung geltend, der Graf wird zum Richter der Hun- 
dertschaftsstätten. Aber diese machtvolle Ausweitung der königlichen 
Gewalt hat die Jahrhunderte der Karolinger nicht lange Überlebt; bald 
darauf findet sich wieder der Hunne als Richter in der Hundertschaft, 
und der frühere Einfluss des Grafen erhält nur noch in dem Umstand 
einen ungeschwächten Ausdruck, dass der Hunne nunmehr vom Grafen 
belehnt erscheint. So ist es denn der Hunne, welcher, in karoling- 
iflcbem Sinne zu sprechen, nunmehr im Besitz der gräflichen Gerichts- 
barkeit erscheint» als Hochgerichtsherr auftritt. Und er verfügt Über 
seine Gerichtsbarkeit in demselben Sinne, wie es die Könige und andere 
Gerichtsherren der deutschen Kaiserzeit thun; er betrachtet sie als 
nutzbares Privatrecht, verkauft, verpfändet, zerstückt sie. Auf diesem 
Wege entstehen aus der massigen Anzahl alter Hundertschaftsgerichte 
Dutzende von neuen kleinen Hochgerichten, deren Abgrenzung der 
Laune des Zufalles anheimgegeben ist ; und in ihnen verschwindet fast 
klanglos der letzte Nachhall einer der ältesten Verfassungsgrundlagen 
unseres Volkes. Die Käufer dieser Ueberreste ältester Gerichtsbarkeit 
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aber sind die Grundherren (üi); ihnen fallt damit das letzte anmittelbare 
Erbe ans dem einstigen reichen Besitzstand der Hundertschaft an.« 

Wie war denn aber die Grandherrlichkeit entstanden, d. h. wie war 
man anf dem platten Land ans der alten Volkschaftszeit fli,s) in 
den Feudalismus hinüber gekommen ? 

Es geschah unter dem begünstigenden Einflnss kaiserlicher und 
kirchlicher Renaissancebestrebnngen durch das Aufkommen grund- 
besitslicher Ungleichheit. Lamprecht fasst das Ergebnis 
seiner Untersuchungen über Entstehung, Wachstum und Verfall der 
Grandherrlichkeit wie folgt zusammen (I. S. 1499 ff.): »Mit dem Ein- 
tritt der frankischen Monarchie hatte sich die Lage der Freien, 
auch abgesehen von den wirtschaftlichen Vorgängen innerhalb der 
Markgenossenschaft, von der Einwirkung individualen Immobiliareigens 
und freien Bewerbs in der Erringung von Grundeigen, ganz ausser- 
ordentlich verschoben. Und nicht bloss die Aenderung des politischen 
Systems, noch mehr die Einwirkung der hohen Kultur der Provinzialen 
auf den germanischen Eroberer trugen die Schuld an dieser Verschie- 
bung. Vidi victoribus leges dederunt: das römische Wort hat sich stets 
bewahrt, wo eine Minderheit barbarischer Sieger kultur gesättigte 
und darum schwache Völker zu beherrschen suchte. Nicht rechtlicher, 
wesentlich wirtschaftlicher Natur war in den von Rom verlassenen 
Provinzen die Grundlage der sozialen Gliederung; dieser Grundlage 
musste sich nunmehr auch die Stellung des deutschen Eroberers anbe- 
quemen. Wirtschaftlich war der Germane angehender Ackerbauer; 
auf diesem Gebiete galt er nicht eben mehr, als seine Unfreien, und 
oft recht viel weniger , als die neben ihm ansässigen Provinzialen. So 
näherten sich in der neu erstehenden Stufenfolge sozialer Schichtung 
Frei und Unfrei germanischer Herkunft, jene unversöhnlichen Gegen- 
sätze der Urzeit; und nicht selten erhob sich die soziale Lage des Provin- 
zialen über sie in bemerkenswertem Abstände. Die Rechte des Freien 
waren verdunkelt, zusammengeschrumpft, mehrfach in Lasten ver- 
wandelt; die Pflichten waren nicht nur geblieben, sondern verdoppelt 
Krieger zu sein, auf Beute in fremde Lande zu ziehen, war bisher nicht 
bloss Ehre und Recht, sondern Gewinn gewesen ; kein Germane würde 
den Heeresdienst allein aus dem Gesichtspunkte der Pflicht heraus ver- 
standen haben. Jetzt hatte der Speererwerb aufgehört, die Kriege hatten 
politisohe oder königlich-persönliche, nur selten der grossen Menge der 
Freien unmittelbar einleuchtende Gründe, das Aufgebot fahrte auf 
Wochen und Monate fernab von der Heimat, und die Bewaffnung für 
den Feldzug, einst billig, jetzt mit vielem Eisen ausgestattet nnd teuer 
war nur mit Mühe zu erschwingen. Nicht anders stand es mit dem 
Gerichtsdienst und dem Verhältnis des Freien zur Rechtssprechung 
überhaupt. Der Gerichtsdienst war zur Last geworden, die Urteilnahme 
vor dem Volksgericht bildete den wahren Ruin der Freien, welche die 
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durch Veränderungen im Münzsystem ihrem Werte nach ausserordent- 
lich erhöhten Busss&tze der alten Volker echtsbeatim mutigen kaum noch 
aufzubringen vermochten. Und zu den aus alten Rechten erwachsenen 
Pflichten kam ein ganzes System neuer staatlicher Anforderungen, 
welche zwar nicht alle unmittelbar aus der römischen Verwaltung ent- 
nommen, doch aber römischen Verwaltungsanschauungen entsprechend 
entwickelt wurden : die Sorge für die Beherbergung königlicher Gäste, 
die Arbeit an Wällen und Burgen, an Strassen und Brücken, und die 
Uebemahme sonstiger Dienste zur notdürftigen Erhaltung der staat- 
lichen Kulturanlagen römischen Ursprungs. Diesen Lasten erlag der 
freie Deutsche; seine bevorrechtete Stellung ward zur Plage, sein Recht 
zur Pflicht, seine Freiheit zur Abhängigkeit von unbegriffenen staatlichen 
Anforderungen. Die Aufrechterhaltung einer glänz- und vorteilslosen 
Freiheit seitens der politischen Gewalten war keine Wohlthat mehr, 
sondern ein weiterer besonders eindringlich wirkender Anlass zum Ver- 
fall des altfreien Standes. So ging die germanische Freiheit ruhmlos 
zu Grunde; wirtschaftlich zerrüttet, sozial zurückgestoßen, politisch 
vernachlässigt sank sie in sich zusammen, eine wilde Pflanze, die auf 
ganz anderen Boden, unter ganz andere Kulturbedingungen versetzt 
keine Möglichkeit des Gedeihens unter der Anpassung findet Die 
Freien der Urzeit waren die Nation als solche gewesen ; es hatte keinen 
eigentlich sozial führenden Stand, nur militärisch und politisch führende 
Adlige gegeben. Jetzt war durch Verschmelzung mit der Gliederung 
der Provinzialen eine reiche soziale Schichtung eingetreten : die Freien 
versanken in deren Tiefen, und die Frage nach der sozialen Führung 
durch hervorragende Gruppen (Ili ! !) des Volkes erhob sich zum ersten- 
male in der deutschen Entwickelung. Sie wurde in doppelter und doch 
einer Antwort erledigt : Kirchenadel und L a i e n a d e 1 traten an die 
Spitze der nationalen Standesbildung. Bis tief in die merowingische 
Zeit hinein waren die Bischöfe von der unterworfenen Provinzialbe- 
völkerung gestellt worden; die alten senatorischen Familien Galliens 
erscheinen gleichsam in einem Erbanrecht auf die ersten geistlichen 
Stellungen. Keine Thatsache kann besser die Stellung des kirchlichen 
Adels auch dann noch bezeichnen, als an Stelle römischer Geschlechter 
deutsche Sippen in den Besitz der Bischofsstühle gelangt waren: der 
hohe Klerus ist keine zunächst auB den Tiefen des volkstümlichen Lebens 
entwickelte Erscheinung; er ist der hervorragendste Ausdruck des 
zeitlichen Imports so vieler Errungenschaften aus der hohen Kultur der 
Römerzeit, sein Dasein vermittelt Vergangenheit und Gegenwart: in 
diesem Teil des neuen Adels leben starke klassische Tendenzen fort. 
Aber lässt sich nicht annähernd gleiches auch von dem weltlichen Adel 
der fränkischen Epoche, dem späteren hohen Adel der deutschen Kaiser- 
zeit behaupten? Aus dem Amt war er erwachsen; der Vertretung 
königlicher Verwaltungshoheit verdankte er sein Ansehen. Diese Ver- 
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waltungshoheit aber war kein germanisches Vermächtnis; mochte ihre 
Ausgestaltung in den Grafschaften noch so roh sein nnd noch so wenig 
an die zu den feinsten Graden der Amtsunterscheidung entwickelte 
Hierarchie der römischen Kaiserzeit erinnern : immer blieb doch der Ge- 
danke einer grossen Vollziehungsgewalt des Königs anf dem Wege der 
Verwaltung der Endepoche klassischer Staatsbildung abgelauscht 80 
stützte sich der neue Adel in jener Zeit der Zweiteilung weltlicher und 
geistlicher Bestandteile, deren Kampf das eigentliche Mittelalter er- 
füllen sollte, doch anfangs fast gleichmassig auf das Fortleben römischer 
Entwicklungslichtungen : gerade indem er, gestelzt auf die königliehe 
Macht, dieselben in den ersten Jahrhunderten fränkischer 8taatsbildung 
energisch vertrat, wurde er znm Adel.« 

Da ist es nun von besonderem Interesse zu sehen, wie dieser Adel, 
übermachtigt zunächst durch Vorgange politischer und politisch-kirchlicher 
Natur, doch sofort die Notwendigkeit begreift, sich materiell auf der 
Grundlage der nun einmal eingetretenen Wirtschaftsentwicklung zu be- 
festigen: »Keine der grösseren Aufgaben, welche noch für den Verlauf 
der Wirtschaftsentwicklung im ersten Jahrtausend unserer Geschichte 
zu lösen sind, würde wohl weniger Befriedigung gewähren, als eine 
Untersuchung der Vorgänge, in denen die reichen kulturmtten Pro- 
vinzen des Imperiums, welche von den Germanen besetzt wurden, wirt* 
schaftlich auf eine von ihnen schon längst überholte Stufe materiellen 
Daseins hinab sinken. An Stelle eines fast bis zur Kreditwirtsebaft 
entfalteten Wirtschaftslebens Erscheinungen einer massig vorgeschrittenen 
Naturalwirtschaft unter gleichzeitigem Fortleben des ausschweifendsten, 
nur hässlich ins Barbari sehe verzerrten Wohllebens hober Wirtschafte- 
epochen: neben Römerstrassen mit ihren Postrelais Brennkultur und 
nomadenartige Weidewirtschaft, neben den verlassenen Trümmern alter 
Grossstädte elende Hütten, neben den Villen Vorstädten dieser Zentren 
mit ihrer einstigen Gartenkultur, ihren W asserleitungen nnd ihren Zier- 
sträuchern wüst bebaute Marken in Feldgraswirtschaft voll stauender 
Nässe und wildwachsenden Buschwerks: das sind einige der Gegen- 
sätze, welche diese Epoche in sich vereint Und aus diesem Zeitalter 
germanischer Einwanderung schlägt sich schliesslich eine Periode fast 
reinster und ursprünglichster Naturalwirtschaft nieder, in welcher das 
germanische Element und seine Wirtschaftstätigkeit siegen. Karl der 
Grosse versucht vergeblich eine Hebung des Handels durch Strassen- 
bauten, wie durch Anbahnung einer rationellen Münz- und Handels- 
politik; sogar auf landwirtschaftlichem Gebiete haben seine vermutlich 
römischem Vorbild entnommenen, jedenfalls der höheren Kultur der 
Vergangenheit angepassten Vorschriften über den Domanial betrieb kaum 
grössere Erfolge gehabt. Wie konnte dem Adel bei dieser Lage der 
Dinge der Gedanke nahe treten, seinen materiellen Stützpunkt anders, 
als auf natural wirtschaftlichem Gebiete zu suchen. Grund und Boden 
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wurde bald der hervorragendste Wertgegenstand der Zeit; ihn schenkte 
man der Kirche, mit seinem Ertrag wurden die Grafen und andere Be- 
amte besoldet. So bestand beiderseits ein Kern übertragenen oder ge- 
liehenen Bodens; an ihn knöpfte geistlicher und weltlicher Ade} an, 
um einen weitreichenden Orossgrun dbesits zu entwickeln. Bis 
ins 7. Jb., ja über diese früheste Zeit urkundlicher Sonderbeglaubigung 
hinaus reichen die Bestrebungen zur Schaffung von Grossgrundbesitz 
zurück; erst in spätererer Zeit übersehen wir das volle Ergebnis, Da 
erscheint fast ein Viertel bis ein Sechstel des gesamten 
Landes eingeforstet; 12% des besten Landes vom Qesamtareal 
sind ausserdem im Besitze des Könige; und kirchlicher Grundbesitz 
von mindestens 9000 bis 18000 Morgen in einer Hand ist gewöhn- 
lich, solcher von 30000 biB 60000 Morgen keine Seltenheit Und wie 
dicht ist nicht dieser Qrossgrundbesits aneinander gelagert! An der 
Mosel zählt man bis zum 13. Jh. mindestens 80 einheimische und eben- 
soviel fremde Grossgrundbesitzer ; im 16. Jh. aber wird ein 
Drittel alles Landes als ritterschaftlioh bezeichnet; 
mindestens ein weiteres Drittel wird den geistlichen Genossenschaften 
zuzurechnen sein.€ 

Es leidet keinen Zweifel, dass ein solcher Grossgruudbesitz bei ge- 
schlossener Lagerung der einzelnen Herrschaften von gar nicht abzu- 
schätzender Gefahr für die nationale Entwicklung gewesen sein würde: 
»Allein eine solche Lagerung wurde durch das altbegründete System 
der Hufen Verfassung gänzlich ausgeschlossen: eben in jener Zeit, in 
welcher die Freien der steigenden Macht des Adels zum grossen Teile 
zum Opfer fielen, hat die von ihnen früher geschaffene Agrarverfassung 
mit ihrer Gemengelage, ihren individuellen und kollektivistischen 
Hechten des Einzelnen die Nation vor der Gefahr einseitiger Bodenab- 
sperrung ganzer Gegenden durch den Adel bewahrt. Nur für die noch 
bestehenden Urw&lder liess sich eine solche Absperrung — und auch 
hier nur in der Form königlicher Eänforstnng — durchführen; im 
übrigen war der Adel auf Hufenerwerb, das heisst auf Acker- 
erwerb in Streulage, angewiesen. Und es fehlte viel, dass der- 
selbe Grandbesitzer das ganze oder die Mehrzahl der Hufen eines be- 
stimmten Dorfes in seiner Hand vereinigt hätte. Bei dem hastenden 
Wettbewerb geistlicher und weltlicher Mächte auf engbegrenztem Baume 
war es vielmehr gewöhnlich, dass me hrere Erwerber in demselben Dorfe 
zugleich Fuss fassten: bis zu einem Dutzend und darüber werden sie 
später im gleichen Orte angetroffen. Die Folge war, eine Streulage 
nicht bloss der Aeeker im Hufenbesitz, sondern auch der Hufen im Güter- 
besitz: nirgends bildeten sich Grossgüter nach Art unserer Rittergüter 
in wenigen Ortschaften, überall nur einfaches Hufeneigentum in gün- 
stigenfalls der Mehrzahl aller Dörfer einer bestimmten Gegend. Schon 
diese Lage schloss den landwirtschaftlichen Grossbetrieb aus. Und wie 
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hätte man ihn auch sonst im Zeitalter etwa der Karolinger auf- 
nehmen sollen! Wo sollten sich die noch heute seltenen Meister 
finden , welche den verwickelten Mechanismus eines umfangreichen 
Rittergutes aufzustellen vermochten ? wo die Gehilfen, um diesen Mecha- 
nismus in Qang zu bringen und in Betrieb zu erhalten? Es konnte 
nicht der Sinn der adligen Grossgrundbesitzer sein, ihr Grundeigen in 
Regie auszunutzen. Und hätten sie die Regie aufnehmen können, sie 
würden in ihr keinen Vorteil gesehen haben. Der Grund und Boden 
war für sie nicht Gegenstand vornehmlich wirtschaftlicher Ausbentang, 
so wenig wie er es heutzutage für die englischen Lords ist; er war zu- 
nächst politisches Mach tmittel. Durch Austhun des eigenen und mehr 
noch des aufgetragenen Grundbesitzes Macht über die Gemeinfreien zn 
erhalten : das war der in erster Linie verfolgte Zweck. Und so traf sich 
die in der Natur der Volkswirtschaft gegebene Beschränkung mit den 
politischen Zielen des Adels in dem einen Punkte leih weiser Einweisung 
von Freien in die Hufen des zerstreuten Grossbesitzes, soweit diese 
nicht von Unfreien bearbeitet wurden.« 

Die vereinzelte Einweisung schloss aber eine Organisation anderer 
Art nicht aus. »Konnte man den Grundbesitz nicht wirtschaftlich or- 
ganisieren, so gliederte man die Grundbesitzer sozial; vertrugen die zer- 
streuten Hufen keine gemeinsame Regelung, so war eine gleichartige 
Ordnung der bald freien, bald minderfreien Hnfenbauern nicht unmög- 
lich. Und lagen nicht gerade in letzter Richtung die Handhaben für 
eine allgemeine Regelung auf der Hand? Die Unfreien wurden vom 
Herrn in ihren Kräften, soweit sie Ackerbauer waren , schon seit Taci- 
teischer Zeit nicht mehr einseitig und ausschliesslich ausgenutzt; sie 
zahlten von ihrem Körper und zinsten von ihrem Gute; im übrigen 
waren sie wirtschaftlich nahezu frei. Jetzt zinsten auch die beliehenen 
Freien vom Herrengut. Was lag näher, als für Freie und Unfreie die 
gleichen Erhebungsstellen ihrer der Wirtschaftsepocbe gemäss in Ar- 
beit und Naturalerzeugnissen erfallenden Abgaben zu errichten. Für 
je einen Verband von etwa 12 bis 24 Streuhufen wurde auf einer 
dieser Hufen eine solche Einnahmestelle errichtet; so entstand das 
M e i e r a m t mit seinem ministerialischen Vorstand : ihm unterstanden 
in wirtschaftlich gleicher Unterordnung die Hufen der Freien wie der 
Unfreien. Freilich war damit der Unterschied zwischen Frei und Unfrei 
noch keineswegs verwischt ; noch bestand für die Freien wenn nicht die 
alte Heerespfiicht, so doch noch die andere Säule germanischer Freiheit, die 
alte Ding pflicht. Aber schon im Laufe der späteren Karolingerzeit 
wurde auch sie erschüttert; wie die Unfreien, so wurden auch die Freien 
schliesslich dem Meier des Grundbesitzers als Richter unterstellt. Der 
Vorgang ist hier nicht genauer darzustellen, noch weniger die fein ab- 
gewogene Ausgleichung unfreier und freier Pflichten und Rechte zur 
Grundhörigkeit des eigentlichen Mittelalters, welche bei dieser Gelegen- 
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heit stattfand: genug, dass mit dem Beginn des 10. Jhs. die ehemals 
freien oder unfreien Leute des Grossdrundbesitzes als Qrundh o 1 d e, die 
Grossgrundbesitzer alsGrnndh e r r en in die deutsche Kaiserzeit eintraten.« 
Mit dieser Verwandlung beginnt die Blütezeit der deutschen 
Grundherrschaft in der Epoche der Sachsen und Salier. »War schon 
früher das weitverbreitete Gebiet der Meierhöfe mit einem Netze von 
Transportverbindungen überspannt worden, welche die Leistung aller 
Zinshebestellen von einem Orte aus, wie auch die Zusammenführung 
aller Ueberschüsse an diesen Ort, an den Mittelpunkt der Grundherr- 
schaft, erlaubten, so wurde dieses System jetzt noch vervollkommnet. 
Damit erstand in ihm das erste grossere , wirklich eigenständige Ver- 
waltungssystem des Mittelalters, eine Ordnung, innerhalb welcher jeder 
einzelne Bestandteil völlig aus den Bedürfnissen der Zeit erwachsen 
gänzlich der Naturalwirtschaft angepasst war. Und mit diesem System 
zugleich bildete sich, ebenfalls aus der Grundherrschaft heraus, in der 
vollendeten Ministerialrat das erste grössere Verwalt.-Personal des 
Mittelalters. Eben dieser Beamtenkörper ist für das System und die 
Epoche bezeichnend, ftooh handelt es sich hier nicht um den Begriff des 
reinen Amtes: mit der Begründung wirklicher Aemter auf der 
Grundlage von Naturaleinnahmen hatte man in der Zeit karolingisoher 
Naturalwirtschaft schlechte Erfahrungen gemacht; die Grafen dieser 
Periode drohten bald nicht zum geringsten eben dadurch zu freien 
Edelherren zu werden, dass sie mit den Naturalrevenüen sehr bald in 
erblichen Besitz des Grundes und Bodens gelangten, ans welchem jene 
erfassen. Ministerium aber heisst Dienst, n icht Amt: und in der 
That nur auf freiem oder sonstwie personal gebundenen Dienst kann 
in naturalwirtschaftlichen Zeiten eine wahre Verwaltung begründet 
werden. Und da der Dienst, sei es in halbstaatlichen, sei es in staat- 
lichen Verhältnissen, stete eine der wichtigsten Grundlagen der S t a n- 
d e s bildung abgiebt, so begreift es sich ohne weiteres, wie diese Mini- 
sterialität in ihrer Blütezeit, bis zum Schluss höchstens des 12. Jhs., 
zum wahren Ausgangspunkt der sozialen Schichtung des hohen Mittel- 
alters werden mnsste : das Handwerk und teilweiB der Grosshandel, der 
niedere persönliche Dienst und die feinere Landeskultur z. B. im Wein- 
bau, die Bitterschaft und der Hofdienst, freie Bürger und Bauern, nie- 
derer Adel und höheres Beamtentum des späteren Mittelalters ent- 
epringen eben dieser Bildong. Sie selbst aber musste mit dem Auf- 
kommen der Geldwirtschaft untergehen. Jetzt fand der 
unfreie Dienst keinen Platz mehr in edlerer Beschäfti- 
gung; die Ministerialität verschmolz mit der grossen Menge der Va- 
sallen, und aus den alten Begriffen des Lehns in Amtsweise wie des 
Dienstes in Amtsweise entwickelte sich langsam im Verlaufe des 13. Jhs. 
durch das Mittel des Dienstlehens, der wichtige Begriff des Beamten- 
tums mit freiem Gehalt, mit Absetzbarkeit auf Grund disziplinarischer 
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Vergehen and mit anbedingter Ergebenheit an den Landesherren und 
dessen Vertreter. Wir werden später auf diese Gedankenreihe zurück- 
kommen; hier sei sie schon angedeutet zum Beweise der entscheiden- 
den Rolle, welche die Grandherrschaft, diese vollgültige Verkörperung 
naturalwirtschaftlicher Verwaltungsweise und Verwaltungsmöglichkeit, 
bei der Entwicklang der sp&tmittelalterlichen Territorien gespielt hat. 
Die Entfaltung dieser Territorien, und mit ihnen die Entwicklung der 
neueren Staaten, knüpft eben weniger an die politischen Anschauungs- 
reihen des mittelalterlichen Grossstaates , als an die der Grandharr* 
Schaft an; die Grundherrschaft, nicht das Reich, ist die Wiege des 
modernen Staates. Sehen wir aber vorläufig von diesen später reifen- 
den Früchten der grundherrschaftlichen Entwicklang ab, Erfolgen, in 
welchen die Grandherrschaft sich selbst verzehrend aufging: auch die 
ihr selbst noch in den Schoes fallenden Früchte ihres Ausreifens bis 
zum 8chlus8 der Salierzeit sind bedeutsam genug. Schon nm die Mitte 
des 1 1. Jhs. genügen die bisher erreichten Betriebsüberschüsse, am eine 
gleichmäßig flotte und dem vernünftigerweise wünschenswerten Inten- 
sitätgrade entsprechende Bewirtschaftang des Landes zu sichern: nun 
beginnt das Sammeln der Ceberschüsse, die Preise fallen, das Kapital 
mehrt sich, bankmäßige Geschäfte werden mit ihm versucht; alle Vor- 
boten der Geld Wirtschaft kommen in Sicht, eine Zeit neuen Auf- 
schwungs in ungeahnten Formen scheint in Vorbereitung.« 

Aber das Gegenteil tritt ein. »Zwar treibt die alte Grandherrschaft 
noch bis ins 14. Jhr. hinein spärliche Spätblüten , aber im Ganzen ist 
ein immer wuchtigerer Verfall unverkennbar. Die Anhäufung neuen 
Besitzes durch Ankauf und Schenkung hört auf; statt dessen werden 
die ferner liegenden Höfe veräussert und die Eigenwirtschaften durch 
Verkauf in Einzel teilang oder durch Verleihung der grossen Hoffelder 
(Beunden) an die Hofgenossenschaften (Gehöferschaften) geschmälert» 
wenn nicht gar aufgelöst. Die lebendigen Beziehungen der Zentral- 
stelle zu den Meierämtern, der Meier zu den Hofgenossenschaften fallen 
weg; statt dessen werden die alten Zinsverpflichtungen ihrer persön- 
lichen Beziehung entkleidet und zu einfachen Renten umgewandelt und 
die Hufen- und Hofländereien verpachtet : so wird der Meier zum Pacht- 
und Rentenschreiber, die Zentralverwaltung zur HauptbuchhaltereL In 
diesem Umsturz der alten Verwaltung und ihrer Voraussetzungen aber 
sinken die Einnahmen aus den Grundherrschaften aufs heilloseste; um 
die Wende des 12. und 13. Jhs. steht der Laienadel wie der hohe Klerus 
vor der drohenden Gefahr unausbleiblicher Verarmung; bald tritt bei 
den geistlichen Genossenschaften die Verringerung der Personalbestände, 
bei dem Laienadel der von Geschlecht zu Geschlecht schwerer lastende 
Fluch der üebersohuldung ein; und am Schlüsse des 13. Jhs. ist der 
geistliche wie der weltliche Adel politisch und moralisch entartet, seiner 
führenden. Stelle in der nationalen Entwicklung beraubt, in denjenigen 
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Gliedern, welche es nicht zum Territorialbesitz und damit zur Landes- 
hoheit gebracht haben, für lange Zeit dem Spott und der Verachtung 
preisgegeben und jedes stärkeren Einflusses auf zivilisatorischem und 
politischem Gebiete verlustig. An Stelle des Adels aber tritt trium- 
phierend zunächst das Bürgertum 1 ) die Führung der Nation an ; 
das 14. Jh. ist nach einem Ausdruck Bankfa die plebejische Zeit der 
deutschen Gechiohte.« 

Die Ursachen aber, welche diesen jähen Verfall der Grundherr- 
schaft bewirken, sind nicht einfacher Natur; ja es lässt sich Oberhaupt 
nicht kurzweg von einem Verfall reden. »Wenn sich im 15. Jh. der 
monarchische (landesherrliche?) Gedanke neben dem städtischen Re- 
publikanismus erhebt, wenn er seit dem Schluss des Mittelalters in der 
Form des Absolutismus kraftvoll die erste Bolle in der deutschen Ent- 
wicklung an Stelle des Bürgertums behauptet, so wird man sich zu 
erinnern haben, dass dieser Aufschwung der Territorien 
ohne ihre frühere untrü gliche Fundamentierung auf 
grosse Grund herrsohaften unmöglich gewesen wäre; 
die grossen Grundherrschalten haben in Aufopferung ihrer selbständigen 
Lebensbestimmung das Material zu den Territorien geliefert.» 

Allein auch sol che Grund herrsohaften, welche sich nicht zu Terri- 
torien erweitern, gingen zn Grunde. »Es gab noch andere Anlässe ge- 
nug, welche zum Verfall der alten Grundherrschaft der Ottonen- und 
Salierzeit zusammenwirkten. Schon die allgemeine politische Lage war 
den Grundherren ungünstig, soweit sie nicht die Schwäche des Reichs 
zur Umwandlung ihrer Herrschaft in ein Territorium ausnutzen konnten. 
Die grundherrlichen Güter waren weithin zerstreut, die Grundholden 
nicht militärisch geschult und auf ihrem Streubesits unfähig zu jeg- 
licher Abwehr: da mnsste der Mehrzahl der Grundherren eine kräftige 
Reichsgewalt willkommen sein. Wie preisen die späteren Chronisten 
der geistlichen Grundherrschaften die friedlichen Jahrhunderte der Ot- 
tonen und ersten Salier; mit welcher Sehnsucht blicken sie auf diese 
Epoche wie auf ein goldenes Zeitalter zurück. Seit Mitte des 11. Jhs. 
aber herrschte in Deutschland Eisen und Schwert; die Gewaltigen des 
Reiches standen wider einander und der Bauer war das Opfer ihres 
Zwists. Was thun bei der Schwäche der Reiohsgewalt? Man kam zum 
Gedanken Ortlichen Schutzes. Bier treten die ersten Gottesfrieden auf, 
hier erwuohs, teilweis auf älterem und anders gelegtem Grunde, erst 
jetzt recht das verwickelte System der verschiedenen vogteilichen 
Gewalten (für die Beschirmung der Bistümer, der Klöster, der Fronhöfe, 
der schwächeren Grundherrschaften u. s. w.) Aber die Entfaltung der 
Vogteien brachte nur auf kürzeste Zeit Milderung. War der allge- 
meine Reichsschutz ohnmächtig geworden, so war der örtliche und per- 
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sönliche Vogteischutz bald übermäohig; die Vögte wurden zu Vogt- 
herren, und ihr Schatz endete schliesslich mit der Vergewaltigung des 
Bevogteten. Wie aber sollte unter solchen allgemeinen Vorgängen 
nicht die Organisation der Grundherrschaften gelitten haben?« 

Nicht minder wurde der grundherrliche Organismus durch Ver- 
änderungen in seinem Innern lahmgelegt. »Von vielen anderen Ursachen 
abgesehen, seien hier zwei hervorragende Gesichtspunkte betont. Die 
Hufenverfassung war wie Anlass des grundherrlichen Bildungscharakters 
überhaupt, so auch Voraussetzung der grundherrlichen Organisation 
gewesen. Dem Meieramt unterstand eine Anzahl von Hufen. Von 
der Hufe wurde gezinst und gedient, sie war die Veranlagungseinheit 
aller grundherrlichen Bezüge. Aber diese Einheit begann im 12. Jh. 
zu zerfliessen. Seit der Karolingerzeit hatten die alten Hufen dem Tei- 
lungsbedürfnis von mehr als einem halben Dutzend Generationen kräf- 
tigster Bevölkerungszunahme unterlegen; jetzt war das Grundeigentum 
schon sichtlich allgemein zersplittert; schon begann die Frage der 
Parzellierung der einzelnen Feldstücke immer dringlicher aufzutauchen ; 
vereinzelt wurden zur Lösung der eingerissenen Verwirrung bereits 
Verkoppelungen durchgeführt. Unter diesen Umständen verschwand 
die Hufe langsam als Belastungsgrundlage, und keine neue feste Form 
trat an ihre Stelle; zugleich wurden die Grundholden in ihren Mitteln 
beschränkter als bisher : war zu Beginn der Kaiserzeit noch die ganze 
Hufe das ordnungsmässige Bauerngut gewesen, so waren es am Schluss 
des Mittelalters nur deren Hälften und Viertel. Gesetzt aber auch, die 
Hufe hätte als Veranlagungsgrundlage die Stauferzeit und damit den 
Verfall der Grundherrsohaften überlebt, so kann man sich fast fragen, 
wer denn die Zinse und Lasten in alter Regelmässigkeit hätte verein- 
nahmen und beaufsichtigen sollen. Denn auch der eigentliche Ver- 
waltungen! äseige Aufbau der alten Grundherrschaft begann um die 
Mitte des 12. Jhs. unheilbar zu erkranken. Die Ministerialität, dieser 
Bildungsboden der meisten Verwaltungskräfte für die Zentralstelle wie 
für die örtlichen Hebestellen der Grundherrschaft, hatte fast zwei Jahr- 
hunderte in anfangs völlig unfreiem, später nach genossenschaftlicher 
Weisung begrenztem Dienst der Grundherren gestanden: jetzt steckte 
sie ihre Ziele höher. Ihr genossenschaftlicher Zusammenhang, die im 
s Wechsel der Geschlechter angehäufte Geschäfteerfahrung, die steigende 

^ soziale Würdigung ihrer Beschäftigung, vor allem ihr reisiger Dienst, 

l welcher ihr nunmehr Eintritte gewährt in die unter dem Hochdruck 

/ der staufischen Politik in Gärung geratende Masse der Ritterschaft: 

das alles hob ihr Selbstbewusstsein und begründete ihrer Ansicht nach 
einen Anspruch auf wenn nicht rechtliche, so doch thatsächliche per- 
sönliche Selbstbestimmung. Wie aber liess sich mit solchem Ideal der 
kleine Dienst im Meieramt und die voraussetzungslose Abhängigkeit 
eines Verwaltungsbeamten von der grnndherrlichen Zentralstelle ver- 
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einen ? Hielt der Grundherr am alten Recht fest, welches ihm freie Ver- 
fügung über Person und Besitz des Ministerialen gab, so sachte der 
Ministerial einen Anhalt wider den Herrn in dem Verdienst langjäh- 
riger treuer Pflichterfüllung, und er verdichtete diesen Anhalt zur Auf- 
fassung der Erblichkeit seines Amtes wie seiner Verdienste. Die Meier- 
Ämter wurden somit bald zu allodialen, bald zu yasallitischen Erb- 
autem, und die Aemter der Zentral Verwaltung folgten dem gleichen 
Zuge der Entwickelung. Der Organismus der alten Grundherrschaft 
stand still, er inkrustierte sich gleichsam, eine Masse fremder Bestand- 
teile setzten sich an den in Erstarrung geratenden Gliedern fest und 
fiberwucherten den alten Zusammenhang in zerstörendem Wachstum.« 
Nimmt man »die Kaufkraft eines bestimmten Stückes Ackerland 
im 8. bis 9. Jh. auf 100 an, so war diese Kaufkraft in der zweiten 
Hälfte des 12. Jhs. auf 1184,3, im 13. Jh. auf 1671,3 gestiegen. Wel- 
chen Aufschwung bedeutet die Reihenfolge dieser Ziffern : es gibt kein 
Zeitalter deutscher Geschichte, in welcher eine nur annähernd gleich 
reissende Zunahme der Grundrente nachzuweisen wäre. Gewiss 
wird auch vom 8. bis 13. Jh. die Einverleibung von Kapital und Ar- 
beit den Bodenwert wesentlich erhöht haben; wissen wir doch von 
einem Fortschritt der Wirtschaftsintensität dieser Epoche von einfachster 
Dreifelderwirtschaft bis zur Besömmerung der Brache. Allein diese Er- 
scheinungen erklären das ausserordentliche Steigen der Grundrente nur 
zum geringsten Teile. Voll verständlich wird es erst im Lichte der 
Thatsache, dass das 11. u. 12. Jh.') die letzte grosse Ausbauzeit jung- 
fräulichen Bodens umschliesst. Man kann sich diesen Ausbau kaum 
energisch genug denken. Nicht nur, dass er an sich bei steigender Be- 
völkerung selbstverständlich war — und die Bevölkerung vermehrte 
sich von 900 bis 1100 um mindestens das Doppelte, bis 1200 um fast 
das Vierfache — ; auch die im Verhältnis zu anderen Preisen besonders 
hohen Getreidepreise der deutschen Kaiserzeit mussten ihn besonders 
begünstigen. So wurde denn in einem letzten grossen Anlauf die Heimat 
endgültig erobert; und hiermit wurde der wirtschaftliche Wert des 
nationalen Bodens zum erstenmale wahrhaft übersichtlich und schätz- 
bar. Als übersichtlich und schätzbar aber erwies er sich zum ersten- 
male auch begrenzt ; das Gefühl, dass Grund und Boden andere Werte, 
andere Rechte und andere Pflichten schaffe, als jeder andere Besitz, 
gelangte zum Durchbruch, und es fand seinen Ausdruck in einem Vor- 
zugspreise des Bodens vor anderen Gütern. Die Bodenpreise wurden 
Monopolpreise: nur in dieser Entwickelung erklären sich die soeben 
angeführten Ziffern zur Geschichte der Bodenkaufkraft. Es begreift 
sich, dass dies Steigen der Grundrente nicht ohne nachhaltige Einwir- 
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kung auf die Grundherrscbaft, das hervorragendste Institut des platten 
Landes in dieser Zeit, bleiben konnte. Wenn aber diese Einwirkung 
besonders nachhaltig war, ja fast verheerend genannt werden kann, so 
liegt die Erklärung dafür in dem Charakter der Grundhörigkeit und 
in der auf ihr beruhenden eigenartigen Behandlung der Zinspflieht 
innerhalb der grundherrlichen Verfassung. Der deutsche Grundholde 
war nicht unfrei, noch weniger bildete er ursprünglich ein Zubehör 
des Grundes und Bodens. Persönlich frei, im Schutze eines fast über- 
strengen Hausrechtes Herr seines Heims und seiner Familie, war er, ge- 
eint in genossenschaftlichem Verbände, auch stark gegenüber der Herr- 
schaft. Wie einst die Markgenossenschaft auch Arbeitsgenossensohaft 
gewesen war, indem sie in gemeinsamem Boden vorging gegen die 
feindliche Macht des Urwalds, wie späterhin die Zunft zunächst Arbeite- 
genossenschaft ist im Kampfe mit den übermächtigen Wirtschaftskräften 
des Grosskaufmanns, so erwächst auch eine Hüfhergenossenschaft jedes 
Meieramtes in gemeinsamer Bearbeitung der Herrenfelder und in ver- 
einter Vertretung der Hofinteressen gegenüber dem Grundherrn. Ja es 
ist eine noch ältere Grundlage, welche in diesen korporativen Bildungen 
fortlebt. Im Zusammenhang der Geschlechter hatte die Hundertschaft 
auf den Schlachtfeldern der germanischen Urzeit gekämpft und gesiegt; 
es war nur die Ueb ertragung eines zugleich natürlichen und militä- 
rischen Verbandes auf die wirtschaftliche Bezwingung der Heimatsfluren 
gewesen, in welcher die Hundertsohaft zur Markgenossenschaft und da- 
mit zum Urbild wirtschaftlicher Genossenschaften geworden war. Auch 
die Grnndholden waren zu nicht geringem Teile Kinder dieser Urzeit, 
auch sie gehörten zur Nation: ist es zu verwundern, wenn sich auch 
bei ihnen die allerwärts vorhandene Richtung auf eine genossenschaft- 
liche Wirtschaftsgliederung unverwüstlich geltend machte? Und Ge- 
nossenschaft bedeutet Selbständigkeit des Lebens innerhalb des Ver- 
bandes; eine Hofgenossensohaft ist undenkbar ohne Hofautonomie. Es 
giebt aber unter Deutschen ursprünglich keine andere Autonomie, als 
die in gerichtlicher Form geregelte; denn nur in der gerichtlichen Form 
war eine über der Selbständigkeit jedes Genossen stehende, gleichsam 
unpersönlich wirkende Zwangagewalt entwickelt So war die Hofge- 
nossenschaft ein Hofgericht, ihr Brauch ein Recht, ihr Spruch eine 
Weisung.« 
/ Diese rechtlioh gefasste Autonomie umspannte das ganze Leben der 

* Hofgenossen, ihre Gerechtsame nicht minder wie ihre Pflichten. »Somit 

/ waren ihr auch Herrenzins und Herrendienst unterworfen : beide wurden 

' in Hofding als Recht gewiesen. Das Recht aber ist auf niederen Kultur- 

» stufen bei fehlender geschichtlicher Anschauung und demgemäss mangeln- 

^ dem Begriff von der Möglichkeit gesetzgeberischer Aenderungen ewig 

und unwandelbar; es kommt von Alter heraus, es ist gottgegeben, sein 
Inhalt findet fatalistisch begründete Anerkennung. So waren auch die 
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Zinse und Pflichten der Grundholden — un veränderlich; von der 
karol. Penode ihrer Feststellung an blieben sie, was sie waren. 
Non mögen sie anfangs ein getreuer Entgelt fQr die Landnntzung im 
Sinne eines Paohtsinses gewesen sein: wie aber tnussten sie sich im 
Laufe der nächsten drei Jahrhunderte verändern bei dem ausserordent- 
lichen Steigen der Grandrente?« 

Kein Zweifel, »dass die Grandherren schon am Schiasse des 12. Jhs. 
bei dem nunmehr bestehenden Verhältnis der Zinse zu den vom Boden 
ermessenden Einnahmen wirtschaftlich fast enteignet 
waren 1 ). Hatte die Unterscheidung «wischen Eigentum des Grund- 
herrn und Besitz des Grundholden an den hofhörigen Hufen auch noch 
im 10. Jh., zur Eintrittszeit völliger Erblichkeit der hofhörigen Hufen, 
die Bedeutung gehabt, dass dem Herrn immerhin ein erheblicher Teil 
des wirtschaftlichen Reingewinnes zufiel, so war diese Auffassung jetzt 
zum besten Teile beseitigt: das Eigentum des Grundherrn hatte jetzt 
vornehmlich rechtliohe, weniger wirtschaftliche Folgen.« 

Wenn sich aber »in diesen Torgängen der unabweisliohe wirtschaft- 
liehe Verfall der Aristokratie der deutschen Kaiserzeit ankündigte, so 
frohlockten auf der anderen Seite die niederen, landarbeitenden Klassen. 
Nie vielleicht hat sich der Bauer im Mittelalter wohler gefühlt, als im 
13. Jh.; ein barbarisches Wohlleben zog auf dem platten Lande ein, 
und Grossmannssocht und Ueberhebung waren weitverbreitete Krank- 
heiten schwächerer Charaktere. Kräftige Naturen wussten die Gunst 
der Lage auszunutzen. Schon die Kreuzzuge hatten eine gewisse Be- 
wegung der Bevölkerung verursacht; jetzt erhob sich auf dem Lande 
alles, was die glückliche Konstellation zur Ansammlung wirtschaftlicher 
Mittel und erweiterter Anschauungen benutzt hatte, und eine gärende 
Unruhe bemächtigte sich gerade der besten Teile des Landvolkes. Jetzt 
zieht man in die Stadt, um ein neues freiheitliches Leben als Bürger 
zu beginnen ; jetzt sucht man die weiten Fernen jenseits der Elbe und 
an der unteren Donau auf, um auf zwei Drittel des heutigen deutschen 
Volksgebietes ein neues koloniales Deutschland zu begründen. Und 
auch der daheim bleibende Teil der Bevölkerung rastet nicht. Man 
war im Verhältnis zu früher wohlhabend geworden; man hatte 
die Augen geöffnet für den Widerspruch zwischen dem allgemeinen 
wirtschaftlichen Wohlbefinden und dem Mangel des zunächst idealen 
Gutes rechtlich begründeter Freiheit; und man war für diesen Wider- 
spruch empfindlich genug, um jedes hilfreiche Mittel zu seiner Aus- 
gleichung anzuwenden.« 

Eben in diesem Punkte trafen die Interessen der landarbeitenden 
Bevölkerung und der Grundherrschaften noch einmal zusammen. »Der 
einsichtige Grundherr musste sich leicht der Berechnung hingeben, dass 
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die Aufhebung der Grundhörigkeit und damit freilich die Aufgabe eines 
politischen Machtmittels seines Standes materiell ausserordentlich vor- 
teilhaft sein würde, sobald es gelingen mochte, das losgelöste Hofgut 
in freie Pacht zu bringen. Denn die freie Pacht, vornehmlich die Zeit- 
pacht, bot eben jene Sicherheit, welche die genossenschaftliche Weisung 
der Grundzinse vernichet hatte, die Sicherheit eines mit jeder neuen 
Verpachtung entsprechend dem Wachsen der Grundrente gesteigerten 
Pachtzinses. Dem Grundholden aber war mit dem Eintritt in die freie 
Pachtung ein Mittel zur persönlichen Befreiung aus der Hofgenossen- 
schaft gegeben, wenn auch unter materiellen Opfern. Mit dem Beginn 
des 12. Jhs. war der Zeitpunkt erreicht, in welchem schon mancher 
Bauer hinreichend kapitalkräftig, mancher Grundherr in seinen Mitteln 
genügend beschr&nkt war, um jenen Erwägungen zu folgen; seitdem 
mehren sich die freien Pachtungen von Jahr zu Jahr, und die Aussicht 
auf eine allmähliche Auflösung der Grundhörigkeit durch freie Verein- 
barung scheint eröffnet. Die Entwicklung des späteren Mittelalters 
entspricht aber mit nichten dieser Erwartung. Gewiss sind es zunächst 
in der ständischen Entwicklung des Bauerntums selbst liegende Gründe 
gewesen, welche den heilsamen Fortschritt grossenteils verhinderten. 
Der Grundholde des 9. Jhs. war mit seinem Gute nicht verwachsen ge- 
wesen. Demgegenüber erscheinen die Grundholden schon gegen Schluss 
der Ottonenzeit an die Scholle gebunden. Ein ausserordentlicher Vor- 
teil war zunächst mit dieser Entwicklung gewonnen : jetzt erst erscheint 
der Bauer völlig sesshaft; jetzt erst ist die Möglichkeit gegeben, per- 
sönliche Verpflichtungen von dem Inhaber des Gutes auf das Gut selbst 
abzuwälzen, in sozialem Aufschwung sich freizumachen von der Last 
persönlicher Dienstbarkeit Aber andrerseits: musste nicht im Laufe 
der kommenden Generationen, noch dazu unter dem Eindruck eines 
fast regelmässig wachsenden Vermehrungskoeffizienten der Bevölkerung, 
bald die Zeit eintreten, in welcher die Familie, an die Hufe gefesselt* 
nicht mehr imstande war, ihre Angehörigen von derselben zu ernähren? 
Nun konnte man gewiss die Hufe bis ins Vierfache, ja Achtfache teilen 
— aber schliesslich war eine Grenze gezogen. Das Endergebnis blieb, 
dass sich eine immer stärker zunehmende Masse hofhöriger Proletarier 
bildete, eine Klasse, welche ohne Grundbesitz oder fasst ohne Grund- 
besitz durch nichts gefesselt war, als durch ihre Hofhörigkeit, eine 
gärende Menge, für welche die Bezeichnung als Grundholde wie Ironie 
klang und durch den richtigen Ausdruck Leibeigene ersetzt 
ward. Wie sollte diese gegen Schluss des Mittelalters stets drohender 
anwachsende Bildung zur Wohlthat freier Pachtung erzogen werden, 
da ihr die erste Voraussetzung für die selbständige Entwicklung eines 
Pächterstandes, eine gewisse Behäbigkeit, eine kapitalbegünstigte Wil- 
lenskraft mangelte?« 

Auch die allgemeinen Bedingungen für die gesellschaftliche Hebung 
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der landarbeitenden Klassen lagen ungünstig. »Die spätere Stauferzeit 
hatte eine reissende Entwicklung des Handels, eine reiche Entfaltung 
aller industriellen Anfange gebracht; die Geldwirtschaft war überrascht 
hereingebrochen ; eine bisher nie erlebte Preissteigerung bezeichnet eiue 
der grossten wirtschaftlichen Revolutionen unserer Geschichte. Es war 
ein Unglück, dass dieser Umschwung mit dem völligen Erliegen aller 
autoritären Bildungen der alten Zeit, vornehmlich auf dem platten 
Lande, verknöpft war. Das Königstum erschlaffte, der Klerus und der 
Laienadel wussten sich kaum noch zu halten. So fiel denn der Segen 
der neuen Entwicklung zunächst einseitig den Stftd te n zu; die Anfange 
der Geldwirtschaft treten im wesentlichen an die Städte gebunden auf. 
Wie anders würde sich die Entwicklung gestaltet haben, hätte ein noch 
vollkräftiger Adel die Vorteile der neuen Wirtschaftsform in passender 
Ueb er tragung auch dem platten Lande ver mittel t,hätte nicht bloss die 
zur freien Pacht führende Kapitalbildung der besseren Bauern die nahe- 
zu einzige Gelegenheit geboten, die Eigenheiten der neuen Wirtschaft- 
form auch ausserhalb der Stadt zur Wirkung zu bringen. Indem nun 
aber die Städte fast allein sioh der geldwirtschaftlichen Errungen- 
schaften bemächtigen, gewannen sie einen ausserordentlichen Vorsprung 
vor dem platten Lande, und jener Zwiespalt zwischen S tadt 
und Land trat ein , dessen politische Phase durch die Kriege des 
14. und 15. Jhs. bezeichnet wird , dessen soziale und wirtschaftliche 
Nachwirkungen noch heute nicht völlig überwunden sind. Im späteren 
Mittelalter aber waren eben diese sozialen und wirtschaftlichen Folgen 
wenn auch nicht ohne weiteres sichtbar, so doch ungemein einschneidend: 
keine Industrie, kein Handel erblühte aus dem platten Lande; die 
Kapita) bildung wurde gehindert und Kapital aus den Städten, wo es 
überflüssig vorhanden war , gleichwohl nur widerwillig , wucherisch 
und unverständig geliehen. Die Folge war ein Stillstand, ja hier und 
dort wohl ein Rückschritt der ländlichen Entwicklung , soweit sie die 
landarbeitenden Klassen betraf; und das letzte Ergebnis dieser und 
anderer unbefriedigender wirtschaftlicher und sozialer Zustände eine 
zu blutigen Unruhen gesteigerte und Generationen überdauernde Gärung. 
— So hat der Verfall der Grundherrschaft mit seinen weithin reichen- 
den Folgen auf sozialem und wirtschaftlichem Gebiete nicht jene 
Früchte getragen, welche man nach der allgemeinen Lage des 13. Jhs 
zunächst erwarten konnte ; er ist für die untern landarbeitenden Klassen 
fast nicht minder ein Unglück gewesen, wie für die Grundherren selbst. 
Aber in der sozialen und wirtschaftlichen Richtung lag schon am Ende 
des 12. Jhs. überhaupt nicht mehr die Hauptbedeutung der Grundherr- 
schaft. War sie auch im 8. und 9. Jh. zunächst von politischen Ge- 
sichtspunkten aus gebildet, dann aber doch bald in rein wirtschaft- 
lichem Sinne gefördert worden, so war die Anschauung, welche sich im 
12. Jh. geltend machte, eine völlig andere: damals erschien die Grund- 
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herrschaft schon als ein hervorragend rechtliches, oder, besser gesagt, 
halbstaatliches Institut; sie war schon der Bild angs keim des spätmittel- 
alterliohen Territorialstaates.« 

So wuchs also die GrundherrKohkeit und dann die Landesherrlich- 
keit aus Grundbesitz- und stand. Hemchafte-Un gleich hei t hervor. Das 
Werk L'% verfolgt dies in alle Einzelheiten. Der grössere Grundbesitz, 
gebildet durch Schenkung an die Kirche, durch Verleihung und durch 
Kommendation, durch Teilnahme am Ausbau (Benndenbesitz), durch Aus- 
nfttzung eines angemassten A Um endobereigentums und durch Markherr- 
lichkeit wurde Grundlage der Grundherrlichkeit : »die Grundherrschaft 
wurde nach Abdankung des Staates das einzige autoritäre Institut des 
platten Landes (Hi, He und Ie) und Anfangs auch der stadtischen Ent- 
wickelung, derKrystallisationskern fürstlicher Territorien (unser Ili, IVe), 
die Grundlage einer ersten Territorial Verwaltung (IVi, IVe) und damit 
die Basis der Entwicklung einer eigenständigen Fürstenmacht.« 

Der grundherrliche Fronhof (Herrenhof) des platten Landes war 
Busam mengesetst : 

1) zunächst aus dem Salland, welches vom Herrn selbst bewirt- 
schaftet ist, hauptsachlich aber als Sammelstelle für die Natural« undGeld- 
intraden des Gehöferlandes dient (I, 753 ff), 2) aus Gfehöferland, d. h. 
aus den an Gehöfer (Grundholden) gegen Abgaben ausgeteilten Land- 
zubehörden des Fronhofes, 3) aus Beunden (d. h. herrschaftlichem, aus der 
Allmend von Fronherren gewonnenem, mittelst Fronden der Grundholden 
bewirtschaftetem Rottland.) »Seit dem 10. Jahrhundert sind die Freien 
und Unfreien der älteren Zeit eine einzige Grundholdenmasse.« Das 
platte Land ist fendalisiert. 

Die Grundherrlichkeit war aber durchaus nicht rechtlose Gewali, 
sondern »Vertretungsgewalt« unter dem Einfluss des Obereigentums*, 
und bestand aus dem Fronhofsrecht (Justiz und Polizei), dem gutaherr- 
liehen, aus der Markherrlichkeit erwachsenen Allmendrechte, aus den 
Bannrechten, aus der Brücken- und Strassengewalt, aus der Uebernahme 
der WehrpOicht — immer unter Beseitigung der alten Markämter fn 
Form der Bestätigung der Wahl oder der eigenen Ernennung der 
Markorgane. Die Grundholden fanden im Uebrigen im Bauding oder 
Grundgericht vollen Rechtsschutz: »Das Grundgericht schloss jeden 
eigenmächtigen Eingriff als Geriohteherrn völlig aus : das Grundgericht 
war ein Gericht wie jedes freie Gericht auch« (S. 1047.) 

Neben der Grundherrlichkeit u. Markberrlichkeit oder in Verbindung 
mit denselben hatte sich die V o g t e i entwickelt. Auch sie ist in alle 
Einzelheiten hinein von L. verfolgt. Sie ist herrschaftliche Vertretung der 
ßevogteten vor Gericht und im Krieg ; denn sie wurde das Surrogat des 
mangelnden landesherrlichen und staatlichen Schutzes für die be- 
vogtete Kirche und für minder mächtige Laien, also für Bistflmer , 
Klöster, Stifter, Markgemeinden (Markvogtei S. 1075 ff), Fronhöfe (Fron- 
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▼ogtei), markherrliche Dörfer, selbst für kleinere Grundherrschaften. 
Vogteif&hig waren namentlich die Grossgrundherren. Die Vogtei war ur- 
sprünglich persönliche Vogtei und Vogtei auf Zeit ; schob im 13. Jahr- 
hundert sind die meisten FronhofVogteien erbliche Lehen und Eigentum 
geworden. Auch die Vogtei ergab eigentümliche Bildungen, teils in 
finanzieller Hinsicht (Aufsaugung der Beden, Einsiehung der Schutz- 
gelder und Genuas des Quartieranspruches oder serviüum) teils in ad- 
ministrativer Hinsicht: Vogtmeieramt, Vogtding, Vogthof. 

Zur Grundherrlichkeit samt Markherrlichkeit und Vogtei kam die 
Immunität Zur letsteren bemerkt L. abschliessend (8. 1519 f). 

»Im Gegensatz zur soeben geschilderten Sprengung der Hundert- 
Schaftsgerichte dar oh eine Reihe einzelner autonomer , in langen Zeit- 
räumen erfolgender und einer Verwitterung gleichender Vorgänge und 
Ereignisse vollzog sie sich autoritär, durch einmaligen Akt der Privi- 
legierung von oben her. Ihr Ausdruck ist die königliche Immunität; 
auf Grund derselben wurden schon seit dem Ausgang der Karolingerzeit 
grundherrliche Hochgerichte entwickelt und damit halbstaatliche Ge- 
walten in die Hände von grundherrliohen Privaten gebracht.« 

So begreift es sich, wenn die Grundherrsohaften der Stauferzeit 
vornehmlich als »rechtliche, halbstaatliche Bildungen erscheinen, wenn 
diesem Charakter in eben dieser Zeit auch schon in der Schaffung des 
Richteramtes der Schnltheissen ein nicht misszuverstehender Ausdruck ge- 
geben wird. Damals hatte die Grundherrschaft die alte Wirtschaf tsverf&s- 
sung der Urzeit zu nicht geringem Teile in sich aufgesaugt oder zu nutz- 
losen Resten verstückelt, sie hatte die Gerichtsverfassung der Hundert- 
schaft und der Unterentwicklungen derselben allerorten durchbrochen 
und vielfach völlig zerstört, sie hatte an die Stelle der alten Unterge- 
riohte und Hundertschaftsgerichte ihre neuen Grundgeriohte und Hoch- 
gerichte gesetzt. Mit dem Verfall der Hundertsohaftsverfassung aber 
war der staatliche Einfluss vom platten Lande weithin verschwunden; 
an seine Statt war die grundherrliche Einwirkung 
unter staatlichen Ansprüchen getreten. Eben diese Ein- 
wirkung und nicht minder diese Ansprüche waren es, welohe die Grund- 
herrschaft zur Bildung des Territoriums einbrachte. War es zu ver- 
wundern, wenn einem so machtvollen Eingreifen, welchem in grossen 
Grundherrschaften schon seit der Stauferzeit territoriale Ziele vorzu- 
schweben begannen, jene einfachen Freien (aus der Volkszeit) nicht 
mehr lange widerstanden, die sich bisher noch ausserhalb der grund- 
herrlichen Bildungen selbständig gehalten hatten? Aber das Los der 
neuen Schutzbedürftigen war milder, als das Schicksal der in karo- 
Iingischer Zeit zu Grunde gegangenen Freien* Hatte bei diesen Auf- 
tragung des Eigentums und persönliche Eommendation schliesslich zur 
Grundhörigkeit des 10. und der folgenden Jahrhunderte geführt, war 
es in der Karolingerzeit, als der Staat seine ersten Hoheitsreohte noch 
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immerhin kräftig wahrte, nicht möglich gewesen, das Verhältnis schuts- 
mutender Freier zum 8chnttherrn anders alt in der noch vorwiegend 
privatrechtlichen Form der Zinsabhängigkeit festzustellen, so hatten 
diese Voraussetzungen bis zum 11. Jh. eine Umgestaltung von Grand 
ans erfahren. Jetzt waren die grundherrlichen Schatzherrn zugleich 
Qerichtsherren ; wesentliche Teile staatlicher Hoheitsrechte ruhten fast 
ohne Vorbehalt seitens des Reicbsoberhauptes in ihrer Hand; es war 
eine Schutzaumahme einzelner Freier und freier Gemeinschaften mög- 
lich, in welcher zunächst bloss das Anerkenntnis der Gerichtsherrlich- 
keit als Entgelt fQr den gewährten 8chuts in Betracht kommen konnte. 
Auf dieser Grandlage erwachst, besonders kräftig seit der Stauferzeit, 
der Stand freivogteilioher und freimarkvogteilieher Leute: dem Vogt- 
herrn zunächst nur in gerichtlicher, d. h. staatlicher Beziehung unter- 
worfen, scheinen sie recht eigentlich berufen , das erste Vorbild 
späterer Landesunterthänigkeitzu geben. Freilieh, Wun- 
sche und Massregeln der Yogtberren gehen über die Zuerkennnng 
dieses einfachen Verhältnisses je länger je mehr hinaus. Neben den 
Vogteileuten standen die Grundholden unter demselben Herrn ; wie die 
Grundholden zinsten, so zahlten auch die Vogteileute zum Zeichen dez 
Schutzes und der Gerichtsunterthänigkeit gewisse Abgaben und Lei- 
stungen; es war verlockend, gleichwie in karolingischer Zeit für kom- 
mendierte Freie und Unfreie, so jetzt für Vogteileute und Hofholde 
aus der gleichen Zinsunterthänigkeit den 8chlnss derselben gesellschaft- 
lichen Lage, gleicher Stellung zum Herrn zu ziehen. Und wurde nicht 
ein solcher 8chluss jetzt, wie ebenfalls schon in der Karolingerzei^ 
durch den Umstand sehr erleichtert, dass die Grandhörigkeit sich so- 
eben unter dem Einfluss geldwirtschaftlicher Entwicklungen, freier 
Pachtung, häufiger Auswanderung, lehnsweiser Ausgestaltung des Wein- 
baues, viel freier zu gestalten begann? Schon im 13. Jh. wurde der 
Charakter der Rentengrundherr Schaft voll durchgebildet; 
auch die Zahlungen der Vogteileute konnten als Rentenzahlungen er- 
scheinen. Und wenn andererseits die Vogteileute nur der Gerichtsbar- 
keit des Schutzherrn unterstehen sollten: hatte sich nicht auch die 
Grandherrlichkeit in ein zum guten Teile geriohtsherrliches Hoheite- 
verhältnis aufgelöst ? Diese Zöge der Entwicklung traten bald deutlich 
zu Tage : mochten auch geringere Unterschiede zwischen Grundhörig- 
keit und Vogtei bald mehr bald minder betont bestehen bleiben, im 
ganzen verschmolzen die grundhörigen und die vogteilichen Klassen zu 
der einen grossen Masse der abhängigen, der ,armen' Leute des 14. Jhs. 
In dieser Vereinigung aber formte sich der Begriff terri- 
torialer Untert hanschaft Grandholde und Vogteileute bil- 
deten nicht einige Klassen, sie bildeten d i e Klassen der arbeitenden 
Bevölkerung des platten Landes überhaupt ; in ihrem Zusammenschlusz 
und ihrer Unterordnung unter den Landesherrn auf dem Wege grund- 
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herrlicher and TOgteilicher Behandlung war ohne weiteres die persön- 
liche Grundlage der Territorialgewal t, waren zum Lande dji'e 
Leute gewonnen.« 

Und so steht die »Grundherrlichkeit auch schon am vollen Anfang 
der Landesherrlichkeit; die alte grundherrliche, markherrliohe, immuni- 
täteherrliche Gewalt bilden in mehr oder weniger starker Mischung, in 
grosserer oder geringerer Durchdringung jene unter sich so u n e n d- 
lichverschiedenengrundherrliohenSyeteme, welchen 
wir in der Ueberlieferung am Schlüsse des Mittelalters begegnen. Da 
steht neben der einfachen Grundherrschaft, welche kaum die Ausbil- 
dung von Grundgerichten erreicht hat (u. Ili, Ie) , die weiterentwickelte 
mit Grundgerichten versehene Grundherrschaft (Ili, Ile), welche zur 
Patrimonial-Her r scha f t innerhalb ein es bestimm- 
ten Territoriums zu werden anfangt« (IVi — Ie, Ile, Ille). 
»Und ausser diesen Formen findet sich noch die immunitätsherrliche 
Grundherrschaft, welche es zwar zu Hochgerichten aber nicht zu terri- 
torialem Abechluss gebracht hat , und das vollentwickelte 
immunitätsherrliohe Territorium« als Uebergang vom 
Feudalismus zum Territorialismus (S. 1061.) Es ist aber nur erst der 
Territorialembryo, als Agglomeration von Grund-, Mark- und 
Immunit&tsherrsohaften. »Der territoriale Embryo bestand im besten 
Falle in einer über ein paar hundert Quadratmeilen verzweigten Grundherr- 
Schaft mit einer Anzahl peripherischer Verzettelungen und zentraler 
Kernpunkte und in dem Besitz einer Anzahl Vogteien innerhalb eben 
dieses räumlichen Umfanges« (S. 1138). 

Und wie griff es dieser »Territorialembryo« an, sich auszuwachsen ? 
Einmal durch letzte Aufsaugung der spärlichen Machtreste der könig- 
lichen Gewalt im Lande. Sodann durch Gewinnung und Unterwerfung 
der schwächeren Eonkurrenten in der Grundherrschaft : »Auch die sozial 
fahrenden Schichten des platten Landes: der kleine ministerialische 
Adel , die alten edlen Grundherren , die geistlichen Körperschaften 
wurden dem territorialen Gedanken gewonnen. Die Landesherren griffen 
hier nicht zu besonderen , erst zu entwickelnden Mitteln ; es handelte 
sieh hier zunächst nicht um die Bildung eines neuen, eigenartig terri- 
torialen 8tandes; es kam nur darauf an, das Verhältnis der meisten 
dieser Gruppen zum Reich mit Geschick auf die Landesgewalt zu über- 
tragen. Nun waren die hervorragenderen geistlichen Körperschaften 
wie die grossen Grundherren innerhalb der künftigen Landesgrenze 
dem Reiche seit der Ottonenzeit zumeist vasallitisch verbunden gewesen, 
der Begriff der Lehnstreue allein hatte ihr Verhältnis zum Reichsober- 
haupt geregelt. An dessen Stelle musste jetzt der Begriff landes- 
herrlicher Lehnstreue treten: der territoriale Lehnhof wurde 
zum Sammelpunkt aller gesellschaftlich höher stehenden Schichten 4er 
Landeseingesessenen. Auch der Ministerialen. Schon längst hatte bei 
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diesen die Umbildung des alten Dienstverhältnisses in ein Lehnrer- 
hältnis begonnen ; jetzt nnn wurden sie den anderen Vasallen in einer 
Reihe Von Verschiebungen angegliedert und als Stand ritterlicher 
Herren dem sonstigen Lehnstande altadliger Herren untergeordnet War 
auf diese Weise der Einflnss und die Macht auch der höheren Klassen 
im Territorium dem Landesherrn zur Verfugung gestellt, so lässt sich 
doch nicht verkennen, dass diese Einordnung des Adels in die Landes- 
interessen nur auf ursprünglich rein gegenseitigem vertragsmassigen 
Verhältnis beruhte. Es bedurfte der willensstarken Th&tigkeit vieler 
Jahrhunderte, ehe diese Thatsache und ihr verfassungsmässiger Aus- 
druck im Standewesen verdunkelt und beseitigt, ehe der reine Unter- 
thanenbegrifffOr alle Landeseingesessenen entwickelt ward.« 

Diese Thätigkeit aber musste eine »langsam ordnende sein, sie 
mutete dem Durcheinander alter Verfassnngstrümmer autonomer Art 
in Hundertschaft, Zenderei und Markgemeinde neuformend und besei- 
tigend entgegentreten, sie musste die nunmehr abgelebten Bildungen 
autoritärer Art in Grundherrschaft und Vogtei ihren Zwecken in freier 
Umwandlung anpassen, sollte ein territorialer Organismus voll neuen 
Lebens entstehen, dem in voller Seele anzugehören auch die sozial 
führenden Schichten des Landes mit Recht gezwungen werden konnten. 
Die Thätigkeit der Landesherren in dieser Richtung füllt das spätere 
Mittelalter aus, ja sie reicht noch über dasselbe hinaus in fernere 
Zeiten. Ausgehend von den alten Rechten der Grundherrlichkeit und 
der Vogtei, von dem lehnsherrlichen Zwangsrecht gegenüber dem Terri- 
torialadel, endlich von den allmählich erworbenen Hoheitsrechten des 
Reichs auf dem Gebiete der Rechtssprechung wie der Verwaltung, 
namentlich der Finanzverwaltung, streben die Landesherren nach ver- 
einfachten Verhältnissen unter dem Ziele der allgemeinen Landes- 
wohlfahrt.« 

Und wie vortrefflich wussten sie nicht die Mittel zu entwickeln, 
welche sie diesem Ideale näher führen konnten : »Vor allem musste es 
sich darum handeln, eine genügende Macht zu entfalten, um die noch 
verstückelten und zerstreuten Landesteile in dem Gedanken gemein- 
samen Schutzes und territorialer Zusammengehörigkeit zu einem wirk- 
lich organischen Ganzen zu verbinden. Hierzu bedurfte es vor allem 
starker finanzieller Ueberlegenheit gegenüber den Eifersüchteleien 
der kleinen benachbarten, teilweis vom Landesgebiet völlig umschlossenen 
Grundherren. Nur eine völlige Umformung der alten auf die verschie- 
denartigsten Gerechtsame begründeten Einnahmen des Landesherren 
konnte diesen Zweck erreichen. Sie wurde durchgeführt, so durch- 
sichtig und so von neuen Finanzanschauungen durchwoben, wie man 
es nur in der Zeit beginnender Geldwirtschaft unter weit- 
gehender Verabschiedung naturalwirtschaftlicher Finanzgebarung ver- 
mochte. Die alten Bezüge grundherrlichen und vogteilichen wie son- 
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atigen halbprivatreohtlichen Charakters und Ursprungs worden soweit 
als möglich unifiziert und zu indirekten Steuern entwickelt; ihnen 
traten die kräftig entfalteten Abgaben und Einnahmen aus einst reichs- 
rechtlichen Regalien als zweite Steuerquelle indirekter Natur zur Seite. 
Und dieser Gesamtmasse indirekter Steuern wurde nun, je weiter die 
Entwicklung im 14. und 15. Jh. vorsohreitet , um so nachdrücklicher 
nnd ausgiebiger ein System direkter Besteuerung gegenübergestellt, 
dem alle Landeseingesessenen, die Unterthanen in der L a n d e s b e d e, 
einer rohen Einkommen- und Vermögenssteuer, die vasallitischen Stände 
in Subsidien und Matrikular beitragen unterworfen wurden. Be- 
deutungsvoll aber stand neben diesen regelmässigen Einnahmen in der 
Epoche abschliessender Territorialgründung, in dem der Stauferzeit 
folgenden Jahrhundert bis zu den grossen Elendsjahren des schwarzen 
Todes, der Geiselfahrten und der Judenschlachten, noch eine Anzahl 
außergewöhnlicher Finanzquellen. Täuscht nicht alles, so wurden in 
dieser Zeit wie im Kurfürstentum Trier so auch in vielen anderen Terri- 
torien die Juden, diese Grosskapitalisten und Grossbankherren des 
späteren Mittelalters, in energischster Weise zur Stärkung der landes- 
herrlichen Finanzen ausgenutzt. Indem man sie in ihren Privatge- 
schäften landesherrlich schützte und wohl gar ihre Geschäftserfahrung 
zur Führung des Landeshaushaltes heranzog, fundierte man zugleich 
auf ihren Kredit und ihren Kapitalreichtum eine ganze Reihenfolge 
von Anleihen in nicht mehr zu übersehender Höhe, deren Mittel zunächst 
zur thunlichsten Erweiterung und zum völligen Abschluss der Landes- 
grenzen ausgenutzt wurden. Kleine Grundherrschaften wurden ge- 
wonnen, Vogteien gekauft und pfandweise erworben, neue Vasallitäts- 
verhältnisse begründet, und somit territorialer Zusammenhang, Einheit 
und Ordnung durch Erwerb fehlender Rechte und mangelnden Ein- 
flusses geschaffen.« 

Zugleich aber wurden die überschiessenden nicht unbedeutenden 
Finanzmittel zum Ausbau der militärischen Einrichtungen und 
damit zur Begründung einer erstmaligen völligen Landessicherheit ver- 
wandt: »Wo nur landesherrlicher Einfluss eindrang und sich bald in 
grundherrlichen, bald in vogteilichen oder hoheitlichen Rechten nieder- 
schlug, da wurden zu seiner Verstärkung Burgen erbaut und mit 
einer in freiem Soldverhältnis stehenden Besatzung unter einem nach 
Amtsweise geworbenen und absetzbaren Burggrafen belegt.« 

Von da aus ergibt rieh auch unter Aufsaugung aller Reste von 
bisherigen Gerichts- und Vollstreckungsorganen die erstmalige 
Ausbildung selbständiger landesherrlicher A e m t e r in Ge- 
stalt geschlossener Bezirksverwaltung und in Gestalt 
von Landeszentralämtern (Hofrat): »Und wie wohlthätig 
wirkte diese Sioherung des Landes durch gut verteilte Burgenanlagen 
zugleich auch nach anderer Richtung ! Die Unterthanen gewohnten sich 
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daran» in dem Burggrafen ihren natürlichen Vorgesetzten und vom 
Landesherrn gesetzten Berater zu sehen ; so wurde der Barggraf 
neben seiner militärischen Stellang zam Landesbeamten, die 
Barg selbst zur Amts stelle, and der ihrem Einflass unterstehende 
Gebietsteil des Landes zum Amtsbezirk. Eine neue Be- 
zirkseinteilung des platten Landes bildete sich anf der na- 
türlichsten aller Grundlagen, auf der Basis des Friedensbedürfnisses 
und des Friedensschutzes , und aus der Militärverwaltung heraus er- 
wuchs eine erste wirkliche Territorialverwaltung. 
An diesen Kern lehnten sich nun alle anderen Verwaltungsbedürf- 
nisse des Landes an. Die Hochgerichte der alten Verfassung, so ver- 
schiedenen Ursprungs und so abweichenden Umfanges sie sein mochten, 
glichen sich jetzt mit den neuen Amtsgrenzen womöglich bis zur Ent- 
wicklung eines einzigen Amtshoch gerichts aus, und die Schultheissen 
der Grundgerichte wie die wenigen noch vorhandenen Zender der alten 
freien Zenderei- oder Untergerichte gaben ihre gerichtliche Voll- 
streokunsgewalt in den Schutz, ja bald in die freie Hand des 
zuständigen Amtmanns. Nicht minder suchte die landesherrliche 
Finanzverwaltung bald mehr bald weniger Fühlung mit der Bezirks- 
abgrenzung der A e m t e r. Was auch immer von Einnahmen inner- 
halb eines Amtes erfiel , was die Schultheissen an Gerichtsbussen , die 
Meier an grundherrlichen und vogteilichen Abgaben einnahmen, es 
wurde an eine gemeinsame Amtshebestelle abgeführt, der ein Kellner 
in besonderer, von den Geschäften des Amtmanns getrennter Verwal- 
tung vorstand.« 

Es versteht sich, »dass die glückliche Ausbildung der neuen Lokal- 
verwaltung von der nicht minder sorgsamen Entwicklung einer landes- 
herrlichen Zentral Verwaltung begleitet ward. Der Begriff aber, welcher 
beide Verwaltungen, abgesehen von der äusseren Regelung der gegen- 
seitigen Zuständigkeiten, mit einander verband, war der des Amtes. 
Das frühere naturalwirtschaftliche Mittelalter hatte nur den V a s a 1 - 
litätsbegriff einerseits, den Dienstbegriff andererseits zur 
Führung von Verwaltungsgeschäften in Anwendung bringen können. 
Beide Begriffe waren der nunmehr erforderten freien und doch zugleich 
von Geschlecht zu Geschlecht strenger zentralisierten Verwaltung nicht 
gewachsen. Die Vasallitätsverwaltung hatte unter dem Uebermass ein- 
geräumter Selbständigkeit jede Fühlung mit der Zentralstelle verloren, 
die Dienstverwaltung hatte sich , soweit ihr Personal in der höheren 
Ministerialität nicht zur Lehne Verwaltung überging, nie zu jener Frei- 
heit erhoben, welche zur Führung verantwortungsvoller Geschäfte un- 
erlässlich ist So konnte dem neuen Bedürfnis nur ein neues System 
der Verwaltung genügen. Es entwickelte sich während des 13. Jhs. 
langsam aus den alten Bildungen heraus zum Kernpunkt des Amtsbe- 
griffes. Seine Ausgestaltung aber war naturnotwendig mit dem Ein* 
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tritt der Geldwirtschaft gegeben uad bedurfte zum Ausreifen nur ge- 
ringer Nachhilfe seitens der Landesherren. Die Vasallität hatte, vom 
wirtschaftsgeschichtlichen Standpunkte aus gesehen, sur Erblichkeit der 
Aemter geführt, weil die Amtsbesoldung in Naturalerträgen bestand, 
mit deren Zuwendung zugleich die üebergabe des tragenden Fundus 
verbunden sein musste, so dass der Beamte nicht bloss in den Qenuss 
des Gehaltes kam, sondern auch in den Besits der Quelle, aus welcher 
dieses Gehalt erloss. Eine solche Begründung des Gehaltes konnte bei 
geringerer Verwaltungszentralisation nur mit der Erblichkeit der Aemter 
abschliessen. Aber jetzt häufiger etwa seit der zweiten Hälfte des 12. Jhs., 
wurde es möglich, Belehnungen auch aufGrund vonGeld- 
zahlungen vorzunehmen ; bei ihnen gelangte der Vasall nicht in 
den Besitz jener Einnahmequelle, welche die Zahlung seiner Lehnsgelder 
ermöglichte. Bald ging von diesem Punkte aus ein Umschwung des 
Lehnswesens von den weitreichendsten Folgen vor sich. Da man durch 
Zahlung von Lehnsgeldern die Erblichkeit vermied, so wurden Zeitlehen 
gewöhnlich; und indem man zugleich auf Grund jährlicher Lehnszah- 
longen vom Belehnten jetzt wieder bestimmte Leistungen ausserhalb 
der allgemeinen Forderungen des Lehnsrechtes verlangte, entstand seit 
dem Beginn des 13. Jhs. der Begriff des Dienstlehns. Was aber unter- 
schied ein Dienstlehn auf Zeit noch einschneidend vom Amte ? 
Nur wenige Generationen dauerte es, so wurde der alte Lehns- und 
Dianstbegriff völlig abgeschüttelt, und aus der Hülle der alten Begriffe 
schälte sich rein und klar der neue, in der Landesverwaltung sofort und 
umfassend zur Anwendung gebrachte Amtsbegriff.« 

Auch die Zentralverwaltung wurde, wie die Lokal Verwaltung, auf 
diesen Begriff hin entwickelt: »Ein Bat, welcher aus gelehrten, wie 
aus ungelehrten meist adligen Mitgliedern bestand, umgab den Landes- 
herrn und wurde von diesem durch Annahme der einzelnen Mitglieder 
in Amtsweise nach freiem Belieben zusammengesetzt Kein Zweifel, 
dass dem Landesherrn in einer solchen Behörde ein ungemein thatkräf- 
tiges Werkzeug zur Verfügung stand. Und lange genug, bis etwa zur 
Mitte des 15. Jhs., haben sich die Landesherren diesen Bat unge- 
teilt, in freier Verwendung seiner einzelnen Mitglieder erhalten. Die 
Zeit erforderte vor allem das Zusammenschweissen der einzelnen Lan- 
desteile des Territoriums so verschiedenen Ursprungs, eine Ausgleichung 
der örtlich unendlich voneinander abweichenden Rechte und Ansprache, 
eine kräftige Vertretung des Landes nach aussen hin unter der wech- 
selndsten Auffassung der Territorialselbständigkeit und der mannigfach- 
sten Behandlung des Reiohsgedankens: da war nur eine Zentralver- 
waltung zu gebrauchen, welche sich biegsam all diesen Notwendig- 
keiten anpasste, welche neben der beständigen Bearbeitung fester Ver- 
waltungsgegenstände auch vorübergehenden Bildungen und dem Be- 
dürfnis des Tages gerecht werden konnte. Eine solche Zentralverwal- 
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tung war dieser Bat mit seinem Kommissionensystem, 
das die wandelndste Zusammensetzung aller in ihm erhaltenen Arbeite- 
kräfte für jeden besonderen Zweck znliess : eben seine Elastizität, der 
Mangel einer Ausbildung von Einzelämtern oder 
Ministerien in ihm bildet eines der bezeichnendsten 
Merkmale des jugendlichen Territorialstaate s.c 

Aber mit dem Schlüsse des Mittelalters begann eine andere Periode 
der Entwicklung: »Jetzt waren die Grenzen des Territoriums geschlossen, 
eine freie Stellung innerhalb der Reichsverfassung durch den längeren 
thatsächlichen Bestand umfassender Privilegien gewährleistet» jetzt war 
eine Uebersicht über die alten Verfassungsbildungen innerhalb des Terri- 
toriums gewonnen und ihre Klärung mit Rücksicht auf das oberste 
Ziel einer einheitlichen Territorialgewalt weithin durchgeführt: das 
Territorium war aus einem Eonglome rat zu einem 
Organismus, aus einer Sammlung auseinanderstrebender rechtlicher 
und ökonomischer Entwicklungsrichtungen zu einem einheitlichen 
Staats- und Wirtschaft skürper geworden. Mit dieser Um- 
gestaltung zum Individuum machte sich auch der Egoismus aller indi- 
vidualen Lebensformen geltend. Ein neues einheitliches Staateideal, 
die Wohlfahrt der Landeseingesessenen und des Territoriums, wird 
nunmehr aufgestellt und seine Verwirklichung mit allen Mitteln als 
fürstliches Recht vom Landesherrn beansprucht, ein Abschluss der 
Landesindividualität gegenüber anderen Territorialstaaten zu Gunsten 
bevorzugten Sonderbestandes wird ins Auge gefasst. So entsteht eine 
Fülle neuer politischer Ziele; das Territorium tritt, allseitig als Staat 
auf und entwickelt eine eigene äussere Politik nicht bloss der einfachen 
Machtbestrebungen, sondern auch der Handelsvorteile und industriellen 
wie landwirtschaftlichen Stärkung ; und im Innern versucht der Landes- 
herr zum erstenmale ernsthaft eine Einfügung der noch widerwilligen 
Stände in das ordnungsmässige Verhältnis der Landeseingesessenen, wie 
eine weitgehende Fürsorge für den wirtschaftlichen und sozialen Zu- 
stand der niederen Untertbanen.« 

Gerade in lezterer Beziehung that jetzt schnelle Hilfe not : »Fast 
seit Ausgang der ersten Hälfte des Mittelalters waren die niederen 
Klassen der Grundholden und Vogteileute sich selbst überlassen ge- 
blieben ; jetzt seufzten sie schwer unter den unglaublich verschrobenen 
Verhältnissen, in welche sie der Verfall aller unmittelbar für sie be- 
stehenden Einrichtungen, autonomer wie autoritärer, gebracht hatte. 
Von den Markgenossenschaften bestand kaum noch mehr als der Schatten 
ihrer früheren Bedeutung; ihre grossen Verbände, wie sie auf alter 
Hundertschaft oder Zenderei beruhten, waren in wirtschaftlicher Nutzung 
wie Handhabung der Verwaltung gleich unheilbar verfallen, und die 
kleineren Verbände waren in die Markherrlichkeit der Grundherren 
aufgegangen oder durch Verkauf oder sonstigen Verlust einzelner ge- 
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meiner Nutzangen gesprengt und geborsten. Auch die Grundherrschaft 
bot keinen Halt mehr. Wo war ihre einst den Verhältnissen so weise 
angepasste obere Verwaltung geblieben? Wo die milde Rechtssprechung 
der Meierämter, die regelmässige und nicht überhastete Einnahme der 
Zinse, die Fürsorge für weiteren Ausbau des Landes zu Gunsten jüngerer 
Söhne der Hofhörigen? Diese Wohlthaten hatten zum guten Teile auf 
Einrichtungen eigenartig naturalwirtschaftlichen Charakters beruht, mit 
dem Aufkommen geldwirtschaftlicher Bestrebungen auf dem platten Lande 
mussten sie haltlos zusammensinken. Oder sie waren aus noch nicht 
vollendeter Urbarung des Landes erwachsen : der Landesausbau aber 
verschwand seit Beginn des 13. Jhs. vor der Erscheinung einer wahren 
Uebervölkerung des platten Landes bei nicht mehr genügendem Nah- 
rungsspielraum. Diesen harten Thatsachen gegenüber half der Eintritt 
mancher erfreulichen Entwicklungen, das Aufblühen der freien Pach- 
tung, die zunehmende rechtliche Freiheit der niederen blassen, daß 
Wachstum der Städte , nicht viel : unter dem Verfall aller autonomen 
und autoritären Bildungen, unter dem Einfluss mit zunehmender Schwie- 
rigkeit zu beschaffender Lebenshaltung entstand ein ländliches 
Proletariat, dessen drohende Bildung sich schon im 14. Jh. er- 
kennen läset. Und doch waren die Zeiten des 14. Jhs. noch verhält- 
nismässig günstig. Noch stieg der gemeine Tagelohn bis zur Höhe 
dieses Jahrhunderts, und fiel er seitdem, so wurde sein Sinken zunächst 
doch noch durch eine bei weitem stärkere Abnahme der Produkten- 
nnd Arbeitstierpreise ausgeglichen. Allein im Laufe und besonders 
gegen Schluss des 15. Jhs. verschlimmerte sich die Lage in der bedenk- 
lichsten Weise. Hatte bisher das besitzlose ländliche Proletariat in 
seiner Not wesentlich allein gestanden, so begann jetzt auch der kleine 
Bauer zu kränkeln. Auf dem platten Lande gab es jetzt fast kein 
freies Eigen mehr; gewiss wird man den ritterschaftlichen und geist- 
lichen Besitz am Schluss des Mittelalters auf mehr als die Hälfte 
alles bebauten Areals berechnen können, und ein be- 
trächtlicher Teil der anderen Hälfte wird als verhältnismässig unfrucht- 
bares Gemeindeeigentum anzusprechen sein. So war der kleine Grund- 
besitzer im wesentlichen auf die Ausbeutung von Herrengut angewiesen ; 
er zinste und zahlte vom Boden, die Grundrente kam dem Boden nur 
zu geringem Teile zugute, die Widerstandskraft gegenüber grösseren 
Schwierigkeiten wirtschaftlicher Natur war nur schwach entwickelt. 
Nun kam es aber schon gegen Schluss des Mittelalters, und noch mehr 
im ersten Viertel des 16. Jhs. zu einem ganz aussergewöhnliohen Fallen 
der Getreidepreise, und hiermit zu einer schweren Krise gerade des 
kleinen Grundeigentums. Der Bauer überstand sie nicht, der Terri- 
torialstaat war noch zu wenig entwickelt, um ihn durch kräftige orga- 
nische Massregeln zu helfen: eine dauernde Gärung bemächtigte sich 
des kleinen Mannes und führte zu einer Vereinigung seiner Forderung 
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mit den älteren Klagen des besitzlosen Arbeiters. 80 bereiteten sioh 
die schweren Zeiten bäuerlicher Unruhen and Kriege am die 
Wende des 15. und 16. Jhs. vor.« 

Die finanzielle Bedrängnis nötigte zur 8tftrkong der lan ds c haft- 
lichen Vertretung, zur Ausbildung des lan dst indischen Lebern 
(S. 1526 f): »Auch die Aussichten des Territorialstaates bei seinem 
Eintritt in die Neuzeit waren nicht übermässig günstig. Lasst sich eine 
erste Blütezeit der deutschen Territorien ziemlieh allgemein für die 
erste Hälfte des 14. Jhs. nachweisen, so waren die Machtmittel der 
Fürsten seit dieser Zeit wohl in den meisten Lindern nicht jenen Er- 
wartungen entsprechend gestiegen, welche man aus der bisherigen Ent- 
wicklung hätte begründen können. Vor allem waren es die Finanzen, 
welche von Generation zu Generation mehr Borge verursachten. Mit 
der Mitte des 14. Jhs. fielen die ausserordentlichen Einnahmen weg, 
welche man in reichstem Masse aus dem Judensohuts gezogen hatte; 
wohl schwerlich hat die seit den Greueln des Jahres 1349 gebrochene 
Kapitalkraft der Joden jemals wieder eine so hohe Sohätsung gestattet, 
wie sie vor dieser Zeit gewöhnlich war. Auf der anderen Seite aber 
wuchsen die Ausgaben von Jahr zu Jahr mit den erweiterten Aufgaben 
der Territorialgewalt und mit dem sioh zu dauerndem Kriegszustand 
zuspitzenden Gegensatz zwischen Territorien und Städten. So sind die 
meisten Territorien namentlich in der ersten Hälfte des 15. Jhs. heillos 
verschuldet; landesherrliche Bankerotte gehören nicht mehr zu den 
Seltenheiten. Um aus diesen unerträglichen Zuständen herauszuge- 
langen, bot sioh nur ein Mittel dar, die Anrufung der Stände» 
Man bequemte sieh zu ihr, man räumte damit den höheren sozialen 
Schichten des Territoriums eine Erweiterung jener politischen Selbstän- 
digkeit ein, welche man noch im 14. Jh. völlig vernichten zu können 
gehofft hatte : die Periode ständischer Regierung in den Territorien 
wird eingeleitet. Und so schien denn das deutsche Fürstentum von 
seinem ursprünglichen Ziele der Begründung eines monarchischen Ab- 
solutismus entfernter als vielleicht jemals vorher. Aber es schien nur 
so: noch bestanden die kraftvollen Keime eines künftigen Absolutis- 
mus wie sie im späteren Mittelalter in einer ausgedehnten land e» 
herrlichen Verwaltung und in der Aufstellung eines neuen Wohl- 
fahrtsideals staatlicher Entwicklung gelegt waren ; aus ihnen er- 
wuchs schliesslich trotz aller noch zu überwindenden Schwierigkeiten die 
unbeschränkte Monarchie, der landesherrliche Absolutismus des 17. und 
18. Jahrhunderts.« 

Die Mitwirkung der Renaissance des römischen Rechtes und dae 
Vorbild der wohlfahrtspolizeilichen Verwaltung der Städte dürfen bei 
der Erklärung der ersten und zweiten, noch spätmittelalterlichen Unter- 
stufen des Territorialismus nicht übersehen werden. 

Die weiteren Unterstufen des Territorialismus über die lan ds tä ndi aehe 
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Periode hinaus durch den Absolutismus bis zum konstitutionellen Terri- 
torialismus mit Trennung von Justitz und Verwaltung und mit gleich- 
massiger Kommunalisierung bürgerschaftlicher Art gehören nicht mehr 
hieher. Dieselben sind übrigens entwickelungs geschichtlich jetzt schon 
weit durchsichtiger, als es bisher die Entwickelung der Verfassung und 
Verwaltung des platten Landes vom Ende der Volkschaftszeit bis zum 
Anfang des Territorialismus gewesen ist. 

Mochten auch für andere Landschaften Deutschlands und des be- 
nachbarten Auslandes gleich wertvolle Bearbeitungen desselben Gegen- 
standes immer reichlicher gewonnen werden ! Für eine allgemeine Ent- 
wickelungslehre der Gemeinwesen w&re dann die Arbeit gewaltig er- 
leichtert. 

Zum Schlüsse betonen wir nochmals, dass wir weit von der Meinung 
entfernt sind, im obigen den vollständigen Abriss einer allgemeinen 
Gemeinwesens- Entwicklungslehre gegeben sn haben. Sogar, was die 
blosse Klassifikation der gesamten Entwickelnngs-Erscheinungen der Ge- 
meinwesen betrifft, haben wir die Uebergangsgebilde, die hybriden und 
krankhaften Bildungstypen, auch die Bundes- und Bundesstaatserschei- 
nungen aller fünf Intensitätsstufen beiseite gelassen. Das Werk , auf 
welches wir verweisen wollten, gab keine Veranlassung auf dieselben 
einzugehen. Vielleicht ist es uns noch beschieden, in anderer Form Voll- 
ständigeres zu liefern. 
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Binding, Die Gründang des Borddeutschen Bandes« Leipzig, Danoker 
and Hamblot. 1889. (72 8.). (Sonderabdruok aas der Festgabe der Leip- 
ziger Juristenfakultät für B. Windscheid zum 22. Dez. 1888.) 

Eine Schrift Bindings ist allemal eine Thatsacbe von Bedeutung 
und fordert allemal Beachtung. 

Mag man auch den kühnen Gängen des energischen Denckers nicht 
überall zu folgen im stände sein, so wird man doch mindestens ge- 
waltige Anregung durch seine Gedanken empfangen. Stagnation kann 
nicht aufkommen, wo solche Kräfte ihre Energie entfalten. Und das ist 
eine Leistung für die Wissenschaft von unendlich grösserem Wert, als 
das Wandeln auf den gewohnten Pfaden, mag auch der Pfad sicher und 
sauber und jeder Schritt reinlich und zweifelsohne sein. Freilich möchte 
ich nicht jedem raten, es wie Binding zu versuchen; dazu muss man 
eben Binding sein. Bedenklicher für die Wissenschaft als die Gänge auf 
ausgetretenen Pfaden sind hohe Anläufe mit unzureichenden Kräften« 

Binding pflegt es dem Leser nicht gerade leicht zu machen — 
sehr begreiflich, da er es sich selbst nicht leicht macht. 

Auch das kleine Buch, daB ich hier anzeigen will, rechtfertigt 
überall die vorstehenden Bemerkungen. 

Es will die letzten juristischen Gründe der rechtlichen Existenz 
des Norddeutschen Bundes nachweisen — eine schwierige Arbeit, aber 
keine durch die vorhandene Litteratur überflüssig gemachte Arbeit. 
Die Tragweite einer solchen Untersuchung ist nicht auf ihren nächsten 
Gegenstand beschränkt, und sie durfte von ihrem Verfasser sehr wohl 
als ein Beitrag der Lehre von der Staatensoböpfung auf dem Titel des 
Buches bezeichnet werden. 

Für mich liegt die Hauptbedeutung der Arbeit gerade in dieser 
Richtung. Es handelt sich um das schwierige Problem der Begründung 
eines Bundesstaats unter einer bis jetzt in eine Mehrheit selbständiger 
Einzelstaaten zerfallenden Nation. An dem Beispiele der Bildung des 
Norddeutschen Bundes wird die allgemeine Frage erörtert und der all- 
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gemeinen Staatenbildungstheorie kommt die Fracht der Untersuchung 
su Gute. 

Wie muaete die norddeutsche Bundesverfassung auf der Grundlage der 
bestehenden staatlichen Verhaltnisse entstehen? Sie konnte nicht ent- 
stehen durch die That des Norddeutschen Bundes selbst ; denn dieser war 
noch nicht da. Sie konnte aber auch nicht entstehen als Ausfluss schon 
bestehender Verfassungen d.h. auf verfassungsmässigem Weg; denn irgend 
eine Gesamtverfassung, welche diesen Weg in sich geschlossen hätte, 
gab es nicht; und die Einsei Verfassungen der nordd. Staaten hatten keine 
das Einzelstaatswesen übersteigende Schöpfungsinacht. Mit grossem 
Nachdruck wird von B. namentlich der letztere Sats sur Geltung ge- 
bracht und der in dieser Hinsicht vielfach gemachte Fehler, der »Ge- 
setslichkeitsfehler«, bekämpft. 

Es ist ersichtlich, dass, was hier in Beziehung auf den Bundesstaat 
gesagt wird, für jede wirkliche Staatsneubildung zutrifft; die erste Ver- 
fassung eines neuen Staats kann weder sein eigenes noch das verfas- 
sungsmässige Werk anderer sein. 

Der Grundgedanke 2Ts. ist folgender. Die Ansicht, dass ein Staat 
nicht gleich als Verfassungsstaat zur Welt kommen kann, ist unrichtig. 
Soll dies aber geschehen , so muss notwendig die Errichtung der Ver- 
fassung der Errichtung des Staates zeitlich vorangehen, and jene ist 
der Wille ihrer Schöpfer, nicht des Staates selbst. Die Errichtung des 
Staates ist in diesem Fall schon die Folge der bestehenden Verfassung, 
die Vollstreckung des Verfassungsgesetzes. Dieser Weg wird dadurch 
möglich, dass die Herrscher und Unterthanen des künftigen Staats selbst 
die Verfassung schaffen; die Form hiefür ist die Vereinbarung zwischen 
ihnen. Vereinbarung und Vertrag sind wesentlich verschiedene Dinge. 
Die Vereinbarung allein enthalt einen Gemeinwillen; die Vereinbarung 
der künftigen Verfassung ergibt die paktierte Verfassung im richtigen 
8inn des Wortes. 

Von diesen Grundgedanken aus wird der ganze Vorgang, aus wel- 
chem der Korddeutsche Bund entsprang, verfolgt, die gemachten Fehler 
untersucht, ihre Korrektur nachgewiesen, die Frage der Schaffung, Be- 
urkundung, Publikation der Verfassung, die Frage der Bestimmung des 
Termins für den Beginn ihrer Wirksamkeit, des Inslebentretens des 
Bundes selbst bis ins einzelne erörtert. Ganz besonders wichtig und 
interessant ist die Untersuchung der Stellung, die bei einem solchen 
Werke den Landst&nden der einzelnen Staaten zukommt , und allein 
zukommen kann, wenn man nicht in den »Gesetzlichkeitsfehler« fallen will. 

Leider muss eine kurze Anzeige darauf verzichten, dem Einzelnen 
nachzugehen. Es versteht sich von selbst, dass ein so eigenartiges 
Werk nicht darauf zahlen kann, in allen Punkten Zustimmung zu finden. 
Ich meinerseits bin mit dem Grundgedanken nicht ganz einverstanden 
und alle übrigen einzelnen Differenzen haben fast nur darin ihren Grund« 
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Dass eine Verfassung als gültiges, wirksames Gesetz entstehen könne 
vor dem Staat, dessen Verfassung sie sein soll, und dass das Insleben- 
treten des Staates selbst die Wirkung dieser Verfassung sei, halte ich 
fOr unmöglich. Natürlich kann eine Verfassungsurknnde ausgearbeitet 
und to 11 ständig in ihrem Texte hergestellt werden, schon ehe der Staat 
selbst da ist. Es ist dies aber eben nur die Verfassung eines künftigen 
8taates , die Verfassung , die nach der Absicht derjenigen, welche sie 
machen, Verfassung des Staates sein soll, wenn er selber ist. Eine wirk- 
liche Verfassung des noch nicht wirklichen Staates kann es nicht geben. 
Der Staat kann nicht die Wirkung einer schon bestehenden Verfassung 
sein; denn diese Verfassung, aus der er entspringen sollte, kann nicht 
Verfassung schlechthin, sondern nur Verfassung eines Staates sein, sie 
kann aber nicht Verfassung eines anderen Staates sein, also nur Ver- 
fassung des neuen Staates selbst, der somit selber da sein muss. Der 
Staat kann also nicht als Wirkung des bereits gültigen Verfaesungs- 
gesetzes, sein Inslebentreten nicht als Vollzug desselben aufgefasst 
werden. Die Schöpfer der Verfassung waren überhaupt nicht Gesetz- 
geber. Denn nur ein schon bestehendes Gemeinwesen kann einen Ge- 
setzgeber haben. 

Trotz alle dem stehe ich der B. 'sehen Auffassung viel näher, als es 
scheinen könnte. Ich bin meinerseits überzeugt, dass es sich wesentlich 
nur um eine Verschiedenheit im Ausdruck und in der Formulierung der- 
selben Dinge handelt. Was namentlich den zweiten Teil des JB.'schen 
Grundgedankens betrifft, so bekenne ich mioh mit Freuden zu demselben. 
Der Gemeinwille entsteht nicht durch Vertrag, sondern durch Verein- 
barung der Elemente des künftigen Staates; die Errichtung der Ver- 
fassung ond die des Staates war das Werk derselben Schöpfer. Lasse 
ich das Licht dieses Satzes zurückfallen auf den ersten Teil des Grund- 
gedankens, dann wird mir auch dieser zur Wahrheit. Verfassung und 
Staat entstanden zumal, die Entstehung der Verfassung war die Ent- 
stehung des Staates selbst Seine Schöpfer schufen mit der Verfassung 
den Staat selbst In dem Augenblick, da die Verfassung fertig, d. h. 
als eine lebendige geschichtliche Thatsache, nicht bloss als eine Text- 
herstellung vorhanden war, war auch der Staat da, und die Ver- 
fassung war seine Verfassung, die er vollzog als solche, nicht als ein ihm 
vorher gegebenes Gesetz, das sie selbst erst wurde mit seinem Dasein, und 
darum als sein Gesetz , als sein Wille. Die Idee des neuen Staates 
war schon vorhanden in denjenigen , die seine Glieder werden sollten 
und werden wollten. Aus ihr heraus, nicht als Einzelne, sondern als 
Repräsentanten des werdenden Staates bauten sie dessen Verfassung 
und damit den Staat selbst 80 weit seine Wirklichkeit für den Einsei- 
staat noch bedingt war durch die Zustimmung der Einzellandstande, war 
auch die Wirklichkeit der Verfassung noch abhängig von derselben. 
Für denjenigen Staat , der durch das Votum seiner Stande genßügt 
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gewesen wäre, «oh an den neuen Bond auszusehliessen, wurde auch 
die Verfassung keine Wirklichkeit; er fiel nicht unter sie, und ebenso 
umgekehrt. Als der Staat fertig war und zum eigenen Leben erwachte, 
erwachte er mit dieser Verfassung; und erst in diesem Augenblick war sie 
selbst Verfassung eines Staates geworden; in diesem Momente wollte 
er sie auch und konnte gar nicht anders als sie wollen, und dadurch 
war sie Gesetz, sein Gesetz; vorher war sie überhaupt nicht Gesetz, 
sondern etwas was erst Gesetz werden sollte, aber nur Gesetz werden 
konnte, wenn der Staat selbst da war. Sp war aber gleichseitig auch 
Thatsache, historische Thatsache , wie jede Verfassung die Thatsache 
seiner lebendigen Gliedmassigkeit, ohne die kein Staat sein kann, weil 
sie eben gerade sein lebendiges Sein bedeutet 

Ich habe das Buch B'% bis ins Einzelnste hinein unter dieser Auf- 
fassung geprüft und gefunden, dass sie sich fiberall und in allen Punkten 
durchfahren l&sst» 

Eine Menge interessanter und anregender Gedanken finden sich neben 
der Durchführung des Hauptgedankens durch die Arbeit zerstreut. 

Beispielsweise hebe ich folgendes hervor : die Warnung vor einer 
Rechtsvergleichung vor genauester Feststellung der Einzel Vorgänge 
(S. 5), die Bedeutung der Willenserklärung durch konkludente Hand- 
lungen auf dem Boden des Öffentlichen Rechts (S. 31, 82), die Bedeutung 
des Gegensatzes zwischen Urheberschaft und Beihilfe Aber das Kri- 
minalrecht hinaus für das ganze Rechtsgebiet u. s. f. Alles in allem 
ein tiefgehendes bedeutendes Werk, an dem niemand vorübergehen 
kann, der den Vorgang der Staatsbildung näher kennen lernen will. 

Fricker. 

de Heyking , L'exterritorialitf. Berlin , Puttkammer und Mfihl- 
brecht. 1889. (170 8.). 

Diese kleine, Minister Giers gewidmete Schrift gibt eine gute Ueber- 
sicht der ganzen völkerrechtlichen Lehre von der Exterritorialität. Die 
Litteratur ist sehr umfänglich benutzt und zusammengetragen. Aber 
auch die Gesetzgebung, namentlich die deutsche Reichsgesetzgebung, 
ist überall beachtet , und die Praxis in Beziehung auf viele Spezial- 
fälle herbeigezogen. 

Der Standpunkt» den der Verfasser einnimmt, ist nach meiner An- 
sicht der richtige. Namentlich wird jede Fiktion zurückgewiesen und 
das Recht auf seinen Zweck begrenzt. 

Die Untersuchung ist sorgfältig und ruhig, das Urteil massvoll und 
besonnen. 

Es ist nicht die Aufgabe eines Buches dieser Art, nur neues zu 
bringen. Aber das vorliegende ist überall selbständig, und kann in man- 
chen Beziehungen für sich in Anspruch nehmen, richtige Prinzipien 
durchgeführt und weitergeführt zu haben. 
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lob kann mich nicht mit allem Einzelnen einverstanden erklären, 
selbst nicht in allen prinzipiellen Aufstellungen, was jedoch nach mei- 
ner Ansicht der Trefflichkeit des Buches keinen Eintrag thnt. 

Nur Eines möchte ich in dieser Hinsicht hervorheben. Wenn de EL 
das Exterritorialitätsrecht auf die ausdrückliche oder stillschweigende 
Uebereinstimmung der Staaten begründet, so kann ich dies zwar in 
gewissem Sinne zugeben, vornehmlich im Sinne einer allgemeinen An* 
erkennung, wie deren alles Recht bedarf. Ich nehme auch an, da» 
dies die Meinung des Verfassers ist, indem er den Grund der Ueber- 
einstimmung der Staaten in der Notwendigkeit der internationalen 
Gemeinschaft erblickt. Diese Gemeinschaft halte ich meinerseits nicht 
bloss für eine durch das Staatswohl gebotene Forderung, {sondern für 
eine objektiv gegebene historische Thatsache, wie die Thatsache der 
Einzelstaaten. Die Verletzung der Exterritorialität durch einen 8taat 
kOnnte also nicht durch dessen Erklärung, dass er nicht mit den an- 
dern übereinstimme, gerechtfertigt werden. Dricker. 

Dr. W. Michael, die Formen des unmittelbaren Verkehrs swischen 
den deutschen Kaisern und souveränen Fürsten vornehmlich im X^ 
XI« und XIL Jahrhundert. Hamburg und Leipzig, Leopold Voss. 1888. 
(VI. u. 156 SS.) 

In der Vorrede bezeichnet der Verfasser seine Arbeit als einen Bei- 
trag zur Geschichte des Völkerrechts im Mittelalter. Sie gehört aber 
weit mehr der politischen Geschichte, der Entwickelang der Machtver- 
hältnisse oder Prätensionen der Staaten, als der Völkerrechtsgeschichte an. 

Sie enthält einen kurzen übersichtlichen Bericht über die in den 
Quellen sich findenden Vorgänge des persönlichen und des brieflichen 
Verkehrs der deutschen Kaiser mit dem Papst, dem griechischen Kaiser, 
den Königen von Frankreich und England (auch mit den Königen von 
Ungarn, Dänemark, Burgund und dem Herzog von Polen), soweit es die 
Formen dieses Verkehrs betrifft. Sie kommt zu dem Schluss, »dass 
eine gewisse Bangordnung unter den abendländischen Fürsten im Mittel- 
alter allgemein anerkannt war. An der Spitze steht der Papst; erst 
als der zweite vom Bang folgt ihm der Kaiser. Des Kaisers Würde 
steht über derjenigen aller übrigen abendländischen Fürsten. Ausser- 
halb dieser Bangordnung steht das byzantinische Kaisertum ; das völ- 
kerrechtliche Verhältnis beider Kaiser ist Gegenstand des Streits.« 

Nur etwa das Verhältnis des abendländischen und des morgenländi- 
schen Kaisers nähert sich dem Gedanken des modernen Völkerrechts, 
sofern beide einander auf demselben Fuss gegenübertreten , freilich 
jeder mit derselben, je die des andern negierenden, Prätension. Das 
Verhältnis zum Papst und das Verhältnis der abendländischen For- 
sten zum deutschen Kaiser beruhten auf Vorstellungen, deren Hinweg- 
räumung die Bedingung eines wirklichen Völkerrechts war. 

Die Formen des Verkehrs zwischen Kaiser und Papst, machen fast 
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die Hälfte des Buches aus. Die hier mitgeteilten Fälle, wo die Ueber- 
bringer eines Briefe« mit weiteren Aufträgen ausgestattet und der 
Gunst des Adressaten empfohlen werden, lassen sich für die Geschichte 
des Gesandtschaftswesens verwerten« 

Auch das, was in dem Abschnitt vom persönlichen Verkehr von 
den Grenzflüssen als Verkehrspunkten gesagt wird, ist von völkerrechts- 
geschichtlichem Interesse. 

Tiefer gehende historische Erörterungen finden sich selten (beson- 
ders hervorzuheben der Etiketten-Streit zwischen Kaiser und Papst 
von 1159.) 

Uebrigens liest sich die kleine Schrift: ganz gut und ist dem Re- 
ferenten interessant gewesen, kann auch gewiss gute Dienste leisten. 
Aber ein Urteil darüber im allgemeinen steht dem Historiker nicht dem 
Publizisten zu, Fricker. 



Stölzel , Brandenburg-Preossens Reohtsverwaltung und Rechts- 
Verfassung. 2 Bde. Berlin, Vahlen. 1888. 

»Die Darstellung der Rechtsverfassung bedeutet zugleich eine Dar- 
stellung derStaatsverfassung.c Diese Worte aus der Vorrede des Wer- 
kes würden uns das Recht geben, dasselbe an dieser Stelle zu bespre- 
chen. Gleichwohl dürfen und müssen wir auf eine eingehende Relation 
verzichten. Das Buch in seiner ganzen Bedeutung darzulegen, müssen 
wir Berufeneren überlassen. Wollten wir uns aber auch darauf beschrän- 
ken, es von der uns in erster Linie interessierenden Seite zu betrachten, 
so bietet es einen solchen Reichtum an Thatsachen und Gedanken, 
dass eine nicht sehr umfängliche Darlegung ganz ausser Verhältnis zu 
der Bedeutung des Werkes bleiben musste. Es entspricht sicherlich 
derselben und unserer Hochachtung mehr, wenn wir lediglich diese zum 
Ausdruck bringen , und unsere Freude darüber aussprechen , dass der 
hochverdiente Verfasser uns mit dieser neuen höchst wertvollen Gabe 
beschenkt hat Wer nur immer an dem Gegenstand des Werkes von 
irgend einer Seite her Interesse nimmt , der muss dasselbe studieren, 
und möge sich ja nicht an die Kenntnisnahme durch die Vermittlung 
irgend einer Besprechung genug sein lassen. Fticker. 



Hammann, Die Deutsohen Standesherrn und ihre Sonderrechte. 

Donaueschingen, Mory's Hofbuchhandlung. 1888. 

Die Schrift ist aus Aufsätzen entstanden , welche der Verfasser in 
der Kölnischen Zeitung veröffentlichte. Sie hat den Zweck der Beleh- 
rung des gebildeten Publikums über die Rechtsverhältnisse der D. Stan- 
desherrn; es soll dadurch ein richtigeres Urteil über die Angriffe auf 
die Sonderrechte der Standesherrn herbeigeführt werden. 

Diesem Zweck kann die Schrift in der That sehr wohl dienen. Ihr 
Ursprung gereicht ihr hiebei nur zum Vorteil, weil sie nicht schwierig 
Zeitochr. f. Staats*. 1890. III. Holt 87 
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la lesen ist, sondern eine allgemein interessante und angenehme Lek- 
türe bildet. 

Eingehende juristische Untersuchungen enthalt die Schrift nicht; 
die benützte Litteratur würde für eine wissenschaftliche Monographie 
nicht genügen ; über manche Satze kann man streiten ; einzelne An- 
gaben sind unrichtig. Gleichwohl ist sie eine gute Leistung, die auch 
dem Juristen sehr wohl dienen kann, vor allem als Uebersicht und ge- 
ordnete Zusammenfassung. 

Die politische Tendenz ist massvoll un d der Sache angemessen und 
beeinträchtigt nirgends die objektive Darstellung. 

Zum grossen Teil bilden die Verhältnisse in Preussen den Gegen- 
stand der Sohrift, was gerade für nichtpreussische Leser von Wert ist. 

Ein Anhang druckt das Preossische Edikt von 1815 und die In- 
struktion dazu von 1820 und, was besonders zu rühmen ist, die Reichs- 
gerichtsentscheidungen in Sachen des Fürsten Friedrich zu Sayn-Witt- 
genstein-Sayn gegen die Witwe des Fürsten zu 8.-W.-S. und des 
Prinzen von Croy gegen den preußischen Fiskus ab. FHcker. 



Heilborn, Beeilte und Pflichten der neutralen Staaten in Bezug 
auf die während des Kriege« auf ihr Gebiet übertretenden Ange- 
hörigen einer Armee und das dorthin gebrachte Kriegsmaterial der 
kriegführenden Parteien« Berlin, Springer. 1888. 

Diese Schrift behandelt den praktisch wichtigsten* Pnnkt des Neu- 
tralit&tsrechtes. Sie ist entstanden als eine von der Bl%MtschU~$tif%ung 
in München gekrönte Preisschrift. Der Preis ist vollauf verdient. Sehr an- 
sprechend in der Form behandelt die Schrift ihren Gegenstand mit Gründ- 
lichkeit und Besonnenheit. Ich freue mich , sagen zu können , dass 
ich fast sämtlichen Aufstellungen und ihrer Begründung zustimmen kann. 
Hie and da sind mir allerdings Bedenken gekommen, so z. B. hin- 
sichtlich des Rechts zur Aufkündigung von Staatsdienstbarkeiten (8. 10), 
hinsichtlioh der Begründung des Asylrechts (S. 14, die Abwendung der 
Kriegsgefangenschaft ist doch nicht indifferent in Hinsicht auf Vorteil 
und Nachteil der Kriegführenden), hinsichtlich der Behandlung der 
Deserteure (S. 34, sollte eine bestehende Auslieferongspflicht nicht durch 
den Krieg suspendiert werden ? wie soll die Absicht des Deserteurs er- 
wiesen werden?). 

Die einschlägige Litteratur ist naoh dem Masse des Zweckes be- 
achtet; auch auf die geschichtlichen Vorgänge ist Bücksicht genommen, 
beides wesentlich mit Beschränkung auf die neuere Zeit. Das Letztere 
ist darin begründet, dass die nenere Entwicklung eine teilweise Um- 
wandlung der Auffassung mit sich gebracht hat. 

Dieser Punkt führt mich noch zu einer Bemerkung über die Methode, 
die mir bei der Eigentümlichkeit des Völkerrechts immer von besonde- 
rem Interesse zu sein scheint. 
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Den Ausgang nimmt die Schrift eben von dem Sinne der Neutra- 
lität, wie er den modernen Verhältnissen, Bedürfnissen und Auflassungen 
entspricht und in Wissenschaft und Praxis sich kundgibt. Nun werden 
die verschiedenen Beziehungen in dem Umfang des Themas erörtert 
und die Entscheidung wird dabei gewonnen aus dem Wesen und Zweok 
der Neutralität in dem festgestellten Sinn und aus der Wirkung der 
staatlichen Handlung in Hinsicht auf diesen Zweck. Die geschichtlichen 
Vorgänge dienen mehr zur Bestätigung der so begründeten 8ätze, als 
su ihrer Begründung. 80 bekommt die Arbeit den Anschein, als kon- 
struiere sie das positive Völkerrecht aus theoretischen Prinzipien. Ich 
will nun nicht entscheiden, ob dies nicht hie und da wirklich der Fall 
ist und ob nicht die Forderung der Humanität da und dort vielleicht 
eine su grosse und nicht berechtigte Bolle spielt (wo es sich nur de 
lege lata handelt). 

Im ganzen aber hat der Verfasser die Grenze richtig eingehalten. 
Sein Ausgangspunkt ist nicht ein theoretischer Begriff, sondern die aus 
Thatsaohen und aus der geschichtlichen Entwicklung abgeleitete Auf- 
fassung der Zeit, wie sie in der Staatengemeinschaft lebendig ist ; dass 
er dann hieraus seine übrigen 8ätze als Konsequenzen und Anwendung 
des Grundbegriffe gewinnt, ist kein Fehler , die Konsequenzen sind auch 
keineswegs abstrakt gezogen worden, sondern im Ansehluss an die le- 
bendigen Bedürfnisse; man hat überall den Eindruck, dass er das 
Rechte und Wirkliche getroffen habe. Es hat diese Behandlung den 
Vorteil, dass man eine Eineioht in den Grund der Rechtssätze erhält, 
was zu deren Verständnis wesentlich beiträgt. 

Nicht bloss das Neutralitätsrecht , das ganze Völkerrecht enthält 
zum weitaus grössten Teil nicht Sätze von bestimmtem positiv formu- 
liertem Inhalt, sondern nur solche Konsequenzen aus allgemeinen Auf- 
fassungen hinsichtlich eines Verhältnisses, wie sie sich in geschicht- 
licher Entwicklung im Ansehluss an die realen Bedürfhisse gebildet 
haben. Fricker. 



Kah, Die Staatsrertrige und Vereinbarungen des D. Beiohs 
und des Gh. Baden mit ausländischen Staaten zum Zweck der Rechts- 
hilfe in gerichtlichen Angelegenheiten etc. Frankfurt a. M. u. Lahr, 
Schauenburg. 1889. 

Die Schrift ist zunächst für die Badischen Gerichte bestimmt. Wo 
sie landesrechtlichen Stoff bringt, gehört dieser nur dem Gh. Baden an. 

Abgesehen von diesem nächsten und besonderen Zweck enthält 
aber die Schrift eine Sammlung der 8taatsverträge und Vereinbarungen 
des D. Reichs in der Richtung, die den Titel bezeichnet. 

Den grössten Raum nehmen die Auslieferungsverträge des D. Reichs 
mit auswärtigen Staaten ein. Aber auch die Vereinbarungen über die 
wechselseitige Gewährung des Armenrechts, über Zutritt der Angehö- 

37* 
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rigen der Vertragsstaaten und der Aktiengesellecha ften sa den Ge- 
richten a. dgl. werden zusammengestellt. Dazu kommen einige Zu- 
gaben und Anmerkungen , die dem Zwecke des Buches dienlich sind. 

Also eine der uusern Dank heischenden Schriften, deren Verfasser ihre 
Zeit und Mühe aufwenden, um andern Zeit und Muhe zu sparen. 

Die Schrift sei bestens empfohlen. 

Einen Punkt muss ich aber doch bedauernd hervorheben. Eine 
Sammlung, wie die vorliegende kann wohl Vorwort und Register, aber 
gewiss nicht eine genaue Inhaltsangabe entbehren, um schnell das Ge- 
suchte finden zu können. Hier aber fehlt sie und da auch ein Register 
nicht vorhanden ist, so wird dadurch der praktische Gebrauch, für den 
doch offenbar das Buch bestimmt ist, erheblich erschwert. Fricker. 



Falcke, üeber gleichzeitige Staatsangehörigkeit in mehreren 
deutschen Bundesstaaten und deren Einflusa auf die Beurteilung der 
Staats- und Familienverhältnisse. Leipzig, Rossberg. 1888. 

Die durchweg tüchtige Schrift gehört in ihrem Hauptinhalt dem 
Privatrecht und zwar dem sächsischen Privatrecht an und fallt daher 
ausserhalb des besonderen Interessenkreises unserer Zeitschrift. 

Sie berührt das öffentliche Recht nur, sofern sie den Einflusa unter- 
sucht, welchen das öffentliche Reichsrecht, nämlich das Reichsgesetz 
über Erwerbung und Verlust der Staatsangehörigkeit, auf die Anwen- 
dung gewisser Sätze des sächsischen bürgerlichen Gesetzbuches äussert 
Auch dieser Umstand kann aber eine Besprechung der Schrift an diesex 
Stelle noch nicht rechtfertigen. Der Hauptuntersuchung geht jedoch 
eine allgemeine Erörterung der Frage, ob ein Deutscher gleichzeitig 
Staatsangehöriger mehrerer d. Bundesstaaten sein kann, voran. Auch 
dieser Abschnitt rechtfertigt das allgemeine Urteil. Er enthält eine 
sorgsame Untersuchung, die zu richtigen Resultaten führt. 

Der Schrift ist grosse Gründlichkeit nachzurühmen ; hie und da 
mag sie sogar übergross sein. Allein das ist ein Fehler, der ungleich 
weniger schlimm ist und ungleich leichter zu verbessern ist, als der 
entgegengesetzte. Er erklärt sich auch zur Genüge schon aus dem Um- 
stand, dass das Buch als Prüfungsarbeit entstanden ist Fricker. 



Georg Meyer, Der Anteil der Reiohsorgane an der Reioh&gesets- 
gebung. Jena, G. Fischer. 1889. 

Die Sohrift ist eine besondere Veröffentlichung aus der Festgabe 
der juristischen Fakultät in Jena zum Doktorjubiläum QneisfB. 

Eine monographische Untersuchung des vom Titel bezeichneten 
Gegenstands war ganz an der Zeit und G. Meyer ganz der rechte Mann 
hiefür. Die Schrift entspricht auch ganz den Erwartungen, die man 
von ihr zu hegen berechtigt ist. 
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Sie ist wie alle Werke des Verfassers klar and umsichtig, beherrscht 
den Gesetzesstoff und die Litteratur, and enthält eine wirkliche Be- 
reicherung der deutschen Staatsrechtslitteratar. 

Namentlich and ganz besonders hebe ich die Objektivität des Ver- 
fassers hervor, die ihn auch in dieser Schrift ziert. Er anerkennt un- 
umwunden, was ihm gut erscheint, und widerlegt das, was er für un- 
richtig hält, ruhig und gerecht, das beste Zeichen einer wirklich wissen- 
schaftlichen Arbeit. 

Und weiter möchte ich noch hervorheben, dass die Schrift an Wert 
bedeutend gewinnt durch die breite Grundlage, die ihr die Berück- 
sichtigung nicht bloss der deutschen Partikularverfassungen, sondern 
auch vieler anderer Verfassungen gibt. Diese Erweiterung des Hori- 
zonts ist sehr geeignet, vor Einseitigkeit zu bewahren. 

Die Hauptresultate der Untersuchung 1 ) sind folgende: 

Der Begriff eines Trägers der Gewalt im Gegensatz gegen die Or- 
gane desselben ist nicht sowohl durch das Wesen des Staats gefordert, 
als durch die positiven Vorschriften bestimmter Verfassungen. Nament- 
lich ist er unentbehrlich für die monarchischen Staaten Deutschlands; 
er drückt aus, dass der Monarch die Vermutung der Berechtigung für 
sich hat, dass ihm die Ausübung aller staatlichen Hoheitsrechte zusteht, 
welche nicht einem andern Organ ausdrücklich übertragen sind und 
dass er in der Ausübung derselben nur denjenigen Beschränkungen 
unterliegt, welche ihm durch die Verfassung oder die Gesetze des Landes 
ausdrücklich auferlegt sind. Dann ist der Begriff des Trägers auch für 
die Regentschaft nicht ohne Wert ; auch während einer solchen ist der 
Monarch Träger der Staatsgewalt, der Regent aber das höchste Organ 
des Staates. 

Der Begriff der Gesetzessanktion charakterisiert sich als ein spezi- 
fischer Begriff des monarchischen, insbesondere des konstitutionell-mo- 
narchischen Staatsrechts. Auch nach d. Staatsrecht kommt die Sanktion 
den Monarchen zu und zwar in dem Sinne des Erlasses des Gesetzes, 
des rechtlich entscheidenden Aktes, durch welchen eine Vorschrift Ge- 
setzeskraft erlangt. Die d. Stände haben an der Sanktion keinen Teil. 
Die Sanktion der Gesetze braucht übrigens nicht notwendig durch den 
Träger der Gewalt zu erfolgen; bei einer Regierungsverwesung erfolgt 
sie durch den Regenten. Dagegen kann die Sanktion des Gesetzes nur 
einem Organ zukommen, das ein Recht materieller Zustimmung zu den 
Gesetzen besitzt; eine rechtliche Bedeutung hat also die Sanktion nur, 
wenn sie nach Ermessen des sanktionierenden Organs auch verweigert 
werden kann; dies entspricht dem festen Sprachgebrauch; die d. Mo- 
narchen sind namentlich frei in der Sanktion und können dieselbe so- 



1) Abachn. 7. der Jfeyer'schen Schrift bandelt vom Anteil der Reichsorgane an 
der Gesetzgebung für Bisaas-Lothringen. Eis mag mir gestattet sein, diese sehr lehr- 
reiche Uotersachnng von meiner Berichterstattung aossaschUessen. 
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gar solchen Gesetzentwürfen verweigern, welche von den Ständen unver- 
ändert angenommen worden. Die Gesetzespublikation fallt da* wo das 
publizierende Organ bei der Feststellung der Gesetze selbst beteiligt 
ist, also auch in den d. Monarchien, mit der Sanktion zusammen und 
der Gesetzgeber kann selbst die erteilte Sanktion vor der Publikation 
-wieder zurücknehmen ; wo dies aber nicht der Fall ist, ist das publi- 
zierende Organ zur Publikation verpflichtet. 

Weiterhin wird auch für das Reich der Begriff des Trägers der 
Gewalt für unentbehrlich erklärt; Träger der Reichegewalt, insbesondere 
der Gesetzgebungsgewalt des Reiches, sind die verbündeten Regierungen. 
Ihr Vertreter ist der Bundesrat, dem daher auch die Sanktion der Ge- 
setze zukommt Dem Reichstag stehen die Befugnisse der Landstan.de 
hins. der Gesetzgebung zu. Dies wird bestätigt durch Art. 7. 1, der 
Reichsverfassung. Der Bundesrat ist frei in der Sanktion; er kann sie 
auch ablehnen und zwar selbst dann, wenn der Reichstag den Entwurf 
ohne weiteres genehmigt hat 

Dem Kaiser steht nicht die Sanktion, nur Ausfertigung und Ver- 
kündigung der Reichsgesetze zu und zwar ist er hiezu, wenn die Sank- 
tion des Bundesrats erfolgt ist, verpflichtet« Ebenso ist der Kaiser ver- 
pflichtet die vom Bundesrat beschlossenen Gesetzes vorlagen nach Maas- 
gabe der Beschlüsse des letzteren an den Reichstag zu bringen. 

Auf diese Sätze im einzelnen einzugehen und ihre Begründung zu 
prüfen, muss ich mir im allgemeinen leider versagen. Mit sehr vielem 
stimme ich überein, mit anderem wieder nicht So hoch ich auch die 
Arbeit des Verfassers stelle, so gewiss ich sie als ein wichtiges Glied in der 
wissenschaftlichen Entwicklung ansehe, so bin ich doch der Meinung, 
dass das letzte Wort noch nicht gesprochen, und die Untersuchung 
noch nicht abgeschlossen ist 

Der Verfasser hat sich in seiner Schrift überall mit der vorhan- 
denen Litteratur auseinandergesetzt; ganz besonders ist dies geschehen 
gegenüber von Laband, Hänel, Qiercke, dann auch gegenüber meinem 
Programm von 1885 über die Verpflichtung des Kaisers zur Verkün- 
digung der Reichsgesetze. Es wird gewiss nicht tadelnswert erscheinen, 
wenn ich nun noch gegen die auf meine Arbeit sich beziehenden Be- 
merkungen einige Gegenbemerkungen mache. 

Ich wollte nach meiner ausdrücklichen Erklärung die ungenügende 
Begründung der herrschenden Lehre, dass der Kaiser verpflichtet Bei, 
die vom Bundesrat beschlossenen und vom Reichstag angenommenen 
Gesetze zu verkündigen, darlegen, wie dies Meyer 8. 7. richtig hervor- 
hebt. Es war mir nicht darum zu thun, diese Lehre selbst zu bestreiten 
oder ihr die Behauptung, der Kaiser sei nicht verpflichtet, entgegen- 
zusetzen. Ich wollte einen Beitrag zur erneuten Prüfung der Frage 
geben. Diesen Zweck habe ich auch erreicht, wie eben die Schrift 
Meyers beweist. 
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lob bin seitdem auf diese Untersuchungen nicht zurückgekommen, 
und bin auch jetzt nicht in der Lage, mich mit Gründen für die eine 
oder andere Meinung zu entscheiden. Es würde dazu eine umfänglichere 
Untersuchung nötig werden, zu der ioh jetzt keine Zeit habe. Würde 
ich sie vornehmen, so würden dabei auch die Ausführungen Meyers 
schwer ins Gewicht fallen, loh verkenne die Gründe für die Verpflich- 
tung des Kaisers nicht; Art. 5 der Reichsverfassung insbesondere ist 
schwer zu überwinden und ich bin nicht der Meinung, dass, was ich 
über ihn sagte, sichere Befriedigung geben könnte. Ich wollte nur alles 
zusammenfassen , was gegen die Beweiskraft der vorhandenen Begrün- 
dung der kaiserlichen Pflicht geltend gemacht werden kann, um dar- 
authun, dass die UnterBuchungen noch nicht als abgeschlossen angesehen 
werden können. Jetzt geht meine Absicht dahin» meine Ausführungen 
insoweit zu verteidigen, als sie nach meiner Meinung von Meyer mit 
Unrecht angegriffen wurden. Dabei wiederhole ich ausdrücklich, dass 
die Angriffe Meyers durchaus sachlich sind und mich znm Dank ver- 
pflichten« 

Eine Differenz zwischen Meyer und mir hinsichtlich des Rechts der 
Landstände in der Gesetzgebung, wie sie Meyer S. 34 annimmt, liegt nach 
meiner Meinung nicht vor. Wenn ich dieses Recht als Veto auffasse 
so ist dies ein ungewöhnlicher Ausdruck , durch den das Recht der 
Stande durchaus nicht besohr&nkt werden soll. Ich konnte natürlich 
nicht vergessen, dass die landständische Th&tigkeit in der Gesetzgebung 
auch eine positive ist, dass sie positiv über das Gesetz verhandeln, dass 
sie das Amendierungsrecht und die Initiative besitzen. Ich habe es 
auch nicht vergessen» wie meine Abhandlung S. 15. 16 zeigt Etwas 
anderes als was Meyer 8. 22. 23 sagt, wollte ich durch das »Veto« der 
Stände auch nicht ausdrücken. Die Stände sind nicht Gesetzgeber, 
auch nicht Mitgesetzgeber ; nur der Monarch hat den gesetzgeberischen 
Willen. Wie ist nun das Recht der Stände aufzufassen? man kann es 
positiv als Genehmigung des Gesetzes u. dgl. ausdrücken. Aber diese 
Genehmigung enthält keinen positiven Zusatz zum Gesetzgebungswillen ; 
ist sie da, so wird für diesen die Bahn frei, er wirkt nun ganz aus 
seiner eigenen Kraft; somit geht das Recht der Stände nur auf Hem- 
mung der Energie des gesetzgeberischen Monarchen willens ; ihre eigene 
Kraft erschöpft sich in dieser Hemmung ; ihr Ja ist nur das Aufgeben 
dieser Hemmung, womit die andere Kraft freigegeben wird und nun 
allein wirkt. Diesem Veto fügt sich aber auch das ständische Amen- 
dierungsrecht ein; können die Stände Nein sagen, so können sie auch 
Bedingungen hins. des Gesetzesinhalts stellen. Sie bekommen damit 
keinen Anteil an dem gesetzgeberischen Willen selber. Vielleicht wäre 
eB am geratensten, die Stände mit Binding als Gehilfen des Gesetzgebers 
aufzufassen. Ich habe aber meinerseits die Tragweite dieses Begriffes 
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noch nicht so durchdacht, dass ich mit demselben zu operieren wagen 
mochte. 

Meine Behauptung, dass der Träger der Gewalt nicht der Gesetz- 
geber sei, wird von Meyer im allgemeinen nicht bestritten; aber er 
glaubt auf meine Begründung komme nicht viel an (S. 35) und für das 
d. Bundesstaatsrecht sei es eine Wahrheit, dass der Träger der Gewalt 
der Gesetzgeber sei. Wenn er nun seinerseits dies damit begründet, 
dass er sagt, es sei von vornherein klar, dass der Träger der Gewalt 
nur dann Gesetzgeber sei, wenn er zugleich Organ der Gewalt »ei, 
was in der d. Monarchie eben der Fall, und dass darum nur ausnahms- 
weise während einer Regierangsverwesung nicht der Monarch, sondern 
der Regent Gesetzgeber sei, so ist dies ja gerade das, was ich behaupte« 
und es auszusprechen, war doch ganz am Platz. 

Meiner Behauptung, dass der Begriff der Sanktion nicht die Ver- 
pflichtung zur Sanktion ausschliefe, hält der Verfasser entgegen, es 
hätte eine solche Sanktion keine rechtliche Bedeutung; denn die Auf- 
gabe der Sanktion würde in diesem Fall vollständig mit der Publikation 
zusammenfallen (S. 37). Doch nicht notwendig. Auch in diesem Fall 
würde die Sanktion bedeuten, dass nur der Monarch der Gesetzgeber 
ist, wenn gleich verpflichtet, das Gesetz zu geben. Ist denn der Begriff 
einer »rechtlichen Verpflichtung zur Erlassung eines Gesetzes« unge- 
reimt, ein Widerspruch in sich? ist etwas darum mein Wille nicht, 
weil ich es in Ausübung meiner rechtlichen Pflicht will? ich vermag 
das nicht zu finden. Das bestreite ich ja durchaus nicht, dass nach der 
politischen Auffassung des d. monarchischen Staatsrechts die Sanktion 
des Monarchen frei ist. Aber aus dem Begriff der Sanktion fliesst dies 
nicht. Uebrigens kommen auch Ausnahmen vor. Die Interpretation 
des § 90 der Verfassung des Königreichs Sachsen führt unausweichlich 
zu dem Satz, dass der König in einem Fall zur Sanktion verpflichtet 
ist (von Opitz mit ganz ungenügenden Gründen bestritten). Sanktion 
und Publikation behalte aber auch in diesem Fall ihre volle Bedeutung. 
Ob sie in einen Akt zusammenfallen, macht nichts aus (s. Meyer S. 40). 

Auch der Sprachgebrauch, sagt Meyer, fasse die Sanktion immer 
als freien Akt auf, und wo nach einer Verfassung ein Gesetzentwurf 
gegen den Willen des Monarchen Gesetz werde, da werde das Wort 
Sanktion nicht gebraucht. Allein die zum Beweis angeführten Beispiele 
beweisen nicht. Die französische Verfassung von 1791 fingiert in dem 
fraglichen Fall die Sanktion des Königs; sie verzichtet also selbst in 
diesem Fall, wo das Gesetz ohne den Willen des Königs zu stände kommt, 
nicht auf den Begriff und den Ausdruck der Sanktion. Ebenso verhält 
es sich mit der norwegischen Verfassung; eben in dem angezogenen 
§ 79 derselben wird die Pflioht des Königs zur Sanktion statuiert ; erfüllt 
er diese Pflicht nicht, dann kommt das Gesetz auch ohne seine Sanktion 
zu stände; aber auch in diesem Fall kommt § 81 der Verfassung aar 
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Anwendung, wonach die Eingangsformel des Gesetzes die Sanktion 
des EOnigs zum Ausdruck bringt (»noua sanctiotmons*). Was endlich 
das dritte Beispiel, die deutsche Reichsverfassung von 1849 betrifft, so 
braucht § 101 derselben allerdings nicht den Ausdruck »Sanktion« für 
den Fall, wo das Gesetz ohne Zustimmung der Reichs regier ung zu 
stände kommt. Aber sie braucht ihn auch nicht, wo diese Zustimmung 
vorliegt, sie braucht ihn Oberhaupt nicht. 

Meiner Behauptung, die Reichsverfassung lege dem Bundesrat nicht 
das Recht der Gesetzessanktion bei, in Art. 7 insbesondere sei dasselbe 
nicht ausgedrückt, wie auch aus der Geschichte des Art. 7 im Vergleich 
mit Art. 37 hervorgehe, h&lt Meyer (S. 48) entgegen, das Sanktions- 
recht des Bundesrats ergebe sich schon aus dessen allgemeiner Rechts- 
stellung, Art. 7 aber unterstütze diese Annahme. Ich kann aber in den 
unmittelbar vorausgehenden Untersuchungen Meyer' 8 keine genügende 
Begründung dafür finden, dass der Bundesrat vermöge seiner allge- 
meinen Rechtsstellung das Sanktionsrecht habe; es scheint mir nicht 
unbedenklich zu sein, wie Meyer den Institutionen des monarchischen 
d. Staatsrechts einen entscheidenden Einfluss auf die Gestaltung des 
Reiches einräumt. 

Aus Art. 5 Abs. 1 der Reichsverfassung zieht Meyer unmittelbar 
den Sohluss, dass die Zustimmung des Kaisers zu einem Reichsgesetz 
nicht notwendig sei. Dieser Sohluss ist aber unmöglich, weil der Aus- 
druck des Abs. 1 jedenfalls zu eng ist. Auch nach Meyer ist die Über- 
einstimmung zwischen Bundesrat und Reichstag zu einem Reichsgesetz 
nicht ausreichend. Denn das Gesetz ist »die verbindliche Anordnung 
einer Reohtsregelc (S. 27) und »ohne Publikation besteht kein verbind- 
liches Gesetze (S. 39) also überhaupt kein Gesetz. Somit ist auch die 
Publikation »zu einem Reichsgesetze erforderliche und die Ueberein- 
stimmung von Bundesrat und Reichstag nicht ausreichend zu einem 
Reichsgesetz. Abs. 1 ist also auch unrichtig, wenn man eine Pflicht 
des Kaisers zur Publikation annimmt, kann also diese Pflicht nicht 
beweisen. 

Meine Berufung darauf, dass Art. 5 Abs. 1 sich nur auf die Fest- 
stellung des Gesetzesinhalts beziehe , sei , sagt Meyer , für diejenigen 
ohne Gewicht, welche diese von Läband herrührende Auffassung nicht 
teilen. Dies ist unzweifelhaft richtig. Allein die Sache liegt doch nicht 
so einfach. Meyer glaubt nämlich, die LabancPwhe, von mir aeeeptierte 
Auffassung schon zuvor widerlegt zu haben. Was er aber widerlegt 
hat, ist einzig und allein die Ansicht, dass der Reichstag (bezw. die 
Landstände) sein Zustimmungsrecht nur hinsichtlich der Feststellung des 
Gesetzesinhalts besitze , nicht auch hinsichtlich der Erteilung des Ge- 
setzesbefehls. In dieser Hinsicht stehe ich ja ganz auf der Seite Meyers, 
und habe diesen Widerspruch ähnlich, wie er, in meiner Abhandlung 
bereits auseinandergesetzt (S. 14 ff. 24). Was ich aber an den von 



Digitized by LiOOQ IC 



576 Literatur: 

Meyer angegriffenen Stellen tage, ist etwas ganz anderes und wird von 
dem Widerspruch Meyers gegen Laband gar nicht getroffen. Nach 
meiner Meinung ist der Bundesrat allerdings Geset&gebungsorgan, aber 
nicht er allein, sondern auch der Kaiser; die Gesetzgebungsfunktion, 
wie sie dem Monarchen im ganzen zukommt, ist im Reich auf zwei 
Organe verteilt; der Reichstag aber ist überhaupt nicht Gesetzgeber, 
sondern hat nur das Veto hins. der Gesetzgebung. Der Anteil des 
Bandesrats an der Gesetzgebung ist Feststellung des GesetzesinhaltB, 
und zwar stellt er denselben fest als Gesetzgeber , er beschliesst ihn 
offiziell als das Organ, dem nach der Verfassung allein dieser Be- 
schlusswille zukommt; der Reichstag hat nicht diesen Beschlusswillen, 
sondern nur sein Veto in Beziehung auf denselben ; dem Bundesrat ge- 
genüber beschränkt sich also sein Recht auf den Inhalt des Gesetzes. 
Gibt der Reichstag seine Zustimmung nicht, so kann nun auch keine 
Sanktion und Publikation stattfinden, weil kein Gesetzesinhalt vorhanden 
kt. Gibt er seine Zustimmung, so ist eben damit auoh die Zustimmung 
zur Sanktion und Publikation des Gesetzes erteilt, der Bundesrat ist 
legitimiert, das formulierte Gesetz an den Kaiser zu bringen. 

Weiter habe ich an Art. 62 u. 45 der preuss. V.-U. als Vorbilder 
der Art. 5 und 17 der Reichsverfassung erinnert, und habe gezeigt, 
dass diese Analogie kein Recht gebe, den Art. 17. der Reichsver- 
fasaung im Sinne einer kaiserlichen Pflicht auszulegen. Dem tritt nmn 
Meyer S. 61 ff. entgegen. Allein eben der Umstand, dass man zur Be- 
gründung der kaiserlichen Verkündigungspflicht genötigt ist , zu be- 
haupten , trotz der ahnlichen Konzipierung der Art. der preuss. Ver- 
fassung und der Reichsverfassung wolle die Reichsverfassung in den an- 
gezogenen Artikeln »gerade das Gegenteil von den in Preussen mass- 
gebenden Grundsätzen feststellen^ spricht ja für mich und gerade nur 
in diesem Sinne habe ich mich auf die Vorbilder der Art* 5. und 17 
berufen. 

Sodann h&lt mir Meyer S. 62. 68 entgegen, dass meine Behauptung, 
eine Verkündigungspflicht könne nur in Beziehung auf ein bereits ver- 
bindliches Gesetz bestehen, weit über das Ziel hinausschiesse und da- 
nach eine Verkündigungspflicht überhaupt nicht bestehen könnte. Den 
Schluss gebe ich ohne weiteres zu, den Vordersatz aber nicht d. h. ich 
habe jene Behauptung gar nicht aufgestellt. Was ich auf S. 4 ff. meiner 
Abhandlung sage, ist etwas ganz anderes. Ich sage, wenn zu einem 
Gesetz nichts weiter notwendig wäre als die Uebereinstimmung zwischen 
Bundesrat und Reichstag, wenn also hiedurch das Gesetz bereits ver- 
bindlich, fertig würde, dann könnte von der Verkündigung nur noch 
die Wirksamkeit des Gesetzes, nicht die Verbindlichkeit abhängen, die 
Verkündigung wäre dann kein Teil des Gesetzgebungsvorgangs, sondern 
nur die Bekanntmachung des schon vorher fertigen Gesetzes, und dann 
natürlich müsste der Verkündiger zur Verkündigung verpflichtet sein. 
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Der Schlags daraus geht dahin, dass, wenn das Gesetz vor der Verkün- 
digung noch nicht fertig ist, die Verkündigungspflicht aus Art. 3 Abs. 2 
nicht abgeleitet werden könne, keineswegs dahin , dass in diesem Fall 
die Verkündigungspflicht überhaupt nicht bestehen könnte; de müsste 
eben anders erwiesen werden. 

Ich hatte S. 6. 7 meiner Abhandlung ferner gesagt, dass Art 5 
Abs. 1 vielleicht gar nicht an den Kaiser gedacht habe, dass Art. 2 
Abs. 1 der Reichs Verfassung aus den preuss. Grund zügen von 1866 
stamme, dass diese aber von einem Bundespräsidium überhaupt noch 
nicht reden, dass in ihrer Bestimmung also eine Beziehung zum Präsi- 
dium wohl nicht gesucht werden dürfe, vielmehr, wie ich vermute, eine 
Beziehung zu der alten Bundeseinrichtung. Dazu bemerkt Meyer S. 64, 
es sei dies möglich, aber ein strikter Beweis sei dafür niofrt zu führen, 
und es sei ferner doch auch möglich , dass man schon in den Grund- 
zügen das Präsidium im Auge gehabt habe , wenn man gleich von 
demselben nicht sprach. Beides gebe ich ohne weiteres zu. Ich legte 
meiner Ausführung nicht eine positive Beweiskraft für die Freiheit des 
Kaisers bei, sondern wollte nur der Beweiskraft des Art 3 gegen die 
Freiheit des Kaisers ein Moment entgegensetzen. 

Ganz in derselben Richtung hatte ich mich (S. 7) auf Art 7 des 
Zollvereinigungsvertrags von 1867 bezogen, 'wo sich die analoge Be- 
stimmung wie in Art 2 Abs. 1 der Reichsverfassung findet , während 
hier eine Beziehung zum Präsidium nicht angenommen werden kann. 
Meyer S. 65. 66 wendet dagegen ein, eine Verkündigungspflicht be- 
stehe doch auch hier , nur nicht des Präsidiums. Das ist es ja eben, 
was ich als Moment geltend mache. Sodann hält es Meyer doch für 
möglich, dass man in Art. 7 cit die Ausschliessung eines Praesidialvetos 
im Auge gehabt habe. Hier kann ich nicht folgen; ich glaube nicht, 
dass es irgend jemand für nötig erachtet hätte, in dieser Richtung 
eine Bestimmung zu geben. 

Dass in Art. 5 Abs. 2 ein schwerwiegendes Moment für die An- 
sicht , der Kaiser sei zur Gesetzesverkündigung verpflichtet, enthalten 
sei, habe ich selbst zugegeben. Ich will auch gar nicht leugnen, dass 
was Meyer S. 67 in dieser Hinsicht ausführt, mir sehr beachtenswert 
erscheint und meine eigenen Zweifel noch verstärkt Ganz sind sie 
aber auch dadurch noch nicht beseitigt worden. 

Auf die Eingangsformel der Reichsgesetze habe ich, wie ioh 
meine, kein grosses Gewicht gelegt, wie Meyer 8. 38 sagt. loh habe 
vielmehr S. 26 ff. meiner Abhandlung aus der Sache argumentiert, und 
nur gesagt, wenn meine Auflassung nicht richtig sei, dann sei die Ein- 
gangsformel der Reichsgesetze nicht gerechtfertigt, was doch wohl rich- 
tig ist. Wenn übrigens Meyer nicht selten Aussprüchen des Kaisers 
und des Reichskanzlers für unsere Frage Gewicht beilegt, warum sollte 
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dann der von denselben Organen offiziell gebrauchten Gesetzesformel 
kein Gewicht zugestanden werden? 

Wenn ich sodann 8. 84 sage, die Analogie der Monarchie würde 
für die Freiheit des Kaisers sprechen, so soll ich (Meyer S. 71) über- 
sehen, dass eben der Kaiser nicht Monaroh sei. Dies ist denn doch 
nicht der Fall. Ich habe gesagt, wenn der Kaiser nicht bloss als Haupt 
der Verbündeten, sondern als ein besonderes Organ neben ihnen auf- 
gefaßt werden müsste, dann würde die Analogie der Monarchie für 
seine Freiheit sprechen. Auch in diesem Fall wäre der Kaiser nicht 
Monarch; aber ein Stück des monarchiechen Gedankens wäre denn doch 
in ihm verkörpert, und die Analogie der Monarchenstellung nicht 
ohne weiteres ausgeschlossen. 

Meyer (S. 70) legt aber dieser Unterscheidung Überhaupt für unsere 
Frage kein Gewicht bei. Hier bin ich und bleibe ich allerdings ganz 
anderer Meinung. Man wird sich endlich entscheiden müssen , wer 
das Reichsregierungsorgan ist, ob die verbündeten Regierungen oder 
der Bundesrat. Im ersteren Fall ist der Bundesrat nur das — ver- 
fassungsmässig nicht zu umgehende — Instrument der verbündeten 
Regierungen. Der Kaiser verkündigt dann nicht den Willen des Bundes- 
rats, sondern den durch den Bundesratsbeschluss zum Ausdruck ge- 
kommenen Willen der verbündeten Regierungen. Er übt hiebei ledig- 
lich das Präsidialreoht eines Kollegiums aus. Die Konstruktion seiner 
Verkündigungspflicht ist dann sehr leicht Wenn aber der Bundesrat 
selber das Organ der Reichsregierung ist, dann liegt die Sache anders. 
Der höchste Reichs wille wird dann ausgesprochen durch ein Beamten- 
kollegium, und der erste Fürst Deutschlands ist dann nach der herr- 
schenden Ansicht das unfreie Vollzugsorgan dieses Willens. Dass dies 
eine fast unerträgliche Unebenheit enthielte, wird mir niemand aus- 
zureden im stände sein. Für diese Annahme würde alles dahin drän- 
gen, die kaiserliche Stellung anders aufzufassen, ihr eine selbständige 
Bedeutung neben dem Bundesrat beizulegen. Und damit wäre dann 
die Frage von seiner Verkündigungspflicht wieder im Fluss* 

Dass diese Unebenheit möglicherweise doch bestehen kann, will ich 
nicht leugnen. 

Ich mus8 also bei meiner Ansicht beharren: Reichsgesetzgebungs- 
organ ist der Bundesrat und der Kaiser zusammen, jeder mit seinem 
verfassungsmässigen Anteil ; der Reichstag ist nicht Mitgesetzgeber, kein 
Gesetzgebungsorgan. Der Kaiser erlässt und verkündigt die vom Bundes- 
rat beschlossenen Gesetze. Ich habe den Ausdruck Sanktion für das 
kaiserliche Recht auch zum Teil gebraucht, aber immer nur in meinem 
Sinn. S. 28 habe ich ausdrücklich Bedenken gegen diesen Ausdruck 
in der Anwendung auf die Reichsgesetzgebung geltend gemacht. Dass 
aber der Kaiser die Gesetze » erlässt c, ist mir nicht zweifelhaft. Ich 
glaube nicht, dass eine zutreffendere und natürlichere Bezeichnung des 
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kaiserlichen Rechtes gefunden werden kann. Ob der Kaiser zu dieser 
Erlassung und Verkündigung verpflichtet ist oder nicht , daB ist eine 
Frage, über welche ich mich nicht definitiv ausgesprochen habe. Sie 
ist mir in hohem Grade zweifelhaft. Jedenfalls ist mir seine Verpflich- 
tung nicht unzweifelhaft Der Begriff des Erlassene des Gesetzes ist 
davon nicht abhangig; die verfassungsmässige Pflicht zur Erfassung 
eines Gesetzes enthalt keinen logischen oder juristischen inneren Wider- 
spruch. Fricker. 

Dr. Jona Hella Ingram , Professor am Trinity College in Dublin, 
Geschichte der Volkswirtschaftslehre, autorisierte üebersetzung von 
B. Bosohlau, Tübingen 1890. Verlag der H. Laupp 'sehen Buchhandlung. 
VUI. 344. S. 

Ingrams Geschichte der Volkswirtschaftslehre ist wie Cos* 1 Finanz- 
wissenschaft das Werk eines Fachmannes, der die Gabe besitzt, bei 
voller Beherrschung des Stoffes das wesentlichste von dem weniger 
wesentlichen auszuscheiden und damit das Talent einer ebenso leicht 
fasslichen wie übersichtlichen Darstellung verbindet. Für die Einfuh- 
rung in das Studium der Volkswirtschaftslehre wie für die Vorberei- 
tungen zum Examen sind solche Leitfaden von unersetzlicher Bedeutung. 
Man wird also von vieler Seite der Verlagsbuchhandlung wie auch 
dem Uebersetzer Dank wissen, das In gram 'sehe Werk in die deutsche 
Litteratur eingeführt zu haben. Dr. G. Buhland. 



Festgabe für Georg Haussen «um 31. Mai 1339 von August 
Meitsen, Karl Lamprecht, K.Th. vonlnama-Sternegg, Ludwig Wei- 
land , Johannes von Krenssler , Wilhelm Lexis , Gustav Drechsler, 
Johannes Conrad und Ferdinand Frensdorf ; Tübingen 1889. Verlag 
der H. Laupp'schen Buchhandlung. 8°. 320 Seiten. 

Am Jubiläumstage des Altmeisters deutscher agrarhistorischer 
Forschungen haben sich unter dem bewahrten Zeichen der H. Laupp- 
schen Verlagsbuchhandlung neun Forscher zu einer gemeinsamen Fest- 
gabe zusammen gefunden , deren Namen zu den glänzendsten unserer 
Agrar- und Wirtschaftspolitik wie Wirtschaftsgeschichte gehören. Dass 
diese Arbeiten einer Reihe von Perlen gleichen, zu einem Schmucke zusam- 
mengefasst, brauche ich hier Niemanden zu sagen. August Meuten bringt 
eine Untersuchung über Volkshufe und Königshufe in ihren alten Mass- 
verhältnissen , Karl Lamprecht einen Beitrag zur Sozialgeschichte der 
deutschen Urzeit, K. Th. von Inama- Sternegg Sallandstudien, Ludwig Wei- 
land ein Kapitel ans der deutschen Altertumskunde über die Angeln, Jo- 
hannes von Kreusslereine Abhandlung über das genossenschaftliche Grund- 
besitzrecht in Bussland, Wilhelm Lexis eine Untersuchung über die Wir- 
kung der Getreidezölle, Gustav Drechsler eine Abhandlung über die 
Produktionskosten der Hauptgetreidearten, Johannes Conrad erörtert 
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die Fideikommisse in den Ottlichen Provinzen Preussens and Ferdinand 
Frensdorf gibt die Geschichte der Erbauung des Göttinger Rathauses. 
Das ganse Werk ist von der Verlagsbuchhandlung in sehr guter Weise 
ausgestattet und bietet so Vieles, das es gewiss einem Jeden etwas 
bringt — 

Es würde nun nicht bloss den üblichen Baum, es würde auch die 
Kräfte und disponible Zeit des Referenten übersteigen, all diesen aus- 
gezeichneten Arbeiten in seiner kritischen Besprechung gerecht au 
werden. Eine dem Werte dieser Arbeiten entsprechende Kritik setzt 
bei Jedermann ein unmittelbar vorhergehendes ßpesialstudium der ein- 
schlägigen Materien voraus. Das trifft heute für mich nur bezüglich 
der beiden Arbeiten von Wilhelm Lexis und Gustav Drechsler su , die 
ich deshalb zum Gegenstand meines weiteren Referates aus dem ganzen 
Werke herausgreife. 

Die Frage nach der Wirkung der Getreidezölle ist bekanntlich seit 
den letzten Reichstagswahlen zu einer ganz besonderen Bedeutung für 
die deutsche Wirtschaftspolitik geworden. Die Gegner wie die An- 
hänger haben in extremer Weise Stellung genommen. Es war deshalb 
von höchstem Werte, dajss von vorurteilsfreier, wissenschaftlicher Seite 
diese schwierige Frage einmal untersacht und bearbeitet worden. Nur 
auf solche Weise und nicht duroh den Streit der Parteien wird neues 
Licht verbreitet und die Kenntnis der Wahrheit gefördert. Dass gerade 
Lexis sich geneigt fand, diese Aufgabe zu übernehmen, ist gewiss über* 
all nur freudigst begraset worden. 

Die kaum 40 Seiten umfassende Abhandlung bietet denn auch eine 
überraschende Menge , feiner trefflicher Beobachtungen , die sich auf 
eine Fülle von interessanten Materialien aufbauen. Ich kann hier 
nicht den Versuch machen, das alles wiederzugeben und will auch 
das Endresultat der Untersuchung dem Leser der JLests'schen Arbeit 
nicht vorweg nehmen. Aber Eines glaube ich als ganz besonders 
wichtig hervorheben zu dürfen und das ist die bestimmte und klare 
Entwicklung des Satzes, dass sich e ine pr ei sstatistiso he Un- 
tersuchung Über die Wirkung der Getreidesoll 
nicht begnügen darf, die wirklich bestehenden 
Preisdifferenzen zwischen Zollinland und Zoll aus- 
länd zu ermitteln, sondern die unerlftssliohe Auf- 
gabe hat, jenen Preis der Argumentation zu Grunde 
zu legen, der eingetreten wäre, wenn die Getreide- 
zölle nicht gewesen wären; dieser Satz ist in der That der 
Eckstein für jede wahre und eben deshalb gerechte Würdigung unserer 
Getreidezölle nach ihrer Wirkung und ist m. W. zum ersten Male hier 
von Lexis in seiner vollen Bedeutung klar gestellt worden. 

Bezüglich der Auffassung stimmt Ref. in sehr vielen Punkten mit 
Lexis überein, aber nicht in allen« So z. B. nicht ganz in Bezog auf 
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die Wirkung des Weisenzolls auf die Weizenpreise diesseits und jen- 
seits der Zolllinie. Lexis ist der Meinung, dass die Weizeneinfuhr 
Deutschlandsauf dem Weltmarkte bedeutungslos sei, wahrend ich glaube, 
dass Deutschlands Schutzzollpolitik namentlich infolge ihrer Konse- 
quenzen auoh für die Nachbarstaaten (Frankreich!) eine recht beach- 
tenswerte Bückwirkung auoh auf den Weizenmarkt hatte. Lexis ist 
der Ansicht, dass die alte Jfönp'sche Regel durch die Entwicklung der 
modernen Verkehrsverhältnisse verschwunden sei, wahrend ioh glaube, 
dass diese Regel für den Weltmarkt för Getreide innerhalb gewisser 
Grenzen heute mehr als je ihre Richtigkeit hat. Und meine Gründe 
sind dafftr kurz gesagt die folgenden : die Gesamtmenge, welche wirk- 
lich in die Disposition des internationalen Weizenhandels gelangt, be- 
trägt nicht mehr als 10 bis 14%> der Weizenernte der Welt. Wenn 
nun der Ausfall dieser Ernte nur 7s % hinter dem geschätzten Bedarf 
zurückbleibt, so steigt daraufhin der Weltpreis um mindestens 10°/ . 
Das ist der Anfang einer Progression, die die Eingehe Regel weit 
hinter sich lässt. Daraus ergeben sich dann einige Eonsequenzen, 
welche vor der lie&ts'schen Auffassung abweichen und die ich in meiner 
Artikelserie in der »Norddeutschen Allgemeinen Zeitungc des weiteren 
ausgeführt habe* 

Welcher Auffassung sich indes auch der Leser zuneigen mag, 
immer bleibt die iftcw'achc Untersuchung einer der wichtigsten Mark- 
steine in der Entwicklung unserer Kenntnisse über die Wirkung der 
Getreidezölle. 

Einen 4 anderen Charakter trägt Gustav Drechsler's Abhandlung über 
die Produktionskosten der Hauptgetreidearten. Auch diese Frage ist 
bekanntlich eine sehr oft ventilierte und wie häufig auch von verschie- 
denen Seiten positive Endresultate der Berechnungen gegeben wurden, 
so gab es trotzdem eine respektable Zahl von Personen, die mit den 
einschlägigen Verhältnissen theoretisch und praktisch vollkommen ver- 
traut waren und die Möglichkeit einer solchen Berechnung mit irgend 
welchem Grad von Zuverlässigkeit leugneten. Ref. bekannte sich eben- 
falls zu dieser Auffassung. Neuerdings wurde diese Angelegenheit von 
dem kgl. preussischen Ackerbauminister in die Hand genommen und 
«war tn der Weise, dass die landwirtschaftlichen Zentralvereine aufge- 
fordert wurden, eine detaillierte Berechnung der Produktionskosten der 
Hauptgetreidearten aufzustellen. Hier hat man dann, wie es scheint, 
solche Kräfte mit dem Referate betraut, die neben längerer praktischer 
Erfahrung in dem betreffenden Kreise ein hervorragendes technisches 
Können verbinden und die Berechnungen wurden dann in besonderen 
Komiteesitzungen durchgesprochen und berichtigt. So sind in arbiträrer 
Weise Ermittlungen gemacht worden, die zwar nicht den Anspruch 
auf absolute mathematische Exaktheit erheben können, gegen deren 
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Richtigkeit aber dich nichts Wesentliches einwenden lässt and die dem 
praktischen Bedürfnisse vollkommen genügen. 

Drechsler benutzte das einschlägige Material ans der Provinz Han- 
nover, gibt dazu einen interessanten Einblick in den Entwickiao gs- 
prozess der Berechnungen and kommt nach einigen Verbesserungen zu 
dem Gesamtresultat, dass die Produktionskosten pro 1000 Kilo für Weisen 
in 14 Wirtschaften von 180,6 bis 192 Mk., für Boggen in 12 Wirtschaften 
von 105,4 bis 191,8 Mk., für Hafer in 11 Wirtschaften von 107,2 biß 
165,2 Mk. schwanken. Drechsler gibt dann in eingehenderer Weise die 
Ursachen dieser Schwankungen an und setzt damit jeden Leser in die 
Lage, sich sein eigenes abschliessendes Urteil zu bilden. 

Auch diese Abhandlung ist in der Litteratur das Beste ihrer Art 

Dr. G. Buhland. 



David A. Wells, Becent eoonomic ohanges, 1889, New- York, D. 
Appelston & Co. 8. VII. 493 8. Preis 2 Doli. 

Als ich im letzten Dezember auf der Heimreise darch Nordamerika 
mich befand, sah ich Männer des praktischen Lebens von der hervor- 
ragenden Bedeutung eines Karl Schure und eines Henry Vülard durch 
die Lektüre eines Buches gefesselt, das in der wissenschaftlichen wie 
Tageslitteratur jenes Landes bereits grossen Beifall gefanden hatte. Es 
mag deshalb den Lesern dieser Zeitschrift nicht unwillkommen sein 
von dem Inhalt dieses Buches zu hören. 

Welk ist in seiner Heimat einer der bestbekannten nationalöko- 
nomi8chen Schriftsteller und gehört dieser Klasse von Publizisten schon 
über ein Vierteljahrhundert an. Dabei steht er den wirtschaftlichen 
Vorgängen des Lebens sehr nahe. Und seine offenbar vorzügliche Ver- 
trautheit mit der englischen Weltliteratur und den Verhältnissen von 
ganz Amerika machen ihn mehr als viele andere geeignet, in seinen 
Darstellungen in der That ein Bild von den weltwirtschaftlichen Vor- 
gängen der letzten Jahrzehnte zu werfen. Seine Kenntnis von Details 
ist oft geradezu erstaunlich, wenn auch dabei leider nicht immer nach 
deutscher Gepflogenheit auf die Quellen verwiesen wird. Soweit Re£ 
überhaupt in der Lage ist, die Aasführungen Weüs zu kontrollieren, 
stimmt er nicht auf allen Punkten mit ihm überein. Seine Ausfüh- 
rungen über den internationalen Getreidemarkt z. B. sind zu wenig 
einheitlich und nicht überall von Widersprüchen frei und auch da« 
moderne Problem weltwirtschaftlicher Entwicklung, das zurückgehende 
Preise trotz Abnahme der Vorräte zeigt, wird zwar des Oefteren be- 
rührt, aber nioht eingehender behandelt. Doch wie dem auch sei, nie- 
mand wird ohne reiche Anregung die Lektüre dieses Werkes beenden, 
was bei der guten leichten Schreibweise des Autors keineswegs viel 
verlangt ist. Wells berichtet fast über alles Mögliche. Hauptsächlich 
aber sind doch die Krisen seit 1873 und die damit zusammenhängenden 
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internationalen, wirtschaftspolitischen Schwierigkeiten Gegenstand seiner 
Untersuchung. Bei vielfach umfassender Würdigung des Ernstes der 
Situation kann doch seine optimistische Ueberzeugung nicht an der 
noch glücklichen Lösung des Problems verzweifeln. Nur systematisch 
ist das Buch nicht gehalten. Man merkt den 11 Abteilungen an, dass 
sie früher in englischen und amerikanischen wissenschaftlichen Zeit- 
schriften vereinzelt zum Abdruck gelangt sind. 

Die einleitenden Absätze beschäftigen sich mit den Ökonomischen 
Störungen seit 1878 und der Stellung der Periode 1860 bis 1885 in dem 
Zeitlauf der Geschichte. Dann kommt die Veränderung der Waren- 
preise nach der Seite der Ueberproduktion und der Wertrelation 
der Edelmetalle und schliesslich der Einfluss der Politik der Staaten 
und ein Ausbliok auf die Zukunft der Dinge bei der Unzufriedenheit 
der arbeitenden Klassen. 

Ich glaube eine richtige Beurteilung des TPeZZs'schen Buches am 
besten zu fördern, wenn ich einige seiner Ausfuhrungen in freier Ueber- 
setzung hier wiedergebe and zwar wähle ich hierzu seine Darlegungen 
über die Preisbewegung von Zucker, Fleisch und Käse, 

Der Preisfall für Zucker begann im Jahre 1880/81 und erreichte 
seinen tiefsten Stand im Jahre 1887. Der Preis für mittlere Qualität 
raffinierten Zuckers war für zollfreie Ware in New York 1880, 5,08 cents; 
1884, 3,81 cents; 1886, 2,92 cents; im Juli 1887, 2,37 cents. Hier waren 
es nicht blos die Forschritte in der Technik der Produktion, es waren 
auch die Massregeln der Regierungen von Frankreich, Oesterreich, Bel- 
gien, Holland, Deutschland, Italien und Bussland, wodurch man be- 
strebt war, die vaterländische Industrie so viel als möglich zu unter- 
stützen und zu Fortschritten anzueifern. Um diese ausserordentlichen 
Vorteile der Rübenzuckerindustrie auszugleichen, war man andererseits 
in den Landern der Rohrzuckerindustrie verpflichtet entweder direkte 
Subsidien oder Steuerbefreiungen zu gewahren. In Brasilien sowohl 
wie in Argentinien hat die Regierung den Zackerproduzenten eine fünf- 
bis sechsprozentige Verzinsung ihres investierten Kapitals staatlich ga- 
rantiert, während alle Maschinenteile, welche für diese Industrie ver- 
wendet werden, zollfrei eingeführt werden können. Im spanischen 
Westindien hat sich im Jahre 1887 die Regierung zur Aufhebung des 
Ausfuhrzolls gezwungen gesehen, trotzdem derselbe immer als eine un- 
entbehrliche Einnahmequelle der Kolonie betrachtet wurde. Ebenso 
bietet man in Australien wie in Südafrika alles auf, die Rohrzuckerin- 
dastrie zu heben und beide Länder dürften in nicht zu ferner Zeit anter 
der Reihe der Zuckerexportstaaten auftreten. In Zentralamerika, eng- 
lisch und holländisch Westindien, Guinea und Indien, das thatsächlich 
mehr Zocker als irgend ein anderes Land der Welt produziert, sind 
der Zuckerindustrie noch keinerlei Begünstigungen von Seiten des Staates 
zugewendet worden. Aber es unterliegt wohl keinem Zweifel, dass die 
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jüngste Entwicklung der Verkehrsverhältniase in diesen Ländern auch 
der Zuckerproduktion zu gute gekommen ist. 

Unter solchen Umständen waren die Zufahren an Zacker auf dem 
Weltmarkte ganz enorm. Der bekannte englische Statistiker Sautrbeck 
schätzt die Zunahme derselben von 1872/73 bis 1885/86 auf 687o. An- 
dere Autoritäten schätzen die Zunahme der Produktion von 1853 big 
1884 — Indien und China nicht eingerechnet — in der Welt auf 30% 
für jedes Jahrzehnt oder im ganzen auf etwa 100°/o. Zwischen 1882/88 
und 1888/89 war die Produktionszunahme sogar hoher denn 23°/o. Auf 
den Hawaiischen Inseln, wo die Rückerstattung des Zolls, zahlbar bei 
der Einfuhr nach den Vereinigten Staaten, gleich einer Exportprämie 
von 85°/« ist, und wofür im Jahre 1888 aber 6 Millionen Dollars ge- 
zahlt wurden, stieg die Zackerproduktion von etwa 12 000 Tonnen im 
Jahre 1875 auf 114 000 Tonnen im Jahre 1888 oder um 900%. Den 
Anteil welchen der Rübenzucker an dieser ganzen Zunahme hat, geht 
daraus hervor, dass er im Jahre 1860 von der Gesamtproduktion weni- 
ger als 20*/o, im Jahre 1886'87 aber etwa 65°'o betrug. 

Mit den Fortschritten der Technik und der Steigerung der Aus- 
fuhr wuchs die Begünstigung, welche der Staat den Produzenten ge- 
währte« Die Exportvergünstigung, welche Russland gewährte, wird bis 
auf 31.25 DolL (6 £ 8 s.) per Tonne geschätzt, jene Frankreichs auf 
35 bis 40 Doli. (Es kommen dann die bekannten Aueführungen und 
Angaben über Deutschland, sowohl in Bezug auf Produktionszunahme, wie 
auf Ausfuhrprämie und Lage der Industrie). Mit der damit zum Aus- 
bruch gelangten Zuckerkrisis sind wichtige Interessen in allen Teilen, 
der Welt bedroht worden. So sind die Zuckerproduzenten in West- 
indien und holländisch Ostindien beinahe vollständig ruiniert worden. 
Infolge der niedrigen Preise in Europa und Amerika hat man sich in 
grosse Spekulationen eingelassen, die leicht zum Ruine führen können. 
Es wird gefürchtet, dass in Java die Zuckerproduktion ganz eingestellt 
wird. Das wäre für Java ein sehr grosses Unglück. Es würden eine 
halbe Million javanesischer Arbeiter beschäftigungslos werden, die die 
Zahl der Seeräuber erhöhen würden. 

Während des Jahres 1888 erfolgte auf dem Zuckermarkte eine be- 
achtenswerte Veränderung in Bezug auf Zufuhr und Preis. Die Rüben- 
zuckerproduzenten Europas hatten ihre Produktion eingeschränkt. Die 
Bevölkerung der Welt und ihr Konsum wuchs gleiohmässig weiter und 
die Zuckeryorräte an den wichtigsten Marktplätzen nahmen rasch ab. 
Die Zuckervorräte in London z. B. waren zu Ende des Jahres 1888 
kleiner denn je zuvor. Die Folge davon war, dass die Preise Überall 
in die Höhe gingen und gleichzeitig sich ein höchst beachtenswerter 
Wechsel in den verhältnismässigen Anteilen zwischen Rohr* und Raben- 
zucker in der Versorgung des Weltmarktes sich vollzog. Nach den 
Mitteilungen des englischen Board of Trade war die Einfuhr von Rüben- 
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sneker im Jahre 1888 gegen das Jahr 1887 um 278 Millionen Pfand 
surfiekgegangen. An seine Stelle war Rohrzucker namentlich von Java 
und englisch Westindien getreten and die Minderaufuhr nahem voll- 
ständig ausgeglichen. 

Die Fleisch preise zeigen auf dem englischen Markte für die 
Periode 1867/77 und 1878/85 keine wesentlichen Veränderungen. Aber 
wahrend der Jahre 1885 und 1886 war der Rückgang ein beträchtlicher 
and dehnte sich auf alle anderen tierischen Produkte mit aus. Der 
prozentuale Ruckgang: Der Prozentsatz des Fleischrückgangs der ge- 
schlachteten Tiere verschiedener Art war nach dem Londoner Economist 
vom 27. November 1885 im Vergleich mit den Preisen für 1879 wie 
folgt: für geringeres Fleisch 43°'o; Rindfleisoh bester Qualität 18°/o; 
vorzügliches Hammelfleisch 13°/<>; Schweinefleisch 22%; Hammelfleisch 
mittlerer Qualität 27°'o. 

Im November 1887 publizierte die bekannte Firma W, E. Bear in 
England folgende Schätzungen für die Fleischversorgung des Vereinigten 
Königreiches pro 1877 und 1885 respektive: 

Jahr Bevölkerung totale Fleischzufuhr 

1877 83 446 000 30 800 000 cwt 

1885 86331000 36 460 000 » 

Zunahme der Bevölkerung 8,6V 
Zunahme der Fleischzufuhren 18 > . 

Der Durchschnittspreis des exportierten gesalzenen Fleisches in den 
Vereinigten Staaten ging von 8,2 cts. per Pfund 1884 auf 6 cts., im 
Jahre 1886 (26%!) zurück; für gesalzenes Schweinefleisch berechnen sich 
27*P; Speck und Schinken fiel von 9,6 cts. auf 7,5 cts., und Fett von 
9,4 cts. auf 6,9 cts., für Schmalzöl trat ein besonders starker Preis- 
rückgang in den letzten Jahren ein. Es fiel im Cincinnati Markt 
von durchschnittlich 94 cts. per Gallone pro 1881 '82 auf 48,8 cts. im 
Jahre 1886, der hauptsachlich auf die grössere Produktion und den 
allgemeineren Gebrauch von vegetabilischen Oelen — Baumwollsa- 
menöl in den Vereinigten Staaten und Palm- und Kokosnussöl in 
Europa — zurückgeführt wird. Der EinÜuss dieser zunehmenden Pro- 
duktion und Billigkeit dieser vegetabilischen Oele hat sich nament- 
lich auch in England, Frankreich, Deutschland und Italien bemerk- 
bar gemacht und hat unzweifelhaft den Preisfall des Talgs bewirkt, 
welcher auf dem englischen Markte von 1867<77 bis 1886 um 31°'o ge- 
fallen ist. 

Die nächstliegende Ursache für diesen Preisrückgang des Fleisches 
in England und auf dem europäischen Kontinent liegt unzweifelhaft in 
der Zufuhr von lebendem Vieh und frisch geschlachtetem Fleisch von 
aussereuropäischen Ländern. Der Wert des Imports an lebendem Vieh 
von den Vereinigten Staaten nach England hat von 1085 000 Doli, 
pro 1876 auf 22 980 000 Doli, pro 1885 zugenommen, der des frisch ge- 
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sclüachtetenFleisches von 1950 000 auf 11820000 Doli., and das frisch 
geschlachtete Fleisch von den Laplatastaaten nnd Australien ist von 
880 000 Doli, im Jahre 1881 auf 5 850 000 Doli im Jahre 1885 gewachsen : 
in der Gesamtzufuhr eine Zunahme von 8 025000 Doli, pro 1870 bis 
40650000 Doli, pro 1885. Diese ausserordentliche Zunahme der Aus- 
fuhr dieser drei zuletzt genannten Lander ist an sich schon genügender 
Beweis, dass der Preis bei solcher UeberfÜllung des Marktes fallen muss. 
Alle diese Lander haben aber anoh in derselben Zeit die Zahl von 
Rindvieh, Schweinen und Schafen gesteigert. So haben die Vereinigten 
Staaten eine Zunahme von 660/0 ihrer Binder für das Jahrzehnt 1870 
bis 1880 verzeichnet. Australien hatte 1873 bis 1883 eine Zunahme von 
4$" , wahrend die Schätzungen för Argentinien noch grösser sind. Die 
Zahl der Schafe war in den Vereinigten Staaten 33783 000 im Jahre 
1875 und 50 626 000 im Jahre 1884, in Australien 57 144000 im Jahre 
1873 und 83 369 000 im Jahre 1883 nnd 97 900000 im Jahre 1887. 

»Der europäische Kontinent als ein Ganzes betrachtet — so sagt 
der Londoner Economist vom 15. Oktober 1887 — deckt seinen eigenen 
Fleischbedarf und erübrigt noch einen kleinen Ueberschuss für die Ver- 
sorgung von England. Die gelegentlichen Fl eisohein fuhren von über- 
seeischen Ländern ändern nichts an dieser Behauptung.« Ein ein- 
gehenderer Bericht der landwirtschaftlichen Abteilung im Bundesamt 
der Vereinigten Staaten über »Cattle and Dairy Farming« vom Jahre 
1887 schildert die Lage des Weltmarktes in folgender Weise: »Es hat 
den Anschein, als ob die Vieh-, Fleisch- und Molkereiprodukte der 
ganzen Welt nach dem englischen Markte, als dem alleinigen Konsam- 
platz der überschüssigen Produkte hinschaute.« Und im weiteren Verlauf 
gibt dieser Bericht folgende Angaben über die Verteilung der Fleisch - 
ausfuhr aus den Vereinigten Staaten: »Nach England wurde für 
54 250 000 Doli, nach allen anderen europäischen Ländern für 3 200 000 Doli. 
und nach allen Ländern ausser Europa für 4108176 Doli, ausgeführt.« 
Und was hier für die Vereinigten Staaten gilt, gilt mindestens in glei- 
cher Weise für Australien, Canada und die Laplatastaaten. 

Für die künftige Entwicktung der Fleischzufuhren nach Europa ist 
es wichtig die Geschichte des Handels mit gefrorenem Fleisch sich zu 
vergegenwärtigen. Im Jahre 1860 wurden 400 geschlachtete Hammel 
gefroren von Australien nach England exportiert, im Jahre 1888 war 
diese Einfuhr auf 2 Millionen Hammel gestiegen. Ein einziges Etablis- 
sement in Neuseeland — >The Canterbury Freezing Companyc — hat 
für die Jahre 1889 und 1890 mit Schiffseigentümern Verträge abge- 
schlossen für den Transport von gefrorenem Fleisch, wobei die Fracht 
nach England 1 d. per Pfund nicht übersteigt Diese weitgehende 
Verbilligung der Fracht hängt wesentlich mit der veränderten Lage 
dieses Handels zusammen. Vor einiger Zeit konnten nur 10 bis 12 OOO 
Tiere auf einmal verladen werden, jetzt ist die durchschnittliche Schiffs« 
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ladung aof 24 bis 80 000 Hammel gestiegen. Die Kosten in London 
sind auf **> d. per Pfand berechnet, in Neuseeland betragen sie etwas 
unter *b d., so dass die Gesamtkosten 2 d. per Pfand nicht fibersteigen, 
wodurch dem Produzenten in Australien l 1 '» d. per Pfand ohne die Haut 
und das Fett verbleiben. Argentinien beginnt ebenso sich an der Ent- 
wicklung dieses Handels zu beteiligen, was durch die neuerliche Ge- 
währung von Exportprämien durch den Staat noch besonders geför- 
dert wird. 

Der amerikanische Käse erlitt einen starken Preisfall Ton 12 bis 
18 cts. im Jahre 1880 auf 8 8 's bis 10 1 /» cts. im Jahre 1885. Nur bei 
der grossen Bedeutung, welche die amerikanische Käseproduktion für 
den Weltmarkt bereits gewonnen hat, spielt sich darin auch der Preis- 
fall auf dem Weltmarkte wieder. Diese Preisprodukion führt sich we- 
sentlich auf zwei Ursachen zurück: einmal auf die moderne Entwick- 
lang des Molkerei wesens, mit seinen neuen Verfahren und seinen neuen 
Maschinen, was die Produktion vergrösserte und Ter billigte und dann 
das Preisverhältnis zwisohen Butter und Käse in Nordamerika pro 
188081, das so sehr zu gunsten des letzteren war, dass bald immer 
grössere Quantitäten von Milch ihren Weg statt zum Butterfase in die 
Käsereien wählten. In den Jahren 1883, 1884, 1885 war dann die Käse- 
einfuhr nach New- York durchschnittlich 25%> grösser als im Jahre 1880. 
In der gleichen Zeit ging die Nachfrage für den Export stark zurück 
und die Preise mussten natürlich fallen. Eine ähnliche Entwicklung 
mag in den anderen wichtigen Käse produzierenden Ländern eingetreten 
sein, wenigstens wird berechnet, dass die Zufuhren nach England, Eu- 
ropa und Südamerika von 1880 bis 1884 um 14V zugenommen haben. 

Unter den Ausfuhrländern für Käse hat neuerdings Neuseeland in 
kurzer Zeit eine grössere Bedeutung erlangt. Und im allgemeinen 
unterliegt es auch kaum einem Zweifel , dass infolge der schlechteren 
Rentabilität des Weizenbaues die Aufmerksamkeit der Farmer sich in 
grösserem Umfange den Veredlungsgewerben und namentlich auch dem 
Molkereiwesen zugewendet hat und dass deshalb in der nächsten Zu- 
kunft noch ein weiterer Preisfall gerade für diese Produkte zu erwarten 
ist.« Diese Leseproben mögen genügen, um den eigenartigen Charakter 
des TPeSs'schen Werkes erkennen zu lassen. Dr. G. Buhland. 



Werner Sombart, Die römische Campagna. Eine sozial-ökono- 
mische Studie. Bd. III, Heft 3 der Staats- und sozialwissenschaftlichen 
Forschungen, herausg. t. O. SchmoUer. Leipzig bei Dunker und Humblot. 
1888. VIII. u. 182 S. Pr. 4,20 M. 

Nach einer Einleitung, in welcher auf die Eigenartigkeit der 
agrarischen Verhältnisse Italiens im allgemeinen, sowie derer in der 
römischen Campagna insbesondere hingewiesen wird, behandelt der 
Verfasser sein Thema in folgenden sechs Abschnitten: I. Die natür- 
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liebe* Bedingungen der römisohen Campagna. n. Die 
Technik der Wirtschaft III. Die sozialen Zustände und 
der Wirtschaftsbetrieb. lV.Privat- und Volkswirtschaft* 
liebes Faoit. V. Die Pseudo-Ursachen der Zustande in 
derrtimischenCampagna. VI. DieReformmassnabmen 
der italienischen Regierung. Den Beschluss machen 2 Bei- 
lagen , deren eine die Etymologie und Geschichte der Bezeichnung 
»Gampagnac bespricht, die andere den Wortlaut des ital. Gesetzes Tom 
8. Juli 1883 »ooncernente il bonificamento dclT Agro romanet enthält. 
Verf. gibt in seiner Schrift ein auf sorgfältigen Studien und ge- 
nauer Sachkenntnis beruhendes, eingehendes und anschauliches Bild von 
den wirtschaftlichen und sozialen Zuständen , welche in der römischen 
Campagna herrschen: Zustände, unter denen die geringe Zahl der 
Großgrundbesitzer und Grosspächter sich zwar wohl befindet, unier 
denen aber die Lage der arbeitenden Klasse sich zu einer sehr traurigen 
gestaltet und eine Art der Benutzung und Bewirtschaftung des Bodens 
Platz gegriffen hat, durch welche die volkswirtschaftliche und soziale 
Entwicklung Italiens ungemein geschädigt wird. Die gründlichen Aus- 
führungen des Verf. gewähren nicht nur einen lehrreichen Einblick in 
die wenig erfreulichen Verhältnisse der italienischen Landwirtschaft, 
sondern fordern den nachdenkenden Leser auch zu fruchtbaren Ver- 
gleiohungen mit den im deutschen Reich und andern Kulturstaaten 
herrschenden landwirtschaftlichen Zuständen auf. Die Kritik , welche 
der Verf. an den von der italienischen Regierung ergriffenen Massregeln 
zur Beseitigung der in der Campagna herrschenden Misswirtschaft 6bt, 
ist zwar scharf, aber berechtigt. 

Auf Einzelheiten aus dem reichen Inhalt der &om&art'sohen Schrift 
kann hier nicht eingegangen werden ; Ref. kann nur den Wunsch aus- 
sprechen, dass dieselbe recht viele aufmerksame Leser und damit die- 
jenige Beachtung finden möge, welche sie verdient. 

Th. Frhr. van der Golig. 



Landwirtschaftliche Versicherung in erganischer Verbindung mit 
Sparanstalten, Bodenkredit nndSchaldenaklosung. Vorschläge zur Bes- 
serung der Lage des japanischen Landmanns, im Auftrage des kais. jap. 
Ministeriums des Innern abgefasst von P. May et. Gedruckt auf Befehl 
des kais. jap. Verkehrsministeriums bei Kokubunsha , Tokyo. Verlag 
von R. L. Prager, Berlin, 1888. XIV. u. 449. u. 1» Tabellen. Pr. 12 M. 

Der mit den japanischen Verhältnissen genau bekannte und in der 
japanischen Staatsverwaltung seit Jahren thätige Verfasser macht in 
einer Reihe von Abhandlongen Vorschläge, welche dazu dienen sollen, 
der sehr darniederliegenden Landwirtschaft und der in gedrückter Lage 
befindlichen ländlichen Bevölkerung Japans aufzuhelfen. Die Thatsachen, 
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durch welche der gegenwärtige Notstand herbeigeführt wurde und noch 
unterhalten wird, Bind besonders folgende : der sich vollziehende Ueber- 
gang von der Natural- zur Geld Wirtschaft, die übermässige Hohe der 
Grundsteuer, der Mangel an wohlfeilem Kredit bezw. die Höhe des 
Zinsfasses, die starke Verschuldung des Grund und Bodens, die häufigen 
liissernten oder sonstigen Unglücksfälle, von welchen die Landwirtschaft 
heimgesucht wird. Die von Mayet zur Beseitigung oder doch Milde- 
rung vorgeschlagenen ausführlich begründeten Massregeln, deren Er- 
örterung im einzelnen hier nicht möglich ist, beziehen sich, abgesehen 
von der Ermässigung der Grundsteuer, auf neu zu schaffende Institu- 
tionen, welche der landwirtschaftlichen Versicherung im weitesten 
8inne des Wortes dienen, den Spartrieb befördern und die Möglichkeit 
zur Erlangung eines sicheren und billigen Kredits sowie zur allmäh- 
lichen Schuldentilgung gewähren sollen. Dem Verfasser kommt dabei 
eine Kenntnis dessen, was auf ähnlichen Gebieten in den europäischen 
Kulturländern, besonders in Deutschland, bereits geleistet ist, sehr zu 
statten. In wie weit die gemachten Vorschläge in Japan überhaupt 
oder doch zur Zeit ausführbar sind, entzieht sich unserer Beurteilung. 
Dem Ref. will es scheinen, als ob es besser wäre, zunächst die wün- 
schenswerte Beform der agrarischen Zustände auf das notwendigste und 
am leichtesten erreichbare zu beschränken d. h. schritt- und nicht 
sprungweise vorzugehen; auch ist es dem Ref. zweifelhaft, ob die 
Versicherung gegen Unglücksfälle so weit ausgedehnt werden kann, 
wie Verf. es vorschlägt. Eine Sachversicherung gegen die Gesamt- 
gefahr hat immer den Uebelstand, dass sie der Nachlässigkeit Vor- 
schub leistet und die Energie lähmt. Ganz besonders interessant 
ist dasjenige, was Mayet über die Japan eigentümliche Einrichtung, 
den sog. Missern ten-Deckungsfond, und deren bisherigen Er- 
gebnisse sagt (S. 287—419). — Ein beigefügtes japanisch-deutsches 
Wörterverzeichnis erleichtert das Verständnis der vorkommenden un- 
vermeidlichen japanischen Bezeichnungen. — Wünschenswert wäre auch 
die Hinzufügung einer Karte von Japan gewesen', aus welcher Namen 
und Lage der einzelnen Landesteile ersichtlich ist. 

Th. Frhr. wm der GoUm. 



Der Grund-Sohuld-Sohein. Ein Versuch zur Reform des landwirt- 
schaftlichen Grund-Kredits im preussischen Staate. Berlin bei Walther 
und Apolant. 54 S. Pr. 1,50 Mk. 

Der ungenannte, aber mit den ländlichen Zuständen der östlichen 
preuss« Provinzen offenbar genau vertraute Verfasser erörtert zunächst 
die Ursachen für die kritische Lage, in welcher sich jetzt die Landwirt- 
schaft befindet; eine durchgreifende Besserung hält er nur für möglich 
durch eine Umgestaltung in den Kredit- und Verschuldungs-Verhält- 
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nissen. Um solche in wirksamer Weise herbeizuführen, schlägt der Verf. 
folgende Massregel vor. Jeder Besitzer eines landw. Grandstückes 
von mindestens 10000 Mark Taxwert soll berechtigt sein, dies Grund- 
stück in der Höhe des vollen landschaftlichen Taxwertes mit Grund- 
schnldscheinen unkündbar zu belasten. Der Staat übernimmt die 
Zinsengarantie und sollen die auszugebenden Wertzeichen bei allen 
öffentlichen Kassen in Zahlung angenommen werden. Ueber die Grund- 
schuldscheine hinaus ist eine weitere hypothekarische Belastung nicht 
statthaft. Der Darlehnsnehmer hat die Grandschuld mit 2 1 /*%> zu ver- 
zinsen, die Grundschuldbriefe bringen deren Inhabern nur 2%; die 
Differenz von ^% dient zur Bestreitung von Verwaltungskosten und 
zur Aufsammlung eines Garantiefonds. Dies sind in kurzen Worten 
die Grundzüge der von dem Verfasser vorgeschlagenen Kreditreform. Die 
Einzelheiten derselben , welche in der vorliegenden Schrift dargelegt 
werden, hier zu besprechen, ist nicht möglich. Verf. selbst verhehlt 
sich nicht die manigfachen Bedenken, welche gegen seinen Plan gel- 
tend gemacht werden können; die wichtigsten derselben zählt er auf 
und sucht sie zu entkräften. Ob ihm letzteres gelungen ist, darüber 
werden die Ansichten auch derjenigen weit auseinandergehen, welche 
sich ernstlich mit der ebenso schwierigen als wichtigen Bodenkredit- 
frage beschäftigt haben. Unter ihnen wird aber keiner dem Verf. die 
Anerkennung versagen, dass er an die Lösung seiner Aufgabe mit Sach- 
kenntnis und Besonnenheit herangetreten ist. 

Th. Frhr. vm der Gelte. 



Sohmidt, Dr. Conrad, Die Darohschnittsprofltrate auf Grundlag« 
des Marx'sohen Wertgesetzes. Stuttgart 1889, J. H. W. Dietz, 112 SS. 

Bekanntlich lehrt Marx, dass die Güter sich nach dem Verhältnisse 
der in ihnen verkörperten Arbeit austauschen, dass der den Kapitalisten 
zufallende Profit oder Mehrwert die Frucht einer an den Arbeitern ge- 
übten Ausbeutung sei , dass jedoch die Grösse des Mehrwerts nioht im 
Verhältnis zur Grösse des ganzen vom Kapitalisten angewendeten Ka- 
pitales, sondern nur zur Grösse des »variablen c d. i. zur Bezahlung von 
Arbeitslöhnen verwendeten Teiles desselben stehe, während das zum An- 
kauf von Produktionsmitteln verwendete sogenannte »konstante« Kapital 
keinen »Mehrwert ansetzen« kann. Nun steht aber thatsächlich im 
Leben der Kapitalgewinn in Proportion zum gesamten investierten 
Kapitale. Dieser Widerspruch zwischen Leben und Lehre ist von der 
Kritik — unter anderen auch vom Referenten — Marx gegenüber 
scharf hervorgehoben worden. Marx selbst hat ihn bemerkt, aber in 
den bisher erschienenen Teilen seines Werkes nicht gelöst, während 
Engels in der Vorrede zum II. Bande des »Kapitals« die Lösung rar 
den aus dem Nachlasse Marx' herauszugebenden III. Bd. in Aussicht 
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stellt. In der Zwischenzeit hat Dr. Schmidt versucht, den Widersprach 
auf eigene Faust im Sinne von Marx zur Lösung zu bringen. Er ist 
dabei su einigen Ergebnissen gelangt, die in der That allgemeinere 
Beachtung verdienen : freilich eine Beachtung im gerade entgegenge- 
setzten Sinne als der Verfasser es wohl gewünscht hat. 

Als echter Marijünger führt der Verfaser seine Beweise streng dia- 
lektisch. Er unterscheidet — nach Marx — die erzeugten Güter in 
»Produkte« und »Mehrprodukte«. »Mehrprodukt« ist derjenige Teil 
des Produktes, welcher dem Kapitalisten zufallt, ohne dass er ein Wert- 
äquivalent dafür gegeben hätte, das also seinen Kapitalgewinn dar- 
stellt. Erzeugt ein Kapitalist z. B. vierteljährig 1000 Tonnen Eisen, 
während der Wert des dabei verbrauchten konstanten Kapitals gleich 
400, der Wert des variablen Kapitales ebenfalls gleich 400 Tonnen ist, 
so sind von je 1000 Tonnen 800 Tonnen einfaches »Produkt«, 200 Tonnen 
»Mehrprodukt«. Nun kommt ein dialektisches Kunststück: Der Ver- 
fasser wendet nämlich das Jfare'sche Wertgesetz, dass die notwendige 
Arbeitszeit den Wert der Güter bestimme, auf Produkte und Mehrpro- 
dukte gesondert, und zwar auf jede Kategorie in einem anderen Sinne 
an. Für die Produkte gilt als die notwendige Arbeit die zu ihrer Er- 
zeugung geleistete, in ihnen verkörperte Arbeit Für die Mehr- 
produkte soll aber die vom Kapitalisten vorgeschossene Arbeit 
als die »notwendige Arbeit« gelten, weil ohne einen Vorsohuss an 
— fremder — Arbeit der Kapitalist kein Mehrprodukt für sich ge- 
winnen kann. Und zwar kommt der Arbeitsvorschuss nicht bloss nach 
■einer absoluten Grosse, sondern zugleich nach der Zeit in Betracht, 
für welche er vorgeschaffen werden muss. Der Wert der Mehrprodukte 
bestimmt sich also — kurz gesagt — naoh der Grösse und nach der 
Zeitdauer der Anwendung des vom Kapitalisten vorgeschossenen Kapi- 
tales. Da nun der Wert der Mehrprodukte identisch mit dem Kapital- 
gewinn ist, so ist diese Formel allerdings im schönsten Einklang mit 
der ^tatsächlichen Erfahrung, dass der Kapitalgewinn in gerader Pro- 
portion zum ganzen (konstanten und variablen) angelegten Kapitale 
steht. Die Frage ist nur, ob jene Formel auch, wie der Verfasser be- 
hauptet, im Einklang mit der Afara'schen Lehre und insbesondere mit 
dem Marse 'sehen Wertgesetz steht? 

Das ißt nun meines Erachten» ganz und gar nicht der Fall. Ich 
will ganz davon absehen, ob es im Sinne des üfara'schen Wertgesetzes 
liegen kann, einem Arbeitsvorschuss denselben Einfluss auf die 
Wertbildung einzuräumen wie einer wirklichen Arbeits 1 e i s t u n g. 
Aber noch bedenklicher ist das Folgende. Wenn der Wert der »Mehr- 
produkte« sich auf einer anderen Grundlage aufbaut als der Wert der 
»Produkte«, so muss es ja vorkommen können , dass die Gütereinheit, 
z. B. die Tonne Eisen , die zufällig zu den 200 Tonnen Mehrprodukt 
unseres obigen Beispiels gehört» einen andern Wert hat, als die ganz 



Digitized by LiOOQ IC 



592 Litterator: 

gleiche Tonne Elsen , die zu den 800 Tonnen einfachen »Produkten 
gehört. Der Verfasser ist anbefangen genug, diese recht fatale Konse- 
quenz seiner Theorie nicht zu verleugnen* Er fahrt selbst auf S. 49 
ein ziffermässiges Beispiel durch, wonach von 100 Wareneinheiten 50 
den Ersatz des vom Kapitalisten aufgewendeten Kapitales von 500 £ 
bilden — also einfaches Produkt sind — • und die andern 50 als Mehr- 
produkt den Kapitalgewinn eines vorgeschossenen Kapitales von 400 £ 
bei einer durchschnittlichen Profitrate von £ bilden. Hieraus berechnet 
der Verfasser für jedes der ersten 50 Stücke den Wert mit *#f oder 
10 £, für jedes der zweiten 50 Stücke mit nur fj oder lf £ und fügt 
noch die ausdrückliche Bemerkung hinzu: »Diese Divergenz ist nicht 
wunderbar, wenn man bedenkt, data der Preis beider Produktteile sieh, 
wenn auch auf Grund des Wertgesetzes, so doch nach ganz ver- 
schiedenen Regeln normierte Man darf nun wohl gespannt sein, 
wie der Verfasser diese theoretische Divergenz mit der unleugbaren 
Thatsache in Einklang bringt , dass in der Wirklichkeit eine Tonne 
Eisen doch genau so viel wert ist als die andere? Sehr einfach! Er 
thut so, als ob hier gar kein Widerstreit zu versöhnen wäre und fahrt 
im unbefangensten Tone fort: »Der thatsächliche Preis, welchen der 
Kapitalist auf dem Markte für sein ganzes Jahresprodukt erzielt, ist 
natürlich (I) gleich der Preissumme beider Produktteile, in unserem 
Falle also gleich 500 + 80 £ . Da nun aber das Gesamtprodukt nach 
Voraussetzung 100 Wareneinheiten enthält , so betragt der auf dem 
Markte für eine Wareneinheit thatsftchlich gezahlte Preis f$$ £ =5.8 £.« 

Das ist nun ein sehr merkwürdiges Ergebnis, welches eine genauere 
Beachtung verdient, und um dessen willen ich mir auch eine verhält- 
nismässig so weitläufige Besprechung der vorliegenden Schrift gestattet 
habe. 

Unter den gegebenen Voraussetzungen sollte eine Tonne Eisen mit 
Rücksicht auf die zu ihrer Erzeugung notwendige Arbeitszeit nach dem 
•Maro'sehen Wertgesetz 10 £ wert sein. Thatsäohlioh vertauscht sie sich 
aber nicht um 10, sondern nur um 5.8 £. Thatsftchlich vertauschen sioh 
also nach dem ausdrücklichen Zugeständnis eines fanatischen Marxisten 
die Güter nicht im Verhältnis zu der in ihnen verkörperten Arbeite- 
zeit, sondern nach irgend einer hie von abweichenden »Resultante«. 
Oder, um uns in der Sprache des Verfassers auszudrücken, der that- 
sächliche Waren preis weicht, und zwar sogar »not wendig;« 
vom Werte der Waren ab (S. 50). Da ferner jene »Resultante« 
bei verschiedenen Waren, deren Erzeugung »war gleich viel Arbeit» 
aber eine ungleiche Dauer des Kapitalvorschusses erfordert, verschieden 
gross ausfällt, so müssen sich notwendig — diese Konsequenz ist vom 
Verfasser nicht mehr ausdrücklich gesogen, aber auch nicht verleugnet, 
— Waren , in denen gleich viel Arbeit verkörpert ist , in ungleichem 
Verhältnis, und Waren in denen ungleiche Arbeitsmengen verkörpert 
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sind, unter Umständen in gleichem Verhältnis gegen einander aus- 
tauschen können. 

Damit ist aber auch — und das ist das Wichtige an der Sache — 
trotz gewisser Klauseln , die der Verfasser noch anbringt und deren 
Wert ich noch besprechen werde , die materielle Unrichtig- 
keit des Marx'BQhen Wertgesetzes auch von sozialisti- 
scher Seite dargethan und zugestanden. Der Verfasser meint 
zwar (S. 50), dass das Abweichen der thatsächlichen Preise von der ver- 
körperten Arbeitsmenge oder vom »Wert« der Produkte zum Wertgesetze 
nicht im Widerspruch stehe, aber Marx selbst hat darüber — wenigstens 
zuweilen — anders gedacht. »Waren« — sagt er einmal — »können 
zwar za Preisen verkauft werden , die von ! ) ihrem Werte abweichen, 
aber diese Abweichung erscheint als Verletzung des Gesetzes 
d e 8 Warenaustausches«. Und ähnlich spricht er sich oft ans, 
wenn er auch bisweilen wieder, wie z. B. in den Noten auf 8. 151 und 
210 der zweiten Auflage des I. Bandes andeutet, dass die Gleichstellung 
der Preise mit den Werten sich nicht ganz »direkt« und »einfach« 
macht. 

Uebrigens kommt natürlich sehr wenig darauf an, ob Marx selbst 
oder Dr. Schmidt sich in ganz ausdrücklichen und formellen Worten 
das Geständnis entwinden lassen, dass ihr »Wertgesetz« durch die 
Thatsachen Lügen gestraft werde. Es genügt, wenn, wie es jetzt ge- 
schieht, die objektive Thatsaohe zugestanden wird, dass in der wirk- 
lichen Welt das Austauschverhältnis der Güter von der in ihnen ver- 
körperten Arbeitsmenge abweicht, und zwar regelmässig und notwendig 
abweicht. Wie viel oder wie wenig nach dieser Einräumung vom be- 
rühmten Wertgesetz noch Übrig bleibt, darüber kann sich jeder halb- 
wegs Unbefangene — und wenn er auch Sozialist wäre — selbst den 
Vers machen. 

Dass aber nicht viel übrig bleibt, wird am besten gerade durch 
die Bemühungen illustriert, die der Verfasser an den Nachweis wendet, 
dass das Wertgesetz trotz alledem in Geltung bleibe. Nachdem er 
nämlich zugestanden hat, dass der thatsäohliche Preis der Waren von 
ihrem Wert divergiere, bemerkt er, dass diese Divergenz sich doch nur 
auf diejenigen Preise beziehe, welche die einzelnen Waren erzielen; 
dass sie dagegen verschwinde, sobald man die Summe aller einzelnen 
Waren, das jährliche National produkt, betrachte. Die Preissumme, die 
für das gesamte Nationalprodukt zusammengenommen bezahlt werde, 
falle allerdings mit der darin thatsächlich krystallisierten Wertsumme 
völlig zusammen (S. 51). Ich weiss nicht, ob es mir in den wenigen 
Worten, die ich mir an diesem Orte noch gestatten darf, gelingen wird, 
die Tragweite dieser Behauptung gebührend zu illustrieren. Ich will 
wenigstens eine Andeutung darüber versuchen. 

l) „Das Kapital 4 * I. Band. 8. Aufl. 8. 142. 
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Was ist denn überhaupt die Aufgabe des »Wertgesetzes«? Doch 
nichts anderes als das in der Wirklichkeit beobachtete Austauschver- 
hältnis der Güter aufzuklären. Wir wollen wissen, warum im Aas- 
tausch z. B. ein Rock gerade so viel wie 20 Ellen Leinwand, warum 
10 Pfund Thee so viel wie £ Tonne Eisen gelten u. s. f. So hat auch 
Marx selbst die Erklärungsaufgabe des Wertgesetzes gefasst. Von 
einem Austauschverhältnis kann nun offenbar nur zwischen ver- 
schiedenen einzelnen Waren untereinander die Rede sein. Sowie 
man aber alle Waren zusammengenommen ins Auge faast , und 
ihre Preise summiert, so sieht man von dem im Innern dieser Gesamt- 
heit bestehenden Verhältnis notwendig und geflissentlich ab. Die re- 
lativen Preisverschiedenheiten im Innern kompensieren sich ja in der 
Summe. Um was z. B. der Thee gegenüber dem Eisen mehr gilt, um 
das gilt das Eisen gegenüber dem Thee weniger, und vice versa. Jeden- 
falls ist es keine Antwort auf unsere Frage, wenn wir nach dem Aus- 
tauschverhältnis der Güter in der Volkswirtschaft uns erkundigen, und 
man uns mit der Preissumme antwortet, die alle zusammen erzielen; 
gerade so wenig, als wenn wir uns erkundigen, um wie viele Minuten 
oder Sekunden der Sieger in einem Wettrennen zur Durchmessung der 
Rennbahn weniger benötigt hat als seine Eonkurrenten, und man uns 
antwortet: alle Konkurrenten zusammengenommen haben 25 Minuten 
13 Sekunden benötigt! 

Nun steht die Sache folgendem assen. Auf die Frage des Wert- 
problems antworten die Marxisten zunächst mit ihrem Wertgesetz, dam 
sich die Waren im Verhältnis zu der in ihnen verkörperten Arbeitszeit 
vertauschen ; dann revozieren sie — verblümt oder unverblümt — diese 
Antwort für das Gebiet des Austausches einzelner Waren, also gerade 
für dasjenige Gebiet, auf dem die Frage überhaupt einen Sinn hat ; und 
halten sie in voller Reinheit nur mehr aufrecht für das ganze National- 
produkt zusammengenommen, also für ein Gebiet, auf dem jene Frage 
als gegenstandslos gar nicht gestellt werden kann. Als Antwort auf 
die eigentliche Frage des Wertproblems wird somit das »Wertgesetz« 
zugestandenermassen durch die Thatsachen Lügen gestraft ; und in der 
einzigen Anwendung , in der es nicht Lügen gestraft wird , ist es 
keine Antwort auf die eigentlich Lösung heischende Frage mehr, son- 
dern könnte bestenfalls eine Antwort auf irgend eine andere Frage sein. 

Es ist aber nicht einmal eine Antwort auf eine andere Frage, son- 
dern es ist gar keine Antwort, es ist eine einfache Tautologie. Denn 
wie jeder Nationalökonom weiss, vertauschen sich, wenn man durch 
die verhüllenden Formen des Geldverkehrs hindurchblickt ', die Waren 
schliesslich wieder gegen die Waren. Jede in Austausch tretende Ware 
ist zugleich Ware, aber auch der Preis ihrer Gegengabe. Die Summe 
der Waren ist somit identisch mit der Summe der dafür gezahlten 
Preise. Oder der Preis für das gesamte Nationalprodukt zusammenge- 
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nommen, ist nichts anderes als — das Nationalprodukt selbst. Unter 
diesen Umständen ist es freilich ganz richtig, dass die Preissumme, die 
für das gesamte Nationalprodakt zusammen gezahlt wird , mit der in 
letzterem kristallisierten Wert- oder Arbeitsummen völlig zusammen- 
trifft. Allein dieser tautologische Ausspruch bedeutet weder irgend 
einen Zuwachs an wirklicher Erkenntnis, noch kann er insbesondere 
als Richtigkeitsprobe für das angebliche Gesetz dienen, dass sich die 
Güter nach dem Verhältnis der in ihnen verkörperten Arbeit vertau- 
schen. Denn auf diesem Wege Hesse sich ebenso gut — oder vielmehr 
ebenso schlecht — auch jedes beliebige andere »Gesetz«, z. B. das »Ge- 
setz« verifizieren, dass sich die Güter nach dem Massstabe ihres spe- 
zifischen Gewichtes vertauschen! Denn wenn auch freilich ein 
Pfund Gold als »einzelne Ware« sich nicht gegen ein Pfund Eisen, 
sondern gegen 40 000 Pfund Eisen vertauscht, so ist doch die Preis- 
summe, die für ein Pfund Gold und 40 000 Pfund Eisen zusammen- 
genommen bezahlt wird, nicht mehr und nicht weniger als 40000 
Pfund Eisen und 1 Pfund Gold. Es entspricht also das Gesamtgewicht 
der Preissumme — 40001 Pfund — ganz genau dem in der Waren- 
summe verkörperten Gesamtgewicht von ebenfalls 40001 Pfund; und 
folglich ist das Gewicht der wahre Massstab, nach dem sich das Aus- 
tauschverhältnis der Güter regelt?? — 

Ich komme zum Schiusa. Ich hatte vor einigen Jahren gegen 
Bodbertus und Marx, die in diesem Stücke einer Meinung sind, aus An- 
las« desselben Problems, das den Vorwurf der vorliegenden Schrift 
bildet, wörtlich geschrieben : Entweder vertauschen sich die Produkte 
-wirklich auf die Dauer im Verhältnis der daran haftenden Arbeit.... — 
dann ist eine Nivellierung der Kapitalgewinne unmöglich. Oder es 
findet eine Nivellierung der Kapitalgewinne statt — dann ist es un- 
möglich, dass die Produkte fortfahren, sich im Verhältnis der daran 
haftenden Arbeit auszutauschen*« Dieser Ausspruch wird jetzt von 
einem glühenden Anhänger von Marx notgedrungen wörtlich bestätigt. 
Und damit ist auch wider Willen der unversöhnliche Widerspruch be- 
stätigt, der zwischen der Marx' sehen Lehre und dem wirklichen Leben 
herrscht* Durch die raffiniertesten dialektischen Deuteleien , in deren 
Verlauf er freilich das Wesen des Marx'schen Wertgesetzes vor der 
Gewalt der Thatsachen völlig preizugeben gezwungen war, konnte der 
Verfasser jenen Widerspruch vielleicht ein klein wenig bemänteln, aber 
versöhnen , wie er es wollte, konnte er ihn nicht. Und ebensowenig 
— das wage ich heute getrost zum zweiten Male zu prophezeien — 
wird der nachgelassene dritte Band des Meisters selbst die verheissene 
Versöhnung des Unversöhnlichen zu bringen imstande sein ! 

E. Böhm-Bawerk. 
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Komoreynsky, Dr. Jeh\ t., Der Wert in d*r kellerten Wirtschaft. 

Wien 1889. Manz, 105 SS. 

Der Verfasser, welcher schon im Jahre 1869 eine scharfsinnige und 
für die damalige Zeit beachtenswerte Abhandlung über die Theorie 
veröffentlicht hat 1 ), hat die vorliegende Schrift der Aufführung einer 
eigentümlichen Idee gewidmet, welche sich nicht gans kur* wiedergeben 
läset. Der Verf. steht im grossen nnd ganzen auf dem Standpunkt der 
bekannten von Menger aufgestellten »Nutzwerttheorie«. Er leitet den 
Wert der Güter von der Bedeutung der Bedürfnisbefriedigungen ab, 
deren Vorname von der Verfügung über jene abhängig ist. Als »ab- 
hängig« erscheinen jeweils die mindest wichtigen unter den durch 
den Güter vorrat noch bedeckten Bedürfnissen. Gewöhnlich sind dies 
jedoch Bedürfnisse ganz anderer Art als jene , au deren Befriedigung 
das eq schätzende Gut unmittelbar dient, indem der rationelle Wirt, 
wenn ein wichtiges Bedürfnis durch den Ausfall des zu seiner Deckung 
bestimmten Gutes in seiner Befriedigung bedroht wird, nicht dieses 
wichtige Bedürfnis unbefriedigt läset , sondern durch eine rasche Aen- 
derung des Wirtschaftsplanes ein anderes Gut an seine Stelle setzt, das 
sonst anderen minder wichtigen Bedürfnisse, und zwar gewöhnlich 
Bedürfnissen einer andern Art gedient hätte. So wird der Ausfall jedes- 
mal auf die mindest wichtigen Bedürfnisse »über wälz W, welche Ueber- 
wälzung mit vielen vom Verfasser scharfsinnig und gründlich geschil- 
derten Verwicklungen, die namentlich die Nachschaffung von Ecsate- 
ezemplaren durch die Produktion betreffen, verbunden ist. Nun 
macht der Verf. folgende ganz richtige Bemerkung : In einer Wirt- 
schaft, in welcher nicht allein der Güterbestand den gegenwärtigen 
Bedürfnissen harmonisch angepasst, sondern auch für einen stetigen 
harmonischen Nachschub durch die Produktion von lange her vorge- 
sorgt ist — der Verfasser nennt dies den »Gleichgewichtszustand der 
Güterproduktion« — wird, da hier die Möglichkeit besteht, bei recht- 
zeitiger Vorsorge durch eine wohlorganisierte Reihe von Zwischenglie- 
dern den Ausfall stets auf den mindest empfindlichen Punkt zu lenken, 
die Ueberwälzung auf die absolut unwichtigsten Bedürfnisse ge- 
lingen, d. i. auf die unwichtigsten von allen, die in der betreffenden 
Wirtschaft überhaupt noch zur Befriedigung gelangen können. In einer 
Wirtschaft dagegen, deren Gleichgewichtszustand gestört ist, gelingt 
die Ueberwälzung nur auf die relativ unwichtigsten Bedürfnisse, auf 
die unwichtigsten aus demjenigen engeren Kreise nämlich, aus welchem 
es gerade technisch möglich ist, Ersatzgüter rechtzeitig abzuziehen. 
Wie gross dieser Kreis ist, und welchen Bang jene relativ unwichtig- 
sten Bedürfnisse haben, darüber entscheiden technische Zufälligkeiten. 



l) „Ist auf Grundlage der bisherigen wissenschaftlichen Forschung die Bestim- 
mung der natürlichen Höhe der Güterpreise möglich ?" Tübinger Zeitschrift f. d. 
ges. Staatswissensohaft 1869. 8. 189 ff. 
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Soweit ist der Verfasser in vollem Einklang mit der Theorie des 
»Grenznutsens«. Von hier ab vollzieht er indes eine eigentümliche 
Schwenkung. Er ist der Meinung, dass Bedürfnisse verschiedener Art 
mit einander nicht »grössenmässig vergleichbar« sind. Es sei durchaus 
unmöglich, irgend welche Grössenmasse der Befriedigung verschieden- 
artiger Bedürfnisse wechselseitig als gleichbedeutend zu erkennen. Da 
nun im Falle eines gestörten Gleichgewichtssustandes der Wirtschaft 
je nach zufalligen tatsächlichen und technischen Verhältnissen von 
der Verfügung über ein Gut Bedürfnisse von verschiedener Art und 
Dringlichkeit abhängig werden, so könne man sich über die inkommen- 
surable Bedeutung dieser Bedürfnisse, und weiter über die Bedeutung 
jener Güter gar kein grössenmässiges Urteil bilden. Da aber der Wert 
seinem Wesen nach eine grössenmässige Unterscheidung erheische, so 
finde die Vorstellung des Wertes auf gestörte Gleichgewichtszustände, 
beziehungsweise auf solche Kräfte oder Güter, die nicht stetig wirk- 
sam oder wenigstens stetig erneuert werden, überhaupt keine Anwen- 
dung. »Unioa, Produkte von un vermehrbarer stetiger Menge, Raritäten, 
Andenken, Kunstwerke, insoferne gemäss unsere Bedürfnisempfindung 
für dieselbe ein Ersatz nicht beschafft werden kann, sind kein Gegen- 
stand der Wertvorstellnng.« (S. 104). Stetige Kräfte und Güter können 
dagegen deshalb und nur deshalb ein Gegenstand der Bewertung wer- 
den , weil vermöge der oben angedeuteten Verkettung der Umstände 
Ton ihnen immer die gleichen, nämlich die absolut unwichtigsten 
Bedürfnisse abhängen, und nur im — grössenmässig vergleichbaren — 
Umfange, in welchem durch .ihren Ausfall jene unwichtigsten Be- 
dürfnisbefriedigungen vereitelt würden, zwischen ihnen ein Unterschied 
besteht. 80 gelangt der Verfasser dazu, den Wert als »die Bedeutung 
stetig wirksamer nutzbarer Kräfte für den Zweck der Wirtschaft« zu 
erklären , Gütermengen dagegen , welche lediglich eine einmalige 
Verfügung über eine zeitlich begrenzte Nutzwirkung gestatten, von der 
Vorstellung des Wertes überhaupt auszuschliessen. 

Ich kann dieser Theorie das Zeugnis nicht versagen J, dass sie mit 
grossem Scharfsinn ausgedacht, ich möchte eigentlich lieber sagen, aus- 
geklügelt ist; annehmbar erscheint sie mir aber nicht. Aus vielen 
Gründen, von denen ich nur zwei kurz andeuten will. Erstens sind 
thatsächlich auch verschiedenartige Bedürfnisse grössenmässig vergleich- 
bar — sonst könnte ja jene fein abgestufte Rangleiter der Bedürfnisse 
gar nicht gebildet und gehandhabt werden, aus welcher wir nach der 
eigenen Annahme des Verfassers durch alle möglichen Verwicklungen 
hindurch jedesmal gerade die unwichtigsten Bedürfnisse auslesen, um 
auf sie jede eintretende Einbusse zu wälzen. Und zweitens könnte es 
nach der Theorie des Verfassers *) streng genommen überhaupt keinen 

1) Vgl. meine eingehenden — dem Verfasser wahrscheinlich unbekannt geblie- 
benen — Ausführungen hierüber in Oonrads Jahrbüchern Bd. XIII. 8. 46 ff. 
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Wert geben. Denn vollkommen »im Gleichgewicht« ist ja die Produk- 
tion praktisch doch niemals 1 

Wenn mir übrigens anch die Ergebnisse der vorliegenden Arbeit 
verfehlt erscheinen, so hat der Verfasser doch auf dem Wege, der ihn 
eu jenen Ergebnissen führte , Gelegenheit zu manchen wertvollen und 
interessanten Darlegungen gefunden; insbesondere zeichnen sich seine 
kritischen Einschaltungen, die gegen die Alteren Auffassungen des Wert- 
problems gerichtet sind, durch Klarheit und Scharfe aus. 

E. BÖhm-Bawerk. 

Th. Brecht, Kirohe und 8klaverei. Ein Beitrag zur Lösung des 
Problems der Freiheit. Barmen, Klein. 1890. 

Dies Buch des streitbaren Vorkämpfers gegen den Ultramontanis- 
mus, der bereits in seiner 1888 erschienenen Schrift »Papst Leo XIII 
und der Protestantismus« die Legende vom Friedenspapst beleuchtet 
gibt in Anlass der Sklavenencyklika des Papstes vom 5» Mai 1888 und 
des vom Kardinal Lavigerie gepredigten Kreuzzuges gegen den Islam 
in Afrika , eine Reihe geschichtlicher Exkurse, durch welche die Be- 
hauptung jener Encyklika widerlegt wird , dass die Kirche stete die 
Beseitigung der Sklaverei angestrebt habe, und führt aus, dass das ka- 
nonische Recht, die Urkunden und die Geschichte t vielmehr das 
Gegenteil beweisen und ein völliger Abfall der Hierarchie von den 
Grundsätzen des Christentums, nach denen alle Menschen vor Gott 
gleich stehen, stattgefunden hat. Die Kirche begünstigte zwar die Frei- 
lassung der Sklaven durch Laien, aber nur damit sie Patronin der ern- 
steren werde, über welche sie Gerichtsbarkeit beanspruchte, sie selbst 
behielt ihre zahlreichen Sklaven, welche ihre Latifundien bebauten und 
verbot Klöstern und Bischöfen solche ohne vollgültiges Lösegeld frei- 
zugeben , auch fand sie nichts dagegen zu erinnern, dass sich Laien, 
welche damit glaubten ein gottgefälliges Werksu vollbringen, der Kirche 
zu eigen gaben (in servitium tradere vgl. Ducange, Glossar, ed. 1840. IV. 
p. 677. Waitß, Deutsche Verfassuugsgeschichte. VI. S. 344 ff.). So hat 
denn auch der von Leo XIII. so hoch gepriesene doctor angeUcm, Tho- 
mas von Aquino die Sklaverei als eine normale und notwendige Ein- 
richtung, welche die natürliche Folge des Sündenfalls sei, betrachtet 
(Summa theol. ed. Parm. I. p. 883). «Päpste verhängten als Strafmittel 
die Sklaverei über ganze Städte und Länder, wie Gregor XI. bei dem 
Interdikt gegen Florenz 1371 — 75 jedermann aufforderte , die Angehö- 
rigen zu Sklaven zu maohen und Paul III. wegen der Auflehnung Hein- 
richs VIII. gegen ihn alle Engländer der Leibeigenschaft übergab. Ein 
anderes Kapitel ist der Handel mit heidnischen Sklaven , während die 
Päpste und Orden allerdings grosse Anstrengungen machten, Chriaten- 
sklaven aus muhamedanischer Gefangenschaft loszukaufen, fanden sie 
es ganz in der Ordnung, dass gefangene Muselmänner Sklaven der 
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Christen worden, ja sie hielten solche selbst auf ihren eigenen Galeeren 
bis Ende des 13. Jahrh., wie Bertolotti in der Bassegna settimanaU 1879 
durch Mitteilung zahleicher Breve's nachgewiesen. Juden durften selbst- 
verständlich keine Christensklaven besitzen, wohl aber heidnische, mit 
denen sie einen schwunghaften Handel betrieben, der durch Zölle zur 
Einkommenquelle gemacht wurde. Nikolaus V. ermächtigte 1452 König 
Alphons von Portugal kraft seines apostolischen Amtes, Sarazenen, 
Heiden und andere Ungläubige und Feinde Christi in ihren Herrschaften 
anzugreifen, und sie in ewige Sklaverei zu versetzen. Gegen die Greuel 
der Negersklaverei ist Rom stumm geblieben; der Widerstand gegen 
dieselbe ging von dem Protestanten W. Penn und deutsch-menoniti- 
schen Auswanderern, im Anscbluss an welche Wilberforce sein grosses 
Befreiungswerk unternahm ; erst 1889 verwarf Gregor XVI. den Neger- 
handel als unchristlich, gerade wie die Beseitigung der Leibeigenschaft 
nicht das Werk der Kirche, sondern erleuchteter Forsten und Staats- 
männer war. 

Das Buch BrechVs ist keine methodische Geschichte der Sklaverei, 
aber es enthält eine Fülle mit grossem Fleiss zusammengetragenen 
dokumentarischen Materials über dieselbe], seine Darstellung ist vom 
Geist echt praktischen Christentums durchweht und räumt mit der 
fable convenue von der befreienden Thätigkeit der Hierarchie gründ- 
lich auf. 



V. 8toerk, Frau von Holtzendorff. Ein Nachruf. Hamburg, 1889. 

Ein mit warmer Hand gezeichneter ümriss des Lebens und Wirkens 
des verewigten Rechtslehrers und Publizisten. HölUendorffs Bedeutung 
lag nicht sowohl darin, dass er der Wissenschaft neue Bahnen gebro- 
chen, sondern darin, dass er durch rastlose Thätigkeit suchte, die nach 
legislativer Ausgestaltung ringenden Prinzipien den Zeitgenossen zur 
bewussten Anschauung zu bringen. Mit Recht bezeichnete er, zumal 
Angesichts der beispiellosen Umgestaltung, die seit 1866 fast unser 
ganzes politisches, soziales, wirtschaftliches und rechtliches Leben auf 
völlig neue Rechtsgrundlagen stellte, den 8atz, dass jeder das Recht 
kennen muss, als die grösste aller überhaupt denkbaren Fiktionen, da 
der Richter selbst das Recht in seiner Ganzheit nur sehr unvollkommen 
kennt Und doch sprioht er seine wissenschaftliche Ueberzeugung aus, 
dass jeder Sachkundige von der Notwendigkeit einer solchen Fiktion 
durchdrungen sei, wenn anders das Gesetz eine objektive Macht über 
die menschlichen Handlungen bewahren soll. Dieser Gegensatz kann 
nur überwunden werden durch die möglichste Verbreitung der den Ge- 
setzen zugrunde liegenden zeitgenössischen Ideen. Diese teils selbst 
darzulegen, teils im Verein mit den sachkundigsten Faohgenossen in 
planmässig geordneten Gesamtdarstellungen der leichteren Erkenntnis 
und Uebersicht zuzuführen, war die Arbeit seines Lebens. Namentlich 

Zeitsohr. 1 Staats*. 1800. III. Heft. 39 
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in letzterer Thätigkeit hat er die grössten Erfolge erzielt, er wusste 
dies Zusammenarbeiten der verschiedensten Kräfte auf das trefflichste 
zu organisieren, die Encyklopädie der Rechtswissenschaft and das Rechts- 
lexikon mit ihren vielen Auflagen, das Handbuch des deutschen Straf- 
rechts, das des Straf prozessrechtes, das des Gef&ngniswesens , das des 
Völkerrechtes, dessen Vollendung er noch gerade erlebte, geben voll- 
gültiges Zeugnis dafür. In demselben Geiste begründete er mit Virchow 
die Sammlung gemeinverständlicher, wissenschaftlicher Vorträge und 
die Zeit- und Streitfragen mit ihrem Verzeichnis hervorragender Mit- 
arbeiter. Er war es auch, der als junger Privatdosent 1860 die Aus-- 
sohreibung eines deutschen Juristentags beantragte, dessen thätiges 
Mitglied er ward, wie von so vielen anderen Vereinen namentlich das 
Institut de droit international Dass bei einer so ausgebreiteten Thätig- 
keit manches unterlief, was die Probe nicht bestand, war begreiflich, 
sein jugendlicher Feldzug gegen das Rauhe Haus war verfehlt, der 
Kampf für die Abschaffung der Todesstrafe beruhte auf einem Opti- 
mismus, gegen den unserer Ansicht nach glücklicherweise Graf v. Bis- 
marck so nachdrücklich Widerspruch erhob, dass die Todesstrafe im 
deutschen Strafgesetzbuch für gewisse schwere Fälle bestehen blieb. 
Aber welches arbeitsvolle Leben zeigt nicht einzelne Missgriffe? Poli- 
tisch durchaus unabhängig, wie er durch seine Verteidigung des Grafen 
Arnim zeigte, war er mit Begeisterung der nationalen Einheit ergeben, 
ein begabter Rechtslehrer, persönlich ein liebenswürdiger und anregen- 
.der Gesellschafter — so durfte er, als ein früher Tod seinem Schaffen 
ein Ende machte , auf eine reiche Thätigkeit zurückblicken , die von 
ungeteilter Anerkennung, auch seiner Gegner umgeben war. 



0. Planck, Da« Bndgetreoht der belgisohen Verfassung, histo- 
risch-kritisch beleuchtet. München. Ackermann. 1889.J 

Die Schrift gibt nach einer lehrreichen geschichtlichen Darstellung 
des belgischen Finanzrechts unter österreichischer, französischer und hol- 
ländischer Herrschaft, eine kritische Untersuchung des Budgetrechts des 
heutigen Königreiches. Die Verfassung von 1831 beruht auf der Volkssoa- 
verainetät. Art 25. Tous les pouvoirs emanent de la nation. Art. 32. Les 
membres des deux chambres reprisentent la nation. Art. 78. Le roi n?a 
d'autres pouvoirs que eeux que Jui attribuent formeüement la Constitution et 
les lois parUcuUeres partes en vertu de la Constitution mime* indes wird dies 
Prinzip doch praktisch modifiziert, der König ist Mitfaktor der gesetz- 
gebenden Gewalt, die kollektiv ausgeübt wird vom König und beiden 
Kammern, ohne ihn kann also kein Gesetz zustande kommen, er hat 
wie jede der Kammern das Recht legislativer Initiative. Diesen Grund- 
sätzen entspricht die jährliche Bewilligung der Ausgaben und Einnahmen 
durch die Kammern, hiebei ist von besonderer Wichtigkeit das Gesetz 
v. 15.»Mai 1844 über die comptdbüiU de Tltat, wonach der Rechnungs- 
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hof darüber wacht, dass kein Ausgabeposten des Budget überschritten 
wird und keine Uebertragungen stattfinden. Der Verf. hätte dabei er- 
wähnen sollen, dass dies durch das vorgeschriebene Visum des Hofes 
bewirkt wird Art. 14 des Gesetzes sagt : *Aucune ordonnance de paye- 
tnent riest acguitMe par le trteor, qu 9 apres avoir iti munie du msa de 
Ja Cour des Comptes. Lorsgue la Cour ne eroit pas denow donner son 
visa, lee moüfs de son refus sont exanunis en conseü des mmistres. Si 
Us ministres jugent, qu'ü doit etore passe* outre au payement sous leur re- 
sponsabüUi, la Cour vise acte riserve. JSüe rend compie de ses moüfs 
dans les Observation* annueUes aux Chambre8.< Es liegt auf der Hand, 
dass in diesem vorgängig erforderlichen Visum eine ganz andere Kon- 
trolle liegt, als wenn wie in Deutschland-Preussen und Frankreich die- 
selbe erst nachträglich geübt wird, nachdem das Geld ausgegeben ist, 
also wesentlich kritisch ist, während den betr. Rechnungsbehörden die 
Dienstgewalt fehlt gegen Beamte vorzugehen, welche budgetwidrige 
Ausgaben gemacht haben, oder Ansprüche des Staates gegen dritte 
geltend zu machen. 

M. Menger, Der österreichische Staatsvoransohlag fttr 1880. 

Stuttgart Kröner. 1889. 

Eine schneidende Kritik der Österreichischen Finanzzustände, welche 
auch durch den neuesten Voranschlag für 1890 nicht geändert wird. 
Wir ersehen zuerst daraus, dass Cisleithanien zu den höchstbestenerten 
Ländern Europas gehört; schon vor den neueren Steuergesetzen von 
1888 waren die Lasten der österreichischen Steuerträger ausserordent- 
lich drückend, die Grundbesitzer hatten bereits damals 22,7 Proz. des 
Beinertrages an Grundsteuer zu zahlen , ausserdem eine nach der An- 
zahl der Wohnbestandteile steigende Klassensteuer. Die Hauszinsstener 
ist die höchste aller europäischen direkten Steuern, sie beträgt in klei- 
neren Städten 20 Proz. , in grösseren 26% Proz. des Mietzinses. Die 
Einkommensteuer steigt für die von ihr betroffenen Einkommen von 1,7 
bis 20 Proz., die Erwerbssteuer ist 2 bis Smal so hoch als die Gewerbe- 
steuer in Preussen, das Salzmonopol verteuert den Gesteh ungspr eis der 
Ware um etwa 600 Proz., das Tabaksmonopol derselben um etwa 259 Proz., 
die Biersteuer ist die höchste Europas. Auf Wein, Most, Schlachtvieh, 
Fleisch u. s. w. besteht eine Verzehr ungssteuer, die bei billigen Land- 
weinen oft 20—30 Proz. des Wertes erreicht. In den grösseren Städten 
erhebt der Staat von fast 200 Gegenständen des täglichen Verbrauchs, 
wozu Brot, Fleisch, Seife, Kohlen, Futter, Holz, viele Bob- und Halb- 
stoffe der Industrie gehören, hohe Thorsteuern, die von 11,20 Proz. des 
Wertes steigen, die Finanzzölle betragen z. B. für Kaffee 40 fl. p. 
100 Kilo, von Thee 100 fl., von Petroleum 10 fl., die Verbrauchssteuer 
von Zucker 70—80 Proz., die von Trink branntwein mehr als 500 Proz. 
Die Gebühren und Stempel belasten fast ausnahmslos jedes schriftlich 
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abgeschlossene Rechtsgeschäft, die Immobilienabgabe betragt ohne Buck- 
eicht auf die eingetragenen Hypotheken bia 4 8 /s Proz. des Wertes. Allee 
dies sind Staatssteuern , zu denen Provinzen , Bezirke und Gemeinden 
für ihre Bedürfnisse noch starke Zuschläge erheben. Nehmen wir dazu 
noch eine Reihe neuer Steuern wie die Schanksteuer , die Militärtaxe 
u. s. w. so ergibt sich eine Anspannung der Steuerkraft, die vielleicht 
nur noch in Italien übertroffen wird, wo die Grundsteuer 33 Vs, die 
Einkommensteuer vom beweglichen Vermögen 13 Proz. beträgt Wenn 
demgegenüber der gegenwärtige' Finanzminister sich darauf beruft, dass 
damit wenigstens das Gleichgewicht im Budget wieder hergestellt sei, 
so zeigt der Verfasser, dass dies wesentlich auf einer Fiktion beruht, dass 
der Voranschlag eine Anzahl Einkommenposten viel zu hoch ange- 
nommen hat und Beträge, die 1889 zur Auszahlung gelangen, von Ban- 
ken auf Annuitäten entlehnt wurden, von denen nur eine dem laufen- 
den Budget zur Last geschrieben wurde. Oesterreichs Finanzgeschichte 
der neueren Zeit beweist die Wahrheit des Wortes von Baron Louia: 
»Faites moi de la bonne poliUque et je vom ferai de bormes finances*, 
eine falsche Politik hat das Reich in stets wachsende unproduktive 
Ausgaben gestürzt, deren Ergebnis eine ungeheure Schuldenmasse und 
der Verlust zweier Provinzen war, wofür die Besetzung Bosniens kein 
Aequivalent bietet und eben jetzt schenkt die Regierung um die Majo- 
rität im Reichsrat zu erhalten, Galizien 106 MilL Grundentlastungs- 
schuld, weil von der bankerotten polnischen Adelswirtschaft dieses 
Krön 1 an des, welche gesohont werden soll, nichts herauszubekommen ist. 
An Oesterreich kann man studieren, wie Finanzen nicht verwaltet wer- 
den dürfen. 

R. Schuck, Brandenburg-Preus8ens Kolonialpolitik unter dem 
Grossen Kurfürsten und seinen Nachfolgern. Mit einer Vorrede von 
Geh. Legat.-Rat Dr. Kayser. 2 Bde. Leipzig. Grunow. 1889. 

Es war bekannt, dass, nachdem die Bemühungen der Fugger*s im 
Zeitalter der Entdeckungen Kolonien in Süd- Amerika zu gründen ge- 
scheitert waren, der grosse Kurfürst , vielleicht der grösste Herrscher, 
• der aufPreussens Thron gesessen, sofort nach Beendigung des dreissig- 
jährigen Krieges, sich bestrebte, Kolonien in Afrika zu erwerben und 
eine preussische Flotte ins Leben zu rufen, aber erst dies umfangreiche 
Werk gibt aus archivalischen Quellen einen geschichtlichen Einblick 
in die Bedeutung dieser Unternehmungen. Friedrich Wilhelm I. fand 
bei seinem Regierungsantritt ein verwüstetes und erschöpftes Land vor, 
aber während er die Wunden des langen Krieges durch ein weises festes 
Regiment zu heilen suchte und Schweden den besten Teil der im west- 
phälischen Frieden gewonnenen deutschen Landstriche entriss, erkannte 
er mit scharfem Blick die Bedeutung des Seehandels für die Hebung 
des Volkswohlstandes, der Bürgerstand seiner Ostseestädte war zu sehr 
verkümmert, für eine ähnliche Initiative, wie die merchant adventurert 
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in England and die holländische Matschappy sie übten, Danzig, Stettin, 
Hamburg, Bremen gehörten ihm nicht, so mnsste der Kurfürst selbst 
die Sache in die Hand nehmen. 1682 veranlasste er die Gründung 
einer Handelsgesellschaft in Guinea, 1683 and 1884 wurden dort die 
Forts »Grossfriedrichsburg« und »Dorothea« erbaut, weite Küstenstriche 
durch Vertrage mit den Eingeborenen unter brandenburgischen Schatz 
gestellt, die Gesellschaft erhielt für diese Gebiete der damaligen Kolo- 
nialpolitik gemäss ein Handelsmonopol. Trotz alles Neides der Hol- 
länder, Engländer und Framosen blühte die Gesellschaft auf, denn ihre 
Beamten behandelten die Neger weit besser als jene Nebenbuhler und 
ihre Interessen wurden durch eine stattliche Flotte verteidigt, welche 
der Kurfürst durch den Holländer Kaula, den er in seine Dienste zog, 
ins Leben rief. Da Brandenburg ein Nordseehafen fehlte, suchte er 
die Stände Ostfrieslands und namentlich Emden in sein Interesse zu 
ziehen, indem er sie zu Mitgliedern der brandenburgisohen Handelsge- 
sellschaft und Emden zum Mittelpunkt der Unternehmung machte. 
Diese hoffnungsvollen Anfange eines preussisohen Kolonialreiches ver- 
kümmerten unter den Nachfolgern , denen der grosse Blick des Kur- 
fürsten fehlte. Friedrich I. dachte mehr an Pomp und an die Erwer- 
bung der Königskrone als an überseeische Unternehmungen, Friedrich 
Wilhelm I. hatte nur Sinn für sein Landheer , ihm erschien »das afri- 
kanische Comtnercienwe8en als eine Chimäre, € um geringen Preis ver- 
kaufte er 1717 die Kolonie von Guinea mit ihrem Fort 1717 an eine 
holländische Kompagnie, die Insel Arguin südöstlich vom Kap Blanoo, 
die der Kurfürst besetzt, wurde 1721 von den Franzosen genommen, 
Preussen hatte aufgehört eine Kolonialmacht zu sein. Friedrich II. war 
von seinen Kämpfen zu Lande zu sehr in Anspruch genommen um an 
eine Wiederaufnahme der Kolonialpolitik seines grossen Vorfahren den- 
ken zu können, seinen schwachen Nachfolgern lag jedes Hinausstreben 
Über See fern. Erst nach Begründung seiner Einheit ist Deutschland 
in diesem Jahrzehnt erfolgreich in die Reihe der Kolonialmächte ge- 
treten und von diesem Standpunkt äusserte, wie Kayser in seiner Vorrede 
S. VII mitteilt, Kaiser Wilhelm I. naoh Erwerbung der erstenSchutzgebiete 
in Westafrika, mit Recht : »Jetzt erst kann ich wieder dem Standbild 
des Grossen Kurfürsten gerade ins Gesicht sehen.« Das Buch Schucks 
gibt im ersten Bande in allen Einzelheiten die Geschichte der branden- 
burgischen Kolonialpolitik und im zweiten die urkundlichen Belege, 
von denen die meisten hier zum erstenmale gedruckt erscheinen ; es ist 
eine verdienstliohe und wertvolle Arbeit. 



F. Fabri , Fünf Jahre deutscher Kolonialpolitik. Gotha, F. A. 
Perthes. 1889. 

In der jetzigen Krisis unserer Kolonialpolitik war niemand mehr 
berufen das Wort zu nehmen, als Fabri, der vor 10 Jahren durch seine 
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Schrift »Bedarf Deutschland der Kolonien ?« den ersten Anstoss zur 
Kolonialbewegung gegeben und die Grundvoraussetzungen und Grund- 
begriffe, welche cum Verständnis kolonialpolitischer Dinge unentbehr- 
lich sind, weiteren Kreisen zugänglich machte; der anfangs, als es 
gegen den Strom zu schwimmen galt , beharrlich sein Ziel verfolgte, 
später als seine Gedanken siegreich durchbrachen, vor Illusionen warnte 
und betonte, dass Kolonialpolitik eine schwere ernste Sache sei, bei der 
man nicht rasch Früchte erwarten dürfe, um so mehr wird hoffent- 
lich sein jetziges Wort beherzigt werden, dass einzelne Misserfolge, wie 
wir sie erlebt haben, uns nicht irre an dem Werke selbst machen dür- 
fen, dass Missgriffe überall vorkommen und deshalb noch keineswegs 
die Behauptungen derer begründet sind, welche von Anfang an nur 
Unheil von dem neu eingeschlagenen Wege prophezeiten. Fabri weist, 
nachdem er in knappen Umrissen die Geschichte der deutschen Kolo- 
nialbestrebungen gegeben, darauf hin, dass das Programm des Fürsten 
Bümarch von 1884 nicht in französischer Weise staatlich erobernd, in 
fernen Weltgegenden vorzugehen, vielmehr nur den Unternehmungen 
deutscher Kolonisationsgeseilschaften den Schatz des Reiches zu leihen, 
wie dies durch die Erteilung von Schutzbriefen und Korporationsrechten 
an dieselben in West- und Ostafrika, sowie in Neu-Guinea geschehen 
ist, durchaus richtig sei, dass sich aber die Selbstregierung der so ge- 
wonnenen deutschen Kolonisationsgebiete durch Handelsgesellschaften 
als undurchführbar erwiesen habe, die Zeit solcher mit Monopolen und 
selbständigen Eroberungskriegen , durch welche die holländisch und 
englisch-ostindisohen Gesellschaften ihre Reiche begründeten , gehören 
der Vergangenheit an, wie denn diese Reiche heute unter staatliche 
Autorität des Mutterlandes getreten seien, der Handel sei heute Welt- 
handel, die Monopole unhaltbar geworden. Kolonialpolitik heisst heute 
nioht mehr Gold und Silberschätze aus Peru und Mexiko, oder Gewürze 
aus dem indischen Archipel mit grossem Verdienst einheimsen, sondern 
durch langsame Kultivationsarbeit in überseeischen Gebieten allmäh- 
lich steigende Gewinne für das Mutterland zu erzielen und die dortige 
Bevölkerung durch milde, aber feste Zucht in den Dienst dieser Kulti- 
vation zu stellen, ihr die Segnungen der Civilisation und des Christen- 
tums zu bringen, den Sklavenhandel zu unterdrücken und sie selbst 
auf einen höheren Standpunkt zu bringen. Dazu gehören gesicherte 
rechtliche Verhältnisse und diese kann nur die staatliche Autorität 
des Mutterlandes gewähren. Demgemäss hat sich die Notwendigkeit 
ergeben, die deutschen Schutzgebiete unter Verwaltung des Reiches au 
stellen und dies hat den besten Erfolg gehabt; durch die nach Kamerun, 
Togo und Südwest-Afrika entsandten Reichs-Kommissare ist eine feste 
Ordnung hergestellt, zu gleichem Zwecke sind in Ostafrika Wissmann 
und Emin Pascha jetzt thätig um den Sklavenhandel zu unterdrücken 
und ein grosses Arbeitsfeld für die Kultivation zu eröffnen. Die ge- 
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samte Thätigkeit des Reiches in dieser Beziehung ist jetzt in der ko- 
lonialpolitischen Abteilung des Reichskanzler-Amtes konzentriert. Dass 
die Kolonialpolitik Geld kostet ist richtig , aber nnsre Aasgaben für 
dieselben sind geringfügig im Vergleich mit den früheren Aufwendungen 
Hollands und Englands, welche hundertfaltige Zinsen gebracht haben, 
Togo und Kamerun decken bereits ihre Kosten, Ostafrika wird bald 
dasselbe thun, auch wenn, wie vorauszusehen, eine ständige koloniale 
Truppe zur Sicherung der Ordnung dort gehalten werden muss, es ist 
zwar kein zweites Indien, aber wird durch Kultivation dem Mutter- 
lande grossen Gewinn bringen , zumal das Regiment Wissmanns und 
Emin Pascha's die sachverständigste Leitung verbürgt. Der Verkauf 
des grössten Teiles des südostafrikanischen Gebietes durch die be- 
treffende Gesellschaft ist glücklicherweise durch die Einsprache des 
Fürsten Bismarck verhindert, das hohe Gebot der englischen Gesell- 
schaft beweist, dass die Kolonie keineswegs eine wertlose Sand wüste 
ist, wie die Gegner der Kolonialpolitik behaupteten« Ebenso wenig 
haben sich deren Prophezeiungen bewährt, dass wir durch die Kolonial- 
politik in auswärtige Verwicklungen geraten würden, die Auseinander- 
setzungen mit England sind gegenseitig im loyalsten Geiste geführt 
und in derselben Weise sind auch kürzlich die gegenwärtig schwebenden 
Grenzfragen in Ostafrika erledigt worden ; wenn gleich die Caprivi'sche 
Denkschrift über das englisch-deutsche Abkommen nicht den Einwurf 
widerlegt» dass England in demselben unbillig grosse Zugeständnisse 
gemacht sind. Was den Einwand der Freisinnigen betrifft, dass 
wir durch Begründung von überseeischen Kolonien Angriffspunkte 
für die Feinde im Kriege schaffen, so hat der Reichskanzler v. Ca- 
privi in seiner Rede vom 12. Mai d. J. treffend darauf erwidert, 
dass die Entscheidung auf dem Bauptkriegsschauplatz stets über die 
Nebenschauplätze mit entscheidet, Frankreich verlor Kanada durch 
seine Niederlagen in Europa f nicht minder richtig hat er den positi- 
ven Wert von Kolonien im Kriege hervorgehoben, weil sie der Marine 
die Möglichkeit bieten , sich mit Kohlen zu versorgen , während der- 
selben der Bezug aus neutralen Häfen im Kriege versagt. Die ganze 
Rede des Kanzlers atmet den Geist klarer Realpolitik, er aner- 
kennt, dass in der Kolonialpolitik Menschen und Werte ausgegeben 
werden, an Stellen, wo sie sich für erste nicht rentieren und will diese 
Ausgabe auf das Notwendige beschränken, aber er betont, dass das 
Begonnene unter Dach und Fach gebracht werden muss und vertraut, 
dass auch unter den Freisinnigen sich niemand finden werde, welche 
die Rolle Bannibal Fischers in Bezug auf die deutschen Kolonien zu über- 
nehmen geneigt wäre. Mit vollster Zuversicht kann man der Entwick- 
lung der deutschen Kolonialpolitik entgegensehen, welohe in solchen 
Händen ist und dem Verf. der vorliegenden Schrift gebührt vor andern 
das Verdienst, einer richtigen Einsicht in die Aufgaben derselben den 
Weg gebahnt zu haben. 
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Wie machen wir naere Scfeutagebiete au bestes nutzbar 1 Ein 
Wort für die Zeit. Vom Verf. von Koloniales. (G. Engler.) Hamburg. 
Richter. 1890. 

Im Gegensatz au der auf vollster Sachkenntnis beruhenden Schrift 
Fabrie ist diese Broschüre der Herzensergnss eines wohlmeinenden Enthu- 
siasten. Während alle Kenner der Tropen darin einig sind, dass andauernde 
körperliche Arbeit für den Europäer dort unmöglich isV*will der Verf. 
dies nicht glauben und in Ostafrika deutsohe Bauern ansiedeln, tun 
Steuern im Vaterlande au schaffen, obwohl er zugibt, dass »das Ver- 
langen unserer Bauern nach jenen noch ziemlich verschleierten Erd- 
strichen eine recht geringes Bein wird.« Wenn er sich auf Wissmann 
beruft, der 8 Jahre an der ostafrikanischen Küste gelebt und doch ge- 
sund geblieben sei, so ist zu erwidern, dass derselbe nicht das Feld 
bestellt hat , wie die Eingeborenen es thnn. Wenn er auf Algeriens 
Emporblflhen verweist, so vergisst er, dass dies soweit solches der Fall, 
nioht französischen , sondern spanischen Ansiedlern zu verdanken ist, 
welche dort die Bedingungen ihres Heimatlandes wiederfinden. Was 
die materiellen Mittel betrifft, so hilft der Verf. sieh mit dem Satz, 
S. 12. »Geld darf för diesen Zweck nicht fehlen, jedenfalls könnte es 
geschaffen werden.« Auf solche Weise ist über koloniale Fragen nicht 
ernsthaft zu diskutieren. 



t. Oczepowski, Staatswissenschaftliche und aationalökoioniiMhe 
Untersuchungen und Essays. Verlag der juristischen Bibliothek. 
Warschau. 1889. 555 Druckseiten, in polnischer Sprache. (Auf Grund 
einer Selbstanzeige des H. Verfassers). 

Die neue Sammlung des durch seine Studien über die Polizei- 
wissenschaft des XVyi. Jahrhunderts (s. Zeitschrift 1884) bekannten 
Verfassers umfasst 12 Abhandlungen, welche aus akademischen Vor- 
trägen entstanden sind, teils Besprechungen namhafter ausländischer 
Werke, deren Fragmente einer Geschichte der Wirtschafts lehre im Vater- 
lande des Verf. enthalten. Der Inhalt besteht zu 8 /4 aus ungedruckten 
Aufsätzen mit Ausnahme des auf Freeman , Orowth nf tfce english Con- 
stitution, Comperative Politics, Essay on presidentiäl govemment Bezüg- 
lichen, welcher im J. 1881 in der »BibUoieea WarsMatoska* , einer seit 
1844 angesehenen polnischen Revue wohlerprobten Rufes erschien und 
nebst der üeberschrift von Shddon Arnos, Seimes of polüics (1888) dem 
Werke unter dem Titel >Neuere englische Staatstheoretiker« einver- 
leibt wurde. 

Ursprünglich beabsichtigte der Verfasser das Ganze in 2 Serien 
beziehungsweise Bänden abzuschließen, wobei der hier im grösseren 
MassBtabe begonnenen Untersuchung Über Montesquieu und dessen >Schule« 
ein zweiter Teil nachfolgen sollte, die Analyse Fcrgusson's etaatswiasen- 
schaftliche Lehren enthaltend, nebst der Uebersicht von Füargieri, 
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Legge ecfnomicche (Oustodi parü modernd) , dessen merkwürdiger Staats- 
erziehungsplan , den Schriften Bielefeld, $ and anderer Schüler Montes- 
quieu 1 8. Inzwischen trat dem Vorhaben ein beklagenswertes Ereignis 
hindernd in den Weg, indem der seitherige Verleger der warschauer 
juristischen Bibliothek Dr. S. e. Kronenberg von einer geistigen Krank* 
heit befallen als unmündig erklärt wurde, was nach den russischen 
Pres9geset7- und Zensurvorschriften das Erlöschen der Konzession nach 
sich zog. Infolge dessen musste sich der Verfasser bescheiden, Druck- 
fertiges aus der II. Serie in die I. und einzige hinüberzunehmen , so 
dass z. B. Fergusson's nationalökonomische Ansichten ein Bruchstück 
bilden. Gleiches l&sst sich von dem Fragmente betitelt Baudrittart 
Philosophie de Vtconomie politique sagen , der 2. Auflage des bekannten 
Werkes Bapport de Viconomie politique et dela mordle (1883). Es ist ein 
Kapitel einer umfangreichen Monographie über das Verhältnis der 
»Ethik« zur »Oekonomik« , worin u. a. die Schriften Minghettfs, Bon- 
delefs, Dargun'8, Molinarfa (Mordle Sconomique 1888) u. a. näher unter- 
sucht werden sollten und auf die Bedeutung des von Baudriüort ver- 
nachlässigten Philosophen Benouvier hingewiesen werden. Letztge- 
nannter hat {Science de la mordle 1869, besonders Droit Sconomique in 
Bd. 2.) vielfach den deutschen Nationalökonomen der sozial-politischen 
Richtung vorgearbeitet, wiewohl dieser Umstand in Deutschland bisher 
wenig Berücksichtigung fand. Zar Ethik im weiteren Sinne rechnet nämlich 
der Verf. auch die Rechtsphilosophie und beabsichtigte in deren Kreis 
auch die einschlagenden Erörterungen über das Verhalten von Rechts- 
wissenschaft und Nationalökonomik einzubeziehen. — Nr. 1 bespricht 
die »geographischen und demologischen Bedingungen der klassischen 
Staaten des Altertums«, ein Fragment aus des Verf. Vorlesungen 
über die antiken Staatsdenker und Publizisten. Leider war es dem 
Verf. nicht vergönnt, die lehrreichen statistischen Erörterungen BeU 
2ocA'9(1886) zu benutzen, da dessen Werk nach dem Drucke der betreffen- 
den Abhandlung erschien. Dieses bezeugt der Verf. in einem postscripto. 
Nro. II gibt die Uebersicht der Verfassungsverhältnisse Spartas mit 
Hinsicht auf Piatos Staatsromane. Nr. III ist einer eingehenden Ueber- 
sicht von Oncken's Staatslehre des Arist oteles(l870 — 75) gewid- 
met und wurde im Jahre 1881 als ungedruckte Rezension des ver- 
dienstvollen Buches für eine polnische Zeitschrift vollendet und geschrie- 
ben. Nr. IV bezieht sich auf die obenerwähnte Monographie über Mon- 
tctquieu und besteht ans 4 Abschnitten nebst Anhang anlässlich der anf 
die Gewaltentrennungstheorie bezüglichen Schrift E. Worms (Cutnul 
des fonctions 1884). Der erste betrifft die allgemeinen politischen Grund- 
sätze Montesquieu's (II— V, VIII Bändchen des Esprit des lots). Der zweite 
Abschnitt ist der berüchtigten Trennung der Staatsgewalten gewidmet 
und stellt die Verzerrung des englischen Staatsrechtes durch diese Theorie 
dar nebst dem Einfluss anf den seitherigen Konstitutionalismus. Der 
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dritte Abschnitt bespricht das l Bush von FOemgieri, Sdema di legielaßume, 
der vierte Abschnitt endlich erörtert Fergweok'e, des Behotten, allgemeine 
soziale und ethnologische Lehren und verbreitet eich in einem Exkurse 
Aber dessen Bedeutung für die Ethik überhaupt (Institutes of moral 
phüoeophic Deutsch t. Garve 1786). Nr. V irt eine Vorlesung über 
den französischen Staatsrat von 1876, wobei in den Noten 
eine spätere Abhandlung des Staatsrechtslehrers Ducrocq (Etudee de 
droit public; Histoire du Oonseü ffiEtat. Quütaumm, 1887) benutst wer* 
den konnte. Nr. VI enthalt die Lehre vom Rechte der Minister 
im Verfassungsrechte, ausschliesslich jedoch die Lehre von der 
Ministerverantwortlichkeit, welche Verf. dem »formal prozessualistischen« 
Teile des Staatsrecht« überweisen zu müssen glaubt. Sie umfasst einen 
allgemeinen und einen besonderen Teil in 6 Paragraphen. Nr. VII 
bilden drei Abschnitte einer umfassenden Erörterung der englischen und 
italienischen Ansichten über Demokratie, wobei das weiland Fr. t*. 
Holtsendcrf zugeeignete Buch : * Idtale deüa demoeraeia* (1882) von Pietro 
Sbarbaro, des Übermütigen und unruhigen Forschers und Agitators 
(seit einigen Jahren verhaftet), die » Demoer aey in Europe* von Erekme 
May (1877) und des unlängst verstorbenen, verdienstvollen Rechtshisto- 
rikers Henry Bmnner Marne » Populär Government* (1885) eingehend be- 
sprochen und kritisiert werden. Nr. VIII bildet die oben erwähnte 
Darstellung und Beurteilung der Schriften FrtmanWe und Shddon Amo$ % 
in 2 Abschnitten. Nr. IX ist das Fragment über Fergueeon als Natio- 
nalökonom, dem ein Abschnitt über dessen politische Ansichten folgen 
sollte. Nr. X behandelt in 8 Paragraphen ausführlich Baudnüarfe 
ethisch-ökonomisches Buch. Nr. XI ist eine für den seither eingegan- 
genen warschauer »Monomister* abgefasste Rezension von Eisenharfe 
Geschichte der Nationalökonomik. Sowohl hier als in 
den früheren Monographien wird die Bedeutung Markte hervorgehoben. 
Nr. XII bespricht das verschollene aber treffliche Buch eines polnischen 
»Kameralisten« und Ingenieurs Nax vom Jahre 1790 über Volkswirt- 
sohaftspolitik aus der Epoche des konstituierenden polnischen Reichs- 
tages 1788— 179a 

Politioal Science Quarterly. Band V. Nummer 1 u. 2. New- York. 1890. 

Vor uns liegt das erste Semester der bekannten nordamerikani- 
schen Fachseitschrift. 

Die beiden starken Bande (888 gr. 8°) zeichnen sich durch deren 
gediegenen Inhalt aus. Gemäss der Tendenzen der Zeitschrift werden 
nordamerikanische staatsrechtliche und volkswirtschaftliche Themata 
mit Vorliebe behandelt, ohne sich aber in irgend einer Weise hierauf 
ausschliesslich zu beschranken. So beendigt Prot Oordnow, Staatslehrer 
am Columbia College, einen sehr lesenswerten Artikel über Preussisches 
Kommunalreoht mit interessanten Vergleichen zu nordamerikanischen 
Verwaltungsrechtsfragen. | 
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Vom amerikanischen Standpunkt am ist der interessanteste Essay 
wohl der Angriff E. K. A. Seligmcm's (ebenfalls Nationalökonom am 
Columbia College) gegen die berüchtigte, nnd von allen earopftisohen 
Finanztheoretikern bekanntlieh schon längst verurteilte , nordamerika- 
nische Vermögenssteuer. Unter Zuhilfenahme der meisten europäischen 
Monographien und einer sehr sahireichen nordamerikanischen Litteratur 
weist der Verfasser die grotesken Ungerechtigkeiten, die diese »schlech- 
teste aller Steuern c hervorgebracht hat , nach und er hofft vom ge- 
sunden 8inn der Amerikaner Besserung durch Uebergang zu einem wohl- 
geordneten System massig progressiver Einkommensteuern. 

Ein anderer Artikel von Kichmaim Ober »Nordamerikanisches Bür- 
gerrechte interessiert deutsche Leser deshalb, weil er zu einer extremen 
Anwendung des nordamerikanischen Staatsindigenats und zu einer 
förmlichen Annullierung des Einielstaatsbfirgerreohts auffordert. — Die 
Gefahren, die in diesem nordamerikanischen Weltbürgerrecht unter völli- 
ger Hintansetzung der Pflichten gegen die Einzelstaaten liegen, wusste 
das deutsche Staatsrecht besser zu würdigen. Weitere Artikel behan- 
deln : Alexander Hamilton, die Hypothekenverschnldung, Volkssouveräni- 
tät, die gesetzgebenden Körperschaften und die gerechten Volkszäh- 
lungsmethoden, die Besteuerung der juristischen Personen, etc. /. 



Kniet Baaseh, Forschungen nur hamburgisohen Handelsgesohichte. 
I. Die Islandsfahrt der Deutschen, namentlich der Hamburger vom 15. 
bis 17. Jahrhundert. Hamburg, Herold. 1889. 

Das Studium der hamburgisohen Handelegeschichte, das bis vor 
kurzem fast völlig brach lag, macht erfreulicherweise Fortschritte. Die 
vorliegende Schrift liefert zunächst eine quellenmässige Darstellung der 
hansischen Islandsfahrt seit dem 15. Jahrhundert, soweit dem Verfaser 
Material zur Verfügung stand. Die Streitigkeiten mit den englischen 
Islandsfahrern werden anziehend geschildert. Dagegen hätte die Poli- 
tik der Hansa gegenüber den ßonderinteressen Hamburgs wohl ein- 
gehendere Darstellung verdient. Der Höhepunkt der deutschen Islands- 
fahrt fällt in die 80er Jahre des 16. Jahrhunderts. Bald nacher be- 
ginnt schon die dänische Politik mit merkantilistisohen Vorstössen gegen 
dieselbe einzuschreiten, bis schliesslich Christian IV. ihr vollends ein 
Ende macht. Auch diese letztere Entwicklung hätte tiefer begründet 
nnd ausführlicher dargestellt werden müssen. An die Schilderung des 
äusseren Hergangs knüpfen sich interessante Mitteilungen über Fisch- 
fang, Handel und Schiffahrt, über die isländischen Häfen, {über die 
deutsche Kirche und die Jurisdiktionellen Verhältnisse, endlich auch 
noch über die hamburgische Gesellschaft der Islandsfahrer. Ein Ur- 
kunden-Anhang bildet den Schluss. Das gelieferte Material ist grössten- 
teils neu. Besonders wichtig sind die eingestreuten statistischen Nach- 
weise. Die Verarbeitung des Materials hätte indess die wirtsohaft- 
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liehen Gesichtspunkte wesentlich eingehender berücksichtigen müssen. 
Hoffentlich lftsst der Verfasser dieser Seite der Sache in seinen wei- 
teren Arbeiten, denen man mit grossem Interesse entgegensehen darf, 
mehr Gerechtigkeit widerfahren. -E. 



Wilhelm Navde, Deutsche Getreidehandelspolitik von 15. bis 
17. Jahrhundert mit besonderer Berücksichtigung Stettins und Ham- 
burgs. Staats- und sozialwissenschaftliche Forschungen, herausgegeben 
von Gustav Sohmoller. VIII. 5. Leipzig. Dunker u. Humblot. 1889. 

Die städtische Epoche der Getreidehandelspolitik findet hier eine 
umfassende Darstellung auf Grund eines reichhaltigen,, zum Teil im 
Anhange abgedruckten Materials Hamburger und Stettiner Korn-Ord- 
nungen. Um jedem Bürger mit Umgehung des » wuchernden« Zwischen- 
handels Brotkorn zu sichern , musste die städtische Getreidehandelspo- 
litik ein umfangreiches System von Stapelzwangsvorschriften, Verboten 
des Korn Verkaufs und der Kornausfuhr anwenden, ein Heer von Auf- 
sichtsbeamten besolden n. s. f. So entstand eine Reihe kleiner iso- 
lierter Gebiete des Getreideverkehrs , aber kein eigentlicher Getretfe- 
handel. Wie sich letzterer in Hamburg schliesslich doch bildete, ist 
ein besonders interessanter Punkt, der indes vom Verfasser mehr an- 
gedeutet als geschildert wird. E. 

Brich Freund, Ueber einige Ausfuhrerleichterungsmassregeln des 
Schutzzollsystems. Breslau. Wilhelm Köbner. 1889. 

Von jeher hat das Gewerbeschutzsystem, das zunächst der auslän- 
dischen Industrie die Konkurrenz auf dem heimischen Markte erschweren 
will, der Ergänzung durch solche Massregeln bedurft, welche den Nach- 
teilen der bei ihm sehr leicht eintretenden Ueberproduktion und der 
niemals ausbleibenden Materialverteuerung entgegenwirken und beson- 
ders den Export begünstigen sollen. Diesem Zwecke dienten schon 
die alten Ausfuhrprämien, welche indes der Vergangenheit angehören. 
Später wurde das System der Ausfuhrerleichterungen so fein und viel- 
seitig ausgebildet, und es liegen in dieser Hinsicht bereits so umfas- 
sende, bei uns in Deutschland noch keineswegs vollständig bekannte 
Erfahrungen vor, dass das eingehende Studium, welches der Verfasser 
mehreren der wichtigsten Massregeln dieser Art gewidmet hat, wohl 
angewendet ist. Nach den Ausfuhrprämien finden zunächst die Rück- 
zolle eingehende Behandlung besonders auf Grund der französischen 
und der Erfahrungen des deutschen Zollvereins. Was hier von der 
Zuckersteuervergütung gesagt wird, zeichnet sich durch klare Dar- 
stellung und objektives Urteil aus. Auch hinsichtlich des Verede- 
lungsverkehres wird vornehmlich auf die französische admissian 
temporaire, sowie auf die Entwickelung zum deutschen Zollverein Bezug 
genommen. Zum Schlüsse findet die bei uns bekanntlich schon geraume 
Zeit in Frage stehende Aufhebung des Identitätsnach- 
weises bei der Getreideausfuhr besonders ausführliche Be- 
handlung. Auch hierbei hält sich das Urteil des Verfassers in den 
Grenzen des juste miUeu. E. 

(Berichtigung aur Abhandlung: 

r. Boroh, Zu den Füntenrechten. Kap. II. 6. 400 Z. 6 ron oben li«a< 
GesetsgebungFriedriohs II. statt .Treuga KOnlg Heinrichs VII.« 
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Enter Artikel. 

Inhalt: Einleitung. — I. Zur Begriffsbestimmung des Arbeitersohutsee. — IL Zur 
sehutsreehtliohen Klassifikation der gewerblichen Hilfsarbeit und sur Begriffsbe- 
ttünmung der Fabrikarbeit. — III. Zur allgemeinen Uebersioht über den *f hatbestand 
dee Axbeftersohutses und der Arbeitersohutsbestrebungen. — IV. Zum Arbeits-Zeit- 
sehutz : Maximalarbeitstag (Begriff ; sehutsreehtliohe Maximalarbeitstage ; Acht- 
stundentag; Normalarbeitetag). — V. Zum Arbeits-Buhesohuts : Tageepausen-, Nacht- 
ruhe- undFeiertags-Sohuts. — VI. Zu dem Verwendungssohutse (dem Verwendungs- 
beeahrftnkungs- und dem VerwendungsTerbot-Sohats). — VII. Zu den Ausnahmen 
Tom Yerwendungssohntx. — VIII. Zum Betriebssohuts, Truoksohuts und Kontrakts- 
sehuta. — IX. Zum Verhältnis der rersohiedenen Zweige des Arbeitersohutses unter- 
einander. — X. Zu den die Sohntsfragen überschreitenden Verhandlungen der Berliner 
Behutakonferens. — XI. Zu den „Arbeitsämtern 11 und „Arbeitskammern 11 der Sosial- 
demokratie. — XII. Zur Fortbildung der 8chutsorganlsation. — XIII. Zum inter- 
nationalen Arbeitersohnts. — XIV. Zur Frage dee Zweokes und der BereoUtlgung 
des Arbeitersohutses. 

Stand in den vergangenen Jahren die »Sozialpolitik« im 
Zeichen der »Arbeiterversicberung«, welche völlig Neues zu 
schaffen hatte und Solches grossartig geschaffen hat, so steht 
dieselbe im Jahre 1890 und wohl noch fernerhin im Zeichen 
des »Arbeiterschutzes«, welcher in der Gewerbeordnung längst 
begonnen und auf betretenen Bahnen Begonnenes weiter zu 
fQhren und zu verallgemeinern hat. 

Es ist die Wirkung davon« dass Kaiser Wilhelm II. das 
bisher zurückgestellte, aber vom Reichstag längst und in diesem 

ZeltMfcr. t, Staate*. 188O. IV. Heft. 40 
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namentlich vom Zentrum begünstigte Stück Sozialgesetzgebung 
auf seinen Schild erhoben, auf die internationale und nationale 
Tagesordnung gesetzt, für ganz Europa erneut und erhobt in 
Fluss gebracht hat 

Der Gegenstand hat in mehr als Einer Hinsicht ein hohes 
Interesse. 

Derselbe ward allem Anschein nach zum Anlass dafür, 
dass Fürst Bismarck ins Privatleben zurückgetreten ist. Der 
Historiker wird vielleicht einmal zur Erklärung dieses weit- 
historischen Ereignisses den Nationalökonomen und Sozial- 
politiker befragen, ob der Arbeiterschutz in dem Ausmass, 
wie ihn Kaiser Wilhelm II. sich zu eigen machte — vergli- 
chen namentlich mit der Arbeiterversicherung — ein so kühner 
Wurf, ein so neuer Weg, ein so gewagter Sprung ins Dunkle 
war, um den grossen Staatsmann zum Rücktritt zu nötigen. 
Wir kommen zu einer verneinenden Beantwortung und möch- 
ten annehmen, dass die Wendung der »Sozialpolitikc zum 
Arbeiterschutz mehr der äussere Anlass, als der innere Grund, 
des so unerwarteten Abganges des Fürsten v. Bismarck aus der 
leitenden Stellung gewesen ist. Wir müssen jedoch hierüber 
das Gesamtergebnis unserer Untersuchung reden lassen. 

Die Wendung der Sozialpolitik zum Arbeiterschutze lässt 
überhaupt an die Wissenschaft die Anfrage ergehen: ist es 
denn wahr, dass die Staatskunst sich hiemit auf eine Bahn 
gefahrlicher Abenteuer und gewagter Experimente begeben, 
oder dass sie ein Problem angefasst hat, gegen welches die 
Arbeiterversicherung des Fürsten v. Bismarck ganz unbedeu- 
tend wäre? Der Parteigeist, der das Strahlende zu schwärzen 
liebt, gibt sich zur Zeit noch teilweise einer Darstellung hin, 
welche die Bedeutung der Arbeiterversicherung verglichen mit 
derjenigen des Arbeiterschutzes verkleinert. Solches geschieht 
unseres Erachteos mit Unrecht. Das Werk, in Deutschland im 
Arbeiterschutz das nachzuholen, womit andere Nationen voraus- 
gegangen sind, und im Interesse des internationalen Kon- 
kurrenzgleichgewichtes einen international gleichmässigen Ar- 
beiterschutz herbeizuführen, dieses Werk kann gar nicht ge- 
nug anerkannt werden und zur »Arbeiter Versicherung« bildet 
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der »Arbeiterschutz« das sachgemäße Seitenstück. Hochbe- 
deutsam sind beide. Zur Aufregung aber über ein angebliches 
Spielen mit dem Feuer der sozialen Revolution ist auch in Hin- 
sicht auf den Arbeiterschutz keinerlei Anlass gegeben. Was 
Kaiser Wilhelm IL auf der Berliner Konferenz im März 1890 und 
in der Gewerbeordnungsnovelle des Handelsministers von Ber- 
lepsch zur Geltung zu bringen suchte und sucht, das steht, 
vereinzelt in England, in Oesterreich, in der Schweiz mehr 
oder weniger schon in Geltung. Die Verallgemeinerung von 
schon Bewährtem ist es hauptsächlich, was in Frage kommt, 
und die neuen Zuthaten sind weit davon entfernt, etwas dar- 
zustellen, was wie Sozialrevolution von oben aussieht. Die 
Politik der Kaiserlichen Erlasse vom 4. Februar 1890 und 
der v. Berlepsch'schen Novelle hat sich in keiner Weise dem 
Kadikalismus verschrieben. Eine rahige Würdigung aller 
Thatsachen wird die Richtigkeit auch dieser Ansicht unwider- 
leglich erweisen. 

Gleichwohl ist es weder sozialpolitische Erklärung des 
Rücktrittes des Fürsten v. Bismarck, noch die mehrfach be- 
liebte Herabsetzung der Bedeutung der Arbeiter Versicherung, 
noch die u. E. falsche Annahme einer umwälzenden Richtung 
der Kaiserlichen Arbeiterschutzpolitik, was genügende Veran- 
lassung geben würde, an dieser Stelle den vielbehandelten 
Gegenstand abermals anzufassen. 

Wäre die »Theorie und Politik des Arbeiterschutzesc fer- 
tig, so würden wir es gerne unterlassen, mit einem sozial- 
wissenschaftlichen Kommentar über die Triftigkeit des Rück- 
trittes des Fürsten von Bismarck oder mit einer Beruhigung 
über den konservativen Charakter der schwebenden Arbeiter- 
schutzgesetzgebung aufzutreten. Die fragliche Voraussetzung 
trifft jedoch nicht zu. 

Zwar liegt an Protokollen und Enqueten , an Gutachten, 
Entwürfen und Gegenentwürfen, an Anträgen, Petitionen und 
Resolutionen , an Reden und Schriften , an Broschüren und 
Büchern ein überaus reiches, ja kaum mehr zu übersehendes 
und zu bewältigendes Material vor. Doch ist es entfernt nicht 
an dem, dass wir bereits eine Theorie des Arbeiterschutzes 

40* 
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besässen, welche der sicheren , leichten und einfachen Bewäl- 
tigung des ungeheuren Stoffes gewachsen wäre; die politischen 
Probleme des Arbeiterschutzes, namentlich jene über den sogen. 
Maximalarbeitstag und über die Organisation des Arbeiter- 
schutzes, sind heftiger denn je umstritten. Trotz den Bemühun- 
gen der gehaltvollen Artikel über Arbeiterschutz in den Hand- 
wörterbüchern von v. Schönberg und von Conrad mit ihren reichen 
Litteraturangaben , trotz der neuesten Schrift Etieds *), deren 
Übersichtlichkeit, Klarheit, Lebendigkeit, Gedanken- und Ma- 
terialreichtum nicht genug anerkannt werden kann , bleibt 
dennoch wissenschaftlich noch manches zu thun übrig. Uns 
wenigstens hat eine vollständige Durcharbeitung des ganzen 
gesetzgeberischen und litterarischen Materiales, welcher wir 
uns mit Bücksicht auf die schwebenden internationalen und 
nationalen Bemühungen um weitere Fortbildung des Arbeiter- 
schutzes unterzogen haben, die Ueberzeugung verschafft, dass 
»Politik und Theorie des Arbeiterschutzes« noch Lücken zeigen, 
dass namentlich die wissenschaftliche Dogmatisie- 
rung des ganzen Stoffes dem Abschlüsse noch 
ferne steht. 

Es fehlt schon an einer zureichend scharfen Bestimmung 
des Begriffes Arbeiterschutz und damit an klarer Abhebung 
der Erscheinungen des Arbeiterschutzes von den übrigen Er- 
scheinungen der staatlichen und der ausserstaatlichen Arbeiter- 
fürsorge. 

Es fehlt an einer befriedigenden Klassifikation der Ar- 
beiterschutzerscheinungen selbst nach Inhalt und Ausdehnung, 
nach Organisation und Verfahren. 

Es mangelt und hat selbst noch auf der Berliner Arbeiter- 
schutzkonferenz wesentlich gemangelt an grundsätzlicher Ueber- 
einstimmung über die Berechtigung des Arbeiterschutzes, über 
das Verhältnis desselben zur Vertragsfreiheit, über die Zuläs- 
sigkeit der Ausdehnung desselben auch auf die Erwachsenen. 

Nicht bloss bezüglich der sachlichen Aufgaben des Ar- 
beiterschutzes , sondern auch und namentlich bezüglich der 



1) Schutz dem Arbeiter! Köln 1890. 
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Verwaltungsorgane , Verwaltungsverfahren und Verwaltungs- 
mittel ist die Erörterung von der vollen Reife weit entfernt. 
Anfechtbare, z. T. höchst bedenkliche Vorschlage liegen vor. 

Die' Vereinfachung und Verwohlfeilerung der Organisation 
im Zusammenhang mit systematischer Gesamtorganisation aller 
Arbeiterfürsorge, sowie die thunlichste Trennung einer solchen 
Gesamtorganisation von der ordentlichen Verwaltung finden 
sich kaum vertreten. 

Die Vorschlage der Sozialdemokratie »Arbeitsamter« und 
»Arbeitskammern« betreffend, sind in weiteren Kreisen kaum 
bekannt und unseres Wissens noch nirgends so gewürdigt, 
wie es der Fall sein sollte und könnte. 

Die schwebende Arbeiterschutzgesetzgebung bietet sonach 
für die wissenschaftliche Betrachtung noch Anlass genug dar. 
Einige Beiträge hiezu will das Folgende geben. 

I. Zum Begriff des Arbeitersohutzes. 

Das Wort Arbeiterschutz lässt eine Begriffsdehnung zu, 
welche über den engeren und eigentlichen Sinn des herrschen- 
den Sprachgebrauches und über den Ereis der analogen Fragen 
praktischer Arbeiterschutzgesetzgebung weit hinausführen kann. 

In seiner allgemeinsten Auslegung umfasst das Wort 
allen denkbaren Schutz jeglicher Arbeitergattung: Schutz bei 
aller Arbeit — , sogar für den selbständigen, nicht abhängigen 
Arbeiter; Schutz im Dienstverhältnis und über dieses hinaus 
gegen alle aus der wirtschaftlichen Schwäche der Stellung des 
Lohnarbeiters hervorgehenden Gefährdungen und Nachteile; 
Schutz aller nicht bloss der gewerblichen Lohnarbeit; Schutz 
auch durch nichtstaatliche Organe; den uralten, gemeinbürger- 
lichen Schutz durch die allgemeine Justiz- und Verwaltungs- 
thätigkeit, welcher allen Bürgern und daher auch den Arbei- 
tern gewährleistet ist. Dies alles kann man dem Worte nach 
in den Arbeiterschutz einbeziehen. 

Wer es aber thun wollte, liefe die Gefahr einer heillosen 
Eonfusion der Fragen des praktischen Arbeiterschutzes und 
einem Windmühlenkampf gegen eingebildete Uebertreibungen 
des Arbeiterschutzes zu verfallen. 
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Der Arbeiterschatz hat nach dem herrschenden Sprach- 
gebranch and nach dem Inhalt der praktischen Arbeiterschatz- 
bestrebungen einen viel engeren Sinn, welchen man genau be- 
stimmen und in durchgreifender Weise festhalten muss, um 
nicht in die Irre zu gehen. Diese genauere Bestimmung soll 
unsere erste Aufgabe sein. Wir kommen hiebei zu einer Reihe 
von Begriffseinengungen. 

1) Der Arbeiterschutz bedeutet nur den Schutz gegen die 
besonderen Qefahren , welche aus dem Dienstverhältnis 
heraus, aus der persönlichen und wirtschaftlichen Abhängig- 
keit des Arbeitsgehilfen vom Arbeitgeber drohen. 

Der Arbeiterschutz kann also nicht in Frage kommen för 
selbständige Arbeiter: nicht für Bauern und Handwerksmeister, 
nicht für die selbständigen Arbeiter in den freien Künsten 
und in den liberalen Berufen. Der Arbeiterschutz ist blosser 
Arbeits ge hi 1 f e n-Schutz. 

Der Arbeiterschutz hat ebendeshalb nichts zu thun mit 
aller jener Arbeiter für sorge, welche über den Schutz im 
. Dienstverhältnis dem Arbeitgeber gegenüber hinausgeht , in- 
dem sie gegen Not aller Art vorbeugend und abhelfend an- 
kämpft oder sonst das allgemeine Beste des Arbeitsgehilfen- 
standes beschirmend und pflegend erstrebt ; die Vorkehrungen 
gegen Arbeiternot aus Arbeitsunfähigkeit und Arbeitslosigkeit, 
also die Arbeiterversicherung, dann die Streikverhütung und 
Streikbeiiegung , die Ar beitsnach Weisung, die Verhütung von 
Produktionsstörungen, der Schutz gegen die Folgen der Armut 
durch alle Massregeln der öffentlichen und privaten Armen- 
pflege, das Sparwesen, der öffentliche Gesundheitsschutz, die 
Lebensmittelpolizei, die allgemeine Bekämpfung des jKredit- 
und Kaufwuchers durch die ordentlichen Gerichte sind be- 
grifflich und praktisch dem Arbeiterschutz nicht beizuzählen. 
Auch soferne diese Bemühungen die Arbeiter allein oder doch 
vorwiegend im Auge haben und hauptsächlich ihnen gegen 
Not Schutz geben solleu, gehören sie dennoch nicht zum Ar- 
beiterschutz im eigentlichen Sinne. Dazu zählen nur die Mass- 
regeln und Einrichtungen des Schutzes im Abhängigkeitsver- 
hältnis der Arbeitsgehilfen vom Arbeitgeber. 
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Und zwar, was eine weitere Einengung ergibt : im Dienst- 
verhältnis bestimmter Arbeitsgehilfen zu bestimmten Arbeit- 
gebern. Die Massregeln, welche den ganzen Stand oder das 
.ganze Gewerbe zu schützen streben, gehören nicht dem eigent- 
lichen Arbeiterschutze an. Zum Arbeiterschutz zählen wir 
demgemäss nicht den Schutz, welchen alle Arbeiter samt ihren 
Arbeitgebern gegen die wirtschaftlich abnorme Strafhauskon- 
kurrenz finden sollen, sosehr die Empfehlung dieses Schutzes 
durch die agitatorisch trefflich berechnete Gewerbeordnungs- 
novelle der Sozialdemokratie (Antrag Auer u. G.) den Beifall 
namentlich der kleinen Unternehmer besitzen wird. Unter 
Arbeiterschutz verstehen wir aus demselben Grunde nicht den 
Strafrechtsschutz der nicht streikenden gegen streikende Stan- 
desgenossen, welche durch persönliche Gewalt, Drohung, Ehr- 
verletzung und Verrufung Streikzwang verüben ; das ist Schutz 
der Vertragsfreiheit, aber nicht im Verhältnis bestimmter 
Arbeitsgehilfen zu bestimmten Arbeitgebern. Zum Arbeiter- 
schutz gehört ferner nicht der Schutz der Koalitionsfreiheit 
und der Freiheit der Vereinigung zum Lohnkampf ausser etwa 
insoweit, als bestimmte Arbeitgeber einzeln oder in Verab- 
redungen, mit oder ohne moralischen Druck auf die Genossen 
diese Freiheiten bestimmten Arbeitsgehilfen gegenüber beson- 
ders gefährden. Und selbstverständlich gehört zum Arbeiter- 
schutz auch nicht der »Schutz der nationalen Arbeite durch Schutz- 
zölle ausländischen Arbeitern und Arbeitgebern gegenüber ; dieser 
Schutz ist nicht Schutz gegen Gefährdung im Dienstverhält- 
nis bestimmter Arbeitnehmer zu bestimmten Arbeitgebern. 

Wenn die so eben erwähnten Schutzgewährungen ohne 
unzulässige Verallgemeinerung dem Arbeiterschutz nicht zuge- 
zählt werden dürfen, so hat man sich bezüglich des hier frag- 
lichen Merkmales andererseits vor verfehlten Einengungen zu 
hüten. Eine verfehlte Einengung wäre es, wenn man zum 
Arbeiterschutz nur die Sicherstellung gegen materielle, wirt- 
schaftliche Gefährdung in und aus dem Abhängigkeitsverhält- 
nis, nicht auch die sittlich-persönliche Bewahrung bei diesem 
Verhältnis verstehen, wenn man den Lehr- und Lern-, den 
Erziehungs-, den Sittlichkeits- und den Religionsschutz, vollends 
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den Schatz des Familienlebens davon ausnehmen wollte. Der 
Arbeiterschatz amfasst zwar nicht den ganzen sittlich-persön- 
lichen Schatz des Lohnarbeiters, er amfasst aber diesen voll 
and ganz, soferne die Gefahrdang aus der Dienstabhängigkeit 
innerhalb oder ausserhalb Betriebes hervorgeht. Dem ganzen 
Zwecke nach umschliesst der Arbeiterschutz alle Ansprüche auf 
Sicherstellung gegen menschenunwürdige Behandlung im Dienst- 
verhältnis, gegen Behandlung als »gemeines Werkzeuge nach 
Papst Leo XIII. 

2) Zum Arbeiterschutz zählt nicht der freie Selbst- 
schutz der Arbeiter, auch nicht der freie Hilfsschutz 
Dritter, sondern nur ein Teil (vgl. Z. 3) des vom Staate 
— nach Bedürfnis im Zusammenwirken mit den Gemeinden — 
gewährten Arbeitsgehilfenschutzes. 

Der neuere Arbeiterschutz kommt nur zu einem uralten 
und im ganzen wohl für immer bedeutsameren Arbeiterschutz 
im w. S. d. W. hinzu. Derselbe hebt diesen Arbeiterschute im 
w. S., nämlich den Selbstschutz, sowie den Hilfsschutz Dritter 
nicht nur nicht auf, sondern setzt diesen Arbeiterschutz 
voraus, verstärkt, sichert und ergänzt ihn, soweit die neuere 
Entwickelung der Volkswirtschaft dies als ein Bedürfnis er- 
scheinen lässt. Der eigentliche Arbeiterschutz greift eben nicht 
Platz, soweit der Selbst- und der Hilfsschutz ausreichen, oder 
der Staatsschutz, sei es überhaupt, sei es zur Zeit und nach 
Umständen dem Schutzergänzungsbedürfnis gegenüber macht- 
los dasteht. 

Diese zweite, ungemein weittragende Einengung des Be- 
griffes bedarf noch einiger näheren Erläuterung. 

Der Arbeiterschutz im umfänglicheren Sinne war immer 
und muss in erster Linie bleiben Selbstschutz durch die 
Arbeiter selbst Dieser Arbeiter-Selbstschutz ist teils indivi- 
duelle Abwehr der Gefährdungen aus dem Dienst, indivi- 
dueller Selbstschutz, teils Vereins-Selbstschutz durch die 
Standesorganisation der Arbeiterverbände. 

Neben diesem Selbstschutz besteht seit ältester Zeit ein 
unerzwungener Schutz durch Dritte, ein umfassender Arbeiter- 
Hilfsschutz, 
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Der letztere ist einmal Familienschatz: durch die 
Verwandten und Vormünder gegen dritte Arbeitgeber und durch 
den Vater, Bruder u. s. w. als Arbeitgeber im Familienbetrieb. 

Sodann ist er familienähnlicher Schutz durch den Arbeit- 
geber gegen seine Dienstzugehörigen, d. h. patriarchale 
Behandlung und Schonung. 

Ferner ist er Schutz durch die Macht, welche bürgerliche 
und religiöse Moral und die öffentliche Meinung auf das Ge- 
wissen des Arbeitgebers ausüben. 

Diese dritte Richtung des freien Hilfsschutzes hat teils 
private Organe an der Presse, den Vereinen, allen Trägern der 
öffentlichen Meinung, teils an nichtstaatlichen Anstalten und 
Körperschaften von öffentlicher Bedeutung, vor allem und un- 
mittelbar an der Kirche, aber auch und mittelbar an der 
Schule. 

Ohne Familien- und Patriarchalhilfsschutz, ohne den Schutz 
durch die bürgerliche Moral und durch die religiöse Gesinnung 
würde der Arbeiterschutz i. e. S. bloss durch den Staat nur 
Untergeordnetes auszurichten vermögen. Der Familien- und 
Patriarchal-Schutz allein überwog früher allen heutigen Arbeiter- 
schutz an Bedeutung und bleibt für immer von grösstem Belang. 
Der Schutz durch die Kirche leistet seit uralter Zeit Gewaltiges. 

Selbstschutz und Hilfsschutz, moralischer und religiöser, 
leisten sogar vieles, was der Staatsschutz überhaupt nicht lei- 
sten könnte, und darf man deshalb in keiner Weise der Mei- 
nung Raum geben, dass der Selbst- und der Hilfsschutz zu 
entbehren seien. Allein zu demjenigen, was heute als Arbeiter- 
schutz i. e. S. zählt, gehören beide nicht. Dazu gehört nur 
der staatliche Arbeiterschutz, und zwar nur ein bestimmter 
Teil des letzteren (Z. 3). 

3) Zum Arbeiterschutz zählt nämlich nicht aller den Arbeits- 
gehilfen gewährte Gerichts- und Verwaltungsschutz des Staats, 
sondern nur der besondere oder ausserordentliche, 
auf Abwehr der Gefährdungen im Arbeitsdienstverhältnis gerich- 
tete, immer mehr auch durch besondere, ausserordentliche 
Gerichts-, Verwaltungs- und Vertretungs Organe gehandhabte 
Staatsschutz. Dieser besondere Schutz wurde umfänglicher erst 
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zum Bedürfnis seit der Entwickelang des die Lohnarbeit scho- 
nungslos ausbeutenden Fabrikbetriebes und seit der Schwächung 
des Patriarchalverhältnisses im Werkstatten- und Handwerks- 
betrieb. Insofern ist der Arbeiterschutz der neuzeitlich 
ausserordentliche Teil des Arbeiter-Staatsschutzes. 

Das ordentliche, allen Bürgern gleichmässig zuge- 
wendete, sagen wir gemeinbürgerliche Schutzrecht und 
Schutzverfehren der Polizei und der Justiz gewährt dem Ar- 
beiter, und zwar auch dem Arbeitsherrn gegenüber umfassend- 
sten Schutz für Leben, Gesundheit, Sittlichkeit, Freiheit, Er- 
ziehung, Bildung u. s. w. Lange bevor vom Arbeiterschutz 
im neuzeitlichen Sinne des Wortes die Rede war, gab es solche 
staatliche Beschützung der Lohnarbeit dem Arbeitgeber gegen- 
über. Aber im e. S. gehören zum Arbeiterschutz doch nur 
die über diesen ordentlichen Schutz hinausgehenden ausser- 
ordentlichen, dem Arbeitsgehilfenschutz besonders zugewen- 
deten Aeusserungen der Staatsthätigkeit. 

Dieser ausserordentliche oder besondere Arbeiterschutz ist 
jedenfalls dadurch gekennzeichnet, dass er auch insoweit und 
insolange, als die ordentlichen Verwaltungs- und Gerichtsstellen 
zu seiner Handhabung berufen sind , durch besondere, ab- 
schliessend oder vorwiegend auf Dienstschutz der Gehilfenarbeit 
gerichtete Nor men privat-, straf- und verwaltungsrechtlicher 
Art vorgeschrieben wird. Mindestens in diesem Umfang hat 
er einen ausserordentlichen Charakter. Umfassend legen die 
Gewerbeordnungen, z. B. die G.-O. des deutschen Reiches solchen 
ausserordentlichen Schutz in die Hand der ordentlichen Ver- 
waltungs- und Gerichtsstellen ; ein Teil des ausserordentlichen 
Schutzes wird den letzteren für absehbare Zeit übertragen 
bleiben. 

Der Schwerpunkt der Handhabung des eigentlichen Ar- 
beiterschutzes rückt jedoch immer mehr auch auf besondere, 
ausserordentliche Organe hinüber. Diese Organe sind teils 
Vollzugsorgane , bis jetzt die Fabrik- und Staatsregie-Inspek- 
torate und die Gewerbeschiedsgerichte, teils Vertretungsorgane ; 
die letzteren können anschliessend oder zugleich für andere Auf- 
gaben der Arbeiterfürsorge und der Volkswirtschaftspflege 
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vom Staate verordnet sein und tragen in ihrer Organisation oder 
wenigstens in einem Teile ihrer Befugnisse den Charakter 
öffentlichrechtlicher Einrichtungen an sich. 

4) Der Arbeiterschutz ist wesentlich Schutz der gewerb- 
lichen Gehilfenarbeit mit Ausschluss einerseits des Schutzes 
der land- und forstwirtschaftlichen Lohnarbeit sowie des Haus- 
gesindes, andererseits des Schutzes der Staatsbeamten und 
öffentlichen Diener. 

Besonderer Schutz kann zwar auch für die aussergewerb- 
liche Gehilfenarbeit und für das Gesinde ein Bedürfnis sein. 
Allein das materielle Recht , die Organisation und das Ver- 
fahren dieser weiteren Zweige des Arbeiterschutzes werden eine 
besondere Ausgestaltung erfordern. Die Gesindeordnungen 
and die Staatsdiener-Gesetze enthalten in der That auch Ar- 
beiterschutz, allerdings nicht sehr vollkommenen, aber mit dem 
übrigen Arbeiterschutz kann derselbe nicht verschmolzen wer- 
den. Selbst dann, wenn beim Fortschritt der sozialdemokra- 
tischen Bewegung auf das Land der von der Sozialdemokratie 
schon jetzt geforderte grossland wirtschaftliche Arbeiterschutz l ) 
bald auf der Bildfläche der praktischen Sozialpolitik erscheinen 
sollte, so würde, was die den Schutzgegenstand bildenden Ge- 
fahrdungsweisen, was die Schutzbehörden, was das Schutzver- 
fahren and was die Schutzmittel betrifft, auch dann noch der 
land- und forstwirtschaftliche Arbeiterschutz eine ganz eigen- 
tümliche Ausgestaltung erfahren müssen. Man kann also zwar 
anerkennen , dass vielleicht im Zusammenhang mit dem Ge- 
sindeschutz ein weitergehender ländlicher Arbeiterschutz im ei- 
gentlichen Sinne des Wortes auch Platz greifen kaun, aber von 
demjenigen, was jetzt unter Arbeiterschutz begriffen wird, 
würde er in der wissenschaftlichen, .gesetzgeberischen und ver- 
waltungsmässigen Behandlung dennoch abzuheben sein. 

Uebrigens fehlt es schon bis jetzt nicht ganz an beson- 
derem Schutz für die ländliche Hilfsarbeit. Die Gesindeord- 
nungen enthalten Bruchstücke von Eontrakts- und Truck- 
schutz. Russland hat für Kleinrussland und die sg. west- 



l) Für maschinelle Landwirtschaftsbetriebe (Antrag Aueru. O. § 130). 
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liehen Gouvernements ein Landarbeits-Schutzgesetz (12. Juni 
1886) erlassen , welches die dort eigentümliche individuelle 
und artellweise Verdingung der Kleinbauern und ihrer Ange- 
hörigen regelt, übrigens auch dem Arbeitgeber Eontraktschutz 
zu geben bestimmt ist. 

5) Der gewerbeordnungsmässige und der schutz- 
rechtliche Begriff der gewerblichen Hilfsarbeit 
— decken sich zwar annähernd, jedoch nicht vollständig. 

Einerseits bedürfen die Arbeitsgehilfen auch solcher Ge- 
schäfte, welche zu den Gewerben im Sinne des allgemeinen 
Gewerberechtes nicht gehören, des besonderen Staats- Arbeiter- 
schutzes. Andererseits ist für Arbeitsgehilfen % gewisser ge- 
werbeordnungsmässiger Betriebe der ausserordentliche Schutz- 
eingriff des Staates — neben dem freien Arbeiter-Selbstschutze, 
Arbeiter-Familienschutze und Arbeiter-Hilfsschutze — nicht 
erforderlich oder nicht ausführbar. 

Für die Theorie und Praxis des Arbeiterschutzes ist nun 
selbstverständlich der besondere schutzrechtliche, nicht der 
allgemeine gewerberechtliche Begriff der gewerblichen Gehilfen- 
arbeit massgebend, so wenig verkannt sein soll, dass schon die 
älteren Gewerbegesetze in ihren Bestimmungen über die Ar- 
beitsgehilfen zugleich Arbeiterschutzgesetze gewesen sind. 

Darin stimmen der gewerbeordnungsmässige und der 
schutzrechtliche Begriff des gewerblichen Arbeitsgehilfen über- 
ein, dass beide über den blossen Dienst in den stoffver ar- 
beitenden Betrieben (Gewerbefleiss i. e. S.) weit hinausgreifen. 
Wir haben uns diesfalls zur Feststellung des Begriffes Arbeiter- 
schutz etwas näher aufzuhalten. 

In den kodifizierten Gewerberechten wird der Begriff der 
gewerblichen Arbeit und der gewerblichen Anlagen wohl meist 
im ungefähren Umfang der deutschen Gewerbeordnung von 
1869 angenommen sein. Gewerbliche Arbeit ist Gehilfenarbeit 
in den der Gewerbeordnung unterliegenden Gewerbebetrieben. 

Die Gewerbeordnungen geben aber keine positive Legal- 
definition darüber, was ein Gewerbe ist. Sie überlassen den 
Begriff der Verwaltungs- und der Spruchpraxis nach Massgabe 
des Sprachgebrauches und sondern nur gewisse Gewerbe aus 
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ihrem Geltungsbereich aus, sofern dieselben besonders geregelt 
nnd sofern besondere Organe für die Handhabung ihrer be- 
sonderen Ordnungen aufgestellt sind. 

Nach der dem Sprachgebrauch entsprechenden Verwaltungs- 
nnd Spruchpraxis Deutschlands ist nun als Gewerbe anzusehen 
jede gesetzlich erlaubte, auf Erwerb gerichtete, regelmässige und 
fortgesetzte Privatthätigkeit mit Ausnahme derjenigen, welche 
stattfindet: in der Landwirtschaft und in der Forstwirtschaft 
(ausser der Handelsgärtnerei), in der Viehzucht, im Weinbau, 
in der Verarbeitung selbstgewonnener Bodenprodukte (soferne 
nicht, wie in den Zucker- und Branntweinfabrikationsbetrieben 
die Verarbeitung die Hauptsache und die Stoffgewinnung nur 
Mittel der Fabrikation ist). 

Der gewerbeordnungsmässige Begriff der gewerblichen 
Arbeit geht also trotz der letzteren Einschränkungen weit über 
den Bereich der Hilfsarbeit für die Stoffverarbeitung hinaus. 
Gerade den Bestimmungen der Reichs-G.-O. über Arbeiter- 
«cbutz unterliegen ganz oder teilweise auch der Bergwerksbe- 
trieb, der Handel, die Vermittelungsgewerbe, die Verkehrsge- 
werbe mit Ausnahme der Eisenbahnen und der Seeschiffahrt. 
Arbeiterschutzbedürfnisse sind aber auch bei solchen Be- 
trieben vorhanden, welche zwar nach dem Sprachgebrauch als 
Gewerbe anzusehen, aber von der Anwendung der Gewerbe- 
ordnung gesetzlich ausgenommen sind. Zu den von der G.-O. 
anagenommenen Gewerben gehören die Fischerei , das Apo- 
thekergewerbe, die Heilkunde, die Erziehung und der Unter- 
richt der Kinder gegen Entgelt, die Advokaten- und Nota- 
riatspraxis, der Gewerbebetrieb der Auswanderungsunternehmer 
nnd Auswanderungsagenten, die Versicherungsunternehmungen, 
die Eisenbahnunternehmungen, die Seeschiffahrt bezüglich der 
Schiffsmannschaften. Es darf offenbar nicht als ausgeschlossen 
gelten, dass in einzelnen dieser Erwerbsgebiete der Arbeiter- 
schutz Platz greife, soweit sich dort schutzbedürftige Erwerbs- 
gehilfen nur immer vorfinden. Dies dürfte namentlich für die 
handelsähnlichen Privatgewerbe bezüglich der Sonntagsruhe, 
dann für die öffentlichen Verkehrsanstalten im weitesten Sinne 
des Wortes und für die Seeschiffahrt gelten ; für letztere ist ein 
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ziemlich umfassender Schutz durch die Seemannsordnung vom 
27. Dezember 1872 in Deutschland bereits vorhanden. 

Sodann bestehen Schutzbedürfnisse auch in Betrieben, 
welche nach dem Sprachgebrauch dem Gewerbe nicht beizuzahlen 
sind. Unter den Begriff des Gewerbes als einer auf Erwerb 
gerichteten Privatthätigkeit fallen nicht die Betriebe der Kom- 
munalkörperschaften, der Staaten und des Reiches, wenigstens 
soweit sie nicht rein fiskalischer Natur, sondern auf Erfüllung 
eines Staats- und Kommunalzweckes — auch wenn dabei eine 
Reineinnahme erzielt wird, — gerichtet sind. Regiearbeiter- 
Schutz ist darum doch am Platze und auch bereits zugestanden 
(vgl. v. Berlepscht sehe Novelle, Artikel 6, § 155, Absatz 2, 
Zusatz). 

Die Verfügung des Arbeiterschutzes ist nicht an die Ge- 
werbeordnung gebunden. Der über die Gewerbeordnungen hin- 
ausgreifende Schutz kann in blossen Zusätzerh^um Schutz und 
Schutzverfahren der Gewerbeordnungen bestehen oder ganz 
durch besondere Gesetze und Anordnungen undNßflter Auf- 
stellung besonderer Vollzugsorgane bewerkstelligt wem»- ^ ör 
die öffentlichen Verkehrsanstalten wird der letztere W^S un ~ 
umgänglich sein. Für den Arbeiterschutz im BergbauSÄ^ 
in Deutschland die Gewerbeordnung, jedoch mit besonder 1 ? 11 
Zusätzen der Berggesetze, was Inhalt und Organe des Schutz^ 8 
betrifft. Nicht zu erwähnen die Spezialgesetze von der Ai 
des Gesetzes über die Fabrikation von Zündhölzern. 

Alles Hilfspersonal, — nicht bloss das gewerbeordnungs- 1 
massig geschützte, auch das in besonderen Gesetzen und durch 
besondere Organe geschützte Hilfspersonal, zählt also zur 
schutzrechtlich gewerblichen Arbeit. Unter gewerblichem Hilfs- 
personal verstehen wir demgemäss das Hilfspersonal , welches 
innerhalb oder ausserhalb der Gewerbeordnungen sei es durch 
Definition, sei es durch Aufzählung als gewerbliches Hilfsper- 
sonal in Beziehung auf Schutz im Dienstabhängigkeitsverhält- 
nisse erklärt ist. 

Zu diesem Ergebnis ist schliesslich auch die Berliner 
Konferenz gekommen. Die Protokolle (S. 77 f.) sagen: 
»Bevor sie ihre Arbeiten beschloss, hat es die dritte Kom- 
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mission für nützlich erachtet, die genaue Tragweite einzelner 
Ausdrücke, deren sie sich bei den angenommenen Resolutionen 
bediente, namentlich des Ausdrucks gewerbliche Anlagen 
(täablissements industriels*), zu bestimmen. Es wurden ihr 
mehrere Definitionsentwürfe unterbreitet. Zunächst beantragte 
die Delegation der Niederlande eine Definition, welche fol- 
gendennassen lautete: »»Eine gewerbliche Anlage ist jeder ge- 
schlossene oder nicht geschlossene Raum, welcher mit Hilfe 
einer mechanischen Triebkraft oder mindestens zehn Arbeitern 
nun Betriebe einer Industrie dient, welche bezweckt, Gegen- 
stände zu fabrizieren , zu formen , zu verzieren oder zu ver- 
kaufen und in irgend einer Art zum Verbrauche oder Ver- 
triebe von Gegenstanden geeignet ist, mit Ausnahme der an 
Ort und Stelle gewonnenen Lebensmittel und Getränke. €« 
— Ein Antrag der italienischen Delegation lautete: 
»Als gewerbliche Anlage wird jeder Raum angesehen , in 
welchem mit Hilfe einer oder mehrerer mechanischen Trieb- 
kräfte Handarbeiten ausgeführt werden, welches auch die Zahl 
der beschäftigten Arbeiter sei. Wenn eine Triebkraft irgend 
einer Art nicht gebraucht wird, so ist jeder Raum, wo min- 
destens zehn Arbeiter ständig beschäftigt sind, als gewerbliche 
Anlage anzusehen. c c — Ein französischer Delegierter, 
Herr Delahaye, verliest folgenden Entwurf einer Definition, 
die er für seine Person in Vorschlag bringt. »»Unter der 
Bezeichnung gewerbliche Anlage versteht man ein Haus, einen 
Keller, einen offenen , geschlossenen , verdeckten, oder unver- 
schlossenen Raum, in welchem Rohprodukte zu Waren ver- 
arbeitet werden. Es muss ausserdem eine gewisse (näher zu 
[bestimmende) Zahl von Arbeitern, welche eine gewisse (näher 
pu bestimmende) Zahl von Tagen im Jahre arbeiten, vorhanden 
;oder eine mechanische Triebkraft in Gebrauch sein.cc — Der 
spanische Delegierte gibt die Erklärung ab, dass er sich 
der Abstimmung über die Frage enthalten werde, weil er der 
Ansicht ist, dass man anstatt sich der Worte »gewerbliche 
Anlagec zu bedienen, sagen müsste: »»die Arbeit der Indu- 
strien und Handwerke, welche einen grosseren Kraft- 
aufwand erfordern, als mit der körperlichen Entwickelung und 
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dem Alter der Kinder und jugendlicher Arbeiter vereinbar 
ist.«« Man dürfe, seiner Meinung nach, gar kein Gewicht 
darauf legen, ob die Arbeit inner- oder ausserhalb der Anlage 
stattfindet. — Nach einem Meinungsaustausch zwischen den 
Delegierten Frankreichs, Belgiens, Hollands und einer kurzen 
Analyse der fremden Gesetzgebungen über diesen Punkt seitens 
des luxemburgischen Delegierten schliesst sich die Kommission, 
von ihrem Vorsitzenden dazu aufgefordert, einem Antrage der 
gross britannischen Delegation, welcher von Belgien, 
Deutschland, Oesterreich, Ungarn, Luxemburg und Italien unter- 
stützt wird, einstimmig an. Der Antrag lautet: »»Unter ge- 
werblichen Anlagen versteht man diejenigen , welche die Ar- 
beitsge setze in den verschiedenen Ländern, sei es durch 
Definition, sei es durch Aufzählung, als solche 
ansehen.«« 

Aus den Erörterungen, welche unter Ziffer 1 bis 5 gepflogen 
sind, ergibt sich als Arbeiterschutz: der ausserordentliche, d. h. 
durch besondere Bestimmungen privat-, straf- und verwaltungs- 
rechtlicher Art angeordnete, teils durch die ordentlichen, teils 
und namentlich durch ausserordentliche Verwaltungs- , Ge- 
richts- und Vertretungsorgane geübte Schutz der arbeitsrecht- 
lich als schutzbedürftig anerkannten gewerblichen Hilfsarbeit 
gegen Gefährdungen aus dem Dienstverhältnis zu bestimmten 
Arbeitgebern. 

Die Beschlüsse der Berliner Konferenz und die im Früh- 
jahr 1890 dem deutschen Reichstag vorgelegten Schutzgesetze 
haben sich, wie wir finden werden, strenge innerhalb dieser 
die Uebertreibung des Arbeiterschutzes grundsätzlich ausschlies- 
senden Bestimmung gehalten. 

In der Theorie scheint bis jetzt eine scharfe Bestimmung 
des Begriffes Arbeiterschutz nicht durchgeführt zu sein; eine 
solche wäre uns denn entgangen. Das Bedürfnis genauer Ab- 
hebung des Arbeiterschutzes wenigstens von der übrigen 
Arbeiter fürsorge ist aber mehrfach empfunden. So spricht 
v« JBojanowski ') sehr nachdrücklich gegen vage Erweiterungen, 



1) Conrads H.W.B. I, 446. 
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indem er bemerkt: »Wird, wie dies hie und da geschehen, 
der Begriff der Schutzgesetzgebung (für England) auch auf 
Gesetze übertragen, die von anderen Erwägungen, bezw. Vor- 
aussetzungen ausgehend, entweder Arbeitern jeglicher Art oder 
in gewissen Berufszweigen Fürsorge zuteil werden lassen, oder 
welche sich auf Themata des Arbeiterrechtes als solchen, also 
in der Allgemeinheit beziehen, oder welche genossenschaftlichen 
oder gemeinnützigen Bestrebungen in Arbeiterkreisen oder 
humanitären Zwecken überhaupt dienstbar zu sein trachten, 
so hört die Sache auf, rechtlich fassbar zu sein. Sie fällt dann 
entweder dem überall nur unsicher auszuscheidenden, in Eng- 
land überhaupt unbekannten Begriff der s. g. Wohlfahrtspolizei 
zu, oder sie führt zu mehr oder weniger willkürlichen Exkursen.« 

II. Zur schutzrechtlichen Klassifikation der gewerblichen 
Arbeitsgelulfen. Begriffsbestimmung der Fabrikarbeit. 

Auch die schutzrechtlich gewerblichen Arbeitsgehilfen 
finden insgesamt weder denselben Umfang, noch dasselbe Ver- 
fahren des Arbeiterschutzes. Nach dem Wesen des Arbeiter- 
schutzes, welches ein ausserordentliches Eingreifen des Staates 
im Falle besonderer Schutzbedürftigkeit bedeutet, ist dies auch 
gar nicht anders zu erwarten. 

Die Schutzbedürftigkeit ist innerhalb der Welt auch nur 
der gewerblichen Hilfsarbeit inhaltlich verschieden und was 
die Organe, das Verfahren und die Mittel des Schutzes betrifft, 
weder gleichartig, noch gleichmässig durchführbar. Eben wegen 
dieser Ungleichheit sind aber, bevor für die Theorie und die Po- 
litik des Arbeiterschutzes ein Schritt weiter in der Untersuchung 
gethan werden kann, die in Beziehung auf Schutzbedürftig- 
keit verschiedenen und daher im Schutzrechte ungleich behan- 
delten Gattungen gewerblicher Hilfsarbeit auseinanderzuhalten. 
Dieselben sind zu klassifizieren und es sind für die schutz- 
rechtlich besonderen Klassen die Begriffe festzustellen, soweit 
sie nicht von selbst einleuchtend sind. 

Die Klassifikation. 
Das besondere Schutzbedürfnis gewerblicher Arbeitsgehilfen 

Zeitschr. I Staaiew. 1890. IT. Heft 41 
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ist teils gegenständlich begründet durch eigentümliche Dienst- 
gefährlichkeit des Betriebes, in welchem die Beschäftigung 
von Hilfsarbeitern stattfindet, teils individuell durch die per- 
sönliche Eigenschaft und Stellung der zu schützenden Arbeits- 
gehilfen. 

Für den gegenständlich notwendigen Schutz kommt weiter 
teils die allgemeine Verschiedenheit der Erwerbszweige und 
Geschäftsteiie in Betracht, teils die besondere Art und Weise, 
in welcher innerhalb des einzelnen Geschäftes eines bestimm- 
ten Erwerbszweiges die dienenden Arbeitskreise angefasst 
werden, d. h. der Betriebstypus. Die Indiyidualunterschiede 
der Schutzbedürftigkeit aber sind teils durch besondere Gefahren 
für die aussergeschäftliche Bestimmung der geschützten Indi- 
viduen, teils durch die besonderen Gefahren seiner Stellang 
innerhalb des Geschäfts gegeben. 

Hieraus ergibt sich die folgende schutzrechtliche Klassi- 
kation des gewerblichen Hilfspersonals: 
I. gegenständlich 

A) nach der Geschäfts gattung: 

1) in Hinsicht auf die Erwerbs ver z w e i g u n g : Hilfsarbeit 
im Bergbetrieb, 

im Industriebetrieb (Gewerbefleiss), 
im Handelsbetrieb, 
im Verkehrs- und Transportbetrieb, 
in Dienstgewerben ; 

2) in Hinsicht auf die besondere Gefährlichkeit der 
Geschäfte innerhalb jedes Erwerbszweiges : gefährliche 
— ungefährliche Hilfsarbeit. 

B) nach dem Geschäfts typus: 

1) in Hinsicht auf die Persönlichkeit des Arbeitgebers: 
Privat- — Regie-Gehilfenarbeit; 

2) in Hinsicht auf die Wahl und auf die Weise der Zu- 
sammenfassung der Arbeitsgehilfen durch den und mit 
dem Arbeitgeber, 

Fabrikarbeit , 

fabrikähnliche Arbeit (Quasifabrikarbeit , namentlich 

fabrikartige Werkstättenarbeit), 
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sonstige Werkstättenarbeit, 
Hausgewerbearbeit (Heimarbeit) , 
Familienarbeit; 
IL individuell 

A) mit Rücksicht auf allgemein menschliche und bürger- 
liche Schutzbedürftigkeit; 

1) erwachsene — jugendliche Arbeiter; 

2) mannliche — weibliche Arbeiter; 

3) verheiratete — unverheiratete Arbeiterinnen; 

4) Lehrlinge — ausgelernte Arbeitsgehilfen; 

5) schulpflichtige — nicht schulpflichtige Arbeitsgehilfen ; 

B) mit Rücksicht auf die Schutzbedürftigkeit nach dem 
Unterschied der Gehilfenstellung i m Geschäft : 
höhere Arbeitsgehilfen, (teils Betriebsgehilfen, Betriebs- 
beamte, Werkführer, Vorarbeiter, teils technische Ge- 
hilfen Maschinentechniker, Chemiker, Zeichner, Mo- 
delleure), — gemeine Arbeitsgehilfen. 

Ein Blick auf das Arbeiterschutzrecht oder auch nur auf 
die verschiedenen Paragraphe der v. Berlepsch'achen Gewerbe- 
ordnungs-Novelle zeigt die schutzrechtliche Bedeutung aller 
vorstehend aufgeführten Klassen. Jede dieser Klassen tritt 
überhaupt und jede tritt eigentümlich im Arbeiterschutzrechte 
hervor. 

Bergwerks-, Industrie (Stoffverarbeitungs)- Arbeit, Handels- 
hilfsdienst, Verkehrs- und Transportdienst haben den Arbeiter- 
schutz nicht im selben Ausmasse gefunden. 

Im Arbeiterschutzrecht aller Länder spielt auch der Unter- 
schied der Betriebsgefährlichkeit eine grosse Rolle. 

Der Arbeiterschutz ist sodann bis jetzt und wahrschein- 
lich noch für lange Zeit wesentlich Fabrik- und Quasifabrik-Schutz 
(I, B, 2, oben), wird aber allem Anscheine nach allmählich 
auch Hausindustrie-Schutz werden. Hilfsdienst im Familien- 
erwerb ist dagegen nicht einmal im englischen Fabrik- 
und Werkstätten-Recht durchgreifend in den Arbeiterschutz 
einbezogen. 

Der Arbeiterschutz wird den Betriebsbeamten bis jetzt 

41* 
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meist gar nicht oder nicht so wie der gemeinen Gehilfenarbeit 
gewährt. 

Der Arbeiterschutz hat ferner bis heute verschiedene Or- 
gane, je nachdem er den Arbeitern in disziplinbedürftigen, 
namentlich militärischen Betrieben öffentlicher Art, oder in 
Betrieben nicht öffentlicher Art zu gewähren ist. 

Was endlich die individuellen Unterschiede der Schutzbe- 
dürftigkeit betrifft, so befindet sich bis jetzt die erwachsene 
Gehilfenarbeit erst in sehr beschränktem Masse geschützt ; da- 
gegen sind die jugendliche und weibliche Arbeit längst und 
ziemlich umfassend einbezogen ; das Verbot der Beschäftigung 
verheirateter Frauen in Fabriken ist zwar ein noch unge- 
löstes Sonderproblem des Arbeiterschutzes, aber schon sehr 
gewichtig vertreten. 

Allerdings ist der Arbeiterschutz erst in der Entwickelung 
begriffen. Allein nach allem jetzt vorhandenen Anscheine wird 
die vollständige Nivellierung desselben für alle Klassen der 
gewerblichen Arbeitsgehilfen — z. B. die Ausdehnung des 
Verbots der Nachtarbeit auch auf alle erwachsenen Arbeiter 
männlichen Geschlechtes oder das ausnahmslose Verbot der 
Sonntagsarbeit auch für Verkehrs- und Gastwirtschafts-Gewerbe 
— wohl auch weiterhin nicht zu erwarten sein. Selbst dem 
Antrag Auer u. G. im Reichstage muss man die Gerechtigkeit 
widerfahren lassen, dass er der vollständigen Nivellierung sich 
enthalten hat. 

Die meiste Berücksichtigung findet in dem schon beste- 
henden positiven Recht und in den weitergehenden Schutz- 
forderungen der Gegenwart: die Bergwerksarbeit, dann die 
lebens- und gesundheitsgefährliche Arbeit, die Hausgewerbe- 
arbeit, die jugendliche und weibliche Arbeit, die Arbeit ver- 
heirateter Frauen. Die Gründe hiefür wird jeder Leser sofort 
leicht selbst finden; er braucht nur für jede dieser Klassen 
gewerblicher Hilfsarbeit die Gründe besonderer objektiver und 
subjektiver Schutzbedürftigkeit sich zurechtzulegen und ihre 
Verschiedenheit in Bezug auf Zureichenheit des freien Selbst- 
und Hilfsschutzes, sowie des ordentlichen Staatsschutzes sich 
klarzumachen. Es bedarf jedoch dieser besonderen ünter- 
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suchung hier überhaupt nicht ; die weitere Verfolgung der ein- 
zelnen Aufgaben und Leistungen des Arbeiterschutzes in den fol- 
genden Abschnitten bringt die fragliche Erklärung fast unge- 
aucht von selbst. 

Begriffsbestimmungen. 

Dagegen sind einige der schutzrechtlich bedeutsamsten und 
meist genannten Klassen gewerblicher Gehilfenarbeit an dieser 
Stelle erst begrifflich festzulegen, um sicheren Schritts die weite- 
ren Untersuchungen antreten zu können. 

Der Begriff der Fabrikarbeit. . Eine nicht geringe 
Schwierigkeit ergibt sich mit der Frage: was ist Fabrikarbeit? 
Und doch ist dies jene Gehilfenarbeit, welche den umfassendsten 
Schutz gefunden hat, und welche mehr und mehr für alle ähnlichen 
Beschäftigungsweisen schutzrechtlich massgebend geworden ist. 

Das Arbeiterschutzrecht der verschiedenen Staaten hat die 
Frage in verschiedener Weise entschieden. Nirgends aber ist 
eine doktrinäre Legaldefinition der Fabrik gegeben. 

Was zunächst Deutschland betrifft, so ist es nicht ganz 
leicht, den schutzrechtlichen Begriff der Fabrikarbeit genau 
aus dem bisherigen Recht und aus den Bestimmungen der v. 
Berlepsch'Behen Gewerbenovelle herauszuschälen. 

Zu einer genaueren Vorstellung von dem, was eine Fabrik 
im schutzrechtlichen Sinne des Wortes ist, gelangt man erst 
dadurch, dass man einerseits die wesentlichen Merkmale der 
schutzrechtlich dem Fabrikbetrieb gleichgestellten oder ange- 
näherten Betriebsweisen, andererseits die Eigentümlichkeiten 
der dem fabrikmässigen Arbeiterschutz gesetzlich entzogenen 
Betriebsweisen heranzieht. Jene Merkmale werden, sofern sie 
für den Arbeiterschutz bedeutsam erscheinen, auch dem Fa- 
brikbetrieb eigen sein, die Eigentümlichkeiten der gegensätz- 
lichen Betriebsweisen aber werden dem Fabrikbetrieb mangeln. 

Dem Fabrikbetrieb sind nun in der Reichs-G.-O. bezw. 
in der v. Berlepsch'schen Novelle schutzrechtlich ganz oder 
teilweise, zwingend oder gestaltungsweise gleichgestellt folgende 
vier Kategorien von Betrieben, die drei ersten zwingend (ob- 
ligatorisch), die letzte nach verordnungsmässigem Belieben des 
Bundesrates (fakultativ): 
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1) die Bergwerke, Salinen, Aufbereitungsanstalten und unter- 
irdisch betriebenen Gruben und Brüche (ausser in Hin- 
sicht auf Fabrikordnungen); 

2) die Hüttenwerke, die Zimmerplätze und andere Bauhofe, 
die Werften, solche Ziegeleien, über Tag betriebene 
Brüche und Gruben, welche nicht bloss vorübergehend 
und in geringem Umfange betrieben werden; 

3) jene Werkstätten, in welchen durch elementare Kraft, 
(Dampf, Wind, Wasser, Gas, Luft, Elektrizität u. s. w.) 
bewegte Triebwerke nicht bloss vorübergehend zur Ver- 
wendung kommen; 

4) »andere« Werkstätten, wenn auf sie durch Kaiserliche 
Verordnung auf Vorschlag des Bundesrates die Bestim- 
mungen des Fabrikschutzes (mit Ausnahme der Arbeits- 
ordnung) ausgedehnt werden *). 

Für diese vier Kategorien haben wir eine gemeinsame Be- 
zeichnung nötig. Wir würden dazu das Wort »Werkstätte« 
wählen, wenn die Betriebe der Ziffer 1 und 2 eben nicht 
Werkstätten wären, und wenn die Ziffer 4 schutzrechtlich nicht 
eine »andere« Art von Werkstätten im Gegensatz zu Ziffer 3 
im Auge hätte. Wir ziehen daher das Wort »fabrikartiger 
Betrieb« oder »Quasifabrikbetrieb«, im Sinne der schutzrecht- 
lich dem Fabrikbetrieb gleichgestellten oder genäherten Be- 
triebsweisen als Gesamtbezeichnung vor, zur Annahme jeder 
zutreffenderen Bezeichnung gerne bereit. 

Im Gegensatz zu den fabrikartigen Betrieben darf der 
Fabrikschutz nicht ausgedehnt werden auf »Werkstätten, in 
welchen der Arbeitgeber ausschliesslich zu seiner Familie ge- 
hörige Personen beschäftigt,« also nicht auf Familiengewerbe 
in Werkstätten und daher vollends nicht auf Familiengewerbe 
ohne Werkstätten, auch nicht auf Arbeit in W o h n räumen der 
Arbeitgeber (Kundenhaus- Arbeit), oder, was beim sog. Haus- 
gewerbe die Regel ist, der Arbeitnehmer (Bestellungs-Wohn- 
arbeit, Hausgewerbe, Heimarbeit). Wenigstens bringt der neue 
§ 164 der Novelle solche Arbeit dem Fabrikbetrieb schutz- 
rechtlich in keiner Beziehung näher. 

1) Novelle, Artikel 6 (neuer § 154). 
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Durch Vergleichung und Entgegensetzung werden sich 
demgemäss für den schutzrechtlichen Begriff der Fabrik im 
Sinne der neuesten Gesetzgebung folgende Merkmale a bis i 
ergeben : 

a) der Fabrikbetrieb beschäftigt ausschliessend oder doch 
ganz überwiegend Nichtfamilienangehorige des Arbeit- 
gebers, jedenfalls nicht bloss Arbeiter letzterer Art; 

b) der Fabrikbetrieb ist Betrieb ausserhalb der Wohnung des 
Arbeitgebers und der Arbeitsgehilfen; 

c) der Fabrikbetrieb ist Be- und Verarbeitungsbetrieb (In- 
dustriebetrieb, einschliesslich des polygraphischen Betriebes), 
nicht Stoffgewinnungs- oder Urproduktionsbetrieb, wie der 
ihm gleichgestellte Bergwerksbetrieb; 

d) der Fabrikbetrieb ist Betrieb mit standigem Zusam- 
menschluss der Arbeitsgehilfen in Betriebsgebäuden 
und Betriebsgebäudekomplexen, nicht Betrieb in offenem 
Raum zerstreut und den Ort wechselnd, wie der ihm gleich- 
gestellte Be- und Verarbeitungsbetrieb auf Bauhöfen, Werf- 
ten u. s. w.; 

e) der Fabrikbetrieb ist mit elementarer Triebkraft erfolgender, 
also,' wenn dieser Schluss a contrario zulässig ist , nicht 
rein manufaktureller Betrieb, so dass ihm die Quasifabrik- 
betriebe der obigen Ziffer 3 gleichgestellt erscheinen; 

f) der Fabrikbetrieb ist regelmässig fortgehender (kontinuier- 
licher) und 

g) in grosserem Umfange, namentlich mit grosserer Arbeiter- 
zahl durchgeführter Betrieb, weshalb (f und g) ihm der 
Quasifabrikbetrieb der obigen Ziffer 2 schutzrechtlich 
gleichgestellt ist; 

h) der Fabrikbetrieb wird in Betriebsstätten, die der Arbeit- 
geber liefert, nicht in Räumen des Arbeitnehmers oder 
eines Arbeits Vermittlers, durchgeführt; 

i) der Fabrikbetrieb erfolgt auf unmittelbaren Absatz der 
im eigenen Betrieb gewonnenen Waren , nicht zur Ab- 
lieferung an einen montierenden und zurichtenden oder 
im Grosshandel und in Magazinen bloss vertreibenden 



Digitized by LiOOQ IC 



634 Dr. Shftffle: 

Grossbesteller , d. h. es eignet ihm volle Selbständigkeit 
des Warenabsatzes, im Gegensatz zur Hausindustrie, 

Der Fabrikbetrieb im Sinne des deutschen Arbeiterschatz- 
rechtes wäre hienach : kaufmännisch selbständiger (Merhnal i) 
Industriebetrieb (c) in grösserem Umfange (g) und in fort- 
laufendem Gange (f), in geschlossenen (d), besonderer (b) Be- 
triebsräumlichkeiten des Arbeitgebers (h), mit Anwendung von 
elementarer Triebkraft (e) und von nichtfamilienaagehörigen 
Arbeitsgehilfen (a). 

Der rein manufaktureile Grossbetrieb wird wohl ebenfalls 
zum Fabrikbetrieb zu rechnen sein; denn der Umstand, dass 
Werkstättenbetrieb mit elementarer Triebkraft ichutzrechtlich 
als fabrikgleich erklärt ist, bedeutet doch wohl nur , dass er 
wie Fabriken mit elementarer Triebkraft — und solche haben 
die meisten Fabriken — die Voraussetzungen der Schutzbe- 
dürftigkeit besitze, nicht aber dies, dass der im ganzen gewiss 
nur spärliche Manufaktur-Grossbetrieb ohne elementare Trieb- 
kraft — nicht als Fabrikbetrieb anzusehen sei. Wir lassen 
hienach das Moment e am theoretischen Begriff der Fabrik 
für Deutschland fallen. 

Das Recht der Schweiz! Auch das eidgenossische Fa- 
brikgesetz vom 23. März 1877 hat keine Legaldefinition der 
Fabrik, sondern nur eine solche der geschützten Arbeit gegeben. 
Den Arbeiterschutz gewährt das gedachte Gesetz »jeder indu- 
striellen Anstalt, in welcher gleichzeitig und regelmässig 
eine Mehrzahl von Arbeitern ausserhalb ihrer Wohnungen in 
geschlossenen Räumen beschäftigt wird.c Nach bundesrät- 
licher Auslegung sind die »Arbeiter ausserhalb ihrer Woh- 
nungen« solche, »deren Arbeit sich in speziellen Arbeitsräumen 
und nicht in den Wohnräumen der Familie selbst oder aus- 
schliesslich durch Familiengenossen vollzieht.« Dem Fabrik- 
gesetz unterworfen sind »alle Teile der Fabrik, wo für die 
Fertigstellung gearbeitet wird.« Auch alle »Anstalten für po- 
lygraphische Gewerbe mit mehr als fünf Arbeitern« sind dem 
Fabrikgesetz unterworfen. Das Schweizerische Fabrikgesetz 
verlangt also für eine Fabrik im Sinne des Arbeiterschutzes 
sämtliche oben für den Fabrikbegriff des deutschen Schutz- 
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rechtes ermittelte Merkmale, jedoch mit Beiseitelassung des 
Momentes der elementaren Triebkraft , also mit zweifellosem 
Einschluss alles eine Mehrzahl von Arbeitern beschäftigenden 
Manufakturbetriebes. In der Praxis des eidgenössischen Fabrik- 
schutzes wird nach Bücher ') als Fabrik jeder Industriebetrieb 
behandelt, welcher mehr als 25 Arbeiter beschäftigt oder bei 
mehr als fünf Arbeitern Motoren oder Dampfgefässe , giftige 
oder scharfe Stoffe verwendet oder Frauen und junge Leute 
(anter 18 Jahren) beschäftigt, ausserdem der Mühlenbetrieb 
mit mehr als 2 nichtfamilienangehörigen Arbeitern, die Stickerei 
mit 3 und mehr Maschinen ausser bei ausschliesslicher Verwen- 
dung von Familienangehörigen. 

In Grossbritannien! Hier fallen unter das zu- 
sammenfassende »Fabrik- und Werkstättengesetz« vom 27. Mai 
1878 aller Fabrikbetrieb und die Masse des Werkstättenbe- 
triebes, jedoch nur soweit als die gesch ützten Personen 
dieses Gesetzes — Kinder, junge Personen und Frauen — da- 
rin beschäftigt sind. 

Eine Legaldefinition hat auch das genannte englische Ge- 
setz nicht gegeben. »Will man — sagt v. Bojanowski a. a. 0. 
-- nach Massgabe der im Gesetz angenommenen Ausdrucks- 
weise sich selbst Begriffsbestimmungen schaffen, so wäre zu 
sagen, dass unter Fabrik jede Oertlichkeit zu verstehen ist, 
woselbst Dampf-, Wasser- oder sonstweiche mechanische Kraft 
zur Bewerkstelligung eines gewerblichen Verfahrens oder als 
Beihilfe dazu gebraucht wird , — unter Werkstätten dagegen 
jede Oertlichkeit, woselbst solche Kraft zum gleichen Zwecke 
nicht gebraucht wird, und zwar in beiden Gruppen ohne Unter- 
schied, ob die Anlage sich im Freien oder in geschlossenem 
Raum sich befindete 

Die Fabriken des genannten Gesetzes zerfallen in Textil- 
fabriken und Nicht-Textilfabriken. »Die Werkstätten zerfallen 
in Werkstätten Oberhaupt, d. h. in solche, in welchen geschützte 
Personen aller Art (d. h. Kinder, junge Personen, Frauen) be- 
schäftigt werden (mit der weiteren Unterscheidung von be- 



1) Vgl. Conrads H.W.B. I. S. 154. 
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nannten und nicht benannten Anlagen), sodann in Werkstatten, 
woselbst nur Frauen, aber keine Kinder und junge Personen 
beschäftiget werden, endlich in häusliche Werkstätten, welchen 
ein Wohnraum als Betriebsstätte dient, Kraft nicht zur An- 
wendung gelangt und ausschliesslich Familienmitglieder be- 
schäftigt werden, c Häusliche Werkstätten, worin nur Frauen 
beschäftigt werden, fallen nicht unter das Gesetz, auch nicht 
Fabriken zum Brechen von Flachs unter derselben Voraus- 
setzung. Bäckereien gelten als regulierte, d. h. der Fabrik- 
inspektion unterworfene Werkstätten, auch wenn keine Frauen 
und jugendlichen Personen darin beschäftigt sind. Der Begriff 
der Fabrik im Sinne des englischen Hauptgesetzes besitzt also 
die meisten der für den deutschen Fabrikbegriff festgestellten 
Merkmale, jedoch ohne Aufnahme des Momentes d (räumlich 
geschlossener Betrieb), wodurch unser Quasifabrikbetrieb (oben 
Seite 632) auch dem Schutze angehört, dagegen mit strenger 
Festhaltung des Momentes e (elementare Triebkraft). Nicht 
die Zahl der Arbeiter, sondern die Thatsache, dass es ge- 
schütze Personen seien, welche beschäftigt werden, tritt mass- 
gebend hervor. 

Der Begriff des Werkstättenbetriebes. 

Dieser Betrieb findet sich auch in der v. BerlepscK sehen 
Novelle neben dem Fabrikbetrieb. Er ist teils diesem gleich- 
gesetzt unter den verschiedenen Kategorien des Quasifabrik- 
betriebes (Ziffer 3 und 4) , teils steht er ausser Fabrikschatz, 
soferne der Bundesrat von der Ausdehnungsbefugnis des § 154 
(3. Absatz, zweiter Satz) einen Gebrauch nicht macht, und so- 
ferne die Werkstätte lediglich mit familienangehörigen Arbeits- 
kräften besetzt ist. 

Der Werkstättenbetrieb, welcher alle Merkmale a bis i 
des Fabrikbetriebes hätte, wäre ein widerspsechender Begriff. 
Es kann der Werkstättenbetrieb im einzelnen Falle die mei- 
sten Merkmale des Fabrikbetriebes in sich vereinigen, muss 
aber nur die folgenden besitzen : Betrieb ausserhalb der Woh- 
nungsräume (b), Be- und Verarbeitungsbetrieb (c), räumliche 
Geschlossenheit des Betriebs (d) ; alle übrigen Momente können 
fehlen. Nach dem englischen Fabrikgesetz entfallt auch für 
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den Begriff des geschützten Werkstättenbetriebes das Moment 
der räumlichen Geschlossenheit. 

Beim deutschen Werkstättenbetrieb wird man, was 
Gewährung des Schutzes nach § 154 der v. Berlepsch'scheu 
Novelle und die weitere Ausdehnung desselben in Zukunft be- 
trifft, zu unterscheiden haben: 
den nicht fabrikmässigen, aber mit Elementartriebkraft aus- 
gerüsteten Werkstättenbetrieb (mechanischer Werkstätten- 
betrieb) ; 
den ohne Motoren überwiegend von Hand oder mit selbst- 
bewegten Arbeitsmaschinen erfolgenden Werkstättenbe- 
trieb (manufaktureller Werkstättenbetrieb); 
den gemischten mechanisch-manufakturellen Werkstättenbe- 
trieb (z. B. in neueren Konfektionsgeschäften mit Elemen- 
tarbewegung der Nähmaschinen); 
den alten Handwerksbetrieb mit besonderer »Handwerksstättec 
in oder ausser dem Hause des Handwerkers. 
Den drei ersten fabrikähnlichen Arten des Werkstätten- 
betriebes wird das Merkmal einer Minimalzahl nicht familien- 
angehoriger Hilfsarbeiter eignen. 

Das britische Fabrikgesetz begreift unter Werkstätten 
die Betriebe ohne Anwendung elementarer Triebkraft, wofern 
geschützte Personen (Frauen, Kinder und junge Personen) da- 
rin beschäftigt werden, also Manufaktur- im Gegensatz zum 
mechanischen Betrieb. Die Werkstätten dieser Art sind mit 
ungleicher Strenge angefasst, je nachdem sie geschützte Per- 
sonen aller Art oder bloss Frauen (keine Kinder und jungen 
Personen) beschäftigen, und je nachdem es häusliche (in einem 
Wohnraum bestehende) Werkstätten sind oder nicht. 

Der Begriff des Hausgewerbes (Hausindustrie) 
und des Familiengewerbes. 

Das Hausgewerbe, — im Antrag Auer u. O. auch 
»Heimarbeit« genannt, ist industrielles be- und verarbeitendes 
Gewerbe, weder Stoffhervorbringungs- , noch Handels- oder 
Verkehrs- oder Dienst-Gewerbe. Unser Merkmal c hat es also 
mit dem Fabrik- und mit allem Werkstättenbetrieb, auch mit 
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dem "nicht als Hausgewerbe sich darstellenden Teil des Fa- 
miliengewerbes gemein ; der verbreitete Name Haus Industrie 
gibt diesem Merkmal den bezeichnenden Ausdruck. 

Das Hausgewerbe hat seine Eigentümlichkeit darin , dass 
die Hervorbringung technisch nicht unter Leitung des Unter- 
nehmers, sondern auf blosse Bestellung eines solchen erfolgt. 
Die Reichs-G.-O., bezw. v. Berlepscfische Novelle, welche den 
Truck-Schutz auch der Hausindustrie zuwendet (§ 119, zweiter 
Absatz), versteht a. a. 0. unter hausindustriellen Arbeitern 
solche »Personen, welche für bestimmte Gewerbtreibende ausser- 
halb der Arbeitsstätten der letzteren mit der Anfertigung ge- 
werblicher Erzeugnisse beschäftigt sind, und zwar auch dann, 
wenn sie die Roh- und Hilfsstoffe selbst beschaffen, c Die 
hausgewerbliche t Anfertigung« wird in der Regel nicht in 
selbständigen Betriebsstätten, sondern in den Wohnräumen, 
in dem oder um das Wohnhaus, etwa auch in Schuppen oder 
Kammern oder im Freien stattfinden. Im übrigen kann sie 
von einzelnen Arbeitern für sich oder von ganzen Familien 
unter Oberleitung eines Familiengliedes vor sich gehen. Das be- 
deutendste Moment liegt im Arbeiten für einen dritten Be- 
steller, also im Mangel der kaufmännischen Selbständigkeit, 
des Selbsteingreifens in den Absatz (Moment i des obigen Fa- 
brikbegriffes) ; der entsprechende Mangel anderer Momente des 
Fabrikbegriffes (namentlich h) oder die Gleichgültigkeit dieser 
anderen Momente (d, e, f, g) für den Begriff der Hausindustrie 
ist die Folge hievon. 

Die Hausindustrie erhält eine verschiedene Gestaltung, je 
nachdem sich zwischen den Besteller und Materialgeber einer- 
und die Hausge werbearbeiter andererseits besondere Bestellungs-, 
Kontrolle- , Sammel- und Lohnzahlungs-Organe, s. g. Ver- 
mittler (Agenten, Fercher, Entrepreneurs) einschieben oder 
nicht. Man hat danach eine Hausindustrie mit Vermittlern und 
ohne solche zu unterscheiden. Die möglichste Beseitigung, 
wenigstens Kontrollierung und Regulierung des Vermittelungs- 
dienstes bildet die eine, der Schutz der Hausindustriearbeiter 
gegen die Eltern und gegen sich selbst die andere der zwei 
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noch ungelösten Grundaufgaben des Arbeiterschutzes im Ge- 
biete der Hausindustrie. 

Das Familiengewerbe — fallt in erheblichem Um- 
fange, aber nicht notwendig mit der Hausindustrie zusammen ; 
denn das Pamiliengewerbe — allerdings immer ebenfalls als 
Be- und Verarbeitungs-Erwerb zu denken — kann Warenan- 
fertigung auf selbständigen Absatz, nicht zum Absatz durch 
dritte Lager- und Magazinbesteller sein und es ist dies um- 
fassend der Fall. Auch kann das Familiengewerbe sehr wohl 
als Werkstättenbetrieb gedacht werden (vgl. § 154 der v. 
Berlepsch'scheii Novelle). Das Wesentliche an ihm ist der 
Abmangel des Momentes a des Fabrikbegriffes, die Beschäf- 
tigung und Geschäftszusammenfassung lediglich familienange- 
höriger Arbeitsgehilfen. Es umfasst die Erwerbsthätigkeiten, 
in welchen (Novelle § 154, dritter Absatz) »der Arbeitgeber 
ausschliesslich zu seiner Familie gehörige Personen beschäftigt.« 

Wir haben uns weiter einigen die individuelle Schutz- 
klassifikation betreffenden Begriffsbestimmungen zuzuwenden. 

Die jugendlichen Arbeiter. Die jugendlichen 
Arbeiter beiderlei Geschlechtes haben längst Schutz gefunden 
und ist dieser Schutz in der Verallgemeinerung für ganz Eu- 
ropa und in Erweiterung über das bisherige Mass hinaus be- 
griffen. Man muss aber erst genau wissen, was unter jugend- 
licher Arbeit im Sinne des Arbeiterschutzrechtes zu verstehen ist. 

Den Gegensatz der jugendlichen Arbeit bildet die Arböit 
der Erwachsenen, näher hauptsächlich der erwachsenen Männer, 
da die erwachsenen Frauen — allerdings nicht als Erwachsene, 
sondern als Frauen — im Schutze den jugendlichen Arbeitern 
mehr oder weniger genähert sind. 

Der Unterschied der erwachsenen und der jugendlichen 
Arbeitsgehilfen und, was die letzteren betrifft, weiter der Kind- 
heitsarbeit, der Kinderarbeit und der Arbeit »junger Per- 
sonen« ist nicht für alle Aufgaben des Arbeiterschutzes von 
Bedeutung, aber von schwerem Gewicht für den Verwendungs- 
schutz, nämlich den Verwendungsverbots-Schutz einer- und 
den Verwendungsbeschränkungs- Schutz andererseits. Nur 
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handelt es sich dabei weder, was die Verwendungsverbote, 
noch was die Verwendungsbeschränkungen betrifft, um die 
Anwendung auf alle Gewerbe, sondern bloss auf gewisse Er- 
werbszweige und Betriebstypen und auf besonders gefahrliche 
Gewerbe und Geschäftsleistungen. 

Feste Begriffe für Kindheitsarbeit, Einderarbeit und Arbeit 
»junger Personen c ergeben sich durch Beachtung einer Alters- 
unter grenze, unterhalb welcher in gewisser Ausdehnung das 
Verwendungsverbot besteht, und einer Alters ob er grenze, über 
welche hinaus die Arbeit im schutzrechtlichen Sinne als er- 
wachsene, gar keines oder doch nur eines beschränkten Schutzes 
teilhaftige Arbeit gilt. Die Untergrenze fällt noch nicht 
mit dem Beginn der Schulpflicht, die Obergrenze nicht mit 
dem Beginne der privatrechtlichen Volljährigkeit zusammen. 

Die »jugendliche Arbeite — erlaubt aber be- 
schränkt — liegt zwischen der in gewissen Gewerbszweigen 
unerlaubten Kindheit s arbeit und der erlaubten, entweder 
nicht oder in geringerem Grade beschränkten Erwachsenen- 
arbeit in der Mitte und ist innerhalb der Altersunter- und 
der Altersobergrenze teils »Kind er- Arbeit, teils Arbeit der 
»jungen Personen.c 

Die Altersunt er grenze, welche die unerlaubte Kindheits- 
arbeit von der ersten der zwei Stufen erlaubter aber beschränk- 
ter Jugendarbeit, nämlich von der Kinderarbeit trennt, ist 
in südlichen und nordlichen Industrieländern verschieden nor- 
miert. In Italien fallt sie bis jetzt auf das zurückgelegte 
neunte Lebensjahr ; in England , in Frankreich (für Teztil-, 
Papier- und Glasindustrie), in Dänemark, in Spanien, in Buss- 
land und in den meisten industriellen Staaten der nordameri- 
kanischen Union auf das zurückgelegte zehnte Jahr; in Deutsch- 
land bis jetzt, in Frankreich (für den allgemeinen Fabrikbe- 
trieb, für Werkstätten-, Hüttenwerks-, Bauhof-Betrieb), in 
Oesterreich, Schweden, Holland, Belgien (Gesetz von 1889) auf 
das zurückgelegte zwölfte, in Deutschland künftig (nach seinem 
Vorgang anscheinend bald auch in Frankreich), auf das zurück- 
gelegte dreizehnte, — in der Schweiz auf das zurückgelegte 
vierzehnte Lebensjahr. 
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Das allgemeine Fabrikarbeits-Minimalalter von 14 Jahren, 
nach dem Wunsche der Schweiz ist anf der Berliner Konferenz 
nicht durchgedrungen. In Deutschland scheitert es bis jetzt, 
wie es scheint wesentlich daran, dass in Sachsen und sonst 
die Schulpflicht nicht voll bis zum Alter von 14 Jahren reicht. 

Die Berliner Konferenz (März 1890) hat för das zurück- 
gelegte zwölfte Lebensjahr votiert, mit Zulassung von zehn 
Jahren für die klimatisch frühreife Jugend südlicher Länder. 
Für besonders benannte schädliche Betriebe reicht der Mini- 
malaltersschutz beträchtlich hoher hinauf: auf das 14. Jahr 
für Knaben in der Kohlenindustrie nach den Beschlüssen der 
Berliner Konferenz 1 ). 

Die Alters ob er grenze der Fabrikjugend bildet teils das 
Alter von 14 Jahren in den südlichen Ländern (für diese auf 
der Berliner Konferenz anerkannt), teils das Alter von 16 Jah- 
ren in Deutschland und Oesterreich, auch in Frankreich (be- 
züglich der Maximalarbeitsdauer) , teils das Alter von 18 
Jahren: in Grossbritannien, in der Schweiz, in Dänemark an- 
scheinend bald auch in Frankreich. Bezüglich der Nacht- 
arbeit und der schädlichen Arbeit geht — namentlich für 
Arbeiterinnen die Obergrenze noch höher (21 Jahre) , soweit 
nicht (vgl. Anm.) überhaupt völlige Verbote bestehen. 

Alle Arbeitsgehilfen zwischen der Altersunter- und der 
Altersobergrenze zulässiger Beschäftigung heissen , wie schon 
bemerkt, »jugendliche« Arbeiter. Dieselben zerfallen in einer 
Reihe von Staaten in »Kinder« und in »junge Personen«, 
indem sich zwischen der Unter- und der Obergrenze eine 
Scheidelinie gezogen findet. Diese Scheidelinie ist in Deutsch- 
land, Oesterreich, Schweden, Dänemark, künftig wohl für alle 
auf der Berliner Konferenz vertreten gewesene Staaten; das 



1) I, la ü. 6 der Beschlüsse der Berliner Konferenz : »Es ist wün- 
schenswert, dass die untere Altersgrenze, innerhalb welcher die Kinder 
zu den unterirdischen Arbeiten in Bergwerken zugelassen werden können, 
allmählich auf volle 14 Jahre erhöht werde, je nachdem die Möglich- 
keit der Erhöhung durch die Erfahrung bewiesen sein wird, für die 
südlichen Länder würde diese Altersgrenze die von 12 Jahren sein dass 
die Arbeit unter Tag Personen weiblichen Geschlechtes verboten werde,« 
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Alter von 14, für südliche Länder von 12 Jahren. »Kinder« 
im Sinne des Arbeiterschutzes sind hienach die »Kinder« von 
12 (Deutschland künftig 13 , Grossbritannien bisher 10) bis 
14 Jahren; »junge Leute« sind die jugendlichen Arbeiter von 
14 bis 16, in England von 14 bis 18 Jahren. Für die Schweiz 
fallen die jugendlichen Arbeiter mit den jungen Leuten (14 
bis 18 J.) zusammen, da jugendliche Arbeiter unter 14 Jahren 
(im Pabrikbetrieb) nicht beschäftigt werden dürfen. 

Frauen- und Männerarbeit. Frauen im Sinne des 
Arbeiterschutzrechtes sind alle Arbeiterinnen, welche nicht 
bloss als jugendliche Personen, sondern wegen der ihrem G e- 
s chl e ch t und Fa mi lienber u f schuldigen Rücksichten über- 
haupt oder in höherem Ausmasse geschützt sind. Das Verlangen 
nach Beschränkungen der Fabrikbeschäftigung verheirateter 
Fräüen — für die ganze Dauer der Ehe oder bis zur Erreich- 
ung des Alters von 14 Jahren seitens des jüngsten Kindes — , 
das Verbot der Nachtarbeit und das Verbot der Beschäftigung 
von Wöchnerinnen (in gewissen Betrieben auch von Schwan- 
geren) machen diesen Begriff bedeutsam. 

Bedeutet die Frauenarbeit nicht die weibliche Arbeit 
schlechthin, so die Man nerarbeit nicht alle Arbeit männlicher 
Personen, sondern nur die Arbeit der männlichen Personen, 
soferne dieselbe nicht mit Rücksicht auf das jugendliche Alter 
geschützt ist. Bisher hatte die Männerarbeit im Schutzrechte 
nur negativ einen praktischen Sinn , den Sinn der nichtge- 
schützten Arbeit, der Arbeit erwachsener Männer. Mit der 
Forderung des Maximalarbeitstages auch für alle männlichen 
Arbeiter — wenigstens in Fabriken — und mit der Gewäh- 
rung dieser Forderung erlangt die Männerarbeit schutzrecht- 
lich auch eine positive Bedeutung. 

Angesichts der so eben vollzogenen Feststellung der Be- 
griffe einerseits der Fabrikarbeit, Werkstättenarbeit, Haus- 
industrie- und Familienarbeit, andererseits der Kinder- und 
der Frauenarbeit kann nicht genug vor der unzulässigen Ein- 
engung des Begriffes Arbeiterschutz gewarnt werden. Noch 
immer stellen sich Viele darunter blossen Fabrikschutz und 
zwar Fabrikschutz wesentlich nur der jugendlichen Arbeit vor. 
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Der Arbeiterschatz reicht über des Industrie* Arbeiterschutz hin- 
aus, indem er auch die Arbeit im Bergwerksbetrieb und im Han- 
del schützt und weiteren allerdings erst zu lösenden, aber bereits 
bestimmt gestellten Aufgaben dem vorhandenen Schutzbedürf- 
nis entsprechend sich zuzuwenden haben wird. Der gewerbliche 
Arbeiterschutz ist sodann keineswegs Fabrikschutz allein, noch 
Fabrik- und Quasifabrikschutz zusammen allein, sondern dar- 
über hinaus auch Werkstättenschutz, namentlich aber, was 
seine Weiterentwickelung betrifft, auch Hausindustrie-, viel- 
leicht selbst mehr oder weniger Familien- Arbeiterschutz ; die 
Hausgewerbearbeit zumal gestattet und erleidet vom sächsi- 
schen Erzgebirge bis zu den Hohlen des Londoner Sweating- 
Betriebes eine Bedrückung, welche den Arbeiterschutz ganz 
besonders herausfordert. Wir bemerken dies , um gewisse noch 
immer weit verbreitete Missverständnisse schon an der Schwelle 
der schutzrechtlichen Arbeiter-Klassifikation abzuweisen. Das 
Nähere ergibt sich aus den Erörterungen der Abschnitte IV 
bis VHI. 

HI. Zur Uebersicht über den Tatbestand des Arbeitsschutzes. 

Wir haben im ersten Abschnitt den ausserordentlichen 
Charakter des im e. S. sogenannten Arbeiterschutzes kennen 
gelernt. Es handelt sich weiter um die Kenntnis seines that- 
sächlichen Inhaltes im vollen Sinne des Wortes. 

Der Arbeiterschutz (i. e. S.) stellt — so lässt sich ver- 
muten — neben freiem Selbst- und Hilfsschutz und neben 
dem ordentlichen gemeinbürgerlichen Staatsschutz auch der Ar- 
beiter einen mannigfaltigen Inbegriff ausserordentlicher Schutz- 
erscheinungen dar. Und so verhält es sich wirklich, wenn 
wir auf den Thatbestand der schon bestehenden und der erst 
erstrebten Einrichtungen des Arbeiterschutzes blicken. 

Theorie und Politik des Arbeiterschutzes werden ihren 
Gegenstand im ganzen und im einzelnen nur dann zugleich 
mit der erforderlichen Tiefe und mit der wünschenswerten Ein- 
fachheit zu erfassen vermögen , wenn sie jede der Erschei- 

Zeituhr. f. Staatow. 1890. IV. Heft. 42 
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nungen des Arbeiterschutzes für sich allein und alle zusammen 
als ein Ganzes, sich vergegenwärtigen. 

Dies setzt zunächst eine übersichtliche Kenntnisnahme des 
Thatbestandes und eine sachliche Gliederung der einzelnen Er- 
scheinungen des Arbeiterschutzes voraus. 

Wir haben beim Entwurf einer solchen Uebersicht aus- 
einanderzuhalten : erstens den Inhalt i. e. S., zweitens die Art der 
rechtlichen Regelung, drittens die Organisation (nach Behör- 
den, Verwaltungsverfahren und Verwaltungsmitteln). Unter 
dem Inhalt i. e. S. begreifen wir die besonderen Massnahmen den 
einzelnen Gefährdungen der gewerblichen Hilfsarbeit gegenüber. 

Den Thatbestand des positiven Arbeiterschutzrechtes und 
der weiter treibenden Schutzbestrebungen der Gegenwart er- 
gibt nun die folgende Uebersicht: 

I. Inhalt des Arbeiterschutzes. 
A) Materieller Arbeiterschutz: 

1) Verwendungsschutz, und zwar 
ersteüs Verwendungsbeschränkungen, 
zweitens Verwendungs verböte. 

a) Arbeits z e i t schütz die Max i mal arbeit 8 dauer be- 
treffend: 

allgemeiner Maximalarbeitstag 
Fabrik-Maximalarbeitstag (unbeschränkter auch für 

die Erwachsenen — beschränkter nur für jugendliche 

Arbeiter und Frauen) ; 

b) Arbeitsunterbrechungs- oder Arbeits ruhe-Schutz: 
Tagespausen-Schutz, — Nachtarbeits-Schutz, — Feier- 
tags-, Sonn- und Festtags-Schutz; 

2) Betriebsschutz: Schutz bei Ableistung der Arbeit, gegen 
Gefahrdung von Leben und Gesundheit, gegen Gefahr- 
dung der Sittlichkeit, des Lehr- und Unterrichtsbedürfnisses 
u. s. w.; 

3) Verkehrsschutz: im personlichen und wirtschaftlichen 
Verkehr des abhängigen Arbeiters mit dem Arbeitgeber und 
dessen Leuten (TrucJ-Schute); 
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B) formeller Arbeiterschutz (Schatz beim und aus dem 
Vertragsschluss) , auch Vertrags- oder Eontrakts- 
schutz zu nennen: 

1) bezüglich des Zustandekommens und des Fortbestandes 
des Dienstvertrages: 

Aufnahmeschutz — Verrufungsschutz — Entlassungsschutz; 

2) bezüglich der zulässigen Vertragsbedingungen und der ge- 
gesetzlichen Vertragsergänzungen ; 

3) bezüglich der Erfüllung geschlossener und vollzogener Dienst- 
verträge: Erfüllungsschutz. 

II. Art der rechtlichen Regelung des Arbeiter- 
schutzes. 

Obligater Gesetzesschutz — fakultativer Verordnungsschutz; 
kodifikatorische — sondergesetzliche Regelung; 

III. Organisation des Arbeiter Schutzes. 

1) Die Behörden (Organe) betreffend: 

Schutz durch die ordentlichen Organe der Verwaltung 
(Polizei), — der Justiz, — der Schul- und Kirchenverwal- 
tung, — der Militär- und Marineverwaltung; 
Schutz durch ausserordentliche Organe, teils durch 
Vollzugsorgane: 
administratives Gewerbeinspektorat (Bergingeni- 
eure), — »Arbeit8ämterc — Orts-, Bezirks (Kreis)-, Lan- 
des-, Reichs-Sonderorgane; 
gerichtliche Organe: Gewerbeschiedsgerichte, 
teils durch Vertretungsorgane, (Gewerksvertretungen) : 
» Arbeitskammern c, > Arbeitsräte« : 
Aeltestenräte in den Geschäften, 
Orts-, Kreis-, Landes-, Reichs-Arbeitsräte, 

2) das Verwaltungsverfahren und die Verwaltungs- 
urkunden betreffend: 

im Verfahren: besondere Instanzen, Fristen, Termine, 

Strafen, Straferträgnis-Zuweisungen u. 8. w. ; 
in der Schutzbeurkundung: die Fabrikordnung, das Ge- 

42* 
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sundheitszeugnis , die Ein der- Fabrikliste , die amtliche 
Ueberzeitliste , das Arbeitsbuch, der Inspektoratbericht 
(mit Veröffentlichungspflicht und internationaler Austau- 
schung), die internationale Konzentration des statisti- 
schen, schutzrechtlichen und gewerbegerichtlichen Ma- 
terials. 
Die vorstehende Debersicht umschliesst wohl Alles, was an 
Arbeiterschutz in Geltung steht oder diskutabel vorgeschlagen 
ist. Allein nicht das Alles, was in diesen Rahmen sich unge- 
zwungen einfügt, ist schon fertig, und in den verschiedenen 
Ländern sind die einzelnen Thatbeetände ungleich gestaltet. 
Inhaltlich steht namentlich noch der Schutz der verhei- 
rateten Frauen , der Hausindustriearbeit , des Personals der 
Handels- und Verkehrsgewerbe unfertig da. 

Was ferner die Organe des Arbeiterschutzes betrifft, so 
ist Einiges, namentlich die Vertretung zur Zeit nur in An- 
sätzen und Vorschlägen wahrnehmbar, was jedoch die Annahme 
nicht ausschliesst, dass daraus eine reiche Gestaltung im Laufe 
der nächsten Generationen hervorspriessc. Es ist nicht un- 
wahrscheinlich, dass besondere Vertretungekörper (Arbeitsräte) 
nach dem Vorgang der Handelskammern , der Eisenbahnräte 
u. s. w. und dass ebenso Arbeitsämter, beide in vollständiger 
Territorialgliederung zur Entwickelung gelangen. Vielleicht so, 
dass die einzelnen Vertretungs- und Ausführungsorgane die 
verschiedenen Zweige der Arbeiterfürsorge bei sich konzen- 
trieren. Mit besonderen Sektionen für Arbeiterschutz, Arbeiterver- 
sicherung, Gewerbehygieine und Statistik. Unter gleichgewich- 
tiger Vertretung des administrativen, gerichtlichen, technischen 
und statistischen Elementes bei der Besetzung und unter Ent- 
lastung des ordentlichen Verwaltungsdienstes vom sozialpoli- 
tischen Spezialdienste. 

Der Thatbestand ist sodann nicht überall auf die- 
selbe Weise ausgestaltet! 

Nach dem Obigen (III, 1) verteilt sich die Ausführung 
des Arbeiterschutzes auf die ordentlichen und auf ausserordent- 
liche Verwaltungs- und Gerichtsämter. Dies geschieht jedoch 
in den verschiedenen Ländern auf sehr verschiedene Weise. 
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Länder, welchen ein ausgebildetes System zuverlässiger Ver- 
waltungsämter und Bagatelljustiz8tellen fehlt, werden mehr 
der ausserordentlichen Organe, namentlich des Gewerbeinspek- 
torats sich bedienen, als Länder mit einer Verwaltung, wie 
sie Deutschland und Oesterreich besitzen ; bei der Vergleichung 
des Wirkungskreises der Inspektorate verschiedener Länder 
wird man die Unterschiede in der Beschaffenheit des ordent- 
lichen Verwaltungsorganismus nimmer übersehen dürfen. Uebri- 
gens haben alle zivilisierten Länder bereits ausserordentliche 
Schutzorgane und es liegt im natürlichen Laufe der Entwicke- 
lung aller Verwaltungsorganisation, dass besonderes Verwal- 
tungs- und Justizrecht, welches entsteht und sich ausbreitet, 
auch an besondere Verwaltungs- und Justizstellen übergehe, 
sobald solche Bedürfniss sind und nachdem das betreffende be- 
sondere Recht im Leben breitere Entfaltung einmal ge- 
wonnen hat. 

Wir müssen zu weiterer Abwehr von Missverständnissen 
schliesslich ein Weiteres bemerken! Weder Arbeitsämter, noch 
Arbeitskammern dürfen verwechselt werden mit den freien 
Standesvertretungen und Vereins- Ausschüssen, zu welchen beide 
Klassen sich für Arbeiterschutz und für andere Zwecke weit 
über den Arbeiterschutz hinaus zusammenthun. Die Arbeits- 
ämter 'wären vom Staat geregelte ausserordentliche Organe öffent- 
lichrechtlicher Art ; auch Arbeitskammern hätten staatlich an- 
erkannte und geregelte Organe des beratenden Zusammenwir- 
kens mit Arbeitsämtern, auch der Eontrolle gegenüber den 
Arbeitsämtern zu bilden. Die freien Verbandsorgane dagegen, 
ihre Sekretariate und vereinten Ausschüsse (Joint comütees), 
sind freie Vertretungs- , Exekutiv- und Schiedsorgane beider 
Klassen. Beide, die öffentlichen und die freien Organe müssen 
getrennt sein. Das allerdings ist nicht für alle Fälle ausge- 
schlossen , dass »Arbeitskammern c zugleich ausserordentlicher 
Weise als Verständigungs- und Schiedsorgane allgemein und 
regelmässig, aus Anlass ihrer ordentlichen und ausserordent- 
lichen Tagungen wirken könnten ; auch die Gewerkvereine und 
»Fachvereinet der Gegenwart sind in ihrer jetzigen Gestalt 
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schwerlich das letzte Wort der Geschichte der Arbeiterorga- 
nisation. 

Hatten wir im zweiten Abschnitt voraus davor zn warnen, 
den Arbeiterschutz nicht bloss im Fabrikschutz und im Frauen- 
und Jagendschutz aufgehend zu denken, so ist an dieser Stelle 
mit nicht minderem Nachdruck voraus darauf aufmerksam zn 
machen, dass der Arbeiterschutz inhaltlich nicht auf den Ver- 
wendungsschutz und organisatorisch nicht auf das Gewerbein- 
spektorat sich beschrankt. Die Abschnitte IV bis VIII zeigen es. 

Schon die obige Hauptübersicht, welche dem ganzen That- 
bestand des Arbeiterschutzes und der Arbeiterschutzbestrebun- 
gen Kaum gibt, drängt den Eindruck auf, dass der Arbeiter- 
schutz nach Inhalt, Recht und Organisation lediglich den Cha- 
rakter und die Bestimmung hat, ausserordentlicher Weise den 
von lange her bestehenden ordentlichen Arbeiter-Staatsschutz 
(i. w. S.) und den noch älteren ausserstaatlichen Arbeiter- 
schutz (i. w. S.) zu ergänzen und zu unterstützen, soweit eben 
die neustzeitliche Entwickelung der Volkswirtschaft weitere 
nnd ausserordentliche Schutzeingriffe des Staates zum Bedürf- 
nis gemacht hat. Es verhält sich in dieser Beziehung mit 
dem Arbeiterschutz in der That nicht anders als mit dem 
Versicherungszwang, welcher weit davon entfernt ist, die freien 
Leistungen über das gesetzliche Mindestmass hinaus auszu- 
schliessen oder die Versorgung durch Sparkasse, durch Frei- 
gebigkeit, durch die Verwandtschaft, durch die Wohlthätig- 
keit, durch Staats- und Gemeinde-Pflegeanstalten zu verdrängen, 
oder die Thätigkeit der ordentlichen Verwaltung und die Mit- 
wirkung der letzteren zur Durchführung der Versicherung zu 
beseitigen. Jener allgemeine Eindruck findet sich bestätigt, 
wenn wir nun im Folgenden die einzelnen Massregeln des 
Arbeiterschutzes nach Inhalt, Recht und Organisation im An- 
schluss an die im zweiten Abschnitt versuchte Schutzrechts- 
klassifikation der gewerblichen Hilfsarbeit besonders verfolgen 
und hiebei den grossen Unterschieden im Umfange der Schutz- 
gewährung an die einzelnen Klassen geschützter Arbeit ge- 
nügend Rechnung tragen. 
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IV. Der Maximalarbeitstag. 

Wir wenden uns detugemäss zuerst dem Verwendungs- 
echutze zu und fassen zunächst die Verwendungsbeschrän- 
kungen ins Auge. Diese Beschränkungen sind teils auf Ge- 
währleistung gewisser Arbeits- Mindestunterbrechungen , d. h. 
auf Arbeits ruhe schütz, näher auf Feiertags-, Nachtruhe und 
Pausenschutz, teils auf Regelung der Höchstdauer für die nach 
Abrechnung der Pausen zulässigen täglichen Arbeitsgesamtzeit, 
d. h. auf Arbeitszeitschutz gerichtet. 

Beide, der Arbeitsruhe- und der Arbeitszeitschutz haben 
denselben Grund. Im Interesse des Unternehmers liegt es, sein 
Anlage- und Betriebskapital ununterbrochen auszunützen, also die 
Lohngehilfen möglichst andauernd und möglichst ununterbrochen 
arbeiten zu lassen. Mit der Ausdehnung des Bestandes an 
fixem Kapital, also namentlich mit dem Maschinenbetriebe 
brach daher umfassend die Uebertreibung der Arbeitszeit in 
die Industrie herein. Einmal durch Tag- und Nachtbetrieb, 
auch wo dieser technisch nicht nötig ist. Sodann durch Kür- 
zung der Feiertagsruhe. Weiter durch die Einschränkung der Ar- 
beitspausen. Besonders aber durch übermässige Ausdehnung der 
Tagesschichten, mittelst Verkümmerung der Feierstunden. Sitte 
und Gewohnheit waren nicht mehr im Stande, der Behand- 
lung des Arbeiters als einer Zubehör zur Maschine und der 
Zerstörung seines Familienlebens zu steuern. Auch ein ausser- 
ordentlicher Arbeitszeitschutz durch den Staat wurde daher 
unumgänglich. 

Der Arbeitszeitschutz liegt mittelbar schon im Arbeits- 
unterbrechungs-Schutz: im Pausen-, Nachtarbeits- und Feier- 
tagsschutz. Er wird aber dadurch vervollständigt, dass die 
Gesamtarbeit des astronomischen Werktages unmittelbar auf 
eine gesetzlich erlaubte Höchstdauer eingeschränkt wird. Dies 
geschieht im Maximalarbeitstag. 

Der Maximalarbeitstag findet sich teils mittelbar, teils 
unmittelbar bemessen. U n mi tt el b ar , indem für jeden Werk- 
tag (mit Ausnahme etwa des Samstags) direkt derselbe Stun- 
denhöchstbetrag festgestellt wird. Mittelbar, indem ein 
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an sämtlichen Werktagen einer Woche zusammen zulässiger 
Arbeitsstunden-Höchstbetrag, also ein wochendurchschnittlicher 
Arbeitstag aufgestellt wird. 

Die erstere Regelung findet sich in England mit 56 Va 
Stunden in den Textilfabriken (darunter */* St. für Reinigen), 
mit 60 Stunden (bezw. 59 St.) für andere Fabriken. In 
Deutschland und sonst ist der unmittelbare Maximalarbeitstag 
üblich; ausnahmsweise ist der mittelbare Maximalarbeitstag 
vorgesehen auch in § 139 a Z. 3 der v. Berlepsch'aehen No- 
velle durch die Bestimmung : »für Spinnereien , für Fabriken, 
welche mit ununterbrochenem Feuer betrieben werden oder 
welche sonst durch die Art ihres Betriebes auf eine regel- 
mässige Tag- und Nachtarbeit angewiesen sind , sowie für 
solche Fabriken und Werkstätten, deren Betrieb eine Einteilung 
in regelmässige Arbeitsschichten nicht gestattet oder seiner 
Natur nach auf bestimmte Jahreszeiten beschränkt ist, können 
Ausnahmen bezüglich des Maximalarbeitstages für Einder- 
arbeit und für jugendliche Arbeiter zugelassen werden, jedoch 
darf in solchen Fällen die Arbeitszeit für Kinder 36 Stunden, 
für junge Leute 60 Stunden (in Spinnereien 64, Ziegeleien 69 
Stunden) wöchentlich nicht Überschreitens 

1) Der Begriff des Maximalarbeitstages nach 
dermaligem Sprachgebrauch. 

Im positiven Arbeiterschutzrecht und in den schwebenden 
Arbeiterschutzforderungen tritt der Maximalarbeitstag in ver- 
schiedener Durchsetzungsweise, Festsetzungsweise und Aus- 
dehnung auf. Man muss sich deshalb, um klar zu bleiben, 
diesfalls zuerst mit dem verschiedenen Sinne des Arbeitstages 
im Sprachgebrauch abfinden. 

Der Maximalarbeitstag wird, sagen wir, in verschiedener 
Weise durchgesetzt! 

Es geschieht nämlich entweder durch Vertrag und Ge- 
wohnheit oder durch Gesetz und Verordnung. Hiernach sind 
der Vertrags-Maximalarbeitstag und der gesetzliche (bezw. 
verordnungsmässige) Maximalarbeitstag zu unterscheiden. Nach 
dem zur Zeit herrschenden Sprachgebrauche wird man, wenn 
vom Maximalarbeitstag schlechthin die Rede ist, nur an den 
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gesetzlichen Arbeitstag zu denken haben. Man wird aber 
hiebei nicht zu vergessen haben, dass für ganze Erwerbszweige 
auch durch Gewohnheit und Vertrag eine Maximalarbeitsdauer 
laugst geregelt war und dass für die geschichtlich 
fortschreitende Verkürzung des gesetzlichen Ma- 
ximalarbeitstages, der Vertragsmaximalarbeits- 
tag den sachgemäs8en Durchgang bildet. 

Selbst von der Seite, welche schon jetzt einen allgemeinen 
und achtstündigen Maximalarbeitstag verlangt, wird die ver- 
tragsmässige Durchsetzung weiterer Verkürzungen, in allge- 
meinerem Umfange oder in Bezug auf bestimmte Gewerbs- 
zweige und Betriebsweisen weiter vorbehalten ; der Antrag Auer 
und Genossen (§ 106, letzter Absatz) lautet: »kürzere Arbeits- 
schichten sind der freien Verabredung beider vertragschließen- 
den Teile überlassen, t 

Selbstverständlich kann der Vorbehalt der Vertragsfreiheit 
auch in Bezug auf die Kürzung der taglichen Arbeitshöchst- 
dauer keiner Beanstandung unterliegen. Wir halten die For- 
derung der Freiheit des Vertragsarbeitstages für unanfechtbar. 

Verschieden ist nicht bloss die Durchsetzungs- , sondern 
auch die Festsetzungsweise! 

Der Maximalarbeitstag wird entweder für alle geschützte 
Arbeit gleichmässig , nationaleinheitlich, als ordentlicher 
Arbeitstag festgesetzt , oder wird er für jedes Gewerbe , in 
welchem die Gehilfenarbeit den Arbeitszeitschutz finden soll, be- 
sonders normiert, oder wird ein ordentlicher Maximalarbeits- 
tag aufgestellt, welcher für die Riegel gilt, neben besonderen 
Festsetzungen für einzelne Gewerbsarten und Betriebsweisen. 
Hienach erhält man entweder den ordentlichen nationalen 
Arbeitstag, oder ein System von Sonder- Maximalarbeits- 
tagen oder den ordentlichen Generalarbeitstag mit Zumischung 
von Sonderarbeitstagen. 

Durch Gewohnheit und Vertrag ist längst, wenn auch 
mehr oder weniger beschränkt, das System der Sonderarbeits- 
tage zur Geltung gekommen. Auch der vorletzte Absatz von 
§ 120 e der v. Berlepsch'Bchen Novelle hält — allerdings nur 
hygieinisch — demselben System das Thor weit offen mit der 
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Bestimmung: »durch Beschluss des Bundesrates kann für solche 
Gewerbe, in welchen durch übermässige Dauer der taglichen 
Arbeitszeit die Gesundheit der Arbeiter gefährdet wird, die 
Dauer der zulässigen täglichen Arbeitszeit und der zu gewäh- 
renden Pausen vorgeschrieben werden, c 

Das gemischte System würde sich wohl geltend machen, 
nachdem der ordentliche Arbeitstag in voller Ausdehnung er- 
reicht wäre. Wird es doch immer Gewerbe geben, in welchen 
ein besonders kurzer Arbeitstag Bedürfnis ist; ein solcher steht 
teilweise jetzt schon (Hüttenbetrieb u. dgl.) in beschränkter 
Anwendung. 

Den ordentlichen gesetzlichen Arbeitstag neben der Frei- 
heit des Vertragsarbeitstages verlangen die Arbeiterparteien 
der Gegenwart. 

Wo vom Maximalarbeitstag schlechthin die Rede ist, wird 
darunter für die Regel der national und international gleiche 
gesetzliche Maximalarbeitstag verstanden werden müssen. 

Der Maximalarbeitstag hat drittens ein sehr verschiedenes 
Ansehen, je nach der Ausdehnung, welche ihm gegeben 
ist oder gegeben werden will ! 

Bei der Frage der Ausdehnung handelt es sich darum, 
ob der Schutz auf alle Zweige, Betriebstypen und Gefahren- 
grade der schutzrechtlich gewerblichen Arbeit ausgedehnt wird 
oder nicht, sodann darum, ob er wie weit immer ausgedehnt, 
innerhalb der geschützten gewerblichen Arbeitsgattungen auf 
das ganze Gehilfenpersonal oder nur auf Frauen und jugend- 
liche Arbeiter eines Betriebes sich erstrecken soll. 

Der Mazimalarbeitstag ist hienach der »allgemeine 
Arbeitstage wenn er auf alle Gewerbe ohne Ausnahme aus- 
gedehnt ist. Ist dies nicht der Fall, so steht der beschränkte 
Arbeitstag in Frage, welchen man auch als Fabrikmaximal- 
arbeitstag bezeichnen kann, da er sich im wesentlichen 
nur auf den Fabrik- und den Quasifabrikbetrieb erstreckt. 

Der Fabrikarbeitstag engt sich begrifflich noch weiter 
ein, wenn auch in den Fabriken nicht alle Arbeiter, sondern 
nur Frauen und jugendliche Arbeiter, oder gar nur die einen 
oder die andern von beiden den Schutz des gesetzlichen Fabrik- 
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tages finden. Hienach ist der Fabrikarbeitstag der Frauen 
und Kinder von dem aucb auf die Männer sich erstreckenden 
Fabrik-Maximalarbeitstag zu unterscheiden. Man wird den- 
selben als den Frauen- und Jugendarbeitstag bezeich- 
nen dürfen und dem dermaligen Sprachgebrauch keine Gewalt 
anthun, wenn man unter dem Fabrikarbeitstag den allen Ar- 
beitern einer Fabrik zugesprochenen Arbeitstag versteht. 

Wir werden weiter nach dem Zweck des Arbeiterschutzes 
einer Verengerung begegnen, indem der Maximalarbeitstag, 
auch wenn er allen in einer Fabrik beschäftigten Arbeitern zu- 
gesprochen ist, auf die gesundheitsschädlichen Betriebe sich ein- 
geschränkt findet. Man darf diesen Arbeitstag vielleicht als den 
hygieinischen Arbeitstag bezeichnen. 

Im Sinn der weitest gehenden und daher meist umstrit- 
tenen Zeitschutzforderungen ist unter dem Maximal- Arbeitstag 
der gesetzliche, national und sogar international gleichmässige — 
allgemeine Maximalarbeitstag, also nicht der blosse Fabrik- 
oder blosse Frauen- und Kinder- Fabrikmaximalarbeitstag, auch 
nicht der hygieinische Arbeitstag zu verstehen. Autentisch 
ist dieser Arbeitstag — vorläufig noch im Ausmass von 10, 
bald darauf 9, zuletzt von 8 Stunden täglicher Arbeits- 
höchstdauer — formuliert im Antrag Auer und Genossen (§ 106 
u. 106a vgl. mit § 130). Der Paragraph 106 (Absatz 1 bis 3) 
dieses Antrages lautet: »In Unternehmungen, welche unter 
dies Gesetz (die Reichs-G.-O.) fallen , darf die Arbeitszeit für 
alle über 16 Jahre alten Hilfspersonen an Werktagen höchstens 
10, an Samstagen und Vorabenden hoher Feste höchstens acht 
Stunden ausschliesslich der Pausen, währen. Vom 1. Januar 
1894 wird die höchst zulässige Arbeitszeit auf täglich neun, 
vom 1. Januar 1898 an auf acht Stunden herabgesetzt. Für 
Arbeiten unter Tag soll nach demselben Paragraph der Acht- 
stundentag sofort eintreten und die Zeit der Ein- und Aus- 
fahrt in die Arbeitszeit eingerechnet werden. Die Arbeits- 
schicht (Tagesarbeit) soll Sommers nicht vor morgens 6, Win- 
ters nicht vor morgens 7 Uhr beginnen und spätestens abends 
7 Uhr beendet sein.« 

Der Begriff des allgemeinen Maximalarbeitstages bleibt 
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schwankend, wenn man zwei bedeutsame Momente nicht genta 
berücksichtigt. Das eine betrifft den Unterschied der ununter- 
brochen fortlaufenden effektiven Arbeitsleistung von der stärker 
oder schwächer mit blosser Arbeitsbereitschaft durchsetzten Ar- 
beitszeit Das andere betrifft die Zurechnung oder Nichtzu- 
rechnung von Nebenarbeit in dritten Unternehmungen , von 
Hausarbeit, von nichtgewerblicher Arbeit, zu der in einer be- 
stimmten gewerblichen Unternehmung geleisteten Tagesarbeit. 
Es ist eine wohl aufzuweisende Frage, ob in Gewerben mit 
durchschnittlich starkem Zusatz unbeschäftigter Warte- und 
Präsenzzeit der Maximalarbeitstag ebenso niedrig zu bemessen 
sei wie in Gewerben mit ununterbrochen fortlaufender effek- 
tiver Arbeitsleistung. Und schon für die praktische Durch- 
führbarkeit des Maximalarbeitstages ist es von sehr erheblicher 
Bedeutung, ob Nebenarbeit zu Hause oder in einer zweiten 
Unternehmung oder in Kundenhäusern oder in nichtgewerb- 
licher Erwerbsbeschäftigung in den Normalarbeitstag einzurech- 
nen sei oder nicht. 

Das bisherige Arbeiterschutzrecht konnte allerdings beide 
Momente vernachlässigen ; denn es erfasste, wenn man von der 
englischen Shop Regtdations Act (1886) absieht, kaum andere 
Betriebe als solche mit kontinuierlicher effektiver Arbeitslei- 
stung. Nicht dasselbe ist zulässig, sobald der allgemeine Ma- 
ximalarbeitstag für alle gewerbliche Arbeit oder für alle Lohn- 
erwerbsthätigkeit überhaupt in Frage kommt , wie in der — 
jetzt auch auf das Land hinausgeworfenen Arbeiteragitation. 

Der Antrag Auer und Genossen z. B. müsste über beide 
Momente zielbewusste Bestimmungen treffen; derselbe hat sie 
aber nicht getroffen. Bezüglich der Gewerbe mit grossem 
Zusatz blosser Warte- und Präsenzfristen innerhalb des Arbeits- 
tages, z. B. des Kleinhandels, des Gastwirtschaftsbetriebes, des 
Trausportwesens finden wir keine Sonderbemessung des Maxi- 
malarbeitstages, etwa im Geiste der englischen Shop Regtda- 
tions Act (zwölf- statt zehnstündiger Tagesarbeitszeit der Ju- 
gend) vorgeschlagen. Bezüglich der Nebenarbeit aber ist nach 
dem Wortlaut des Antrags Auer u. G. keine Entscheidung ge- 
troffen, was den Achtstundentag stark beeinträchtigen kann. 
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Die Frage ist: soll der Maximalarbeitstag nur dem Arbeit- 
geber auferlegt sein , so dass dieser nicht länger als acht 
oder zehn Stünden arbeiten lassen darf, oder auch dem Ar- 
beit nehmer, so dass letzterer, selbst wenn er nebenher mehr 
arbeiten will, dem Nebenerwerb nicht nachgehen darf; je 
kürzer der allgemeine Arbeitstag bemessen werden will, desto 
grosser wird die praktische Bedeutung der Zeitbeschränkung nicht 
bloss des Arbeitgebers, sondern auch jener des Arbeitnehmers, 
da dieser anderen Arbeitern verstärkte Konkurrenz durch Ne- 
benerwerb bereiten kann. Der Antrag Auer u. G* will den 
Achtstundentag (§ 106) nur für die »Unternehmungen«; der Ar- 
beitnehmer würde also nach dem strengen Wortlaute nicht ge- 
hindert sein, in einer zweiten Unternehmung derselben Art, 
in einem andersartigen Gewerbe, das er weiter versteht, in der 
nichtgewerblichen Arbeit unbeschränkt über acht Stunden 
hinaus zu arbeiten und anderen Arbeitern Arbeitskonkurrenz 
zu machen. Verträgt sich dies grundsätzlich mit dem sozial- 
demokratischen Maximalarbeitstag? Liegt hier ein Uebersehen 
oder ein praktisch sehr bedeutsamer »Abfall vom Prinzip« 
vor ? Wir sind nicht zuständig, die zwei Punkte zu ergänzen, 
beziehungsweise zu verbessern. Bis auf Weiteres wird anzu- 
nehmen sein, dass im Geiste des Programmes der Arbeiter- 
parteien beides, die Vernachlässigung des Unterschiedes kon- 
tinuierlicher und nichtkontinuierlicher Arbeit und die Aus- 
schliessung auch der Nebenarbeit über acht Stunden täglicher 
Gesamtarbeit hinaus, gelegen sein wird. 

Schliesslich darf bei Feststellung des Begriffes Maximal- 
arbeitstag nicht übersehen werden, dass der Maximalarbeits- 
tag sei es seinem Zwecke sei es seiner Wirkung nach nicht 
bloss auf den Arbeiterschutz sich beschränkt. Er ist kein 
ausschließend schutzrechtlicher Begriff. 

Zwar sind der hygieinische , der Frauen- und Jugend-, 
endlich der Männer-Fabrikarbeitstag rein oder erstlinig schutz- 
politische Maximalarbeitstage, aber auch andern Zwecken kann 
der Maximalarbeitstag ausschliessend oder zugleich dienen. Im 
allgemeinen Achtstundentag z. B. tritt die lohnpolitische neben 
der schutzpolitischen Tendenz mindestens gleichgewichtig her- 
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vor. In einer sozialistischen Volkswirtschaft, wo es zu schützende 
Dienstverhältnisse gar nicht mehr geben solle, konnte der Maxi- 
malarbeitstag, neben welchem ein Minimalarbeitstag gegen die 
Faulen als das weitaus Wichtigere denkbar wäre, haupt- 
sachlich anderen Zwecken, der Freimachung von möglichst viel 
Zeit für die s. g. allgemeine Volksbildung und der Verhinde- 
rung neuer Ungleichheit dienstbar gemacht werden wollen. 

Wir betrachten zuerst die rein schutzpolitischen Erschei- 
nungen des Maximalarbeitstages in der Gegenwart , dann den 
gemischt schütz- und lohnpolitischen allgemeinen Maximal- 
arbeitstag. 

2) Die schutzpolitischen Maximalarbeitstage: 
hygieinischer Arbeitstag, Frauen- und Jugend- 
Arbeitstag, ausgedehnter Fabrikarbeitstag 

Der hygieinische Maximalarbeitstag. 

Derselbe ist eingeräumt mit Rücksicht auf die Arbeits- 
strenge und Gesundheitsgefahr gewisser Betriebe und Geschäfts- 
verrichtungen. 

Er unterliegt von keiner Seite mehr einer Beanstandung. 
Die v. Berlepsch'sche Novelle gibt ihm vollen Raum durch die 
auf (S. 652) bereits erwähnte Bestimmung des vorletzten Ab- 
satzes von § 120e. 

Dadurch, dass diese Bestimmung in den Abschnitt I des 
Titels VII der R.-G.-0. eingeschaltet ist, kann der hygiei- 
nische Maximalarbeitstag alle irgend begründete Ausdehnung 
über den Gesamtbereich der gewerblichen, nicht bloss der fa- 
brik- und quasifabrikmässigen Arbeit durch Bundesratsein- 
griff erreichen. Die Berliner Konferenz (Beschlüsse I, 2) for- 
dert den hygieinischen Maximalarbeitstag für den Bergbau. 

Eines näheren Nachweises dafür, dass der hygieinische 
Maximalarbeitstag ohne allgemeine Anordnung durch Gesetz 
und Verordnung lediglich durch Selbstschutz der Arbeiter und 
durch die Moral der sämtlichen Arbeitgeber, nicht durchzu- 
dringen vermöge, bedarf es wohl nicht. Ein Teil der Arbeit- 
geber ist nicht Willens, die hygieinisch notwendige Kürzung 
des Normalarbeitstages selbst einzuhalten, der andere Teil, wel- 
cher Willens wäre, ist durch die Konkurrenzrücksicht gebunden, 
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solange der hygieinische Arbeitstag des Erwerbszweiges nicht 
eine gesetzlich oder verordnungsmässig allgemeine Einrichtung 
geworden ist. 

Der hygieinische Maximalarbeitstag ist daher als Mass- 
nahme des Arbeiterschutzes wohl begründet, seine Ausdeh- 
nung auf alle gesundheitsgefährlichen Gebiete im ganzen 
Umkreise gewerblicher Arbeit gerechtfertigt. 

Keine Nation kann auf die Dauer unter der vollständigen 
Handhabung des hygieinischen Arbeitstages leiden. Gleich- 
massiges Fortschreiten der Staaten mit demselben ist übrigens 
wahrscheinlich. 

Der Frauen- und Jugend-Fabrikarbeitstag. 

Dieser Maximalarbeitstag besteht längst. Das Elend, wel- 
ches ihn der englischen Gesetzgebung seiner Zeit empfahl, hat 
ihn für alle Zeit gerechtfertigt. Angefochten ist er kaum mehr. 
* Ohne ausserordentlichen Staatseingriff ist der rücksichts- 
volle Unternehmer gegenüber rücksichtslosen Eonkurrenten 
nicht im Stande, auch nur den Frauen und den jugendlichen 
Arbeitern die Zehnstundenzeit zu gewähren. 

Seine Ausführung mit Hilfe einer Fabrikliste der geschütz- 
ten Arbeiter bietet keine Schwierigkeiten. 

Die Gründe für den Jugend-Maximalarbeitstag sind so 
aufliegend, dass wir sie hier nicht zu bezeichnen brauchen. 
Das sei jedoch bemerkt, dass dieser Arbeitstag bei der immer- 
hin beschränkten Zahl jugendlicher Arbeiter wirtschaftlich 
unbedenklich erscheint. Im Jahre 1888 beschäftigte Deutsch- 
land im fabrikmässigen und fabrikähnlichen Betrieb 22913 
Kinder (14 730 Knaben 8 176 Mädchen) und 169 252 junge 
Personen (109788 männl., 59 464 weibl.) Kinder und junge 
Personen zusammen gab es 192 165 (124 526 w., 67 639 in.). 
In der Textilindustrie allein waren 17s °/o aller männlichen 
und 47 aller weiblichen Jugendarbeiter beschäftigt; das ist 
dieselbe Industrie, welche auch am meisten Frauenarbeit auf- 
weist. 

Der Frauen-Maximalarbeitstag ist für alle Arbeiterinnen, 
nicht bloss für die verheiraten Frauen wohl begründet und in 
dieser Ausdehnung in England längst eingeräumt. Auch für 
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Mädchen ist die lange eilf- bis zwölfstündige Arbeit höchst 
bedenklich vom Standpunkt des Familienlebens. »Erfahrung«- 
massige — sagt ein preussischer Inspektor, »werden so beschäf- 
tigte Mädchen keine guten Hausfrauen, und so beschäftigte 
Frauen können niemals ihren Mutterpflichten genügen, wes- 
halb auch manche wohlmeinende Arbeitgeber verheiratete Frauen 
nach der ersten Entbindung nicht mehr beschäftigen. Diese 
üble Wirkung muss sich aber um so mehr geltend machen, 
je grösser die Anzahl der Arbeiterinnen ist ; indes tritt übler 
Einfluss im ehelichen Leben und in der Kindererziehung der 
Arbeiterfamilien zuweilen schroff zu Tage und macht sich auch 
in andern Lebenskreisen fühlbar. Vereinzelte Haushaltungs- 
schulen Hospize und Arbeiterinnen-Heime genügen bei dem 
Umfange der Uebel nicht, um so weniger, als die Ausdehnung 
der Textil- Industrie, und damit die Vermehrung der Arbei- 
terinnen ihren Höhenpunkt bei weitem noch nicht erreicht 
haben.« Je weniger die völlige Beseitigung weiblicher Fabrik- 
arbeit möglich ist, desto dringlicher erscheint es, allen Arbei- 
terinnen wenigstens den Maximalarbeitstag, am besten den 
zehnstündigen (Samstags 6 Stunden) nach dem altbewährten 
Vorgang Englands zu sichern. 

Deutschland hat schon länger durch die Gewerbeordnung 
für alle jugendlichen Arbeiter den Fabriktag mit 6 Stunden 
für »Kinder« und mit 10 Stunden für »junge Leute«. Die 
Ausdehnung auf alle Arbeiterinnen gehört zu den bedeutend- 
sten Fortschritten, welche von der v. Berlepsch' sehen Novelle 
vorgeschlagen sind. Dieser Vorschlag geht allerdings zur Zeit 
nur auf 11 Stunden. Die Reichstagskommission dürfte jedoch 
mit einer Ermässigung auf 10 Stunden durchdringen. 

Die Beschlüsse der Berliner Konferenz gehen auf 6, bezw. 
10 Stunden für jugendliche Arbeiter und auf 11 Stunden für 
alle Arbeiterinnen (III 6, IV 2 u. V 2). Dieselben fordern 
weiter (IV 5a) , dass auch »jungen Männern von 16 bis 18 
Jahren Schutz gewährt werde inbetreff eines Maximalarbeits- 
tages.« 

Der Frauen- und Jugend-Arbeitstag ist bis jetzt wesent- 
lich Fabrik- und (vgL Novelle § 154) Quasi&brik-Maximal- 
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arbeitstag. England hat jedoch in der Shop Hours Regula- 
tion Act vom 25. Juni 1886 den Schatz auch anf Verkaufs- 
läden, allerdings nur zu Gunsten der jugendlichen Arbeiter 
(unter 18 J.) aber mit strenger Rücksichtnahme auf Neben- 
beschäftigung, ausgedehnt. Dieser Arbeitstag des offenen Han- 
delsgeschäftes beträgt durchschnittlich 12 Stunden im Tag 
(74 in der Woche mit Einschluss der Mahlzeiten). Hat die 
geschützte Person am selben Tag schon x Stunden Fabrik- 
oder Werkstättenarbeit gethan, so ist nur 12 weniger x St La- 
denarbeit zulässig ; soferne die Nebenbeschäftigung die volle 
Fabrik- und Werkstättenmaximalarbeitszeit beträgt, ist hinzu- 
kommende Ladenbeschäftigung unzulässig. Das Gesetz findet 
keine Anwendung auf Läden , in welchen die einzig beschäf- 
tigten Personen Glieder der im Haus wohnenden Familie oder 
Familienangehörige des Unternehmers sind. 

Ausdehnungen auf die Hausindustrie haben begonnen, 
sind aber noch nicht weit gediehen. 

Die • allgemeine Ausdehnung des Frauen- und Jugend- 
Maximalarbeitstages auf alle Gewerbe, also auch für alle Fa- 
miliengewerbe, ist verlangt *), aber nirgends gewährt. 

Der besonders kurze Kinderarbeitstag bedingt, da Einder- 
arbeit regelmässig mit anderer~Arbeit verknüpft ist, eigentüm- 
liche Schichtwechsel. Das englische Schutzrecht bestimmt 
diesfalls: Kinder (von 10 — 14 Jahren) können in ein und der- 
selben Anlage nur entweder in Vor- und Nachmittagsreihen 
(Schichten) oder aber an jedem zweiten Tage (Umschichten) 
in Volltagsreihen beschäftigt werden und die Lage der Reihen 
(Schichten) muss jede Woche wechseln; bei täglicher (Halb- 
tags-)Beschäftigung beträgt die wirkliche Arbeitszeit (ohne 
Pausen) sechs Stunden täglich und 30—36 Stunden wöchent- 
lich; im andern Falle 10 Stunden täglich und 30 Stunden 
wöchentlich. 

Der Fabrikarbeitstag i. e. S. (Männer-Fabrik- 
arbeitstag, ausgedehnter Fabrik-Maximalar- 
beitstag): 



1) Antrag Auer u. G., § 180. 

Zeitiobr. 1 Btaatiw. 1890. IT. Haft. 43 
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Die Ausdehnung des Arbeitszeitschutzes auch auf Er- 
wachsene im Fabrik- und Quasifabrikbetrieb , der i. e. S. so- 
genannte Fabrikarbeitstag hat sich in einzelnen Ländern schon 
Bahn gebrochen. 

In Frankreich brachte ihn — allerdings mit noch zwölf- 
stündiger Dauer — schon das Gesetz vom 9. September 1848 
(Artikel 1). In eilfstündiger Ausdehnung haben ihn die Schweiz 
seit dem Jahse 1877 durch Artikel 11 des eidgenossischen Fa- 
brikgesetzes und Oesterreich durch Gesetz vom 8. März 1885. 
Andere Staaten sind bis jetzt nicht gefolgt. Grossbritannien 
und Belgien finden den Männer-Fabrikarbeitstag vom Stand- 
punkt der Vertragsfreiheit Erwachsener noch immer bedenk- 
lich. Die Schweiz dagegen ist bereit, von 11 auf 10 Stunden 
heranzugehen ; ob auch Oesterreich — ist fraglich. 

Deutschland hat auch in der v. Berlepsch* sehen Novelle 
vom ausgedehnten Fabrikarbeitstag Abstand genommen. Der- 
selbe ist übrigens auch da stark gefordert, teils als Eilf- teils 
als Zehnstundentag, immer »effektive Arbeite , ohne Errech- 
nung der Pausen verstanden. Schon bei Beratung der Reichs- 
G.-O. im J. 1869 hatte Brauchüsch Namens der Konserva- 
tiven den Fabrik-Zwölfstunden tag, Schweitzer für alle Gross- 
betriebe den Zehnstundentag (zwölfstündige Arbeitsschicht mit 
im ganzen zwei Stunden Pansen) verlangt. 

Die Beschränkung der Tagesarbeit selbst der erwachsenen 
männlichen Arbeiter auf 11 oder 10 Stunden hat schon einen 
Teil der Gründe für sich, welche für den Frauen- und Jugend- 
arbeitstag sprechen. Auch die Männer haben ausser der Nacht- 
ruhe Stunden für ein menschenwürdiges Dasein nötig. Vor 
Allem sollen sie jeden Tag einige Stunden der Familie, auch 
der Geselligkeit, der Bildung und den bürgerlichen Pflichten 
leben können. 

Die volkswirtschaftliche Zulässigkeit ist durch die Erfah- 
rung erwiesen. Nicht bloss hat der Zehnstundentag für Frauen 
und jugendliche Arbeiter die Leistungsfähigkeit der Fabriken 
nicht gemindert. In England hat man auch insoweit, als der 
Zehn- und Eilfstundentag ohne Gesetz für Männer zur Gel- 
tung gekommen ist, gute Erfahrungen gemacht ; desgleichen 
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in der elsässischen Baumwollspinnerei *). Die Fabrikinspek- 
toren der Schweiz berichten übereinstimmend die in Beziehung 
auf Werkleistung günstige Wirkung des Eilfetundentages ; von 
Oesterreich darf im ganzen dasselbe behauptet werden. x 

Man verzichtete in der Schweiz mehrfach auf die Ueber- 
zeitbewilligungen, welche bei den Behörden zu erlangen ge- 
wesen wären, »weil die betreffenden Arbeitgeber bald einsahen, 
dass die Mehrproduktion den Mehraufwand für Licht und 
Heizung kaum decke und dass die Arbeit am anderen Morgen 
bei Ueberzeit mit weniger Energie fortgehe , als bei Einhal- 
tung von eilf Stunden.« Der Eilfstundentag kann also dort 
nicht zu niedrig gegriffen sein. Die Arbeitgeber der Schweiz 
haben sich bald und allgemein mit dem Eilfstundentag zu- 
frieden gegeben ; die Arbeiter betrachten ihn als grosse Wohl- 
that, ohne darum mehr ins Wirtshaus zu gehen. Der Sucht 
des Fabrikanten, dem Eonkurrenten Bestellungen abzujagen und 
letztere mit Hilfe von Ueberzeit auszuführen, hat der Maxi- 
malarbeitstag in der Schweiz Abbruch gethan, so dass die 
Strömung auch in Unternehmerkreisen sich gegen zu viele 
Ueberzeitbewilligung zu wenden beginnt. 

Selbst aus Sachsen wird von der Einsicht in die Vor- 
teilhaftigkeit des Maximalarbeitstages berichtet: »Die Fabri- 
kanten selbst,« heisst es z. B. in dem Generalbericht pro 1888 
(S. 113) bezüglich des Aufsichtsbezirkes Zwickau, »sind Geg- 
ner der angeführten langen Arbeitszeit aber es scheut sich 
jeder Arbeitgeber mit der Verminderung derselben den Anfang 
zu machen, in der Befürchtung, dass er zu wenig Nachahmer 
finde und in seiner Konkurrenzfähigkeit geschädigt würde.« 
Der gesetzliche Fabriktag hebt diese Furcht 

Dafür allerdings liegt keine Erfahrung vor, dass für die 
Masse des Fabrikbetriebes auch bei weiterer Kürzung unter 
zehn Stunden herab ebensoviel oder mehr geleistet werden 
würde, als bisher in mehr als zehn oder eilf Stunden. Die 
Steigerung der Leistungsfähigkeit der Maschinen und der 
Handarbeit, auch der akkordmässigen hat eine Grenze. Der 



1) Vgl. die Aeusaerung von Dollfuss bei Brassey (Work and Wagea). 
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Arbeiterschutz hat auch weder die Bestimmung, noch die Be- 
rechtigung, dem Arbeiter das nicht zu lange, sittlich und 
physisch noch zulässige Arbeiten zu verbieten. Nur der Eilf- 
oder Zehnstundentag als Regel, mit besonderen hygieinischen 
Arbeitstagen unter zehn Stunden und neben der unbeschränk- 
ten Freiheit des Vertrags- Arbeitstages, erscheint bis auf Wei- 
teres schutzrechtlich begründet, 

Ueber zehn oder eilf Stunden hinaus scheint dagegen die 
Leistung mit der Zeitdauer eher ab- als zuzunehmen, und er- 
klärt es sich hieraus, dass auch ohne staatlichen Zwang der Eilf- 
und Zehnstundentag durch Vertrag und Sitte so umfassende 
Geltung bewahrt und wieder erreicht hat. Es ist eine allge- 
meine Erfahrung, welche der Düsseldorfer Inspektor in seinem 
Bezirke gemacht hat; »die Werke mit geringerer Arbeitslei- 
stung haben in der Regel lange Arbeitszeit, alle Versuche, die 
erstere unter Beibehaltung der letztern zu Zeiten günstiger 
Marktverhältnisse mittels des Anreizes erhöhter Lohne zu stei- 
gern haben nur einen kurzlebigen Erfolg oder scheitern ; 
gleiche Ergebnisse zeigen sich, wenn in Betrieben mit kurzer 
angestrengter Arbeit zur Ausnutzung guter Absatzverhältnisse 
die Arbeitszeit verlängert wird, die Arbeitsleistungen entspre- 
chen dann nur wenige Tage hindurch der eingetretenen Ver- 
mehrung der Arbeitszeit und sinken rasch in der Richtung 
der höheren Tagesleistung; anderseits wurde von den Unter- 
nehmern vielfach festgestellt , dass die Leistungsfähigkeit un- 
serer industriellen Arbeiter jener der englischen in keiner Weise 
nachstehet *). 

Der gesetzliche Eilf- und Zehnstundentag wäre gleichwohl 
nicht gerechtfertigt, wenn Sitte und Vertragsfreiheit hinreichen 
würden, das richtige Arbeitszeitmass durchgreifend herzustellen. 
Dies ist jedoch nicht der Fall und der gesetzliche Arbeitstag 
daher erforderlich, um die Wirkung des freien Selbstschutzes 
zu ergänzen. 

Was nämlich die freie Festsetzung der Tagesarbeitsdauer 
betrifft, so ergibt sich zwar, dass der Zehn- und Eilfstunden- 



1) Ämtl. Mitteilungen der F. J. pro 1885. S. 73 f. 
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tag in der deutschen Industrie wohl schon überwiegend besteht. 
So in Bremen, wo nur 33,8°/o der erwachsenen Arbeiter über 
10 und 3,8% über 11 Stunden laut Fabrikbericht arbeiteten. 
So in Berlin, wo in 3070 Betrieben 71 465 männliche Arbeiter 
10 Stunden und darunter arbeiten. So auch in anderen Auf- 
sichtsbezirken. Allein daneben kommt doch auch eine längere, 
vielfach eine entschieden zu lange Arbeitszeit vor, und nirgends 
bleibt aller Betrieb bei 10 bis 11 Stunden stehen. Selbst am 
Niederrhein steht in den Hüttenwerken die zwölfstündige Ar- 
beitszeit in Uebung (Hitze). In Sachsen bildet dieselbe Stunden- 
zahl bei der Textilindustrie die Regel, obwohl manche Fabri- 
kanten den zehnstündigen Arbeitstag vorziehen würden; wenn 
alle Eonkurrenten denselben annehmen würden. In Bayern 
hat der eilf- bis zwölfstündige Arbeitstag weite Verbreitung. 
Von Baden gilt dasselbe. In einzelnen Betrieben, wie in "Mühlen 
und Ziegeleien kommen noch grossere Arbeitszeiten vor. 

Man wird daher die Zweckmässigkeit des gesetzlichen Fa- 
brikarbeitstages von eilf oder zehn Stunden nicht in Abrede 
ziehen können. Eben da, wo nicht schon die Sitte den Zehn- 
und Eilfstundeu-Maximalarbeitstag sichert, werden die Arbeiter 
und die bereitwilligen Unternehmer in der Regel am wenigsten 
in der Lage sein, denselben »im Wege der Selbsthilfe« den 
Arbeitgebern und Eonkurrenten abzuringen. Und wenn schon 
die Sitte den zehn- bis eilfstündigen Arbeitstag umfassendst 
herbeigeführt hat, so kann es desto weniger als unzulässig er- 
scheinen, für den Rest der Betriebe, wo dies nicht der Fall ist, 
denselben zu erzwingen. 

Gegen die Einführung des ausgedehnten Fabrikarbeits- 
tages reicht auch die Behauptung nicht aus, der Frauen- und 
Jugend-Arbeitstag ziehe den Männerarbeitstag »von selbst« 
nach sich, da man die Männer nicht über die bestimmte Stun- 
denzahl hinaus beschäftigen könne, wenn dies bezüglich der 
Frauen und der jugendlichen Arbeiter desselben Geschäfts ver- 
boten sei. In Wirklichkeit kommt der Geschäftsbetrieb mit 
rein oder mit weit überwiegend männlichem Personal, mit oder 
ohne Schichtenzusatz jugendlicher und weiblicher Arbeiter sehr 
umfassend vor. Der beschränkte Fabrik-Maximalarbeitstag 
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zieht daher den unbeschränkten keineswegs notwendig und 
allgemein nach sich. Auch in England hat dies nicht allge- 
mein stattgefunden, und wenn daselbst über den Kinder-Frauen- 
Arbeitszeitschutz hinaus ohne Gesetz eine Maximalarbeitszeit 
auch für Männer vielfach zur Geltung gekommen ist, so war 
dies nicht die Wirkung des gesetzlichen Frauen- und Jugend- 
arbeitstages, sondern des ganz gesunden Kampfes der Gewerk- 
vereine für den Vertrag s-Maximalarbeits tag. 

Nun fragt es sich aber, ob der eilf- oder der zehnstündige 
Arbeitstag zu wählen und ob auch ohne die Annahme des 
Fabrikarbeitstages durch England und Belgien mit der Ein- 
führung desselben in Deutschland vorzugehen sei. 

Mehrere deutsche Regierungen haben in ihren Regiewerk- 
stätten den zehnstündigen Arbeitstag neuerlich eingeführt. 
Dies deutet auf eine Neigung zum Zehnstundentag hin. In der 
Uebereinstimmung mit der Dauer des Frauen- und Jugend- 
Zehnstundentags liegt ein Grund für die von der Schweiz ver- 
tretene weitergehende Beschränkung. 

Indessen ist einige Vorsicht doch wohl berechtigt. Der 
Privatbetrieb ist nicht so frei von der Konkurrenz-Rücksicht, 
wie der Regiebetrieb, während den Eilfstundentag auch Deutsch- 
land wird ertragen können, nachdem die Schweiz und Oester- 
reich ihn ohne Nachteil eingeführt haben. 

Selbst den Zehnstundentag würde man aber ohne jedes 
Bedenken dann wagen können , wenn eine genaue internatio- 
nal-statistische Erhebung gezeigt haben würde, dass und ob 
und in welchen Industriezweigen auch das Ausland thatsäch- 
lich die Zehnstundenzeit bereits besitzt. Man würde dann das 
Wagnis im ganzen und einzelnen genau übersehen können. 
Wäre denn nicht die auf der Berliner Konferenz beschlossene 
Vornahme schutzstatistischer Erhebungen in erster Linie auf 
gleichmässige Ermittlung der üblichen Arbeitshöchstdauer nach 
den einzelnen Industriezweigen zu richten? Der allgemeine 
Durchbruch des Zehnstundentages würde hiedurch gewiss be- 
schleunigt werden. Jedes Land hätte dann auch für verein- 
zeltes Vorgehen sicheren Boden unter den Füssen. 

Mangel an Vorsicht wird man der deutschen Arbeiter- 
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schtitz-Politik, nachdem sie auch in der v. IterfepscÄ'schen 
Novelle den ausgedehnten Fabrikarbeitstag gar nicht, den 
Frauenarbeitstag aber mit eilf Stunden beantragt tat, keines- 
falls zum Vorwurf machen dürfen. 

Schliesslich ist die Frage aufzuwerfen, ob der hier frag- 
liche Maximalarbeitstag auch über den Fabrik- und Quasifabrik- 
betrieb hinaus zur Geltung kommen kann und soll. Eine 
solche Ausdehnung hat bis jetzt nicht stattgefunden. 

Schwerlich könnte, wenn letztere erfolgen sollte, die Dauer 
für nicht kontinuierliche und für weniger anstrengende Arbeit 
— beides kommt im Handel, Verkehrs- und Transportwesen um- 
fassend vor — allgemein so niedrig gegriffen werden, wie für 
den Fabrikbetrieb und für den Betrieb mechanischer Werk- 
stätten ; England, anscheinend das einzige Land , welches den 
jungen Personen auch im Pandel Zeitschutz gewährt, hat für 
diese den zwölfstündigen Arbeitstag beliebt. 

Weiter ergibt sich leicht die Einsicht, dass bei der ausser- 
ordentlichen Verschiedenheit der nicht kontinuierlichen und 
der ausserindu8triellen nichtmechanischen Betriebe eine scha* 
blonenmässig einfache Regelung nicht zulässig wäre. 

Im allgemeinen aber läset sich nicht in Abrede stellen, 
dass im Handel und im Handwerk, z. B. in der nichtfabrik- 
mässigen Bäckerei, nicht minder in der Hausindustrie das Be- 
dürfnis auch vorhanden sein mag. Man findet hier vielfach eine 
längere Arbeitsdauer als im Fabrik- und Werkstättenbetrieb. 
Für Berlin sind diesfalls Zahlen ermittelt worden, wonach eine 
mehr als eilf stündige Arbeitszeit stattfand auf je 100 Betriebe 
bezw. auf je 100 männliche und 100 weibliche Arbeiter. 

Zahl der Betriebe männl. Arbeiter Arbeiterinnen 
im Grossbetrieb 4.31 3.51 4.46 

> Handwerksbetrieb 18.85 15.52 6.09 

» Handel 64.77 54.94. 

Das Bedürfnis des Schutzes über die Fabriken hinaus wird 
also nicht kurz von der Hand zu weisen sein; im Handel 
kommt Deberarbeitung durch kontinuierlichen und nicht kon- 
tinuierlichen Betrieb gegen nicht f am ilienan gehörige, in der 
Hausindustrie wahrscheinlich auch gegen familienangehörige 
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Arbeiter vor» Im »Handwerke wird dasselbe der Fall sein. 
Abhilfe ißt nicht anmöglich ; sie stösst- jedoch zur Zeit auf 
grosse Schwierigkeiten und Widerstände. Der unmittelbaren 
Gegenwart gehört nur der Fabrik- und Quasifabrik- Maximal- 
arbeitstag der Erwachsenen an. 

Der schütz- und lohnpolitische Maximal- 
arbeitstag: allgemeiner Maximalarbeitstag; 
Achtstundenbewegung. 

Der »allgemeine Maximalarbeitstag« , im Ausmasse von 
acht Stunden, wie er nun seit dem 1. Mai 1890 gefordert ist, 
verfolgt eingestandenermassen nicht bloss schutzpolitische, son- 
dern zugleich andere, namentlich lohnpolitische Zwecke. 

Soweit derselbe ein schutzpolitisches Postulat ist, würde 
er besondere Bemerkungen nur in geringem Masse erheischen. 
Es käme darauf an, die wahrscheinlich zu verneinende Frage 
zu erledigen, ob schutzpolitisch der Maximalarbeitstag ein gleich- 
massiges Bedürfnis aller gewerblichen Arbeit se\ und ob diesem 
Bedürfnis wirklich erst mit acht*, nicht schon mit eilf- oder 
zehnstündiger Tagesarbeit Genüge geleistet sei. 

Das Neue und Besondere, was mit dem allgemeinen Acht- 
stundentag hervortritt, ist dies, dass damit neben dem schutz- 
politischen ein lohnpolitischer Druck zu Gunsten der Lohnarbeit 
ausgeübt werden soll. Durch die Allgemeinheit wie durch die 
Kürze des Maximalarbeitstages soll eine künstliche Verringe- 
rung des Arbeitsangebotes erreicht werden. 

Einer Abhandlung über »Theorie und Politik des Arbeiter- 
schutzes c fiele nun diese zweite lohnpolitische Seite des allge- 
meinen Achtstundentages an sich nicht anheim. Dennoch 
dürfen wir daran nicht vorübergehen. Die Forderung findet 
sich im öffentlichen Bewusstsein mit den rein schutzpolitischen 
Maximalarbeitstagen verquickt; man muss beide trennen. Eis 
gilt, durch Besprechung und Beurteilung des allgemeinen Acht- 
stundentages den gewaltigen Schritt über den Fabrik-Zehn- 
stundentag hinaus, welcher mit dem ersteren erzwungen wer- 
den will, zu vollkommen klarer Anschauung zu bringen und 
zu zeigen , dass die rein schutzpolitische Zuneigung , welche 
dem Fabrik-Zehnstundentag nach dem Vorigen zugewendet 
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sein darf, nicht ohne weiteres auch auf den allgemeinen Acht- 
stundentag zu übertragen ist; man kann jenen vertheidigen 
und diesen verwerfen, mit jenem verschreibt sich die Schutz- 
politik nicht auch diesem. Wir gehen daher auf den Acht- 
stundentag auch an dieser Stelle ein. 

Die Formulierung der Forderung findet sich im Antrag 
Auer u. G. in fassbarster Weise gegeben. Was ist nach dieser 
Formulierung der genaue Inhalt jenes allgemeinen Achtstunden- 
tages, durch welchen die zwei weiteren »Achtere des Acht- 
stundenschlafes und der Achtstundenerholung mitgegeben sein 
würden ? 

Täuschen wir uns in der Auslegung des oben bereits 
mitgeteilten Wortlautes der Forderung nicht, so bedeutet der 
»allgemeine Arbeitstag« die Achtstundenarbeit für die ganze 
gewerbliche Arbeitsgehilfenschaft, unbeschadet der besonders 
zu regelnden Ausdehnung auf die land- und forstwirtschaft- 
liche Arbeit. 

Der Antrag bedeutet die Achtstundenzeit gleichmässig 
für alle civilisierten Nationen. 

Er bedeutet sie ohne Rücksicht auf die Unterschiede der 
Arbeitsenergie und Arbeitsstrenge verschiedener Betriebe und 
Bevölkerungen. 

Er bedeutet sie ohne Zulassung von Ueberzeit für den 
Fall ausserordentlicher — sei es regelmässiger (saisonmässiger) 
sei es unregelmässiger — Geschäftsanhäufung. 

Der Antrag bedeutet wohl auch die Achtstundenhöchst- 
dauer ohne Rücksicht darauf, ob die Arbeitsleistung eine kon- 
tinuierliche ist oder nicht, also selbst ohne Ausschliessung 
der so überaus kontrolleschwierigen , nichtkontinuierlichen 
Betriebe. 

Man will ferner allem Anschein nach die blosse Arbeits- 
bereitschaft, welche in den Dienstleistungsgewerben, im Handel, 
im Verkehrs- und Transportbetrieb eine bedeutende Rolle spielt, 
wie fortlaufende effektive Arbeit behandeln. Wir fanden we- 
nigstens keine massgebende Aeusserung darüber, wie die Ar- 
beitsbereitschaft im Verhältnis zur effektiven Arbeit behandelt 
werden soll. 
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Der Antrag Auer u. G. will nicht nach seinem Wortlaute, 
wahrscheinlich aber seinem letzten Ziele nach nicht bloss für die 
Arbeit im selben Betriebe die Beschränkung auf acht Stunden, 
sondern für die gewerbliche Arbeit in verschiedenen Betrieben 
nebeneinander, für Haupt- und Nebenerwerb zusammen. 

Doch finden sich hierüber und für die Handhabung einer 
Achtstundenstrenge in diesem Sinne fassbare Angaben, wie 
schon bemerkt, nicht. Ebensowenig darüber, ob der Acht- 
stundentag in völkerrechtlichem Sinne, d. h. in rechtsverbind- 
licher Weise international werden soll oder nicht. Auch nicht 
darüber, ob bloss die Länder alter Gesittung den Achtstunden- 
tag untereinander oder ob sie ihn auch mit den jungen Völ- 
kern der neuen Welt und weiter mit den Ländern der wohl- 
feilen Arbeit im Süden und im Osten Asiens zu vereinbaren 
haben. 

Dagegen ist über den Zweck des allgemeinen Arbeitstages 
vollständige Klarheit gegeben. Nicht bloss der Buheschutz 
für wenigstens acht Stunden täglich, auch nicht bloss der Er- 
holungs- (Vergnügungs-, Geselligkeits-, Erbauungs-, Bildungs- 
Schutz) auf andere acht Stunden, bildet den Zweck. Der Acht- 
stundentag soll auch höheren Lohn für die Stunde des Acht- 
stundentages ermöglichen, jedenfalls aber die Unterbringung 
von mehr Arbeitern in vollen Tagesschichten durch Verminde- 
rung des Arbeitsangebotes herbeiführen. 

Bei Beurteilung des Achtstundentages muss man nun vorab 
alle Vorurteile und Missverständnisse beseitigen. Wir wieder- 
holen daher, dass der hygieinische Arbeitstag zulässig sein 
kann , auch wenn er unter acht Stunden herabgeht. Wir 
wiederholen ferner, dass der vertragsmässige Maximalarbeits- 
tag nicht anzufechten ist, auch wenn er auf acht und unter 
acht Stunden zuerst teilweise, allmählich aber allgemeiner 
sänke. Wir bemerken auch, es nicht für ausgeschlossen zu 
halten, dass einzelne oder alle Völker einst einen Grad der 
Energie und Vergeistigung der Massenarbeit erreichen könnten, 
für welchen die Achtstundendauer fast allgemein so berechtigt 
und ökonomisch zulässig wäre, wie dies jetzt schon für ein- 
zelne Arten von Arbeit der Fall ist. Wir haben es hier nur 
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zu thun mit dem allgemeinen gesetzlichen, nicht bloss hygiei- 
nischen Achtstundentag : einzuräumen und gesetzlich zu dik- 
tieren auf den 1. Januar 1898 oder irgend einen anderen, schon 
absehbaren Termin. 

Man stellt nun dem Achtstundentag gegenüber gerne 
einige Einwendungen in den Vordergrund, welchen wir das 
entscheidende Gewicht nicht beizulegen vermögen. 

Der Maximalarbeitstag bloss der gewerblichen Arbeit sei — 
sagt man — eine Halbheit ; alle Arbeit, auch die in der Land- 
wirtschaft und im öffentlichen Betrieb sei auf .acht Stunden 
einzuschränken, wenn der allgemeine Maximalarbeitstag eine 
Wahrheit werden solle. Auer u. Q. würden in weiteren An- 
trägen dieser Einwendung wohl gerne abhelfen. 

Man kommt gegen den allgemeinen Achtstundentag durch- 
greifend auch nicht mit der Behauptung auf, dass niemals 
sämtliche Nationen, oder auch nur deren Arbeiterschaften über 
die Sache einig werden würden. Zwar ist dies möglich, sogar 
sehr wahrscheinlich , allein die Probe bleibt doch erst abzu- 
warten, was die internationale Arbeiteragitation im Zeitalter 
des allgemeinen Stimmrechtes und der Weltkongresse auszu- 
richten vermag, zumal in dem der Demokratisierung stark ver- 
fallenen England, dessen Vorgang für einen denkbaren Vers u ch 
entscheidend wäre. Die Möglichkeit annähernder, aber aus- 
reichender Gleichheit eines gekürzten internationalen Arbeits- 
tags wird immerhin denkbar sein. Ausserdem läge auch 
der Schutzzoll als sozialpolitisches Ausgleichungsmittel gegen 
die abweisenden Völker in der Reserve. 

Bedeutsamer sind schon die Einwürfe , welche den Acht- 
stundentag nicht seiner Kürze, sondern seiner Allgemeinheit 
wegen und zwar schutzpolitisch anfechten. Er sei — wäre 
zu sagen — nicht Bedürfnis und ohne unerträgliche Ghikanen 
nicht durchführbar. 

Ueber den Fabrik- und Quasifabrikbetrieb hinaus, scheint 
auch uns das schutzpolitische Bedürfnis eines Maximalarbeits- 
tages nicht weit sich zu erstrecken (vgl. unsern Abschnitt V 
bis VIII); viele Arbeitsgehilfen haben hinreichenden Schutz 
durch die bürgerliche Moral, durch Sitte und Gewohnheit. 
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Die schlechthinige Verallgemeinerung steigert — auch 
dies wird zuzugeben sein — die praktischen Ausführungs- 
schwierigkeiten namentlich dem nichtkontinuierlichen Betriebe, 
dem Nebenerwerbe und dem zusammengesetzten Erwerbe gegen- 
über — im höchsten Grade. Ohne ein gerüttelt Mass von 
Spionage und Eontroll-Pedanterie, — unerträglich vielleicht 
für das individuelle Freiheitsgefühl gerade der strebsamsten 
Arbeiter selbst — ginge es schwerlich ab. Die Anhänger des all- 
gemeinen Achtstundentages können dieses Bedenken auch dadurch 
nicht beseitigen, dass sie erwidern, im > Volksstaat c sei die ganze 
Forderung einfach durchführbar und selbstverständlich; denn 
diese Erwiderung operiert mit einer Beweisführung, welche für 
ihre zur Zeit noch auf dem Boden der bestehenden Gesellschafts- 
ordnung stehende Politik keine Geltung hat und die Durchführ- 
barkeit des demokratischen Volksstaates als schon erwiesen 
voraussetzt. 

Dagegen wird der Anhänger des allgemeinen gesetzlichen 
Achtstundentages mit besserem Erfolg gegen obige Bedenken 
aufkommen, wenn er behauptet, dass der lohnpolitische Haupt- 
zweck einer so vollständigen Verallgemeinerung und einer so 
gewaltigen Verkürzung des gesetzlichen Maximalarbeitstages 
schwer, ja entscheidend gegen die Zweifel an der schutzpoliti- 
schen Notwendigkeit und an der praktischen Durchführbarkeit 
der Massregel ins Gewicht falle. Hienach liegt die Entschei- 
dung für oder wider den allgemeinen gesetzlichen Achtstunden- 
tag in der Beantwortung der zwei Fragen: ob die geheg- 
ten lohnpolitischen Hoffnungen auch sicher 
begründet seien und ob der Staat zu einem so tie- 
fen Eingriff im einseitigen Klassen interesse 
der jetzigen Arbeitergeneration berechtigt sei. 

Die erste Frage betreffend ist nun nicht einmal eine sehr 
starke Wahrscheinlichkeit, geschweige die Gewissheit des 
lohnpolitischen Gelingens nachzuweisen. 

Man vergegenwärtige sich nur, um was es sich praktisch 
handelt: durch das gesetzliche Gebot plötzlicher und allge- 
meiner Kürzung der gewerblichen Nationalarbeit um 20 bis 
30 Prozent der bisherigen Arbeitszeit soll dennoch für kürzere 
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Arbeit mehr Lohn erreicht oder wenigstens für die wirkliche 
Beschäftigung aller Arbeitskräfte zum jetzigen Lohn der Raum 
geschaffen werden ! 

Wie wäre denn ein Steigen oder auch nur Gleichbleiben 
des Lohnes — und zwar ein dauerndes — durch die plötz- 
liche starke und allgemeine Herabsetzung der Arbeitszeit um 
20 bis 30 Prozent denkbar? Doch wohl nur entweder durch 
entsprechende Kürzung der besitzenden Klassen am Gewinn und 
Renteneinkommen bei steigenden Löhnen, oder durch Steige- 
rung der Produktivität der Nationalwirtschaft in Folge von 
Fortschritten der Technik, des Arbeitsgeschickes und der Ar- 
beitsintensität oder durch beides zusammen ! 

Nuu weiss doch Niemand bestimmt zu sagen, wie viel die 
gewerblichen Besitzklassen im ganzen an Gewinn und Rente 
im Verhältnis zum Lohneinkommen ihrer Arbeiter beziehen ; 
zieht man das ab, was die Masse kleiner und mittlerer Unter- 
nehmer mehr aus ihrem Mitarbeiten als aus ihrem Kapital er- 
langen, so stallt die gewerbliche Rente — trotz einer Anzahl 
Rieseneinkommen — dem Gewerbelohn gegenüber wahrscheinlich 
die grosse Summe nicht dar, als welche man sich dieselbe vor- 
stellt. Dann aber wäre ein Aufkommen aus der Rente denn 
doch sehr fragwürdig. 

Wenn dieses Aufkommen auch möglich wäre, so ist es 
noch keineswegs sicher, dass der Lohnkampf der Arbeit mit dem 
Kapital eine so starke Kürzung gewerblicher Gewinne und 
Zinsen überhaupt, geschweige auf einen bestimmten und schon 
nahen Kalendertag hin erreichen wird. Das Kapital kann 
teilweise auch feiern. Es kann teilweise aus Europa auswan- 
dern. Es kann durch Koalition weithin siegen. Es kann durch 
Einschränkung der Produktion die Pistole des Maximalarbeits- 
tages, die man ihm auf die Brust setzt, auch von sich schlagen, 
indem es nicht mehr Arbeiter beschäftigt als bisher. Es kann 
Warenpreiserhöhungen durchsetzen, welche den Reallohn min- 
dern, statt ihn zu erhöhen oder auch nur ungeschmälert fort- 
bestehen zu lassen. 

Wenn aber auch das Kapital beim gesetzlichen Acht- 
stundentag eine grössere Anzahl von Arbeitern nötig hätte, 
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so könnte es solche teils aus dem Ausland des Nichtachtstun- 
dentages, teils aus der Land- und Forstwirtschaft, nach einer 
halben Generation aus der Zunahme der gewerblichen Arbeiter- 
bevölkerung selbst möglicherweise decken. 

Das Kapital wird auch Alles thun, um durch strengere 
Beschäftigung, strengere Eontrolle, verbesserte und vermehrte 
Maschinen in kürzerer Zeit mehr zu leisten als bisher. 

Der Achtstundentag wird nach allen diesen Möglichkeiten 
nicht notwendig die Arbeitsnachfrage plötzlich und auf die Dauer 
so verstärken, dass der Besitz genötigt ist, aus seinen Gewinnen, 
Zinsen und Grundrenten für eine starke und allgemeine Er- 
höhung oder die Belassung des bisherigen Lohnes aufzukommen. 
Mindestens ebenso denkbar und vielleicht sogar wahrschein- 
lich ist das Gegenteil. 

Dies namentlich in jenem Falle, als nicht eine dauernde 
Yerlangsamung der Yolkszunahme eintreten würde. Diese 
Verlangsamung wäre aber gerade dann, wenn in der ersten 
Zeit die allgemeine Erhöhung des Reallohnes, damit die Er- 
leichterung der Familienernährung gelänge, nicht einmal wahr- 
scheinlich. 

Die Annahme, dass der Achtstundentag dauernd eine Stei- 
gerung oder ein Beharren der Lohnsätze auf Kosten der Ge- 
winn- und Zinsrente herbeiführen werde, ist sonach nicht er- 
weisbar, kaum wahrscheinlich, geschweige gewiss. Auf diese 
Annahme lässt sich ein so starker Eingriff des Staates , wie 
es der allgemein gesetzliche Achtstundentag per 1. Januar 
1898 sein würde, nicht stützen. Dieser Eingriff könnte gerade 
der Arbeiterwelt eine furchtbare Enttäuschung bringen. 

Ebensowenig auf die Annahme, dass alsbald bei kürzerem 
Arbeitstage durch Steigerung der Technik und der Arbeits- 
energie so viel produziert und so hoch ausgelohut werden 
könnte, wie beim Zehn- oder Eilfstundentage ! 

Die Steigerung der Produktivität wäre mit Gewissheit 
nicht allgemein und gleichmässig und plötzlich zu erwarten. 
Die guten Erfahrungen, die man mit dem Eilfstundentag ge- 
macht hat, welcher wirklicher, nicht mehr produktiver Ueber- 
arbeitung wehrt, müssen nicht auch weiter herunter eintreten, 



Digitized by VjOOQ IC 



Zur Theorie und Politik des Arbeiterschutzeö. 673 

etwa in dem Sinne, dass die Produktivität der Arbeit im um- 
gekehrten Verhältnis zur Dauer zunehme. Nur für den rein 
schutzrechtlichen Zehn- oder Eilfstundentag , nicht auch für 
den erstlinig lohnpolitischen Achtstundentag ist der fragliche 
Ersatz wahrscheinlich, da nur der erstere sicher bei jenem 
Kürzungssatze einhält, über welchem die Tagesgesamtarbeit 
leistungsunfähiger zu werden beginnt. 

Die Steigerung der Produktivität wäre besonders frag- 
würdig, wenn die Abschaffung des Akkordlohns durch den aus- 
schliesslichen Zeitlohn, wie diess von einer Richtnng erstrebt ist, 
der Ausgleichung durch intensivere Arbeit und wenn ein Sin- 
ken der Gewinne der Steigerung der Betriebsamkeit Eintrag 
thun würde. 

Wäre aber auch eine die starke Kürzung ausgleichende 
Steigerung der Produktivität so gewiss , als sie es nicht ist, 
so würde es noch immer fraglich sein, ob der gesteigerte Mehr- 
ertrag lediglich in der Steigerung und Erhaltung der Lohn- 
sätze, nicht vielmehr in derjenigen der Gewinne und der Zinsen 
aufgehen würde. Gerade im Falle des Fortschrittes der Ma- 
schinenarbeit, vollends wenn solcher mit starker Volkszunahme 
zusammenträfe, wäre die Arbeitsnachfrage nicht wesentlich 
erhobt, also das Kapital auf dem » Arbeitsmarkt c in günstiger 
Lage. Von der Gewissheit der Vorteile des Achtstundentages 
für das Lohneinkommen ist also auch in der zweiten Rich- 
tung nicht die Rede. 

Käme nun weder durch Druck auf die Gewinn- und Zins- 
rente, noch durch Steigerung der Produktivität eine volle Aus- 
gleichung wirklich zu Stande, so müsste der Arbeitslohn durch 
Kürzung des Arbeitstages um 20 bis 30 Prozent — sinken. 
Und diese Wirkung ist durchaus nicht ausgeschlossen, da beide 
soeben erörterten Voraussetzungen zusammen fehlschlagen 
können. 

Nicht minder ungewiss ist die Wirkung der Geschäfts- 
aufsaugung aller unb eschäft igten Arbeitskräfte, 
ders. g. »industriellen Surplusarmee c durch den Achtstundentag. 

Nicht einmal für die erste G en erat ion würde diese 
Wirkung notwendig eintreten, da ja die Produktion Einschrän- 
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kungen erleiden kann und , wenn die Hoffnung auf erhöhte 
Produktivität nicht ganz eitel ist, wohl mehr Maschinen auf- 
gestellt, aber nicht wesentlich mehr Arbeitskräfte unvermeid- 
lich werden angestellt werden. 

Noch weniger ist auf die Dauer die fragliche Wirkung 
des Achtstundentages gesichert. Die weitere Volkszunahme 
— und gerade bei der behaupteten Steigerung des Stunden- 
lohnes durch den allgemeinen Arbeitstag wäre eine solche ceteris 
paribus das Wahrscheinlichere — kann neue überzählige Ar- 
beiterschichten schaffen. Etwaiges Sinken des Lohnes aber in- 
folge eines Rückganges in der Produktivität der nationalen Ar- 
beit würde die »industrielle Surplusarmeec notwendig vermeh- 
ren, wegen der Konsumtionsabnahme und der durch diese 
bewirkten Einschränkungen in der Beschäftigung für entbehr- 
liche Bedürfnisse. 

Käme es durch den Achtstundentag wirklich zu einer 
Schwächung des Ertrages der National Produktion , so wären 
gerade die für entbehrliche Bedarfe arbeitenden und die weniger 
leistungsfähigen Arbeiterschaften bedroht; denn für entbehr- 
liche Bedarfe sinkt die Nachfrage zuerst und zumeist und die 
weniger leistungsfähigen Arbeiter werden, weil sie in acht 
Stunden weniger zu stände bringen, schliesslich auch schlech- 
ter bezahlt werden. In dieser Beziehung bedeutet der uniforme 
Welt- und National-Achtstundentag keineswegs dasselbe für 
die Arbeiterschaften jeder Nation oder für die miteinander 
konkurrierenden Arbeiterschaften der einzelnen Industriereviere 
einer Nation. Auch die nationale und internationale Uni- 
formität des lohnpolitischen Maximalarbeitstages begegnet 
daher erbeblichen Bedenken, die wir jedoch hier nicht weiter 
verfolgen wollen. 

Selbst das völlige Verbot der Ueberzeitarbeit für Bewäl- 
tigung der Geschäftsüberhäufung stellt weder höheren Stunden- 
lohn, noch dauernde Beseitigung und Beschränkung überzäh- 
liger Hände in irgendwie sichere Aussicht. Das Gegenteil 
kann die Folge sein, wenigstens für alle jene Industriezweige, 
welche bezüglich der Nachfragen, für welche sie arbeiten, un- 
vermeidlich periodischen Stauungen und Rückfallen unterliegen. 
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WenD 8ohin die erstrebte lohnpolitische Wirkung des 
gesetzlichen Achtstundentages höchst zweifelhaft und die Zweck- 
mässigkeit der Massregel mehr als anfechtbar ist, so kommt 
schliesslich die Berechtigung des Staates zur Anordnung 
eines nicht mehr bloss schutzrechtlichen Arbeitstages sehr 
in Frage. 

Der Staat darf ohne Zweifel auf ein die menschenwürdige 
Existenz sicherndes Minimaleinkommen durch Sozialpolitik mit- 
telbar einwirken und er thut es z. B. in der Arbeiterversiche- 
rung. Er kann äussersten Falls im Geiste von Rodbertus den 
verhältnismässigen (»gerechtenc) Lohn so vergeblich dessen 
idealer Massstab seit v. Thünen gesucht worden ist, praktisch 
zu beeinflussen suchen, obwohl die Ausführbarkeit erst zu er- 
weisen wäre und wahrscheinlich nicht zu erweisen ist. Er 
darf aber den in seinen Wirkungen völlig unabsehbaren Ver- 
such der plötzlichen und allgemeinen Kürzung des Arbeits- 
tages um zwanzig bis dreissig Prozente sich doch wohl nicht er- 
lauben. 

Der Staat hat dieses Recht nicht bloss dem Besitze, son- 
dern auch den Arbeitern gegenüber nicht. Der Arbeiterstand 
überhaupt könnte ja im Lohneinkommen auch zurückgeworfen 
werden ; mindestens die Arbeitsgehilfenschaft in aller Produktion 
nicht notwendiger Lebensbedürfnisse. Eben die Arbeiter könn- 
ten teilweise die Zeche bezahlen müssen ; sie kämen im Lohn 
zurück, wenn ein Sinken des Ertrages der Nationalproduktion 
ohne Aufkommen aus der Erniedrigung der Gewinn- und Zins- 
raten durch die Massnahme herbeigeführt werden würde. 
Selbst dem einzelnen Arbeitsgehilfen gegenüber, welcher inner- 
halb der schutzrechtlichen Maximalarbeitszeit lieber länger 
arbeiten als weniger verdienen will, ist der Staat zum lohn- 
politischen Experiment des Achtstundentages schwerlich be- 
rechtigt; es läge darin eine nicht zu unterschätzende Frei- 
heitsbeschränkung vieler und nicht der schlechtesten Ar- 
beiter selbst. Doch bleibe diese Seite der Sache hier unent- 
schieden ! 

Ob das Experiment dennoch erzwungen werden wird? 

Zeitiohr. f. SUaUw. 1890. IV. Heft. 44 
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Wer vermag dies bei der zur Zeit noch widerstandlos zuneh- 
menden Demokratisierung des Verfassungsrechtes in allen Lan- 
dern unbedingt zu verneinen!? Wird es gemacht, so kann 
es und wird es ziemlich wahrscheinlich mit grossen Enttäu- 
schungen innerhalb der Arbeiterwelt selbst enden. 

Die Hauptentscheidung liegt offenbar in der Hand Eng- 
lands. Wenn dieses Land nicht vorangeht, wenn es die Be- 
denken wegen der amerikanischen, asiatischen, bald vielleicht 
auch afrikanischen Arbeitskonkurrenz sich nicht aus dem 
Sinne schlägt, so ist an einen Versuch mit dem allgemeinen 
Achtstundentage im übrigen Westeuropa überhaupt nicht zu 
denken. In England aber ist gerade der aristokratischere, alt- 
gewerkvereinliche Teil des Arbeiterstandes, die skilled labour 
dem gesetzlichen Achtstundentag nicht gewonnen und es fragt 
sich, ob diese Arbeiterschaft den Führern der umkilled labour 
— den Burns, Tillet u. s. w. — sich ergeben wird. Auf dem 
Septemberkongress zu Liverpool 1890 ist von dieser Seite dem 
allgemein gesetzlichen der teilweise vertragsmässige Acht- 
stundentag im Antrag Patterson entgegengestellt worden, wenn 
wir diesen Antrag richtig auffassen. Der letztere ist nur mit 
3 Stimmen Mehrheit (181 gegen 178) abgelehnt worden 1 ). 

Braucht man nun, wenn man den gesetzlichen Acht- 
stundentag ablehnt, darum für alle Zeit eine Arbeitskürzung 
unter den zur Zeit praktischen Zehn- oder Eilfetunden-Fabrik- 
tag herab für ausgeschlossen zu halten? Mit Nichten! 

Der Grundirrtum des alsbaldigen allgemeinen gesetz- 



1) Der Antrag Patterson (4. Sept.) lautet: >Nach Ansicht dieses 
Kongresses ist es von höchster Wichtigkeit, dass der achtstündige Ar- 
beitstag sofort von solchen Gewerken, die denselben wünschen 
mögen oder aufweiche er angewendet werden könnte ohne Nach- 
teil für die in solchen Gewerken beschäftigten Arbeiter, gesichert wer- 
den solle. Ein soloher achtstündiger Arbeitstag kann indes am leich- 
testen und wirksamsten erlangt werden durch diesen Kongress, welcher 
das alleinige wahre und repräsentative Arbeitaparlament ist, und folg- 
lich ist er der Ansioht, dass die Ueberweisung dieser wichtigen Frage 
an das Reiohspar lament, welches auf Grund seiner Zusammen- 
setzung notgedrungen ein Gegner ist, diese sehr nötige Reform nur un- 
endlich verzögern wird.« 
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liehen Achtstundentages wird nicht in der Annahme liegen, 
daas der Arbeitstag allmählich weiter sich werde kürzen las* 
sen, sondern darin, dass der gesetzliche Maximalarbeits- 
tag plötzlich , allgemein , schablonenmassig das bringen soll, 
was bei weiterem Aufsteigen der volkswirtschaftlichen Ent- 
wicklung nur der vertragsmässige Maximalarbeitstag 
allmählich, teilweise, ungleichmässig, veränderlich bringen kann. 

Wenn überhaupt eine so bedeutende Kürzung des Maximal- 
arbeitstages allgemein erreichbar würde, so wird sich diese nur 
im Durchgang durch eine in kleinen Schritten und 
nicht überall gleichmässig vor sich gehende, nur allmäh- 
lich sich befestigende Kürzung der Vertrags-Maximalarbeits- 
tage innerhalb jedes Geschäftszweiges und Landes erreichen 
lassen, und zwar ausserhalb wie innerhalb des Fabrik- und 
Quasi-Fabrikbetriebes. Nicht der allgemeine gesetzliche Acht- 
stundentag an Stelle eines Fabrik-Maximalarbeitstages von zehn 
oder eilf Stunden, ist das Nächste, sondern neben dem letzteren 
der aus dem beiderseits standesmässigen Lohnkampf hervor- 
gehende, nach Ort, Zeit und Erwerbsgattungen , ungleiche und 
bewegliche »Vertrags-Maximalarbeitstagc. 

Dem Zustandekommen dieser Kürzungsweise ist auch 
nicht das Geringste in den Weg zu legen. Man hätte hiezu 
weder ein Recht, noch irgend einen Grund. Niemand braucht 
dieses thatsächliche Kommen eines allgemein kürzeren Arbeits- 
tages, welches in gesetzlichen Maximalarbeitstagen unter zehn 
Stunden periodische Abschlüsse finden könnte, zu fürchten. 

Zu solcher Furcht ist um so weniger Anlass gegeben, als 
der Arbeiterstand selbst das höchste Interesse hat, jeden Sprung, 
welcher zurückgethan werden müsste, zu vermeiden; er wird 
in seiner grossen Mehrheit unterhalb der Ueberarbeitungsgrenze 
ein lohnreicheres Mehr an erträglicher Arbeitszeit einem ein- 
komraen8ärmeren Mehr an Erholungszeit vorziehen. 

Dem einst vielleicht möglichen, allmählich kommenden, 
aus einer Summe vertragsmässiger Kürzungen sich nieder- 
schlagenden Achtstundentag, welcher im Schosse der Zukunft 
liegen mag, m. a. W. einer auf hohem Fortschritt der Tech- 
nik und auf gesunder Bewegung der Volkszunahme beruhen- 

44* 



Digitized by LiOOQ IC 



678 Dr. Sch&ffle: 

den weiteren Steigerung der Löhne and weiteren Kürzung der 
Maximalarbeitszeit wird am wenigsten das Kapital mit Neid 
und Sorge entgegenzusehen haben. Denn je früher Etwas, 
wie der zuerst vertragsmassige, schliesslich gesetzliche 
Achtstundentag seinen dauernden Einzug halten konnte, desto 
glänzender würde der technische Fortschritt, desto normaler 
würde die Bevölkerungsbewegung, desto ruhiger und gesetz- 
licher würde das Staatsleben unserer nächsten Zukunft ge- 
wesen sein müssen. 

So wird man unseres Erachtens gegenüber der Acht- 
stundenbewegung mit ruhigem Blut in unbefangener Erörterung 
Stellung nehmen können unter der Voraussetzung allerdings, 
dass man die Arbeiterdemokratie nicht alle verfassungsmässigen 
Schranken ihrer Alleinherrschaft niederreissen lassen wird. 

Das wichtigste Ergebnis dieses Abschnittes für »Theorie 
und Politik des Arbeiterschutzesc finden wir aber darin, dass 
der auch lohnpolitische Achtstundentag abgelehnt werden 
und abgelehnt bleiben kann, selbst wenn man den rein schutz- 
politischen Zehnstundentag einräumt. Davon, dass der Staat 
mit dem Schutz-Arbeitstag sich dem Sozialismus verschriebe, 
ist nach der obigen Erörterung vollends keine Bede. 

Ist doch selbst auf dem Standpunkt der Sozialdemokratie 
der Achtstundentag, wie er zur Zeit verlangt ist, eine eigent- 
lich sozialistische Forderung nicht. Es mag ja sein, dass ein- 
zelne Führer die kapitalistische Produktionsweise damit schwä- 
chen und untergraben wollen, aber das Privateigentum an den 
Produktionsmitteln ist durch die Forderung grundsätzlich nicht 
verneint. Der allgemeine Achte tun den tag ist eine lohn poli- 
tische Bestrebung auf dem Boden der kapitalistischen Pro- 
duktionsweise. Nicht bloss im Eilf- oder Zehn-, sondern auch 
im Achtstundentag käme der Sozialismus immer noch nicht 
zur Herrschaft. Eher kann daran gedacht werden, dass die 
Führer den Achtstundentag vorschieben, um mit der ver- 
sprochenen Grundveränderung des »Produktionssystems« noch 
länger hinter dem Berge halten zu können. Wir sagen daher 
selbst gegenüber dem am »Welt-Arbeiterfeiertagec des 1. Mai 
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1890 proklamierten allgemeinen Achtstundentag nochmals : 
»Bangemachen gilt nicht !< 

4) Der Maximalarbeitstag und der Normal- 
arbeitstag. 

Was wir unter Maximalarbeitstag verstehen — die schutz- 
politische oder schütz- und lohnpolitische Beschrankung der 
höchstens erlaubten Gesamtarbeit innerhalb des astronomischen 
Tages auf eine Anzahl von Stunden — heisst wohl und hiess 
früher noch weit mehr Normalarbeitstag. 

Man lässt jedoch diese Alternativbezeichnung besser un- 
benutzt. Soweit der Normalarbeitstag einen bestimmten Sinn 
beigelegt erhalten kann, bedeutet er etwas ganz anderes, als 
den einen oder anderen Maximalarbeitstag ; denn er ist ein 
gesellschaftliches Idealmass für einheitliche Reduk- 
tion der gewerklich und persönlich so sehr verschiedenartigen 
individuellen Arbeitsleistungen aufeinander zum Zweck »ge- 
sellschaftlich normalere Anschreibung der Guthaben aus den 
Arbeitsleistungen und zum Zweck gesellschaftlich normaler 
Feststellung des Wertes der Produkte. Er ist künstlicher 
Generalnenner för eine Lohn- und Preisnormierung, 
etwa schon im kapitalistischen, notwendig aber in einem etwai- 
gen sozialistischen Gemeinwesen. Der schutzrechtlicbe Maximal- 
arbeitstag könnte neben der Einrichtung eines »Normalzeittagest 
bestehen, hat aber mit diesem an sich nichts zu schaffen. 

Wir könnten hienach an diesem schlechterdings nicht- 
schutzpolitischen Normalarbeitstage hier vorübergehen, glauben 
es aber dennoch nicht thun zu dürfen. Noch weithin herrscht 
unklare Vermengung des Maximal- und des Normalarbeitstags. 
Der Begriff des letzteren ist auch nicht in allgemein aner- 
kannter Weise formuliert und fixiert. Es ist leicht möglich, 
ja bei weiterer sozialistischer Fermentation der Arbeitermassen 
sogar wahrscheinlich, dass der Maximalarbeitstag als Normal- 
arbeitstag in denkbar schlechtester Ausführung des Gedankens 
der Normalarbeitszeit vorgeschlagen werden will. Grund ge- 
nug, den schutzrechtlichen Maximalarbeitstag von dem Nor- 
malarbeitstag hier scharf abzuheben, vor Allem aber den letz- 
teren Begriff fassbar hinzustellen. 
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Letztere Aufgabe ist freilich auf wenigen Seiten nicht 
ganz leicht zu losen. 

Die Bestimmung des Begriffes Normalarbeitstag hat an 
Beides , an den Begriff des Normierens und an den Begriff 
dessen, was gesellschaftlich normal (gerecht, billig, verhältnis- 
mässig u. s. w.) ist, anzuknüpfen. 

Der Normalarbeitstag wäre ein staatlich normierter Ar- 
beitstag im Gegensatz zum nicht normierten Arbeitstag, je- 
doch mit dem Zweck abnormen Gesellschaft*- und Wirt- 
schaftszuständen zu begegnen und möglichst normale Verhält- 
nisse herzustellen. Dies wäre der weiteste Begriff des Nor- 
malarbeitstages. 

Der schutzrechtliche wie der lohnpolitische Maximalarbeita- 
tag sind oder wollen sein Normalarbeitstage in diesem wei- 
teren Sinn. Beide sind gesetzlich normierte Arbeitstage mit 
dem Zweck, schutzpolitisch oder schütz- und lohnpolitisch 
normalere Zustände zu erlangen. Allein — die alternative 
Bezeichnung des Maximalarbeitstages als Normalarbeitstag ist 
darum doch nicht rätlich. Der Normalarbeitstage in diesem 
weiteren Sinne gibt es noch mehrere, wenigstens sind 'weitere 
denkbar ; selbst Minimalarbeitstage können als normalisierend 
normierte Tage gedacht werden. Man kann an die aus politi- 
schen oder geselligen oder Bildungsgründen einzufahrenden Nor- 
malarbeitstage denken, etwa an maximale, um für jeden Tag 
auch dem Arbeiter Müsse für die genannten nichtwirtschaftlichen 
Bethätigungen zu sichern; man könnte ferner an einen mi- 
nimalen Normalarbeitstag denken — ein kommunistischer Staat 
könnte solchen kaum entbehren — , um jedem ein tägliches 
Arbeitsminimum zwangsweise aufzuerlegen und hiedurch die 
Produktion des normalen Volksbedarfes sicher zu stellen; ein 
anderer Normalarbeitstag im w. S. d. W. wäre jener Maximal- 
arbeitstag im Sozialistenstaat , welcher es zu hindern hätte, 
dass die Fleissigen mehr arbeiten und zum Nachteile der Gleich- 
heit mehr gemessen würden. Alle diese denkbaren Normal- 
arbeitstage i. w. S. d. W. kümmern uns jedoch nicht ; die be- 
stehende Gesellschaftsordnung bedarf für ihre rechtliche Ord- 
nung das Mittel solcher Normalarbeitstage nicht und die cura 
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posterior eines Sozialismus oder Kommunismus, welcher jetzt noch 
immer ohne positives Ausführungsprogramm dasteht, eignet 
sich für theoretisch fruchtbare und praktisch bedeutsame Erör- 
terung überhaupt nicht , wenigstens nicht im Zusammenhang 
unserer Abhandlung. 

Anders verhält es sich mit einem schon angedeuteten 
> Normalarbeitstag c im e. S., für welchen die Bezeichnung 
Normalarbeitstag sich immer mehr, wenn auch nicht allgemein 
festgesetzt hat. Es wäre jener Normalarbeitstag, welcher dazu 
dienen soll, als Generalmass einer gesellschaftlich gerechten, 
— normalen oder doch (mit der altkapitalistischen Ordnung 
verglichen) normaleren — Bewertung der Arbeitsleistungen und 
der Produkte, als Mittel der Reduktion der verschiedenen Indivi- 
dualarbeit auf Bruchteile einer gesellschaftlich normalen Ge- 
samtarbeit des Volkes , als gesellschaftliches Eostenmass der 
Arbeitsprodukte und hiemit als Mittel der gesellschaftlich 
normalen Preisbildung zu dienen. 

Ein solcher Normalarbeitstag ist bis jetzt am klarsten von 
Rodbertus ausgedacht. Man veranschaulicht den Sinn des 
Normalarbeitstages am besten durch Anlehnung an diesen gros- 
sen ökonomischen Denker. 

Rodbertus erstrebt eine normalere Lohnbildung auf dem 
Boden der bestehenden Gesellschaftsordnung, und zwar in der 
Richtung verhältnismässiger Mitbeteiligung der Lohnarbeiter 
wie der Besitzenden am steigenden, im Zusammenwirken von 
Kapital und Lohnarbeit zu stände kommenden Ertrage der Na- 
tionalproduktion. 

Zur Lösung dieses Problems schlägt er einen eigentüm- 
lichen Normal -Zeitarbeitstag und einen Normal- 
Werkarbeitstag vor, um die Normalarbeit als allge- 
meines Wertmass zu ermitteln. 

Um die Beteiligung aller Arbeiter am Reinertrag der Na- 
tionalproduktion im Verhältnis ihres Beitrages zu dieser, also 
ohne Verkürzung der besseren durch die schlechteren Arbeiter, 
und ohne Gefahrdung der Produktivität durchzuführen, sei es 
nötig, die gewerklich und individuell so verschiedenartige Lei- 
stung der einzelnen Arbeiter auf ein gemeinsames Normal- 
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mass zurückzuführen, um so Leistung und Lohn ins Verhältnis 
setzen zu können. Dieses Mass hätte , was die einheitliche 
Bemessung der Arbeit in den verschiedenen Gewerken oder Ge- 
schäftsabteilungen betrifft , der »Normal-Zeitarbeitstag« , und 
was die Zurückführung der bei gleicher Arbeitszeit individuell 
dennoch ungleichen Leistungen auf einen Generalnenner betrifft, 
der »Normal- Werkarbeitstagc abzugeben. 

Die astronomisch gleiche Arbeitszeit bedeute nämlich in 
verschiedenen Gewerken dennoch nicht gleich viele Stunden 
Anstrengung und gleich viel der Gesellschaft geleistete Auf- 
opferung. Man müsse daher die gewerklichen Arbeitszeiten auf 
mittlere, gesellschaftliche Arbeitszeit, den normalen Zei t arbeits- 
tag zurückführen. Beträgt dieser zehn Stunden, so mögen 6 
Stunden Arbeit unter Tag ihm gleichkommen, wie 12 Stunden 
Spinnerei- oder Webereiarbeit. Oder, was dasselbe wäre, der 
Normal-Zeitarbeitstag wäre im Bergbau 6, in der Textilarbeit 
12 Stunden; die Zeitstunde Bergwerksarbeit würde gleich 
Vit Stunden , die Stunde Textilarbeit gleich */• Stunden Nor- 
malzeit anzusetzen sein. Der normale Zeitarbeitstag würde 
dazu dienen, die fachlich verschieden angestrengten Arbeiter pe- 
riodisch zueinander ins Verhältnis zu setzen, jeder Art Gewerke, 
jeder Beschäftigungsart im Normalzeitmasse die Guthaben aus 
ihrer Arbeitsleistung verhältnismässig (normal) anzuschreiben, 
beziehungsweise die letztere verhältnismässig zur Vergeltung 
zu bringen. Auch individuell käme es zur richtigen Lohn- 
gewährung ; denn wenn jemand im Kohlenbergbau statt 6 
nur 3, in Spinnerei und Weberei nur fünf Stunden arbeiten 
würde, erhielte er auch nur einen halben Normalarbeitszeittag 
angeschrieben und vergütet 

Der Normalzeittag würde aber zu einer richtigen Ausglei- 
chung zwischen Leistung und Bezug nicht genügen; denn in 
derselben Gewerks-Zeitstunde wird das eine Individuum 
weniger, das andere mehr, der eine Besseres, der andere Schlech- 
teres leisten. Das vereinte Interesse des Volkes und die Lohn- 
gerechtigkeit im Verhältnis der einzelnen Arbeiter unter ein- 
ander verlangen daher die Feststellung normaler Leistung 
innerhalb bestimmter Arbeitszeit, kurz die Feststellung von »Nor- 
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mal werke -Massen. Es muss auch mach Werke normiert 
werden. Das geschähe etwa so! Nachdem der normale Zeit- 
arbeitstag in jedem Gewerk resp. zu 6, 8, 10 oder 12 Zeit- 
standen (je nach der Strenge der Arbeit etc.) festgestellt 
worden, müsste auch noch in jedem Gewerk das normale Ar- 
beitswerk solchen Zeitarbeitstages festgesetzt werden, d. h. 
es müsste diejenige Quantität Werk oder Leistung normiert 
werden, die ein mittlerer Arbeiter, bei mittlerer Ge- 
schicklichkeit und mittlerem Fleiss, während eines 
solchen Zeitarbeitstages in seinem Gewerke zu liefern im 
stände ist. Diese Quantität Werk oder Leistung repräsentiere 
in jedem Gewerk das gleiche normale Arbeitswerk 
eines normalen Zeitarbeitstages und konstituiere damit auch 
in jedem Gewerk den »normalen Werkarbeitstag«, welcher 
gleich wäre dem, was jeder Arbeiter eines Gewerkes in seinem 
normalen Zeitarbeitstage liefern müsste, damit er einen vollen 
Arbeitstag — d. h. den normalen Werkarbeitstag bezahlt oder 
bescheinigt erhielte. Hätte also der Arbeiter im vollen Nor- 
mal-Zeitarbeitstag entweder anderthalbfaches oder nur halbes 
Normalwerk geliefert, so würde er z. B. bei 6stündigem Nor- 
malzeittage im Kohlenbergbau für 6 Stunden Arbeit l 1 /** be- 
ziehungsweise 1 /i Tag Normalwerkzeit angeschrieben erhalten, 
dagegen in Spinnerei und Weberei unter der früheren An- 
nahme für 12 Stunden den l'/if&chen, bezw. halben Normal- 
Werkarbeitstag. 

Damit sei die geleistete Arbeitszeit nicht bloss zwischen 
den verschiedenen Gewerks- und Geschäftsabteilungs- Arten, 
sondern auch zwischen den verschiedenen Graden der indivi- 
duellen Leistungsfähigkeit kommensurabel, gesellschaftlich (ein- 
heitlich) bemessbar und ausgleichbar gemacht. An jenem Teil 
des Nationalproduktes, welches der nationalen Lohnarbeit im 
ganzen zuzuscheiden wäre , könnten die Lohnarbeiter verhält- 
nismässig beteiligt werden. Stiege daher durch eine sofort 
zu erwähnende weitere Regulierung dieser Anteil, so stiege auch 
der Anteil des einzelnen Arbeiters am steigenden Ertrag 
der Nationalproduktion Verhältnis weise mit. Es wäre die Grund- 
lage für ein individualisierend gerechtes »soziales Lohnsystem« 
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erreicht, för ein System, welches den besseren Arbeiter auch 
besser lohnt, also Recht und Interesse der Arbeiter unterein- 
ander ausgleicht, welches ausserdem die Produktivität der Na- 
tionalarbeit durch verschiedene Belohnung der guten und der 
schlechten Arbeiter sichert, also auch Recht und Interesse der 
Gesellschaft zur Anerkennung brachte, endlich den Arbeitslohn 
stetig mit der steigenden nationalen Produktivität (und mit 
dem steigenden Einkommen aus produktivem Mobiliar- und 
Immobiliarbesitz) verhältnismässig mitsteigen Hesse. 

Die gerechte Beteilung der Lohnarbeit wäre aber doch 
nur eine unvollkommene, wenn nicht auch eine vollkommenere 
gesellschaftliche Bewertung der Produkte in Normalarb ei ta- 
ge ld, statt in Metallgeld stattfände. 

Bodbertus will in der That seinen »normalen Werk- 
arbeitstag c (gleich zehn Werkstunden) auch zum allgemeinen 
Wertmass der Arbeitsprodukte wie der Leistungen erhoben 
wissen; »Es muss zu allen anderen Festsetzungen, noch die 
tiefgreifendste hinzukommen : der normale Werkarbeitstag muss 
zu Werkzeit oderNormalzeit erhoben werden, und nach 
solcher Werkzeit oder Normalarbeit — nach solcher in sich 
ausgeglichener Arbeit — nicht bloss 1) der Wert des Pro- 
dukts jedes Gewerbes normiert, sondern auch 2) der 
Lohn in jedem Gewerk gezahlt werden. c 

Beides lasse sich in der That ausfahren. Was erstens 
die Normierung des Produktwerts nach Werkzeit oder Normal- 
arbeit betrifft, so müsste, um diese zu erreichen, der normale 
Werkarbeitstag, der in jedem Gewerk = 1 Tag gilt, (er mag 
in den verschiedenen Gewerken eine noch so verschiedene An- 
zahl von Zeitstunden in sich schliessen) und der eine Produkt- 
quantität repräsentiert, die einem normalen Tagwerk gleich 
ist — , es müsste der normale Werkarbeitstag als Werkzeit oder 
Normalarbeit aufgefasst und in allen Gewerken in die gleiche 
Anzahl von (10) Werkstunden geteilt werden. Nach solcher 
Werkzeit wird dann das Produkt in allen Gewerken gemessen. 
Eine Produktquantität , die einem vollen normalen Tagewerk 
gleich wäre, sie sei nun das Produkt eines halben normalen 
Zeitarbeitstages 6der zweier normaler Zeitarbeitstage, repra- 



Digitized by VjOOQ IC 



Zar Theorie und Politik des Arbeiter Schutzes. 686 

sentierte oder wäre wert 1 Werktag (10 Werkstunden) ; eine Pro- 
duktquantität , die einem halben normalen Tagewerk gleich 
wäre, sei sie das Produkt irgend einer normalen Arbeitszeit, 
oder sei sie dies nicht, repräsentierte oder wäre wert Vi Werktag 
oder 5 Werkstanden etc. Das Produkt eines Gewerks, auf 
dem eine Werkstunde haftete, wäre also nach diesem Mass 
auch in allen übrigen Gewerken dem Produkt gleich, auf dem 
eine Werkstunde haftete, oder, allgemeiner ausgedrückt : Pro- 
dukte von gleicher Werkzeit wären an Wert ein- 
ander gleich. — So ungefähr Rodbertus. 

Ein wirklicher Normalarbeitstag — Zeit- und Werkarbeits- 
tag — wäre für jedes Volkswirtschafts-System erforderlich, 
welches einerseits distributiv im Lohnwesen »Recht und In- 
teresse der Arbeiter untereinander, andererseits der Produk- 
tivität wegen , »Recht und Interesse der Arbeiter mit Recht 
und Interesse des ganzen Volkes c durch einschneidende Staats- 
dazwischenkunft genau ausgleichen wollte. Also nicht bloss für 
einen staatlichnormierten Kapitalismus, mit Privateigentum an 
den Produktionsmitteln, wie ihn Rodbertus unter einem star- 
ken Königtum ausgeführt denkt, sondern auch für jeden, ganz 
besonders aber für den demokratischen Sozialismus, wenn er 
getreu seinem Prinzip dem Kommunismus gegenüber Leistung 
und Genuas für Jeden proportional machen will , statt kom- 
munistisch Jedem freizustellen, zu arbeiten wie wenig und zu 
gemessen, wie viel er mag. Der Unterschied wird nur der sein, 
dass jedes sozialistische System den ganzen Produktionsertrag 
— nach Abzug der öffentlichen Bedarfe — pro rata der bei- 
getragenen Normalzeit austeilen und den Anteil Aller in nach 
Normalzeitkosten bewerteten Produkten abführen müsste, wäh- 
rend Rodbertus, ein Anhänger des Privateigentums, zu den 
erwähnten »Festsetzungen c noch eine weitere Festsetzung, die 
periodische Normierung von'Xohnsätzen in allen Gewerken nötig 
hätte. Er ist sich hierüber vollkommen klar: »unter der 
Autorität des Staates müsste auch noch in jedem Gewerk der 
Lohnsatz für den normalen Gewerkarbeitstag festgestellt, resp. 
zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern vereinbart werden, 
und müssten diese Festsetzungen sich periodisch wiederholen 
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und nach Massgabe der Steigerung der Produktivität der Ar- 
beit sich ebenfalls erhöben.« 

Des Unterschiedes zwischen normiertem Kapitalismus und 
normiertem (nicht kommunistischem, nicht anarchistischem) So- 
zialismus ist sich Rodbertus klar bewusst. Wären die Ar- 
beiter allein — so föhrt er aus — zu Anteil am natio- 
nalen Produktwert berechtigt, so würde jeder Arbeiter auch 
die ganze Normalarbeit, die er geliefert, bescheinigt erhalten 
müssen , und der ganze nationale Produktwert verteilte sich 
allein unter die Arbeiter. Z. B. hätte ein Arbeiter 17» 
normales Tagewerk in seinem normalen Zeitarbeitstag geliefert, 
so erhielte er auch 15 Werkstunden in seinem Lohn bescheinigt; 
hätte er nur Vs normales Tagewerk in seinem ganzen normalen 
Zeitarbeitstag geliefert, so auch nur 5 Werkstunden«. Das ganze 
National-Einkommen, welches x Normalarbeit wert wäre, ginge 
auch allein in Arbeitslohn auf, der x Normalarbeit betrüge. 
Allein ein solcher Zustand, der manchem Arbeiterführer jetzt vor- 
schweben möge, ist nach Rodbertus die reinste Chimäre : »Der 
Arbeiter kann in keinem Gesellschaftszustande sein ganzes 
Normalarbeitsprodukt erhalten, niemals in seinem Lohn die 
von ihm geleistete ganze Normalarbeit bescheinigt erhalten, 
es muss unter allen Umständen hiervon auch das, was heute 
als Grundrente und Kapitalgewinn auftritt, abgezogen werden.« 
Grundrente und Eapitalgewinn sind für Rodbertus Vergel- 
tungfür »mittelbare« Arbeit, für die volkswirtschaftliche Funktion 
der Produktions-Leitung. »Hat also auch der Arbeiter aller- 
dings in seinem normalen Zeitarbeitstag 10 Stunden Normal- 
arbeit geleistet, so kann er in seinem Lohn doch vielleicht 
nur drei Werkstunden bescheinigt erhalten, mit andern Worten, 
auf 3 Werkstunden Produktwert angewiesen werden«; denn 
eine Werkstunde Produktwert repräsentierte vielleicht seinen 
Beitrag zum Staatsbedarf (Steuer) und je drei Werkstunden 
würden in dem, was jetzt Grundrente und Eapitalgewinn heisst, 
daraufgehen. 

Es kann hier nicht davon die Rede sein, die Ausführung 
des kapitalistischen Normalarbeitstages im Sinne von Rod- 
bertus oder eines sozialistischen Normalarbeitstages zu kriti- 
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scher Erörterung zu bringen, so angezeigt es auch erscheinen 
musste, im Jahre der programmatischen Proklamierung des 
Achtstundentages nicht bloss den Maximal-, sondern auch 
den Normalarbeitstag möglichst scharf dem Leserkreis dieser 
Zeitschrift wieder vorzuführen. Einige kritische Bemerkungen 
werden uns beiläufig gleichwohl erlaubt sein. 

Wir halten unsere frühere an and. 0. ausgesprochene Mei- 
nung aufrecht, dass die Normalarbeits-Eosten für die Bewer- 
tung der Produkte und der Lohnansprüche nicht allein mass- 
gebend sind ; wir nehmen also die Ansicht nicht zurück, dass das 
gesellschaftliche Kostenwertmass gegenüber Produkten und Ar- 
beitsleistungen im Betrage des fallenden und sinkenden Gebrauchs- 
wertes beider modifiziert werden müsste. In dem Falle etwaiger wei- 
terer Verstaatlichungen bietet der JRoäbertus*8che Normalarbeits- 
tag dennoch für gerechte Regielohn- und Regiepreis-Regulierung 
immerhin einen Anhaltspunkt. Im übrigen ist unseres Erachtens 
nicht entfernt der Beweis erbracht, dass ein so eingreifendes Nor- 
mieren auch nur dem monarchischen Privateigentumsstaate, ge- 
schweige dem demokratischen Sozialistenstaate gelingen könnte. 
Auch nicht dafür, dass auf diesem Wege normalisierender 
Normierung Normaleres wirklich zu stände kommen würde, als bei 
einer in nerhalb eines positiven Arbeiterrechtes 
»sich selbstc, d. h. der frei organisierten Vereinbarung beider 
Klassen überlassenen Volkswirtschaft. Die Richtung, welche 
das neuzeitliche Industrieleben mit der ständischen Massen- 
vereinbarung beider Klassen, mit der Lohnliste und dem Lohn- 
tarif, mit der gleitenden Skala ganzer Industriezweige von 
einem festen Minimallohn aus u. s. w. genommen hat, ver- 
spricht einen bedeutenden Schritt zur Herstellung eines nor- 
maleren Lohnsystems. Soweit der Arbeitstag überhaupt als 
lohn politisches Mittel in Frage kommt, wird im ganzen der 
bewegliche und nach Gewerken ungleichmässige Vertrags- 
Maximalarbeitstag (ohne Nachteile auf seiner Kehrseite) vielleicht 
so viel oder mehr leisten können, als der » Norm alarbeits tage 
jenes engeren Sinnes, welcher sich uns hier an der Hand von 
Rodbertus festgestellt hat. Die vollige Eliminierung 
der kapitalistisch individualisierenden »Fest- 
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Setzungen« durch Bemessung allein nach der »gesellschaft- 
lichen Normalzeit« und »Normalarbeit« dürfte grundsätzlich und 
praktisch die grössten Bedenken gegen sich haben. Praktisch 
vor allem das Bedenken der Belastung des Staates mit einer 
Normierungs- und Normalisierungsaufgabe, welche nur ein 
starker Optimismus als leicht annehmen kann. Uns erscheint 
es sonach auch heute noch fragwürdig, ob irgend ein Staat 
— und wäre er die stärkste Monarchie mit bester Verwaltung — , 
der Aufgabe obiger Normalisierungen gewachsen wäre. Man 
darf bis auf Weiteres hieran zweifeln und kann sich auf die 
Seite derjenigen stellen, welche von besser organisierter freier 
Lohnvereinbarung zwischen Verbandsvertretungen beider Klas- 
sen einen im ganzen vollkommeneren Erfolg auf einfachere 
Weise sich versprechen. Allein diese und ähnliche Erwägungen 
sind nach dem in dieser Abhandlung zu behandelnden Thema 
des weiteren bei Seite zu lassen. 

Unsere Aufgabe war der Nachweis, dass der schutzpoli- 
tische oder der schütz- und lohnpolitische Maximalarbeitstag 
mit dem Normalarbeitstag i. e. S. — sei es dem fakultativ 
kapitalistischen Normalarbeitstag nach Rodbertus, sei es mit 
dem unerlässlichen Normalarbeitstag des Sozialismus — über- 
haupt nichts zu thun hat. Der Normalarbeitstag im präzisen 
Sinne des Bodbertus oder irgend eines rationellen Sozialisten 
bedeutet ein künstliches Reduktions- und Wertmass für ge- 
sellschaftliche Normierung der Löhne und Preise, aber weder 
eine schutzrechtliche Regelung der erlaubten Arbeitshöchstdauer 
innerhalb jedes astronomischen Tages, noch die Beeinflussung 
kapitalistischer Lohnbildung durch einen gesetzlichen Maximal- 
arbeitstag kürzester Dauer. Wie ein Normalarbeitstag könnte 
auch eine Normalarbeitsstunde als Generalnenner der einheit- 
lichen Reduktion verschiedenartiger Arbeit auf Ein Zeit- und 
Werk-Norm^lmass zur Bewertung der Produkte und der Ar- 
beitsleistungen angewendet werden. 

Der Normalarbeitstag im Sinne von Bodbertus ist zwar 
auch ein normalisierend normierter Arbeitstag, also ein Nor- 
malarbeitstag in jenem weiteren Sinn , in welchem dies auch 
der schutzpolitische Maximalarbeitstag ist. Allein nicht von 
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der Normierung und Normalisierung, sondern lediglich von 
seinem Wesen eines gesellschaftlichen Normalmasses für 
Bewertung der Arbeitsleistungen und der Produkte kann er die 
Bezeichnung des Normalarbeitstages schlechthin erhalten. 

Das Interesse theoretischer Abhebung des Maxiinalarbeits- 
tages vom Normalarbeitstage hätte allein schon das Recht zu 
den obigen Ausführungen gegeben. Die letzteren haben aber auch 
ein praktisches Interesse für die Politik des schutzpolitischen 
Zehnstundentages dem Achtstundentag gegenüber. Und darüber 
wird noch das Wort zu sagen sein: der Achtstunden- 
tag d ro h t bei eine m Versuche des Sozialismus 
in einen Normalarbeitstag der denkbar schlech- 
testen Art auszulaufen. 

Der demokratische Sozialismus hat bis jetzt wenigstens, 
parteiprogrammatisch kein positives Programm über den ihm 
notwendigen Normalarbeitstag. Er wird wohl kaum eine 
bessere Formulierung finden, als jene von Bodbertus (nach 
Ausmerzung der periodischen Lohnfestsetzung dem Kapitale 
gegenüber s. oben S. 685 f.). Die Normalbemessung von Bodbertus 
wäre unvergleichlich vollkommener, als die Gleichsetzung aller 
astronomischen Arbeitszeitstunden ohne Rücksicht auf den Unter- 
schied der Arbeitshärte in den verschiedenen Gewerken und 
ohne Aufstellung von Normalwerk per Normal-Zeittag oder 
Normal-Zeitstunde. 

Würde aber der demokratische Sozialismus dieser Gleich- 
setzung und biemit der denkbar unglücklichsten Ausgestaltung 
sozialistischer Normalzeit, der Hineinschiebung des sozialisti- 
schen Normalarbeitstages in den allgemeinen Maximalarbeitstag 
entrinnen können , falls er es überhaupt zu einem Versuche 
bringen konnte? 

Zu den ungeheuren Schwierigkeiten , welchen schon die 
Normalarbeitszeit von Bodbertus technisch und administrativ 
begegnet, kämen die besonderen Erschwerungen, welche aus 
dem übermächtigen Eiafluss der Massen des demokratischen 
Volksstaates auf die Normalzeit-Regulierung unvermeidlich her- 
vorgehen müssten. Die Sozialdemokratie würde als Demo- 
kratie mit dem extremsten Gleichheitsverlangen, (nämlich jede 
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Arbeitsstunde aller Einzelnen gleich zn setzen ohne Rücksicht 
auf die technische Härte der Arbeit , ohne Rücksicht auf die 
Unterschiede derGewerke, ohne Rücksicht auf die individuelle 
Leistung, ohne Rücksicht auf den wechselnden Gebrauchswert) 
kaum fertig werden. Sie dürfte es vielleicht gar nicht wagen, 
vor den Massen die ungemeinen Normalzeit -Verschieden- 
heiten gleicher Grössen astronomischer Arbeitszeit zu vertreten, 
d. h. gleich viel Arbeitsstunden verschiedener Arbeit verschieden 
vergelten zu wollen. Ohne Anerkennung dieser Verschieden« 
heit aber wäre sie von Hause aus bankerott 

So begreift man es, dass sich die Sozialdemokratie bis jetzt 
um ihre eigentliche Aufgabe, die Präzisierung eines praktisch 
sozialistischen Normalarbeitstages, herumdrückt. 

Sie konnte dies auf zweierlei Weise thun. Entweder schwelgt 
sie in Uebertreibungen des Maximalarbeitstages im Sinne des 
kapitalistischen Arbeiterschutzrechtes, oder ergibt sie sich der 
kommunistischen Verneinung jeder Notwendigkeit der Reduk- 
tionen auf Normalzeit. In der That geschieht Beides , wenn 
man scharf zusieht 

Nach strenger Forderung des Sozialismus müsste eigent- 
licht nicht oder nicht bloss ein Maximalarbeitstag , sondern 
auch und hauptsächlich ein Minimalarbeitstag gefordert wer- 
den, um das vom Volk erstrebte und anerkannte Bedürfhis- 
mass zu befriedigen. Statt dessen wird mit der Aussicht 
geschmeichelt, dass technisch und wirtschaftlich eine Zeit 
kommen werde, wo man den Arbeitstag für Alle ohne jeglichen 
Unterschied bis auf 3 und 2 Stunden herabsetzt, um nach 
Befriedigung des Schlafbedürfnisses mindestens zwölf Stunden 
der Geselligkeit, der Kunst und der > Bildung«, dem Redenhalten 
und Redenhören, täglich widmen zu können. Auch die Klei- 
nigkeit, dass entweder die Bevölkerung immerfort steigen und 
die Produktionsschwierigkeiten, (die Normalzeitkosten) für Bo- 
denprodukte wachsen könnten, oder dass die Bevölkerung sta- 
tionär bleibt und sinkt und mit ihr der Fortschritt von Tech- 
nik und Wirtschaftlichkeit auch stille steht und zurückgeht, 
wird einfach nicht beachtet. 

Soweit die obigen Versprechungen fortschreitender Kürzung 



Digitized by VjOOQ IC 



Zur Theorie and Politik des Arbeiterschutee«. 691 

des Maximalarbeitetages auf Grund des Fortschrittes der Ar- 
beitsproduktivität gehen, so stille ist man bezüglich der Nor- 
malarbeitszeit , bezüglich der Wert- und Einkommensregulie- 
rung nach ihr. Die Partei hat darüber unseres Wissens ein- 
lasslicher noch gar nichts geäussert und wahrscheinlich besitzt 
sie hierüber, d. h. über die Grundfrage des sozialistischen »Volks- 
staates« völlig durchgearbeitete Gedanken, geschweige ein von 
der Parteimehrheit gebilligtes Programm nicht. Die Reduktion 
gleicher Arbeitszeitmassen verschiedener Individuen in ver- 
schiedenen Gewerken auf ungleiche Mengen Normalzeit, bezw. 
die ungleiche Vergeltung astronomisch gleicher Arbeitszeit- 
massen, läuft dem demokratischen Massenwillen sicher wider 
den Strich. Man schweigt sich besser darüber aus ; ffifee, welcher 
an allen Schutzrechts- Verhandlungen des deutschen Reichs- 
tages teilgenommen hat, bestätigt aus seiner Erfahrung, dass 
die parlamentarische Sozialdemokratie immer nur den Maximal-, 
nie den Normal-Arbeitstag im Auge gehabt hat Er sagt am 
a. 0.: »An die Einführung des » »Normal- Arbeitstagestc, gar 
im Sinne des sozialistischen Zukunftsstaates oder von Rod- 
bertus, hat auch keiner der Antragsteller im deutschen Reichs- 
tage je gedacht — auch nicht die Sozialdemokraten — , 
sondern immer war nur der Maximal- Arbeitstag, die Festsetzung 
einer Obergrenze der zulässigen täglichen Arbeitszeit gemeint, 
wenn auch der weniger präzise Ausdruck »»Normal- Arbeits- 
tag«« vielfach üblich war.« 

Die Bewegung wird jedoch bei dieser Umgehung der 
Hauptsache unmöglich stehen bleiben können. Irgend ein 
sozialistischer Normalarbeitstag als Generalnenner der Güter- 
bewertung und der Einkommensbemessung für Alle, müsste 
theoretisch und parteiprogrammatisch seine Formulierung finden 
und — trotz aller Gefahr der Spaltung hierüber — in der 
einen oder anderen Weise zur Entscheidung der Partei ge- 
stellt werden. Zumal, nachdem die dermaligen Illusionen über 
Unterbringung der »Surplusarmee« und über allgemeine Steige- 
rung des Stundenlohnes durch den Achtstundentag zerronnen 
sein würden. 

Zeituhr. £ Bteatiw. UM. IT. H«ft. 45 
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Alsdann ist nur dreierlei denkbar: entweder der konse- 
quent ins Sozialistische erweiterte Normalarbeitstag , etwa 
unter Benützung der positiven Vorschwebangen von Bodbertus. 
Oder zweitens die Erhebung des Maximalarbeitstages zum Nor- 
malarbeitstage , indem ohne jede Reduktion auf gesellschaft- 
liche Normalarbeit die astronomische Zeitstunde aller Arbeiter 
als gleichwertig angenommen und Güterbewertung und Ein- 
kommen hienach reguliert werden würden. Oder drittens die 
kommunistische Beseitigung aller Normalarbeitszeit nach dem 
Grundsatz , dass jeder arbeiten darf, so wenig er will, und 
gemessen, so viel er mag. 

Der ersten Eventualität, einer Umwendung in der Rich- 
tung auf Bodbertus steht die demokratische Abneigung gegen 
Anrechnung gleicher Arbeits-Uhrzeit auf ungleiche Mengen 
Normalarbeit entgegen ; von den hervorgehobenen praktischen 
Schwierigkeiten und den Mängeln der Bodbertu$ y 8ehen For- 
mulierung zu schweigen. 

Die zweite Eventualität einer Ausbildung des Programmes 
in der Richtung der Identität von astronomischer Individaal- 
und von gesellschaftlicher Normalarbeitszeit, in der Richtung 
der Gleichwertigkeit der Uhrzeitstunde aller ist zwar eher 
denkbar. Doch müsste darüber die Sozialdemokratie den Kern 
ihrer jetzigen Anhängerschaft verlieren; denn die mehr Lei- 
stenden würden für die weniger Leistenden arbeiten und Letztere 
den Vorteil haben. Zu einem praktischen Versuch kann es über- 
haupt kaum kommen ; aber die an Gewissheit grenzende Wahr- 
scheinlichkeit, dass ein solcher Versuch, wenn er im grössten 
unrecht gegen die in der Qualität der Leistung besseren, in der 
Arbeitsstrenge scharfer angelegten Arbeiter, dennoch gemacht 
würde, zur formlichen Ertötung der Arbeitswilligkeit der 
Tüchtigsten, also zu unberechenbarem Sinken des Ertrages 
der Nationalarbeit hiemit des Lohnes hinführen würde, wird 
auch der höchste Optimismus theoretisch nicht in Abrede 
stellen können. Daran würden sich die agitierten Massen frei- 
lich nicht kehren, sie würden im Namen der Gleichheit die 
astronomische als normale Arbeitsstunde behandelt verlangen, 
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und vorläufig geschieht dies schon jetzt halb in der Forderung 
eines allgemeinen Stundenminimaüohnes. 

Dann wäre es freilich in Gedanken nicht mehr weit zur 
dritten und änssersten Alternative. Man braucht gar keine 
Normierung und keinen Normalarbeitstag! Nicht mehr: 
»Jedem unter Vermittelung des Staates nach seiner Arbeit!« 
vielmehr : »Jedem Arbeit so viel er arbeiten und Genuas soviel 
er gemessen mag U Selbst der Gleichheit» wahn, die astronomische 
Stunde des Maximalarbeitstages zum Normalzeitmass zu machen, 
wäre überholt und nur deshalb die Vermengung von Maximal- 
und Normalarbeitstag beiseite geschafft Praktisch kann es 
zu diesem Aeussersten freilich nicht kommen. Es ist aber 
doch interessant und vom 1. Oktober 1890 ab auch nicht 
mehr denunziatorisch zu bemerken, dass diese agitatorisch so 
wohlfeile Wendung zum Kommunismus während der Zeit des 
Sozialistengesetzes seit Jahren und unter den Augen der Po- 
lizei in verbreiteten Flugschriften sich schon sehr breit zu 
machen begonnen hat« 

Es fallt uns nicht ein, zu behaupten , die jetzige Leitung 
der Sozialdemokratie plane es, die astronomische als gesell- 
schaftlich normale Arbeitsstunde für den Fall der Einführung 
des Sozialstaates zu behandeln. Solchen Wahnwitzes ist sie 
nicht fähig. Die jetzige Leitung der Sozialdemokratie will, 
wie wir zeigten , im Achtstundentag nur einen schütz- und 
lohnpolitischen Maximalarbeitstag und diesen auf ganz kapi- 
talistischem Boden. Dafür, dass der Achtstundentag allen 
Arbeitern für jede Stunde normaler oder astronomischer Ar- 
beitszeit denselben Lohn bringe, trifft sie in ihrem Acht- 
stundentag nicht die geringste Vorkehrung; sie bewegt sich 
also wirklich noch durchaus auf dem Boden der kapitalistischen 
Gesellschaftsordnung, wie sehr dabei einzelne in der Löwenhaut 
des Sozialismus einherschreiten mochten. Würde aber die 
jetzige Leitung noch obenan sein, wenn die Massen jede astro- 
nomische Arbeits-Zeitstunde ihres höchstens acht- oder dann 
wohl schon sechsstündigen »Maximalarbeitstagesc als Normal- 
zeitstunde angesehen wissen wollten? 

Hoffentlich ist uns in dem Vorstehenden wenigstens 

45* 
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dies gelangen klar zu machen , dass die Arbeiterschutzpolitik 
mit irgend einem Normalarbeitstage, geschweige mit dem in 
den astronomischen Maximalarbeitstag eingeschalteten Normal- 
arbeitstag auch nicht das Geringste zu Uran hat Letzteres 
ist schon deshalb nicht der Fall, weil sie einen > allgemeinen« 
— nicht bloss sehnte-, sondern zugleich lohnpolitischen — 
Mazimalarbeitatag überhaupt ablehnt. 
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Von Sigmund Feilboten» 
L 

Die Geschichte der Nationalökonomie kann drei Gestalten 
annehmen. Als Geschichte der nationalökonomischen Ge- 
danken behandelt sie die Entwicklung der einzelnen Dogmen. 
Als Geschichte der nationalökonomischen Denker schildert 
sie deren Stadien- and Lebensgang. Als Geschichte des na- 
tionalökonomischen Denken 8 beschreibt sie die Verände- 
rungen im Verständnis der Volkswirtschaft überhaupt, nach 
ihren Ursachen. 

Und wie verschieden sind diese drei Gestalten! Die Dog- 
mengeschichte neigt zum nüchternen Tone eines nützlichen 
Kachschlagewerkes, welches dem Forscher das Erfinden längst 
erfundener Dinge, das Scheitern an längst entdeckten Irrtü- 
mern, das nnhistorisch naive Daranflosdenken ohne kritische 
Stellungnahme zu den bisherigen Meinungen unmöglich macht. 
Die Geschichte der nationalökonomischen Denker ist ein wahrer 
Cyklus von Faust-Dramen and doch nur ein kleiner Teil von 
der gewaltigen Tragödie des Menschen als Forschers. Aber 
die Entwicklungen der einzelnen Gedanken und Denker sind 
sämtlich nur Symptome, welche die Gesamtentwicklung der 
Wissenschaft kennzeichnen und begleiten, wie Jahresringe und 
Früchte die Entwicklung des Baumes. Die tiefsten Wurzeln 
der Wissenschaft , die letzten Ursachen ihres Werdens zu er- 
gründen, ist der Geschichte der Nationalökonomie in ihrer 
dritten Gestalt vorbehalten. Als Geschichte des Denkens ist 
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sie das grosse Epos ron den Verwandlungen der wirtschaft- 
lichen Weltanschauung, ihrer Ideale in der Volksseele, ihrer 
Schlagworte in der öffentlichen Meinung. Es gibt Wissen- 
schaften, welche von den geheimnisvollen Wandlungen der 
Volksseele wenig berührt werden. Ob die Menge den Idealen 
der Freiheit zujauchzt oder alles Ideale verhöhnt, ob die 
Völker sich ihrer Vorurteile schämen oder darauf stolz sind, 
gegen das Einmaleins macht niemand Revolution oder Reak- 
tion und niemand hasst oder bekämpft das Gesetz der Schwere. 
Aber die Nationalökonomie ist keine solche Wissenschaft. 
Nichts Menschliches liegt ihr ferne und sie leidet mit den 
Leiden der Menschen. Sie ändert sich mit den Verhältnissen 
des bescheidensten Arbeiters, aber auch mit den Revolutionen 
der Philosophie und mit den Katastrophen der Politik. Von 
Generation zu Generation verlegt sich der Schwerpunkt der 
öffentlichen Aufmerksamkeit auf Thatsachen verschiedener Art 
Neue Erfahrungen widerstreiten alten Meinungen, neue Mei- 
nungen finden viele Gegner, die alten werden angegriffen und 
verteidigt, es entsteht Streit und Zweifel, die Autorität der 
Wissenschaft sinkt in der öffentlichen Meinung. 

Da bricht sich in dem Chaos die Grundkraft Bahn, welche 
bisher noch für jeden umgestaltenden, allgemein anerkannten 
Fortschritt der Wissenschaft unentbehrlich war, die Geisteskraft 
des grossen Denkers als die höchste Potenz des Bewusstseins und 
vielleicht die gewaltigste Kraft auf Erden. Durch die Argu- 
mente des grossen Denkers lösen sich die Zweifel, die Irr- 
tümer entweichen, die Wahrheit siegt; einheitliches Handeln 
tritt an die Stelle thatenlosen Schwankens. Wer das bewirkt 
hat, mus8 von der Geschichte des nationalökonomischen Den- 
kens sorgsam studiert, nicht von oben herab gerichtet werden. 

In der ganzen Geschichte des nationalökonomischen Den- 
kens hat kein einziger Schriftsteller auch nur annähernd einen 
Erfolg aufzuweisen , wie Adam Smith. Andere Nationalöko- 
nomen haben nur die Gelehrten oder nur die Praktiker oder 
nur einzelne Materien oder nur einzelne Schulen beeinflnsst. 
Aber Smiths Hauptgedanken haben in allen Materien zwei 
Menschenalter hindurch die Praxis und die Theorie völlig be- 
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herrscht, allenfalls mit Modifikationen durch die erklärten 
Jünger des Meisters. Heute noch kann seihst ein Gegner 
Smiths ohne dessen Grundbegriffe keine nationalökonomische 
Behauptung formulieren und ohne dessen Hauptgedanken keine 
begründen. Aber weil einige Grundbegriffe des grossen Schotten 
einer feineren und genaueren Bearbeitung bedürfen, weil einige 
von seinen Ansichten für die gründlichst veränderten Ver- 
hältnisse unserer Zeit nicht mehr zutreffen, weil einflussreiche 
Interessen durch seine Forderungen verletzt werden, hat man 
sich gewöhnt, in hochfahrendem Tone über Adam Smith ab- 
zusprechen, statt die Frage nach den Ursachen seines Erfolges 
eingehend zu prüfen und daraus methodische Folgerungen für 
unsere Zeit grenzenloser Zerfahrenheit und endloser Meinungs- 
verschiedenheit zu ziehen. 

Die Frage nach den Ursachen von Adam Smiths beispiel- 
losem Erfolg wird täglich schwieriger und räthselhafter. Seit- 
dem durch Mac Cullochs Einleitung zu seiner Smith-Ausgabe 
und durch Haschers Forschungen über die ältere, englische 
Nationalökonomie, ferner durch Daires Ausgabe der Physio- 
kraten, sowie durchdie daraufgestützten Abhandlungen von Scheel 
und Leser u. s. w. fast jeder grundlegende Gedanke Smiths in den 
gelegentlichen Aeusserungen seiner englischen und französischen 
Vorgänger aufgefunden wurde, ist das Ansehen des grössten Natio- 
nalökonomen gerade bei kleinlichen Kritikern tief gesunken. 

Der Grund dafür liegt darin, dass der oberflächliche Kopf 
nur zu leicht mit einem fertigen Begriffe von den wesentlichen 
Eigenschaften eines grossen Nationalökonomen an die Geschichte 
des nationalökonomischen Denkens herantritt, statt diesen Be- 
griff erst der geschichtlichen Erfahrung zu entlehnen. Dem 
Anscheine nach bemisst sich die Grosse eines Denkers nach der 
Menge seiner noch nicht dagewesenen Gedanken. Aber der 
Schein muss auch hier der gegenteiligen Erfahrung weichen. 
Die Erfahrung lehrt, dass Adam Smith der einflussreichste 
Nationalökonom aller Zeiten war. Die Erfahrung lehrt aber 
auch, dass seine wichtigsten Gedanken nicht von ihm zuerst 
ausgesprochen wurden. Daraus folgt der harte Schluss , dass 
die Grösse eines Nationalökonomen von der Neuheit seiner 



Digitized by LiOOQ IC 



698 Feil bogen: 

einzelnen Gedanken ziemlich unabhängig ist. Sonst wäre Fourier 
ein grösserer Nationalökonom als Smith. Natürlich ist damit 
die Frage der subjektiven Originalität noch nicht entschieden. 
Jedem wissenschaftlichen Arbeiter geschieht es, dass er seine 
ureigensten, völlig originell entstandenen Ideen eines Tages 
bei irgend einem anderen Autor wiederfindet Da Smith bis 
zu seinem 53. Lebensjahre mit seiner Publikation wartete, so 
wird er indessen viele von ihm selbständig aufgestellte An- 
sichten bei Vorgängern oder Zeitgenossen angetroffen haben. 
Wie weit er wirklich und bewusst anderen seine Gedanken 
entlehnt habe, darüber sind vorlaufig nur Wahrscheinlichkeits- 
schlüsse möglich. Aber ein geistreicher Schriftsteller hat be- 
hauptet, dass jeder Mensch aus jedem Autor genau soviel her- 
ausliest, als er in ihn hineingelesen hat. Wenn wir heute 
Smiths Vorgänger lesen, so schreiben wir mit Vorliebe die 
Stellen heraus, an welchen sie mit ihm übereinstimmen. Sollte 
er seine Vorgänger nicht etwa nach demselben Kriterium ge- 
lesen und bloss das aus ihnen herausgeschrieben haben, was 
ohnehin mit seinen innersten Gedanken zusammentraf? Wenn 
jemand aus einem Wust von Büchern und Abhandlungen ge- 
rade diejenigen, zuweilen ganz verschollenen Schriften und aus 
diesen gerade diejenigen oft allgemein übersehenen Stellen 
wählt, welche das Richtigste und Wichtigste enthalten, und 
wenn er dieses »Entlehnte« klarer ausspricht, besser begrün- 
det und fruchtbarer anwendet, ab seine Vorgänger, so spricht 
die Wahrscheinlichkeit dafür, dass in diesem Falle der von 
ihm entlehnte Gedanke in den Tiefen seiner eigenen Indivi- 
dualität ganz merkwürdig vorbereiteten Boden gefunden haben 
muss, so verschieden vom Geisteszustand der Millionen, welche 
achtlos an derselben Aeusserung vorübergegangen sind, dass 
derselbe Gedanke, wenn nicht durch diese Lektüre, durch eine 
andere Lektüre oder durch die Erfahrung entstanden wäre. 
Doch die Frage nach der subjektiven Originalität Adam Smiths 
ist von verschwindendem Interesse gegenüber den merkwür- 
digen Folgerungen , die sich aus dem Mangel objektiver Neu- 
heit ergeben. Noch heute beurteilen wir jeden neu auf- 
tauchenden Nationalökonomen nach der Neuheit seiner einzel- 
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nen Gedanken. Dies ist falsch. Was jeder Forscher anstrebt, 
ist die Aufstellung neuer Gedanken. Auch nicht das Wich« 
tigste! Auch in der Nationalökonomie kommt das Neue nicht 
erwachsen, nicht reif, nicht wirksam zur Welt. Die entschei- 
denden Gedanken Adam Smiths kämpften schon vor ihm 
den Kampf ums Dasein. Er aber gab ihnen erst die richtigen 
Waffen, indem er ihre Beweiskraft verstärkte; er gab ihnen 
den vollen Wert, indem er ihren Zusammenhang aufwies. 
Durch ihn erst wurde wirksam, was vor ihm schon da war, 
aber nicht wirkte. Dadurch begründete er die Nationalöko- 
nomie als Wissenschaft d. h. als Vereinigung zusammenge- 
höriger Erkenntnisse zur gegenseitigen Verstärkung der Evi- 
denz und Vertiefung des Verständnisses. Vor ihm waren die- 
selben Erkenntnisse verstreut und unwirksam. Am besten 
sehen wir dies an David Hume, welcher bereits die Theorie 
von der Arbeit als Quelle der Güter ausspricht und den Frei- 
handel fordert, allgemein gelesen wird und doch an der her- 
gebrachten Gestalt der Nationalökonomie nicht viel zu ändern 
vermochte. Warum er dies nicht konnte und inwieferne Smith 
ihm überlegen war, soll im folgenden näher untersucht werden. 

IL 
Es fehlt nicht an Schriftstellern, welche mit Wdtckenaer 
(Biographie universelle) David Hume als den wahren Begrün- 
der der Nationalökonomie betrachten. Selbst Dühring, der 
sich auf die von ihm angestrebte, genaue Kennzeichnung der 
Rangverhaltnisse unter den Denkern nicht wenig zugute thut, 
führt die»Kon8tituierung der Nationalökonomie als Wissenschaft 
gleichmässig auf Hume und Smith zurück '). Derselbe Histo- 
riker zitiert in seiner »Kritischen Geschichte der Philosophie« 
den Ausspruch Lord Broughams, *Humes Abhandlungen ent- 
hielten ein konsequenteres System wirtschaftlicher Anschau- 
ungen als A. Smiths Nationalreichtum.« Duhrings Verehrer 
Skarzinsky hat sogar in einem 460 Seiten langen Buche ') 
unter anderem Hume auch als Nationalökonomen hoch über 



1) 2. Aufl., p. 45 und an unzähligen Stellen. 

2) Skarzinsky, Adam Smith, als Moralphilosoph und Schöpfer der 
Nationalökonomie. Berlin 1878. 
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Smith gestellt and behauptet, dass letzterer die Essays seines 
Freundes nicht einmal sieben Jahre nach ihrer Veröffent- 
lichung hinlänglich zu würdigen und auszunutzen verstand 
(p. 167). Wenn derartige Behauptungen unwidersprochen blie- 
ben, so würde nicht nur Smith ungerecht herabgesetzt, was der 
grosse Forscher vielleicht zugunsten seines geliebten Freundes 
gerne geduldet hatte, sondern es wird auch der ganze Frozess 
des Werdens einer Wissenschaft, wie er uns bei der National- 
ökonomie ziemlich klar zutage tritt, verdunkelt und das Ur- 
teil über das Eine, was der heutigen Wissenschaft notthut, 
gründlich irre geleitet. Gewiss tritt jeder von uns mit einem 
günstigen Vorurteil an Hume'a Essays heran. Der Verfasser 
war ein Philosoph ersten Ranges; warum sollte er in der 
Nationalökonomie seine Geisteskraft verläugnet haben? Er 
hatte das vierzigste Lebensjahr bereits überschritten, sein viel- 
bewunderter Treatise of human nature lag bereits seit zwölf 
Jahren gedruckt vor und noch immer blieb die allgemeine 
Anerkennung aus, welche dem genialen Zweifler eine objek- 
tive Gewähr dafür geboten hätte, dass er nicht vergeblich sein 
bürgerliches Fortkommen zugunsten der Entwicklung seines 
Denkens geopfert hatte. Da erschienen seine volkswirtschaft- 
lichen Versuche und gerade diese haben die Gunst der Zeit- 
genossen dem vernachlässigten Forscher zugewendet. Sie haben 
für ihren Wert die Präsumtion, welche der Erfolg erzeugt. 
Welche hohe Meinung müssen wir überdies von den Essays 
haben, wenn sie für Adam Smith dasselbe waren, was für 
Imanuel Kant die Philosophie David Humes war, der Funke 
nämlich, an dem sich sein Denken entzündete! 

Allein so warm auch unser Herz dem lang verkannten 
Denker entgegenschlägt, der sich nach Smiths Zeugnis dem 
Ideal eines weisen und edlen Menschen so sehr näherte, als 
menschliche Schwäche es zulässt, so ist es doch in der Wissen- 
schaft nicht unsere Aufgabe, dem hohen Fluge der Begeiste- 
rung zu folgen, dem heutzutage selbst die Dichter nicht mehr 
recht trauen. Weil Eume in der Philosophie Unvergleich- 
liches geleistet hat, kann er als Nationalökonom doch immer- 
hin ein Denker zweiten Ranges sein. Er kann auf dieses 
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Feld weniger Stadium verwendet haben oder auch für prak- 
tische Beobachtung weniger begabt gewesen sein als für phi- 
losophische Spekulation. Anerkanntermassen war Smith als 
Nationalökonom unvergleichlich bedeutender denn ab Moral- 
philosoph; warum sollte nicht bei Hume das Entgegengesetzte 
der Fall gewesen sein? Man glaubt der Nationalökonomie 
eine Ehre zu erweisen, wenn man ihr einen so berühmten 
Philosophen zum Vater gibt. Aber das glänzendste philoso- 
phische Talent, d. L eine ungewöhnliche Begabung zu feiner 
Beobachtung des eigenen Innenlebens, zu scharfer Zergliede- 
rung der Begriffe und zu folgerichtigem Ausdenken eines Prin- 
zips wird aller Wahrscheinlichkeit nach nur eine Verfeine- 
rung und Anregung, aber nicht eine Umgestaltung des natio- 
nalökonomischen Denkens bewirken. Dieses braucht ein liebe- 
volles Studium des ziffernmässigen Details, welches dem Phi- 
losophen selten zusagt, und ein Durchblicken der Krämer- 
seelen, welches dem Büchermenschen nicht leicht gegeben ist ; 
es setzt neben philosophischer Unabhängigkeit und Unpartei- 
lichkeit doch auch einen regen Sinn für die praktischen In- 
teressen des taglichen Lebens voraus. Spinota hatte wohl 
wenig Neigung, sich über den Zolltarif zu ereifern. Ausser 
diesem vielleicht wenig philosophischen Eifer und ausser der 
philosophischen Logik, welche alle Folgen eines Prinzips über- 
blickt, braucht der Nationalökonom noch das Masshalten in 
den Folgerungen aus Bücksicht auf die Schwierigkeiten der 
Praxis. Vor allem aber musste es in jener Zeit, wo der For- 
scher das Material und die wichtigsten Streitfragen noch nicht 
beisammen fand, selbst bei der passendsten Begabung sehr viel 
Arbeit kosten, mit sich selbst einig zu werden, erst über die 
heranzuziehenden und auszuschliessenden Materien, dann über 
die heranzuziehenden und auszuschliessenden Thatsachen, ferner 
über die herauszuziehenden und auszuschliessenden Meinungen, 
dann über die Stylisierung und Anordnung jedes Gedankens. Die 
Vereinigung dieser Leistung mit jener der vollendetsten phi- 
losophischen Skepsis in einer Person ist vielleicht ebenso un- 
wahrscheinlich wie die Identität des Autors von Shakespeares 
Dramen und Bacons Philosophie. 
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In Wirklichkeit sind die Essays zwar Meisterwerke ele- 
ganter Popularität, welche von geistvollen Gedanken wimmeln, 
und von grossherzigem Eifer für den Fortschritt der gesamten 
Menschheit durchglüht werden ; aber auf die Entwicklung der 
nationalökonomischen Theorie und Praxis bis zum Erscheinen 
von Smiths Völkerreichtum haben sie keinen umgestaltenden 
Einfluss genommen, indem Hunte weder in England noch im 
Auslande Schule machte und volle vierundzwanzig Jahre hin- 
durch kein Mensch daran dachte, aus Hume gerade diejenigen 
Satze herauszulesen, auf welche Smith sein unsterbliches Werk 
gegründet hat. 

In der Wissenschaft stritt man nach Hume genau so wie 
vor ihm über Geld und Handelsbilanz herum; nur stritt man 
jetzt auch noch über seine Theorie, wie ein Blick in Steuarts 
oder Genovesi's betreffende Kapitel zeigt. Gewiss wurden 
dadurch diese wichtigen Materien verbessert Aber der ärgste 
Schaden, welchen der Merkantilismus der Wissenschaft zuge- 
fügt hat, bestand in der Ablenkung des Denkens auf Neben«» 
dinge. Die Nationalökonomie fixierte die Theorie des Geldes, 
des internationalen Handels, des Zinsfusses etc., kurz im we- 
sentlichen die Theorie des Umlaufes mit so ausschliesslicher 
Aufmerksamkeit, dass sie darüber nicht zum intensiven Stu- 
dium der Erzeugung und Verteilung der Güter gelangte, ohne 
welche auch der Umlauf unverstandlich blieb. Dazu kam die 
praktische Gefahr des Merkantilismus, seine Ueberschätcung 
der Staatsgewalt, seine dilettantischen Vorschläge zu abenteuer- 
lichen Quacksalbereien, deren geringstes Uebel noch war, wenn 
sie den Geschäftsmännern und den Staatsmännern jeden Re- 
spekt vor einer solchen Wissenschaft benahmen. An beiden 
Uebelständen haben Humes Essays wenig geändert Auch 
nach Hume hat der emsige und besonnene James Steuart, der 
Hume genau kannte und erörterte, an die 100 Quartseiten 
auf den Schlagschatz verschwendet. Seine wenigen Bemerk- 
ungen über die Produktivität der Arbeit dagegen entschuldigt 
er als nicht zur Sache gehörige Digression, genau so, wie 
Hume selbst im Essay of Commerce seine wenigen Bemerk- 
ungen über die Verteilung der Güter und über das Recht 
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jedes Menschen auf den vollen Ertrag seiner Arbeit. Von den 
seltsamsten Rezepten für den volksbeglückenden Staatsmann 
wimmelt es auch bei Darjes, dem erklärtesten Jünger Humes 
auf deutschem Boden. Man konnte leicht behaupten, Htme 
habe vor Smith keinen hinlänglich bedeutenden Leser gefunden, 
um mit voller Kraft wirken zu können. Aber der scharfsinnige 
und universell empfängliche, in der Nationalökonomie besonders 
hervorragende Philosoph und Staatsmann Turgot hat Hutne's 
ökonomische Schriften so genau gekannt und so hoch geschätzt, 
dass er sie sogar übersetzen wollte. Gleichwohl vermochte 
Hume's geistvolle Verteidigung des Handels im Essay of com- 
merce den französischen Physiokraten doch nicht in seiner 
Meinung von der Sterilität des Handels wankend zu machen. 
Auch die Polemik des Essay of Tannes gegen die »von einigen 
Schriftstellern eifrig verbreitete Meinung, dass es besser wäre, 
alle Steuern von vornherein auf Grund und Boden zu legen, 
da sie doch in letzter Linie auf die Grundbesitzer fallen t, hat 
Turgofs Vorurteil für die Theorie des impöt uniqae nicht im 
geringsten erschüttert Eine briefliche Diskussion führte eben 
so wenig zur Einigung der beiden Denker. Auch Hume's in- 
timer Feind Bousseau wurde durch die feine Apologie des 
modernen Luxus im Essay of Refinetnent nicht einmal zu einer 
Widerlegung angeregt, er setzte vielmehr den Feldzug Vaubans 
und der antikisierenden Philosophen Frankreichs gegen die Ver- 
weichlichung durch die moderne Kultur mit frischem Mute und 
gewaltigen Uebertreibungen fort. Auch auf so bedeutende Den- 
ker wie Turgot und Bousseau haben also die Essays keinen 
genügend überzeugenden Eindruck gemacht. 

Die öffentliche Meinung wurde noch weniger dadurch be- 
einflusst. Im Jahre 1752 verrichtete Hutne in seinem hoch- 
herzigen Essay gegen die Handelseifersucht sein berühmtes 
Gebet für die Blüte des französischen Handels ; im Jahre 1756 
begann unter dem Hochdrucke der Handelseifersucht der sie- 
benjährige Vernichtungskrieg gegen Frankreichs Seehandel. 
Von Jahr zu Jahr stieg der verdiente Ruhm David Hutne' s 
innerhalb und ausserhalb des britischen Inselreiches ; man lobte 
seine Meinungen, man las sie sogar; aber man glaubte sie 
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nicht fest genug, um den Versuch ihrer Verwirklichung zu 
wagen. Selbst die Gedanken, welche beiden schottischen Den- 
kern gemeinsam sind, wirkten erst bei ihrem Auftreten in 
Smiths Völkerreichtum. 

Nichts wäre natürlicher als die Erklärung dieser weitaus 
geringeren Wirksamkeit von Humes Essays aus ihrer weitaus 
geringeren Ueberzeugungskraft. Aber unser Zeitalter neigt 
zur Unterschätzung der Individualität. Wir suchen gerne die 
Ursache für das Hohe und Niedrige, für den Erfolg und Miss- 
erfolg eines Menschen nicht in ihm selbst, sondern in der 
Erziehung, im »Zeitgeistc, im *müieu€ y in der »Gesellschaftc , 
kurz in Nebenumständen. So möchte man auch die elementare 
Gewalt, mit welcher Smith 9 8 Werk die Gestalt der Wissen- 
schaft bestimmte und seine Vorgänger fast ein Jahrhundert 
lang mit völliger Verdrängung und Vergessenheit bedrohte, 
aus allen möglichen Nebenumständen erklären, nur nicht aus 
dem inneren Werte des unvergleichlichen Buches, als dem 
Produkte gewaltiger Gelehrsamkeit, selbstquälerischer Sorgfalt, 
zäh beharrlicher Arbeit, ungewöhnlichsten Scharfsinnes und 
hohen Gesinnungsadels, kurz als dem Erzeugnis einer eminent 
tüchtigen und vornehmen Individualität. 

Wird aber schon in dem Werke selbst die Ursache des 
Erfolges gesucht, so hält man sich mit Vorliebe an Neben- 
dinge, z. B. an den Stil statt an die Gedanken. Und zwar 
verursachte den Erfolg nach den einen der ungewöhnlich gute 
Stil, nach den andern aber der ungewöhnlich schlechte Stil, 
die breite Anhäufung von Nebensächlichkeiten, welche dem 
harten Kopfe leichter zu fassen sind. (Dühring und Skar- 
einsky.) Welchen Welterfolg hätte da erst Steuart erzielen 
müssen oder gar der wackere Ortes, mit seinen sieben Bän- 
den? Aber getretener Quarck wird bekanntlich breit, nicht 
stark. Wenn andererseits Humes elegante Kürze dem Leser 
zu viel zu denken übrig Hess , um auf die Dickschädel über- 
zeugend zu wirken, so ist dies kein genügender Grund dafür, 
dass auch ein Meister der Kürze, ein Mann von der geistigen 
Kraft und ökonomischen Vorbildung Turgots durch Hume's 
Verherrlichung des Handels so wenig beeinftusst wurde. 
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Ein Turgot liest Oberhaupt nicht die Worte, sondern die 
Gedanken ; für ihn bot der Essay of Commerce nicht zu we- 
nig überredende Worte, sondern zu wenig überzeugende Ge- 
danken. 

Das entscheidende Argument des britischen Historikers 
war, dass der Handel Mittel zur Kriegführung erzeuge. Konnte 
ein Turgot, dessen Vaterland an den Folgen leichtsinniger 
Kriege fast verblutete, auf diesem Wege den volkswirtschaft- 
lichen Wert des Handels besser einsehen lernen? Dagegen 
fehlt in dem Essay die Verteidigung des Aussenhandels als 
einer Form der indirekten Produktion. Als Weg zur mühe- 
losesten Bedürfnisbefriedigung ist der Handel unbestreitbar und 
unentbehrlich ; jeder andere Weg wäre, wo die Voraussetzungen 
des Handels vorliegen, ein Umweg, und ein Umweg ist immer 
unwirtschaftlich, Ist dagegen der Umweg immer unpolitisch 
und unmoralisch? Ist jeder andere Weg als der Handel ein 
Umweg zum Ziele der höheren Staatsmacht oder Kultur ? Und 
kann die Staatsmacht nicht schon zu gross, die Kultur zu raf- 
finiert sein? Angenommen endlich, der Handel sei der rich- 
tigste Weg zur Steigerung der Staatsmacht und Verfeinerung 
der Sitten , angenommen auch , letztere Resultate seien wün- 
schenswert, was beweist dies gegen Turgot? Letzterer be- 
streitet ja gar nicht die Sitten oder Macht erzeugende Wirk- 
samkeit des Handels, sondern seine produktive d. h. Reichtum 
erzeugende Natur. 

Auf diese letztere hat sich aber Eume nur gelegentlich 
eingelassen. Er hat eine ökonomische Grundfrage vom poli- 
tischen oder soziologischen Standpunkt aus entscheiden wollen. 
Dies hat sich auch schwer gerächt. Er ist zu einer geradezu 
ungeheuerlichen Folgerung gelangt, die allein genügt, um in 
den Augen aller Praktiker seine ganze Autorität für handels- 
politische Fragen zugrunde zu richten. Wenn der Wert des 
Handels nicht in seiner inneren Natur als Phänomen des öko- 
nomischen Selbstzweckes, der Wirtschaftlichkeit, gesucht wird, 
sondern in seinen Wirkungen als Erzeuger einer Reserve von 
entbehrlichen Arbeitern und Gütern für den Kriegsfall oder als 
Erzieher zu feineren Sitten, so kann der Handel nach Eintritt 
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dieser Wirkungen ohne Schaden wieder wegfallen. Es heisst 
an der betreffenden Stelle *) : »So werden die Menschen mit den 
Vergnügungen des Luxus und mit dem Gewinn des Handels 
bekannt; ist ihr Geschmack nnd ihre Betriebsamkeit einmal er- 
weckt, so entsteht dadurch ein Trieb zu ferneren Fortschritten 
des Innen- und Aussenhandels. Dies aber ist vielleicht der 
wichtigste Vorteil des Handels mit Fremden. — Sind die An- 
gelegenheiten der Gesellschaft einmal auf diesem Punkte ange- 
langt, so kann dieselbe den grossten Teil ihres Aussenhandels 
verlieren und doch ein grosses und mächtiges Volk bleiben . . . 
Die nunmehr müssigen Hände werden sich der Vervollkomm- 
nung der ftir's Inland benötigten Waren zuwenden.« Steuart 
hat dieses Parodoxon nicht nur gebilligt, sondern auch mit 
Behagen ausgeführt. Wenn Smith seine Ideen von Hume be- 
zogen hat, warum hat er ihm nicht auch diese entlehnt? 

Dies konnte er freilich nicht thun, wenn seine ganze In- 
dividualität ihn drängte, die geschickteste Art der Produktion 
zu beobachten, in der Klugheit eine der vier Haupttugenden 
zu bewundern, ingeniöse Maschinen zugleich ästhetisch schön 
zu finden, den Landmann bei seiner Thätigkeit zu belauschen 
und die werdenden Fabriken aufzusuchen, wie sich dies Alles 
mit Leichtigkeit aus seinen Werken belegen lässt nnd offenbar 
einen Mann verrät, dem die verschiedenen Formen der Wirt- 
schaftlichkeit als ein anziehender Gegenstand des Studiums und 
durchaus nicht als kleinlich erschienen, während seinen phi- 
losophischen Freund vielleicht weniger das menschliche Klein- 
leben als der Gang der Kultur im Grossen interessierte. Für die 
immer ingeniösere, produktivere, mühelosere Gestaltung der Ar- 
beit wäre der Verlust des bestehenden Handels eine so störende 
Kalamität, dass der Gedanke bei Smith gar nicht aufkommen 
konnte, dieser Verlust könne sich ohne furchtbare Schädigung 
des Nationalreicbtums vollziehen. Ihm ist aber der Reichtum 
die Wirkung eines streng wirtschaftlichen Prinzips, nämlich 
der fortschreitenden Verminderung der Produktionsmühe bei 
demselben oder noch grösserem Erfolge. Hume aber hat gar 
kein streng ökonomisches Grundprinzip. 

1) Essays, Edit. Ward, Lock and Comp. p. 156. 
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m. 

Hume'a Essays kündigest sich nicht als. die Ausithrung 
einer bestimmten Zentralidee an, wie das Hauptwerk Adam 
SmüVs* Sie sind einfach Versuche, über die Fragen des- Han- 
dels au« einen höheren Gesichtspunkte an philosophieren. Die 
Zeit war religiösen Fragen gegenüber ziemlich indifferent ge- 
worden; ?on politischen j Fragen sagte Pope mit den nseieten 
Zeitgenossen: 

The forma ef gonernment tet fooU coutest 
Whate' er is best administeredj is lest. 

(Essay on Man, B. 3.) 
Das öffentliche Interesse konzentrierte sieh daher in hohem 
Grade anf Fragen des Handels, wie Hume selbst en&hlt. Viel- 
leicht auch wurde der britische Philosoph durch Montesquieu 
angeregt, dessen Esprit des Loix 1748/49 erschienen war, in 
l 1 /* Jahren 22 Auflagen erlebt hatte und das Buch über den 
Handel mit der Bemerkung einleitete , diese Fragen, bedürfen 
noch einer eingehenderen Prüfung, als, er ihnen gewähren 
könne, worauf dann Erörterungen über die Milderung der Sitten 
durch den Handel und die Armut als Ursache grosser Thaten 
folgen, ähnlich dem Essay of Commerce. Auch stimmen die 
von den beiden Schriftstellern behandelten Materien auffallend 
Oberem. Man vergleiche nur einmal die Titel der analegen 
Abschnitte bei beiden Schriftstellern 1 ). Charakteristische! noch 
als die Titel, welche, beiden gemeinsam sind, seheinen uns die- 



1) Harne Montesquieu 

Essay of commerce Sur le commerce» livre 20. 

^ of refinement Sor le luxe, 1. 7. 

» of money De la monnaie, h 22. 

» of frierest Do prtt a interet, 1. 92 (oh. 19) 

» of thebajaaoa } of A quellet nations etc., 1. » eh. 23* 
» of taejealossyJ trade De Vexclusion etc., 1.26 ck 9. 
» of Taxes Des tribots etc., 1. 13. 

» of Public Credit Des dettes publique*» l 22; eh. 8. 

» oftbepopulousnessof | Sur le commerce des andens, L 21. 
am. nat. J Sor la population. 
> £ atSSJBl. 1SS0. IT. ML 4A 
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jenigen, welche beiden fehlen. Kein Essay und kein Buch über 
die Arbeit, das Kapital, den Lohn, die Grandrente, den Wert! 

Mit Ausnahme des weitaus längsten Essay of thepqptdous- 
ness of ancient nations, gehören bei Hume je zwei ökono- 
mische Essays inhaltlich zu einander. Der Essay of Commerce 
scheint ursprünglich auch äusserlich mit dem of Befinement 
▼ereinigt gewesen zu sein ; wenigstens fehlt in der einleitenden 
Aufzahlung die Erwähnung eines abgesonderten Essay of Be- 
finement Inhaltlich bilden auch die beiden Essays of Interest 
und of Money, ebenso of Taxes und of Public Credit, end- 
lich die beiden Essays of the Balance of Trade und of ihe 
Jealousy of Trade je ein Ganzes, indem die Gegenstände jedes 
dieser Essays in den Ergänzungsessay hinübergreifen. 

Jedes Paar dient zunächst der Absicht, ein Vorurteil zu 
zerstören. Die Verneinung des Irrtums war für Hume's kri- 
tische Denkweise der natürlichste Weg zur Erkenntnis. 

Jedes dieser Paare macht also zunächst einen rein nega- 
tiven Eindruck. »Es ist ni cht richtig, dass Handel und Luxus 
nur dem Einzelnen angenehm, dem Staate schädlich seien. Es 
ist nicht richtig, dass die Steuerkraft oder der niedrige Zins- 
fuss von dem Geldvorräte eines Landes abhänge. Es ist ni cht 
richtig, dass der Geldvorrat ohne besondere Aufmerksamkeit 
der Regierung auf die Handelsbilanz in Gefahr wäre. Es ist 
nicht richtig, dass man Steuern und Staatsschulden unbesorgt 
vermehren könne. Es ist nich t richtig, dass Europa im Alter- 
tum bevölkerter gewesen sei als in der Neuzeit, c 

Das ungefähr sind die Beweisthemen dieser Essays. Aber 
mit welcher Fülle scharfsinniger Argumente, mit welcher An- 
mut bei spiegelklarer Kürze, mit welcher spielenden Verwer- 
tung universellsten historischen Wissens, mit welcher poli- 
tischen und sozialen Grossherzigkeit werden diese Negationen 
bewiesen ! Nicht leicht hat es jemand diesem Meister der Po- 
pularität in der Kunst zuvorgethan, »unnötiges Detail sorgfal- 
tig vermeidend! Klarheit mit Tiefe und Wahrheit mit Neuheit 
zu verbindenc (p. 316). Und doch hat er vor Smith so wenig 
Einfluss geübt. 

Diese geringe Wirksamkeit beruht wohl hauptsächlich auf 
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zwei Gründen, auf der rein essayistischen Methode dieser Ab- 
handlangen und auf ihrer nicht nationalökonomischen Grundidee. 

Der Essay ist ein Versuch, ein Tasten, ein Probieren. Man 
kann auch Entgegengesetztes probieren. ' Dieses nun thut David 
Hume fast in jedem Essay. Er selbst glaubt nicht, dass sein 
Gegner so ganz Unrecht habe. In dem Augenblicke, in wel- 
chem er eine bestimmte Ansicht widerlegt, zeigt er auch schon, 
dass sie doch nicht ganz aus der Luft gegriffen sei. Wenn 
Adam Smith die Arbeitsteilung als Ursache des nationalen 
Wohlstandes demonstriert, so thut er dies am Anfang seines 
Werkes, führt sie dem Leser ganze Bände hindurch immer 
wieder vor und schweigt einstweilen ganz von den Nachteilen, 
bis diese endlich im letzten Buche zur Steuer der Wahrheit 
konstatiert werden, nebst Gegenmitteln. Vor allem handelte 
es sich bei Smith darum, zu überzeugen ; denn er schrieb nicht, 
bevor er selbst überzeugt war. Hume dagegen macht bloss 
Versuche; er gibt zu denken. Sein Vorgänger Berkeley gab 
sich noch reservierter. Er Hess seine Meinung bloss durch- 
schimmern ; der Form nach warf er in seinem Querist einfach 
Fragen auf, eine sehr empfehlenswerte Form für blosse Philo- 
sopheme. Unter Nr. 37 fragt er zum Beispiel : 'Ob nicht viel- 
leicht die Betriebsamkeit eines Volkes vor allem anderen (first) 
als dasjenige zu betrachten ist, was den Reichtum bildet (cm- 
stitutes wealih)) was sogar den Boden und das Silber erst zu 
Reichtümern macht, da keines von diesen beiden einen Wert 
hätte, könnte man nicht damit Betriebsamkeit hervorrufen'? 
Sapienti sat. 

Solche Fragen sind eine aufrichtigere Form für unbewie- 
sene Meinungen, indem der Abstand von wohlbewiesenen Be- 
hauptungen dadurch unzweideutig markiert wird. Hume ging 
weiter. Er bewies bestimmte Thesen. Aber er konnte dem 
Kitzel nicht widerstehen, auch den Gegner mit Waffen zu ver- 
sehen, und zwar mit besseren als die früheren, die er ihm 
entwunden hatte. 

Im Essay qf Commerce z. B. hat er noch nicht seine 
eigene These bewiesen, dass der Handel die Macht des Staates 
nicht vermindere, und schon stellt er der gegenteiligen An- 

46* 



Digitized by LiOOQ IC 



710 Peilbogen? 

sieht das Beispiel Spartas zur Verfügung und analysiert ge- 
nau, auf welchem Wege die Handelslosigkeit Sparta kriegs- 
tüchtig gemacht habe. Dan» wird allerdings gezeigt, dass in 
der modernen Welt die Macht des Staates auf dem Handel m t 
beruhen pflege. Gegen Bude des Essays aber taucht plötzlich 
die Freiheit, dann das landwirtschaftliche Kapital, endlieb das 
Klima der gemässigten Zone als Ursache de» Nationalreichtmns 
auf. Welche Ursache ist die wichtigste? Am breitesten ist 
der Handel ausgeführt, doch konnte der Leser je nach seinem 
Temperament die fatalistische Einwirkung des Klimas oder die 
ideale Triebfeder der Freiheit vorziehen. Weil aber gelegent- 
lich der Satz vorkommt, dass alle Güter dureh Arbeit erkauft 
werden, nnd zwar ohne jeden Beweis, also mit dem Werte einer 
Berüeley'aehen Frage, so soll Smith gerade diesen Satz hier 
herausgeholt nnd sein ganies System darauf gebaut haben ! 

Auch bei den anderen Essays bleibt dem Leser die Wahl 
zwischen Gegensätzen» Der Essay of Refinement zeigt, dass 
sowohl übertriebener Luxus als auch die Indolenz und Roheit 
des einfachen Naturvolkes schädlich wirke ; Bume findet die 
Uebel des Luxus geringer; Rousseau hatte den entgegenge- 
setzten Geschmack. Nach dem Essay of Money und of in- 
terest ist der Geldvorrat einer Nation unwichtig ; die Vermeh- 
rung desselben aber wirkt ausgezeichnet; diese Konzession ge- 
nügte vollkommen dem Merkantilismus als Streben nach Ver- 
mehrung des Geldvorrates. Auch nach Bume hätte Smith 
sein System gerade so gut auf die Wichtigkeit der Geldver- 
mehrung wie auf jene der Arbeitsteilung gründen können. 
Letztere wird mit viel weniger Nachdruck erwähnt nnd auf 
ihren Fortsehritt wenig Gewicht gelegt, 

»Jedes Ding in der Welt wird durch Arbeit erkaufte, 
beisst es an der Stelle, aus welcher Smith angeblich sein Prinzip 
der Arbeit entlehnt bat. Aber, wenn nicht das Prinzip der 
Arbeit in Smith 9 s eigenem Geist gelegen wäre, warum hat er 
seinen Ausgangspunkt nicht von jener anderen Stelle im E&enj 
of btterest genommen, nach welcher alle nützlichen Dinge aus 
der Erde stammen? Freilich, setzt Bume hinzu, dass sie, uns 
brauchbar zu werden, auch noch bearbeitet werden müssen. 
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Aber, wenn Smith ein Nachbeter der Phyaiokraten gewesen 
wäre , so hätte er diesen Zusatz genau so gut raisaachtet wie 
Tnrgot. Ebenso lagen den Essays sehr widersprechende Auf- 
fassungen bezüglich der Entwicklung der Bevölkerung und der 
Industrie zugrunde. Der Essay on the populousness betrachtet 
als Regulator der Bevölkerung bald die Substistenwniitel, bald 
aber auch Kriege and Seuchen ^ die doch bei intakten Subsi- 
ste&zmitteln keine dauernde Entvölkerung hervorrufen. 

Man hat Smith vorgeworfen, er habe die Entwicklung der 
Industrie nicht so gat verstanden wie Htme, der in dem Essay 
af commerce sagt : 'Wenn wir die <äeechichte befragen, so wer- 
den wir finden, daas bei den meisten Volkern der Aussemhandel 
jeder Verfeinerung der inländischen Industrie (refonemetd in 
h&m manufactures) vorausgegangen tat und den Luxus erst 
erzeugt hat*. Man verglast, dass Harne an einer anderen 
Stelle sagt: 'Das Wachstum der inländischen Industrie (The 
morease of demestic industry) legt den Grund zum Aussen- 
handeL Wo eine grosse Menge von Waren für den inländi- 
schen Markt erzeugt und fertig gestellt werden, werden sieh 
immer einige finden, wekhe mit Vorteil ausgeführt werden 
können'. 

Auch in der Handelspolitik bleibt der Leser schliesslich 
seinen Neigungen überlassen« 

Euwe spricht gegen die Hawklseiferaucht, aber für »Er- 
mutigung von Handel und Manufakturen c; für Einfuhrzölle, 
wenn sie nur nicht auf Eifersucht gegründet sind, sondern 
>heimiflche Manufakturen begünstigen und dadurch Bevölke- 
rung und Hndustry' vermehrenc. Das ist ja eben die Frage, 
ob durch Einfuhrzölle die Gesamtproduktion gehoben wind. 
Auch kann es uns sehr gleichgiltig sein, ob der Nachbar aus 
schnöder Eifersucht oder aus berechtigter Liebe zu seiner In- 
dustrie uns wehe thut. 

Diese Verwendbarkeit von Hume's Argumenten für beide 
Seiten einer Streitfrage wurzelt in der innereren Natur des 
genialen Zweiflers. Er hielt nicht viel davon , dass gleiche 
Ursachen tftets dasselbe Handeln bewirken. 'Der Mensch ist 
ein gar veränderlich Ding. Was wahr Bein mag, so lange er 
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der einen Denkweise treu bleibt, wird falsch befanden wer- 
den, sowie er im Denken und Handeln eine entgegengesetzte 
Richtung einschlägt/ Wegen dieser Weltanschauung gleichen 
die Essays einem Sandhügel, auf dem sich kein festes Gebäude 
aufführen lässt. Es wird z. B. die Frage nach der Wirkung 
der Steuervermehrung aufgeworfen. Hume ist dagegen. Aber 
sofort zeigt er, dass die Steuervermehrung auch sehr gute 
Wirkungen haben kann, indem das Volk mehr zu arbeiten 
und mehr zu sparen gewöhnt werde. An eine steigende Pro- 
duktivität der Arbeit denkt er bei dieser Gelegenheit nicht, 
obwohl dieses Prinzip ursprünglich ihm entlehnt worden sein 
soll. Was die anderen Alternativen betrifft, so lässt sich seine 
Entscheidung in die bekannte Formel Montaignes zusammen- 
fassen : Que sgais-je? Eine massige und rationelle Steuer scheint 
ihm eher nützlich; und welche Steuer wäre nach Ansicht der 
betreffenden Regierung nicht massig und rationell? Folglich 
war nach dem Essay gegen Steuervermehrung jede Steuerver- 
mehrung sehr leicht zu rechtfertigen. In der That tritt 
Steuari lebhaft für vermehrte Steuern ein. Smith dagegen 
verstand es, auch diese gefährliche Weisheit unbenutzt zu lassen 
und lehrte durch sein Beispiel, dass in Finanzsachen der An- 
fang aller Weisheit — die Kritik der Ausgaben ist, welche 
sein älterer Freund gänzlich unterliees. Die Steuermaximen, 
welche dieser en passant aussprach, stellte Smith als nicht zu 
übersehende Eanones an die Spitze der Steuerlehre und wen- 
dete sie sofort auf die sichersten und neuesten, international 
verglichenen Thatsachen an. Durch diese Sicherheit, logische 
Form und offenbare Sachkunde imponierte und belehrte er, 
während sein Vorgänger bloss zu Zweifeln anregte und dann 
den Leser im Zweifel Hess. 

IV. 
Hume's Essays scheinen auf den ersten Blick überhaupt 
keinen gemeinsamen Hauptgedanken zu haben ; sie erscheinen 
als gesonderte Ausführungen zum Beweise der erwähnten Ne- 
gationen. Aber wenn man näher zusieht, so bemerkt man, 
dass die Negation unserem Denker, gleichsam wie dem Schwim- 
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mer das Abstossen vom Ufer, dazu dient, in kräftige Bewegung 
zu gelangen. Er bleibt bei seinen angef&brten Negationen 
nicht stehen, sondern setzt an Stelle der negierten Sätze neue 
Behauptungen , mit einem durch seine Individualitat gestal- 
teten, gemeinsamen Kerne. »Es ist nicht richtig, dass Handel 
und Luxus dem Staate schädlich seienc, sondern — sie fordern 
das 'refinemenf und schaffen damit eine Reserve von entbehr- 
lichen Gütern und Menschen für den Notfall. »Es ist nicht 
richtig, dass Steuerkraft und Zinsfuss vom Geldvorrat abhän- 
gen«, sondern — sie hängen vom 'refinemenf ab; die schein- 
bare Geldarmut ist nur ein Symptom der 'simple tnanner of 
living 9 , die* Naturalwirtschaft nur eine Folge der zurückge- 
bliebenen Kultur. »Es ist nicht richtig, dass der Geldvorrat 
ohne besondere Sorgfalt der Regierung für die Handelsbilanz 
in Gefahr wäre« , solange — die Stufe des 'refinemenf , der 
'luxunf und 'industry 1 dieselbe ist. »Es ist nicht richtig, 
dass man Steuern und Staatsschulden beliebig vermehren könne« , 
wenn nicht — das 'refinemenf, die Kraft zu 'industry 9 und 
'frugality' mit fortschreitet. »Es ist nicht richtig, dass Eu- 
ropa im Altertum bevölkerter gewesen sei als in der Neuzeit« ; 
denn — sein 'refinemenf in Form von 'humanüy' und 'in- 
dustry* hat sich gesteigert. 

Auch bei Lektüre der nicht* ökonomischen Essays erweist 
sich beständig Hume's Liebe zum 'refinemenf (Fortschritt der 
Kultur) als seine leitende Idee; diese Idee ist aber weder ein- 
fach noch genau bestimmt, noch speziell ökonomischer Natur. 
Der »Fortschritt« der »Kultur« ist keine einfache Idee, viel- 
mehr ein Amalgam von zwei ziemlich vagen Vorstellungen. 
Was ist »Kultur«, zu deutsch »Bildung« ? Man frage darüber 
zehn denkende Menschen, die sich für gebildet halten, und 
man wird zehn verschiedene Antworten erhalten. Gehört zur 
Bildung oder Kultur nur ein bestimmtes Wissen oder auch 
Geschmack oder feine Manier oder Ausübung einer Kunst oder 
Gemüt (»Bildung des Herzens«) oder Menschenkenntnis (»Bil- 
dung durch's Leben«) ? Fast jede ökonomische Veränderung 
befördert einen Teil der Kultur zu gunsten eines anderen; 
man kann daher von diesem Standpunkte aus für uud gegen 
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jedes wirtschaftliche Interesse Stellung nehmen. Und was ist 
»Fortschritte ? Die Vermehrung der Arbeit oder der Masse, 
des Grandadels oder der kaufmännischen Reichtümer, die Stei- 
gerang oder die Verminderung des Luxus, die steigende Un- 
abhängigkeit oder Organisation, die fortschreitende Gleichheit 
oder Mannigfaltigkeit der sozialen Stellungen? Jeder nennt 
Fortschritt, was er wünscht, und Bildung, was er schätai 
Aber wie selten auch nur zwei Leute dasselbe sch&teen und 
wünschen, sieht man an der Schwierigkeit and Seltenheit einer 
wahren Ehe ab reiner Harmonie der Seelen. Ein solcher Be- 
griff des »Kultutfortscbrittesc , bei dem sich jeder etwas an- 
deres denkt, gelegentlich auch derselbe Autor zugleich den 
Fortschritt im Luxus und jenen in der Massigkeit, beweist 
und rechtfertigt alles und eben deshalb gar nichts. 

Auf die Volkswirtschaft angewendet , wird er zunächst 
dura führe«, denjenigen Stand zu begünstigen, auf welchem 
nach Ansicht des einzelnen der Kulturfortschritt vornehmlich 
beruht. Dieser Stand scheinen nach Hume die Kaufleute au 
sein. 'Riches and commerce', 'industry and commerce 1 , 'Jugwry 
and commerce' treten gerne vereinigt auf. Diese schwach be- 
gründete und stark hervortretende Vorliebe für den Handel 
enthält eher einen Beiz zu einer entgegengesetzten Einseitig- 
keit als ein Hindernis derselben. Es ist schon wahr, dass die 
Kaufleute Trager der Kultur sind; aber noch wahrer ist es, 
dasB in der Regel keine Kultur ohne Agrikultur entsteht oder 
fortschreitet und dass die Grandbesitzer vermöge ihrer Müsse 
geradezu eine 'dasse disponible 9 für höhere Kultur bilden. 
Am meisten jedoch haben wohl von jeher ftr die Kultur, flbr 
das 'refinemenf der Menschen, ihres Denken» und ihrer Sitten 
die Denker und Dichter gewirkt. Man sieht klar, dass diese 
wichtigsten Trager höherer Kultur für den Reichtum der Völker 
wenig leisten , weil sie ru wenig daran denken. Darum ist 
der Begriff des Kulturfortschritts keine brauchbare Grundlage 
ffir eine Theorie der Volkswirtschaft. 

Allerdings für Hume, den Historiker, war diese Idee der 
schönste Leitstern. Immer und überall steht er anf der Seite 
der fortschreitenden Humanität Noch Mtlm, der Verfasser 
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<dee damals am meistern verbreiteten, nationaJökosromischen 
Werkes (Essay poktique sur fe commerce, 1738) ist für die 
Einführung einer gemässigten Sklaverei in Europa; Montes- 
quieu {1748) ist gegen irgend welche Sklaverei, furchtet sich 
aber vor seinem eigenen Freisinn und kann die Bemerkung 
nicht unterdrücken, dass er nicht wisse, ob ihm diese Meinung 
von dem Verstände oder nur vom Herzen diktiert werde (L 15, 
eh. 8). Für Hunte ist die Sklaverei im Essay ofthepopulousness 
«in abgethanes Stück Barbarei. Melon geht noch von dem 
Grundsatz aus, dass im Aussenhandel der Gewinn des einen 
Volkes auf den Schaden des anderen basiert sei ; Montesquieu 
spricht von Nationen, denen der Aussenhandel schädlich sei 
(1.20, ch.2S); Hume preist den ausländischen Kaufmann als 
den Vertreter milder Sitten und Erlöser aus der Barbarei. 

Eure, in allen grossen Fragen, die er berührt, erkennt 
man einen ungewöhnlich hellen Kopf und ein ungewöhnlich 
warmes Herz. 

Aber dies genügte noch nicht zur Begründung der Natio- 
nalökonomie. Dazu gehörte vor allem eine genaue Beobach- 
tung der Privatwirtschaften und der Preisbewegung, eine in- 
time Kenntnis des Marktes und der Werkstatt, auch mancher 
Kick hinter die Koulissen geschäftlicher Schlauheit, was alles 
nicht in Hume's grossdenkender und im Alltagsleben fast 
naiver Natur gelegen Bein mochte, wohl aber im Gesichtskreise 
Smtih'ä, des Dorfkindes und lebenslänglichen Gesellschafters 
seiner klagen Mutter. Es gehörte dazu eine genaue Analyse 
«der Produktionskosten als Quelle der Einkommen für alle Mit- 
arbeiter am Ertrage der nationalen Arbeit und als Schlüssels 
zur Beurteilung der wirtschaftlichen Interessen, ihrer Harmonie 
und Disharmonie. 

Eine solche Analyse hatte Hume wohl in seinem Innern voll- 
zogen, wie wir nach seiner bekannten brieflichen Aeusserung 
über die Grundrente als blosse Wirkung der Preise schliessen 
können. Aber in seinen Essays ist keine Spur davon zu fin- 
den; über die Frage der Interessenharmonie enthalten sie 
Nichts; über die Bolle der Staatsgewalt fast kein Wort. 

Es gehörte zur Begründung der Nationalökonomie das 
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klare Bewusstsein von der alldurchdringenden Natur von An- 
gebot und Nachfrage, nicht bloss vereinzelter Anwendungen 
dieses Gesetzes. Es gehörte dazu die Unterscheidung des Ge- 
brauchs- und Tauschwertes als letzten Gründe von Nachfrage 
und Angebot. 

Vor allem aber gehörte dazu die Ersetzung des vagen 
»Kulturfortschrittesc durch die streng ökonomische Zentral- 
idee Smüh's, durch die Vorstellung von der fortschreitenden 
Produktivität der nationalen Arbeit als Basis des Fortschrittes 
im Reichtum, vom Absätze als ihrer Grenze, vom Kapital als 
ihrer Voraussetzung. Hume's > Fortschritt der Kultur« konnte 
die werdende Wissenschaft keineswegs zur genaueren Betrach- 
tung der rein wirtschaftlichen Vorgänge hinlenken, sondern 
eher zu kulturhistorischen und kulturphilosophischen Betrach- 
tungen ablenken. Eine selbständige Nationalökonomie erfor- 
derte die spezielle Beleuchtung der wirtschaftlichen Kul- 
tur, der steigenden Wirtschaftlichkeit und Wohlfeilheit als 
Hebel der fortschreitenden Kultur in ihrer schönsten Bedeu- 
tung, nämlich der Befriedigung immer edlerer Bedürfnisse durch 
eine immer grössere Menschenzahl. Es ist das unsterbliche 
Verdienst Adam Smith' s, der Nationalökonomie die Richtung 
auf die Beobachtung der Produktion und auf die Hebung aller 
produzierenden Klassen gegeben zu haben. Seinem älteren 
Freunde aber war es allem Anscheine nach gar nicht darum 
zu thun, eine Theorie der Volkswirtschaft zu begründen. Dazu 
fehlte ihm das tiefere Nachdenken über den Wert, die Kenntnis 
der realen Produktion, ein fester Standpunkt in Bezug auf 
die Gegensätze der Interessen und eine feste Ueberzeugung in 
Betreff der Grenzen des staatlichen Eingreifens in die Volks- 
wirtschaft. Sein Ziel war nicht so umfassend. Eine warme 
Verteidigung der modernen Kultur, ein herzhaftes Einstehen 
für internationale Humanität, eine Zerstörung der letzten 
Reste des Dogmas vom Gelde als der Ursache des Völkerreich- 
tums ist alles, was Hutne erstrebt und erreicht hat. 
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Ein finanz- und sozialpolitisches Projekt ans dem 
16. Jahrhundert. 

Das sechzehnte Jahrhundert war unendlich reich an neuen Trieben 
auf allen Gebieten menschlichen Wissens und Könnens. Aber die ge- 
waltigen St Arme , welche es durchtobten , Hessen nur die kräftigsten 
dieser Keime zur Reife kommen. Die meisten wurden verweht und 
vernichtet. Manche blieben in den Archiven liegen und gelangen erst 
jetzt allmählich ans Tageslicht. Von einem solchen vertrockneten Ent- 
wickeln gskeime sprechen die nachfolgenden Blätter. Sie lagen seit 
mehr als drei Jahrhunderten unbeachtet im Hamburger Stadtarchive 
(Ol. VII. Lit. De Nr. 6 vol. 1) und doch bieten sie nach den verschie- 
densten Richtungen hin beträchtliches Interesse. Schon die Person 
des Mannes, der das in ihnen niedergelegte Projekt, wo nicht erdacht, 
so doch mindestens zuerst im grossen Stile zu verwerten gesucht hat, 
▼erdient Beachtung. 

Berthold Holzsohuher, dem bekannten Nürnberger Ge- 
schlechte angehörig, war im Jahre 1551 Bürgermeister seiner Vaterstadt, 
wurde aber im folgenden Jahre wegen eines von ihm für die Stadt mit 
Markgraf Albrecht von Brandenburg geschlossenen schimpflichen Ver- 
trages abgesetzt und widmete sich seitdem, wie die Familiengeschichte 
der Holsschuher l ) sagt» >rci mctaXlicae*, in welcher Kunst er solche Fort- 
schritte machte, dass es ihm gelang, die Einkünfte von Fürsten *ex 
metalUa provenientes* zu vermehren. Diese Angabe stützt sich irrtüm- 
licherweise auf eine im Urkundenteile des genannten Werkes (Nr. 266) 
abgedruckte Verschreibung des Herzogs Heinrich des Jüngeren von 
Braunschweig , zu Gunsten des Berthold Holsschuher und seiner Mit- 
verwandten, vom 7. November 1565, wonach den Genannten, wenn ihr 
Anschlag, die herzoglichen Kammergüter zu verbessern, gelingt, der 
zehnte Teil solcher Nutzung zuteil werden solle. Die Verschreibung 
stimmt fast wörtlich überein mit dem unten als Nr. V. abgedruckten 



1) Qattanr, HistorJa ffentts HolsschoherlanM. Korimb. 1756« 8. S64. 
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Entwürfe, der nur eine viel schlechtere Orthographie aufweist Ans 
diesem Entwürfe, wie überhaupt aus der Fassung samtlicher Urkunden, 
s. B. aus der Anrede »Euer fürstl. Würden« , geht hervor, dass das 
ganze Projekt mehreren, vielleicht zahlreichen Fürsten und 8tädten 
vorgelegt worden ist '). Herzog Heinrich der Jüngere ist jedenfalls 
darauf eingegangen ; wie mag wohl der Erfolg gewesen sein ? 

Die »res metaüka; der sich HdUschuher nach der Familiengeschichte 
gewidmet haben boII, wird vermutlich auf ganz anderem Gebiete zu 
suchen sein. Im Germanisehen Museum befindet sich nämlich ein 
Mannskript des Berthold Hoixschuher vom Jahre 1558, worin er eine 
Anzahl mechanischer Erfindungen in Zeichnung und Be- 
schreibung niedergelegt hat. Das Manuskript sollte sehr geheim ge- 
halten werden, nm nach dem Tode des Autors seiner Familie zu nützen *). 
Hohfschuher war also augenscheinlich ein Projektenmacher vielseitiger 
Art, ein besonders frühzeitiges Exemplar dieser später an so hoher Blüte 
gediehenen Gattung. Er starb am 15. Januar 1582, vermutlich ohne 
von seinen Entwürfen viel Nutzen gehabt zu haben. Und doch waren 
Zeit und Ort solchen Projekten ganz besonders günstig. 

Die oberdeutschen Städte hatten damals schon längst die reiche 
Kultur der italienisch-französischen Renaissance in sich aufgenommen. 
Aber ihre wirtschaftliche Entwicklung war selbst in deren letzten 
wuchernden Schüsslingen bereits zum Stillstand gelangt, und statt 
dessen zeigten sich zahlreiche Spuren des Verfalles, der namentlich in 
den sechziger Jahren des 16. Jahrhunderts schon erschreckend um eich 
griff. Ja, die damit eingeleitete jahrhundertelange Krisis begann schon 
den gesamten Wohlstand der deutschen Nation zu untergraben, ein 
Znstand, der för alle Arten finanzieller Projekte sich stets als äusserst 
fruchtbar erwiesen hat. Und unlängbar steht auch bei dem »Ratschlage« 
Eolzschuhers die finanzpolitische Seite durchaus im Vordergrund. 
Sie bildet den Ausgangspunkt des ganzen Projekts. Dasselbe soll flu: 
das vorausgesetzte Geldbedürfnis des Hamburger Rates ein Hilfsmittel 
schaffen. Thatsächlich befanden sich die Hamburger Finanzen um das 
Jahr 1565 in übelster Verfassung, ein Zustand, der kurz zuvor eine 
völlig neue Organisation der Kämmereiverwaltung hervorgebracht hatte, 
ohne dass damit doch der Not zunächst irgendwie ausreichend abge- 
holfen worden wäre. Die Holtsdkuhen brauchten aber hiervon nicht 



1) Das Lübecker StaatsarcbJT enthält, wie mir Ben Or. Eag*don % AreuBdUebst 
mitgeteilt hat , ebenfalls Ausfertigungen der von mir benuteten Akten oder dock 
einiger derselben. Herr Dr. Hagedorn beabsichtigte gelegentlieh selbst Ansauge 
daraus m veröflfestltokeD, hat Jedmoh bereftwtlhgst Mevo* Abstand genommen, asi 
er hörte, 4ass ieh die Hamburger Abfertigungen zu «tner A Je saea snsamsssssMm- 
geoden Publikation verwenden wollte. 

9) Anzeiger f. Kunde deutscher Vonelt 1888. 8g. 7t, wo daraas einWagen abge- 
bildet nnd beschrieben Ist, der daroh die Triebkraft des auf ihm stehenden Menschen 
bewegt wird, «Ins Art Drassine. 
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einmal Kenntnis in haben ; denn nur ganz wenige »Kammern« gab et 
damals in Deutschland, die nicht an demselben Uebel litten. 

Was »an B ola nk u h et vorschlagt, ist weder eine nene 8teuer — 
gegen eine solche Auflassung seines Projekts wendet er sich mit Recht 
— , noch eine eigentliche Anleihe, sondern ein Mittelding, eine Art 
Zwangsanleihe mitsozialpolitischer Ten denn, Letntere 
wird eifrigst benutzt, am den Plan mundgerecht m machen. Ja, es 
könnte sogar scheinen, als spielte dieser sozialpolitische Zweck die 
Hauptrolle, nnd wenn das aoch schwerlieh richtig ist, so beansprucht 
doch gerade diese 8eite des Projekts unser Hauptinteresse. 

Hole*ch*kcr schlagt nämlich , um der immer weiter um sich grei- 
fenden Verarmung, dem Verfalle alter Familien adKcher und bürger- 
licher Abkunft, zu steuern, eine Einrichtung vor, die nach unseren Be- 
griffen wiederum nur als ein Zwitterwesen zu charakterisieren ist, halb 
als Zwangssparkasse, halb als zwangsweise Heiratsguts- Versicherung, als 
ein Ding, das niemals derart existiert hat» und das doch die merkwür- 
digsten Berührungspunkte mit mancherlei nachher ins Leben getretenen 
Hinrichtungen autweist. 

Für jedes neugeborene Kind männlichen und weiblichen Geschlechts 
soll von den Bitern oder Paten ein Geldbetrag, mindestens ein Thaler, 
bei der Staatsbehörde des Geburtsortes eingezahlt werden. Wenn das 
Kind »zu Jahren kommt« und sieh verheiratet, ist ihm das Dreifache 
des eingelegten Betrages als Heimtsgut zu erstatten. 

An sich sind diese Grundzüge des Projekts ja sehr einfach. Auch 
enthalten sie nichts absolut neues. In Italien bestanden schon früher 
ähnliche Einrichtungen wenigstens für Madehen (motue dslle doU 
detie fmmm$) und in Florenz gab es jedenfalls schon 1529 eine solche 
auch für Kinder männlichen Geschlechts (mmie deüe doU «V maßchi). 
Vermutlich hat Hobsdmher die Anregung zu seinem Projekte ans Ita- 
lien erhalten. Aber neu und interessant ist die weitgehende sozial- 
politische Tendenz desselben, merkwürdig ist vor allem auch eine Be- 
ziensmg, die sich hei genauerer Betrachtung ergibt. 

Der ganze Plan Holnththers erinnert lebhaft an gewisse Vorschlage, 
die der bekannte »Begabst« Qmrg Obruht im Anfange des 17. Jahr- 
hunderts gemacht hat '). Nun hatten sowohl die Hobtchuhers, wie die 
alte 9trassburger Familie, der Georg Qbrecht angehörte, den Schwer- 
punkt ihrer groesartigen geschäftlichen Thätigkeit in Lyon, wo sie 
sien gleich den meisten anderen oberdeutschen KaufmannsgeBchleehtern 
um die Mitte des 16» Jahrhunderts als gelehrige — nur leider übereifrige 
— Schüler der Italiener an den riesenhaften Anleihe-Operationen der 
francOMschen Krone beteiligten. Ein Obrecht stand sogar an der Spitze 
des grossen deutsehen »Finanskonsortinmsc, das sich aus diesem Anlasse 



l) Vgl über ihn Sotektr, Geschichte der Natlonaldkonoudk in Deutschland. 8. 151 ff. 
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bildete. Die deutlichsten Sporen von alledem finden sich sowohl in 
Holachuhera wie in ObrechU Vorschlagen, nnd damit ist die Hanpt- 
strasse ermittelt, auf der nicht nur »der wälsche Regalismuse, sondern 
auch so mancher anderer wirtschaftliche Gedanke in Deutschland ein- 
gedrungen ist. 

Das Projekt HoUschuhers hatte eine bewusst sozialpoli- 
tische, nicht etwa eine »karitative« Tendenz. Das geht aufs klarste 
hervor aus dem »Remedium« für das erste Bedenken im »mundlichen Be- 
richte« (Nr. IV), wo nur die Erlassung der Einzahlung als ein 
»Werk der Barmherzigkeit« bezeichnet wird, in deutlichem Gegensätze 
zu dem ordnungsmassigen Verlaufe, bei dem der Landesherr ein gutes 
Geschäft machen und zugleich dem Wohlstande seines Landes einen 
grossen Dienst leisten, aber keine Geschenke austeilen sollte. 

Nicht ohne Interesse ist auch die statistische Seite des ganzen 
Planes. Es wird nämlich u. a. die Aufzeichnung aller Geburten seitens 
der weltlichen Behörden verlangt, eine Forderung, welche erst die fran- 
zösische Revolution erfallt hat, während bis dahin diese RegißterfÜhrung 
allgemein in den Händen der Geistlichen war. Sodann heizet es in 
Eoleschuhers Ratschlag, nicht die Hälfte aller Geborenen erreiche das 
mannbare Alter und gelange zur Verheiratung: Auf so unbestimmte 
Schätzungen war man damals bei dem Fehlen jeglicher Sterberegister, 
Sterbetafeln etc. noch angewiesen. Die Schätzung Eolssehuhers kann 
aber nicht sehr weit von der Wahrheit entfernt gewesen sein. Denn 
gegenwärtig erreichen im deutschen Reiche nur ca. 57°/s »Her Geborenen 
das Alter von 25 Jahren. Im 16. Jahrhundert war dies Verhältnis ge- 
wiss noch wesentlich ungünstiger ; doch gelangten von den mannbaren 
Personen wahrscheinlich fast alle zur Verheiratung, wie das HoUtsehuher 
als selbstverständlich annimmt. 

Erwähnung verdient auch die Bedeutung der von HoUsehuher an- 
gestellten Berechnungen für die Geschichte der Arithmetik. Wir 
finden hier nämlich schon eine, freilich noch sehr unvollkommene 
Zinseszinsrechnung angewandt, wie man solche damals in Lyon nach 
italienischem Vorbilde u. a. auch zur Aufstellung von Anleihe- Amorti- 
sationstafeln benutzte. Anderweitig findet sich dagegen die Vermutung, 
die ersten Zinseszinstabellen seien von dem Niederländer Simon Stemm 
Anfang des 17. Jahrhunderts aufgestellt worden '), was somit nicht zutrifft. 

Für den Kulturhistoriker wird namentlich die Schilderung 
der oberdeutschen Kindtaufen von Interesse sein. Der Philologe 
wird sich über die reine Sprache der Nr. II freuen, während ihm 
die Nr. IV schon weniger Vergnügen, die Nr. V aber erheblichen 
Verdross bereiten wird. Auf einige in den Wörterbüchern nioht vor- 
kommende Ausdrücke wie »revlig« »reyligkeit« sei nebenbei auf- 

l) Baertocker, Handbuch der Zinsetsins-Renten etc. Rechnung. Zürich 18SS. Ein- 
leitung p.XXV. 
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merkaam gemacht. Auch der Rechtshistoriker wird mancherlei 
Ausbeute finden. Eure, ich glaube, dass es gerechtfertigt ist, diese 
»Seifenblase« ans dem 16. Jahrhundert der Vergessenheit zu entreissen. 

Ehrenberg. 
I. 

Edle, ernveste, fursichtige und weisse. Unser geflissen willig dienst 
sei Eur Herligkeiten zuvor an berait. Günstig lieb herren, hiemiet bei 
unsern abgesandten Lienhart Botenstain, übersenden wir E. H. den 
ratschlag unserer erfindung, welche wir vergangene tag durch Hastro- 
bald Kosenthaler bey E. F. W. dienstlich furtragen haben lassen, der 
Zuversicht E. H. werden die Sachen unsrem fnrgeben gemess darin be- 
finden, und im fall dieselb einichen missverstand oder mangel daran 
haben wurden, hat gemelter unser abgesandter bevelch, auf derselben 
begern mundtlichen bericht zethun , und da E. H. an seinem bericht 
nit gesettiget, bo seindt wir des dienstlichen erpietens, E. F. W; uff der- 
selben begeren verrern schriftlichen bericht zethun , und haben, auf ein 
fursorg, ein nebenbericht der furnembsten haubtfragen darein gelegt, im 
fall solche fragen furfallen wurden, dass wir die zeit des hin- und wider- 
Schreibens erspart. Und senden darneben E. H. ein grundliche ausfur- 
liche rechnung oder calculation, des entlich gewisen und immerwerenden 
einkommen8 und nutz, so aus dieser erfindung unaufhörlich volgen 
wfirdt, mit dienstlich pitt, E. H. wollen solches alles mit vleiss von 
artieul zu artieul verlesen und behertzigen und sich nit irren lassen, 
dass es nit in zirlichen form gestellt ist, sondern schlecht und gerecht, 
und ist hierin mer auf den grund und nutz, denn auf die zirlichkeit 
zusehen. Und sind E. F. W. jeder zeit freundlich dienstwillig und 
berait. Thun dieselben sampt uns hiemit in schütz und schirm des 
allmechtigen bevelhen. Datum Nürnberg Ultimo März 1565. 
E. Htn. dienstwillige 

Bertholdt Holtzschuher und mitverwandten. 

Den edlen ernvest fursiohtigen und weissen Herrn Burgermeistern 
und Bath der Statt Hamburg, unsern günstigen Herrn. 

IL 
Edle ernveste fursichtig erber und weiss. E. E. und F. W. seindt 
unser nnterthenig freundtlich willig dienst zuvoran. Günstige liebe 
hern, nachdem wir E. F. W. dienstlich furtragen haben lassen, dass 
aus verleyhnng gotlich gnaden der weg erfunden ist, dardurch E. F. W. 
einkomm und c am er gut drefflich gemeret und gepessert werden mocht, 
one meingklichs pillige beschwerden und schaden, darauff sioh dan 
E. F. W. gunstiglich mit uns verglichen, hirauff übersenden wir E. F. W. 
volgenden ratschlag, den pitten wir mit vleiss von articel zw articel zu 
verlessen und zu beherzigen, daraus werden E. F. W. unsserm anpringen 
gemess erfinden, dass solches fueglioh geschehen kann, mit E. F. W. 
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null, den untetthann zw guter gelegenheit und meingkHch ob« billige 
besckwerden und schaden. 

Und haben EL F. W. farnemlieh hierin die drey b*»btpsuwtcm sw 
bedenken und zw befinden, entlich wie solche werk durch ein ediet 
oder beruffnng dem volk soll forgetragen and darin der gemaine nnts 
und schad angetaaigt werden, inen ir wolfart eingepildet werde; «um 
andern, was durch dies loblich werk meingklich gut that erzeigt wirt, 
und darneben ubels and schad verhütet und abgehalten werden mag; 
snm dritten was E. F. W. cammergat jerlich dardurch gepessert wirt 
und nute daraus ervolgt. 

Solchs soll volgender gestalt far genommen werden: 

Nemlich und erstlich dass B. F. W. in allen derselben atetten, 
flecken, mergkten und dorffern ein beruffang lass ausgeen und publieiern 
▼olgendeB inhalts, doch auf E. F. W. verpesserung gestelt: 

Nachdem E. F. W. aus gunstigen willen und wolmainung zw be- 
furderung gemaines nutz beherzigt hette und in gewisse erfarung komen 
were, wie es sich dann teglich in allen derselben, E. F. W. stetten, 
flecken, und gepitten erzeigte, sonderlich unter dem gemainen manne, 
dass das volk an teglicher oder zeytlicher narung abneme und je lenger 
je mer erarmutet, welches aus volgenden Ursachen herfleust, doch aber 
ursprünglich aus diessen zwayn Ursachen ervolgte: Erstlich dass 
pej dem gemainen volck gants leichtvertige hayret und 
verelligung sich zu trugen und das volk in armut zwsamb heiretet, 
also dass solch eevolck gar weing oder nichts zu sambprechten und 
etwa alspalt im anfang in schulden ein wachsen, daraus dann ervolgt, 
dass sie sich ir leben lang dester hartselliger ernern mosten, und da 
Gott der Herr bey solcher armut vil kinder beschert, 
dass sie zu zeyten sampt denselben kindern gar an pettelstab gerieten, 
dardurch denn der gemaine nutz bedroht, indem dass das landt voller 
Streicher oder pettler von denen die inwoner desselben teglich beleetiget 
wurden. -—Zum andern dass das volk und sonderlich die 
Jugend zu zer hafft, frech, frey m ntig und rey Iig in 
ausgeben ist, unsparhafft, sunder in aller oostligkeit auffweehst 
mit klaidung, bankathiern, in aller koffert und reyligkait je einer über 
den andern oder aufs weingst dem andern gleich sein will, onange- 
secben des geringen Vermögens am gut oder der narung, ob sie gleich 
weing oder nichts von irem Patrimonium oder irer eitern ererbt oder 
sunst einkomens haben, daraus dann ervolgt, dass sie auch in sehulden 
einwachsen und zw armut geraten und so sie dan zw heyretten komen» 
so sindt sie unvermuglich der narung, und da Gott der Herr kinder 
beschert, so haben sie dieselben kinder alsdan kumerlich zw ernecn und 
irem pracht nach zw erhalten, und so sie, die eitern sterben» denselben 
kindern wenig oder nichts an der narung zw verlassen, dardurch dan 
die kinder gleich in das ellendt komen, darin die eitern warn, und 
etwa durch solche armot in untugendt, unzuoht und allerley leicht- 
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fertigkait zw mishandlung geraten. — Durch solche bede weg dann 
der gemain nutz betrübt und gute Sitten geaebwecht werden. 

Und obgleich zixnlich vermngliche personen zwsamb hayretten, so 
denselben Gott vil kinder verleicht, erfindet sich doch aus teglicher er- 
farung, das von wegen der geschwinden tewern zeyt und lenff, auch 
der einprechenden kostligkait in klaidungen, reyligkeit in teglicher 
mundzerung sie in unuberwintliohe schulden geratten, auch wol aus 
unfall oder zwfelligen ungluok und schaden ervolgt, dass sie zw zeytten, 
er die kinder erwachsen, in abnemung der narung kommen und den- 
selben kindern nit zw helffen haben, also dass sie dann auch ganz 
plos und ungleichmessig hayretten oder gar ungehayrett sein 
müssen. 

Es begiebt sich wol auch, dass durch solche unvermuglichkeit und 
nit hilff gute alte gesohlecht von edlen und unedlen durch solche un- 
gleichmessige hayrett verkleinert und geschwecht werden oder aber 
sunst andere nachtaillige und beschwerliche sachen pisweylen daraus 
ervolgen. 

Solchen gegenwertigen und teglioh scheinenden, auch zwkunffÜgen 
schaden zw begegnen und zw wem netten E. F. W. mit höchstem vleis 
nach gedrachtet, wie dem Ursprung und wurzel disses algemainen 
Schadens zw verkomen, und dem menschen anfangklich so 
palt er auf die weit geporen, die Hand zu raichen 
und zu helffen were, dann so er one hilff der narung gelassen 
wirt und etwa durch unvermuglicbkait seiner eitern ime nit geholffen 
werden kan, so manglet algereit die wurzel und der anfang, daraus 
alle gut that erwachsen soll, dann da der anfang manglet, da manglet 
auch mittel und end. Damit aber dem new gepornen, erst auf die 
weit kommenden alspalt und also pey zeyt ein anfang zu kunfftiger 
narung gemacht werde, E. F. W. entschlossen, den grund und Ursprung 
dies algemainen Schadens zw verkomen und zw pessern, und netten in 
allen derselben stetten, schlossern, merkten und dorffern derselben E. F. W. 
verorneten verwessern, amptleuten, schossern und vogten bevelch geben 
und wollten hiemit gemaint und bevolen haben, so palt ein kind, 
es were son oder tochter geporn und getaufft wurde, 
von reichen oder armen personen hoohes oder niders 
standts, dass solches kind von seinem vatter oder 
in abwessen desselben von einer andern glaub- 
haften person demselben verorneten amtman an- 
getzaigt und mit namen, das kind, dervatter und 
mntter, auch mit namen des tauffpatten, totten 
oder gefattern ernennet und alspalt darmit ein 
taler erlegt werde, so soll bedachter amptman 
solche sampt dem gepurtztag vleyssig einschreiben 
und dargegen in RF. W. namen ein verschreibung 
Zeitsobr. f. Staatsw. 1880. IV. Heft. 47 
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oder urkundt zettel unter derselben s i g?e 1 1 von sich 
geben, in pester form, wie S. F. W. alberait ine dessen concept oder 
copy hatte lassen zwstellen, darin sich E. F. W. bewilligte 
and obligierte, so palt solch kindt zw seinen m a n- 
parn jarn kumpt und eelich verhayret wirt, es sey ein 
son oder tochter, so soll es sich mit gemeltes urkundt zettel bey ob- 
gemeltein seinem furgesetzten amptman, der da zumal im ampt sein 
wirt, anzaigen oder durch ein glaubhaffte person antzaigen lassen, so 
soll im gedachter amptman alspalt drey taller oder 
dreymal soviil, als im zettel verleibt ist, par er- 
legen und geben, gegen über neonung des zetteis oder gepurlicher 
Quituog. 

Es soll auch aus gunstigem willen zwgelassen sein und pey eines 
iden wilkuer stien, der alberait kinder hat, die von einem jar pis in 
siben jar alt sind, dieselben anch disser wolthat thailhafftig zw machen, 
doch dergestalt, nachdem er ein tochter zu zeyt der gepurt des kindts 
erlegt haben solt, dass er dieselben jar hero , so alt das kindt ist, 
für ein ides jar vier kreutzer darmit erlege, auf dass auch die itzundt 
wessendten kinder disser wolthat empfinden: 

Gleichfalls, da etwa ein freund t, ein vormundt, ein pat oder 
tott, oder andere personen einen freundt, pflegkindt, tauffpatten oder 
totten oder sunst aus mitleyden oder gunst einem kindt, das sieben jar 
alt oder darunter ist, ein wolthat erzaigen und ime zw einem hayrett 
guettlein helffen wolte, er sey gefreundt oder ungefreundt, arm oder 
reich, so soll er solches obgehortermassen zethun macht haben. 

Desgleichen da jemandt Vorhabens were, ein jung kindt pis in 
sieben jar alt durch ein testament oder geschicksweis (!) mit einem 
legat zu begaben, das ime zum hayrett gut erspriesslich sein solt, der 
mag es auch obgehorter massen verrichten und das testament darauf 
stellen, so soll es dem kindt, so es zw seinen tagen kumpt und ver- 
hayret wirt, wie zuvor vermelt ist, solch gelt dryfeltig bezalt und ans- 
gericht werden, auf dass meingklich E.P. W, wolmainen spuren soll. 

Und nachdem mer nit dann ein thaler gegen dreyen thalern zw 
erlegen auferlegt ist, welchs allein der gering vermuglichen halben 
angesechen, auf dass es meingklich erleydlich ist, so werden one zweiffei 
pey den vermuglichen personen, edel und unedel, solche drey thaler 
zw Steuer eines hayret guts ein gering ansechen haben. Derhalben 
soll auch einem iden hohes oder nidersstandts hie- 
mit zwgelassen sein, über den ermelten taler zw 
erlagen soviil er will; erlegt er zechen thaler, so soll ime 
dreyssig dargegen volgen, erlegt er hundert, soll im dreyhundert 
thaller gegeben, erlegt er tausent thaler, so soln im dreytausend thaler 
obgehortermassen darfur bezalt werden. 

Es soll hiemit den Vormunden der unmündigen kinden zwgelassen 
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und in ir wilkuer bestellt sein, da etwa die eitern sterben und ein 
eintsdg kind verlassen, das nicht geschwisterigt, auch nit nott erben 
hat, solchem kindt, so es unter sieben jarn ist, auch all sein vermögen 
oder eins thails, so sie wollen, dem kindt zw dieser gestalt anzulegen, 
auf dass, wenn das kindt verhayrett wirdt» alle sein ererbt gnt drifeltig 
findet und empfachet. 

Durch welches mittel E. F. W. verhoffte, erstlich der jngendt ver- 
holfien zw sein, dass sie nemlich eines hayret gutz gewiss sindt, dar- 
dnrch dester etat 1 icher zw hay retten komen und im anfang etwas zu 
samb pringen, damit solche junge eeleut ein jeder nach seinem standt 
sich kune dester pesser anrichten und ernern. 

Zum andern were den eitern geholffen, dass sie den kindern ferner 
umb kein kunfftigs hayrett gutt sorgen durffen, sunder sovill sie zw 
des kinder gepurt erlegen, gewiss sindt, dass solohs die kinder 
vorirverhayertung, ob gleich die eitern mit todt 
sollten abgien, nit in die hendt bringen und ver- 
thun konen, sunder uf ir verhayertung solchs mit dryfachem nutz 
zum heyretgut wider nemen und empfingen. 

Es sollt auch diese £. F. W. gut that nit allein far derselben, 
£. F. W. landt und unterthanen verstanden werden, sonder auch an- 
dern zw irer wilkuer gesetzt und mein gkl ich, edel und nnedel, zw ge- 
mainer wolfart zwgelassen hiemit angepotten und vergnnt sein. 

Schlislich so nun der anfang dieses algemainen nutz gefunden und 
der Ursprung des abnemens vorkomen, wurde gewiss ervolgen, dass sich 
solche eeleut, so nun ein anfang zw der namng netten, nit anfangs 
alspalt in schulden einstecken musten, sunder in allem iren thun und 
lassen dester pesser, beherzter, vleissiger verhalten, und darein schicken, 
daraus dan gemeiner nutz und wolfart ervolgen, wachsen und zonemen, 
dartzu der almechtigGott one zweiffei sein segen und gedeyen geben wurde. 

Voigt nun was nutz und wolfart aus obgemeltem loblichen werck ervol- 
gen, dargegen was schaden und anrate dardurch verhuetet wirdt. 

Erstlich dass die alten löblichen geschlecht von edlen und unedlen 
herkomen, ob sie schon nit gross Vermögens, sover[n] sie selbe wollen, 
in reputacion erhalten und nit durch unvermugligkait zw geringen 
personen hayretten müssen und verkleinert werden. 

Dass auch dardurch verhuetet wirdt, dass pisweillen durch solche 
unvermugligkeit und nit hilff die jugendt von mans und weibs personen 
in ein unrath und leichtvertigkait geratten, daraus nit allein iren per- 
sonen schaden, sunder der gantzen freundtschafft nachtaill, unehr, ein 
ewige nachreden oder andere beschwerliche sachen daraus ervolgen. 

Zum andern dass die eitern, so itzundt vermuglich sein, der sorg 
kunfftigs falls oder abnemens der narung und unvermugligkait, dass 
sie den kindern nit sw helffen hotten, entladen werden und gewies sein, 

47» 
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da rieh ein solcher fall zutrüge, data dennoch ire kinder der notdorfft 
mit hayrett guettern nach der aneall, sie zw irer gepurt erlegt haben, 
dryfeltig verzechen sein. 

Znm dritten, dan das gemaine bargers nnd paners volk iren kin- 
dern die orte ein schätz samlen, darumb sie nit komen, denselben in 
der zeyt, pis die kinder verhayrett werden, weder verthun noch verliern 
konen, nnd also dester geruhiger leben, dieweil ire kinder heyrett gnts 
halben nach ihrem standt nnd vermugen versorget sein, dardnreh 
wirt auch verhuetet, dass pisweyllen die kinder 
ire eitern dester legher halten, nnd ine dester ungehor- 
samer sein, dieweil sie kein hilft" pej ine wissen oder nichts Ton ine 
gewertig sein. 

Zum vierten werden vil Streicher und landtleufier von weib nnd 
mans pereonen sampt iren hindern durch die löblich werk abgehalten, 
die sunst unyersunen zwsamb hayretten, nit heller oder pfeing zwsamb 
pringen und sich anfenoklioh, sover sie gut hertzig sein, mit harter 
arbaitselligkait offt kumerlich ernern, pis sie kinder uberkomen oder 
sunst ir eins in schwachhait feit und von dem andern allein nit erneret 
werden kann, so geratten sie schon sampt den kindern auf die 
pettelwaidt, wie sie es nennen, oder an pettelstab, dardurch dann 
alle landt mit solchen Streichern, garttenknechten und pettelvolck be- 
laden sein muss. Die sunst, da sie anfencklich ein wenig hayretguts 
zswamb prechten, sich in iren handtwereken oder ander iren furhaben 
anrichten konnten, und die mit handtwerck oder anders, sich darmit zw 
ernern fnrhetten, sunder pauers arbait, künden ein anfang zw erkauffnng 
eines kobler guetleins haben und sich des taglons zw arbaitten be- 
helffen oder andere mittel für handt nemen, dan in suma, wo kein an- 
fang ist wedermittel noch end. 

Es wurde auch darduroh offtmals verhuettet, dass zw zeytten solche 
armselige verlassene leutt, so sie nit gedultig, guthertzig, sunder eines 
poessen gemuts sind, durch solche armut zw diebstal, morderey, rau- 
berey, eepruch und andere laster geratteu. 

Welche alles E. F. W. hoches verstandte, was nutz und wolfart 
aus dissem werck ervolgen und dargegen was nachtail, laster und 
schaden darduroh verhuetet und vorkomen werden kan, am pesten zw 
behertzigen werden wissen. 

Was den E.F. W. camer gut durch dis loblich werck 
gepessert und derselben einkomen gemeret werde, das ist furnem- 
lich zw bedenoken, und neinlich, so solch teglich und unauffhorlich 
einkoment gelt auff zins gelegt wurde, allein mit funff vom hundert, 
oder aber sunst zw E. F. W. nutz und nottdurfft gepraucht anstatt 
anders aufgenomen zinsgelt, da sovill oder mer vom hundert darvon 
bezalt werden muss oder dieselben beschwerlichen zinsgelt mit dissem 
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gelt abgelegt wurden, welches alles auf eins auskumpt, so ist der nutz 
wie naohvolgt: 

Von 100 thaler das erste jar thut thaler 105 
von 105 thaler das ander jar thut thaler 110 V« 
von 110 Vi thaler das dritte jar thut thaler 115 8 /* etc. 

(Diese Rechnung wird im Originale bis zum 23. Jahre fortgesetzt). 

Also wirt aus 100 thaler in drey und zwantzig jarn 804 */i thaler, 
das ist reichlich gerechnet, dass es sich selbe dripliert. So es aber 
genaw und auf den pfeing gerechnet wirt, so dripliert es sich reichlich 
in zway und zwanzig jarn. Daraus ervolgt, obgleich alle diejenigen, 
so geporn werden, zw iren manparn jarn komen und verhayret wurden, 
dass E. F. W. nichts ausgeben, sunder sie mit dem irigen bezalt und 
dennoch uberschuss netten. 

Dieweil aber ans der erfarnhait gewiess ist, dass nit der 
halbe thail, so geporn werden, ir manlich alter 
erraichen und verhayret werden, so ererbt El F. W., pleibt 
und ist one mittel aufs wenigst der halbe thail dis teglichen, jer liehen 
und nnauffhorlichen einkomens in E. F. W. ordelich einkomen und 
chamergut zw rechen. 

Dan bedenke ein ider pey imselbs, durch die gemain 
aus, wievill seine eitern kinder ertzeugt haben oder 
ime gesch wisterigt auf die weit komen und verhayret worden 
sein, so wirt selten einer finden, dass der halbe 
thail zu iren manparn jarn komen und verhayret 
worden ist. 

Solte nun in allen E. F. W. etat, Schlosser, flecken, mergkten und 
dorffern alle tag und nacht acht und sechzig person 
oder kinder geporn und von einem iden nur ein thaler erlegt 
werden, das thut ein jar pei funff und zwanzig tausend thaler, darvon 
darff in 23 jarn nichtz bezalt werden, thut fünf mal hundert und funff 
und 8iebenzig tausend thaler, welche ein zimlicher schätz ist, so in der 
zeit gesamblet werden kann. 

Solte aber nun weinger und gleich nur der halbe thail, ist 
vier und treissig person geporn werden, welche an 
Gottes segen und an der grosse und manigfeltigkait E. F. W. landt- 
schafft und des volcks gelegen ist, so were es dennoch jer lieh zwolff 
tausent funff hundert thaler und in 23 jarn zwaymal hundert sieben 
und achtzig taussend funff hundert thaler. 

Dan so gerechnet wird, was alters, mans und weibs person zwsamen 
gerechet, verhayret werden, so erfindt sich, dass mer personen über 23 
jar alt, dan unter 23 jar alt hayretten, also was an einem ab, am an- 
dern wider zwgehet. 

So nun wie vorgemelt der halbe thail nit zw hayretten komen, 
were E. F. W. einkomen und camer gut jerlich anff den ersten weg 
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an allein anf ein thaler die person be rech et, umb zwolfftaussend fnnff 
hundert thaler gepessert, allein simpliciter one die angnmentacion 
gerechet, welche angnmentacion E. F. W. in peyligendem calcnlo finden 
werden (s. Nr. III). 

Was dan der uberscbuss bedrifft, dass aber ein thaler wilknerlich 
anff ein person teglich erlegt wirt, welche verhofflich auch so vill oder 
villeicht ein merers an lanffen mocht. 

Der u n c o s t dargegen so auf solche amptleut gien wirt, ist 
gering, dan einem iden Verwalter, pfleger oder vogt, sollen seine 
unttergebene oder amptsverwante stet, Schlosser, flecken und dorffer, 
auch dies ampts halben die Verwaltung bevolen werden, weloher one 
das das ordelich einkomen derselben zw verrechnen hat. 

Es konen auch die urkundt zettel, so E. F. W. dargegen 
geben, bedruckt und spaciumb zum namen auch der suma und dem 
datum gelassen werden, auf dass die amptleat derhalben nit vi! schrifit 
zw machen haben. 

Es soll auch einem iden amptmann dies ampts halb ein secret 
oder sigel mit einem besondern peyzaichen zwgestelt werden, anff dass 
solche sigel änderst nit den allein zw diesem werck gepraucht werden 
konen. 

Es soll auch in alle pfar oder den pfarhern und caplanen bevollen 
werden, dass sie die kinder, so ine teglich zw der tauff gepraoht wer- 
den, sampt dem namen der eitern und gefattern oder paten, auch den 
tag vleissig aufzaichen und ein ider pfarher soll alle wochen, monat 
oder quartal, wie es E. F. W. gelegenhait, ein verzaichnus oder zettel 
desselben überantworten, daraus zw erlernen, dass diesem loblichen 
werck getreulich vorgestanden und E. F. W. bevelch ordelich nach 
gegangen werde. 

Und damit E. F. W. in albey verursacht werde, solche loblich 
werck dem gemainen nutz und E. F. W. selbs zw guten anzurichten, 
setzen wir, im fall E. F. W. dieser zeyt gleich keiner parschafft oder 
gelts bedürftig were, also dass E. F. W. nit ursach hette, gemachte 
schulden abzulegen, zinsgelt abzulossen oder die von lang hero versezte 
empter oder dieselben pfandtschilling abzuzalen, die landt oder empter 
ledig zu machen oder durch was mittel und weg es were, dass E. F. W. 
keins gelts bedurffte, so sollte dennoch E. F. W. nit unterlassen, dis 
loblich werck anzurichten, gemeinem nutz zum pesten wie zuvor ge- 
hört, und dann vil wucherlicher contrect mit solcher parschafft vol- 
gender gestalt zu verhueten, nemlich da E. F. W. einen fromen stat- 
hafften verstendigen man darzu erkiste, zw einem obersten Verwalter 
dis ampts und ime ein gegenschreiber zuordente, also dass er monatlich 
Boloh einkoment gelt von den vorgesetzten ampt leutten, schossern oder 
vogten empfing und dasselbig auff verzinse« ng funffvom hundert ver- 
liehe, edlen und unedlen, burgern oder kauffleutten, die solchs auf 
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genügsame Versicherung, als einsatzung oder verpfendang Hgender 
guetter oder aber auf lebendige burgschafft begern wurden, zw ab- 
legnng irer gemachten schulden, zw ledigmaohung verpfentter guetter, 
zn notdnrft ires gewerbs und handtirung, oder wann es ein ider be- 
dnrffen wurde, so kundt ime auf vorgeende genügsame Versicherung 
oder verpurgung geliehen werden, auf jerliohe verzinssung funff p. 
cento mit der beschaidenhait, da es dem geber oder nemer lenger nit 
gelegen were, ligen zw lassen, dass es ein ider thail macht hette, solch 
gelt dem andern drey monat zuvor auf zw sagen, so sollte nach be- 
schechenen aufsagen in drey monaten den nechst solch gelt erlegt 
werden, auf solchen fal kunte E. F. W. im fal der notdurfft albeg in 
dreyen monatten zuer parschafft komen, und lege solch gelt mit nutz 
funff p. cento alda gleich zw einem schätz, sich desselben in f urfallender 
not haben zu geprauchen, und wurde dardurch guten erlichen leuten, 
die gelts notdurfffcig sind, wie obgehort mit solchem furleichen geholffen 
nud die wucherlichen contrect zum thail für komen. Da sonst ein er- 
licher man gelts zur notdurfft bedarff, muss er solchs pey cristen oder 
uncri8ten mit schwerem interess, acht, zechen in zwolff p. cento suchen 
und auf nemen, oder aber etwa sohadenkauff thun, silber, samet, 
seidegewandt, saffran oder anders in hochem kauff auff ein jar oder 
halb jar zeyt zw bezaleu auf und an nemen, dasselbig umb par gelt 
mit grossen schaden wider verkaufen, und noch mer dan zechen oder 
zwolff p. cento daran verlier n, umb par gelt zw machen, seinen trawen 
und glauben zw erhalten oder aber etwa ein kleinot umb dopplet gelt 
angeschlagen, und par gelt darzu an nemen, haus und hoff und was 
er hat dargegen versetzen und wan die zeytt der wider bezalung 
kumpt, von haus und hoff oder andern guettern getrungen werden, da 
er durch das obgehort mittel bey seinen guettern, trawen und glauben 
erhalten wurde und solche wucherliche contrect, so dem gemainen nutz 
zw wider sind, dardurch abgehalten, und wurde hinfuro albeg die 
parschafb pey E. F. W. pleiben. 

Oder aber da E. F. W. daranff nit seohen, sunder einen kurtzen 
weg an die handt nemen wollten, so kunte sie solchs ein- 
koment gelt stathafften geselschaf ften auff genüg- 
same Versicherung und burgschafft funff p. cento 
monatlich (!?) über antwortten lassen, mit obgehorter 
condicion auf drey monat zuvor auf zw sagen, und sie solches auf iren 
nutz und wagknus draffigirn oder prauchen lassen. Welchs unter beden 
E. F. W. fürs peste und nutzlichste ansechen und achten werden, so 
knmpt es doch auf bede weg gemainen und E. F. W. nutz zw guten 
und pleibt das gelt unter den leutten pis zu E. F. W. notdurfft und 
aufkunden desselben , so ist albeg E. F. W. im fei der notdurfft mit 
parsohafft gefast. Das wirt E. F. W. passer den wir darvon schreiben 
wissen zw behertzigen. 
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80 nun dis werok ordenlich angericht, in gute Ordnung gepracht 
und darin erhalten wird, so werden £. F. W. nit allein dreffliche 
pesserung derselben einkomen und camerguetter empfinden« sunder auch 
der jugendt zw pester irer wolfart und dem alter zw ruhigkait und 
ringerung der sorgen günstig verholffen sein, und also pey meingklich 
hoches und niders standts, lob, ehr und preis erwerben. Darzu wolle 
der almechtig eewig Gott durch Jesum Christum seinen son und 
äusserem hern, E. F. W. sein göttliche genade und gedeyen reichlich 
verleiohen. 

E. F. W. dienstwillige 

Bertholdt Holzach ach er und mitverwante. 

m. 

Voigt ein ausfurlicher bericht des gewissen entlichen und besten- 
digen nutzens dieser erfindung auff teglich 68 person gestelt, das ist 
jerlich pey 25 000 thaler einkommens. Es sey nun der halbe tail we- 
niger oder mer , so soll es p. ratta oder nach antzal berechet werden. 

1. Thaler 25 000 das erste jar einkomens thaler 25 000 

2. Thaler 25 000 mit 5 p. c° nutz, thut 26 250 und die 

jerlichen 25 000 darzu thut das ander jar . . . thaler 51 250 

3. Thaler 51 250 mit 5 p. c° nutz, thut 53812 und die 

jerlichen 25 000 darzu, thut das dritte jar . . . thaler 78812 
etc. etc. 
(fortgesetzt bis zum 23ten Jahre) 
23. Thaler 962 658 mit 5p.o° nutz, thut 1010790 und 
die jerlichen 25 000 darzu, thut das drey und zwan- 
zigste jar thaler 1 035 790. 

So um solch gelt disse 23 jar von jarn zw jarn also angelegt und 
erhalten wirt mit 5 p. c°, so thut es Bampt dem abzins in sume wie 
oben vermeldt 1 035 790 thaler. Als dan wirt angefangen zw bezalen 
fürs erste jar , nemlich denen so im ersten jar erlegt haben , gerechet 
wie oben auf 25 000 thaler oder personen, die werden bezalt sovill der- 
selben noch in leben und verhayret sind, das wird geachtet und ge- 
sezt der halbe thail vermug des ratschlags thut 12 500 person, einem 
iden 3 thaler, thut 37 500 thaler, und also vort an ungeverlich alle jar, 
die werden vom nutz der haubtsuma der 1 085 790 thaler bezalt, solche 
ertragen aber jerlich 51 789 thaler , get rab solche 37 500 thaler , rest 
14289 ubersohusB. Solcher uberschuss wirt zw der hauptsuma ge- 
than , thut in suma der nutz i m^24 sten jähr 1,050,079 t h a 1 e r 
und pleibt also vort an mit jerlicher pesserong und xnerung: erstlich 
mit der pesserung der jerlichen einkomenden 25 000 thaler und dan mit 
der merung des jerlichen abzins 5 p. o°, solche ist dan ein bestendiger 
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eigner schätz, der aus diesem werck ervolgt und gewunn ist, and soll 
also für and für p. rata gerechet werden, nach anzal der einkomenden 
thaler oder der k in der, so jerlich geporn werden, so wirt sich erfinden, 
dass im 19ten jar die abzins von der allberait einkomen und empfangen 
haubtsuma den ganzen costen und die volkomen bezalung der verhay- 
retten personen reichlich und überflüssig erreichen, also dass im 19ten 
jar die haubtsuma schon frey ledig and gewonen ist, da man gleich im 
lOten jar anfahen sollte zw bezalen, welche sich aber vermag des rat- 
schlag« in 23 jar erstrecken wirt, welche haubtsuma in 19 jarn sich al- 
berait erstreckt auf 763 500 thaler, thut der abzins darvon 38175 thaler, 
so bedarff man mer nit zur bezaiung dan wie gemelt 37 500 thaler, ist 
schon uberschoss 675 thaler, and meret sich dan jerlich umb 25 000 thaler, 
und dennoch der abzins 5 p. o° dann , also dass es ein imerwerendt 
zwnement and unaufhörlich einkomen ist. 

Diese rechnung ist gemacht auf 68 person and that der bestendig 
natz thaler 1 050 079, wie zoseohen in 23 jarn, das thut ein jar ins an- 
der gerechnet 45 655 thaler. 

So nun nur der halbe tail, als 34 person gerechet war dt, ist es 
dennoch thaler 525 039 — thut ein jar ins ander gerechet 22 827 thaler. 

Und wo es gleich nur abermal der halbe thail und nur 17 person 
oder kinder in tag und nacht geporn wurden, so ist dennoch solch 
werck nit zw unterlassen, und thut der bestendig nutz thaler 262 519 
— das that ein jar ins ander gerechet, 11413 thaler. 

Laos Deo. 

IV. 

Monatlicher berioht zum rathschlag gehörig, im fall volgende fragen 

einfiten. 

1) Frag: Ob nit der gülden zu erlegen den armen, durfftigen 
oder denen , so nichts haben , dann was sie taglich mit der . handt er- 
arbeiten, beschwerlich fallen wurde. 

Antwort: Es ist selten ein armer, der einen gefattern zu einem 
kind gewinnt oder pittet, dass der gefatter dem kind nit ein gülden 
einpindt oder schenke. So doch solch gelt bishero mererteils unnüz- 
lich yerdrunken worden. Vil mer und lieber würdt ein gefatter sol- 
chen gülden dem kind einpinden oder schenken, wann er wist, dass er 
dem kind zu guten und zu steur seines zukünftigen heyratgfltleins 
reichen sollt. Es würden sich auch solche arme letitt befieissen, dass 
sie vermügliohe leutt zu gefattern pitten würden. 

Remedium: Im fall dass solche frag beharrt wurde, ist das 
remedium, dass ein fürst oder herr den amptlentten dies wercks 
einen gemessen bevelch gebe, im fall so gar arme dürfftige leutt ka- 
men, dass er macht hette, den gülden gar oder einestheils nachzulassen 
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nach gelegenheit , und dennoch dem kind die zettel für vol machte, 
das were ein werck der barmhertzigkeit vom herrn und 
ein sohlechter schadt, einem solchen armen kind zu vergönnen, so es 
die zeit erlebte , ein anders , vermögüchers kind , das die zeit nit er- 
lebte, an statt des herrn diafalle zu erben. 

2) Frag: Ob nit solches ein gemeiner schadt nnd wider die con- 
scientia sei, ein kind, so erst auf die weit kompt, zu belegen. 

Antwort: Es sey kein schadt noch wider die conscientia, die- 
weil es dem kind zum pesten, auch den eitern zu guten kompt, wie 
der rathschlag ausfuhrlich mit pringt. So ist es nit wider die con- 
scientia, wo der gemeine nutz bedacht und des herrn einkommen one 
menigklichs schaden befördert würdt, dann durch solohe leidliche pil- 
lige einkommen können mer andre beschwerliche aufflag oder Schätzung 
verhuettet oder hinterhalten werden. 

Bemedium: Tm fall dass solche frag beharrt wurde, so ist das 
remediam, dass dargegen die schendtlichen , schedtlichen und sündt- 
lichen missbreuch abgeschafft werden, so in solchen Sachen im prauch 
und Übung sein. Das ist nemlich und sonderlich aufm landt, wann 
einem ein kindt geporn und getaufft würdt , so muss man das- 
selbigkindtmit der naohtbaurschafft verdrincken, 
aldar würdt nit nur ein gülden, sondern etliche gülden versoffen und 
ombpracht, für eins. — Alsdann fürs andre, wann das kindt acht tag 
alt ist, so muss mnn ein w ei ss a toder kindtschenck halten, 
mit fressen und sauffen , aldar werden noch mer gülden , ver- 
dempfft und unnützlich verthan. Zum dritten,' das ein stillschweigender 
schadt ist, das die zeit so unützlich verfeyert und darmit umpbracht 
würdt. Dann heint ist es an einem nachtbaurn, morgen am andern 
und ist selten ein dorff, da nit alle wochen eine, zwoe, drey kindt- 
schenck inen gehalten werden, das heist ein gemeiner schadt, dann da 
erarmutet das volck, verösiget die gaben Gottes, als speiss und drannck, 
würdt wercklos, verfeyert die zeit, pringet solche sündiglich zu, mit 
uberfleis8igem fressen, sauffen, gottslestern und andern Untugenden, 
solche kann dargegen und sollt pillig abgeschafft werden, so würde 
diese beschwerde des gülden, soverr es ein beschwerdt haissen solt, da 
es doch keine ist, vilfeltig erspart werden. 

3) F r a g : Ob nit die besondern graffschafften oder herrschafften, 
so etwa in einem fu rsten thumb gelegen und sich selbe regieren , d e m 
fursten widersprechen und solchs verhindern mochten. 

Antwort: Dieweil solches armen und raichen zu gut kunipt, 
auch solchen besondern herren an irem ordenlichem einkommen un- 
schedtlich ist, so solt es niemandts verhindern, sondern menigklich 
dem gemeinem nutz zum pesten befurdern. 

Bemedium: Im fall es ein solch herr je befuegt were und be- 
harrn würde, so soll solche anrichtung ime, so weit sein gepiet oder 
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landtschafft raicht, volgen und gelassen werden, auff dass einem jeden 
das seinig ungeschwecht und unvernachtheilt pleibe. 

4) Frag: Dieweil dis ein nenrnng and suvor nit erhört , ob es 
nit for ein beschwerliche auflag oder Steuer geacht werden mOcht. 

Antwort: Nein, es ist kein ufflag oder steuer, die- 
weil es nit jedermann belangt, auch weder wittbe noch 
waisen besohwerdt, sondern ist hierin zu bedenoken, durch was 
linde, leidliche und nützliche mittel d er o berkeit 
ein solch wiohtig grosser unaufhörlich nuts ange- 
bracht würdt, der sunst ans vil beschwerlichem und täglich schei- 
nenden (? oder schinnenden?) aufflagen nit erfolgt, so da sein steur, 
sOll, ungelt etc., welche durch dis mittel wol im fall der notdnrfft ge- 
lindert oder aufzulegen hinterhalten werden konnten. Welche dieweil 
sie gebreuchig, in zeit der notdnrfft, oft one sondre bedenken auffer- 
legt werden, und wann es sich begebe, dass man im fall einer furfal- 
lenden notdnrfft zu einer steur auff ein paar ehvolck jerlich ein thaler 
zu bezalen anlegete, welches aigentlich für ein geringe Steuer dnd be- 
schwerdt geacht sein würde, dieweil ein yedes paar ehvolck ein ganz 
jar an solchem thaler zu samlen oder zu ersparen und zu bezalen hatte, 
so viel weniger ist dies beschwerlich und gar kein besohwerdt, dieweil 
man dreymal so vil hinwider darfor bezahlt und eben so wol eiu paar 
ehvolck sich ein ganz jar dar au ff zurusten und den thaler zu samein 
oder zu ersparen hat, mit guter gelegenheit (solches würdt von den 
armen geredt, die reichen dOrffen solcher gelegenheit nit) ; denn Offter 
als ein mal im jar kann es nit zu schulden kommen and betrifft dan- 
noch nit alle evolck, auch nit alle jar, sondern allein die, so und wann 
sie kinder zeugen. Das geschieht aber, wie offt gemelt zu drifaohem 
iren nutz und vortheil. 

Und ist versehene rechtens , Collectis non habere oertam formam 
vel regulam, sed arbitrio superioris variare. (Folgen juristische Zitate). 

Auch diesesfals machen gemeine recht inter privatum comodum et 
utilitatem publicam ein unterschied, und lassen die recht zu, dass von 
gemeines nutz wegen, mOgen die nnderthanen beschwert werden, dessen 
sie zuvor fiberhebt gewesen. (Folgen weitere juristische Zitate). 

Eben als wenig ist es wider Gottes Ordnung, bevelch und gebot. 
Erstlich dass ein jede obrigkeit, seinen unterthanen zu guten geordnet 
und für gesetzt, so volgt, was die obrigkeit den unterthanen zu gut 
ordnen und machen, dasselb nit sfindt ist. Also lasen wir Deuter. 14., 
dass Gott von den zehnten die leviten, frembdling, wittib und waisen 
zu underhalten bevolchen. Weiln dann auch die angezeigt Ordnung 
dergleichen personen zu guten kompt, so hat es die obrigkeit wol zu 
verantworten. Und sind die unterthanen schuldig der obrigkeit hier- 
innen zu gehorsamen et potestatibus (inquit Paulus) sublimioribus pa- 
reamus et simus subjeeti, Roma 18. la. petr* 2. 
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V. 

Wir N. N. bekennen öffentlich mit diss brieff vir uns und nnsen 
nachkamen, vor jeder menniglich, die in soeben, heren , leeen : Nach- 
dem uns die erbarn Barthaldi Holtzschugur, burger zu Nurnbergk und 
sein mitverwanten günstig zu erkenn haben geben, wie dass durch ver- 
liyung gettlicher gnad durch sie die wegen erfunden waren dardnrch 
unser canierey und jerliches einkomen treffelioh gemeret und gebessert 
wierden mechet und dieselbigen unaufferlich und imer werend ein jor 
oder jerlich auff zehen , zwenzig bis in dreyssig dausend daler oder 
nach ein meheres, auch mit der land und leyt menniglich on schaden 
geschehen kennt, dass wir uns und ver unsren nachkamen wolbetetigen 
gegen obgemelt Bartholdi fioltzschuger und seinen mitverwannten und 
derselben erben dergestalt verheyniget und verglichen haben» woferen 
wir die selbigen ihren rottschlag und erfundung, den sie uns dann 
schrifftlich ynnerha[l]ben 2 monat, von datto an zw rechen, zwsehicken 
und behendigen werden, also über kurz oder lang ainrOchet (?) und 
uns annemelich befunden, — dass wir van solichem yerlichem gefalle 
und einkomen allenzeyt die nach anzall der summa und nutzens den 
erfunderen Bartholdi Holtzschuger und eins mit- 
verwanten und derselben erben oder bevelchhaber, so dies unseren 
verschreybnng van irendwegen wussentlich in haben werden, den 
zehendtheyll on widerlegen und abgangen well en 
folgen lassen und geben. 

Wir wellen auch soliche versehungk thon, dass inen eynige ver- 
hinderungk so viell uns himer möglich, darin nichet gesehen sollen. 

Wir wellen auch die suverhordneten verpfilcheten, dass sie in allen 
quartall solichen zehenden theyll der nutzung, so viell derselben ein- 
kommen ist, volglich zuhren sicher handen yberhandworten und volgen 
lossen und uns dannen rechnungt thon und solich einkomen soll inen 
angehen, also bald diesse erfundung uffgerichtet und angeordenet ist 
und impfall wir gleyoh solich erfindungk und anruchtung dem rott- 
schlogen durchaus nichet gemess, sonderen enderungk und besserungk 
darinnen furnehmen werden, so soll es tag (doch) den erfunderen un- 
abbrüohtig und diss verschreybnng ahne nachtheyll sein ; und ob sach 
were, dass wir diese anordnungk und rottschlog nichet gerechet nutz- 
lich, noch uns und unsren nachkomen an nehmelich befunden und die 
selben anrichetung also verpleyben lossen und in werck nit brungen 
wurden für uns reibest oder andresten von unssrend und unseren nach- 
komen wegen yber kurtz oder lang, also dann soll disse unraren ver- 
schreibungk und vergleichenuss an ihr selbest nichtig, tott und ab 
sein und uns und unseren nachkamen in keyne weyss gegen gemalt 
erfunderen und iren erben verbinden, dass etwas zu leisten, so hie- 
runnen begriffen ist. 

Doch sollen und wellen wir solich erfundung und uns vertraut 
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werck auf solich pfall nichet detter weniger ohne ire vorwiesen und 
bewiligung niemand eroffen noch offenbaren, sonderen in hechester.ge- 
heyme bei uns behalden. Wir versprechen auch hiemit, da wir gleych 
soliches in werck rüchet oder nichet, solichen erfundung keinem pa- 
tentatt wider scbrifftlich nach mündlich zw zwschioken, zw under- 
weyseen, noch zw offenbaren, uff das« es den erfunderen an irem vor- 
haben nichet nachtheylung oder abbrichig sinn, dieweyl sie sich ahone 
dass gegen uns guustiglich erboten, solich erfundung eynem jeden pa- 
tentatten, dahim wir begeren wurden, uff vorgehenden zumulich (ziem- 
lieh) vergelvchung folgen zw lossen, wie sie die erfindern uns dann 
derwegen ein genügsamen verfertigen rewerss oder schadlossbrief 
gegen diess unsse verschreybung verfertigen und zwstellen haben lossen ! ). 
Also gereden und verschreyben wir uns und unseren nachkommen in 
kraffet diss brieff etc. 



1) Für diesen Heren liegt ein Entwurf Ton derselben Hand bei Nr. I und IV 
weisen eine andere, Nr. II and III eine dritte Handschrift auf, and «war ist die letzt- 
erwähnte bei weitem die sendnste, wie auch die Sprache bei diesen swei Stacken 
die beste. Die Nr. V. moss augenscheinlich von einem Ausländer verfasst oder 
nach Diktat geschrieben worden sein. 

Zar Sonntagsarbeit au Baden. (Verw.B. des Grh. Bad. Min. d.i., 
1889): Von hervorragender Bedeutung für die soziale Lage der Ar- 
beiterbevölkerung ist die Frage der Sonntagsarbeit. Nachdem im 
Jahre 1885 die bekannte Reichserhebung über den gesamten thatsäch- 
lichen Umfang der Sonntagsarbeit vorgenommen worden war, schien 
es der Regierung angemessen, zunächst das Ergebnis dieser Erhebung 
abzuwarten, ehe von Landeswegen mit allgemeinen Massregeln zur 
Beseitigung einer Anzahl in dieser Beziehung vorhandener Missstände 
vorgegangen würde. Einer der hauptsächlichsten Missstände in den 
Fabriken betrifft überdem nicht sowohl die Sonntagsarbeit als solche, 
als vielmehr die Arbeitseinteilung der in eine gewisse Art von Sonn- 
tagsarbeit eingeteilten Personen , welche Arbeitseinteilung zur Folge 
hat, dass diese Klasse von Arbeitern niemals über einen wirk- 
lich freien Sonntag verfügt. Auf die Beseitigung dieses Miss- 
standes wurde im Laufe der Berichtsperiode im Wege der Fabrikauf- 
sicht hingewirkt, da hierbei die Frage der Sonntagsarbeit an sich nicht 
berührt zu werden brauchte. Bei dem auch über den Sonntag sich 
erstreckenden ununterbrochenen Tag- und Nachtbetriebe wechseln ge- 
wöhnlich zwei zwölfstttndige Schichten derart ab, dass zur Bewirkung 
des Schichtwechsels die eine Partie am Ende der Woche zwei solche 
Schichten von 12 Stunden hinter einander arbeitet , und dass infolge 
dessen jede Partie alle 14 Tage 24 Stunden frei hat. Bei einer der- 
artigen Einteilung muss aber der Arbeiter entweder in der dem Sonn- 
tag vorausgehenden oder in der ihm nachfolgenden Nacht arbeiten. 
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Je nach der Lage seiner Wohnung kommt er daher am freien Sonntag 
früh um 7 oder 8 Uhr von der Arbeit zurück , oder er muss sieh am 
Nachmittage des freien Sonntags schon gegen 4 oder 5 Uhr an die 
Arbeit begeben. Im ersten Falle muse er ansserdem nach der durch- 
gearbeiteten Nacht einen grossen Teil seines sog. freien Sonntags zum 
Schlafen verwenden . Ein solcher lediglich durch den Wechsel zwischen 
den zwei Partien des ununterbrochenen Betriebs bewirkter sog. freier 
Sonntag gewährt daher dem Arbeiter niemals die Wohlthat eines völlig 
freien Tages und gestattet ihm keine genügende Teilnahme an dem 
Leben seiner Familie. Personen, welche in dieser Weise in die Arbeit 
eingeteilt sind , werden naturgemäss dem bürgerlichen Leben immer 
mehr entfremdet und auf eine im Vergleich mit den übrigen Arbeiter- 
kategorien tiefe Stufe der sozialen Existenz herabgedrückt. Um dem 
entgegenzuwirken und um den Arbeitern solcher Betriebe Gesundheit 
und Frische thunlichst zu erhalten, hat man im Orossherzogtum ge- 
sucht im Wege der Fabrikaufsicht eine Arbeitseinteilung herbeizuführen, 
wodurch den Arbeitern der betreffenden Betriebe an Stelle des 14t&gigen 
nur scheinbar freien Sonntags, wenigstens alle drei Wochen ein freier 
Sonntag gewährt wird, welchem eine arbeitsfreie Nacht vorausgeht und 
eine solche nachfolgt. Eine derartige Arbeitseinteilung kann nur ein- 
geführt werden, wenn ausser den beiden Partien des ununterbrochenen 
Betriebs, lediglich zum Zwecke der Sonntagsablösung eine dritte Partie 
gebildet wird, welche an zwei aufeinanderfolgenden Sonntagen die bei- 
den vorhandenen Partien 12 Stunden ablöst und am dritten Sonntag 
selbst frei hat. Bei einer solchen Einteilung haben sowohl die in den 
ununterbrochenen Betrieb eingeteilten Arbeiter, wie auch diejenigen der 
Ablösungspartie alle drei Wochen einen freien Sonntag mit voraus- 
gehender und nachfolgender freier Nacht. Der Schichtwechsel zwischen 
Tag- und Nachtarbeit, welcher durch diese Einteilung nicht stattfindet, 
kann dann im Laufe der Woche durch Einschieben von zwei 18stün- 
digen an Stelle von drei 12stÜndigen Schichten vollzogen werden. Die 
Durchführung einer solchen Einteilung, über welche graphische Sche- 
mata zur Benützung bei den Einzelanträgen ausgearbeitet wurden, hängt 
nur von der Bildung der Ablösschicht selbst ab. Letzteres kann auf 
dreierlei Art geschehen: 1) Wenn der kleinere Teil der Arbeiter einer 
Anlage dem ununterbrochenen Betriebe angehört, so kann meist ohne 
besondere Schwierigkeiten aus den nicht in diesen Betrieb eingeteilten 
Arbeitern eine Ablösungsschicht in der Stärke einer der beiden Schich- 
ten des kontinuierlichen Betriebes gebildet werden; 2) wenn in einer 
Anlage der kontinuierliche Betrieb vorherrschend ist, oder wenn die 
sonst vorhandenen nur in den Tagesbetrieb eingeteilten Arbeiter sich 
nicht für enteren eignen, dann kann die gedachte Sonntagsablösung 
nur eingeführt werden, wenn es gelingt, den ununterbrochenen Betrieb 
in der Zeit von Samstag Abend 6 Uhr bis Montag früh 6 Uhr auf zwei 
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Drittel dee normalen Betriebs zu reduzieren. In diesem Falle können 
während der genannten Zeit ans den zwei während der Woche abwech- 
selnden Schichten für die Sonntagsarbeit drei Schichten gebildet wer- 
den, mit welchen die gegenseitige Sonntagsarbeit wie vorstehend durch- 
geführt werden kann. 3) In manchen Fällen können die unter 1 und 2 
vorgeführten Arten kombiniert werden. — Die Durchführung einer ge- 
nügenden Sonntags- Ablösung der in den ununterbrochenen Betrieb ein- 
geteilten Arbeiter begegne erheblichen Schwierigkeiten. Ganz beson- 
ders wurde geltend gemacht, es könnten die nicht in den ununterbro- 
chenen Betrieb eingeteilten Arbeiter nicht so unterwiesen werden, dass 
sie zur Ablösung in demselben tauglich seien, oder es ständen für die 
Bildung einer Ablösungsschicht nicht genügend taugliche Arbeiter der 
erstgenannten Kategorie zur Verfügung. Ebenso wurde eine Einschrän- 
kung des derzeitigen ununterbrochenen Betriebs während des Sonntags 
auf zwei Drittel vielfach für zu störend erklärt Es bedurfte seitens 
der Fabrikaufsicht eine bis ins einzelne gehende Erörterung dieser Ein- 
wände mit Bezug auf die Betriebsverhältnisse der einzelnen Anlagen, 
um wenigstens in einigen Industriezweigen diese Verbesserung der Ar- 
beitseinteilung durchzuführen. Völlig durchgeführt ist dieselbe in 
den Papierfabriken, Holzsohleifereien, Gellulosefabr i- 
ken mit einer Ausnahme, in den Zementfabriken, in einigen 
Getreidemühlen und einer chemischenFabrik. Es ist dabei 
zu bemerken, dass in einigen grossen Mühlen die Durchführung in der 
Hauptsache der durch die Konkurrenz des norddeutschen Mehls hervor- 
gerufenen Beschränkung der Produktion zu danken ist, und dass 
bei der chemischen Industrie die Schwierigkeiten der Durchführung 
ausser in eingelebten Verhältnissen auch in der finanziell schwierigen 
Lage eines Teils dieser Industrie begründet sind. Nachdem indessen 
immerhin in einer Anzahl von Industriezweigen eine genügende Sonn- 
tagsablösung eingeführt war, hielt der Fabrikinspektor den Zeitpunkt 
für gekommen, auch in den Gasfabriken auf Einführung dergleichen 
Verbesserungen hinzuwirken. Eine solche ist namentlich in kleineren 
Gasanstalten dringend nötig, da sich in denselben manchmal nur ein 
Arbeiter befindet, welcher im Winter Tag und Nacht Dienst hat und 
wöchentlich an zwei Nächten, am Tage aber niemals von dem Gas- 
meister abgelöst wird. Da andererseits die grösseren Gaswerke meistens 
wohlhabenden Stadtgemeinden gehören, denen sie einen namhaften Ge- 
winn abwerfen, so wurde ein Eingehen auf die genannte Anregung um 
so mehr erwartet, als die Arbeitgeber der Privatindustrie sich bei der 
Regelung dieser Angelegenheit niemals lediglich auf den Standpunkt 
ihres Geschäftsinteresses gestellt haben. Diese Voraussetzung ging nicht 
in Erfüllung. Die Gaswerke der grösseren Gemeinden nahmen, unter 
der Führung des Bürgermeisters einer derselben, Stellung gegen diese 
Vorschläge und beriefen sich ausserdem darauf, dass nach § 5 der Ver- 
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Ordnung vom 28. Janaar 1869 die Gaifabriken für ibre 8onntagsarbeik 
nicht an eine einzuholende Erlaubnis gebunden seien, dass daher ihnen 
auch bezüglich der Sonntagsarbeit keine Vorschriften gemacht werden 
konnten. Da die Anregung des Fabrikinspektors hier überhaupt nicht 
im Hinblick auf einen anzuwendenden polizeilichen Zwang erfolgte, 
sondern in der Unterstellung eines Entgegenkommens, wie es in der 
Privatindustrie hanfig stattfand, so wurde bei der von den Gasanstalten 
eingenommenen Haltung der Gegenstand einstweilen fallen gelassen. 



Die Vonirofka-(Honierung8)-Bewegii]ig in der russischen Zucker- 
industrie gerichtet auf Herstellung des Gleichgewichts der Produktion 
mit dem Absatz durch Produktionsbeschrankung einerseits und Aus- 
fuhrverpflichtung andererseits besteht fort. Der Verein, welchem nur 
29 Fabriken nicht angehören, ist bis tum 1. Sept. 1891 verlängert 
worden. Den 180 alten Mitgliedern sind 17 neue hinzugetreten. Von 
den 168 8andzuckerfabriken , welche an der Konvention vom Frühjahr 
1888 teilnahmen oder ihr spater beigetreten sind , wurde in der Cham- 
pagne 1886/87 in 180 Fabriken gearbeitet und rund 21 000000 Pud Zucker 
produziert. Davon waren nach den Aufstellungen des Syndikats auf 
Grund der Normirofkakonvention 4624480 Pud in das Ausland zu 
fuhren. Dieser Ausfuhrverpflichtung ist thatsachlich bis auf einen Rest 
von 20 000 Pod genügt worden. Den Gesamtbetrag für die Oampagne 
1887/88 berechnet das Syndikat jetzt auf 23900000 Pud. und zwar 
entfallen auf diejenigen 46 Fabriken , welche der Konvention fern 
stehen, 4 800 000 Pud, und anf die vereinigten Fabriken 19100000 Pud. 
Von diesem letzteren Quantum sind exportpflichtig (nach der neuesten 
Berechnung) 3 700 000 Pud , so dass für den inneren Markt, abgesehen 
von dem vorhandenen Bestand, aus dem Ergebnis des Erntejahres 
1887/88 rund 20 200 000 Pud verbleiben. Obschon man Dämlich die 
Produktion so bedeutend eingeschränkt hat: 1885/86 29 000000 Pud 1 )« 
1836/87 26500000 Pud, 1887/88 28900 000 Pud, obschon man berechnet, 
dass der vorhandene Ueberschuss von mindestens 7 Vi Millionen Pud im 
vorigen Frühjahr bis zum Ende der laufenden Oampagne auf 2 200000 
Pud zurückgegangen sein dürfte, so stehen nichtsdestoweniger die Preise 
zur Zeit auf 4,20 Rubel für das Pud (franko Stationen der Südwestbahn). 
Es muss also — so meint man — in der Berechnung, welche dem Nor» 
mirofka vertrage zugrunde liegt, irgendwo ein Fehler stecken. Die 
Führer der Normirofkabewegung kommen jetzt zu der Befürchtung, 
dass man bei Abschluss des Vertrages sowohl den jährlichen Zucker- 
bedarf Busslands und seine Steigerungsfahigkeit überschätzt, wie den 
vorhandenen Bestand auf dem russischen Markte unterschätzt hat. In 



1} Die Angabe im Hand. Arch. 1888 Mftnheft IL & 144 wird hierdurch berich- 
tigt (Vergl. sack Hand. Arch. 1887 11. 8. 6S6 am Schlüsse.) 
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letzterer Beziehung gewinnt es den Anschein , als ob man die Zocker- 
vorräte, welche sich ans den vorangegangenen Jahren bei Abschlass des 
Vertrages im Frühjahr v. J. bei den Raffinerien, sei es als Sandzucker 
zur Verarbeitung, sei es als Raffinade aufgespeichert befanden, erheb- 
lich zu niedrig bemessen hat. Gibt man dann noch zu, dass man die 
Ziffer der Verbrauchezunahme zu hoch gegriffen hat, wobei man im 
Dunkeln ist, wie stark der Rechenfehler in beiden Fällen ist, so erhellt 
dass allzu optimistische Erwartungen über den Erfolg der Normirofka- 
bewegung nicht am Platze sind. Die leitenden Kreise lassen sich da* 
durch aber nicht im geringsten abschrecken, sondern sinnen entschlossen 
auf neue Massregeln, um den inneren Markt zu erleichtern. Dass die 
Sandzuckerfabriken zu diesem Behufe Opfer genug gebracht haben, 
wird voll anerkannt. — Von den Raffinerien erwartet man, dass 
aie ihrerseits etwas thun werden, um die gemeinsamen Interessen zu 
schützen. Bereits im Winter sind in der That zwischen den Raffinerien 
Verhandlungen zu dem Ende geführt worden, um ihre Jahresproduktion 
in ähnlicher Weise zu beschränken, zu »normieren«, wie dies seitens der 
Sandzuckerfabriken geschehen ist. Diese Bemühungen sind aber bis 
jetzt gescheitert und zwar mit Recht aus dem oben angeführten Grunde, 
dass die Raffinerien nicht mehr Sandzucker ankaufen können, als für 
den inneren Markt nach der Normierung der Sandzuckerfabriken übrig 
bleibt. Um zu erreichen, dass nicht mehr als ein bestimmtes Quantum 
Raffinade auf dem innere i\ Markt erscheint, hält man es zur Zeit für 
richtiger, nicht die Raffinerien in ihrer Produktion zu beschränken, 
sondern ihnen zu gestatten, so viel Raffinade zu erzeugen, als ihre An- 
lagen es ermöglichen, wenn sie sich nur verpflichten, einen bestimmten 
Prozentsatz (6 Proz. meint man) , gleichviel wohin , zur Ausfuhr zu 
bringen. Es wird hierdurch der westeuropäische Zucker in Mittelasien, 
der, wie die hiesigen Interessenten jetzt zu erkennen glauben, ein viel 
weiter nach Norden reichendes Gebiet beherrscht hat, als man in Russ- 
land annahm, jetzt auf einen energischen Kampf mit russischem Zucker 
sich gefasst maohen müssen. (Dtsch. H.A.) 



ZelUchr. I 8ta*tsw. 1890. IV. HeA. 
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ERSTER HAUPTTEIL. 

Die äusseren Beziehungen zwischen souveränen Staaten, 

insbesondere Staatsverträge. 

A) Allgemeinere Staatsvertr&ge. 

Deutsches Bach, Vereinigte Staatm- von Amerika und Grossbritan- 
nien. General akte der S a m o a-Konferenz in Berlin, vom 14. JunL 

Deutsclws Reich-, Belgien , Dänemark , Frankreich, Grossbritannien 
und Niederlande. Erklärung vom 1. Februar zu Artikel 8 Absatz 5 
des internationalen Vertrages vom 6. Mai 1682, betreffend die polizei- 
liche Regelung der Fischerei in der Nordsee ausserhalb der 
Küstengewäseer. 

B) Internationale Spezlal vertrage. 



ZWEITER HAUPTTEIL. 

Die innere Verfassung und Verwaltung. 

A) Verf assTjngs wesen $ Yerwaltungs- , Gerichts- and Hilltlrorga- 

nisatlon« 

Deutsches Reich. Allerhöchster Erlass vom 30. März, betreffend die 
Trennung des Oberkommandos der Marine von der Verwal- 
tung derselben. 1) Das Oberkommando der Marine wird vom 1. April 
d. J. ab von der Verwaltung derselben getrennt und von dem von Mir 
ernannten kommandierenden Admiral nach meinen Anordnungen ge- 
führt. » Die Pflichten und Rechte desselben entsprechen denjenigen eines 
kommandierenden Generals in der Armee. 2) Die Verwaltung der 
Marine wird unter der Verantwortlichkeit des Reichskanzlers von dem 
Staatssekretär des Reichs-Marine-Amta mit den Befugnissen einer ober- 
sten Reichsbehörde geführte 

Preussen. Gesetz?. 81. Mai über die allgemeine La n des»ver- 
waltung und die Zuständigkeit der Verwaltungs- und Verwaltungs- 
gerichtsbehörden in der Provinz Posen. 

Preussen. Gesetz vom 31. Mai, betr. das Disziplinarver- 
fahren bei dem berverwaltungsgerieht. 

Braunschweig. Gesetz vom 4. April üher den Zivilstaats- 
dienst, 

Waldeck, Neue Redaktion der Gemeindeordnung (von 1855) 
d. d. 6. April 1888. 

Württemberg. Gesetz vom 2. Juii , * betr. ' die Bildung von Land* 
armen verbänden für die 4 Kreise. Organ: Die Kreis-» Landarmen- 
behörde c • (aus den Bezirkskörperschaften hervorgehend eine Kreisver- 
sammlung mit Kreisau88chu88 für Landarmen wesen. 

Österreich. Gesetz vom 11. ^pril betreffend die Einführung 
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eines neuen Wehrgesetzes. Das neue Wehrgesetz bringt den 
Kriegsstand (Heer, Reserve und Landwehr) auf effektiv 800 000 Mann 
(Grundbuchstand 864 000 M.) , verlegt den Beginn der Stellungspflicht 
vom 20. auf das 21. Jahr (bei gleichzeitiger Herabsetzung des Mindest- 
masses der Rekruten von 155.4 auf 155) und schrankt die bisherigen 
ausserordentlichen Begünstigungen der Einjährig freiwilligen er- 
heblich ein (da diese Begünstigungen zum Nachteil der Qualität der Armee 

— nur 38°/o der Einjährigen Reserveoffiziere — gedient und zum Schaden 
der bürgerlichen Berufswahl auch sonst anerkannt schlimme Wirkungen 
herbeigeführt haben). Nach den Bestimmungen des neuen Gesetzes wird 
das Militärjahr nicht mehr in die gesetzliche Studienzeit eingerechnet. 
Die Wahl des Truppenkörpers bleibt frei , aber nicht mehr jene des 
Garnisonsortes. Wer nach einem Jahr die Berechtigung zum Offizier 
nicht erwirbt, hat ein zweites Jahr zu dienen, mit dem Recht auf noch- 
malige Prüfung. Folgende Bestimmungen sind wörtlich anzuführen : 
Paragraph 25: »Mittellose, welche nebst gutem sittlichen Betragen 
die wissenschaftliche Befähigung entweder durch Vorzugs- oder durch 
Maturitäts- (Reife-, Schi uss prüf ungs-)Zeugnisse einer inländischen Mittel- 
schule dargelegt haben und den Nachweis liefern, dass sie selbst den 
för den Unterhalt während des einjährigen Präsenzdienstes unbe- 
dingt erforderlichen — und jeweilig im Verordnnngswege festgestellten 

— Kostenbetrag nicht aufzubringen vermögen , können ausnahmsweise 
den Präsenzdienst auf Staatskosten ableisten. Sie werden 
auf Staatskosten bekleidet, ausgerüstet, verpflegt und bequartiert, dür- 
fen jedoch zur Kavallerie nicht eingeteilt werden. — Die einjährige 
aktive Dienstzeit bleibt ausschliesslich der militärischen Ausbildung 
gewidmet. — Am Schlüsse des Präsenzdienstjahres haben die Einjährig- 
Freiwilligen durch Ablegung einer Prüfung die Befähigung für die 
Ernennung zum Reserve-, beziehungsweise nichtaktiven Landwehr- 
Offizier in theoretischer und praktischer Beziehung nachzuweisen. Das 
Mass der bei dieser Prüfung zu stellenden Anforderungen und der hie- 
bei einzuhaltende Vorgang werden durch die von Seiner Majestät sank* 
tionierten diesbezüglichen Vorschriften festgesetzt. — Jene Einjährig- 
Freiwilligen , welche bei dieser Prüfung nicht entsprechen , haben ein 
zweites Jahr bei den Unterabteilungen ihrer Truppe präsent zu dienen.« 

— Die Paragraphe 31 f. treffen für die Aspiranten des Kirchen- und 
Schuldienstes genaue Bestimmungen. 

Ungarn. 6es.Artikel XVIII (22. Mai) betreffend Trennung des 
bisherigen Ministeriums »für die Angelegenheiten der Öffentlichen 
Arbeiten, der Verkehrsmittel und der Schiffahrt, ferner des Ackerbaues, 
Gewerbes und Handels« in ein Handels- und ein Ackerbaum i- 
nisterium. 

Ungarn, 6es.Artikel XXVIII (26. Juni) in 42 Paragraphen, über 
die Abänderung der Organisation der Finanzverwaltung 
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— § 1. Die bisherige Organisation der Finanzdirektionen , die Wirk- 
samkeit der königl. Steuerinspektoren und der Gebühren bemessungs- 
Aemter hört — mit den im Kapitel V festgestellten Ausnahmen — mit 
dem Inslebentreten des gegenwärtigen Gesetzes auf und werden die 
Agenden dieser Behörden und Aemter , nnd zwar : die Agenden der 
Finanzdirektionen nnd der königL Steuerinspektoren durch die, auf 
Grnnd des vorliegenden Gesetzes organisierten Finanzdirektionen, jene 
der Gebührenbemessungsftmter in der im § 17 detaillierten Weise durch 
die königL Steuerämter versehen werden. — Die Agenden der mit Ge- 
setz-Artikel XXII: 1885 (fiber die Evidenthaltung des Grundsteuer- 
Katasters) systemisierten Grundsteuer-Evidenthaltnngs Kommissäre wer- 
den gleichfalls durch die Finanzdirektionen , jene der Grundsteuer-Evi- 
denthaltungs-Inspektoren aber durch die unmittelbar dem Finanzmi- 
nister untergeordneten Grundsteuer-Evidenthaltungs-Inspektoren besorgt 
werden« — § 2. Die Finanzdirektionen funktionieren auf Grund des 
Gesetz-Artikels VI: 1876 unter Mitwirkung und Kontrolle der 
im Schosse der Munizipien errichteten Vor waltungs- Ausschüsse und 
ihre Thätigkeit erstreckt sich auf sämtliche Zweige der Finanzverwal- 
tung, mit Ausnahme bestimmter dem Finanzministerium vorbehal- 
tener Angelegenheiten (§ 2,a bis 2 h). — § 3. Womöglich wird für 
jedes Komitatsmunizipium eine besondere Finanzdirektion errichtet, 
deren Wirkungskreis sich auch auf die im Territorium des Komitates 
befindlichen städtischen Munizipien erstreckt. — § 5. Der Chef der 
FinanzdirektioQ ist stimmberechtigtes Mitglied der Verwaltungs-Aus- 
schüsse der zu seinem Wirkungskreis gehörenden Munizipien und zu- 
gleich Referent in allen, in den Geschäftskreis der Finanzdirektion ge- 
hörenden Angelegenheiten. — Die §§ 6 bis 9 regeln den Wirkungs- 
kreis der Finanzdirektionen bezüglich der An- nnd der Abschreibung 
der direkten und indirekten Steuern, der Kassen- und Rechnungsauf- 
sicht u. s. w. — Der § 11 bestimmt weiter: »Die Finansdirektionen 
sind verpflichtet, mittelst ihrer entsendeten Beamten von Zeit zu Zeit 
die ganze auf die Staats- , Munizipal- und Gemeindesteuern bezugha- 
bende Gebahrnng der Gemeinden (Städte), sowie insbesondere jene 
Agenden zu kontrollieren, welche die Gemeinden (Städte), beziehungs- 
weise deren Organe, in Bezug auf die Konskription der Steuerpflichtigen 
und der Steuerobjekte, die Reparation, Buchung, Evidenthaltung, Ein- 
hebung, Abfuhr, Sicherstellung der öffentlichen Steuern, sowie inbezug 
auf die Einhebung der nach Art der direkten Steuern einzuhebenden 
indirekten Steuern, Gebühren, Aerarial- und sonstigen Schuldigkeiten 
gemäss dem Gesetze, dem Statute und der auf Grund derselben hinaus- 
gegebenen Verordnungen zu vollführen verpflichtet sind. Der zu die- 
sem Zwecke entsendete Beamte der Finanzdirektion verfügt gemäss der 
vom Finanzminister hinauszugebenden Instruktion und innerhalb der 
Sehranken dieser Instruktion inbetreff der wahrgenommenen Ordnungs- 



Digitized by VjOOQ IC 



Gesetze und Verordnungen des Jahres 1889. 745 

Widrigkeiten und Behebung der, sei es von Seite der staatlichen oder 
munizipalen, sei es von Seite der Gemeinde- (städtischen) Organe ver- 
übten Gesetzwidrigkeiten , wenn die Finanzdirektion zur Verfügung 
kompetent ist, in deren Namen, wo möglich sofort an Ort und Stelle; 
wenn jedoch die Finanzdirektion zur Verfügung nicht berufen, oder 
wenn von einer den Wirkungskreis des Exmittierten übersteigenden 
Angelegenheit die Rede ist, so erstattet er die Anzeige an die Finanz- 
direktion. Der entsendete Beamte der Finanzdirektion in Gemäss- 
heit der Bestimmungen der vom Finanzminister hinauszugebenden In- 
struktion und innerhalb der Schranken dieser Instruktion die inbezug 
auf die staatlichen, munizipalen oder Gemeindesteuern und nach Art 
der direkten Steuern einzuhebenden sonstigen Schuldigkeiten vorge- 
brachten Beschwerden der Privatparteien aufzunehmen, und wegen Be- 
hebung derselben in der obangeführten Weise entweder sofort zu ver- 
fügen, oder wegen Einleitung des weiteren Verfahrens der Finanzdi- 
rektion Anzeige zu erstatten. Die auf Grund der Bestimmungen der 
hinauszugehenden finanzministeriellen Instruktion und innerhalb der 
Schranken dieser Instruktion erbrachten Beschlüsse und getroffenen 
Verfügungen des Exmittierten der Finanzdirektion besitzen die gleiche 
Natur und Rechtskraft wie die eigenen Beschlüsse der Finanzdirektion 
und sind von den Privatparteien, sowie von den Berufungs- und son- 
stigen Behörden als solche anzunehmen und zu beurteilen. — Agen- 
den der Obergespäne, munizipalen und Gemeinde-Organe auf 
dem Gebiete der Finanzverwaltung (§§ 20 ff.). Der Obergespan bezw. 
Ober-Bürgermeister der Munizipalstädte kontrolliert die Wirksamkeit 
der Finanzdirektion. Zu diesem Behufe kann der Obergespan (Ober- 
Bürgermeister) die auf dem Gebiete des Munizipiums befindliche Finanz- 
direktion und die untergeordneten Aemter derselben untersuchen, er 
macht den Chef der Finanzdirektion auf die wahrgenommenen Mängel 
oder Unregelmässigkeiten aufmerksam, verlangt von diesem im allge- 
meinen oder in einzelnen konkreten Fallen Aufklärungen und wendet 
sich, wenn der Chef der Finanzdirektion infolge der auf Grund dieser 
Rechtssphäre erlassenen Aufforderung des Obergespans bezüglich der 
Behebung der Mängel oder der Einstellung der Unregelmässigkeiten 
nicht verfügt, an den Finanzminister. 

Belgien. Gesetz v. 15. August, betreffend die Wahlen in der »In- 
d n strie- und Arbo it s rä t e.€ Wahlberechtigt sind belgische Arbeiter 
und Arbeitgeber, welche mindestens 4 Jahre im Ratsbezirk industriell 
thätig gewesen sind. Wählbar sind die mindestens 30 Jahre alten 
Arbeiter. 

Frankreich. Dekret des Präs. der Rep., vom 2. Juli betreffend eine 
Aenderung in der Zusammensetzung des statistischen 
Oberrates: Art. 1. Der statistische Oberrat hat aus 41 Mitgliedern 
zu bestehen, von denen 15 dem Parlament und den gelehrten Körper- 
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schatten entnommen, and 26 von den Ministerien abgeordnet werden, 
nnd zwar: 1. Mitglieder, welche dem Parlament nnd den gelehrten 
Körperschaften entnommen werden: 3 Senatoren; 2 Deputierte; je 
1 Mitglied des Staatsrates und des Rechnungshofes; 3 Mitglieder des 
»Institut« ; 1 Mitglied der medizinischen Akademie; 4 Mitglieder, welche 
ans den gelehrten Gesellschaften oder unter den durch ihre Fachwerke 
besonders bekannten Gelehrten ausgewählt werden. 2. Delegierte der 
Ministerien : Finanzen 4 ; Inneres , und zwar : Zentral Verwaltung and 
Stadt Paris je 2; öffentliche Arbeiten 3; Handel, Industrie nnd Kolo- 
nien, und zwar: Handel und Industrie 3, Posten und Telegraphen 2, 
Kolonien 1, Marine 1 ; Krieg , Ackerbau , öffentlicher Unterricht and 
Schöne Künste je 2; Justiz und Kultus 1 ; Auswärtige Angelegenheiten 1. 
— Art. 2. Den Vorsitz fahrt der Präsident des Rates, Minister für 
Handel, Industrie und Kolonien. Das Bureau des Rates besteht ausser- 
dem aus 3 Vizepräsidenten und 2 Sekretären , denen ein oder mehrere 
Sekretariatsadjunkten beigegeben sind, welche in den Rat mit beraten- 
der Stimme zugelassen werden. 

Frankreich. Gesetz vom 14. Februar zur Abschaffung der 
Listenabstimmung oder vielmehr zur Wiederherstellung der ein- 
namigen (vote uninominal) Abstimmung« für die Deputierten wählen nach 
Arrondissements (1 Abgeordneter auf 100 000 E.) 

Grossbritannien. Grafschaftswählergesetz von 1888 (eh. 10. 
Vict. 51) mit Census von mindestens 10 L. St. Jahreswert des Eigen- 
tums oder Besitzes an Land und im Kirchspiel (tat pouneb occupatio» 
qualification) und 12 Monaten Domizil im Kirchspiel. 

Italien* Gesetz v. 11. Juli zur Aenderung des Gesetzes v. 17. Fe- 
bruar 1884 Ober das allgemeine Rechnungswesen des Staates. 

Italien. Errichtung einer neuen Abteilung des Staatsrates für 
Verwaltungsrechtspfleg e. 

Japan. 12. Februar, Verkündigung einer Verfassung durch den 
Mikado im Geiste des deutschen Konstitutionalismus. Zweikammer- 
system: 1. Kammer von teils erblichen, teils erwählten, teils ernannten 
Mitgliedern ; 2. Kammer , gewählt von den 25 Jahre alten Män- 
nern, welche jährlich mindestens 25 Doli. Steuern bezahlen. — Religions- 
freiheit, Redefreiheit, Versammlungsrecht, Unabhängigkeit der Richter. 

Japan. Einfuhrung der allgemeinen Wehrpflicht und des Ein- 
jährigt-Freiwilligen-Systems nach deutschem Muster im März 1889. 

Niederlande. Gesetz vom 4. Mai, zur Regelung der R ei s ek o st e n 
und Diäten der Mitglieder der General Staaten. 

Schwein. Errichtung einer Bundesanwaltschaft für die 
Fremdenpolizei durch Gesetz vom 28. Juni. 

B) Materielles Verwaltungsrecht. 
I. Auswärtige Verwaltung. 
IL Zivilliste ; Gehalt- und Pensionswesen ; Titel und Ordens wesen; 
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Flaggen und Denkmäler ete. ; Naturalisation ; Staatsangehö- 
rigkeit; amtliche SpraehTerhftltnisse. 

Pteussen. Gesetz v. 20. Februar, betreffend die Erhöhung der 
Krondotation um eine weitere jährliche Rente von 37» Mill.Mark 
(insgesamt 16,719 296 M. aus der Staatskasse). 

Pteussen. Gesetz vom 31. März, betreffend die Ergänzung des Ge- 
setzes über die Erleichterung der Volksschullasten vom 
14. Juni 1888: Artikel I 1 Die Höbe des nach § 1 Absatz 1 des Ge- 
setzes vom 14. Juni 1888, betreffend die Erleichterung der Volksschul - 
lasten, ans der Staatskasse zu leistenden jährlichen Beitrags zu dem 
Diensteinkommen der Lehrer und Lehrerinnen an den Volksschulen 
wird fortan so berechnet, dass für die Stelle 1) eines alleinstehenden 
sowie eines ersten ordentlichen Lehrers 500 Mark , 2) eines anderen 
ordentlichen Lehrers 800 Mark und einer ordentlichen Lehrerin 150 Mark, 
3) eines Hilfslehrers und einer Hilfslehrern) 100 Mark gezahlt werden. 
— Artikel II. Wo bei Volksschulen für Kinder, welche innerhalb des 
Bezirks der von ihnen besachten Schule einheimisch sind, eine Erhe- 
bung von Schulgeld noch stattfindet, fällt dasselbe in demjenigen 
Betrage fort, um welchen infolge der Einrichtung neuer Schulstellen 
in einem Schulverbande nach dem Inkrafttreten des Gesetzes vom 
14. Juni 1888 oder gemäss der Vorschrift in Artikel I des gegenwär- 
tigen Gesetzes eine Erhöhung des Staatsbeitrages bereits eingetreten ist 
oder fortan eintritt. 

Preussen. Gesetz v. 19. Juni, betreffend Abänderungen des Ge- 
setzes über die Erweiterung, Umwandlung und Neuerrichtung von 
Witwen- und Wais enkassen für Elementarlehrer vom 
22. Dezember 1869. Artikel 1 : Die jährlichen Beiträge sowie die An- 
tritts- und Gehaltsverbesserungsgelder, welche auf Grund des Ges. v. 
22. Dez. 1869 bis zu den daselbst bestimmten Höchstbeträgen von den 
Lehrern an öffentlichen Schulen eingerichteten Witwen- und Waisen- 
kassen für die Zeit vom 1. April 1889 ab statutenmäßig zu zahlen sind, 
werden nicht erhoben. 

Preussen. Kirchengesetz vom 15, Juli betreffend die Fürsorge 
für die Wittwen und Waisen der Geistlichen. § 3. Das Witwengeld 
besteht in dem dritten Teile desjenigen nach den Bestimmungen des 
KirchengesetzeB vom 26. Januar 1880 berechneten Ruhegehalts, zu wel- 
chem der verstorbene Geistliche gegenüber dem Pensionsfonds der Lan- 
deskirche berechtigt gewesen ist oder berechtigt gewesen sein würde, 
wenn er am Todesfage in den Ruhestand versetzt beziehungsweise zur 
Zeit seiner früheren Emeritierung der neuen Pensionsordnung unter- 
worfen gewesen wäre. Das Witwengeld soll jedoch (vorbehaltlich der 
in §§ 5, 7 und 18 bezeichneten Beschränkungen), mindestens 600 Mark 
betragen und 1 200 Mark nicht übersteigen. — § 4. Das Waisengelfl 
beträgt: 1) für Kinder, deren Mutter lebt und zur Zeit des Todes des 
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Geistlichen zum Bezüge des Witwengeldes berechtigt war, ein Fünftel 
des Witwengeldes für jedes Kind : 2) für Kinder , deren Mutter nicht 
mehr lebt oder zur Zeit des Todes des Geistlichen zum Bezöge von 
Witwengeld nicht berechtigt war, |ein Drittel des Witwengeldes für 
jedes Kind. 

Preussen. Gesetz vom 15. Juli betreffend die Fürsorge für die Wit- 
wen und Waisen der Geistlichen der evangelischen Landeskirche in 
den neun älteren Provinzen der Monarchie. Artikel 1. Die Vertretung 
and Verwaltung des nach dem anliegenden Kirchengesetz (s. oben) be- 
gründeten Pfarrwitwen- und Waisen fonds regelt sich [nach Artikel 19 
des Gesetzes vom 3. Jnni 1876 beziehungsweise § 25 des anliegenden 
Kirchengesetzes. — Artikel 2. Dem Pfarrwitwen- und Waisenfonds der 
evangelischen Landeskirche wird vom 1. Oktober 1889 ab seitens des 
Staats eine dauernde, halbjährlich im Voraus zahlbare Rente im Be- 
trage von jährlich 800000 Mark überwiesen. — Der Fonds übernimmt 
dagegen alle Verpflichtungen, welche der allgemeinen Witwenverpfleg- 
ungsanstalt gegenüber den gegenwärtigen und den künftigen Witwen 
der im Dienst der Landeskirobe verstorbenen Geistlichen einschliesslich 
derEmeriten bis dahin obgelegen haben. Demselben werden von die- 
sem Zeitpunkt ab die Witwenkassenbeiträge der bis dahin versicherten 
Geistlichen überwiesen, auch gehen auf ihn die sonstigen hiermit in 
Znsammenhang stehenden Rechte der Allgemeinen Witwenverpflegungs- 
anstalt über. 

Belgien. Das Sprachen-Gesetz v. 8. Mai, betreffend die (voll- 
ständige) Anerkennung der viamischen Sprache im Strafver- 
fahren, für sämtliche (in einer Beilage namentlich aufgeführten) v 1 ä- 
mischen Gemeinden. Der freiwillige Gebrauch der zweiten Landes- 
sprache durch den Angeklagten sowie durch die Zeugen und Sachver- 
ständigen ist zugelassen. 

Belgien. Gesetz v. 19. August, zur Aenderung des Artikels 9 des 
Zivil-G.B. und des Artikels 4 im Gesetz vom 6. August 1881, über die 
Naturalisation. 

Frankreich. Gesetz v. 26. Juli »über die Nationali tat.« Es regelt 
die Voraussetzungen französischer Staatsangehörigkeit, des Verlustes 
der letzteren und der Naturalisierung in neuer Formulierung der §§ 7 
bis 10, 12, 13, 17 bis 21 des Code civil Der neue Artikel 8 Z. 8 er- 
klärt für einen Franzosen nun »jedes in Frankreich geborene Kind eines 
Fremden, der selbst in Frankreich geboren wurde.« 

III. Kfrohe, 8chule, Kunst and Wissenschaft (vgl. II. Pensionswesen). 

EUoM-Lothringen. Gesetz v. 29. März betr. die Ausgaben für 
den Elementarunterricht. 

Frankreich. Gesetz vom 19. Juli über die Verteilung der Ko- 
sten des Volkssohul Unterrichts zwischen dem Staat, den De- 
partements und den Gemeinden. 
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Grossbritannien. Gesetz vom 30. August zur erleichterten Auf- 
bringung der Mittel für den gewerblichen Volkaun terricht. 

Grossbritannien. Gesetz v. 20. August in 82 Artikeln über die Re- 
form der schottischen Universitäten. 

IV. Kriegswesen, (vgl I Wehrgesetzgebung). 

V. Justiagesetsgebung. 

Deutsches Reich. Gesetz vom 1. Mai, betr. die Erwerbs- und 
Wirt schaftsgenosse nschaften. 

Ehass-Lothringen. Zwei Gesetze v. 24. Juli, betreffend Grund- 
eigentum und Hypoth eken wesen, die Notariatsgebüh- 
ren und die Hypoth ekengebühren. 

Frankreich. Gesetz vom 4. März , betreffend die Abänderung 
der bisherigen Eonkursordnung. Bisher wurde über den Kauf- 
mann, der seine Zahlungen einstellte, sofort der Bankerott erklärt 
Das neue Gesetz dagegen gewährt demselben die Wohlthat der »g e- 
richtlichen Liquidation«, welche den Schuldner nur tem- 
porär zu Wahlämtern ungeeignet macht und ihn an der Fortführung 
seines kaufmännischen Gewerbes nicht hindert. Um dieser Wohlthat 
teilhaftig zu werden, muss der Kaufmann innerhalb 14 Tagen, von der 
Zahlungseinstellung an gerechnet, bei dem zuständigen Handelsgerichte 
unter Vorlegung seiner Bücher um dieselbe einkommen. Wird sie ge- 
nehmigt, so ernennt das Gericht einen Kommissär und einen oder meh- 
rere provisorische Liquidatoren, welche die Bücher abschliessen , das 
Inventar aufnehmen und die Fortführung des Geschäfts überwachen. 
Die Gläubiger, welche innerhalb 3 Tagen von der gerichtlichen Liqui- 
dation benachrichtigt werden und denen in einer Versammlung die Bi- 
lanz vorgelegt wird, ernennen die definitiven Liquidatoren und even- 
tuell einen oder zwei Kontrolleure, welche die Operationen des Schuld- 
ners zu beaufsichtigen haben. 

Frankreich. Gesetz vom 15. Februar zur Abänderung des Artikels 
9 des Gesetzes vom 28. März 1855 betr. die gesetzliche Hypo- 
thek der Frau. 

Grossbritannien. Gesetz vom 12. August, über die Anlage von 
tnuis funds jeder Art in bestimmten Werten (Art. 3 : a bis 0). 

TL Sicherheitspolizei, Lebenemittelpolizei. 

Grossbritannien. Gesetz vom 24. Juni, zur Regelung des Verkaufes 
von Pferde- (auch Esels- und Maultier-) Fleisch für die menschliche 
Nahrung. Hauptbestimmung: in mindestens 4 Zoll langen, Tag und 
Nacht sichtbaren Buchstaben muss an der Verkaufsstätte kenntlich ge- 
macht sein, dass Pferdefleisch feilgeboten wird. 

Grossbritannien. Gesetz vom 26. Juli, zur Bestrafung von öffent- 
lichen Ansohreibungen Anschlägen und Zeichnungen unsittlicher 
Mitteilungen und Bilder. 
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Grossbritannien, Irrenpolizeigesetz vom 26. Augost in 94 
Artikeln: Vorschriften über die Aufnahme in Anstalten, über die von 
den Irren verlangte gerichtliche Vernehmung, über die irrenärztlichen 
Zeugnisse, über die Behandlung irrer Insassen öffentlicher Verpflegungs- 
und Bewali ranstalten , über die Nichteröffnung der von Irren an be- 
stimmte Adressen gerichteten Briefe durch den Arzt, aber die geist- 
liche Behandlung o. s. w. 

VH. Sozialpolitik, Versicherungswesen, Arbeiterschuts, Armenwesei, 
üntersttttaangswesen, Sklavereibekämpf ang (vergl. Agrarge- 
setzgebung IX). 

Deutsches Reich. Gesetz vom 22. Juni, betreffend die 1 n v a 1 i d i- 
t ä 1 8- und Altersversicherung. 

Oesterreich. Gesetz vom 4. April, womit einige Aenderungen des Ge- 
setzes vom 30. März 1888, betreffend die Krankenversicherung (vgl. 
Jahrg. 1889, 1888) getroffen werden. — Artikel 1. Der § 4 des genannten 
Gesetzes hat in Hinkunft zu lauten : »Die politischen Behörden erster 
Instanz sind berechtigt, Personen, welche im Krankheitsfälle minde- 
stens für 20 Wochen auf Verpflegung und ärztliche Behandlung in der 
Familie des Arbeitgebers oder auf Fortzahlung des Gehaltes oder des 
Lohnes Anspruch haben, mit ihrer Zustimmung nach Untersuchung der 
Sachlage von der Versicberungspflicht zu befreien. Von dieser Pflicht 
können durch die politischen Behörden erster Instanz auch die bei den 
Mitgliedern einer Gewerbegenossenschaft in Verwendung stehenden Lehr- 
linge befreit werden, soferne diese Genossenschaft im Sinne des § 114, 
Absatz 2, lit. f der Gewerbeordnung die Fürsorge für erkrankte Lehr- 
linge in der Weise übernimmt, dass dieselben im Krankheitsfalle min- 
destens für 20 Wochen auf Verpflegung und ärztliche Behandlung An- 
spruch haben. c — Artikel II. Die im Gesetze vom 30. März 1888 ent- 
haltenen Bestimmungen , betreffend die Festsetzung und Ueber- 
Weisung von Reserveanteilen fflr Mitglieder der Kranken- 
kassen, werden aufgehoben § 13, Z. 3 hat in Zukunft zu lauten, wie folgt : 
»Kassenmitglieder der vorstehend bezeichneten Arten, welche die Bei- 
träge infolge eingetretener Erwerbslosigkeit nicht einzahlen können, 
behalten die Mitgliedschaft und mit derselben das Recht auf die Kassen- 
leistungen durch mindestens sechs Wochen.« 

Oesterreich. Kundmachung des Ministeriums des Innern vom 22. 
Jänner über die territoriale Abgrenzung der Bezirke und die Be- 
stimmung der Sitze der in Gemässheit des § 9 des Gesetzes vom 28. 
Dezember 1887, betreffend die Unfallversicherung der Arbeiter, 
zu errichtenden Versicherungsanstalten: »je eine Versiche- 
rungsanstalt 1) für Böhmen mit dem Sitze in Prag, 2) für Niederöster- 
reich mit dem Sitze in Wien ; 3) für Oberösterreich , Salzburg , Tirol 
und Vorarlberg mit dem Sitze in Salzburg, 4) für Steiermark und 



Digitized by VjOOQ IC 



Gesetze und Verordnungen des Jahre» 1889. 751 

K&mthen mit dem 8itze in Gras, 5) fttr Mahren und Schlesien mit dem 
Sitze in Brunn, 6) für Galizien nnd die Bukowina mit dem Sitze in 
Lemberg, 7) für die Stadt Triest mit ihrem Gebiete Görz und Gradiska, 
Istrieo, Erain und Dalmatien mit dem Sitze in Triest. 

Österreich. Verordnung des Min. d. Innern im Einvernehmen mit 
dem Justizministerium vom 10. April, womit nähere Bestimmun- 
gen über die Schiedsgerichte der Unfallversicherungs- 
anstalten getroffen werden. 

esterreich. Zwei Verordnungen des Ministeriums des Innern vom 
22. Mai, durch welche in Gem&ssheit des § 14 des Gesetzes vom 28. De* 
zember 1887 (R.G.B1. Nr. 1 ex 1888, betreffend die Unfallversiche- 
rung der Arbeiter) die Feststellung der Prozentsatze der 
Gefahren und die Einteilung der unfall versicherungspflichtigen Be- 
triebe in Gefahrenklassen erfolgt. — In Gemässheit des § 14 des Ge- 
setzes vom 28. Dezember 1887 betreffend die Unfallversicherung der 
Arbeiter werden nach Anhörung des Versicherungsbeirates die Prozent- 
sätze der Gefahrenklassen und die Einteilung der Unfallversicherungs- 
pflichtigen Betriebe in Gefahrenklassen festgesetzt, wie folgt: 
I. Schema derGefah renklassifikation samt Pro zensätzen. 
Gefahren-Klasse Prozentsatz Gefahren- Klasse Prozentsatz 

1 5 bis 7 VII 28 bis 39 

II 8 bis 10 VIII 85 bis 42 

III 11 bis 13 IX 48 bis 52 

IV 14 bis 17 X 57 bis 64 
V 18 bis 21 XI 65 bis 80 

VI 22 bis 27 XII 81 bis 100 

2. Einteilung der Unfallversicherungspflichtigen Betriebe in 
Gefahrenklassen in systematischer Ordnung: 

Gruppe I. Land* und forstwirtschaftliche Betriebe 
nnd Mahlmühlen: 

Land- und forstwirtschaftliche Betriebe unter Verwendung von Mo- 
toren von Gefahrenklasse VII bis IX. 

Gruppe IL Eisenbahnen: von Gefahrenklasse V bis IX. 

Gruppe III. Hüttenwerke und deren Nebenbetriebe: von G.Klasse 
IV bis VII. 

Gruppe IV. Steine und Erden von Gefahrenklasse III bis IX (meist 
VIII nnd IX). 

Gruppe V. Metallverarbeitung : von Gefahrenklasse I bis VII (meist 
III nnd IV). 

Gruppe VI. Maschinen, Werkzeuge, Instrumente, Apparate: von 
Gefahrenklasse III bis IX (meist III bis V). 

Gruppe VII. Chemische Industrie : von Gefahrenklasse II (Tinten- 
fabriken) bis XII. 
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Gruppe VIII. Heiz- und Leuchtstoffe, Oele, Beheizung und Be- 
leuchtung : von G.Klasse III bis VII. 

Gruppe IX Textilindustrie: nur Gefahrenklasse II und III. 

Gruppe X. Papier, Leder und Gummi: meist Gefahrenklasse II 
und III, aber auch XI für Cellulose- und Holzstoff-Fabriken und für Holz- 
schleifereien zur Holzstofffabrikation und Klasse VII für Packpapier- 
fabriken, Papierfabriken und Pappefabriken. 

Gruppe XL Holz- und Schnitzstoffe: vorwiegend Gef.Klasse VIII, 
IX, X und XI. 

Gruppe XII. Nahrungs- und Genussmittel: überwiegend die Ge- 
fahrenklassen II bis VI (l für Tabakfabriken, IX für Eisgewinnung). 

Gruppe XIII. Bekleidung und Reinigung: Ge f. Klassen I bis IV 
(VI für Badeanstalten mit Motorenbetrieb).! 

Gruppe XI V. Baugewerbe : überwiegend Gefahrenklassen Vlll bis X. 

Gruppe XV. Polygraphische Gewerbe: Gefahrenklasse II (IV für 
Buch- und Steindruckereien — Grossbetrieb, auch in Verbindung mit 
Schriftgiesserei, Stereotypie, Galvanoplastik etc.) 

III. Beitragstarif des zu entrichtenden Gesamtversicherungsbeitrages 
für je 100 Gulden der gezahlten oder anrechenbaren Lohnsumme. 

Gefah- Prost- ßnidMi Gekh- Prot- l4nl4l#M1 Gefah- Pro«t- 0-1^^ 
renkl. satt <*«*•■. renkl. satt «*iüen wn kl. „& umaen 
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Otiterrekh. Gesetz vom 28. Juli, betreffend die Regelung der Ver- 
hältnisse der nach dem allgemeinen Berggesetze errichteten oder 
zu errichtenden Broderladen. — I. Aufgaben der Bruderladen : 
Krankenversicherung im Ausmasse des Krankenversicherungsgesetzes 
und seitens der Provisionskasse der Bruderlade ftr »ein infolge 
Krankheit oder Alters oder Betriebsunfalles dauernd erwerbsunfähig 
gewordenes Mitglied c Leistung einer Rente (Provision), welche in einem, 
entweder für alle Mitglieder gleichen oder mit der Daner der Mitglied- 
schaft steigenden Ausmasse festzusetzen ist, und mindestens 100 fl. ö. W. 
Dir männliche und 50 fl. 0. W. für weibliche Arbeiter jährlich zu be- 
tragen hat Die Provisionskasse ist weiters verpflichtet, für den Todes- 
fall eines Mitgliedes oder Provisionisten den Hinterbliebenen näher be- 
stimmte Unterstfitzungen zu gewähren. — § 7. Tritt ein Mitglied von 
einer Bruderlade zu einer anderen über, so wird sein nach den Be- 
stimmungen dieses Gesetzes (§ 86) festzustellender Anteil an der Re- 
serve der Provisionskasse (Reserveanteil), beziehungsweise bei unzurei- 
chender Deckung der jeweilige Vermögensanteil, an die Provisionskasse 
der anderen Bruderlade fiberwiesen. Diese Ueberweisung hat binnen 
sechs Wochen von jenem Zeitpunkte an zu erfolgen , als der Vorstand 
der zur Ueberweisung verpflichteten Bruderlade von dem Vorstande 
der Bruderlade , in welche das Mitglied neu eintritt , von diesem Ein- 
tritte in Kenntnis gesetzt wurde. — § 8. Hört ein Mitglied einer Bru- 
derlade auf, derselben anzugehören, so bleibt ihm der Anspruch auf 
seinen Reserveanteil während eines Jahres vom Tage seines Austrittes 
in der Weise vorbehalten, dass, wenn es innerhalb dieses Zeitraumes 
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in dieselbe Bruderlade wieder eintritt, der Reserveanteil bei der Be- 
messung seiner Beiträge angerechnet, und wenn es in eine andere Bru- 
derlade tritt, in Gemässheit des § 7 überwiesen wird. — Das Statut 
bestimmt, ob der Reserveanteil nach Ablauf des Vorbehaltsjahres dem 
ausgetretenen Mitgliede über Verlangen auszufolgen, oder ob derselbe 
von der Verwaltung der Braderlade in der Postsparkasse (fruchtbrin- 
gend anzulegen und nebst dem Zinsenzuwachs entweder einer unter 
staatlicher Aufsicht stehenden Versorgungsanstalt, wenn das ausge- 
tretene Mitglied einer solchen beitritt, oder diesem letzteren selbst bei 
dessen durch die zuständige politische Behörde bestätigter dauernder 
Erwerbsunfähigkeit, oder endlich im Falle seines Ablebens seinen Hin- 
terbliebenen auszufolgen ist. — § 17 ff. : Der Vorstand der Bru- 
der 1 a d e besteht teils aus Bruderlademitgliedern, welche von der Ge- 
neralversammlung aus ihrer Mitte gewählt werden, teils aus Werks- 
besitzern , beziehungsweise von denselben ernannten Mitgliedern ; die 
Zahl der Werksbesitzer, beziehungsweise der von denselben ernannten 
Mitglieder darf jedoch zusammengenommen nicht mehr als ein Drittel 
der Stimmen im Vorstande betragen. Den Vorsitz im Vorstände bildet 
der Werksbesitzer oder dessen Stellvertreter. Besteht der Vorstand aus 
mehreren Werksbesitzern, so ist der Vorsitzende und dessen Stellver- 
treter durch die Vorstandsmitglieder aus der Reihe der Werksbesitzer 
zu wählen. — Die Generalversammlung besteht aus den eigenberech- 
tigten Mitgliedern der Bruderlade. Wenn die Bruderlade mehr als 
dreihundert Mitglieder zählt, wird die Generalversammlung von Wahl- 
männern gebildet, deren Anzahl, Wahl 'und Funktionsdauer das Statut 
bestimmt — Die Werksbesitzer haben Anspruch darauf, bis zu 
einem Drittel der Stimmen in der Generalversammlung vertreten zu 
sein. — Für die Bruderladen je eines Revieramtsbezirkes wird ein 
Schiedsgericht am Sitze des Revierbergamtes errichtet. Dasselbe besteht 
aus einem ständigen Vorsitzenden, vier Beisitzern und den notwendigen 
Stellvertretern. Der Vorsitzende und seine Stellvertreter werden aus 
der Zahl der Öffentlichen Beamten über Vorschlag des Revierbergamt ea 
von der Berghauptmannschaft ernannt. Zwei Beisitzer und deren Stell- 
vertreter werden von dem Vorsitzenden aus der Zahl der im Revier- 
bergamtsbezirke ansässigen Werksbesitzer berufen und zwei von den 
Bruderladevorständen gewählt Die Berufung, beziehungsweise Wahl 
geschieht auf vier Jahre. Je nach zwei Jahren scheidet die Hälfte der 
Beisitzer und ihrer Stellvertreter aus. Die ausscheidenden Beisitzer, 
beziehungsweise Stellvertreter können neuerdings berufen , beziehungs- 
weise gewählt werden. — § 24 ff. Beaufsichtigung der Bru- 
derladen. Die Bruderladen unterliegen der Beaufsichtigung durch 
die Bergbehörden, und zwar in erster Instanz durch den Revierbeam- 
ten, in dessen Bezirke sie ihren Sitz haben. — Finanzgebarung 
der Bruderladen (§§29tf.) — §29. Die nach versioherunga- 
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technischen Grundsätzen erforderlichen Mittel zur Deckung 
der von der Brnderlade nach Massgabe dieses Gesetzes und des Statutes 
zu leistenden Unterstützungen, zur Bestreitung der Verwaltungskosten, 
sowie zur Dotierung der für die beiden Kassenabteilungen zu bildenden 
Reserven werden durch Beiträge aufgebracht. Diese Beiträge sind von 
den Versicherten und den Werksbesitzern je zur Hälfte zu bestreiten. 
Für jene Mitglieder , welche einen Arbeitsverdienst in Geld nicht be- 
ziehen, haben die Werksbesitzer die Beiträge in ihrer Gänze aus eigenen 
Mitteln zu leisten. Dagegen haben Betriebsbeamte, deren Jahresver- 
dienst 1200 fl. übersteigt, die Beiträge in ihrer Gänze aus eigenen 
Mitteln zu tragen. Die Beiträge der Versicherten für die Provisions- 
kasse sind in Beträgen zu bemessen, welche nach dem Lebensalter der 
Mitglieder, hinsichtlich der Witwenprovision nach dem Lebensalter 
beider Ehegatten zur Zeit des Eintrittes, beziehungsweise Verehelichung 
abzustufen sind. Die Beiträge für die Krankenkasse können auch in 
anderer Weise bemessen werden. Mit Zustimmung der Werksbesitzer 
ist die Einrichtung von Mitgliederklassen mit verschiedenen Beitrags- 
und Unterstützungssätzen zulässig. Diese Zustimmung ist jedoch nicht 
erforderlich , wenn die Mitglieder , welche sich höhere Unterstützungs- 
sätze versichern , die gegenüber den regelmässigen Beiträgen erforder- 
lichen Mehreinzahlungen allein bestreiten. — § 35. Die Provisionskassen 
der Bruder laden sind verpflichtet , für die versicherungstech- 
nische Deckung ihrer Verpflichtungen Sorge zu tragen und dies- 
bezüglich von 5 zu 5 Jahren eine Prüfung zu veranlassen. Zu diesem 
Zwecke hat jede Provisionskasse in jedem fünften Jahre den Wert ihrer 
liquiden sowohl, als auch der zu erwartenden Verpflichtungen, sowie 
den Wert der zukünftigen Einnahmen nach den Versicherungszweigen 
gesondert durch einen Sachverständigen berechnen zu lassen und das 
Ergebnis der hiernach aufzustellenden Bilanz, welche im Aktivum den 
vorhandenen Fond und den Wert der zukünftigen Einnahmen, und im 
Passivum den Wert der liquiden und zu erwartenden Verpflichtungen 
zu enthalten hat, der Bergbehörde nach den von derselben vorzuneh- 
menden Formularien mitzuteilen, sowie der Kenntnisnahme aller Mit- 
glieder zugänglich zu machen. Das Ackerbauministerium hat diese Be- 
rechnung durch das Öffentliche versicherungstechnische Organ einer 
Ueberprüfung unterziehen zu lassen. Ergibt sich aus dieser Ueberprü- 
fung, dass die Einnahmen das Erfordernis zur Deckung der Verpflich- 
tungen übersteigen, so sind die Beiträge zu ermässigen oder die Lei- 
stungen der Provisionskasse zu erhöhen. Ergibt dagegen die Ueber- 
prüfung, dass die Verpflichtungen durch die Einnahmen versicherungs- 
technisch nicht gedeckt erscheinen, so muss entweder eine Ermässigung 
der Unterstützungen, soweit dies nach dem Gesetze zulässig ist, oder 
eine Erhöhung der Beiträge eintreten, derart, dass nach dem Gutachten 
des öffentlichen versicherungstechnischen Organes das Gleichgewicht 
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zwischen den Aktiven und den Passiren der Bilanz hergestellt erscheint. 
— § 36. Für jede Krankenkasse der Brnderlade ist ein Reserve* 
fond im Mindestbetrage der zweifachen durchschnittlichen Jahresaus- 
gabe anzusammeln. Der für jede Provisionskasse angesammelte Fond 
hat die Prämienreserve, d. i. den Wert der liquiden und zukünftigen 
Verpflichtungen, abzüglich des Wertes der zukünftigen Einnahmen, zu 
decken. Die nach den §§ 7 — 9 für Rechnung einzelner Mitglieder durch 
die Provisionskasse zu überweisenden, beziehungsweise auszuzahlenden 
Reserveanteile sind in jedem einzelnen Falle zu berechnen • und haben 
aus dem Werte der zukünftigen Verpflichtungen der Kasse fär das be- 
treffende Mitglied abzüglich de9 Wertes der von ihm noch zu erwarten 
gewesenen Einzahlungen zu bestehen. Die Gelder der beiden Brader- 
ladefonde dürfen nur wie Pupillargelder angelegt werden. — § 37. 
Sämtliche Werksbesitzer sind verpflichtet, einen Zentralreserve- 
fond zu gründen. Derselbe ist bestimmt , den Provisionskassen, wel- 
chen infolge von Massenunglücken, d. h. Unfällen, bei denen mehr als 
fünf versicherte Personen invalid geworden oder getötet worden sind, 
Mehrauslagen erwachsen, Unterstützungen zu erteilen. Die Mittel für 
diese Zwecke des Zentralreservefondes sind durch Jahresbeiträge zu be- 
schaffen, welche jeder Werksbesitzer im Verhältnisse zu den in seinem 
Werke im abgelaufenen Jahre gezahlten Gesamtlöhnen zu entrichten 
hat. Die Höhe dieser Beiträge darf 0,1 Prozent der Lohnsumme nicht 
übersteigen. — § 38. Der Zentralreservefond wird durch eine Kom- 
mission verwaltet, welche ihren Sitz in Wien hat und unter dem Vor- 
sitz des Ackerbau-Ministers aus nachstehenden Mitgliedern besteht: 
1) aus einem Stellvertreter des Ackerbauministers; 2) aus vier Werks- 
besitzern, welche der Ackerbauminister aus den den Bruder ladevor- 
ständen angehörigen Werksbesitzern für je drei Jahre ernennt; 3) aus 
zwei Bergarbeitern , welche ebenso aus den Vorstandsmitgliedern er- 
nannt werden; 4) aus dem Fachreferenten des Ackerbauministeriums; 
5) aus dem Vorstande des öffentlichen versicherungstechnischen Bureaus 
oder dessen Stellvertreter; 6) aus einem Vertreter des Finanzministe- 
riums. Die Kommission entscheidet durch absolute Stimmenmehrheit 
end giltig über die für jedes Jahr zn bemessende Höhe der Beiträge, 
sowie über die Zuerkennong von Unterstützungen an die von Massen- 
unfällen betroffenen Provisionskassen. Mit Schluss jedes Jahres hat die 
Kommission über ihre ganze Gebarung dem Reichsrate Bericht zu er- 
statten. Die Geschäftsordnung der Kommission wird durch diese selbst 
beschlossen. Die Mitglieder der Kommission funktionieren unentgelt- 
lich und haben nur auf Vergütung der aus ihrer Amtstätigkeit er- 
wachsenen Auslagen Anspruch. — Hiezu V.O. des Ackerbau-M. vom 
1 1 . Sept. über die Bruderladen-S chiedsgerichtein 35 Paragraphen. 
Belgien. Arbeiter Schutzgesetz vom 13. Dez.: Wesentlich 
für Frauen und jugendliche Arbeiter. Das Gesetz überlaset Vieles den 
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Königlichen Ausführungsverordnungen. (Ein neues Gesetz ist infolge der 
Beschlüsse der Berliner Konferenz von 1890 wahrscheinlich.) 

Belgien. »Organischesc Gesetz über die gewerblichen Frie- 
dens- und Schiedsgerichte vom 81. Juli, in 135 Artikeln (ki or- 
gamque des conseils de pru&hommes). 

Belgien. Gesetz vom 9. August in 21 Artikeln, betreffend Arbei- 
terwohnungen und die Aufstellung von Ausschüssen zur För- 
derung des Arbeite r- W obn-, Spar- und Versicherungs- 
wesens (comtis de patronage). Die Ausschüsse sollen bestehen aus 
5 bis 18 Mitgliedern, wovon 8 bis 10 durch den ständigen Provinzial- 
au8schu88 und 2 bis 8 durch die Regierung zu ernennen sind. Die Aus- 
schüsse verteilen Preise, stellen Antrage an die öffentlichen Körper- 
schaften und an die Regierung, der sie jedenfalls einen Jahresbericht 
erstatten. Die allgmeine Spar- und Altersversorgungskasse ist durch 
das Gesetz zu Darlehen für Erbauung und Ankauf von Arbeiterwoh- 
nungen ermächtigt. Der ganzen sozialpolitischen Thätigkeit der Aus- 
schüsse der Arbeiterfürsorge kommen mancherlei Befreiungen und Er- 
mässigungen der Gebäudesteuer, der Gebühren und der Stempel zu 
statten. 

Großbritannien. Gesetz vom 30. August zur Erweiterung des Ar- 
beitersohutzes in den Baumwollwebereien, mit genauen 
Bestimmungen über die zulässigen Grade der Temperatur und der Feuch- 
tigkeit in den Lokalen und über die Abstellung der Staubbildung, in 
18 Artikeln mit 2 Beilagen. 

Niederlande. Arbeit er schütz- Gesetz vom 5. Mai zum Schutze 
der jugendlichen Arbeiter (van jeugdige personen) und der Frauen. 
Eine tabellarische Uebersicht der Bestimmungen ergibt (vgl. Braun'» 
Archiv) folgendes: 

b . Kinder 
bis 12 J. 



a. Frauen 

1. Geschützte 
Personen 

2. Sonntagsarbeit, verboten. 



Jugendliche Arbeiter 
von 12- HJ. von 14— 16 J. 



verboten. 

(Darob 
rar «Im 



einzelne Betriebe 



5. 



Arbeit nach der Entbin- 
dung. 4 Wochen nach der 
Entbindung verboten. 
Pausen« Mindestens eine 
Stunde zwischen 11—8. Ver- 
bot des Aufenthalts in den 
Arbeitsräumen während der 
Pausen. 

Dauer der täglichen Ar- 
beitszeit. Maxim. 11 Stun- 
den. Im Verordnungswege 
bis zu 13 Stunden gestattet. 
Nachtarbeit verboten. 



r 






CD 



> 



morgen« 
leitet). 



Gleiche Bestimmungen wie für 
Frauen 



Maximum 11 Stunden. Im Ver- 
ordnungswege bis zu 13 Stun- 
den gestattet. 

verboten. — 
49* 
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Schweden. Arbeiterschutz-Gesetz vom 16. Mai. Nur ein Be- 
trieb b Schutzgesetz. 

Türkei. Kais. Irade vom 31. Dezember zur Beseitigung des 
Sklavenhandel b. 

VIII. Realversioherung, Vermögenssohatz. 

IX. Urheberrechte jeder Art. 

Schweiz. Bundesgesetz betreffend die gewerblichen Muster 
und Modelle vom 31. Dez. 1888. 
X* Wasserrecht. 
XI. Agrargesetzgebung : 

JPreu$8en. Gesetz v. 15. April, betr. die Erleichterung der Abver- 
äusserung einzelner Teile von Grundstücken in der Provinz H a n- 
no ver. 

0e8terrcich. Gesetz vom 1 . April , betreffend die Einführung 
besonderer Erbteilung s Vorschriften für landwirt- 
schaftliche Besitzungen mittlerer Grösse. § 1. Für 
landwirtschaftliche, mit einem Wohnhause versehene Besitzungen (Höfe) 
mittlerer Grösse treten nach Massgabe dieses Gesetzes und der auf Grund 
desselben zu erlassenden Landesgesetze besondere Erbteilungsvorschriften 
in Kraft. Die Landesgesetzgebung bestimmt, welche Höfe im Sinne die- 
ses Gesetzes als Höfe mittlerer Grösse zu gelten haben. Desgleichen 
bestimmt die Landesgesetzgebung, welche Liegenschaften und Nutzunge- 
rechte bei der Entscheidung über das Vorhandensein eines Hofes mitt- 
lerer Grösse als Hofbestandteile anzusehen sind. — § 2. Auf Güter, 
welche mit dem Fideikommiß- oder Lehensbande behaftet sind, findet 
dieses Gesetz keine Anwendung. — § 3. Der Eigentümer eines den Be- 
stimmungen dieses Gesetzes unterliegenden Hofes ist durch dasselbe in 
seiner Verfügung über den Hof oder über einzelne Teile desselben 
weder unter Lebenden, noch von todeswegen beschränkt. 
Die Bestimmungen dieses Gesetzes finden bei der gesetzlichen Erbfolge 
jederzeit, bei der testamentarischen oder Vertrags massigen aber nur 
dann Anwendung, wenn der Erblasser eine der im allgemeinen bürger- 
lichen Gesetzbuche unter die gesetzlichen Erben aufgenommenen Per- 
sonen als Uebernehmer bestimmt, wobei er weder an die gesetzliche, 
noch an die durch die Landesgesetzgebung festgesetzte Reihenfolge ge- 
bunden ist. — § 4. Gebt das Naohlass ver mögen des Eigentümers eines 
Hofes an mehrere Personen über, so kann der Hof nebst Zugehör nur 
einer Person, dem Uebernehmer (Anerben) zufallen. Was als Zugehör 
eines Hofes anzusehen sei, bestimmt das allgemeine bürgerliche Gesetz- 
buch. Zu demselben gehört insbesondere auch das Betriebsinventar, 
soweit es zur ordentlichen Bewirtschaftung des Hofes erforderlich ist. 
In dem Falle, als sich die Erbsinteressenten hierüber nicht einigen kön- 
nen, ist der Umfang des erforderlichen Betriebsinventars durch das Ge- 
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rieht nach Einvernehmen von Sachverständigen festzustellen. Wegen 
eines allf&lligen Abganges an dem Betriebsinventar kann ein Anspruch 
auf Ersatz des Wertes aus dem sonstigen Nachlass vermögen nicht er- 
hoben werden. — § 5. Der Uebernehmer wird durch die Landesgesetz- 
gebung in der Weise bestimmt, dass dieselbe hiebei an das Recht und 
an die Ordnung der gesetzlichen Erbfolge gebunden bleibt und inner- 
halb dieser Grenzen die Reihenfolge festsetzt, in welcher unter mehre- 
ren nach der gesetzlichen Erbfolge zugleich eintretenden Erben bei Ab- 
gang einer Einigung unter denselben die einzelnen zur Uebernahme des 
Hofes berufen sind. Die Landesgesetzgebung kann jedoch die Anord- 
nung treffen, dass der überlebende Ehegatte unmittelbar nach den Nach- 
kommen des Erblassers und vor den übrigen Verwandten desselben als 
Uebernehmer berufen werde. Leibliche Kinder gehen stets Adoptiv- 
kindern, eheliche den unehelichen vor. Legitimierte Kinder stehen den 
ehelichen Kindern gleich. — § 6. Bei der Erbteilung wird der Hof 
(§ 4) dem Uebernehmer zugewiesen, welcher bis zur Höhe des lasten- 
freien Wertes des Hofes Schuldner der Verlassenschaft wird. — § 7. Der 
Wert des Hofes wird durch Uebereinkommen der Beteiligten und in 
Ermanglung eines solchen durch das Gericht nach Vornahme einer 
Schätzung durch Sachverständige und nach Einvernehmung des Ge- 
meindevorstandes, nach billigem Ermessen, dass der Uebernehmer wohl 
bestehen kann, bestimmt. Den Beteiligten steht frei der Schätzung bei- 
zuwohnen und ihre Erinnerungen zu machen. Auf das vorhandene Be- 
triebsinventar ist bei Feststellung des Wertes des Hofes zwar ange- 
messene Rücksicht zu nehmen, doch soll dasselbe nicht selbständig ge- 
schätzt werden. Die Landesgesetzgebung kann bestimmen, dass an 
Stelle dieser richterlichen Festsetzung eine Bewertung unter Zugrunde- 
legung eines Vielfachen des Katastralreinertrages einzutreten habe. — 
§ 8. Bei der Teilung des Nachlassvermögens ist an Stelle des Hofes 
der dem Uebernehmer nach § 6 als Schuld angerechnete Betrag ein- 
zubeziehen. Diese Teilung geschieht unter den Miterben einschliesslich 
des Uebernehmers nach den Bestimmungen des allgemeinen bürger- 
lichen Gesetzbuches und des Verfahrens ausser Streitsachen. Doch ist 
die Erbteilung stets bei Gericht vorzunehmen oder dem Gerichte .zur 
Genehmigung vorzulegen. — § 9. Wenn die Parteien sich über die 
Frist, die Raten der Auszahlung und die mittlerweilige Verzinsung des 
den Miterben auszuzahlenden Betrages nicht einigen , so hat das Ge- 
richt hierüber nach billigem Ermessen zu entscheiden. In jedem Falle 
muss jedoch dem Uebernehmer des Hofes über dessen Verlangen zur 
völligen Begleichung dieses Betrages eine Frist von drei Jahren , vom 
Tage der Rechtskraft der Einantwortung gewährt werden. Anderseits 
darf gegen den Willen der Forderungsberechtigten der Auszahlungs- 
termin nicht über diesen Zeitpunkt hinaus festgesetzt werden. Ebenso 
ist eine gütliche Einigung wegen der mittlerweUigen Sicberstellung 
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der auszuzahlenden Beträge zu versuchen. Insoweit eine solche nicht 
zustande kommt, ist in der Einantwortungsurkunde zu verfugen, dass 
die Eintragung des Eigentumsrechtes des Uebernehmers auf den zuge- 
wiesenen Hof nur gleichzeitig mit der Eintragung des Pfandrechtes 
zur Sichersten ung der auszuzahlenden Beträge für die Miterben auf den 
Hof grundbücherlich eingetragen werden kann. Diese Bestimmung 
findet in den Ländern, in welchen keine Grundbücher, sondern Ver- 
fachbücher bestehen, sinngemässe Anwendung. Wird der übernommene 
Hof vor Ablauf der obigen Frist durch ein Rechtsgeschäft unter Le- 
benden einem Dritten ganz oder teilweise ins Eigentum übertragen, so 
sind die Miterben berechtigt, die Auszahlung ohne Bücksicht auf die 
hiezu festgesetzte Zeit sogleich zu fordern. — § 10. Die Landesgesetz- 
gebung kann für den Fall, als der Hebern ahmspreis durch das Gericht 
bestimmt wird (§ 7, Absatz 1) anordnen, dass hiebei zn Gunsten des 
Uebernehmers ein Betrag in Abzug gebracht werde, welcher jedoch ein 
Drittel des gerichtlich ermittelten lastenfreien Wertes des Hofes nicht 
übersteigen darf. — § 11. Der Erblasser kann die Bevorzugung des 
Uebernehmers einschränken, aufheben oder innerhalb der Grenzen des 
Pflichtteilreohtes erweitern. — § 12. Der Wert, um welchen der An- 
erbe einen Hof nach den Bestimmungen dieses Gesetzes übernimmt, 
ist auch der Bemessung der an den Staat zu entrichtenden Vermögens- 
übertragungsgebühren zugrunde zu legen. In keinem Falle, mit Aus- 
nahme des Falles der vom Gerichte nach Vornahme einer Schätzung 
erfolgten Bewertung (§ 7) kann jedoch dieser Wert unter dem im Ar- 
tikel III des Gesetzes vom 7. Juni 1881 und dem Finanzministerialer- 
lasse vom 25. Jänner 1884, beziehungsweise im § 13 des Gesetzes vom 
9. Februar 1882 festgestellten mindesten Betrage angenommen werden. 
— § 18. Das Pflichtteilrecht wird durch diese Erbteilungsvorschriften 
nicht berührt. Der Pflichtteilberechnung ist der nach § 7 dieses Ge- 
setzes bestimmte Wert des Hofes zugrunde zu legen. Doch kann dieser 
Wert niemals geringer angenommen werden , als jener Betrag , nach 
welchem die an den Staat zu entrichtende Vermögensübertragungsge- 
bühr zu bemessen ist. Als eine Einschränkung des Pflichtteils ist es 
nicht zu betrachten, wenn 1) das Gericht im Sinne des § 9 den Zah- 
lungstermin festsetzt ; 2) vom Erblasser in einem giltigen letzten Willen 
Verfügungen getroffen werden, durch welche a) dem leiblichen Vater 
oder der leiblichen Mutter des Uebernehmers bis zur Grossjährigkeit 
desselben das Recht eingeräumt wird, den Hof nach dem Tode des Er- 
blassers in eigene Nutzung und Verwaltung zu nehmen unter der Ver- 
pflichtung, so lange diese Nutzung und Verwaltung dauert, den Ueber- 
nehmer und dessen minderjährige Miterben, letztere bis zur Fälligkeit 
des Erbteiles oder , wenn ein Miterbe vor dieser Fälligkeit grossjährig 
wird, bis zur erreichten Grossjährigkeit zu erziehen, und für den Not- 
fall auf dem Hof zu erhalten; b) die Fälligkeit des Erbteils bis zur 
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Grossjäbrigkeit der Miterben unter der Verpflichtung des Uebernehmers, 
die Miterben bis zu diesem Zeitpunkt angemessen zu erziehen und für 
den Notfall zu erhalten, hinausgeschoben wird. In beiden Fällen 
(a und b) hat die erlangte Eigenberechtigung dieselbe Wirkung wie 
die Erreichung der physischen Grossjäbrigkeit. Ebenso tritt in beiden 
Fällen, wenn ein Miterbe einem solchen Berufe zugeführt wird, mit 
dessen Vorbereitung oder Ausübung die Naturalverpflegung am Hofe 
unvereinbar ist, an die Stelle der Verpflichtung zur Naturalverpflegung 
die zur Auszahlung der vereinbarten oder gerichtlich festgesetzten Zinsen. 
— § 14. Auf einem Hof, welcher im Eigentume mehrerer Personen 
steht, finden die Bestimmungen dieses Gesetzes keine Anwendung. 
Hievon findet eine Ausnahme in Betreff derjenigen Höfe statt, welche 
im Miteigentum von Ehegatten stehen oder in Gebieten gelegen sind 
für welche durch die Landesgesetzgebung bestimmt wird, dass im Falle 
des Todes eines der beiden Ehegatten , soweit nicht letztwillige Ver- 
fügungen des Erblassers oder Verträge entgegenstehen, der überlebende 
Ehegatte berechtigt ist, die in die Verlassenschaft gehörige Hälfte des 
Hofes zu übernehmen. In diesem Falle setzt die Landesgesetzgebung 
auch fest, ob und inwieweit die Bestimmungen der §§ 7, 9 und 10 
auch bei der Uebernahme durch den überlebenden Ehegatten Anwen- 
dung zu finden haben. — § 15. Wenn zu einem Nachlasse mehrere 
Höfe von der im § 1 bezeichneten Art gehören und mehrere Personen 
im Sinne der §§ 4 und 5 dieses Gesetzes als gesetzliche Erben ein- 
treten, so sind dieselben nach der durch die Landesgesetzgebung fest- 
gestellten Reihenfolge zur Uebernahme je eines Hofes berufen und steht 
ihnen nach derselben Reihenfolge die Wahl zwischen den Höfen frei. 
Derselbe Vorgang wiederholt sich, wenn mehr Höfe als Erben vor- 
handen sind. Nachkommen eines verstorbenen Erben treten an dessen 
Stelle. Unter ihnen hat derjenige die Wahl, welchem nach der er- 
wähnten Reihenfolge der Vorzug gebührt — § 16. Wenn die Landes- 
gesetzgebung für Höfe der in § 1 bezeichneten Art Beschränkungen 
der freien Teilbarkeit festsetzt oder Bestimmungen erlaset, wonach der- 
artige Höfe von Personen, in deren Eigentum solche Höfe oder grös- 
sere landwirtschaftliche Besitzungen bereits stehen, gar nicht oder nur 
unter bestimmten Voraussetzungen oder Beschränkungen erworben 
werden sollen , so haben die Bestimmungen dieses Gesetzes mit der 
Massgabe Anwendung zu finden, dass der Eigentümer des Hofes in 
seiner Disposition über denselben durch die landesgesetzlichen Vor- 
schriften der bezeichneten Art beschränkt ist. — § 17. Dieses Gesetz 
tritt in den einzelnen Ländern gleichzeitig mit denjenigen gesetzlichen 
Anordnungen in Wirksamkeit, welche über den Gegenstand desselben 
von der Landesgesetzgebung für die betreffenden Länder oder einzelne 
Teile derselben auf Grundlage dieses Gesetzes oder auf Grundlage be- 
reits bestehender Bestimmungen erlassen werden. Auf Erbanfälle, 
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welche vor der Wirksamkeit dieses Gesetzes eintreten, findet dasselbe 
keine Anwendung. — § 18. Mit dem Vollzuge dieses Gesetzes sind etc. 
beauftragt. (Obiges Gesetz stützt lediglich ein altes Gewohnheitsrecht, 
welches trotz dem Freiteilbarkeitsgesetz vom 27. Juni 1868 in den nicht- 
polnischen und nichtitalienischen Landesteilen bis jetzt aufrecht ge- 
blieben ist. Je nach der Ausführung durch die Landesgesetzgebungen 
wird der Anerbe gegen bisher mehr oder weniger, zum Teil wohl er- 
heblich begünstigt werden ) 

Frankreich. Neues Gesetz vom 22. Dez. über die Landwirt- 
schafts-Genossenschaften (associations syndicales). 

Xu. Volks wirtschaftspflege: 

1) Jagd, Fischerei. 

Schweig. Bundesgesetz über die Fischerei vom 21. Dez. 1888, 
in Kraft gesetzt auf den 1. Juli 1889. 

2) Landwirtschaft und Tierzucht 

3) Gewerbe und Industrie 

4) Handels-, Transport-, Verkehrs-, Kredit-, Bör- 
sen-, Bank- und Marktwesen; Geld-, Mass- und Ge- 
wichtswesen. 

Deutsches Reich. Bekanntmachung des R.-Kanz.-A. vom 25. Okt.: 
Nach erfolgtem Verzicht der Bremer Bank beträgt der nunmehrige 
steuerfreie Notenumlauf der Deutschen ßeichsbank 286 585 000 
Mark. 

Österreich. Gesetz vom 1. Juni, betreffend Gebührenbegün- 
stigungen für Kredit- und Vorschussvereine (Spar- und 
Darlehenskassen). Zu den Begünstigungen der Gesetze von 1873, 1880 
und 1885 kommen hinzu weitere Erleichterungen bezüglich des Wech- 
selstempels auf Schuldscheine der Mitglieder gegen die Kassen (§ 2), 
bezüglich der Skalengebühren auf Empfangsbestätigungen (§ 3), be- 
züglich der Korrespondenz mit deo öffentlichen Behörden und Aemtern 
ausser dem gerichtlichen Verfahren (§ 4), jedoch unter folgenden Be- 
dingungen (§ 1) : wenn nach den Statuten die Haftung der Genossen- 
schaften eine unbeschränkte ist, die Wirksamkeit des Vereins sich auf 
einen kleineren Bezirk (eine oder mehrere benachbarte, in den Statuten 
genannte Ortsgemeinden) erstreckt, der Betrag eines Geschäftsanteiles 
25 fl. nicht überschreitet und die Geschäftsanteile entweder gar nicht 
oder nicht höher als die Spareinlagen verzinst, die Ueberschüsse dem 
Reservefonde (Vereinskapitale), woran den Mitgliedern kein Anteil zu- 
steht, zugewiesen werden, die Darlehensgewährung auf die eigenen 
Mitglieder beschränkt, hiebei die Ausstellung von Wechseln ausge- 
schlossen ist, und der Darlehenszinsfuss mit Einschluss der Nebenge- 
bühren (Regiebeiträge u. dgl.) den Zinsfuss der Spareinlagen höchstens 
um 1} Prozent übersteigt. 
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Österreich. Gesetz vom 28. April über Errichtung und Betrieb 
öffentlicher Lagerhäuser und die von denselben ausgestellten 
Lagerscheine. — Lagerscheine (Artikel 17). Die Lagerhäusern t er- 
nehm ung ist verpflichtet , dem Hinterleger auf dessen Verlangen über 
die in ihrem Lagerhause eingelagerte Ware einen Lagerschein auszu- 
stellen, welcher einen Ausschnitt des von der Lagerhausunternehmung 
fortlaufend zu führenden Juxtenbuches zu bilden und aus zwei zusam- 
menhängenden , jedoch von einander trennbaren Teilen , und zwar : 
1) dem Lager-Besitzscheine (Recepisse) und 2) dem Lager-Pfandscheine 
(Warrant) zu bestehen hat. — § 18. Beide Teile des Lagerscheines 
müssen an Ordre lauten und haben unter gegenseitiger Bezugnahme 
auf einander zu enthalten: 1) die Benennung des Lagerhauses etc* — 
§19. Indossamente. Beide Teile des Lagerscheines können zu- 
sammen oder getrennt durch Indossament übertragen werden. Inso- 
lange beide Teile zusammen übertragen werden, wirkt die Indossierung 
des Besitzscheines für beide Teile. — Rechtliche Wirkung der 
U e b e r g a b e : a) des Besitzscheines (§ 28 ff.). Die Uebergabe des in- 
dossierten BeBitzscheines an den Indossatar hat für den Erwerb der von 
der Uebergabe der Ware abhängigen Rechte dieselben rechtlichen Wir- 
kungen wie die Uebergabe der Ware selbst Wenn ein Lagerschein 
ausgestellt ist , kann die Uebergabe der Ware in anderer Weise nicht 
stattfinden. — § 24. Wird der Besitzschein ohne Warrant übertragen, 
so tritt der Rechtserwerb des Indossatars des Besitzscheines nur mit 
Beschränkung durch die infolge der abgesonderten Indossierung des 
Warrants (§ 20) entstandenen Rechte ein (§ 25). — § 25. b) des War- 
rants. Zur Bestellung eines Faustpfandes an der hinterlegten Ware ist, 
wenn ein Lagerschein ausgestellt ist, die Uebergabe des unter Beob- 
achtung der im § 20 enthaltenen Bestimmungen indossierten Warrants 
an den Indossatar erforderlich und hinreichend. — § 26. Umtausch 
des Lagerscheines. Der im Sinne des Artikels 36 der allge- 
meinen Wechselordnung als Eigentümer legitimierte Inhaber beider 
Teile des Lagerscheines kann von der Unternehmung des Lagerhauses 
die Ausstellung eines neuen Lagerscheines unmittelbar auf seinen 
Namen verlangen. — §27. Besichtigungsrecht. Die Lager- 
hausunternehmung ist verpflichtet , dem Hinterleger , beziehungsweise 
wenn ein Lagerschein ausgestellt ist, dem Eigentümer (§ 23) des Be- 
sitzscheines, sowie dem des Warrants die Besichtigung der eingelagerten 
Ware jederzeit mit Beobachtung der im Reglement festgesetzten Ge- 
schäftsstunden zu gestatten. Dem Hinterleger, beziehungsweise dem 
Eigentümer des Besitzscheines ist unter den durch das Reglement näher 
zu bestimmenden Modalitäten die Entnahme von Mustern der einge- 
lagerten Ware zu gestatten. — § 80. Bezug derWare. Ohne gleich- 
zeitige Rückstellung des Warrants kann die Ausfolgung der Ware von 
dem Eigentümer des Besitzscheines nur begehrt werden, wenn die 
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Pfandsumme samt den etwaigen bis zum Verfallstage des Warrants zu 
berechnenden Zinsen (§ 20, Zeile 2) bei der Lagerhausunternehmung 
zur Ausfolgung an den Eigentümer des Warrants hinterlegt wird. Dass 
der Warrant noch nicht völlig oder die Lagerzeit noch nicht abge- 
laufen oder der Eigentümer des Warrants nicht bekannt ist, bildet 
kein Hindernis rar die Anwendung der vorstehenden Bestimmungen. 
Ist auf dem Warrant ein besonderer Domizüiat benannt, so hat die 
Lage rhaii8 Unternehmung denselben von der erfolgten Hinterlegung zu 
verständigen. Der zur Einlösung des Warrants bei der Lagerhausunter- 
nehmung hinterlegte Betrag ist von dieser an den Eigentümer des 
Warrants unter Einziehung des letzteren auszufolgen und, wenn die 
Behebung nicht binnen drei Monaten nach Verfall des Warrants er- 
folgt, bei Gericht zu erlegen. — § 32. Verkaufsrecht des Eigentümers 
des Warrants. Wird der Warrant innerhalb der Protestfrist (§ 31) 
nicht eingelöst, so kann der Eigentümer desselben den Verkauf der 
Ware bewirken. Dasselbe Recht steht dem ersten Indossanten (§ 20) 
des Warrants zu, sobald dieser Schein durch Rücklösung an ihn gelangt 
ist. — § 33. Verkaufsrecht der Lagerhausunternehmung. Werden die 
auf bestimmte Zeit eingelagerten Waren nicht nach Ablauf der verab- 
redeten Lagerzeit oder die auf unbestimmte Zeit eingelagerten Waren 
nicht innerhalb eines Jahres von der Einlagerung und, wenn ein Lager- 
schein ausgestellt ist, von der Ausstellung des Lagerscheins bezogen 
oder wird die eingelagerte Ware vom Verderb bedroht, so ist die La- 
gerhausunternehmung nach an den Hinterleger vorher gerichteter Ver- 
ständigung zum Verkaufe der Ware berechtigt, — § 48. Einlagerung 
mit Vermengung der Waren verschiedener Einlagerer. Die Re- 
gierang wird ermächtigt , jenen öffentlichen Lagerhäusern , welche für 
die Lagerung vermengter Waren gleicher Gattung eingerichtet sind, 
die Aufnahme derjenigen, von den Vorschriften dieses Gesetzes abwei- 
chenden Reglementsbestimmungen zu gestatten, welche sich für diese 
Lagerungsart als unerläßlich herausstellen. Inwiefern auch öffentliche 
Freilager in der im ersten Absatz bezeichneten Weise eingerichtet wer- 
den können, wird durch gefällsam tliche Vorschriften geregelt. 

Oeaterreieh-U. Gesetz vom 30. April etc., welches die Einbe- 
ziehung der Freihafengebiete von Triest und Frame auf 1. Juli 
1891 hinausschiebt. 

Frankreich. Gesetz vom 16. Juli, betreffend den Betrieb der Te- 
lephonn etze. 

Frankreich. Gesetz vom 14. August, betreffend den WeinhandeL 
— Als Wein darf nur gegorener Traubensaft in den Verkehr gesetzt 
werden. Der mit Zuckerzusatz gegohrene Wein darf nur als vin de 
sucre, der aus trockenen Trauben beeren mit Wasserzusatz gewonnene 
Wein nur unter dem Namen wn de raism» secs verkauft werden. Diese 
Bezeichnungen sind auch auf den Fässern , Fakturen u. s. w. anzu- 
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bringen. Zusatz von Feigen, Mowrablume, Reis, Gerate u. s. w. zur 
Gärung begründet das Vergehen der Lebensmittelfälschung nach Ge- 
setz v. 27. März 1851. 

Bussland, Die Beleihung von Getreidesendungen 
durch die Eisenbahnen. (Gesetzsammlung vom 31. März) regelt 
eine Kais. V.O. vom 18. Februar wie folgt : Es wird den Eisenbahnen, 
welche die Erlaubnis erhalten haben , Darlehen auf Getreide zu er- 
teilen, gestattet, sowohl in Russland als auch im Auslände Kommis- 
sionsagenturen zu errichten, die sich im Auftrage der Absender 
mit der Aufbewahrung und dem Verkauf des Getreides befassen. Bei 
der Ausführung sind die sämtlichen Bestimmungen des am 14. Juni 1888 
bestätigten Gutachtens des Reichsrates zu beobachten. — Das vor- 
stehend genannte Gutachten lautet nach einer Uebersetzung aus dem 
russischen Gesetzblatt vom 21. Juli 1888 Nr. 70 wie folgt: Der Reichs- 
rat hat in den vereinigten Departements der Reichsökonomie und der 
Gesetzgebung, sowie in der Plenarsitzung die Eingabe des Finanz- 
ministers , wonach es der Reichsbank zeitweilig anheimgestellt werden 
soll , durch Vermittlung der Eisenbahnen gegen Unterpfand von 
Getreide Darlehen zu erteilen, durchgesehen und wie folgt begut- 
achtet: Es wird der Reichsbank, und ihren verschiedenen Abteilungen 
während dreier Jahre zeitweilig anhei m gestellt , durch die Vermitte- 
lung der Eisenbahnen Getreide unter folgenden Bedingungen zu be- 
leihen: 1) Die Darlehen werden von den Eisenbahnen verabfolgt, 
welche eine diesbezügliche Bittschrift eingereicht haben und durch 
den Finanzminister nach einer von diesem mit dem Minister der 
Wegebauten und dem Reichskontrolleur getroffenen Uebereiukunft zu 
solchen Operationen berechtigt worden sind. — 2) Die Höhe des Dar- 
lehens darf nicht mehr als 60 Proz. vom Werte der Ware ausmachen, 
bei der Bestimmung des letzteren sind die Preise des nächsten Marktes 
massgebend. — 3) Die Verzinsung der Darlehen wird von der Reichs- 
bank festgesetzt und die Zinsen werden bei der Tilgung der Schuld für 
die thatsächliche Zeitdauer der letzteren nach Tagen berechnet. — 4) 
Ausser den Zinsen für das Darlehen (§ 3) werden von dem Darlehen- 
nehmer erhoben : a. Vs Proz« des Darlehens zur Bildung eines Reserve- 
fonds (§ 16); b. nicht mehr als l /s Proz. zur Vergütung der den Eisen- 
bahnen durch die Darlehensoperation entstandenen Unkosten. — 5) Die 
Darleben werden auf einen Zeitraum bis zu 6 Monaten oder ohne vor- 
hergehende Bestimmung eines Termins verabfolgt. In dem letzteren 
Fall muss das Darlehen nicht später als in der im § 90 des Statuts 
für die russischen Eisenbahnen angegebenen Frist zurückerstattet wer- 
den. — 6) Dem Warenbesitzer ist es gestattet, seine Ware zu besich- 
tigen und derselben Proben zu entnehmen ; ferner darf er unter der 
Aufsicht des Eisenbahn agenten Massnahmen zum Schutze des Getreides 
treffen und fordern, dass diese Massnahmen auf seine Rechnung von 
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der Eisenbahn- Verwaltung durchgeführt werden. Nötigenfalls können 
diese Massnahmen auch von der Eisenbahn-Verwaltung auf Rechnung des 
Warenbesitzers vorgenommen werden, auch wenn dieser keinen dies- 
bezüglichen Antrag gestellt hat — 7) Der Normalverlust an Getreide, 
welcher durch die Sicherstellung desselben entsteht, wird durch von 
dem Eisenbahnrate bestätigte Regeln festgesetzt. — Die verpfändete 
Ware wird von der Eisenbahn nur dann herausgegeben, wenn alle letz- 
terer zukommenden Zahlungen und das verabfolgte Darlehen nebst den 
Zinsen und den im § 4 erwähnten Abgaben entrichtet worden sind. — 
9) Wenn der Zahlungstermin verjährt ist, wird die Ware auf Ver- 
fügung der Eisenbahn durch den Börsenmakler an Ort und Stelle oder 
meistbietend verkauft. — 10) Zum Verkauf kann ferner in folgenden 
Fällen geschritten werden: a. wenn das verpfändete Getreide zu ver- 
derben droht und von der Eisenbahn keine entsprechenden Schutzmass- 
nahmen ergriffen werden können ; b. wenn bei der Veränderung der 
Höhe des Darlehens das zuerst verabfolgte Darlehen das spätere um 
mehr als ein Drittel übertrifft und c. wenn zu befürchten steht, dass 
der Wert der in den Niederlagen der Eisenbahn aufgespeicherten Ware 
nicht das Darlehen und anderweitige Zahlungen zu decken vermag. In 
allen angeführten Fällen muss eine Anzeige über den Verkauf der 
Ware 7 Tage vor demselben dem Warenbesitzer oder Darlehensempfänger 
zugestellt werden. — 11) Von der beim Verkauf der Ware sich ergeben- 
den Summe werden vor allen anderen Schulden des Warenbesitzers , 
auch wenn dieser für zahlungsunfähig erklärt sein sollte, alle der 
Eisenbahn zukommenden Zahlungen mit Einschluss der Aufbewahrungs- 
kosten, ferner das Dar leben nebst Zinsen und schliesslich die nach § 4 
zu zahlenden Beträge gedeckt. 12) Es wird den Eisenbahnen, welche 
die Berechtigung zur Erteilung von Darleben gegen Getreide besitzen, 
anheim gestellt : a. solche vor der Erstattung durch die Reichsbank aus 
ihren Kassenbeständen zu verabfolgen ; b. zur Aufbewahrung der Waren 
während der Frist von 6 Monaten besondere Baulichkeiten zu errichten 
oder zu mieten und für die Aufbewahrung selbst eine Zahlung zu er- 
heben, deren Höhe vom Wegebauminister für jede einzelne Station 
festgesetzt wird und nicht mehr als Vs Kopeke pro Pud und Monat 
betragen darf; c. besondere Agenturen zu errichten, welche sich gegen 
eine Kommissionszahlung von nicht über 1 Proz. des Gesamtbetrages 
im Auftrage der Absender mit dem Verkauf von Getreide befassen. — 
18) Die Eisenbahnen sind der Reichsbank gegenüber für die von ihnen 
für Rechnung der Bank erteilten und von der letzteren zurückerstat- 
teten Darlehen unbedingt verantwortlich. — 14) Wenn die der Bank 
zukommenden Geldsummen von der Eisenbahn nicht innerhalb 7 Tage 
nach dem Verkauf der Waren oder nach Ablauf der Frist, auf welche 
das Darlehen erteilt war, eingezahlt worden sind , so zahlt die Eisen- 
bahn, ausser den bis zum Tage der Zahlung fälligen Zinsen eine Strafe 
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von Vi Pros, monatlich der gesamten rückständigen Summe. — 15) Die 
Beträge, welche bei der Berechnung der den Eisenbahnen für die Durch- 
führung der Darlehensoperation (§ 4, Pkt. b), fftr die Aufbewahrung 
der Waren (§ 12, Pkt. b) und den Kommissionsverkauf (§ 12, Pkt. c) 
zukommenden Zahlungen nach der Tilgung aller Ausgaben übrig blei- 
ben, werden dem Reservefonds zugeschlagen. — 16) Der Reservefonds 
(§ 4, Pkt. a) kann mit der Genehmigung des Wegebauministers und 
im Einverständnis mit dem Finanzminister und Reichskontrolleur zur 
Zahlung von Gratifikationen an die Eisenbahnbeamten oder aber zur 
Deckung der von den Eisenbahnen bei der Darlehensoperation erlitte- 
nen Verluste, nach Massgabe der von den Bahnen dem Reservefonds 
eingezahlten Summen, verwandt werden. Im Fall eine Bahn ihre Dar- 
lehensoperation einstellen sollte, wird der Betrag des auf sie entfallen- 
den Teiles des Reservefonds nach der Bestimmung der Regierung ver- 
wandt. — 17) Die Bestimmung der Einzelheiten der Beziehungen zwi- 
schen den Eisenbahnen und der Reichsbank bei der Erteilung von Dar- 
lehen, der Festsetzung der Höhe des Darlehens beziehungsweise deren 
Abänderung, der Taxation der Ware und des Modus der Darlehens- 
operation, der Aufbewahrung und des Kommissionsverkaufes, ferner alle 
Einzelnheiten über die staatliche Kontrolle, den Höchstbetrag des Dar- 
lehens, die jeder Bahn entstehenden Unkosten, die Bestimmung der 
Stationen, auf welchen Darlehen ausgegeben werden können und schliess- 
lich den Modus, nach welchem die Verluste der Eisenbahnen, an deren 
Einträglichkeit die Regierung interessiert ist, gedeckt werden können, 
werden dem Finanz- und Wegebauminister nach mit dem Reichskon- 
trolleur getroffenen Uebereinkommen anheimgestellt. (D.H.A.) 

Qro88britannien. Gesetz v. 26. Juli, in 89 Artikeln betreffend die 
Mass- und Gewichtspolizei, die Mass- und Gewichtsinspektion, 
die Kohlen- und Brot- Verwiegung. 

Hü. Finanzwesen. 

Erstens: Finanzgesetz, Etats-, Kassen- und Rechnungswesen. 

Z w e i t e n s : Staatseinnahmen : 

1) aus Staatseigentum 

2) aus Abgaben, und zwar: 
A) aus direkten Steuern: 

Lübeck. Gesetz v. 27. Mai betr. die Einkommenssteuer 
(allgemeine Einkommenssteuer): klassifiziert von 4 Mark Steuer für 
600—700 Mk. Einkommen bis 120 Mk. Steuer für Einkommen von 
3900 bis 4000 Mk. Von 4000 Mk. aufwärts 3 vom Hundert, 

B) aus indirekten Steuern: Verzehrungsteuern, Ge- 
böhren und Stempeln. 

Deutsches Reich. Gesetz v. 7. April betreffend die Aufhebung der 
§§ 4 (Entfuselungszwang) und 25 des Gesetzes über die Besteuerung des 
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Branntweins vom 24. Juni 1887 (vgl. die §§ in der Uebersicht für 
1887). 

Prcussen.) Gesetz vom 19. Mai, über die Abänderung mehrerer 
Bestimmungen der Gesetzgebung über die Stempelsteuer betreffend 
die Pacht- und Mietverträge, Afterpacht- und Aftermietverträge und 
Verlängerung derselben , sowie antichretische Vertrage Ermässigung 
von einem Drittel vom Hundert auf ein Zehntel vom Hundert 

Bayern. Gesetz v. 8. Dezember, den Malzaufschlag betreffend. 

EUaM'Loihringen. Gesetz v. 12. Juni b. die Erbschaftsbesteue- 
rung : 1 °/o für die Vererbung in gerader Linie, 3°/t f&r Erbschaften 
unter Gatten, 6Vs °/o für Erbschaften zwischen Brüdern, Schwestern, 
Onkeln, Tanten, Neffen und Nichten; 7°/t zwischen Seiten verwandten 
bis zum 4. Grade; 8% bei Seitenverwandtschaft vom 5. bis 12. Grade; 
9°/o in allen übrigen Fallen. 

Sachsen, Kgr. Gesetz v. 9. Dezember betr. Befreiung der Aner- 
kenntnis vertrage vom Vertragsstempel. 

Württemberg. Gesetz vom 2. Juli. betr. die Erhebung eines Zu- 
schlages zur Hundeabgabe durch die Gemeinden (bis zul2Mk.). 

Oesterreich-Ungarn. Oesterr. Gesetz vom 28. März und ungarisches 
Gesetz v. 21. April 1889 über den Verkehr in Prämien-Anlehen s- 
Obligationen und Promessen. Mit Gewinnsten verbundene An- 
lehens-Obligationen können nur mit der Bewilligung der Gesetzgebung 
hinausgegeben werden. — Verträge, welche ausserhalb des Geltungs- 
gebietes dieser Gesetze ausgegebene Schuldverschreibungen mit Prä- 
mien oder Interimsscheine auf solche Wertpapiere zum Gegenstande 
haben, sind mit Ausschluss der Erbverträge, ungültig. — Diese Be- 
stimmung findet jedoch auf solche von auswärtigen Staaten oder unter 
Garantie solcher Staaten ausgegebenen Schuldverschreibungen mit Prä- 
mien, welche vor dem 1. März 1889 im Geltungsgebiete dieser Gesetze 
in den Verkehr gesetzt worden sind, keine Anwendung, sofern die be- 
treffenden Wertpapiere nach den Bestimmungen dieser Gesetze abge- 
stempelt worden sind. 

Belgien. Gesetz vom 19. August über Bildung eines Spezi al- 
steuerfonds für die Gemeinden und über die Einführung einer 
Taxe für die Verschleisse alkoholischer Getränke. 

Frankreich. Eine Verordnung vom 30. Dezember bestimmt, dass 
das Monopol der Fabrikation und des Verkaufs von Zündhölzern 
vom 1. Januar 1890 ab in den unmittelbaren Betrieb des Staats 
übergebt. — Die Staatsfabriken geben die Zündhölzer in ganzen Kas- 
setten im Mindestgewicht von 500 Kilogramm zu bestimmten Regie- 
taxen ab mit vorgeschriebenen Preisen für den Absatz an das Publikum. 
Das Monopol ist hienach Fabrikations- und Grossverkaufs-Monopol. 
Gemeine Zündhölzer werden in 8, Luxuszündhölzer in 16 Sorten fabri- 
ziert und abgegeben. 
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Frankreich. Gesetz vom 15. Juli über die Einführ nng einer Mili- 
t&rtaze für alle befreiten, zurückgestellten, in die Hilfsdienste oder 
in den zweiten Kontingentsteil versetzte, dispensierte oder sonstwie vom 
Dienst in der aktiven Armee entlastete Stellungspflichtigen. Die Taxe 
besteht aus einem festen Betrag von 6 Fr. und einer Proportionalab- 
gabe im Verhältnis der P flieh tigkeit zur Personal- und Mobiliarsteuer. 
Die Taxpflicht endet mit dem 1. Januar , welcher auf den Uebergang 
der Altersklasse des Pflichtigen in die Landwehrreserve folgt. 

Griechenland. Gesetz vom 2./14. Dezember, betreffend die Spiri- 
tnsfabriken erster und zweiter Klasse. 

Grossbritannien, Gesetz vom 31. Mai, betreffend Aenderung an den 
Zöllen und Inlandsteuern (in den Artikeln 5 ff. Zusatzbestim- 
mungen zur Erbse haftsb es teuerung von 1853). 

Italien. Ein Gesetz vom 11. Juli bestimmt folgendes: Artikel 1. 
Die innere Fabrikationssteuer auf Spirituosen und der Grenzzollzuschlag 
auf den vom Auslande eingeführten Spiritus werden auf den Be- 
trag von 1 Lire 20 Cent, für jedes Hektoliter und jeden Grad des hun- 
dertteiligen Alkoholometers bei der Temperatur von 15,56 Graden des 
hundertteiligen Thermometers festgesetzt. — Artikel 2. Die Verkaufs- 
steuer auf für den Verbrauch im lnlande bestimmten Spiritus, von wel- 
cher die Anlage C des Gesetzes vom 12. Juli 1888 handelt, wird auf 
den Betrag von 0,20 Lire für jedes Hektoliter und jeden Grad festge- 
setzt — Artikel 4. Der Betrieb der Spiritusfabriken unterliegt, wenn 
es sich nicht um landwirtschaftliche Brennereien handelt, die in den 
beiden ersten Absätzen des nachfolgenden Artikels 6 erwähnt sind, der 
beständigen Ueberwachung durch die Finanzverwaltung. Die Menge des 
steuerpflichtigen Erzeugnisses wird mittelst eines mechanischen Mess- 
apparates bestimmt, welcher bei der ersten Destillation anzuwenden 
ist. — Artikel 5. Die Vergütung, welche dem Spiritus erster De- 
stillation für Abgänge, Verschüttnng und anderweite Verluste zu ge- 
währen ist, wird festgesetzt auf den Betrag a. von 10 Proz. für die 
Fabriken , welche Stärke und stärkehaltige Substanzen (wie Getreide, 
Eeis, Mehl, Kartoffeln), die Bückstände der Zuckerfabrikation und -Raf- 
finerie (Melassen n. s. w.), Runkelrüben und Stangenerdäpfel (Topinam- 
bur) destillieren ; b. von 25 Proz. für die Brennereien, welche Alkohol 
aus Früchten, Weintrestern, Weinhefe, Honig und anderen unter a 
nicht einbegriffenen Stoffen bereiten; c. von 35 Proz. für die Weinde- 
stillation. — In denjenigen Fabriken, welche Erzeugnisse destillieren, die 
verschieden hohe Vergütung erhalten, soll die Destillation in verschie- 
denen Apparaten und zu verschiedener Zeit vorgenommen und der Spi- 
ritus in getrennten Räumlichkeiten aufbewahrt werden, gemäss den 
Vorschriften, welche hierüber werden erlassen werden. — Artikel 6. 
Als landwirtschaftliche Brennereien mit Rücksicht auf die Wir- 
kungen dieses Gesetzes werden solche Betriebe angesehen , welche auf 
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dem Fabrikanten gehörigen oder von ihm bebauten Grundstücken stehen 
und den Spiritus durch Destillation von Weintrestern, Früchten und 
Wein gewinnen , welche aus demselben Grund und Boden gewonnen 
oder auf demselben erzeugt worden sind. Die landwirtschaftlichen 
Brennereien entrichten die 8 teuer im Verhältnis der täglichen Produk- 
tion der De8tillierb lasen , welche gemäss den Bestimmungen des Arti- 
kels 14 des Gesetzes vom 12. Oktober 1883 und der entsprechend den 
Artikeln 9 und 10 des Gesetzes vom 10. Juli 1887 erlassenen König- 
lichen Verordnung vom 7. September 1887 festzustellen ist. Die Ver- 
waltung wird deshalb ermächtigt, die Ermittelung der Fabrikations- 
steuer gemäss Artikel 4 auch auf die landwirtschaftlichen Brennereien 
anzuwenden, wenn die jährliche Spiritusproduktion zwanzig Hektoliter 
wasserfreien Alkohol übersteigt. In solchem Falle wird die Fabrika- 
tionsvergütung nach dem in dem folgenden Artikel 7 angegebenen 
Satze zur Anwendung kommen. — Artikel 7. Wenn die Besitzer oder 
Bebauer verschiedener Ländereien sich zu einer Genossenschaft 
vereinigen, zudem Zweck, gemeinsam und in ein und derselben Fabrik 
die unter dem Buchstaben b und c des Artikels 5 angeführten, von 
denselben Ländereien stammenden Erzeugnisse zu destillieren, wird die 
in diesem Artikel vorgesehene Vergütung für die Destillation von Früch- 
ten, Weintrestern und Weinhefe auf 30 Proz., für die Destillation von 
Wein auf 40 Proz. erhöht. In Betreff dieser Fabriken gelten die Be- 
stimmungen über Ueberwachung und Eontrolle, welche im zweiten Ab- 
satz des Artikels 4 gegeben sind. — Artikel 8. In Fällen der Ausfuhr 
wird die auf Spiritus, sowohl in natürlichem Zustande als in Form von 
Likören, Most oder verschnittenen Weinen in Fässern oder Flaschen 
gezahlte Inlandssteuer mit 90 Proz. vergütet. Bei ausgeführten Weinen 
wird auf Antrag der Beteiligten die für den den Weinen zugemischten 
Alkohol gezahlte ganze Steuer vergütet, wenn die Vermischung des 
Alkohols unter Aufsicht der Verwaltung und Beobachtung der im Re- 
glement vorgeschriebenen Förmlichkeiten und Vorsichtsmassregeln vor- 
genommen wird. Vom 1. Oktober 1889 ab wird die Erstattung oder 
Vergütung der Steuer für den deo Weinen zugesetzten Spiritus von 
der Verwendung reinen Aethylalkohols oder von Weinspiritus von einem 
in dem Reglement zu bestimmenden Stärkegrade abhängig gemacht 
werden. Dieser Bedingung werden gleichfalls die Mischungen mit aus- 
wärtigem Spiritus unterworfen werden. Die Art der Ermittelung der 
Qualität und die Bestimmung des Stärkegrades des Spiritus, welcher zu 
den Mischungen verwendet wird , werden in dem Reglement angegeben 
werden. Aufgehoben werden die Bestimmungen des Artikels 23 des Ge- 
setzes über die Fabrikationssteuer auf Spiritus vom 12. Okt. 1883 und die- 
jenigen des Artikels 12 des Gesetzes vom 2. April 1866. — Artikel 9. Für 
den in der Essigfabrikation verwendeten Spiritus wird die Steuervergütung 
in Anbetracht des Artikels 17 des Gesetzes vom 14. Juli 1887 zu dem 
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Betrage von 50 Lire für jedes Hektoliter hundertgradigen Spiritus fest- 
gesetzt. — Artikel 10. Eine Ermässigung der Fabrikationssteuer im 
Betrage von 25 Pros, wird Bugestanden für Weinspiritus von einem im 
Reglement zu bestimmenden Starkegrade und für reinen Aethylalkohol, 
welche bei dem Versetzen der Weine und gegohrenen Moste zur Er- 
höhung des natürlichen Alkoholgehalts der geringeren Weine und cur 
Bereitung der typischen Weine verwendet werden. Eine solche Er- 
mässigung hängt Ton folgenden Bedingungen ab : a. dass der Spiritus 
zur Erhöhung des Alkoholgehalts bis zu dem duroh Eon. V.O. festge- 
setzten Grade bestimmt sei; b. dass die den Mischungen zugesetzte 
Spiritasmenge in keinem Falle zwei Liter wasserfreien Alkohol für 
jedes Hektoliter übersteige; c. dass die Mischungen unter Aufsicht der 
Finanzbeamten in den behördlichen Spiritusniederlagen oder, auf Grund 
besonderer Erlaubnis, in den Privatmagazinen von Genossenschaften, 
Produzenten und Händlern, von Gemeindebehörden oder anderen lo- 
kalen Körperschaften vorgenommen werden. — Artikel 22. Die in der 
Alkoholproduktion zur Verwendung gelangenden Rohstoffe unterliegen 
nicht der Verbrauchssteuer. 

Bussland. Einführung des Monopols für den Branntwe in-E lein- 
verkauf inSibirien. Ein unterm 5. Dezem ber 1889 Altern, bestätig- 
tes Gutachten des Reichsrats verfügt was folgt: Es wird dem Finanz- 
minister anheimgestellt, in Sibirien den Branntwein- und Spiritusver- 
kauf aus fiskalischen Klein-Handlungen auf Grund nachstehender Be- 
dingungen einzuführen: 1) Die Bestimmung der Orte, an denen der- 
gleichen Handlungen eröffnet werden sollen, geschieht duroh den Ac- 
eiseohef im Einvernehmen mit dem örtlichen Gouverneur. 2) Zur Er- 
öffnung von Handlungen, welche auf Dorfländereien gelegen sind, ist 
keine Genehmigung der Dorfgemeinden erforderlich. 8) Die Wahl der 
Personen, welche in den Getränkehandlungen den Verkauf leiten, hängt 
von dem Accisechef ab. 4) Die Personen, welche von der Aocisever- 
waltung mit dem Verkauf in den Handlungen betraut werden, sind 
nicht verpflichtet» die Genehmigung der Dorfgemeinden, in welchen sie 
handeln, beizubringen. 

Buwland. Gesetz v. 18. Januar über die Bepartierungssteuer für 
die nicht der Gildensteuer unterliegenden Geschäftsbetriebe (Kleinge- 
werbe Steuer). Nach Artikel III ist die Gesamtsumme der Bepartie- 
rungssteuer von den auf Grund von Kleinhandels- und Gewerbescheinen 
unterhaltenen Handels- und Gewerbe-Etablissements für die Jahre 1889 
und 1890 zum Betrage von 1250000 Rubel festzustellen. 

Spanien. Ein Gesetz vom 21. Juni bestimmt: Art. 1. Die aus 
dem Ausland und den überseeischen Besitzungen eingeführten Alkohole 
und Branntweine, sowie die in Spanien und den anliegenden InBein 
hergestellten Industriealkohole, werden ohne Rücksicht auf den 
Stärkegrad mit einer besonderen Verbrauchssteuer von 25 
Zeitsohr. f. Staats*. 1880. IV. Heft. 50 
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Pesetas für das Hektoliter belastet. Als Industriealkohole werden in 
der spanischen Fabrikation alle diejenigen betrachtet, welche von Stoffen 
oder Mischungen herrfihreu, die vom Wein und den Weintraubenrück- 
ständen sich unterscheiden. — Art. 2. Die Industrie-Alkohole und 
Branntweine von inländischer Fabrikation werden die Steuer bei ihrem 
Austritt aus den Fabriken en trichten, und zwar nach der Flüssigkeits- 
menge, die ans denselben hinausgeschafft wird. — Art. 3. Der Zucker- 
rohr-Branntwein , welcher ans den überseeischen spanischen Provinzen 
eingeführt wird, ferner die trinkbaren Branntweine, sowie die Spiri- 
tuosen Getränke aller Art, welche vom Auslände eingeführt werden, 
zahlen die Steuer im Verhältnis von 262 Tausendstel Peseta für jeden 
Gente8imalgrad reinen Alkohols im Hektoliter, so lange sie 60° nicht 
übersteigen. Ueber diesen Stärkegrad hinaus zahlen sie insgesamt 25 
Pesetas für das Hektoliter, ohne Bücksicht auf ihren Alkoholgehalt. — 
Art. 4. Die Alkohole und Branntweine, welche in Spanien und den 
anliegenden Inseln ausschliesslich durch Destillation von Wein oder 
Weintraubenrückständen hergestellt werden , bleiben von der in Art 1 
genannten besonderen Steuer befreit. — Art. 5. Die gewöhnlichen Weine, 
welche mit mehr als 15 Centesimalgraden eingeführt werden, entrichten 
für jeden Grad im Hektoliter, welcher besagten Stärkegrad Übersteigt, 
262 Tausendstel Peseta, ausser dem entsprechenden Eingangs- und tran- 
sitorischen Zoll. — Art. 6. Das Gesetz vom 16. Juni 1885 tritt hin- 
sichtlich der Verbrauchssteuer auf Alkohole , Branntweine und Liköre, 
welche für den persönlichen Verbrauch bestimmt sind, wieder in Kraft 
und Geltung, wobei der Tarif 1 bezüglich des Alkohols und Brannt- 
weins in nachstehender Form modifiziert wird. In Ortschaften bis zn 
5000 Einwohnern, für jeden Centesimalgrad im Hektoliter 0,35 Pesetas, 
in Ortschaften von 5 001 bis 12 000 Einwohnern für jeden Centesimal- 
grad im Hektoliter 0,40 Pesetas, in Ortschaften von 12001 bis 20000 
Einwohnern für jeden Centesimalgrad im Hektoliter 0,45 Pesetas , in 
Ortschaften von 20 001 Einwohnern aufwärts , und in den Provinzial- 
hauptstädten, sowie in den Häfen Cartagena, Gijon und Vigo, für jeden 
Centesimalgrad im Hektoliter 0,55 Pesetas. Diese Steuern sind für den 
Staatsschatz eintreibbar und von den Ayuntamientos einzuziehen, in 
gleicher Weise wie von den übrigen Waren, welche mit der Verbrauchs- 
steuer für den Staatsschatz belastet sind. Die Ayuntamientos können 
für Munizipalzwecke den besagten Steuern einen Aufschlag bis zur Ma- 
ximalgrenze von 10 Proz. der dem Staatsschatze zukommenden Steuern 
auferlegen. — Art. 7. Die Pauschalierung (encabeeamiento) der Steuern 
auf die besagten Waren ist obligatorisch für die Ortschaften, welche 
nicht Provinzialhauptstädte sind und weniger als 30000 Einwohner 
zählen, mit Ausnahme von Cartagena, Gijon und Vigo, welche den letz- 
teren gleichgestellt sind. — Die Verbrauchssteuer-Pauschalierungen und 
Quoten aller Ortschaften werden auf Grund der in diesem und dem 
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voraufgehenden Artikel gedachten Steuer auf den persönlichen Ver- 
brauch in nachstehender Weise erhöht : auf 25 Gentimos de Peseta für 
den Einwohner in den Städten bis 5000 Einwohner; auf 50 Oentimos 
de Peseta für den Einwohner in den Städten von 5001 bis 12000 Ein- 
wohner ; auf 75 Oentimos de Peseta für den Einwohner in den Städten 
von 12001 bis 20000 Einwohner; auf 1 Peseta für den Einwohner in 
den Städten von mehr als 20 000 Einwohnern, sowie in den Provinzial- 
hauptstädten und den drei genannten Häfen. In denjenigen Ayunta- 
mient08 f wo die direkte Einziehung oder die Verpachtung nach Mass- 
gabe dieses Gesetzes sich nicht vollziehen lässt, ist die Einziehung des 
Betrages dieser Erhöhungen auf dem Wege der Uebereinkunft mit den 
Verkäufern zu bewirken, gleichviel ob die letzteren Alkohol-, Brannt- 
wein- und Likörfabriken sind oder nicht. In keinem Falle aber darf 
die Eintreibung dieser Aufschläge auf dem Wege der Vizinal- Verteilung 
stattfinden. — Art. 8. Die Alkohole und Branntweine, welche zum 
Wein verschnitt bestimmt sind, werden als Rohstoffe betrachtet und 
bleiben von der Steuer befreit, welche durch Art. 6 für die für den 
persönlichen Verbrauch bestimmten eingeführt wird. Ebenso bleiben 
von dieser Steuer diejenigen befreit, welche zur Fabrikation von Likören 
und Spirituosen Getränken bestimmt sind ; dieselben zahlen die Steuern 
nach Massgabe des in Art. 6 für diese Flüssigkeiten angegebenen Tarife. 

3) Zollwesen. 

4) Kommunalfinanz wesen. u 
Preussen. Gesetz v. 23. Mai betr. die Heranziehung der Fabriken 

u. 8. w. mit Präzipua 11 eistun gen für den Wegebau in der Pro- 
vinz Schlesien. 

DRITTER HAUPTTEIL. 

Kolonien und Schutzgebiete. 

Denteohe Kolonien. 

Kais. V.O. v. 15. Augast, betreffend das Bergwesen im Süd- 
westafrikanischen Schutzgebiet. — § 1. Gegenstände 
des Bergbaue b. Die Aufsuchung und Gewinnung folgender Mine- 
ralien, nämlich: 1) Edelsteine, 2) Edelmetalle (Gold, Silber, Platin) und 
andere Metalle, gediegen oder als Erze , 3) Mineralien , welche wegen 
ihres Gehaltes an Schwefel etc. zur Darstellung von Alaun, Vitriol und 
Salpeter verwendbar sind, 4) Graphit, 5) Bitumen in festem und flüssi- 
gem Zustande, unterliegt innerhalb des Südwestafrikanischen Schutzge- 
bietes den Vorschriften dieser Verordnung. — § 3. Das Schürfen. 
Schürfgebiet. Die Aufsuchung der im § 1 bezeichneten Mineralien 
(das Schürfen) ist nur in denjenigen Teilen des Schutzgebietes gestattet, 
welche von der Bergbehörde durch Öffentliche Bekanntmachung für den 
Bergbau eröffnet werden (öffentliche Schürfgebiete). — § 5. Schürfte- 
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guter. Für jedes öffentliche Schürfgebiet wird Ton der Bergbehörde ein 
Schürfregister gefuhrt. — § 14. Erklärung zum öffentlichenGru- 
bengebiet. Nach erfolgter Anzeige von dem Fände oder wenn es 
anderweitig zur Kenntnis der Bergbehörde gelangt, dass Edelmetalle oder 
Edelsteine auf ihrer natürlichen Lagerstätte gefunden worden sind, hat 
die Bergbehörde festzustellen, ob das Mineral am Fundorte in abbau- 
würdiger Beschaffenheit vorkommt. Ist ein solches Vorkommen festge- 
stellt und die Verbreitung des gefundenen Minerals über eine grössere 
Fläche nach Ansicht der Bergbehörde wahrscheinlich! so kann die Be- 
hörde ein entsprechendes, den Fundort einschließendes Gebiet zum 
Öffentlichen Grubengebiet erklären. — § lö. Jeder Schürfer, welcher 
einen Fund gemacht und angemeldet hat, hat das Vorrecht, dass ihm 
innerhalb seines Schürfkreises ein gebührenfreies Feld, welches den 
Fundpunkt einschließen muss (Finderfeld), sowie zwei weitere Felder 
verliehen werden. Der Eigentümer hat das Vorrecht, innerhalb seines 
in das öffentliche Grubengebiet einbezogenen Eigentums eine Anzahl 
von Feldern (Eigentümerfelder) sich verleihen zu lassen, und zwar ein 
Feld für ein Grundstück bis zu fünfzig Hektar, zwei Felder für ein 
Grundstück von fünfzig Hektar bis zu zweihundert Hektar und ein Feld 
mehr für weitere je zweihundertundfünfzig Hektar, im ganzen jedoch 
nicht mehr als fünfzehn Felder. Im Falle des Zusammentreffens geht 
der Anspruch des Finders dem des Eigentümers vor. — § 19. Grösse 
der Felder. Die Ausdehnung eines alluvialen Feldes beträgt fön feig X 
fünfzig Meter, derjenige eines Riff-Feldes fünfzig Meter in der Richtung 
des Riffes und einhundertundfünfzig Meter in der Breite. — § 26. Der 
Beliehene muss mit dem Betrieb innerhalb eines Jahres von dem Tage 
der Beleihung an beginnen; — § 27. Der Betrieb darf nicht länger 
als sechs Monate unterbrochen werden. — § 80. Grubenausschüsse. Für 
jedes Öffentliche Grubengebiet wird ein Gmbenausschuss gebildet, wel- 
cher ans Vertretern der mit Feldern Beliehenen und der Eigentümer 
von Grundstücken, welche in dem Öffentlichen Grubengebiet belegen 
sind, bestehen soll. — § 47. Anteil der Häuptlinge. Soweit Felder 
iu Gebieten verliehen worden sind, welche unter einem eingeborenen 
Häuptling stehen, hat der Häuptling Anspruch auf die Hälfte der aus 
solchen Feldern eingehenden Verleihungsgebühren. — § 48. Anteil der 
deutschen Kolonialgesellsohaft für Südwestafrika. Die Einnahmen ans 
den in dieser Verordnung genannten Gebühren und Abgaben werden, 
soweit sie nicht nach §§ 46 und 47 an Grundeigentümer oder Häupt- 
linge abzuliefern sind , zunächst zur Bestreitung der durch die Berg- 
verwaltung entstehenden Kosten verwandt. Sollte sich demnächst ein 
Uebersohu&s der Einnahmen über die Kosten der Bergverwaltung er- 
geben, so wird dieser Ueberschuss zur Hälfte an die deutsche Kolonial- 
gesellschaft behufs Verwendung im Interesse des Schutzgebietes ab« 
geliefert. 
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Sklavenhandel in Deutschost afrika: Gesetz, betreffend 
die Bekämpfung des Sklavenhandels und Schutz der deutschen Inter- 
essen in Oßtafrika, vom 2. Februar, und Gesetz vom 15. Febr. betreffend 
die Ausübung der Prisengerichtsbarkeit aus Anlass der Ost- 
afrikanischen Blokade (in erster Instanz durch das Prisengericht in 
Zanzibar, in zweiter Instanz durch das Oberprisengericht in Berlin). 

Kongostaat« 

Zivilgesetzbuch in 660 Artikeln vom 80. Juli 1888. 

Genehmigung (26. Juli) des Vertrages mit der Kongo-Eisen- 
bahn gesellschaft : Linie von Matadi bis Stanleypool. Auf 99 Jahre 
vom Betriebsbegiune an. Im 1. und 2. Jahr 1 Zug in jeder Richtung 
per Woche. Fahrzeit höchstens 48 8tunden. 
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Entgegnung von Dr. Warschauer. 

Herr Karl Diehl, Privatdozent der Staatswissenschaften an der Uni- 
versität Halle a. S., schreibt in seinem soeben veröffentlichten Werke 
P. J. Proudhon. Seine Lehre and sein Leben. II. Abteilung. Jena, 
Verlag von Gustav Fischer 1890, S. 819 : »Auch Warschauer meint, dass 
Proudhon in einer Geschichte des Sozialismus nicht erwähnenswert sei; 
in seiner jüngst veröffentlichten Abhandlung »Geschichtlich-kritischer 
Ueberblick über die Systeme des Kommunismus und des Sozialismus 
und deren Vertreter« bemerkt er (Tübinger Zeitschrift für ges. Staats- 
wissenschaften. 1890. 8. 862): »Proudhon, der auf einer beständigen 
Jagd nach wirtschaftlichen Widersprüchen die Ursache sozialer Miss- 
Stände auf die Errichtung des Kapitalzinses zurückführte, Eigentum ab 
Diebstahl bezeichnete und eine Organisation der Arbeit mit der des 
Kredits verbinden wollte, gehört nicht in die Geschichte des Sozialis- 
mus, auch nicht in die des Kommunismus, sondern in die der Anarchie.« 
Also Proudhon gehört nicht in die Geschichte des Sozialismus, sondern 
in die Anarchie; mit demselben Rechte könnte man etwa sagen: Bad- 
bertus gehört nicht in. die Geschichte des Sozialismus, sondern in die der 
Monarchie. Die Anarchie war bei Proudhon erst die Konsequenz seiner 
sozialen Beform für die politische Organisation; aber die soziale Be- 
form stand ihm , wie er immer wieder betonte, in erster Linie ; der 
wirtschaftliche Atom i am u 8, als welcher sich die Proudhon'sche ökono- 
mische Reform darstellt, sollte aber nach seiner Ansicht eine besondere 
Regierungsgewalt überflüssig machen. Für seine Behauptung, dass 
Proudhon die Anarchie verlangt habe, zitiert Warschauer das Werk 
•Du principe fideratif*. In diesem Werke hat aber Proudhon seine 
anarchistische Doktrin feierlich zurückgenommen und erklärt, dass die 
Anarchie etwas Unmögliches sei, und hat den Föderalismus verteidigt. 
— Ferner hat Proudhon es ausdrücklich als einen der grössten Fehler 
bezeichnet, dass man die Arbeit organisieren wolle ; es dürfte die Arbeit 
nicht organisiert werden, vielmehr dürfe nur das Geld- und Kredit- 
wesen reformiert werden; das Werk, worin er dies ausführt, ist betitelt : 
Organisation du eridit et de la circulation. Und dieses Werk führt 
Warschauer für seine wunderbare Behauptung auf, Proudhon hätte 
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zugleich die Organisation der Arbeit mit der des Kredits verbinden 
wollen. Es wäre kaum möglich gewesen, in den 'paar Zeilen die War- 
schauer Proudhon widmet, mehr falsche Angaben zu machen. < 

Meine Entgegnungen auf diese Angriffe seien kurz gefasst! Anar- 
chismus in jeder Form ist Atomismus, und als solcher die schroffste 
Verneinung des Sozialismus. Proudhons Anarchismus ist nicht nur po- 
litisch, sondern wie Herr DiM selbst hervorhebt, in grossem Umfange 
auch Ökonomisch »Atomismus«. Die Behauptung, dass die Proudhon 9 - 
schen Lehren in ihrer Quintessenz anarchischer Natur Bind , dass die- 
selben somit berechtigterweise einen Platz in der Geschichte der Anar- 
chie zu beanspruchen haben, findet ihre Bestätigung durch die neueren 
fachwissenschaftlichen Schriftsteller. Georg Adler, in dem »Handwörter- 
buch der Staatswissenschaften» 1890 Bd. I beginnt den Artikel Anar- 
chismus mit Proudhon und bezeichnet ihn als Begründer der 
Theorie des Anarchismus. Putlitz in seiner Schrift J. P. 
Proudhon 1881 S. 121 sagt bei Besprechung des Buches »Du principe 
fideratif» : »Das Ideal aller Regierung ist zwar nach wie vor für Proud- 
hon die Anarchie, aber da er einsieht, dass sich dieselbe nie ganz werde 
erreichen lassen , so will er an ihrer Stelle u. s. w. sein Föderativ- 
system treten lassen.« Proudhons Ideal blieb daher auch nach Putlitz 
die Anarchie ; selbst aber, wenn Proudhon den Anarchismus völlig ab- 
geschworen hätte, wäre Diehls Vorwurf unberechtigt. In ruheloser 
Thesis und Antithesis hat Proudhon Behauptungen aufgestellt und 
wieder zurückgenommen, sein Anarchismus jedoch hat die Zeitgenossen, 
in ihrem höheren Masse beeinüusst wie sein Föderalismus. Für diese 
Auffassung habe ich Herrn DiM selbst zum Gewährsmann. Die schnei- 
digste Waffe gegen seine Behauptung schmiedet er nämlich selbst, 
indem er in seiner eigenen obigen Schrift , nachdem er mich auf 
Seite 319 angegriffen S. 3 2 1 wörtlich sagt : »Am nachhaltigsten hat 
Proudhon durch seine anarchistische Theorie eingewirkt , denn 
wenn auch nicht Proudhon , sondern Godwin der erste war, der eine 
anarchistische Doktrin begründet hat, so hat doch die ganze spä- 
tere anarchis tische The orie undBewegung mi Proudhon an- 
> geknüpft.« Somit scheint Diehl das Proudhon'&che »Systeme des con- 
1radictions€ nicht ohne Erfolg in sich aufgenommen zu haben! Um 
seine Behauptung von dem anarchistischen Grundcharakter Proudhons 
zu erhärten, stützt sich Diehl in der oben zitierten Stelle auf Quelle n- 
material und erwähnt dabei Ä. Geel »Bemerkungen zu Proudhons 
Lehre von der Anarchie.« Eine ähnliche Schrift über Bodbertus 
und sein Verhältnis zur Monarchie gibt es nicht und wird es nie geben, 
weil kein -verständiger Mensch jemals Bodbertus als Begründer der Mo- 
narchie bezeichnen kann. Diehls Vergleich zwischen Proudhon und 
Bodbertus hinkt daher ebenso wie seine Ansichten über die anarchisti- 
schen Tendenzen Proudhons sich widersprechen. 
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778 Entgegnung von Dr. Warschauer. 

Heine zweite »wunderbare«' Behauptung betrifft die Proud- 
ton'sche Organisation, der Arbeit »und des Kredites. Proudhon's gesamte 
schriftstellerische Thfttigkeit galt den Interessen der »produktiven Ar- 
beit.« Dass die von ihm angestrebte Reform des Geld- und Kredit- 
wesens nicht für Bank- und Börsenleute bestimmt war, ist klar! Die 
Interessen der Arbeit sollten geschützt werden, der unentgeltliche Kre- 
dit sollte ein Mittel an erleichterter Produktion sein und in diesem 
Sinne kann man mit Recht von Proudhon behaupten, dass er — wenn 
auch in seiner systematischen Weise der »Kontradiktion» — vermittelst 
verbilligter oder unentgeltlicher Kreditwerkzeuge eine Organisation der 
Arbeit zu vertreten sich bemühte, ohne Ixmis Sloite'sohe Tendenzen 
zu verfolgen. 

Ob nach alledem der leichtfertig hingeworfene Vorwurf DtefeTs, 
dass es kaum möglich gewesen wäre, in den paar Zeilen, die ich Proud- 
hon gewidmet, mehr falsche Angaben zu machen, begründet ist, ob 
ferner meine Behauptungen so »wunderbar« sind, wie sie DiM er- 
scheinen, oder ob es nicht weniger »wunderbar« gewesen w&re, wenn 
Herr DiM sich einer höflicheren und zurückhaltenderen Tonart be- 
dient hatte — die Beantwortung aller dieser Fragen überlasse ich dem 
unparteiischen Urteil gereifter Fachleute, die den streitlustigen Assesso- 
riBmus in der Wissenschaft bereits überwunden haben! ! ) 

Otto Warschauer. 



i) Die Redaktion Mit die Polemik hiermit flu- geschlossen. 
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